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VORREDE 

In  dem  kürzlich  veröffentlichten  grossen  ethnogra- 
phischen Werke  über  den  österreichischen  Kaiserstaat 
^Ethnographie  der  österreichischen  Monar- 
chie von  Carl  Freiherrn  von  Czoernig  mit  einer 
ethnographischen  Karte  in  vier  Blättern  ^  herausgegeben 
durch  die  k.  k.  Direction  der  administrativen  Statistik 
I.  Band  erste  Abtheilung,  H.  und  IIL  Band.  Wien  1857. 
Staatsdruckerei  ^  behandelt  die  erste  Abtheilung  des 
ersten  Bandes  das  Erzherzogthum  Oesterreich  unter  der 
Enns,  das  Stammland  der  Dynastie,  in  welchem  Wien, 
die  Haupt-  und  Residenzstadt,  zugleich  der  Sitz  der 
Central-Regierung  des  ganzen  Reichs,  gelegen  ist.  Es 
ergab  sieh  hierbei  von  selbst,  dass  in  der  historisch-eth- 
nographischen Darstellung  die  öffentliche  Verwaltung, 
insbesondere  der  Einflusii  -deipe^ben  :i^trf;öi^*  Wohlfahrt 
des  Landes,  auf  Land wisthsehaft-,  Industrie  und  Handel, 
zur  Behandlung  kam  und  d^s  '/lüevbei-^ ,  namentlich  in 
der  neueren  Zeit,  Rücksiclii  ayrf  die,. öaentiiche  Verwal- 
tung von  Gesammt-Oesterröiahy  "V/eil  sich  das  Erzher- 
zogthum in  dieser  Beziehung  nicht  wohl  ausscheiden 
Hess,  genommen  wurde.  In  dieser  Art  ward  die  Dar- 
stellung   bis   zum   Jahre   1848   fortgeführt.      Hier   aber 
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konnte  dieselbe  nicht  abgebrochen  werden,  denn  wer 
die  heutigen  Zustände  von  Gesammt-Oesterreich  nach 
den  Verhältnissen  vom  Jahre  1847  beurtheilen  wollte^ 
der  würde  einen  gewaltigen  Anachronismus  begehen; 
er  stände  mit  seinem  Urtheile  näher  dem  Jahre  1758 
als  dem  Jahre  1858.  Es  erschien  daher  nothwendig, 
einige  Paragraphe  über  die  seit  1848  eingetretenen 
Aenderungen  in  der  Verfassung,  der  Gesetzgebung  und 
der  Verwaltung  beizufügen.  Bei  näherer  Erwägung 
stellte  sich  jedoch  die  Unmöglichkeit  heraus,  die  ge- 
waltige Umgestaltung,  welche  Oesterreich  in  dem  kur- 
zen seither  verflossenen  Zeitabschnitte  erfuhr,  auf  weni- 
gen Seiten  darzulegen,  ohne  in  Verwirrung  urfd  Un- 
klarheit zu  verfallen  und  somit  den  Zweck  zu  verfehle». 
Es  mangelten  alle  Vorarbeiten  hierzu,  die  man  hätte 
benützen,  auf  die  man  hätte  verweisen  können.  So- 
nach musste  entweder  mit  dem  Jahre  1848  abgebro- 
chen oder  eine  einlässliche  Darstellung  von  Oesterreich's 
Neugestaltung  versucht  werden.  Der  Unterzeichnete 
wählte,  obwohl  er  sich  der  Grösse  der  hiermit  gestell- 
ten Aufgabe  bewusst  war,  das  Letztere.  Keine  Epoche 
der  thatenvoUen  Geschichte  Oesterreich's  ist  in  vielsei- 
tigster  Beziehung  lehrreicher,  als  jene  der  gewaltigen 
Bewegung\för:Jäfcfcgri84&'aad:1849,  welche  das  Reich 

erschütterte!*  seineft   Ete^amJ»*  Bedrohte   und   unter  dem 

•  ••    ly::  •••• 
Schutze  der  Vgflqhliffjj;  ijft^  Hilfe  der  eigenen  Thatkraft 

zu  der  Wiedcrll^ii*plltöjg!  slqp  Rechtes  und  der  Ordnung^ 
zu  der  Begriindflfig'l&frfes-Tifeuen  staatlichen  Lebens  mit 
Gleichstellung  aller  Staatsbürger  und  eines  materiellen 
Aufschwungs,  dessen  allenthalben  sichtbaren  Anfänge 
auf  seine  künftige  Ausdehnung  schliessen  lassen,  führte. 
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Nene  Verhältnisse  waren  durch  die  Bewältigung 
der  Bewegung  entstanden  <,  und  veraltete  Zustände  ^  mit 
den  Anforderungen  der  Gegenwart  unvereinbar,  waren 
ihr  zum  Opfer  gefallen.  Die  neuen  Zustände  erforder- 
ten eine  neue  Regelung  der  Verfassung,  der  Gesetz- 
gebung und  der  Verwaltung.  Rasch  und  energisch 
wurde  an  das  Werk  geschritten,  der  ausgesprochene 
Grundsatz  der  Neugestaltung  Oesterreich's  in  allen  Rich- 
tungen durchgeführt^  so  dass  keines  der  öffentlichen 
Verhältnisse  von  der  Reform  unberührt  blieb.  Neun 
Jahre  erfolgreicher  Thätigkeit  reichten  hin,  ein  Gebäude 
aufzuführen,  welches,  wenn  auch  noch  nicht  in  allen 
seinen  Einzelnheiten  vollendet,  zu  einem  Umfange  ge- 
diehen ist,  den  sonst  Jahrhunderte  nicht  zu  Stande 
brachten.  Schwierig,  die  Kräfte  des  Einzelnen  fast 
übersteigend,  war  das  Unternehmen,  die  lange  Reihe 
von  Reformen  in  den  verschiedensten  Zweigen  der 
Gesetzgebung  und  Verwaltung, '  die  dadurch  bedingten 
Einrichtungen  und  deren  bisher  erzielte  Erfolge  zu  über- 
sehen, sie  nach  Ausscheidung  der  nicht  mehr  gelten- 
den Uebergangsbestimmungen  zu  sichten  und  dieses 
gesammte.  Tausende  von  gehörig  festzustellenden  That- 
sachen  in  sich  begreifende  Material  in  einer  geordne- 
ten Darstellung  zusammenzufassen.  Wenn  dessenunge- 
achtet der  Unterzeichnete  es  wagte,  eine  solche  Dar- 
stellung der  Geschichte  der  Gegenwart  zu  unternehmen, 
so  fand  er  sich  hierzu  durch  mehrfadie  Gründe  bewo- 
gen. Schon  das  allgemeine  culturgeschichthehe  Interesse 
erweckt  im  Vaterlandsfreunde  den  Wunsch,  die  gros- 
sen Reformen  der  Neugestaltung  Oesterreich's  über- 
Wicken,   den    gegenwärtigen   Stand    desselben    in    den 
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verschiedenen  Aeusserungen  der  Regier ungsthätigkeit 
sich  veranschaulichen  zu  können.  Hierzu  tritt  das  In- 
teresse der  einen  bestimmten  Lebenslauf  verfolgenden 
Staatsbürger,  die  auf  ihren  speciellen  Wirkungskreis 
bezüglichen  Anordnungen  und  Zustände  kennen  zu 
lernen,  ohne  die  Elemente  dazu  in  zerstreuten  Sanmi> 
lungen  und  Schriften  aufsuchen  zu  müssen ,  wobei  ihnen 
überdiess  immer  noch  Manches,  was  im  Innern  der  Re- 
gierungsmaschine vorgeht,  namentlich  das  statistisclie 
Material  der  Ergebnisse,  entgehen  würde. 

Eine  solche  Darstellung  ist  daher  geeignet,  den 
Wünschen  aller  Derjenigen  zu  begegnen,  welche  in 
und  ausser  Oesterreieh  an  dem  Gedeihen  und-  dem 
Vorschreiten  unseres  grossen  Vaterlandes  regen  Antheil 
nehmen.  Bei  demjenigen,  welcher  sich  mit  einer  sol* 
cheu  Darstellung  befasst,  muss  eine  aus  eigener  Erfah- 
rung geschöpfte  Kenntniss  der  einzelnen  Verwaltungs- 
zweige, sowie  der  volksvvirthschaftlichen  Thätigkeit  im 
Staate  vorausgesetzt  werden ,  weil  er  sonst  nicht  immer 
den  Zusammenhang  zwischen  Ursache  und  Wirkung 
nachzuweisen  und  über  die  trockene  Aufz&hlung  der 
Gesetze  und  Verordnungen  sich  zu  erheben  vermöchte. 

Der  zufällige  Umstand,  dass  sich  der  Unterzeich- 
nete in  dieser  Lage  befindet,  musste  für  ihn  eine 
Anspornung  sein,  sich  dieser  Arbeit  zu  unterziehen,  zu- 
mal er  als  Mitlebender  und  (wenn  auch  im  unterge- 
ordneten Grade)  als  Mithandelnder  manches  in  unmit- 
telbarer Nähe  auffassen  und  im  frischen  &edächtnisse 
belialten  konnte,  was  Anderen,  namentlicli  den  später 
Kommenden,  nur  in  den  Umrissen  der  Entfernung  oder 
im    Dämmerlichte   der  Vergangenheit    erkennbar    ^väre. 
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Gleichwie  der  Untei'zeichnete  diese  Arbeit  lediglieh  aus 
Liebe  zu  seinem  Vaterlande  unternahm,  so  wird  er 
sich  für  die  dabei  überwundenen  Mühen  und  Aufopfe- 
ningen  reichlich  belohnt  fühlen,  wenn  der  Leser  dieser 
Darstellung  dadurch  sich  in  eben  diesem  Gefühle  be- 
stärkt fühlt,  wenn  ihm  in  Folge  derselben  die  Idee  des 
grossen  einigen  Oesterreich's  lebendiger  vor  das  Auge 
tritt  und  in  ihm  die  üeberzeugung  von  der  gedeihlichen 
Entwicklung  und  der  grossen  Zukunft  dieses  von  Gott 
gesegneten  Reiches  erweckt. 

Was  die  innere  Einrichtung  dieser  Darstellung  be- 
trifft, sei  nur  noch  bemerkt,  dass  der  laufende  Text 
der  Paragraphe  den  historischen  Gang  und  das  Urtheil 
über  den  Erfolg  sammt  den  Ergebnissen  der  t)ehandelten 
Zweige  öffentlicher  Thätigkeit  einschliesst,  und  die  dar- 
auf mit  kleinerer  Schrift  folgende  Auseinandersetzung 
den  Text  der  bezüglichen  Gesetze  und  Verordnungen 
in  möglichst  getreuem  wenn  auch  zuweüen  kurzem 
Auszuge,  sowie  das  statistische  Material  über  die  Er- 
folge der  behandelten  Einrichtungen  enthält,  während 
in  den  beigefügten  Anmerkungen  die  einschlägigen  noch 
in  Kraft  stehenden  Gesetze  und  Verordnungen  ihrem 
Datum  nach  angeführt  werden,  um  alle  Jene,  welche 
sich  mit  dem  Gegenstande  noch  gründlicher  vertraut 
machen  wollen ,  in  den  Stand  zu  setzen ,  ohne  Zeitver- 
lust die  gesetzlichen  Original  -  Bestimmungen  aufsuchen 
zu  können.' 

Da  diese  Darstellung  der  Neugestaltung  Oester- 
reich's ursprünglich  einem  umfassenden  wissenschaftlichen 
Werke  eingefügt  war,  welches  seiner  Beschaffenheit 
nach  einer  gi*össeren  Verbreitung  nicht  leicht  zugänglich 
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ist^  erschien  es  angemessen,  dieselbe  dui*ch  eine  ab- 
gesonderte Ausgabe  dem  grösseren  Leserkreise ,  welcher 
sich  dafür  interessiren  könnte,  zugänglich  zu  ma- 
chen. Diese  Ausgabe  umfasst  jedoch  nicht  einen  blos- 
sen Abdruck  des  ursprünglichen  Textes,  sondern  auch 
eine  Fortführung  der  Darstellung  bis  auf  die  neueste 
Zeit.  Diess  geschah  zunächst  durch  die  Einbeziehung 
aller  in  dem  grossen  Werke  noch  nicht  berücksich- 
tigten gesetzUchen  Verfügungen,  welche  bis  zum  Zeit- 
puncte  der  Correctur  der  einzelnen  Bogen  erflossen 
waren ,  in  den  Text ;  um  aber  die  Darstellung  für  alle 
ihre  Theile  mit  einem  und  demselben  Zeitpuncte  abzu- 
schliessen,  wurden  die  erheblichsten  Verfügungen,  welche 
nach  der  Drucklegung  der  einzelnen  Bogen  bis  zum 
heutigen  Tage  in  Oesterreich  in  Wirksamkeit  traten, 
in  den  am  Schlüsse  beigefügten  Zusätzen  berücksich- 
tiget. Die  Darstellung  hat  übrigens  eine  solche  Ein- 
richtung, dass  es  bei  einer  allenfallsigen  künftigen 
Auflage  ein  Leichtes  sein  wird,  die  Nachweisung  der 
in  Kraft  getretenen  Verordnungen  und  ihrer  Ergebnisse 
bis  zum  Zeitabschnitte  der  VeröflFentUchung  der  neuen 
Auflage  fortzuführen,  wodurch  sich  die  Benützbarkeit 
des  Werkes  selbst  ungesdimälert  erhalten  wird. 

Wien,  am  1.  April  1658. 

Czoemig. 
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OESTERREICffS  NEUCxESTALTÜNO. 

5.  1. 

Bei  Beiehet  Enchüttenmg. 

Die  durch  die  europäische  Entwicklungsphase  in  den 
Jahren  1848  und  1849  herbeigeführte  gewaltige  Erschütterung, 
welche  den  Bestand  des  Kaiserstaates  einer  Feuerprobe  unter- 
warf, hatte  eine  Läuterung  und  Umgestaltung  aller  öffent- 
lichen Verhältnisse  zur  Folge,  wodurch  ein  entscheidender 
Abschnitt  in  der  inneren  Geschichte  Oesterreich's  gebildet 
wird.  Da  das  ethnographische  Element  sowohl  an  jener 
Bewegung  als  auch  bei  den  nachgefolgten  Reformen  vorzugs- 
weise betheiligt  war,  so  kann  diese  noch  in  der  Entwick- 
lung begriffene  Staatsumwandlung  insbesondere  vom  ethno- 
graphischen Standpuncte  aus  der  Betrachtung  unterzogen 
werden.  Der  nachfolgende  Versuch  einer  Lösung  dieser 
Aufgabe  bildet  die  Einleitung  zu  der  daran  sich  reihenden 
Charakteristik  jener  oft  genannten  und  nicht  immer  genau 
gewürdigten  „Neugestaltung  Oesterreich's**,  zu  deren 
anschaulicher  Darstellung  die  Angabe  der  wesentlichsten 
seither  in  den  verschiedenen  Richtungen  des  öffenUicben 
Lebens  erfolgten  und  nach  allen  Seiten  hin  wirksamen  Re- 
formen unerlässlich  ist. 

Um  aber  diese  neue  noch  im  Werden  begriffene  Gestal- 
tung des  Reiches  klar  zu   machen,  ist  es  nothwendig,  auf 

V.  C  2  o  p  r  n  i  g ,  Oestirreich'»  Neugestaltung.  1 


• 

den  früheren  Zustand  desselben,  von  welchem  aus  die  Um- 
wandlung erfolgte,  zurückzublicken.  ^  Der  Charakter  des 
früheren  Zustandes  von  Gestenreich  wird  durch  den  Grund- 
satz des  „historischen  Rechtes*'  ausgedrückt,  welcher  dadurch 
seine  Geltung  gewann ,  dajss  der  Hausmacht  der  Dynastie  all- 
mählich neue  Länder  zuwuchsen,  welche  je  mit  ihrer  be- 
stehenden Verfassung  in  den  Gesammtverband  aufgenommen 
wurden.  Hierdurch  gestaltete  sich  ein  Aggregat  von  Besitzun- 
gen und  Ländern,  die,  in  ihrer  Gesammtheit  betrachtet,  ^ 
unter  sich  kaum  mehr  Gemeinsames  als  die  Dynastie  hatten, 
und  deren  Verband  zu  der  Ausbildung  des  sogenannten  „  Pro- 
vinzial-  (oder  Gleichgewichts-)  8ystemes**  führte,  dessen 
Schwerpunct  nicht  so  sehr  bei  dem  Monarchen,  als  bei  den 
privilegirten  Classen  der  einzelnen  Länder  gesucht  werden 
musste.  Das  Yerhältniss  des  Herrschers  zu  den  ihm  unter- 
gebenen Ländern  hielt  in  Folge  der  pragmatischen  Sanction 
K.  KarFs  VI.,  welche  die  Untrennbarkeit  und  gleichmässige 
Vererbung  aller  österreichischen  Gebiete  aussprach,  die  Mitte 
zwischen  der  blossen  Personalunion  und  der  vollen  Reicbs- 
einheit,  war  aber  in  den  einzelnen  Ländern  in  mannigfacher 
Weise  abgestuft  So  kam  es,  dass  Oesterreich's  Länder,  ohne 
.Unterbrechung  regiert  von  einer  der  ältesten  Dynastien  Eu- 
ropa's,  dennoch  einen  der  jüngsten  Staaten  bildeten,  ^  da  die 
Vereinigung  aller  Gebiete  Oesterreich's  zu  einem  staatlichen 

'  Dieser  fiühere  Zustand  und  die  Phasen  seiner  Umgestaltung  sind 
ausführlich  geschildert  in  dem  Werke:  ,,Gene8is  der  Revolution  in  Oester- 
reich*".    Dritte  Auflage.    Leipzig  1851. 

'  Die  dentsch-slavischen  Länder  hatten ,  bei  mannigfacher  innerer  Ver- 
schiedenheit, doch  schon  seit  Maria  Theresia  in  einzelnen  Zweigen  eine 
gleichförmige  Gesetzgebung,  die  sich  aber  weder  auf  Ungern  noch  auf 
die  Lombardei  ersl^'eckte. 

^  In  den  Staatsschriften  sowie  in  den  amtlichen  Erlassen -wurde  bis 
dahin  niemals  vom  „österreichischen  Staate**,  und  nur  selten  von  der 
n Monarchie**  gesprochen;  für  den  Gesammtverband  hatte  sich  die  allge- 
mein übliche  (und  auch  vollkommen  richtige)  Bezeichnung  der  „Erb- 
länder** gebildet. 
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Gesammtverbimde  erst  durch  die  (mindestenB  in  formeller 
Beziehung  wichtige,  wenngleich  für  die  innere  Verwaltung 
ohne  wahrnehmbare  Nachwirkung  gebliebene)  Schaffung  des 
9 österreichischen  Kaiserthums^  im  Jahre  1804  erfolgte.  Jener 
frühere  Ländenrerband  und  das  ihm  entsprechende  staats- 
rechtliche, mit  geringem  formellen  Unterschiede  bis  in  die 
jüngste  Zeit  fortdauernde  Verhältniss  war  von  dem  wesent- 
lichsten Vortheile  fUr  den  Bestand  des  Reiches,  und  hatte 
sich  in  allen  politischen  Krisen  als  festes  Bollwerk  der  Krone 
bewährt,  während  es  andererseits  gleichwohl  den  materiellen 
Aufschwung  des  Reiches  lähmte  und  dem  Monarchen  die 
ober^  Staatsleitnng  erschwerte.  Allein  wie  das  Lehens- 
wesen schon  lange  zuvor  der  Zeit  verfallen  war,  so  hatte 
sich  auch  die  Form  des  staatlichen  Feudalnexus  überlebt; 
die  sich  unwiderstehlich  verbreitenden  Ideen  des  Jahrhun- 
dertes  hatten  seine  Grundlage  sowohl  auf  dem  Felde  der 
theoretischen  Untersuchung,  als  auf  jenem  practischer  Um- 
gestaltungen mannigfacher  Art  bereits  untergraben,  ehe  die 
Form  gleichsam  wie  vor  dem  Hauche  des  Windes  zusam- 
menbrach. Dasselbe  Institut,  welches.  Jahrhunderte  lang 
den  Kampf  gegen  die  von  entgegengesetzter  Seite  her  ver- 
suchten Angriffe  siegreich  bestanden,  wäre  nicht  machtlos 
'über  Nacht  dem  kaum  sichtbar  gewordenen  Wellenschlage 
der  Bewegung  gewichen,  wäre  nicht  sein  innerer  Halt  ge- 
lockert, seine  Wurzel  vertrocknet  gewesen.  Aber  der  Weg- 
&11  der  wandelbaren  Hülle  berührte  des  Wesens  Kern,  das 
erhaltende  Prindp  des  grossen  (in  Oesterreich  fast  durchaus 
ad^chen)  Grundbesitzes  nicht  Dieser  wird  neu  gekräftigt 
aus  der  grossen  Reform  des  Staatsgebäudes  hervorgehe ,  und 
der  besitzende  Erbadel  als  eine  Schutzwehr  des  Thrones  so- 
wohl in  dem  Gemeindeleben  als  in  der  Landesvertretung  eine 
«einer  Bedeutung  entsprechende,  mit  der  R^chseinheit  im 
Einklänge  stehende  Stellung  erhalten. 

Der  historische   Anwachs  von  Oesterreich    und  dessen 


dadurch   bedingte   Gestaltung   liisst  sich   nach    den  LÄnder- 
Complexen   in   vier  Gruppen  gliedern.    Die  erste  hiervon 
bilden  die  deutschen  Lande,  oder  Nieder-,  Ober-.  Inner- 
nnd  Vorder-Oesterreich.    Die  ursprünglich  auf  die  Besitzungen 
in  Schwaben  und  am  oberen  Rheine  beschränkte  Habsburgische 
Hausmacht  gewann  mittelst  der  Belehnung  des  Herzogs  Al- 
brecht mit  (dem  späteren  Erzherzogthume)  Oesterreich  durch 
seinen  Vater  K.  Rudolph  I.  die  Grundlage  der  künftigen  Macht- 
stellung der  Dynastie.     Allmählich  reihten  sich  durch   Elrb- 
vertrag,  Kauf  und  freiwillige  Unterwerfung  an  jenes  Erz- 
herzogthum  die  übrigen  HerzogthUmer  und  Grafschaften  des 
deutschen  Alpenlandes,  welche,  zwar  wiederholt  durch  Erb- 
theilung    zersplittert,   endlich    unter  Kaiser  Leopold  I.   zur 
bleibenden  Vereinigung  gelangten.   Durch  die  goldene  Bulle 
des  Kaisers  Friedrich  HI.  hatte  der  Erzherzog  von  Oesterreich 
<len    Ständen    und    privilegirten    Corporationen   des   Landes 
gegenüber  eine  fast  unbeschränkte  Machtvollkommenheit  er- 
langt,   welche    zwar    namentlich    bei    den  Religionswirren, 
jedoch  ohne  dauernden  Erfolg,  einzuengen  versucht  wurde. 
Da  auch  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  von  Steiermark, 
Kärnthen,  Krain,  Görz  und  Gradisca,  Triest  und  Tirol  (wie- 
wohl in  dieser  Grafschaft  mit  gewissen  insbesondere  in  der 
Stellung  eines  berechtigten  Bauernstandes  zur  Geltung  kom-' 
menden  Eigen thümlichkeiten)  sich  in  einer  nicht  sehr  von 
einander  abweichenden  Weise  gestalteten,  da  ferner  in  diesen 
durch  den  gebirgigen  Boden  nur  wenig  begünstigten  Ländern 
grosse  adeliche  Besitzthümer,    mit  welchen    eine  politische 
Gewalt  hätte  verbunden  sein  können,  nur  spärlich  vorkamen, 
so  bildete  sich  daselbst  eine  durch  die  Machtvollkommenheil 
des  Regenten  geförderte  ziemlich   gleichmässige  Verwaltung 
aus,  welche  in  der  untersten  Instanz  dem  angesessenen  Adel 
als  Patrimonial- Herrschaft  überlassen  war.   Die  geringe  Aus* 
dehnung    des  adelichen  Besitzes    und   dessen  Zersplitterung 
liess  diese  Oberherrlichkeit  zumeist  mehr  als  eine  Last,  denn 


als  ein  Recht  ei-scheinen,  wesshalb  die  durch  die  Kriege -her- 
bdgeftlhrte  Unterbrechung  der  österreichischen  Herrschaft  in 
einem  Theile  dieser  Alpenländer  auch  die  Aufhebung  (be- 
ziebangsweise  die  Anheimsagung)  der  Patrimonial -Obrig- 
keiten und  Gerichtsbarkeiten  nach  sich  zog.  In  ethnogra- 
phischer Beziehung  entwickelte  sich  in  denselben  der 
deutsch -österreichische  Stamm  frei  und  ungebunden,  und 
trieb  namentlich  in  der  Poesie  die  herrlichsten  Blüthen;  er 
wurde  gekräftigt  durch  die  den  anderen  Nationalitäten  des 
Verbandes  entsprossene,  an  den  Hof  und  in  die  oberste  Ver- 
waltung gelangende  Intelligenz.  Der  slovenisch- slawische, 
im  Süden  dieser  Länder  zahlreich  vertretene,  durch  die 
Cultur  noch  nicht  gehobene  Stamm  trat  in  seiner  Isolirtheit 
in  den  Hintergrund. 

Die  zweite  Gruppe  bilden  die  slavischen  Länder. 
Mit  der  Erwerbung  von  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien 
wurde  Ferdinand  L  der  mächtigste  Fürst  des  römisch-deut- 
schen Reiches,  und  dieser  Besitz  fesselte  die  Kaiserkrone 
bis  zum  Erlöschen  des  römisch -deutschen  Reiches  an  die 
Habsburgische  Dynastie.  In  Böhmen  hatte  der  angesessene, 
zum  Theile  selbst  mit  den  eingebomen  Landesfürsten  ver- 
wandte Erbadel  seit  den  frühesten  Zeiten  eine  hervorragende 
politische  Macht.  Die  aus  dessen  Häuptern  zusammengesetz- 
ten Landstände  beschränkten  mannigfach  die  Gewalt  des 
LandesfÜrsten,  das  Lehenssjstem  war  nach  seiner  Einfüh- 
rung daselbst  zur  höchsten  Blüthe  gediehen,  und  hatte  die 
traditionelle  Macht  des  böhmischen  Adels  auf  gesetzlicher 
Grundlage  um  so  fester  gestützt,  als  es  zu  dem  historischen 
Glänze  und  dem  ausgedehnten  Besitzthume  der  Familien  die 
Ausübung  der  öffentlichen  Gewalt  in  noch  vollerem  Maasse 
nigte.  Nicht  nur  das  ganze  Land  und  die  gesammte  Bevölke- 
rung (mit  Ausnahme  der  einiger  Städte  und  Freihöfe)  war 
dem  besitzenden  Erbadel  nnj;erthänig  und  dessen  obrigkeit- 
licher  und   gerichtlicher  Herrlichkeit    unterworfen,    sondern 
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er  übte  auch  das  Gericht  in  unterer  und  oberer  Instanz  über 
seine  Hitglieder  durch  deren  Standesgenossen  (Judicium  in- 
ter  pares)  aus,  bewilligte  und  erhob  die  Steuern,  und 
rührte  im  Namen  des  Landesftirsten  die  obere  Verwaltung. 
Der  Kampf  zwischen  den  Landesfürsten  und  dem  Erbadel, 
welcher  so  viele  Blätter  der  böhmischen  (beschichte  füllt, 
fand  sein  Ende  mit  der  Schlacht  am  weissen  Berge,  in  de- 
ren Folge  das  im  Widerspruche  mit  Karl's  IV.  goldener 
Bulle  zeitweise  geübte  Wahlrecht  der  Stände  gänzlich  er- 
losch ,  die  letzteren  eine  neue  Verfassung  erhielten ,  und  der 
früher  mächtige  Ritterstand  gebrochen  wurde,  da  dessen 
Glieder,  meist  der  Lehre  Luther's  zugethan,  grösseren  Thei- 
les  ihre  Güter  verloren,  im  Kriege  umkamen  oder  auswan- 
derten. Doch  blieben  die  Feudalrechte  des  Adels  (dessen 
oberster  Siand,  der  Herrenstand,  sich  durch  Einbürgerung 
fremder  Familien  ergänzte  und  an  Besitz  und  Reichthum 
zunahm)  unverletzt,  bis  unter  Maria  Theresia  und  Joseph  II. 
die  obere  Regierungsgewalt  gänzlich  in  die  Hände  des  Staa- 
tes überging,  die  administrative  und  gerichtliche  Verwaltung 
neu  geregelt,  das  Loos  der  unterthänigen  frohnpflichtigen 
Bevölkerung  erleichtert  uud  die  Grundbelastung  durch  das 
Urbarialgesetz  rechtlich  festgestellt  wurde.  Dessenungeachtet 
behielt  Böhmen  sammt  Mähren  und  Schlesien  nicht  nur  hin- 
sichtlich der  Verfassung  und  der  privilegirten  Stellung  des 
Erbadels,  sondern  auch  hinsichtlich  der  Verwaltung  noch  in 
mancher  Beziehung  seine  Eigenthümlichkeit,  wie  denn  die 
Präsidenten  der  landesfürstlichen  Gerichtsbehörden  (des  Land- 
rechtes und  des  Appellationsgerichtes)  Mitglieder  der  Land- 
stände  sein  mussten  und  die  „böhmische^  Hofkanzlei  als 
oberste  Verwaltungsbehörde  noch  bis  zum  Jahre  1802  be- 
stand, und  selbst  nachher  in  der  „böhmisch-österreichisch- 
galizischen^  oder  „  vereinigten '^  Hofkanzlei  ihren  Nachklang 
tand.  In  ethnographisch^*  Beziehung  hatte  sich  das 
Gleichgewicht   zwischen    deutscher  und  czechischer  Sprache 


früh  geordnet,  indem  nicht  iiur  ein  erheblicher  Theii   der 
Bewohner  seit  den  ältesten  Zeiten  deutscher  Abkunft  war, 
sondern  diese  Länder,  wie  es  ihre  geographische  Lage  und 
ihr  enger  Verband  mit  dem  deutschen  Reiche  mit  sich  brachte, 
unter  allen   slarischen  Gebieten  am  frühesten  den  von  den 
Landesfiirsten  geforderten  Einfluss  deutscher  Cultur  in  allen 
Zweigen    des    geistigen    Lebens,  erfuhren.     Aber   auch    das 
deutsche  Element  Oesterreich's  empfand  die  wohlthätige  Rück- 
wirkung dieser  Verschmelzung,   denn    aus  dem  jugendlich 
kräftigen,    mit   hervorragender  Intelligenz    begabten  czechi- 
schen  Stamme  strömten  der  deutschen  Literatur  und  Kunst, 
gleichwie    der   deutschen    Leitung   des   Staats-  und  Kriegs- 
wesens der  Monarchie  die  tüchtigsten  Mitarbeiter  zu.  —  6a- 
lizien  gelangte  erst  in  Folge  der  Theilung  Polen's  an  Oester- 
reich ;  mit  der  Auflösung  des  polnischen  Staates  hatten  auch 
die  politischen  Rechte  des  einzelnen  Landestheiles  ihr  Ende 
gefunden,    doch  wurden  die   Feudalrechte   des   besitzenden 
Erbadels  keiner  Aenderung  unterzogen,  ja  es  gelangte  der 
Feudalnexus  durch  die  im  Jahre  1817  verliehene  ständische 
Verfassung  mindestens  formell  wieder  zur  staatsrechtlichen 
Creltung.    Auch  in  der  früher  zu  dem  Fürstenthume  Moldau 
gehörigen  Bukowina,  welche  durch  üebereinkunft  mit  der 
Pforte  (1775)  an  Oesterreich  kam  und  seit  1786  als  ein  Kreis 
Galizien's  behandelt  wurde,  blieben  die  Gerechtsame,  welche 
dem  grundbesitzenden  Adel  in  der  Moldau  zustanden,  auf- 
recht erhalten  und  wurden  dem  Systeme  des  Grund herrlich- 
keits- Verhältnisses  angepasst     Da  Galizien  dasjenige  Land 
war,    wo    die    öfientliche   Verwaltung    am   ungehindertsten 
schalten  konnte  und  althergebrachte  Rechtsformen  nicht  ent- 
gegenstanden,   wurde  es  wiederholt  dazu  auserkoren,    dass 
neue  Gesetze,  wie  die  sogenannte  „westgalizische"  Gerichts- 
ordnung im   Jahre  1796  und  der  Entwurf  des  allgemeinen 
büi^erlichen  Gesetzbuchs  im  Jahre  1798,  zuerst  daselbst  probe- 
weise eingeführt  wurden.   Seit  dem  Bestände  des  Polenreiches 


war  die  (lolnische  Natioualität  die  herrschende,  während 
der  in  der  Mehrzahl  vorhandene  ruthenische  Stamm,  auf 
tiefster  Stufe  der  Cultur  verharrend,  ausser  dem  enj^sten 
Kreise  kaum  dem  Namen  nach  bekannt  war,  bis  er  in  der 
neuesten  Zeit  staatliche  Anerkennung  fand.  In  der  gerichtr 
liehen  Verwaltung  war  die  lateinische,  in  der  politischen 
die  deutsche  Sprache  vorherrschend,  welche  jedoch,  mit  Aus- 
nahme der  zahlreichen  von  Kaiser  Joseph  II.  auf  die  dor- 
tigen Staatsgüter  verpflanzten  Colonien,  nur  noch  geringe 
Verbreitung,  meistens  in  den  Städten  und  im  Handelsver- 
kehre, dessen  Träger  dctöelbst  die  Juden  bilden,  erlangte.  ^ 
Die  dritte  Gruppe  gestaltete  sich  aus  den  ungrischen 
Ländern.  Durch  seinen  ausgedehnten  Umfang,  sowie  durch 
seine  geographische  Lage  erhob  sich  das  Königreich  Ungern 
sammt  Nebenländern  unter  dem  Einflüsse  thatkräftiger  Re- 
genten frühe  zu  einer  europäisch  bedeutsamen  Macht,  welche 
indess  durch  innere  Kämpfe  und  vielfachen  Thronwechsel 
geschwächt  wurde,  bis  das  Land  unter  dem  Schirme  des 
Habsburgischen  Scepters  zur  Ruhe  und  Consolidirung  ge- 
langte. Seine  etgenthümliche  Verfassung  wurzelte  in  der 
StammeseinrichtuDg  des  aus  seinen  Nomadensitzen  herein- 
gebrochenen kühnen  Reitervolkes  und  fand  ihren  Ausdruck 
in  der  zu  Pferde  abgehaltenen  Landes -Versammlung  der 
adeligen  Stammeshäupter  auf  dem  Felde  R&kos  bei  Pest. 
Demgemäss  war  die  politische  Macht  des  hohen  Adels,  der 
Reichsbarone,  denen  sogar  die  Königswahl  zustand,  über- 
wiegend, welches  jedoch  nicht  hinderte,  dass  die  souveraine 
Gewalt  des  mit  reichen  Krongütern  und  anderen  werthvoUen 
Regalien  ausgestatteten  Königs   sich   öfter   uneingeschränkt 


*  Als  bezeichnende  Tbatsache  mag  übrigens  angeführt  werden,  dass 
der  griecbisch-nichtunirte  Bischof  der  Bukowina,  deren  dieser  Confession 
*zagethanen  Bewohner  meist  dem  moldauisch  -  romanischen  Volksstamme 
angehören,  sein  kirchliches  Handbuch  in  deutscher  Sprache  veröffentlichte 
und  nocli  immer  veröffentlicht. 
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geltend  zu  machen  vermochte.  Namentlich  rerschafRe  der 
varfessungsmfissige  Orandsatz,  dass  alle  Oüter  nach  dem 
Erlöschen  der  besitzenden  Adelsfamilie  dem  Könige  heim- 
fielen, welcher  sie  jedoch  an  Andere  wieder  verleihen  musste, 
dem  Regenten  einen  grossen  Einfluss  auf  den  besitzenden 
hohen  Adel.  Der  Vollgenuss  der  bürgerlichen  Rechte  und 
der  politischen  Privilegien  (worunter  die  Befreiung  von  der 
Steuerpflicht  und  von  öffentlichen  Lasten,  dann  das  Avitici- 
tätsrecht  oder  das  Familienrecht  an  dem  ererbten  Grund- 
besitze, insbesondere  hervorzuheben  sind)  war  mit  dem 
Adelsstande  verknüpft,  welchem  die  Geistlichkeit  und  die 
Gesammtheit  der  königlichen  Städte  gleicbgehalten  wurde; 
der  Adel  bildete  sohin  staatsrechtlich  das  Volk,  und  es  stan- 
den die  Mf^naten  und  der  niedere  Adel  einander  ungefähr 
in  derselben  Weise  gegenüber,  wie  in  den  germanischen 
Staaten  der  privilegirte  Adel  den  persönlich  freien  Bürgern. 
DasLehenssjstem,  dessen  Formen,  namentlich  bezüglich  der 
obersten  Hofämter,  der  heilige  Stephan  und  seine  Nachfolger 
mit  der  deutschen  Cültur  einzuführen  versuchten,  konnte  in 
dem  Lande  keine  Wurzeln  schlagen,  weil  daselbst  das  ihm 
ähnliche,  doch  "selbstständig  ausgeprägte,  Homagialprincip 
bereits  seine  Stelle  einnahm.  Dauernder  erhielt  sich  die 
germanische  Einrichtung  der  durch  königliche  Privilegien 
mit  eigener  naäonaler  Gerichtsbarkeit  bedachten  und  von 
der  Komitats- Verwaltung  unabhängig  gestellten  königlichen 
Städte,  ohne  jedoch,  wegen  der  Vereinzelung  der  letzteren, 
zu  einer  politisch  einflussreichen  Stellung  zu  gelangen ,  welche 
dagegen  der  seit  Einführung  des  Ghristenthumes  mit  reichen 
Gütern  ausgestattete,  unter  die  Reichsbarone  aufgenommene 
hohe  Clerus  sich  zu  verschaffen  wusste.  Eigenthtimlich,  mit 
der  Verfassung  verschmolzen  und  der  königlichen  Einwir- 
kung fast  entrückt,  hatte  sich  die  Verwaltung  in  gericht- 
licher und  administrativer  Hinsicht  gebildet.  Es  war  ein 
straffes   adeliches   Municipalregiment,    welches    sich    selbst- 
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ständig   durch  Wahl  erneuerte  und  das  Land   in   so  viele 
Verwaltungsgebiete  theilte,  als  es  Jurisdictionen  (Koniitate, 
Districte  etc.)  gab.    Die  von  dem  Könige  abh&ngige  oberste 
Leitung  beschäftigte  sich  zunächst  mit  der  Verwaltung  der 
ihm  vorbehaltenen   Regalien,   mit  der  Ordnung  der  kirch- 
lichen Verhältnisse  und  der  Aufsicht  über  die  königlichen 
Städte;   auf  die  allgemeine  Landesverwaltung  vermochte  sie 
ihre  Autorität  nur  in  beschränkten  Fällen  auszuüben.    Diese 
durch  das  stark  ausgeprägte  Nationalitätsgefuhl  des  berech- 
tigten Volksstammes  getragene  Verfassung  erhielt  sich  durch 
Jahrhunderte  unverändert  auf  der  Grundlage  der  Tradition 
und  des  Herkommens  mehr,  als  des  geschriebenen  Rechtes. 
Die  traurige  Periode  der  Türkeneinf&lle  und  gar  der  Türken- 
herrschaft hinderte  ihre  Fortbildung,  und  hielt  sie  in  starrer 
Abgeschlossenheit  von  der  sie  umgebenden  Welt    Doch  ver- 
mochte diess  nicht  sie  %'or  ihrem  Verfalle  zu  bewahren,  dem 
sie ,  wie  jede  menschliche  Satzung,  nachdem  der  Greist  aus 
ihr  gewichen  und  sie  mit  den  Anforderungen  der  Zeit  in 
Widerspruch  getreten  war,  unterlug.    Der  erhaltende  Grund- 
satz der  ungrischen  Verfassung  war  das  Homagium,  das 
Princip   der   Treue   gegen   den   mit    allen  Souverainetäts- 
rechten  ausgestatteten   und  nur  in  der  Ausübung  gewisser 
Rechte  beschränkten  Landesfürsten,  welchem  Principe  eine 
Theilung  der  Staatsgewalt  zwischen  dem  Könige  und  dem 
Reichstage  gänzlich  fremd   war.     So   lange   der   ungrische 
Adel  die  Pflicht  der  Landes vertheidigung  durch  Insurrection 
und  Banderium  persönlich  übte,  so  lange  bei  den  Verhand- 
lungen des  vom  Palatin,  als  dem  Stellvertreter  des  Königs, 
geleiteten  Reichtages  und  der  Komitats- Versammlungen  das 
denkwürdige  Axiom  in  Geltung  stand:   Vota  sunt  ponde- 
randa,  sed  non   numcranda,    zufolge  dessen  der  Vor- 
sitzende  den   Beschluss  nach  dem   Ausspruche  der   ^vota 
saniora^,  d.  h.   der  Notabilitäten ,  und  nicht  nach  jenem, 
der  „vota  majora"  zu   fassen  hatte,  so  lange  das  Haus 
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der  Magnaten  die  ihm  Terfaflsungsm&ssig  zustehende  böh^« 
polifisehe  Macht  thatsächlich  ausübte  und  zum  natürlichen 
Vemiittler  zwischen  der  Krone  und  dem  Lande  diente,  sO 
lange  endlich  der  König  durch  die  von  ihm  aus  dem  höhe- 
ren Adel  ernannten  Obergespane  den  ihm  gebührenden  noth- 
wendigen  Einfluss  auf  die  Komitäts-Verwaltung  ausübte,  war 
jenes  Princip  gewahrt  und  die  Ver&ssung  lebensfähig  er* 
halten.  Als  aber  mit  der  Einführung  der  stehenden  Heere 
der  König  von  dem  Lande  Soldaten  und  Gold  fordern  musste 
und  hierdurch  iu  eine  grössere  Abhängigkeit  von  dem  Reichs* 
^gß  gerieth,  als  das  Haus  der  Magnaten  in  den  Hinter- 
grund trat  und  das  bewegliche  Element  der  Komitats-Ab- 
geordneten  die  Leitung  an  sich  riss  und  durch  das  Abzäh- 
len der  Stimmen  nicht  nur  am  Reichstage,  sondern  in  den 
stürmischen  Komitats  -  Versammlungen  die  undisciplinirte, 
dem  Eindrucke  feuriger  Rede  und  directem  Einflüsse  willig 
folgende  Schaar  der  besitzlosen  Edelleute  den  Ausschlag  gab, 
da  war  es  um  den  Charakter  der  Verfassung  geschehe 
welche  einerseits  schwach  rertheidigt,  andererseits  durch  das 
überwiegende  Henrortreten  des  ursprünglich  darin  durchaus 
nicht  enthaltenen  demokratischen  Principes  in  ihrem  inner- 
sten Wesen  beeinträchtigt  wurde.  Durch  seine  Stellung  als 
europäische  Grossmacht  und  den  Beruf  zur  Wahrung  der  In- 
teressen  des  römisch -deutschen  Reiches  ward  Oesterreich  in 
langdauemde  Kriege  verwickelt,  welche  eine  bedeutende 
Schuldenlast  zurückliessen ;  hier  stellte  sich  der  (Gegensatz 
zwischen  Ungern,  dessen  Reichstag  wohl  Soldaten  aber  keine 
nachhaltig  hinreichenden  Mittel  zu  ihrer  Unterhaltung  und 
noch  weniger  einen  Beitrag  zu  der  Verzinsung  der  Staats- 
schuld bewilligte^  und  den  übrigen  Ländern  der  Monarchie 
noch  greller  als  sonst  heraus.  Nach  Kaiser  Joseph's  H.  er- 
folglosen Versuchen,  eine  freiere  Ausübung  der  königlichen 
Gewalt  zu  gewinnen,  benützte  der  Reichstag  jeden  Zusam- 
mentritt,  um  den  Umfang  seiner  *Macht,  d.  h.  seine  Privi- 
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legien,  auszudehnen ,  und  gewahrte  in  der  Geltendmachung 
des  ethnographisch -nationalen  Principes  des  magjarischen 
Uebergewichtes,  vorerst  durch  Verdrängung  der  bis  dahin 
Üblichen  lateinischen  Geschäftssprache  durch  die  magyarische^ 
die  vorzüglichste  Handhabe  dazu.  Die  Reichstage  wurden 
seltener  einberufen ,  endigten  aber  stets  mit  neuen  ausdrOck- 
lieh  zugestandenen  oder  aus  dem  durch  die  Regierung  nicht 
widersprochenen  „Usus^  hervorgegangenen  landesfürstlicben 
Goncessionen  auf  Kosten  der  königlichen  Prärogative  und 
mit  dem  steigenden  Uebergewichte  zuerst  der  reichsstäudi- 
sehen  Privilegien  und  zuletzt  des  demokratisch-magjarischen 
"Elementes.  Selbst  die  zunächst  auf  Entwicklung  des  natio- 
nalen Wohlstandes  abzielenden  Anforderungen  der  Neuzeit 
nicht  zu  erwähnen  des  aus  der  Fremde  hereingezogeneu 
constitutionellen  Principes  des  Gleichgewichtes  der  Gewalten^ 
wurden  zum  Fortschritte  in  dieser  Richtung  benutzt.,  deren 
Endziel  die  völlige  Lähmung  der  königlichen  Gewalt  war, 
so  dass  sie  das  Gute  nicht  herbeiführen,  das  Ueble  nicht 
hindern,  ja  zuletzt  sich  selbst  nicht  mehr  vertheidigen  konnte. 
Das  staatliche  Vorrecht  der  magyarischen  Sprache  artete  in 
Uebermuth  und  gewaltsame  Bedrückung  gegen  die  anderen 
Nationalitäten  aus,  die  königliche  Gewalt  wurde  unter  dem 
Drucke  der  äusseren  Verhältnisse  auf  eine  kaum  nominelle 
Personal -Union  zurückgeführt,  welcher  unmittelbar  die  re- 
bellische Auflehnung  gegen  den  König  folgte,  die  wieder  in 
folgerechtem  Fortschritte  zur  Erklärung  der  Republik  und 
somit  zur  völligen  Vernichtung  der  zur  entbehrlichen  Hülle 
eingetrockneten  Verfassung  führte.  In  keinem  Lande  Oester- 
reich*s  hat  das  ethnographische  Element  so  fühlbare 
Rückwirkung  auf  die  öffentlichen  Zustände  geübt  als  in 
Ungern;  doch  nicht  der  edle,  zwar  an  seiner  Nationalität 
feurig  hängende,  dem  Gefühlsleben  mehr  als  der  sichtenden 
Verstandsrichtung  sich  zuwendende,  aber  zugleich  durchaus 
loyale,    seit   jeher   königlich    gesinnte    magyarische    Volks- 
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stamm  *  war  es^  welcher  die  mit  dem  Sturze  der  Verfassung 
endende  Bewegung  hervorrief,  sondern  das  gemissbrauchte, 
zum  Deckmantel  revolutionärer  Anschläge  benützte  ethno- 
graphische Princip,  zufolge  dessen  man  in  einem  Lande, 
das  von  den  verschiedensten  Nationalitäten  und  zwar  in  com- 
pacten Massen  bewohnt  ist,  die  Sprache  eines,  wenn  auch 
des  zahlreichsten,  doch  nicht  gegen '  die  Gesammtheit  der 
übrigen  vorwi^enden  Volksstammes  zur  ausschliessenden 
staatsrechtlichen ,  büi^erlichen  und  selbst  kirchlichen  Geltung 
bringen  wollte.  Der  Missbrauch  dieses  Principes  rief  den 
Widerstand  der  anderen  Nationalitäten,  namentlich  der  ser- 
bisch-kroatischen im  Süden  und  der  walachisch-romanischen 
im  Osten  des  Landes  hervor,  und  leitete  den  Fall  der  Fac- 
tion  ein,  die  sich  durch  das  Streben  nach  der  Racenherrschaft 
an  die  Spitze  emporgeschwungen  hatte.  —  Kroatien  und 
Slavonien  bildeten  integrirende  Theile  des  Königreiches, 
doch  hatte  daselbst  der  municipale  Gebrauch  der  nationalen 
slavischen  Mundart  Geltung  gewonnen  und  war  tief  in  dem 
Wesen  des  Volkes  gewurzelt.  Siebenbürgen,  ein  Neben- 
iand  Ungem's ,  folgte  meistens  dessen  politischem  Schicksale ; 
in  seiner  Verfassung  bestand  die  Eigenthümlichkeit,  dass  die 
drei  Nationalitäten  der  Ungern,  Szekler  (ebenfalls  Magyaren) 
und  Deutschen  eine  auf  geschriebenem  Rechte  ^  beruhende 
staatsrechtliche  Gewährleistung  hatten,  und  gegen  einander 
gleichberechtigt  waren.  Die  Ansiedlung  der  drei  Nationali- 
täten fand  in  wahrnehmbarer  Absonderung  von  einander 
und  grossentheils  in  compacten  (wenngleich  der  walachischen 
Bevölkerung  quantitativ  sehr  nachstehenden)  Massen  Statt, 
welchem  Umstände  es  zuzuschreiben  ist,  dass  der  deutsche, 


*  Die  wjüireod  der  letzten  Inearrection  im  Rebelleoheere  dieneodeu 
Husaren-Regimenter  massten  selbst  nach  Erklärung  der  Republik,  welche 
der  Führer  des  Heeres  zögerte  letzterem  bekannt  zu  machen,  in  der  Mei- 
nung erhalten  werden .  dass  sie  für  ihren  angestammten  König  Ferdinand 
kimpften! 
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seit  sechs  Jahrhunderten  daselbst  angesiedelte,  den  TQrkeo- 
einfallen  ausgesetzt  gewesene  Volksstamm  sich  ungeschwächt 
und  lebenskräftig  durch  alle  Wechselfälle  bis  zur  Stunde 
erhalten  hat  Die  Militärgränze,  ein  schmaler  Landes- 
streifen  längs  der  gesammten  Ausdehnung  der  türkischen 
Gränze,  war  zum  Behufe  der  Landesvertheidigung  von  dem 
Qbrigen  Gebiete  der  angränzenden  Provinzen  losgetrennt  und 
unter  militärische  Verwaltung  gestellt  worden.  Der  Grnind- 
besitz  bildete  ein  Militärlehen,  welches  jedem  Besitzer  gegen 
die  Verpflichtung  verliehen  ward,  sowohl  selbst  als  mit 
-seiner  gesammten  männlichen  Hausgenossenschaft  lebensläng- 
lich Heeresdienst,  so  weit  er  gefordert  wird,  zu  leisten.  Das 
ethnographische  Princip  ist  daselbst  in  Kirche,  Haus  und 
unterer  Verwaltung  zur  vollen  Geltung  gelangt.  Die  obere 
Verwaltung  dagegen  wird  in  der  deutschen,  als  der  allge- 
meinen Militärsprache,  geführt.  Obwohl  von  Natur  aus  meist 
arm,  ist  das  Land  dennoch  in  der  Cultur  viel  weiter  fortger 
schritten,  als  die  angränzenden  Provinzialgebiete. 

Die  vierte  und  letzte  Gruppe  endlich  besteht  aus  den 
italienischen  Ländern.  Diese  gehören  zu  den  letzten  Er- 
werbungen der  Dynastie  und  dem  spätesten  Zuwachse  des 
Staates.  Als  im  Beginne  des  vorigen  Jahrhundertes  die  Lom- 
bardie  an  Oesterreich  fiel,  hatte  das  Land  mit  Ausnahme 
der  Municipalstatute  der  Städte  fast  gar  keine  politische  Form. 
Das  germanische  Element  der  Gothen  und  Langobarden  war 
längst  von  dem  einheimischen  compacten  keltisch-romanischen 
Volksstamme  aufgesaugt  worden.  Ebenso  war  das  von  den 
Langobarden  mitgebrachte  Lehensrecht  nie  zur  voUen^Geltung 
gelangt  und  hatte  dem  municipalen  Regimente  der  Städte, 
welche  mit  dem  Besitze  der  Landschaft  auch  die  politische 
Macht,  eine  Zeitlang  sogar  die  souveraine  Gewalt,  an  sich 
gezogen  hatten,  weichen  müssen.  Die  spanische  Verwaltung 
hatte  nur  Erinnerungen,  aber  keine  Institutionen  zurück- 
gelassen.    Hier    galt   es   demnach,   neue  Einrichtimgen  zu 
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grönden  und  das  zwar  fracbtbarel,  doch  verwahrloste  Land 
zu  neaem  geistigen  und  materiellen  Aufschwünge  zu  bringen. 
Diess  bewirkte  die  Kaiserin  Maria  Theresia  in  yerhältniss- 
missig  kurzer  Zeit  und  mit  ebenso  glftnzendem  als  dauern- 
dem  Erfolge.  In  der  That  wird  jene  Epoche  heute  noch  im ' 
Lande  als  das  goldene  Zeitalter  der  Lombardie  bezeichnet, 
und  die  anerkannt  trefflichen  Einrichtungen  jenes  Landes 
gründen  sich  im  Wesentlichsten  auf  die  Anordnungen  der 
Kaiserin  Maria  Theresia.  Der  intelligenten  Kräfte  des  Landes 
sich  bedienend,  förderte  sie  Kunst  und  Wissenschaft  und  er- 
hob diese  mit  der  einheimischen  Literatur  zu  hoher  Blüthe, 
erweiterte  und  dotirte  die  Landes -Universität,  gründete  den 
Kataster,  die  Musteranstalt  dieser  von  dort  aus  über  ganz 
Europa  sich  verbreitenden  Institution,  führte  eine  Gremeinde- 
Organisation  ein,  welche  noch  heute  den  Stolz  des  Landes 
bildet  und  sich  durch  alle  Wechselfälle  der  Zdt  bewährt 
hat,  regelte  die  innere  Verwaltung  und  schuf  allenthalben 
Wohlstand  durch  die  verbesserte  Landescultur.  Die  in  die- 
ser tind  der  nachfolgenden  Epoche  Kaiser  Joseph's  gebil- 
deten Männer  wirkten  noch  lange  nachher,  als  die  öster- 
reichische Regierung  dem  Andränge  feindlicher  Oewalt  hatte 
weichen  müssen,  segensreich  für  das  Land,  welches  jedoch 
während  der  französischen  Herrschalt  seine  Munidpalstatuten 
and  den  wesentlichsten  Theil  seiner  Gemeinde-Organisation, 
60wie  andere  aus  früherer  Zeit  her  bestehenden  Einrich- 
tongen  verlor  und  nach  französischer  Weise  administrirt 
wurde.  Die  wiederkehrende  österreichische  Regierung  konnte 
in  dem  (durch  die  venezianischen  Provinzen  vergrösserten) 
Lande,  an  den  früheren  Bestand  anknüpfend,  die  bewährten 
alten  Einrichtung«^,  wie  die  Gemeindeordnung,  aeitgemäss 
verbessert,  wieder  herstellen  und  aus  der  letzten  Periode 
die  unstreitig  vervoUkonmmete  und  centralisirte  Verwaltung  in 
einer  der  historischen  Zusammensetzung  der  einzelnen  Provin- 
zen mehr  entsprechenden  Bintheilung  beibehalten.  Ausserdem 
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wurde,  auf  historischem  Boden  wurzelnd,   nach  dem  Vor- 
bilde früherer  dem  Lande  eigenthUmlichen  Einrichtungen ,  in 
den  beiden  Central-Congregationen  der  Lombardie  und  Ve- 
nedig's,   sowie  in  den   einzelnen  Provinzial-Congregationen 
eine  Landesrepräsentation  geschaffeä,  welche  die  tüchtigsten 
üjräfte  des  Grundbesitzes  und  der  Industrie  zur  Verfügung 
der  Verwaltung   stellte,   und    vorzüglich  dazu   beitrug,   die 
letztere  in  stetem  Einklänge  mit  den  Bedürfnissen  des  Lan- 
des zu  erhalten.    Im  Besitze  einer  trefflich  organisirien  und 
gut  geleiteten  Verwaltung,   welche   allen,  übrigen  Ländern 
Oesterreich's  zum  Muster  dienen  konnte,  im  Genüsse  eines 
mehr  und  mehr  aufblühenden,  durch  intelligente  Benützung 
des  reichen  Segens  der  Natur  hervorgerufenen  Wohlstandes, 
machte  dieses  Land  während  der  langen  Friedensepoche  be- 
wundernswerthe  Fortschritte  und  ward  als  einer  der  glück- 
lichsten Landstriche  Europa's  betrachtet.    Schweres  Kriegs- 
leiden   und   innerer   Au&uhr   brachten  diesem  Lande  ti^e, 
noch  nicht  vernarbte  Wunden  bei;  von  der  gut  geordneten 
Verwaltung  aber  mag  es  ein   Zeugniss  geben,  dass  weder 
die  provisorischen  durch  die  Revolution  an  die  Spitze  ge- 
langten  Regierungsgewalten   irgend   Wesentliches    an    dem 
Organismus  zu   ändern  fanden,  noch  auch  nach  Wiederhei^ 
Stellung  der  Ordnung  bei  dem  umfassenden  Neubau  der  ge- 
setzlichen und  administrativen  Grundlagen  des  Staates  dort 
die  bestehenden  Einrichtungen  eine  wahrnehmbare  Umwand- 
lung  zu   erleiden  brauchten.     Auch  in  diesem  Lande  griff 
das  ethnographisch-nationale  Princip  in  das  öffentliche 
Leben  und  dessen  Phasen  wirksam  ein.    Zwar  hatte  es  in 
der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  unter  österreichischer  Herr- 
schaft von  jeher  ausschliessende  Geltung  gehabt.    Die  italie- 
nische Sprache  war  jene  der  Regierung,  selbst  bis  zu  den 
Centralstellen  in  Wien  hinauf,  alle  Einrichtungen  waren  dem 
Lande  eigenthümlich  oder  ihm  angepasst,  sogar  das  allge- 
meine bürgerliche  (resetzbuch ,  dessen  Wirksamkeit  durchaus 
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als  eine  wohUhfttiige  bezeichnet  wird,  erlitt  m  der  Anwen- 
dung einzelne  Modifieationen ,  die  Anstalten  für  Wissenschaf- 
ten und  Kunst  ^  dem  vorgeschrittenen  Culturgrade  des  Lan- 
des angemessen,  waren  besser  gepflegt  und  ausgestattet,  als 
in  den  fibrigen  Ländern  Oesterreich's,  dessen  Regierung  mit 
Recht  als  eine  nationale  gelten  konnte.  Dass  dessenunge- 
achtet das  Nationalitätsprincip  zur  Fahne  des  Aufruhrs  er- 
hoben und  der  Regierung  feindlich  entgegengestellt  werden 
konnte,  beruht  in  eigenthümlichen ,  tief  begründeten  ethno- 
graphischen Verhältnissen.  * 

*  VYenn  schon  die  geographischeLage  Italien s einer  Vereinigang 
der  einzelnen  Theile  desselben  zu  einem  Gesammtstaate  entgegensteht,  so 
wird  dieselbe  noch  mehr,  insbesondere  auf  die  Dauer ^  durch  die  eines 
coDcentrirenden  Schwerpunktes  ermangelnde  ursprüngliche  Racenver- 
schiedenheit  der  Bewohner  unausführbar.  Vergebens  weiset  man  zum 
Beweise  des  Gegentheiles  auf  Honi's  Herrschaft  hin;  denn  Rom  war  be- 
reits durch  weitreichende  auswärtige  Eroberungen  mächtig  geworden ,  ehe 
sich  seine  Herrschaft^  wozu  es  siegreicher  Beendigung  der  blutigsten 
Kriege  bedurfte,  in  ganz  Italien  befestigen  konnte,  und  die  Keime  der 
Auflösung  des  Weltreiches  lagen  in  denselben  schon  lange  zuvor  wirk- 
samen ethnographischen  Verhältnissen.  In  der  That,  die,  vei*8chiedeneii 
Racen  entstammenden,  frühesten  Bewohner  6icilien's  und  Grossgriechen- 
land's  im  Süden,  die  autochthonen  Etrusker  und  die  Tyrrhener  in  Mittel- 
italien, die  Kelten  und  die  paphlagonischen  Heneter  im  Norden,  wurden 
ursprünglich  nur  durch  das  äussere  Band  der  Beherrschung  durch  Rom 
irerbunden,  bis  nach  der  eine  noch  buntere  Mischung  der  Racen  h&'bei- 
fahrenden  Völkerwanderung  die  beginnende  Cultur  in  der  allmählich  ge- 
meinsam werdenden  italienischen  Schriftsprache  ein  Bindungsmittel  be- 
gründete,  ohne  jedoch  die  tief  liegende  Verschiedenheit  der  einzelnen  der- 
selben sich  bedienenden  Volksstämme  aufzuheben.  Wenn  die  heutigen 
Italiener  (neben  dem  unter  jenem  Himmelsstriche  herrlich  sieh  entfalten- 
den Kunstsinne)  ihre  Sprache  als  das  Palladium  ihrer  Cultur  betrachten, 
«>  geschieht  diess  mit  gerechtem  Stolze,  denn  noch  niemals  hat  sich  eine 
moderne  Sprache  so  schnell  ausgebildet  und  zu  solcher  Formenschönheit 
rascher  emporgeschwungen,  als  eben  die  italienische.  Diese  Gemeinsam- 
keit der  Sehriflaprache  hindert  aber  nicht,  dass  die  von  der  Masse  des 
Volkes  gesprochenen  Mundarten  mehr,  als  bei  einem  anderen  weniger  ge- 
mischten Volke  der  Fall^  von  einander  sowohl  als  von  der  Schriftsprache 
abweichen,  und  namentlich  das  wahrscheinlich  seit  der  Römerzeit  unver- 
änderte  phonetische  EUement,  der  Klang  der  Sprache,  die  charakteristische, 

>■  Czoernig,  Oosterreich^s  Npiigefttaitung.  2 
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Die  Geschichte  hat  die  Ereignisse  mit  ehernem  Griffel 
auf  ihren  Tafeln  verzeichnet ;  manche  Enttäuschung  hat  statt- 
gefunden, manche  Wunde  blutet  noch,  aber  der  Heerd  des 

selbBt  von  den  höchsten  Spitzen  der  Gesellschaft  nicht  verläugnete  Eigen- 
thümlichkeit  der  einzelnen  Mundarten  bildet.    Aber  nicht  allein  an  dem 
gesprochenen   Worte,   auch    an  Sitten  und   Gewohnheiten,   an  Körpcrge- 
stalt  und  Gesichtsausdruck  lädst  sich,  wenn  man  die  leichte  Hülle  glät- 
tender städtischer  Oivilisation  abzieht,  noch  heute  der  kräftige  Sohn  des 
leicht  beweglichen  Keltenstammes  mit  dem  weichen,  orientalischem   Ge- 
fühlsleben sich  hingebenden  Südländer  Trinakrien's ,  der  milde,  zungen- 
fertige,   seineu   griechischen  Ursprung  selbst  in  dem  phonetischen  Aus- 
drucke der  Sprache  kund  gebende  Heneter'mit  dem  rauh  adspirirenden  ge- 
müthlichen  Toscaner  und  dem  als  Typus  männlicher  Schönheit  geltenden 
Römer  gar  nicht  verwechseln.    Die  Geschichte  eines  Jahrtausends  bietet 
die  Belege  zu  dieser,  der  Vereinigung  sich  entziehenden,  der  Isolirung 
zustrebenden  Tendenz.    Die  Kämpfe  der  Langobarden  und  Franken  auf 
italischem  Boden ,  jene  der  einheimischen  Fürsten ,  Republiken  und  Städte 
unter   einander    waren   die  Ergebnisse  dieser  Volkszustände,   und   seibat 
der   grosse,    das   spätere   Mittelalter  erfüllende   Kampf  der   Weifen    und 
Ghibellineu  war,   mindestens  in  Italien,  »bvlp  der  Ausdruck  dieses  indi- 
vidualislrenden  Gegensatzes,  welcher  sich  zwischen  einem  und  dem   an- 
deren Stamme,  zwischen   Stadt  und  Landschaft  derselben  Provinz,  eben 
so  wie  zwischen  Adel   und  Plebejern,   zwischen  einer  und  der  anderen 
Adelfifamilie  derselben  Stadt  geltend  machte.    Führten  diese  Gegensätze 
einerseits  zu  Gewalt,  Bedrückung  und  Tyrannei,  und  bildeten  sie  anderer 
seita   das   hier   üppig  wuchernde  Wesen  der  Geheimbündlerei  und   Ver- 
schwörung aus,  so  lässt  sich  doch  hinwieder  nicht  in  Abrede  stellen,  dass 
dieser  Tendenz  der   Individualisirung,  eben  weil  sie  tief  im  Wesen  des 
Volkscharakters  begründet  war,  die  herrlichsten  Erscheinungen  und  Lei- 
stungen, wodurch  Italien  sich  in  Kunst  und  Wissenschaft,  im  Staats-  und 
Kriegsleben  an  die  Spitze  der  civilisirten  Völker  Europa's  erhob,  zu  dan- 
ken sind.    Nach  hergestellter  Vereinigung  der  kleinen  Gebiete  zu  grös- 
seren Staaten  waren  es  im  achtzehnten  Jahrhunderte  die  religiösen  G^en- 
sätie  zwischen  der  französisch -atheistischen  in  den  höheren  Ständen  Ein- 
gang gewinnenden  Richtung  und  dem  tief  begründeten  an  äusseren  For- 
men hängenden  Volksglauben  der  Massen,  welche  die  Geister  spalteten, 
bis  die  gährenden  Bestrebungen  des   Umsturzes,    von  der  französischen 
Revolution  angefacht,  in  den  dafür  empfänglichen  Gemüthern  weit  reichen- 
den Eingang  fanden.    Doch  waren  diese  Tendenzen,  zuerst  offen  an  den 
Tag  tretend,  später  nach  Wiederherstellung  der  Ordnung  in  dem  vielver- 
zweigten  Sectenwesen  sich  verbergend,   bis  auf  den  €arbonarismu8  mehr 
bloss  kosmopolitischer  Natur,  bis  nach  der  zweiten  französischen  Revolution 
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Brandes  ist  noch  nicht  verlöscht.  Den  Verschwörer  straft 
das  Gesetz,  wo  es  ihn  erreicht,  doch  der  Erfolg  des  üm- 
triebes  muss  mit  anderen  Waffen  bekämpft  werden,  und 
zwar  in  zweifacher  Richtung.  Die  starke  stets  bereite  öffent- 
liche Macht  nnuss  dem  Ruhestörer  die  Aussicht  auf  das  Oe- 
lingen  seiner  Pläne  benehmen,  und  dem  nach  Ruhe  und 
Ordnung  sich  sehnenden  Bürger  Vertrauen  und  Hoffnung 
auf  die  Dauer  der  Zustände  einflössen.    Der  Gesammtheit 

die  Secte  des  jungen  Italien's^  das  Nationali läta-Prindp  als  Fahne  er- 
hob and  zum  Deckmantel  ihrer  subversiven  Plane  benützte.  Obwohl 
der  von  dieser  Secte  gepredigte  Grundsatz  einer  allgemeinen^  die  Grund- 
lagen staatlichen  und  kirchlichen  Verbandes  offen  bekämpfenden  italie- 
oiflcfaen  Republik  mit  den  historischen  Zuständen,  sowie  mit  dem  Geiste 
der  Bevölkerungen  geradezu  unvereinbar  ist  (wie  die  an  jenen  Orten,  wo 
die  Revolution  augenblicklich  zur  Herrschaft  gelangte,  stattgefandenen 
Ereignisse  unzweideutig  darthnn)^  so  gewannen  ihre  Verlockungen  doch 
selbst  über  die  Schichte  der  dem  Umstürze  geneigten  Volksklasseu  hinaus 
ein  wiljiges  Ohr.  Denn  sie  appellirte  an  eine  mächtige  Volksleidenschaft, 
an  die  nationale  (in  mehr  als  einer  Hinsicht  vollkommen  berechtigte)  Eigen- 
liebe, welche  sie  zu  ^^m  Vortheile  ausbeutete,  sowie  andererseits  poli- 
tischer Ehrgeiz  die  wühlerische  Tendenz  begünstigte,  um  deren  Erfolge 
für  die  eigenen  Zwecke  zu  benützen.  Die  rege  Phantasie  des  warmblü- 
tigen Südländers  erhitzte  sich  an  dem  Gedanken,  auf  diesem  Wege  die 
gostigeii  Ermngenaehaften  des  Volkes  zu  wahren  (als  ob  diese  nicht  eben 
zur  Zeit  der  grössten  Zersplitterung  Italien's  gewonnen  worden  wären), 
die  erwägender  Reflexion  weniger  zugängliche  Jugend  träumte  von  einem 
einheitlichen,  mächtigen,  weiten  Spielraum  für  die  eigene  Herrschlust  ge- 
wahrenden Italien,  und  der  zahlreiche  Chor  der  Literaten,  an  die  Mah- 
nungen der  grossen  Geister  der  Nation  (die  aber  fast  alle,  wie  Dante,  in 
politischen  Parteikämpfen  befangen  waren;  oder,  wie  Macchiavelli,  der 
ausgeprägteste  (Charakter  italienischer  Eigenthümlichkeit,  die  scharfen  Waf- 
fen ihres  Verstandes  gegen  solches  Treiben  richteten)  erinnernd,  fachte 
die  leiehtaaflodemde  Flamme  politischer  Erregtheit  an ,  und  sachte  nament- 
lich aus  dem  Gegensatze  des  germanischen  zu  dem  romanischen  ethno- 
graphischen Principe  Folgerungen  zu  ziehen,  die,  wenngleich  aller  Bo- 
gründung  bar,  zu  dem  vorgesteckten  Zwecke  passten.  Wohin  aber  die 
Aufregung  nicht  reichte,  da  begann  die  Einschüchterung,  die  moralisdie 
in  den  weitesten,  die  mit  der  Spitze  des  Dolches  drohende  in  den  ein- 
flussreichsten  Kreisen,  und  nirgend  anderswo  griff  diese  so  weit  um  sich, 
^  hier,  weil  eben  hier  die  Faction  vor  der  Wahl  keines  Mittels  zurück- 
Mtoekte. 
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des  Volkes  aber  muss  die  Ueberzeugung  zugftn'glich  werden, 
dass  seine  geistigen  Güter:  Sprache,  Literatar,  Wissenschaft 
und  Kunst,  ebenso  wie  die  materiellen  Güter  des  Erwerbes 
und  Wohlstandes,  bei  gesicherter  öffentlicher  Ordnung  unter 
den  bestehenden,  der  heutigen  Weltlage  entsprechenden  Ver- 
hältnissen (d.  i.  unter  der  Aegide  einer  Grossmacht)  tine 
bessere  Pflege  und  Aufmunterung  finden,  als  in  dem  Strudel 
politischer  Bewegung  oder  unter  der  Oligarchen- Herrschaft 
schwacher  Republiken,  und  dass  diese  Güter  nicht  im  Gegen- 
satze, sondern  im  engsten  Zusammenhange  mit  den  Bestre- 
bungen sämmtlicher  monarchischer  Regierungen  stehen. 

Ausserhalb  der  vier  genannten  Gruppen  steht  Dalma- 
ti«n,  welches  seinen  Culturbestrebungen  nach  zu  Italien^ 
seinem  Volksstamme  nach  zu  den  südslavischen  Länd^-n^ 
seinen  historisch -staatsrechtlichen  Erinnerungen  nach  (Ra- 
gusa und  Cattaro  ausgenommen)  zu  den  ungrischen  Ländern 
gehört.  Wichtig  ist  die  ihm  eigenthümliche  Lage  als  ein 
schmaler  Küstenstreifen  sammt  einer  lang  gedehnten  Insel- 
gruppe am  und  im  adna tischen  Meere,  dessen  kühnste  See- 
fahrer gleich  den  alten  Narentinern  und  den  späteren  Usko- 
ken  die  Dalmaten  sind.  In  ethnographischer  Beziehung 
hat  Dalmatien  nur  Bedeutung  im  Verbände  mit  den  dahinter 
liegenden  vom  gleichen  Stamme  bewohnten  türkischen  Pro- 
vinzen von  Bosnien  und  der  Herzegowina;  während  das 
Landvolk  mit  den  Bewohnern  jener  Provinzen  auf  nahezu 
gleicher  Stufe  stand ,  erblühte  in  Ragusa  das  slavische  Athen, 
und  brachte,  durch  die  natürliche  Anlage  des  Volksstammes 
und  trefifliche  Unterrichtsanstalten  begünstigt,  in  seinem  win- 
zigen Umfange  eine  Reihe  von  Staatsmännern ,  Dichtem  und 
Gelehrten  hervor,  die  einem  grossen  Staate  zur  Zierde  ge- 
reicht haben  würden. 

Aus  solchen  musivisch  zusammengesetzten  Bestandtheilen 
hatte  sich  Alt-Oesterreich  gebildet,  —  Bewohner  der  verschie- 
densten Volksstämme,  auf  der  ganzen  Stufenleiter  europäischer 
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Cultar,  vom*  nnterslen  Grade  bis  zur  höchsten  geistigsten 
Ausbildung,  stehend,  ebenso  staatsrechtliche  Einrichtungen 
jeglidier  Art,  von  der  unbedingtesten  staatsbürgerlichen 
Gleichheit  und  freier  municipaler  Bewegung  bis  zu  dem 
Gegensatase  einer  herrschenden  und  einer  dienenden  Volks- 
classe  aufweisend,  das  Gebiet  ausgedehnt  von  der  italieni- 
schen mit  Sonnenglnth  erfüllten  Ebene  bis  zu  den  Hoch- 
gipfeln der  Alpen,  und  von  dem  herzynischen  Tafellande 
bis  zu  den  Steppen  des  russischen  Tieflandes,  mit  üppigster 
Fruchtbarkeit  und  gesteigertster  Cultur  ausgestattet,  oder 
auch  die  kahlen  Felsabhänge  der  blossen  Einwirkung  der 
Elemente  Preis  gegeben,  die  Mannigfaltigkeit  eines  Welt- 
thäles  in  sich  fassend. 

Inmitten  dieser  Mannichfaltigkeit  der  Zustände  gab  es 
vornehmlich  drei  feste  Stützen  des  Reichsverbandes  und  seines 
einheitlichen  Bestandes:  die  nahe  an  ein  Jahrtausend  zählende 
Dynastie,  welcher  die  Bewohner  jedes  Stammes  ihre  An- 
hänglichkeit zollten,  das  aus  den  verschiedensten  Nationali- 
täten entsprossene,   und  dennoch    zu  einem    festen  Ganzen 
geschlossene,   Ton    dem    trefflichsten   Geiste  beseelte    Heer 
und  die  zur  Vertheidigung   und  Abwehr  äusserst  günstige 
Lage  des  Reiches.    Von  den  mächtigen  Wällen  der  Haupt- 
gebirge  Europa's  rings    umschirmt,   bildet  das   Innere   des 
Reiches   gleichsam    ein    grosses    befestigtes   Lager,   welches 
durch  die   Alpen  auf  Oberitalien,   durch   die   Sudeten  auf 
Deutschland,  durch  die  Earpathen  auf  die  russisch-polnische 
Ebene,   durch   die  Donau    und    deren  Nebenflüsse   auf  die 
Küstenländer  des  schwarzen  Meeres  und  die  grosse  illyrische 
Halbinsel  zu  wirken  vermag ,  während  nur  wenige  Zugänge, 
und  von  diesen  ein  einziger  offtener,  jener  der  grossen  mäh- 
rischen Querfurche,  von  Aussen  her  in  das  Innere  führen. 

Den  Ereignissen  des  Jahres  1848  war  eine  seit  1830 
immer  mehr  anwachsende  Bewegung  der  Geister  vorausge- 
gangen.    Ein    langwährender  Friedensstand   befestiget    alle 
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öffentlichen  und  bürgerlichen  Verhältnißse,  und  gewährt  dem 
beweglichen  Elemente  der  Bevölkerung  weder  Befriedigaog 
noch  hinreichende  Beschäftigung.  In  ehrlichster  Absicht^ 
oder  auch  zum  Verwände,  wird  die  Aufmerksamkeit  auf 
die  allenthalben  mehr  oder  weniger  vorhandenen  Mängel 
und  Schäden  gerichtet ,  das  volle  Maass  derselben  ausge- 
beutet, und  das  dadurch  erregte  Missbehagen  und  die  Un- 
zufriedenheit gegen  die  Träger  des  bestehenden  Systems  ge- 
richtet. Anfiänglich  war  die  Bewegung  durch  einen  klaren 
oder  unbewussten  Drang  nach  politischer  Freiheit  bezeichnet^ 
welcher  seine  Befriedigung  in  der  Geltendmachung  consti- 
tutioneller  Formen  innerhalb  des  bestehenden  Staatsverbandes 
suchte.  Allmählig  aber  erhielt  dieselbe  eine  neue  Wendung, 
Es  begann  der  Nationalitätenkampf.  Man  stellte  die 
Nationalität,  als  die  geistige,  von  der  Natur  gegebene  Gemein- 
schaft über  den  historisch  oder,  wie  man  glaubte,  künstlich  ge- 
wordenen Staat,  suchte  die  eigene  Nationalität,  wo  sie  in 
mehrere  Staaten  zersplittert  war,  zu  einem  grossen  Ganzen 
zu  vereinigen,  oder,  wo  sie  in  einem  und  demselben  Staate 
neben  anderen  bestand,  zur  ausschliessenden  Geltung  und 
Herrschaft  zu  bringen.  Dass  diese  Richtung  darauf  abzielte, 
den  Bestand  fast  aller  Staaten  zu  untergraben,  war  ebenso 
klar,  als  sie,  wenn  siegreich,  nothwendig  zur  Republik 
führen  musste.  Diese  Bestrebungen  fanden  ihre  Förderer 
nicht  bloss  in  den  geheimen  Secten  und  der  verborgenen 
Intrigue;  sie  wurden  als  ein  von  der, Wissenschaft  und  staats- 
männischen Erfahrung  gewonnener  Standpunct  bezeichnet,  und 
bald  verhüllt,  bald  offen,  durch  Schrift  und  Dmck,  in  den 
Schulen,  auf  dem  Marktplatze,  in  gelehrten  Vereinen  und  in 
den  KAmmern  vertheidigt.  Die  Jugend  begeisterte  sich  bei 
dem  Gedanken  an  die  allein  herrschende  Nationalität ,  die 
Aelteren  hofften  eine  Aenderung  und  mit  dieser  eine  Bes- 
serung der  sie  nicht  befriedigenden  Zustände.  In  Oesterreicii 
l^atten  auch  die  constitutione!  len   Bestrebungen  hier  und  da 
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unler  den  feudaler  Einrichtang  ihren  Ursprung  verdankenden 
Landständen  Anklang  und  Nachahmung  gefunden.  Diese 
(zonSchst  auf  die  Erweiterung  der  eigenen  Privilegien  gerich- 
teten) Versuche  waren  jedoch  meist  bei  der  Masse  des  Volkes 
ohne  Rückwirkung  geblieben;  kein  Staat  war  aber  .so  sehr 
bedroht,  von  dem  Nationalitätenfieber  gerüttelt  zu  werden, 
als  Oestereich,  welches  aus  so  vielen,  der  Zahl  nach  einander 
das  Gleichgewicht  haltenden  Volksstämmen  zusammengesetzt 
ist  Aber  nur  die  reife  Frucht  schüttelt  der  Sturm  vom 
Baume,  der  starke  Stamm  wird  erschüttert,  doch  nicht  ge- 
brochen; so  musste  es  sich  fUgen,  dass  der  Nationalitäten- 
kampf zwar  den  Bestand  des  Staates  nicht  zertrümmern 
konnte,  dass  ihm,  aber  die  bestandene  Feudaleinrichtung 
zum  Opfer  fiel.  Gleich  die  ersten  Bewegungen  nach  dem 
Ausbruche  der  dritten  französischen  Revolution  wurden  von 
dem  Beginne  national  gefärbter  revolutionärer  R^ungen  be- 
gleitet, das  Erscheinen  des  sardinischen  Heeres  an  der  Gränze 
und  dessen  Eünfall  ohne  Kriegserklärung  rief  die  lombardische 
und  venezianische  Erhebung  hervor;  in  Galizien  war  der  pol- 
nisch-nationale Aufstand  der  Edelleute  schon  zwei  Jahre  frü- 
her versucht,  aber  von  der  Masse  des  Volkes  nicht  nur  nicht 
unterstützt,  sondern  sogar  unterdrückt  worden,  in  Ungern 
bereitete  sich '  die  letzte  Phase  der  völligen  Isolirung  des  Lau- 
des  von  der  Dynastie  und  dem  Gesammtstaate  unter  ma- 
gyarisch-demokratischer Herrschaft  vor;  selbst  in  Böhmen 
musste  der  czechische  Aufruhr  zu  Prag  mit  Gewalt  der  Waf- 
fen niedergehalten  werden,  während  das  immer  getreue  Ti- 
rol die  Landesschützen  zur  Vertheidigung  seiner  Gränze  gegen 
Italien  aufbot,  und  die  Kroaten  unter  ihrem  muthigen  Ba- 
nns Jellaczicz  ihre  Nationalität  und  die  Dynastie  gegen  den 
magyarischen  Uebergriflf  wehrhaft  vertheidigten.  In  Wien 
aber  kam  ein  Reichstf^  zusammen ,  welcher  keine  Vertreter 
Ungems  und  Italiens  in  sich  schloss  und,  die  Farbe  seines 
Ursprunges  nicht  verläugnend,  zunächst  durch  die  Reibung 
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.der  Parteien  in  seinem  Inneren  und  seine  aufregende  Wir- 
kung nach  Aussen,  namentlich  durch  Begünstigung  der  se- 
paratistischen Nationalitätstendenzen,  bemerkbar  wurde.  Seine 
Nähe  musste  die  Wirksamkeit  der  Regierung  lähmen,  und 
die  Bande  des  Gehorsams  und  der  Ordnung  in  den  benach- 
barten Provinzen  lockern. 

Während  allenthalben  an  den  Grundsäulen  der  Staats- 
ordnung gerüttelt  wurde,  gab  es  einen  Hort  für  die  Ver- 
theidigung  des  Thrones  und  die  Erhaltung  der  Monarchie. 
Im  fernen  Südwesten  des  Reiches  wehrte  der  ruhmesreicbe 
Feldherr  Graf  Radetzky  mit  der  von  ihm  geschulten  Ar- 
mee den  Einfall  des  äusseren,  mit  der  Revolution  verbünde- 
teten  Feindes  ab,  und  schlug  denselben  mit  seinem  tapferen, 
durch  Heldenmuth  die  Zahl  ersetzenden  Heere  siegreich  in 
die  Flucht.  Dieses  von  dem  gleichen  Geiste  der  Treue  und 
der  Ausdauer  beseelte  Heer  war  aus  allen  Nationalitäten  des 
Kaiserreiches  zusammengesetzt  und  merkwürdig  fügte  es  sich, 
dass  die  einzelnen  nationalen  Bestandtheile  desselben  bei  den 
zahlreichen  Kämpfen  dieses  Feldzuges  Gelegenheit  ftmden« 
sich  einzeln  durch  Tapferkeit  hervorzuthun;  so  die  Tiroler 
und  österreichischen  Jäger,  die  Wiener  Freiwilligen,  die  Regi- 
menter aus  Steiermark,  Kämthen  und  Krain,  die  der  Ver- 
lockung zum  Treubruche  standhaft  ihr  Ohr  verschliessenden 
ungrischen  (meist  magyarischen)  Regimenter  (die  ungrischen 
Grenadiere  bildeten  die  Leibgarde  Radetzky 's),  die  zahlrei- 
chen Gränzer,  und  der  Kern  des  Heeres,  die  böhmischen, 
mährischen  und  galizischen  Truppenkörper.  Der  Geist  ihres 
Führers  beseelte  sie  Alle,  und  nirgends  waren  wohl  noch 
die  Bande  brüderlicher  aufopferungsfähiger  Cameradschaft 
enger  geschlungen,   als  in  Radetzky's  Lager.  ^  —  Wie^n 

'  Niemand  fühlte  diese  geistige  Vereinigung  der  Repräsentanten  aller 
Volksstämme  zu  dem  höchsten  Zwecke  inniger,  und  sprach  sie  treffender 
aus,  als  Grillparzer,  der  begeisterte  Sänger^  da  er  Radetzky  zurief: 
„In  Deinem  Lager  ist  Oest  er  reich.'' 
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elektrischer  Funke  leochtete  und  zündete  der  von  Radetzky's 
Siegen  ausgehende  Hoffnungsstrahl  in  den  Herzen  aller  Yater- 
landsfreunde ,  erhob  die  Zaghaften  und  schaarte  die  Muihigen 
zusammen.  Der  Waffengef&hrte  Radetzky's,  der  edle  Fürst 
Windischgrätz,  hatte  schon  früher  zuerst  den  bewaffneten 
Aufruhr  energisch  unterdrückt,  ihm  ward  die  Aufgabe  zu 
Theil,  nach  dem  October- Aufstande  dem  Monarchen  seine 
Residenz  wieder  zu  gewinnen,  und  die  Revolution  in  Un- 
gern zu  bek&mpfen ;  das  unter  seiner  Führung  rasch  gesam- 
melte Heer  blieb  an  Tapferkeit  und  Ausdauer  nicht  hinter 
den  Waffenbrüdern  in  Italien  zurück. 

Nachdem  durch  die  heldenmüthige  Armee  der  bewaffnete 
Widerstand  zu  Boden  geworfen  und  dadurch  das  Feld  für 
die  Consolidirung  der  öffentlichen  Verhältnisse  gewonnen  war, 
bereitete  sich  der  grosse  Act  Tor,  mit  welchem  das  alte  Re- 
gierungssystem  abschliessen  und  eine  gänzliche  Umgestaltung, 
der  Neubau  des  Staatsgebäudes ,  beginnen  sollte.  Zum  ersten 
Male  war,  nach  Beilegung  des  Wiener  Aufstandes,  ein  voll- 
ständiges Ministerium  unter  dem  Minister-Präsideaten  Fürsten 
Schwarzenberg  an  die  Spitze  der  Geschäfte  getreten,  welches 
sich  der  grossen  Aufgabe  der  Herstellung  der  Autorität  und 
der  Wiedervereinigung  der  zerrissenen  Fäden  der  Verwaltung 
unterzog.  Kaum  war  die  neue  Ordnung  der  Dinge  hierdurch 
eingeleitet,  als  am  2.  December  1848  Seine  Majestät  der 
Kaiser  Ferdinand  I.  die  Krone  freiwillig  niederlegte,  und 
nachdem  auch  der  legitime  Nachfolger,  Se.  kais.  Hoheit  Erz- 
herzog Franz  Karl,  auf  die  Nachfolge  zu  Gunsten  höchst- 
dessen  erstgebornen  Sohnes  Verzicht  geleistet,  bestieg  der 
jugendliche  Monarch  Franz  Joseph  L  den  Kaiserthron  von 
Oesterretch.  '  Mit  Beendigung  der  Regierung  des  schwerge- 
prüften Kaisers  Ferdinand  fiel  die  Epoche  derselben  sammt 
allen  ihr  angehörigen  Ereignissen    der   Geschichte   anheim, 

*  Kaiaerliches  Patent  vom  2.  December  1848. 
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und    mit    ihr    schloss   sich   die   Vergangenheit   für    Oesier- 
reich  ab. 

■ 
# 

'  §.  2. 

Des  Reiches  Befestigung. 

In  trüber )  gewitterschwangerer  Zeit  b^ann  die  Regie- 
rung des  jungen  ritterlichen  Monarchen.  Der  Aufruhr  war 
zwar  in  den  deutschen  und  italienischen  Prorinasen  des 
Reiches  niedergehalten,  aber  die  Oährung  zitterte  in  den 
noch  nicht  beschwichtigten  Oemüthern  nach,  und  in  Ungern 
war  der  Insurrectionskrieg,  nachdem  die  kaiserliche  Procla- 
mation  vom  3.  October  verhallt  war,  eben  erst  im  Aus- 
bruche begriffen.  Noch  discutirte  der  Reichstag  zu  Kremsier 
über  das  Princip  der  Volks-Souverainetät  (die  in  Oesterreich 
sich  zur  zehnfachen  Völker-Souverainetät  hätte  gestalten  müs- 
sen) ;  die  Handhaben  der  R^ierungsgewalt  waren  gebrochen 
oder  abgenützt,  die  neuen  noch  nicht  gefunden  oder  nicht 
bewährt.  Da  stieg  Oesterreich's  Horizont  das  glänzende  Glück 
verheissende  Gestirn  empor,  welchem  die  hofin ungsreich^ 
Blicke  aller  Augen,  der  Jubel  aller  Herzen  sich  zuwendeten, 
als  dem  Retter  aus  der  Noth  der  bangen  Zeit;  die  Grund- 
lage des  Bestandes  des  Staates ,  der  hellsprudelnde  Quell  der 
Neugestaltung  desselben  waren  geflmden.  Alle  Ueberzeu- 
gungen  der  Vaterlandsfreunde  stimmten  in  dem  Ausspruche 
überein:  Oesterreich  könne  nur  bestehen  durch  die  Reichs- 
einheit, der  Ausdruck  der  Reichseinheit  sei  der  jugend- 
liche Kaiser  Franz  Joseph  I.  Die  Gewähr  dieses  Aus- 
spruches war  in  den  hohen  Eigenschaften  des  Monarchen 
gefunden.  Seine  Jugend  hatte  ihn  ausser  aller  Berührung 
mit  den  vergangenen  Zuständen  gelassen ,  sein  kühner  Muth 
hatte  sich  im  Feuer  der  Schlacht  bewährt,  die  Besonnenheit 
im  Rathe  und  die  Festigkeit  in  der  Ausführung  des  Beschlos- 
senen zeugte  von  einem  den  Jahren  vorausgeeilten  gereiften 


27 


Charakter^  die  mit  jugendlicher  Anmuth  gepaarte,  einein  ge- 
heimen Zauber  gleich  wirkende  Wttrde  vollendete  das  Ge- 
präge der  erhabenen  Persönlichkeit,  welche  die  gütige  Vor- 
sehung zum  Leit-  und  Schlusspuncte  der  Neugestaltung  Oester- 
reicb's  auserkoren  hatte.  Wenn  es  Oesterreich  gelang,  seine 
inneren  Wirren  zu  beendigen,  die  widerstrebenden  Kräfte 
in  concentrische  Bahnen  zu  leiten,  die  Reichseinheit  fest  zu 
begrOnden ,  auf  der  Bahn  der  CÜTilisation  einen  früher  kaum 
geahnten  Fortschritt  zu  machen,  die  Quellen  des  Wohlstan- 
des zu  offnen,  wenn  es,  stark  im  Innern,  geachteter  als  je- 
mals nach  Aussen,  seinen  vorderen  Platz  in  der  Reihe  der 
Grossmöchte,  seinen  altberechtigten  Einfluss  auf  Deutschland 
wieder  errungen  und  sich  in  dem  folgenreichen  orientalischen 
Kampfe  der  Gegenwart  zum  Schiedsrichter  Europa's  empor- 
geschwungen hat,  so  verdankt  es  diese  in  so  kurzer  Zeitv 
errungenen  gewaltigen  Erfolge  der  Einsicht,  Thatkrafb  und 
Beharrlichkeit  seines  jugendlichen  Monarchen. 

Die  Aufhebung  des  Reichtages  von  Kremsier  beseitigte 
das  letzte  Hinderniss  für  die  zur  Reichseinheit  führenden  Re- 
fonnpläne,  welche  ihren  Ausdruck  in  der  gleichzeitig  kund- 
gemachten Reichsverfassung  vom  4.  März  1849  fanden.  Wenn- 
gleich die  Bestimmungen  dieser  Verfassung  die  Spuren  der 
Elle  an  sich  trugen,  mit  welcher  sie  entworfen  wurde,  wenn- 
gleich darin  und  in  den  bezüglichen  Verordnungen  der  Grund- 
satz der  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Kronländer  und  der 
Gleichberechtigung  der  verschiedenen  Nationalitäten  in  einer 
Weise  festgestellt  ward ,  welche  mit  der  beabsichtigten  Reichs- 
einheit nur  schwer  in  Uebereinstimmung  zu  bringen  ist,  so 
diente  doch  diese  Verfassung  als  die  erste  positive  Satzung 
zur  Grundlage  der  nachgefolgten  Reformen  und  zum  Anhalts- 
puncte  in  dem  Stadium  des  Ueberganges  zu  einem  den  Be- 
dürfhissen der  Völker  entsprechenden  neuen  Systeme. .  Die 
durch  den  tapfern  Feld-Zeugmeister  Hayn au  und  sein  Heer, 
dessen   Operationen  durch  eine   nissische  Hilfsarmee  unter- 
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stützt  wurden,  vollendete  Besiegung  der  ungrischen  Insur- 
rection  befestigte  die  innere  Ruhe  vollends  und  zog  das  grosse, 
durch  die  Ereignisse  der  letzten  Jahre  von  Grund  aufgewühlte 
Ungern  sammt  Ndbenländem  in  den  Bereich  der  vom  Stand- 
puncte  der  Reichseiiiheit  ausgehenden  Reformen.  Diese  wur- 
den ron  den  thät^gen  Ministerien  nach  allen  Richtungen  hin 
vorbereitet  und  von  dem  neu  geschaffenen  Reichsrathe  \  an 
dessen  Spitze  der  vielerfahrene  Freiherr  von  Kübeck  be- 
rufen wurde,  geprüft.  Die  Einbeziehung  Ungern's  in  den 
neuen  Reichsverband  Hess  die  UnausfUhrbarkeit  der  Verfas- 
sung vom  4.  Mftrz  1849  erkennen  und  bestärkte  nur  die  faat 


*  Nach  dem  mit  kaiserlichem  Patente  vom  13.  April  1851  kundg;e- 
maefaten  (durch  das  erwähnte  Allerhöchste  Handschreiben  vom  20.  Aagust 
1851  modificirten)  Statute  ist  der  Reichsrath  bestimmt,  auf  die  G^en- 
stände  der  Gesetzgebung,  damit  bei  denselben  gediegene  Reife  und  Ein- 
heit der  leitenden  Grundsätze  erzielt  werde,  einen  berathenden  Eintluss 
auszuüben,  und  auch  in  anderen  Angelegenheiten  über  Anordnung  des 
Honarchen  sein  Gutachten  abzugeben.  Er  ist  uninittelbar  8r.  Majestät  dem 
Kaiser  untergeordnet  und  dem  Ministerium  coordiuirt.  Sein  Beruf  ist  ein 
rein  berathender;  in  fertheilung  seines  Rathes  ist  er  unabhängig,  selbst- 
ständig und  in  seiner  freien  Berathung  gesichert.  Er  hat  keinerlei  Ini- 
tiative in  Vorlegung  von  Gesetzes -Vorschlägen.  Der  Reichsrath  besteht 
ans  seinem  Präsidenten,  aus  den  Reichsräthen ,  bei  deren  Wahl  durch  den 
Monarchen  auf  die  verschiedenen  Theile  des  Reiches  entsprechende  Rück- 
sicht genommen  wird,  und  aus  zeitlichen  Theilnehmern,  als  welche,  be- 
hufs gründlicher  Erörterung  einzehier  Fragen  und  Gesetzes -Vorschläge, 
erfahrene  und  angesehene  Männer  aus  allen  Ständen  beigezogen  werden 
können,  jedoch  in  jedem  besonderen  Falle  von  Sr.  Majestät  berufen  wer- 
den müssen.  Der  Reichsrath  hat  bei  allen  seinen  Arbeiten,  mit  Hintan- 
setzung jeder  anderen  Rücksicht ,  nur  das  Heil  der  Krone  und  des  Staates 
vor  Augen.  Er  ist  verpflichtet,  ohne  Rücksicht  auf  Lob  oder  Tadel,  nach 
gewissenhafter  Prüfung  und  männlicher  Ueberzeugung  wahr  und  offen  sein 
Gutachten  auszusprechen  und  zu  begründen,  und  in  möglichst  kurzer 
Frist,  klar  und  deutlich  verfasst,  abzugel>en.  Kein  berufener  Reichsrath 
kann  sich,  gesetzliche  Hindernisse  abgerechnet,  der  Theilnahme  und  Ab- 
stimmung enthalten;  es  darf  auch  keiner  übergangen  oder  ausgeschlossen 
werden.  Ursprünglich  konnte  auch  der  Miuisterrath  den  Reichsrath  um 
sein  Gutachten  angehen,  welche  Bestimmung  mit  dem  Ministerrathe  ent- 
fallen ist. 
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aUgemeine  Ueberzeugung  you  der  nicht  ausreiehenden  Halt- 
barkeit dieser  den  Charakter  der  Uebergangszeit  o£fen  an  sich 
tragenden  Satzung.  Diese  Wahrnehmung  fond  ihren  Aus- 
druck in  dem  Allerhöchsten  Cabinetsschreiben  vom  20.  Au- 
gust 1851 ,  womit  das  Ministerium  als  allein  und  ausschlies- 
send  gegenüber  dem  Monarchen  und  dem  Throne .  verant- 
wortlich erklärt  und  von  der  Verantwortlichkeit  gegenüber 
jed^  anderen  Autorität  enthoben,  zugleich  aber  der  Reichs^ 
rath  ausschliessend  als  der  Rath  des  Monarchen  und  der 
Krone  bezeichnet  wurde.  Sie  führte  femer  zu  dem  Aller- 
höchsten Cabinetsschreiben  vom  31.  December  1851 ,  welches 
die  Grundlinien  der  Neugestaltung  Oesterreich's  hinsichtlich 
sdner  Verfassung  und  Verwaltung  vorzeichnet,  und  demnach 
als  organisches  Grundgesetz  für  diese  Neugestaltung  anzusehen 
ist.  *     Inwieweit  diese  Grundlinien  bereits  ihre  Ausführung 

• 

*  Der  Wortlaut  dieses  höchst  wichtigen  Allerhöchsten  Cabinetsschrei- 
bens  ist  folgender: 

„Lieber  Fürst  Schwarzenberg!** 

i^Mit  Beziehung  auf  das  Patent  vom  heutigen  Tage  erhalten  Sie  in 
der  Beilage  die  von  Mir  nach  Anhörung  Meines  Minister-  und  Meines 
Reichsrathes  in  den  zunächst  wichtigsten  und  dringendsten  Richtungen 
der  organischen  Gesetzgebung  festgestellten  Grundsätze,  mit  dem  Auf- 
trage, dafür  zu  sorgen,  dass  ohne  alle  Verzögerung  von  den  Ministerien, 
die  es  betrifft,  zu  den  Arbeiten  der  Ausführung  in  angemessener  Weise 
geschritten  und  die  Resultate  Mir  vorgelegt  werden**. 

Wien,  am  31.  December  1851. 
Wwmwäm  Jloftcpli  m.  p. 

Urnndsätze  für  organische  Einrichtungen  in  den  Kronlän- 
dern  des  österreichischen  Kaiserstaates. 

1.  Die  nnter  den  alten  historischen  oder  neuen  Titeln  mit  dem  öster- 
reichischen Kaiserstaate,  vereinigten  Länder  bilden  die  untrennbaren  Bestand- 
theUe  der  österreicbischen  kaiserlichen  Erb-Monarchie. 

%  Der  Name  „Kronländer^  soll  in  der  amtlichen  Sprache  nur  als  all- 
gemeine Bezeichnung  gebraucht,  bei  besonderer  Benennung  ei^es  Landes 
aber  stets  die  demselboi  zukommende  eigene  Titelbezeichnung  ausgedrückt 
werden. 

3.  Der  umfang  der  Kronländer  soll  mit  Vorbehalt  der  aus  Verwal- 
tnngsrücksichten  begründeten  Veränderungen  beobachtet  werden. 
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erbalten  haben  oder  die  itlr  die  Neugestaltung  wichtigen  Re- 
formen, welche  bis  zum  31.  December  1851  erfolgten,  noch 
in  Geltung  stehen,  soll  nui>  nach  den  einzelnen  Zwdgen 
der  Verwaltung  und  ihrer  Objecte  angeführt  werden. 

4.  In  jedem  Eronlande  sind  landesfürstliche  Bezirksämter  (uut«r  deu 
üblichen  Liandesbenennungen)  in*  angemessenen  Bereichen  aufzustellen  und 
in  denselben  so  viel  als  möglich  die  verschiedeneu  Verwaltungszweige  In- 
ner bestimmten  Gränzen  der  Wirksamkeit  zu  vereinigen. 

5.  Ueber  die  Bezirksämter  werden  unter  den  üblichen  Landesbenen- 
nungen in  administratiN-er  Hinsicht  Kreisbehörden  (Comitate,  Delegatio- 
nen u.  dgl.)  aufgestellt.  Der  räumliche  Umfang  derselben  wird  mit  Röck- 
sicht auf  die  in  früherer  Zeit  bestandenen  Eintheilungen  und  mit  Beach- 
tung der  gegenwärtigen  Bedürfnisse  zu  bestimmen  sein. 

In  kleinen  Kronländern  ^  sowie  überhaupt  wo  kein  Bedürfniss  zur  Auf- 
stellung von  Kreisbehörden  eintreten  sollte,  werden  solche  entfallen. 

Die  Kreiabehörden  sind  der  Landesstelle  (Punct6)  untergeordnet,  uiid 
haben  theils  einen  überwachenden,  theils  einen  ausübenden  und  admini- 
strativen Wirkungskreis. 

6.  Ueber  den  Kreisbehörden  steht  in  den  Kronländem  die  Statthalterei 
und  der  Landeschef.  Besondere  Bestimmungen  werden  die  Geschäftsbe- 
handlnng,  den  Wirkungskreis  der  Statthalterei ,  die  Stellung  und  die  Voll- 
machten des  Landeschefs  und  die  Unterordnung  unter  die  höchsten  Au- 
toritäten festsetzen. 

7.  Als  Ortsgemeinden  werden  die  fttctisch  bestandenen  oder  bestehen- 
den Gemeinden  angesehen,  ohne  deren  Vereinigung  da,  wo  sie  noth wendig 
ist  oder  begründet  gewünscht  wird,  nach  Haassgabe  der  Bedürfnisse  und 
Interessen  auszuschliesaen. 

8.  Bei  der  Organisirung  der  Ortsgemeinden  ist  der  Unterschied  zwi- 
schen Land-  und  Stadtgemeinden ,  und  besonders  in  Ansehung  der  letzteren 
die  frühere  Eigenschaft  und  besondere  Stellung  der  königlichen  und  landes- 
fürstlichen Städte  zu  berücksichtigen.  " 

9.  Bei  der  Bestimmung  der  Landgemeinden  kann  der  vormals  herr- 
9chaftliche  grosse  Grundbesitz  unter  bestimmten,  in  jedem  Lande  näher 
SU  bezeichnenden  Bedingungen  von  dem  Verbände  der  Ortagemeinden  aus- 
geschieden und  unmittelbar  den  Bezirksämtern  untergeordnet  werden. 

Mehrere  vormals  herrschaftliche  unmittelbar  anstossende  Gebiete  kön- 
nen sich  für  diesen  Zweck  vereinigen. 

10.  Die  Gemeindevorstände  der  Land-  und  Stadtgemeinden  sollen  der 
Bestätigung  und  nach  Umständen  selbst  der  Ernennung  der  R^ening 
vorbehalten  werden.  Es  soll  deren  Beeidigung  für  Treue  und  Gehorsam 
an  den  Monarchen  und  gewissenhaAe  Erfüllung  ihrer  sonstigen  Pflichten 
stattfinden. 
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§.  8. 
SefoüECJi. 

1.   Organieirung  der  Behörden. 

Hierbei  sind  vor  Allem  die  Reformen  in  der  Stel- 
lung und  dem  Wirkungskreise  der  Behörden,  welche 
als  die  Organe  der  weiteren  Umgestaltung  so  wie  der  all- 
gemeinen Verwaltung  dienen,  in  Betracht  zu  ziehen. 

Auch  sollen  da^  wo  die  GemeindeTerhältnisse  es  räthlich  machen^ 
höhere  Kategorien  von  Gemeindebeamten  der  Bestätigung  der  Regierung 
unteraogen  werden. 

11.  Die  Wahl  der  Gemeindevorstände  und  Gemeinde-Ausschüsse  wird 
nach  zu  bestimmenden  Wahlordnungen  den  Gemeinden  mil  den  gesetz- 
lichen Vorbehalten  zugestanden. 

1%  Die  Titelnamen  der  Gemeindevorstände  und  Gemeinde-Ausschüsse 
sind  nach  den  früher  bestandenen  landesüblichen  Gewohnheiten  zu  be- 
stimmen. 

13.  Der  Wirkungskreis  der  Gemeinden  soll  sich  im  Allgemeinen  auf 
ihre  Gemeinde- Angelegenheiten  beschränicen ,  jedoch  mit  der  Verbindlich- 
keit für  die  Gemeinden  und  deren  Vorstände^  der  vorgesetzten  landesfürst* 
liehen  Behörde  in  allen  öffentlichen  Angelegenheiten  die<  durch  fülgemeioe 
oder  besondere  Anordnungen  bestimmte  und  in  Anspruch  genommene  Mit^- 
wirkung  zu  leisten. 

Auch  in  den  eigenep  Gemeinde- Angel^;«nheiten  sollen  wichtigere,  in 
den  Gemeinde-Ordnungen  näher  zu  bestimmende  Acte  und  Beschlüsse  der 
Gemeinden  der  Prüfung  und  Bestätigung  der  landesfürstlichen  Behörden 
vorbehalten  werden. 

14.  Die  Oeffeutlichkeit  der  Gemeindeverhandlungen,  mit  Ausnahme 
besonderer  feierlicher  Acte,  ist  abzustellen,  ohne  für  die  betheiligten  Ge- 
meindeglieder die  Einsichtnahme  besonderer  Gegenstände  zu  beseitigen. 

15.  Die  Gemeinden  werden  in  der  Regel  den  Bezirksämtern  und  nur 
aoanahmsweise  nach  Verhältniss  ihrer  besonderen  Eigenthümlichkeit  den 
Kreisbehörden  oder  den  Statthaltereien  unmittelbar  untergeordnet. 

16.  Nadi  diesen  Grundsätzen  sind  für  jedes  Land  den  besonderen  Ver-r 
h&ltnissen  desselben  entaprechende  Ordnungen  für  die  Landgemeinden  und 
für  die  Städte  zu  bearbeiten. 

Es  ist  bei  diesen  Arbeiten  ferner  von  dem  Gesichtspuncte  auszugehen, 
«dass  den  tiberwiegenden  Intei^essen  auch  ein  überwiegender  Einflass  zu- 
gestanden  und  sowohl  bei  den  Activ-  und  Passiv  -  Wahlen  für  die  Bestel- 
lung   der    Gemeindevorstände    und    Ausschüsse    als    in    den    Gemeinde- 
Angelegenheiten  dem  Grundbesitze  nach  Maassgabe  seiner  in  den  Gemeinde- 
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Der  durch  die  Reichsyerfiaflsung  geschaffene  Ministerraih 
wurde  in  eine  Hinister-Conferenz  umgewandelt,  de- 
ren Hitglieder  dem  Monarchen  ausschliessend  TerantwortUch 

verband  einbezogenen  Aasdehnung  und  seines  Stenerwerthes,  dem  6e- 
werbsb^triebe  aber  in  dem  Verhältnisse  za  dem  Gesammtgrundbeaitze  — 
in  den  Stadtgemeinden  insbesondere  dem  Haasbesitze  — ,  dann  so  viel 
möglich  den  Corporationen  für  geistige  und  materielle  Zwecke  das  ent- 
scheidende Uebergewicht  gesichert  werde. 

Im  lombardisch-venezianischen  Königreiche  ist  die  daselbst  bestehende 
Qemeinde-Ordnang  mit  dem  Vorbehalte  allfälliger  durch  Erfahrung  hervor- 
gerufener Verbesserungen  aufrecht  zu  erhalten. 

17.  Das  Richteramt  wird  im  ganzen  Reiche  von  den  dazu  bestellten 
Behörden  und  Gerichten  nach  den  bestehenden  Gesetzen  im  Namen  Seiner 
kaiserl.  königl.  apostolischen  Majestät  ausgeübt. 

18.  Die  Justiz-Beamten  und  Richter  sind^  mit  Wahrung  ihrer  Selbst- 
ständigkeit bei  der  gesetzlichen  Ausübung  des  Richteramtes ^  in  Absicht 
auf  ihre  sonstigen  persönlichen  Dienstbeziehnngen  nach  den  für  die  Staats- 
beamten bestehenden  Vorschriften  zu  behandeln. 

19.  Die  Trennung  der  Justiz-Pilege  von  den  Verwaltungsbehörden  soll 
bei  den  Justiz-CoUegial-Gerichten,  dann  den  zweiten  und  dritten  Instanzen 
allgemein^  bei  den  ersten  Instanzen  aber  im  lombardisch- venezianischen 
Königreiche  und  dort,  wo  es  als  unerlässlich  anerkannt  wird^  stattfinden. 

Sonst  ist  bei  den  Einzelngerichten  als  ersten  Instanzen  die  Vereinigang 
mit  der  Verwaltung  im  Bezirksamte  anzunehmen. 

In  der  inneren  Einrichtung  dieser  Bezirksämter  (s.  Punct  4)  kann 
aber  nach  Umständen  ein  eigener  Gerichts-  oder  politischer  Beamter  zu- 
getheilt  werden,  je  nachdem  die  Verhältnisse  es  erfordern. 

20.  Sowohl  in  streitigen  als  nicht  streitigen  Civil-  wie  in  Strafsachen 
sollen  drei  Instanzen  bestehen. 

21.  Die  rein  juridischen,  sowie  die  mit  der  politischen  Verwaltung 
als  Bezirksämter  füngirenden  ersten  Instanzen  sind  für  Civil-Angelegen- 
heiten  inner  zu  bestimmenden  Gränzen,  für  Uebertretungen  und  b^onders 
zu  bezeichnende  Vergehen  so  wie  für  Erhebungen  des  Thatbestandes  und  alle 
Hilfeleistungen  zumBehufe  und  zur  Unterstützung  der  Strafgerichte  berufen. 

22.  In  angemessenen  IMstricten,  so  viel  thunlich  mit  Rücksicht  auf 
die  politische  Eintheilung  der  Länder,  werden  Collegial-Gerichte  als  erste 
Instanzen  für  das  Richteramt  über  Verbrechen  und  besonders  bezeichnete 
Vergehen,  —  dann  für  alle  solche  Rechtsangel^euheiten,  welche  die 
Glänzen  der  Wirksamkeit  der  Bezirksämter  übersteigen,  eingesetzt. 

23.  Zur  Behandlung  der  Civil-  und  Strafaiigelegenheiten  in  zweiter 
Instanz  sind  Oberlandesgerichte  mit  Rücksicht  und  Beschränkung  auf  das 
strengste  Bedürfniss  zu  bestellen. 
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erkIftH  wurden.     Aus  dem  Ressort  des  Ministeriums  des 
luoern,  welches  an  die  Stelle  der  vereinigten  Hofkanzlei 

24.  Der  oberste  Gerichtshof  hat  als  dritte  Instanz  zu  bestehen. 

25.  Bei  üebertretnngen  und  Vergehen,  insofeme  die  letzteren  den 
Boirksamtem  zugewiesen  sind,  findet  das  inquisitorische  Verfahren  in 
möglichst  einfacher  Form  Statt. 

26.  In  den  Strafsachen,  welche  vor  den  CoUegial-Gerichten  zu  ver- 
handeln  sind,  ist.  der  Grundsatz  der  Anklage,  der  Bestellung  eines  Ver> 
theidigers  für  den  Angeklagten  und  der  Mündlichkeit  im  Schlussverfahren 
zu  beobachten. 

27.  Das  Verfahren  ist  nicht  öffentlich,  es  wird  aber  bei  der  münd- 
lichen Verhandlung  in  erster  Instanz  dem  Angeklagten  mit  Bewilligung 
des  Präsidenten,  sowie  dem  letzteren,  das  Recht  eingeräumt,  Zuhörer  bis 
ftüf  eine  bestimmte  Zahl  zuzulassen. 

23.  Die  Anklage  ist  durch  die  Staatsanwaltschaft  zu  vermitteln^  deren 
Wirkangakreis  auf  den  Straf-Process  zu  beschranken  ist 

29.  Die  Schwurgerichte  sind  zu  beseitigen. 

30.  Die  Urtheile  sind  nur  von  geprüften  Richtern  zu  schöpfen.  Die 
Urtheilsformen  in  Strafsachen  sind  „ schuldigt,  „ schuldlos **,  „Freisprechung 
TOQ  der  Anklage **. 

31.  Das  Verfahren  bei  den  Oberlandesgerichten  und  dem  obersten  Ge- 
richtshofe ist  nur  schriftlich. 

32.  Die  näheren  Bestimmungen  der  Wirksamkeit  der  Gerichtsbehörden 
werden  die  hierüber  zu  erlassenden  Gesetze  enthalten. 

33.  Das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  soll  als  das  gemeinsame 
Recht  für  alle  Angehörige  des  österreichischen  Staates  auch  in  jenen  Län- 
dern, in  welchen  es  dermalen  noch  nicht  Geltung  hat,  nach  und  mit  den 
angemessenen  Vorbereitungen,  dann  mit  Beachtung  der  eigenthümlichen 
Verhältnisse  derselben,  eingeführt,  und  ebenso  das  Strafgesetz  für  den 
ganzen  Umfang  des  Reiches  in  Wirksamkeit  gesetzt  werden. 

34.  In  den  Kronländern  werden  eigene  Statute  über  den  ständischen 
oder  den  mit  einem  zu  bestimmenden  Grundbesitze  versehenen  Erbadel, 
seine  Vorzüge  und  Pflichten  errichtet,  insbesondere  demselben  alle  thun- 
Ikhe  Erleichterung  zur  Errichtung  von  Majoraten  und  Fideicommissen 
zugestanden  werden.  Bei  der  Bauernschaft  sind  dort,  wo  besondere  Vor- 
schriften zur  Erhaltung  ihrer  Güter^Complexe  bestehen,  solche  aufrecht 
zu  erhalten. 

35.  Den  Kreisbehörden  und  Statthaltereien  werden  berathende  Aus- 
schüsse aus  dem  besitzenden  Erbadel,  dem  grossen  und  kleinen  Grund- 
besitze und  der  Industrie  mit  gehöriger  Bezeichnung  der  Objecto  nnd  des 
Umfanges  ihrer  Wirksamkeit  an  die  Seite  gestellt.  Insofeme  noch  andere 
Faetoren  zur  Beiziehung  in  die  Ausschüsse  sich  als  wünschenswerth  dar- 
stellen, ist  nach  Umständen  darauf  Rücksicht  zu  nehmen. 

V.  Czoernig,  Oesterreich's  Neugestaltung.  3 
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getreten  war,  *  wurde  die  Handhabung  der  Polizei  nach' allen 
ihren  Beziehungen  geschieden  und  dieselbe  der  neu  errich- 
teten obersten  Polizei-Behörde  übertragen. '  Das  Mini- 
sterium für  Landes-Cultur  und  Bergwesen  ward  aufgehoben, 
die  oberste  Beaufsichtigung  der  Landes-Cultur  dem  Mini- 
sterium des  Innern,^  das  Bergwesen  dem  Finanz-Ministerium 

Die  näheren  Bestimmungen  darüber  werden  besonderen  Anordnungen 
vorbehalten. 

36.  Bei  den  landesfürstlichen  Bezirksämtern  sollen  Vorstände  der  ein- 
bezirkten Gemeinden  und  Eigeuthümer  des  ausser  dem  Gemeindeverbande 
stehenden  grossen  Grundbesitzes  oder  deren  Bevollmächtigten  für  Zusam- 
mentretungen in  ihren  Angelegenheiten  von  Zeit  zu  Zeit  einberufen  werden. 

*  Die  vereinigte  Hofkanzlei  schloss  ihre  Wirksamkeit  am  15.  Mai  1848. 
Die  ihrer  Leitung  unterste ndenen  Cultus-  und  Unterrichts-Angelegenheiten 
gingen  (27.  März  1848)  an  das  neu  errichtete  Ministerium  für  Cultus  und 
Unterricht  über^  die  Staatsbauten  (10.  Mai  1848)  an  das  Ministerium  für 
öffentliche  Arbeiten ;  die  Leitung  der  Gewerbe-Verhältnisse  und  der  Boden- 
Cultur  (10.  Mai  1848)  au  das  neuerrichtete  Handels-Ministerium ;  die  Ver- 
waltung der  directen  Steuern  {19.  Mai  1848)  an  das  Finanz -Ministerium 
Dafür  erhielt  das  Ministerium  des  Innern  (23.  März  1848)  die  Leitung  der 
Polizei-Angelegenheiten  nach  Auflösung  der  obersten  Polizei-  und  Gensur- 
üofs teile.  Von  dem  Finanz -Ministerium  wurde  (10.  Mai  1848)  das  Berg- 
wesen an  das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten,  und  die  Angelegen- 
heiten des  Handels,  der  Schifffahrt  und  des  Consulats-Wesens  (soweit  es 
demselben  unterstand)  an  das  Handels  -  Ministerium  abgegeben.  Unterm 
19.  November  1848  wurden  bei  der  Bildung  des  Ministeriums  Schwarzen- 
berg  die  öffentlichen  Arbeiten  mit  den  Gewerbe-  und  Handels- Angelegen- 
heiten und  dem  sämmtlichen  (früher  zum  Theile  dem  Ministerium  des 
Auswärtigen  zugewiesenen)  Consulats-Wesen  in  dem  Handels-Ministerium 
vereinigt,  für  das  Bergwesen  und  die  Landes-Cultur  ein  eigenes  Mini- 
sterium geschaffen.  Seit  4.  März  1849  wurde  der  Wirkungskreis  der  ein- 
zelnen Ministerien  auch  auf  diejenigen  Ländergebiete  ausgedehnt,  welche 
früher  hinsichtlich  ihrer  Verwaltung  unter  der  Leitung  der  ungrischen 
und  siebenbürgischen  Hofkanzlei  gestanden  waren. 

'  Allerhöchste  EntSchliessung  vom  25.  April  1852. 

'  Allerhöchste  £ntschliessung  vom  17.  Januar  1853.  An  das  Mini- 
sterium des  Innern  gelangten  namentlich  die  Gesetzgebung  über  Landes- 
und Porst -Cultur,  alle  Colonisirungs  -  Angelegenheiten ,  die  Leitung  der 
land-  und  forstwirthschaftlichen  Vereine  und  Unterrichtsanstalten  (mit 
Ausnahme  des  Mariabrunner  k.  k.  Forst-Institutes),  samiyt  der  geologischen 
Reichsanstalt. 


35 


zugewiesen.  Bei  Auflösung  des  Kriegs -Ministeriums  wurde 
dessen  Geschäftskreis  mit  jenem  des  neu  errichteten  Aller- 
höchsten Armee-Obercommando's  vereinigt'  Das  Ge- 
neral-Rechnungs-Directorium  erhielt  als  oberste  Rech- 
nungs-Controls-Behörde  seine  Stellung  neben  den  Mi- 
nisterien. ^    * 

Die  Organisirung  der  dem  Ministerium  des  Innern  unter- 
stehenden (sogenannten  politischen)  Verwaltungsbe- 
hörden ging  jener  der  übrigen  voran. 

Zuerst  wurden  als  die  unmittelbaren  Bestandtheile  des  Reiches 
die  Eronländer  und  deren  Umkreis  bestimmt.  Diese  Bestim- 
mung kam  im  'Allgemeinen  mit  der  früheren  historisch  begründeten 
Gebietseintheilung  Uberein ;  nur  wurden  die  bisher  den  benachbarten 
einverleibten  kleineren  Länder,  als:  Salzburg,  Kärnthen,  Schlesien 
(sammt  den  mährischen  Enclaven)  und  die  Bukowina  selbstständig, 
wogegen  das  österreichische  Küstenland,  dem  Namen  nach,  in  seine 
alten  Gebietstheile  Görz  und  Gradisca  (sammt  dem  österreichischen 
Friaul),  Istrien  und  das  Gebiet  von  Triest  aufgelöst  wurde.  Aus 
den  demaligen  ungrischen  Komitaten  Bäcs,  Torontal,  Temesvir 
und  Krassö,  mit  Einschluss  der  sonst  zum  Sjrmier  Komitate  von 
Slavonien  gehörigen  Districte  Blök  und  Ruma,  ward  ein  neues 
^ Verwaltungsgebiet*',  serbische  Wojwodschaft  und  Temeser  Banat, 
gebildet,  während  Fiume  sammt  dem  ehemals  ungrischen  Küsten- 
lande und  die  Mur-Insel  (Mura-köz)  mit  Kroatien  vereinigt  ward. 
Das  Eronland  Ungern  wurde  behufs  der  leichteren  Verwaltung  in 
die  fünf  Verwaltungsgebiete  von  Pest^Ofen,  Oedenburg,  Pressburg, 
Kaschau  und  Grosswardein  (welche  jedoch  unter  der  gemeinsamen 
Oberleitung  des  Militär-  und  CÜvil-Grouvemeurs,  Sr.  kaiserlichen 
Hoheit  Erzherzog  Albrecht,  stehen)  abgetheilt,  und  in  jede  der- 
selben eine  Statthalterei-Abtheilung  als  Landesbehöide  verlegt  In 
dem  Kronlande  Galizien  wurden  zwei  Verwaltungsgebiete  geschaffen, 
dem  einen  davon  die  zwölf  östlichen  (meist  ruthenischen) ,  dem 
anderen  aber  die  sechs  westlichen  (vorwiegend  polnischen)  Kreise 
sammt  dem  Gebiete  von  Krakau  zugewiesen.  Die  siebenbüi'gische 
Militärgränze  wurde  aufgehoben,  und  deren  (sehr  unzusammen- 
hängendes) Gebiet  dem  Provinciale  von  Siebenbürgen  einverleibt. 

'  Allerhöchste  Entschliessung  vom  12.  Mai  1833. 
»  Allerhöchste  Entschliessung  vom  27.  März  1854. 
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Diesen  eingetretenen  Aendeningen  in  dem  Gebietsumfange  der  Kron- 
länder lagen  grossentheils  ethnographische  Erwägungen,  auf  den 
herrschenden  Volksstamm  Bezug  nehmend,  zu  Grunde. 

Im  Inneren  der  einzelnen  Kronländer  sollte  die  Verwaltung 
eine  neue  Einrichtung  erhalten.  An  die  Stelle  der  ehemaligen 
Guhemien ,  Kreisämter  und  verschiedenartigen  Unterbehörden  traten 
die  Statthalte reien  mit  einem  beschränkteren  Wirkungskreise, 
die  im  Geschäftszuge  den  Ministerien  direct  unterstehenden  Kreis- 
regierungen, welche,  mehrere  ehemalige  Kreise  umfassend,  einen 
ITieil  der  Wirksamkeit  der  Landesstellen  und  der  Kreisämter  an 
sich  zogen  (bei  kleineren  Kronländem  bildete  die  Statthalterei  zu- 
gleich die  Kreisregierung) ,  und  die  Bezirks-Üauptmannschaf- 
ten,  welche  mehrere  ehemalige  Bezirke  umschlossen,  aber  sich 
lediglich  mit  administrativen  Gegenständen  befassten.  Das  CoUegial- 
Yerfahren  wurde  bei  allen  diesen  Behörden  abgeschafll.  Den  Schluss- 
stein bildeten  die  Gemeinden,  ^ie  nicht  nur  ihre  eigenen  ökono- 
mischen Angelegenheiten,  sondern,  im  übertragenen  Wirkungskreise, 
auch  einen  Theil  der  Staats- Geschäfte  zu  besorgen  hatten.  Der 
Grundsatz  der  Trennung  der  administrativen  von  der  richterlichen 
Thätigkeit  war  hierbei  bis  in  die  unterste  Instanz  festgehalten.  — 
Allein  die  Durchführung  dieses  Organisationsplanes  gerieth  ins 
Stocken.  Auf  die  italienischen  und  ungrischen  Länder  (in  welchen, 
des  kaum  beendigten  Kriegszustandes  wegen,  die  Militär-Behörden 
einen  mehr  oder  weniger  hervortretenden  Einfluss  auf  die  Civil- 
VerM'altung  nahmen)  war  er  ohnehin  noch  nicht  ausgedehnt,  m 
Gralizien,  Bukowina  und  Dalmatien  trat  die  bereits  im  Detail  be- 
schlossene neue  Organisirung  nicht  mehr  ins  Leben.  Das  unterste 
Glied  dieses  Organismus,  die  Thätigkeit  der  Gemeindevorstände  be- 
züglich des  übertragenen  Wirkungskreises,  entsprach  selbst  in  den 
an  Bildung  vorgeschrittenen  Kronländern  der  Erwartung  nur  unge- 
nügend ,  wodurch  die  Aufgabe  der  Bezirks-Hauptmannschaflen  eine 
mit  ihrem  geringen  Personale  kaum  zu  bewältigende  wurde.  Die 
Trennung  der  Rechtspflege  von  der  Verwaltung  in  der  untersten 
Instanz  brachte  für  die  Bewohner  namentlich  der  dünn  bevölkerten 
Alpenländer  grosse  und  tiefgefühlte  Nachtheile  hervor ,  stand  nüt 
ihren  historisch  entwickelten  Zuständen  im  Widerspruche,  und 
Bchloss  eine  plötzliche  übermässige  Vermehrung  des  Beamtenstandes 
in  sich,  wofür  es,  abgesehen  von  der  Ueberlastung  des  Staatshaus- 
haltes, an  beflUiigten  Individuen  gebrach.  Der  grosse  Umfang  der 
Kreise   und  Bezirks -Hauptmannschail<en,   so   wie   bei  Abgränznng 
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ihrer  Territorien  die  vorgeDommene  Zerrdssung  altgewohnter  A^tr- 
bindungen^  erzeugte  Missstande  anderer  Art. 

Die  wahrgenommenen  Gebrechen  suchte  die  auf  Grund 
des  Allerhöchsten  Cabinetsschreibens  vom  31.  December  1851 
erflossene  neue  Organisirung  der  Verwaltungsbe- 
hörden zu  beseitigen,  indem  sie  sich  der  früher  bestan- 
denen Einrichtung  derselben  mehr  annäherte. 

In  den  bereits  erwähnten  Kronländern  wurde  die  Leitung  der 
Verwaltung  den  Statth altereien  (in  Salzburg,  Kämthen,  Krain, 
Schlesien,  der  Bukowina,  dann  in  dem  Yerwaltungsgebiete  Krakau 
Landesregierungen,  in  Ungern  Statthalterei-Abtheilun- 
gen)  überwiesen.  Sie  sind  aus  dem  Statthalter  (Landespräsidenten^ 
Statthalterei- Vice- Präsidenten,  Banus),  dem  Vice -Präsidenten  (in 
Wien,  Prag,  Lemberg,  Temesvär,  Bermannstadt),  einem  Hofrathe 
und  Statthaltereiräthen  zusammengesetzt,  in  den  kleineren  Kron- 
ländern besteht  das  Gremium  aus  einem  Statthaltereirathe  und  meh- 
reren Landesräthen :  überall  kömmt  noch  das  untergeordnete  C!on- 
cepts-  und  Kanzlei-Personale  hinzu.  Ihr  Wirkungskreis  umfasst  die 
unmittelbar  in  den  Händen  des  Statthalters  (Landes -Präsidenten) 
ruhende  oberste  Aufsicht  und  Leitung  der  Polizei-  und  der  Personal- 
Angelegenheiten ,  und  die  in  das  Ressort  der  collegialen  Geschäfts^ 
Behandlung  des  Gremiums  der  Räthe  einschlagenden   Geschäfte.  * 

*  Der  Statthalter  führt  die  oberste  Aufsicht  über  das  Land  und  seine 
Zustande,  die  Leitung  der  Polizei.  Ueberwachung  der  Presse,  der  Vereiae 
and  Theater,  des  Pass-  und  Fremden-Wesens;  in  seinen  Händen  liegen 
alle  Angelegenheiten,  weiche  das  Personale  der  politischen  Behörden  be- 
treffen. Die  Gremial- Geschäfte  können  in  fünf  Classen  getheilt  werden: 
in  politische  Angelegenheiten  (Herausgabe  des  Landes -Gesetzblattes,  Re- 
corse  gegen  die  Verfügungen  der  Unterbehörden,  Landes-Lehenstube,  Eut- 
scheidongen  über  Adelsanmassung,  Oberaufsicht  über  die  Straf-  und  Hu- 
manitäts- Anstalten,  Verwaltung  der  Landesfonde  und  Landesaustalteu, 
Regelang  der  Concurrenz  bei  Strassen-  und  Wasserbauten,  Mitwirkung 
bei  Conscription ,  Recrutirung^  Vorspann  und  Einquartierung^  weltliche 
Stiftungssachen,  Oberleitung  und  Ueberwachung  der  Gemeinden);  Cultus 
(Besetzung  bestimmter  Pfründen,  Ein-  und  Umpfarrungen ,  Congrua- 
Ergänzung,  Ehedispensen)  und  Unterricht  (Beaufsichtigung  aller  Civil-Unter- 
richta-  und  Erziehungs- Anstalten  und  Leitung  des  öffentlichen  Unterrichtes); 
Handels-  und  Gewerbe- Angelegenheiten  (Ertheilung  von  Landesfabriks-  und 
einzelnen  (lewerbe- Befugnissen,  Bewilligung  von  Jahrmärkien);  Laudes- 
Caltiir  (Ackerbau,   Viehzucht  und   Waldwirthschaft) :   öffeutlicht'  Bauten 
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Jeder  Statthalterei  oder  Landesregierung  steht  eine  Medieinal-Coin- 
mißsion  als  berathender  Körper  zur  Seite.  *  Die  Statthalter  (mit 
Ausnahme  jener  zu  Linz  und  Triest)  und  der  Landes-Präsident  zu 
Krakau  sind  zugleich  Präsidenten  der  Flnanz-Landes-Direcdonen  (im 
lombardisch -venezianischen  Königreiche  der  Finanz -Präfecturen), 
die  Landes-Präsidenten  (ausser  jenem  von  Krakau  und  die  Statt- 
halter zu  Linz  und  Triest  zugleich  Chefs  der  bezüglichen  Landes- 
Steuer-Directionen ;  auf  die  ehemals  ungrischen  Länder  nimmt  diess 
jedoch  keinen  Bezug. 

Die  Kreisbehörde  (im  lonibardisch- venezianischen  Königreiche 
die  Delegation^  in  Ungern,  in  Kroatien  und  Slavonien  die  Ko- 
mitats-Behörde)  bildet  in  dem  ihr  zugewiesenen  Verwaltungs- 
gebiete die  Mittelbehörde  zwischen  der  Statthalterei  und  den  unter- 
geordneten Beamten  und  Organen;  über  die  ihr  zugewiesenen  Ge- 
schäfte entscheidet  der  Kreisvorstand  (Provinz  -  Delegat ,  Komitats- 
Vorstand).  In  den  kleineren  Kronländem,  wo  keine  Kreisein- 
theilung  besteht,  vereinigt  die  Landesregierung  auch  den  Wir- 
kungskreis der  Kreisbehörde  in  sich.  Letzterer  umfasst  nahezu 
alle   Gegenstände   der  inneren   Verwaltung. '     In  Bezug   auf  die 

(Neubauten  und  Reparaturen  bis  zum  Betrage  von  je  3.000  fl.)*  Die  Landes- 
regierung in  Krakau  ist  in  einigen  Angelegenheiten  (landständische  Ver- 
handinngen, galizisch- ständische  Credits- Anstalt,  wichtigere  Kirchen vei^ 
hältnisse,  Verhandlungen  über  Gesetzes-Abänderun^n,  Organisirungs-Ent- 
würfe)  an  den  galizischen  Statthalter  gebunden.  Dagegen  kömmt  dem 
Wirkungskreise  des  gegenwärtigen  Militär-  und  Civil -Gouverneurs  von 
Ungern  eine  das  Ressort  der  übrigen  Statthalter  überschreitende  Ausdeh- 
nung zu,  da  demselben  auch  die  Verhandlung  und  Antragstellung  wegen 
aller  der  Allerhöchsten  EntSchliessung  zu  unterziehenden  Gnadensachen, 
die  wichtigeren  Verhandlungen  in  publico-ecciesiasticis  und  eine  ausge- 
dehntere Einwirkung  auf  das  der  Statthalterei  unterstehende  Personale  sa- 
gewiesen sind.  Unter  Oberleitung  des  Militär-  und  Civil-Gouvemeurs  sind 
die  Vioe-Präsidenten  der  fünf  Statthalterei- Abtheilungen  die  Chefs  dieser 
fünf  Landes -Behörden.  Ein  ähnliches  Verhältniss  wie  in  Ungern  waltet 
im  lombardisch -venezianischen  Königreiche  ob,  an  dessen  Spitze  derFeld- 
marsdiall  Graf  Radetzky  als  General  -  Gouverneur  steht,  welchem  für  die 
Civil- Verwaltung  eine  Civil- Section  beigegeben  ist. 

'  Allerhöchste  Entschliessung  vom  7.  September  1850. 

^  In  den  Wirkungskreis  der  Kreisbehörde  gehört:  die  Ueberwachong 
der  untergeordneten  Beamten  und  Organe,  von  welchen  aber  der  Recurs 
r^elmässig  an  die  Landesbehörde  geht  und  nur  durch  die  Kreis-Behörde 
vorgelegt    wird;    die  Besufsichtigung   aller    Zustände   des    V>rwaUungs- 
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politüche  Verwaltung  ist  die  Kreisbehörde  unmittelbar  der  po- 
litischen Landesstelle  untergeordnet,  in  den  Angelegenheiten  der 
direeten  Besteuerung  hingegen /der  Steuer -Landesbehörde.  Ausge- 
nommen von  dem  Wirkungskreise  der  Kreisbehörden  sind  die  Kron- 
lands-Hauptstädte,  welche  unmittelbar  der  bezüglichen  Stattlialterei 
(Landesregierung  oder  Stattlialterei- Abtheilung)  unterstehen;  nur  die 
Hauptstädte  Mailand  und  Venedig  sind  der  Delegation  untergeordnet. 
Das  Bezirksamt  (in  Dalmatien  die  Prätur,  im  lombardisch- 
venezianischen  Königreiche  das  Districts-Commissariat,  in 
Ungern  das  Stuhl  rieh teramt)  ist  für  den  ihm  zugewiesenen 
Bezirk  die  unterste  landesfürstliche  Behörde,  sowohl  Itir  die  poli- 
tische Verwaltung  als  auch  für  Justiz-Hlege ,  Polizei  und  direete 
Besteuerung. '   Doch  unterscheidet  man  rein  politische  und  gemischte 

gebietes,  Oberleitung  der  Polizei- Angelegenheiten«  des  Conscriptions-.,  Recrii- 
linings-,  Vorspanns-^  Verpflegungs-  und  Bequartierungs- Wesens ,  die  £r- 
theilang  von  BaubewilJiguugen,  die  Instandhaltung  der  öffentlichen  Strassen^ 
Brä<^en  und  Wege;  die  Vornahme  und  Leitung  von  Staatsbauten,  die  £r- 
theünng  bestimmter  Gewerbebefugnisse;   der  Einfluss  auf  die  Gemeinde- 
Angelegenheiten,  die  Ueberwachung  der  Grnndbuchsführung ,  des  Waisen- 
wesens,  der    Verlassenschafts -Abhandlungen,    sowie   des   Zustandes  der 
Arreste  und   der  Verhafteten.  —  In  Steuerangelegenheiten  hat  die  Kreis- 
behörde (mit  Ausnahme  des  lombardisch-venezianischen  Königreichs)  die 
Aufsicht  über  die  vorschriftsmässige  Gebarung  der  untergeordneten  Behör- 
den und  die  Mitwirkung  der  Gemeinden;  ihr  kömmt  die  Bemessung  der 
Gebühr  bei  der  Hauszins-  und  Hausclassen-Steuer ,  der  Erwerb-  und  £in* 
kommen-Stener,  die  Anordnung  und  Ueberwachung  der  zwangsweisen  Ein- 
bringung von  Rückständen,  die  Evidoizhaltung  des  Hauszins-,  Erwerb- 
und  Einkommen-Steuer-Katasters  und  endlich  die  Begutachtung  über  Gre- 
uliche um  Steuemachsichten  zu.     Für  die  Angelegenheiten  der  direeten 
Besteuerung  ist  jeder  Kreisbehörde  ein  Steuer-Inspector  nnd  Steuer-Unter- 
Vnspector  beigegeben;  für  tfedicinal -Angelegenheiten  steht  jeder  Kreisbe« 
körde  ein  Kreisarzt,   füx  den  öffentlichen  Baudienst  stehen  jeder  solchen 
Behörde  technische  Beamte  zur  Seite. 

*  In  den  Wirkungskreis  des  Bezirksamtes  gehören  in  Bezug  auf  po- 
litische Verwaltung:  die  Sorge  für  Kundmachung  nnd  Vollziehung  der 
Gesetze,  Anträge  zur  Hintanhaltung  nnd  Milderung  des  Nothstandes,  provi- 
'  dorische  Vorkehrungen  bei  gewaltsamen  Besitzstörungen,  Angelegenheiten 
der  Landes -Cultnr,  Instandhaltung  der  Strassen  nnd  Brücken,  Beauf- 
sichtigung der  Wasserwerke,  Verleihung  minderer  Handels-  nnd  Gewerbe- 
Befugnisse,  Entscheidung  Über  Gewerbestörnngen ,  Mitwirkung  bei  der 
CoQscription,  dem  Vorspann-,  Militär- Verpflegs-  und  EinquartierungB- Wesen, 
Entscheidung  über  Gemeinde-Zuständigkeit,  Ertheilung  von  Eheconsensen, 
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Bezirksämter;  erstere  bestehen  in  Bezirken ,  in  welchen  eine  Tren- 
nung der  politischen  Verwaltung  von  der  Justiz  sich  als  nothwen- 
dig  darstellte  (meist  am  Sitze  von  CoUegial-Gerichts- Behörden^ 
welche  die  Justizpflege  in  defti  bezüglichen  Bezirke  üben),  letetere 
(die  grosse  Mehrzahl)  vereinigen  die  Justiz -Verwaltung  mit  ihrem 
sonstigen  Wirkungskreise.  Im  lombardisch- venezianischen  König- 
reiche umfasst  das  District«  -  Commissariat  bloss  den  politischen 
Wirkungskreis.  In  mehreren  grösseren  Städten  ist  die  Verwaltung 
der  politischen  Angelegenheiten  den  Communen  überlassen.  In  der 
politischen  und  polizeilichen  Geschäftsitihrung  entscheid^;  der  Be- 
zirksvorstand aliein,  über  das  Steueramt  steht  ihm  nur  Aufsicht 
und  Oberleitung  zu;  besitzt  er  die  Be&higung  zum  Richteramte 
nicht,  so  ist  dieses  von  einem  befähigten  Adjuncten  zu  versehen.  * 
Der  Organisirung  der  Gem ei nde- Verwaltung  auf  Grund- 
lage des  Allerhöchsten  Cabinetsschreibens  vom  31.  December  1851 

Bewilligung  und  Ueberwachung  öffentlicher  Versteigeiningeu ,  die  Hand- 
habung der  gedämmten  Polizei-Gesetze,  die  Verhandlung  und  £nt8cheidnng 
bei  Verletzung  polizeilicher  Vorschriften  und  Einrichtungen ,  Handhabung 
des  Aufsichtsrechts  bei  geistlichen  und  weltlichen  Stiftungen,  Einiluasnahme 
in  Angelegenheiten  der  kirchlichen  Vogtei,  Amtshandlung  bezüglich  der 
Gebühren  der  Geistlichkeit,  Aufsicht  über  Schulen  und  Erziehungs-An- 
stalten, Aufsicht  über  die  inneren  Angelegenheiten  der  unterstehenden 
Gemeinden.  Die  gemischten  Bezirksämter  haben  die  Civil-  und  Straf- 
Gerichtsbarkeit  in  erster  Instanz  nach  den  von  der  Jurisdictions-Norm 
festgesetzten  Bestimmungen  zu  üben.  In  Bezug  auf  das  Steuerwesen  wirkt 
das  Bezirksamt  zumal  auf  die  directe  Besteuerung  ein,  besorgt  die  Evi- 
denzhaltung des  Grundsteuer- Katasters,  die  Einsammlung  und  Richtig- 
stellung der  Hauszins-Fassionen,  die  Erhebungen  zur  Bemessung  der  Haus- 
classensteuer,  zur  Ausmittlung  der  Erwerbsteuer  und  die  gutachtliche 
Vorlage  der  Einkommensteuer -Bekenntnisse,  die  Beitreibung  von  Steuer^ 
rttckständen  und  Erhebungen  über  Stenernachsichts-Gesuche.  Der  bezirks- 
ärztliche Dienst  ist  in  der  Organisirung  begriffien;  in  Bauangelegenheiten 
leistet  der  Baubeamte,  in  dessen  Baubezirke  das  Amt  gelegen  ist,  die 
technische  Mitwirkung. 

'  Zur  Uebersicht  der  Art,  in  welcher  die  Organisirung  der  politischen 
Verwaltungs-Behörden  durchgeführt  wurde,  dient  die  folgende  Zusammen- 
ateUung,  welche  für  die  einzelnen  Kronländer  das  Datum  der  Ministerial- 
Verordnung,  unter  der  auf  Grundlage  vorausgegangener  Allerhöchster 
EntSchliessungen  die  Organisirung  kundgemacht  wurde,  die  Zahl  der 
Kreise,  der  Stadtbezirke,  der  Bezirksämter,  dann  den  Zeitpunct,  in  wel- 
chem die  neu  organisirten  Kreis-  und  Bezirks-Behörden  in  Wirksamkeit 
traten,  nachweiset. 
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wild  noch  entgegengesehen,  ebenso  der  Einrichtung  der  Landes- 
vertretungen^  welche  jedoch  demnächst  zur  Ausführung  gelan- 
gen dürfte,  da  die  Wiedereinberufung  der  Central-Congregationen 
des  lombardisch-Tenezianisehen  Königreiches  bereits  erfoigt  und  der 
Fortbestand  der  Pro^dnzial-Congregationen,  welche  (mit  erweitertem 
Wirkungskreise)  gleich  nach  Besiegung  des  Aufstandes  wieder  ver- 
sammelt wurden,  neuerdings  bestätigt  worden  ist 

Die  Organisation  der  Justiz-Behörden  hatte,  min- 
destens in  der  untersten  Instanz,  gleichen  Schritt  mit  jener 
der  politischen  Behörden  zu  halten.  Denn  nachdem  mit  dem 
Aufhören  der  Patrimonial- Obrigkeiten  und  Patrimonial-6e- 
richtsbarkeit  (in  Ungern  der  Komitats-,  Municipal-  und  herr- 
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schaftlichen  Grerichtsbarkeit)  die  untersten  Organe  der  Ver- 
waltung weggefallen  waren  ^  musste  für  die  Bestellung  neuer 
Organe  von  Staatswegen  gesorgt  werden.  Nachdem  man 
von  dem  bei  der  anfänglichen  Reform  festgehaltenen  Grund- 
satze der  Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung  selbst 
bei  den  untersten  Organen  wieder  abgegangen  war,  wurde 
die  Gerichts -Organisation  auf  Grundlage  des  Allerhöchsten 
Cabinetsschreibens  vom  31.  December  1851  erneuert. 

Ohne  hier  des  eigentlichen  Gerichtsveriahrens  zu  erwähnen^ 
wovon  bei  den  materiellen  Reformen  die  Rede  sein  wird,  ist  nur 
zu  bemerken  ^  dass  hinsichtlich  der  Abgränzung  der  Grerichtsbezirke 
(vom  lombardisch-venezianifichen  Königreiche  abgesehen)  volle  Ueber- 
einstimmung  mit  jener  der  politischen  Bezirke  (welche  Ueberein- 
Stimmung  -sich  nach  den  Grundsätzen  der  neu  eingetretenen  Re- 
formen auf  alle  Zweige  der  Staatsvenvaltung  erstrecken  soll)  be- 
steht, so  dass  die  Gränzen  eines  Einzelngerichts  mit  jenen 
eines  politischen  Bezirkes  zusammenfallen,  jene  eines  Collegial- 
Gerichtes  (oder  auch  zweier  derselben)  den  Umfang  eines  Ejreises 
(oder  auch  zweier)  einschliessen ,  und  ein  Oberlandesgericht 
iiir  jedes  Eronland  oder  Verwaltungsgebiet  bestellt  ist  Hiervon 
macht  nur  das  Oberlandesgericht  von  Wien  (dessen  Sprengel  sich 
über  Oesterreich  unter  und  ob  der  Enns,  dann  über  Salzburg  er- 
streckt), von  Gratz  (welches  seine  Wirksamkeit  auf  Steiermark, 
Kämthen,  Krain),  von  Triest  (welches  die  seine  über  Triest,  Görz 
und  Istrien  ausdehnt),  von  Brunn  (für  Mähren  und  Schlesien  be- 
HÜmmt)  und  von  Lemberg  (ftir  das  östliche  Galizien  —  Verwaltungs- 
gebiet Leraberg  —  und  die  Bukowina)  eine  Ausnahme;  in  Ungern 
befindet  sich  in  dem  Verwaltungsgebiete  jeder  Statthalterei-Abihei- 
lung  ein  Oberlandesgericht.  Der  Sitz  der  Oberlandesgerichte  (im 
lombardisch  -  venezianischen  Königreiche  Tribunali  d'appello) 
befindet  sich  in  der  Hauptstadt  des  Kronlandes  oder  Verwal- 
tungsgebietes; nur  ftir  jenes  von  Kaschau  ist  das  Oberlandesgericht 
in  Eperies  bestellt  Hinsichtlich  aller  Seerechts- Angelegenheiten 
erfolgt  die  Berufung  von  den  als  Seegerichte  fungirenden  Grericht«- 
höfen  'erster  Instanz  zu  Triest,  Venedig,  Fiume,  Zara,  Spalato, 
Ragusa  und  Cattaro  (dann  den  Consular- Gerichten)  an  das  Ober- 
landesgericht in  Triest.  Als  oberste  Gerichtsbehörde  ftir  den  Um- 
fang des  ganzen  Kaiserstaates  mit  Ausnahme  der  Militärgränze  ist 
der  obernte   Gerichtshof  in    Wien    wirksam.   —    Neben    den 
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Gerichtsbehörden  besteht  das  Institut  der  Staatsanwaltschaft 
(jedem  Öberlandesgerichte  ist  ein  Oberstaatsanwalt,  den  einzelnen 
Landes-  und  Kreisgerichten  sind  Staatsanwälte  nebet  ihren  Substi- 
tuten beigegeben) ,  dessen  Thädgkeit  sich  theils  unmittelbar  auf  die 
AasObung  der  Gerechtigkeitspflege  in  Strafsachen,  theils  auf  die 
administrative  Leitung  der  Justiz ,  auf  die  Theilnahme  bei  den  prak- 
tischen Prüfungen  zum  Richteramte  und  zur  Advocatur,  und  auf 
die  Verbesserung  und  richtige  Anwendung  der  Justizgesetze  im 
Allgemeinen  bezieht  Als  Organe  der  Justizpflege  erscheinen  femer 
die  (spater  umständlicher  zu  erwähnenden)  Advocaten-  und  No- 
tariats-Kammern.  —  Als  ordentliche  Civilgerichte  erster 
Instanz  bestehen  die  (reinen)  Bezirksgerichte  und  die  (gemisch- 
ten) Bezirksämter  (Preture  in  Dalmatien,  Stulürichterämter  in 
Ungern),  die  Präturen  im  lombardisch- venezianischen  Königreiche 
(deren  Oerichtssprengel  sich  zum  Theile  über  je  mehrere  Districts- 
Commissariate  erstreckt),  dann  die  Gerichtshöfe  erster  Instanz, 
sammt  den  von  letzteren  für  Civil-  und  Strafsachen  von  minderer 
Wichtigkeit  in  bedeutenden  und  volkreichen  Städten  bestellten 
»tädtiech-delegirten  (Bezirks-)  Gerichten  (Preture  urbane.)  Diese 
Gerichtshöfe  führen  in  den  Hauptstädten  der  Kronländer  den  Kamen 
der  Landesgerichte,  sonst  jenen  der  Kreis-  (Komitats-)  Ge- 
richte, im  lombardisch  *  venezianischen  Königreiche  heissen  sie 
Überhaupt  Tribunali  provinciali,  in  Dalmaüen  Tribunali 
di  prima  istanza,  das  Verfahren  bei  denselben  ist  coUegialisch. 
Als  Strafgerichte  wirken  für  gewisse  bezeichnete  üebertretun- 
gen  die  Bezirksgerichte,  Bezirksämter  und  Landpräturen ,  Preture 
foresi  (andere  speciell  bezeichnete  Uebertretungen  sind  in  den  Kron- 
lands-  und  Verwaltungsgebiets-Hauptstädten  der  Gerichtsbarkeit  der 
Polizei-Behörden  zugewiesen),  für  Vergehen  und  Verbrechen  die 
Gerichtshöfe  erster  Instanz;  itlr  die  Verbrechen  des  Hochverrathes, 
der  Majestäts- Beleidigung,  der  Beleidigung  von  Mitgliedern  des 
kaiserUchen  Hauses  und  der  Störung  der  öffentlichen  Ruhe,  in 
Ungern  überdiess  illr  das  Verbrechen  der  Verfälschung  öffentlicher 
Ciedits-Papiere  sind  bloss  die  Landesgerichte  (mit  Ausnahme  des- 
jenigen zu  Pest)  competent,  bezüglich  des  lombardisch -veneziani- 
schen Königreiches  aber  ist  für  die  Verbrechen  des  Hochverrathes, 
Attfstandes  und  Aul'ruhrs  ein  eigener  Strafgerichtshof  in  Mantua 
zusammengesetzt.  Die  Führung  des  Untersuchungs-Verfahrens  steht 
denselben  Behörden  zu ,  nur  sind  nebstdem  für  die  nicht  ausgenom- 
menen  Verbrechen    und    Vergehen    in  jedem  Kronlande    gewisse 
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Bezirksämter  (nebst  allen  Bezirksgerichten)  auch  als  Untersuchungs- 
geriehte  bestellt,  jedoch  so,  dass  die  Fällung  des  Urtheils  von  dem 
Collegial- Gerichtshofe  ausgeht,  in  dessen  Sprengel  jene  liegen.  — 
Special-Gerichte  bilden:  das  oberste  Hofmarschallamt  zar 
Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  über  die  Mitglieder  des  kaiserlichen 
Hauses,  über  die  das  Recht  der  Exterritorialität  Geniessenden  und 
gewisöie  andere  fUrstliche  Personen,  welche  dieser  Gerichtsbarkeit 
speciell  unterstellt  wurden;  die  geistlichen  Gerichtsstühle  in 
den  ehemaligen  ungrischen  Ländern  (für  Religionsgenossen  des 
katholischen  und  griechischen  Ritus  in  Ungern,  der  WojwcKischaft 
und  Kroatien-Slavonien ,  ftlr  alle  christlichen  Confessionen  in  Sieben- 
büi^en)  in  Beziehung  auf  Ehestreitigkeiten ;  die  B  e  r  g  g  e  r  i  c  h  t  e ,  als 
welche  die  berggerichtlichen  Senate  der  hierfür  bezeichneten  Landes- 
und Ereisgerichte  unter  Zuziehung  von  bergbaukundigen  Beisitzern 
fungiren;  die  Handelsgerichte,  welche  theils  als  besonders  be- 
stellte Grerichte  (in  Wien,  Triest,  *  Mailand,  Venedig  und  Pesl) 
theils  als  Handels-Senate  der  Landes-  und  Kreisgerichte  unter  Bei- 
ziehung von  sachkundigen  Beisitzern  aus  dem  Handelsstande  fun- 
giren, von  denen  jene  in  Triest,  Venedig,  Zara,  Spalato,  Ragusa, 
Cattaro  und  Fiume  zugleich  als  Seegerichte  wirken;  die  Hafen- 
Capitäne  fUr  gewisse  Streitigkeiten  unter  Seeleuten ,  dann  üeber- 
tretungen  des  politischen  Seegesetzes  und  in  Fällen,  welche  keinen 
Aufschub  gestatten;  die  Elbezollgerichte  in  Böhmen  zur  Ent- 
scheidung von  Civil -Streitigkeiten  aus  Anlass  der  ElbeschiflTahrt; 
die  Handels-  und  Gewerbe-Kammern,  welche  unter  Beistim- 
mung der  Betheiligten  über  Handels-  und  Grewerbe- Angelegenhei- 
ten (sowie  die  Wiener  Börsekammer  über  Börsegeschäfte)  als 
Schiedsrichter  entscheiden.  Die  Besorgung  der  den  Vormund- 
schafts- und  CTuratels- Behörden  erster  Instanz  zugewiesenen  Gre- 
schäfte  ist  in  den  besonders  bezeichneten  Städten  und  grösseren 
Orten  der  ehemals  ungrischen  Länder  eigenen,  aus  MitgHedem  der 
Gemeinde  unter  Leitung  der  Bezirksrichter  gebildeten  Waisen- 
Commissionen  überlassen ;  in  Siebenbürgen  können  Rechtsstreitig- 
keiten bis  zum  Belange  von   12  11.   bei   den  Gemeindevorständen 


*  Die  Handelsgerichte  zu  Wien  uud  Triest  haben  auch  laut  kaiserlichen 
Patents  vom  21.  December  1855  die  Abhandlungs-,  Curatels-  und  Pupillar- 
Geschäftebezüglich  der  an  ihren  Standorten  wohnhaften  und  bei  ihnen  proto- 
kollirlen  Handelsleute  und  Fabricanten ,  der  Gesellschaften  und  Kinder  der- 
selben zu  übernehmen. 
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angebnicht  werden.  Hinsichtlieh  der  Oefällsgerichte  wurde  an 
dem  bestandenen  Organismus  nichts  geändert  Die  Gerichtsbarkeit 
Ober  die  österreichischen  Unterthanen  und  Schutzgenossen  in  der 
Türkei  üben  die  Consular- Gerichte  (d.  i.  die  dort  bestehenden 
General-Consulate,  Consulate  und  die  besonders  dazu  ermächtigten 
Yice-Consulate)  *  in  büi^erlichen  Rechtsangel^enheiten  aus.  Die 
Berufung  von  denselben  geht  an  die  Oberlandesgerichte  von  Lem- 
berg  (für  die  Moldau,  sammt  Braila  und  Tultscha),  Hermannstadt 
(für  Bukarest),  Temesvär  (für  Serbien,  Rustschuk  und  Widdin  in 
Balgarien),  Agram  (für  Bosnien),  Zara  (für  die  Herzegowina)  und 
Triest  (für  alle  übrigen  Consulate  in  der  Türkei,  Aegypten,  Tunis, 
Tripolis  und  Marokko,  sowie  in  Seerechts-Angelegenheiten  bezüg- 
lich aUer  Consular-Gerichte  ohne  Ausnahme),  und  in  letzter  Instanz 
an  den  obersten  Gerichtshof  in  Wien.  * 


'  Dieselben  sind  aufgezählt  in  der  Minist.  Verord.  vom  31.  März  1855. 
^  Die  Uebersich t des  Gerichts-OrgaDiBmus  gewährt  folgendeNach Weisung : 
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Die  dem  Fiiianz-MiDisterium  untej^eordneten  Be- 
hörden wurden  nur  theilweise  durch  Errichtung  der  Finanz- 
Landes  -  Directionen ,  Steuer  -  Directionen  und  Steuerämter, 
der  Finanz-Bezirks-Directionen  mehrerer  Landes-Hauptcassen 
und  Filial-Landescassen,  Finanz-Procuraturen  und  Finanz- 
Procuraturs- Abtheilungen ,  endlich  der  Berghauptmannschaf- 
ten umgestaltet. 
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SIS    : 

Im  lombardisch- venezianischen  Königreich  gibt  es  nur  Gerichtshöfe 
erster  Instanz  ohne  Unterscheidung  von  Landes-  und  Kreisgerichten;  in 
Mantua  besteht  ausserdem  noch  der  Special -Gerichtshof  für  Staatsver- 
brechen. In  der  obigen  Nachweisuug  sind  die  (reinen)  Bezirksgerichte  nicht 
enthalten,  von  denen  in  Steiermark  2,  in  Böhmen  6,  in  den  Verwaltungs- 
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Des  FiD  ans -Ministerium  hat  seinen   (rttheren  Wirkungs- 
kreis beibehalten,  nachdem  die  zeitfich  davon  ausgeschiedene  Ver- 
waltung des  Bergwesens  in  Folge  der  Aufhebung  des  Uinisteriums 
filr  Landes -Cultur  und  Beigwesen  wieder  an  dasselbe  zurückfiel. 
Ausserdem  aber  wurde  ihm  (seit  19.  Mai  1848)  die  Verwaltung 
der  directen  Steuern  und  des  Katasters  zugewiesen.    Dem  Finanz- 
Ministerium    unterstehen    zunächst   die  im   Jahr   1850  errichteten 
Finanz -Landesbehörden;  diese  sind   a)  die  Finanz -Landes-Di- 
rectionen,    welche  an  dem  Sitze  der  Statthaltereien  (mit  Aus- 
nahme jener  von  Linz  und  von  Triest)  und  Statthalterei-Abtheilun- 
gen  und  der  Landesregierung  zu  Erakau  bestehen,  und  alle  nicht 
ausdrücklich    anderen  Behörden   übertragenen   Finanz  -  Angelegen- 
heiten leiten,  und  b)  die  Steuer-Directionen  an  dem  Sitze  der 
Lendesr^erungen  (mit  Ausnahme  von  Krakau),  dann  in  Linz  und 
Triest,  welche  in  dem  bezüglichen  Kronlande  die  Verwaltung  der 
directen  Steuern  besorgen.    An  der  Spitze  der  ereteren  steht  der 
Statthalter  (in  Krakau  der  Landes-Präsident)  als  Präsident  (mit  Aus- 
nahme der  ehemals  ungrischen  Länder),  welchem  ein  zweiter  Vor- 
steher als  Director    beigegeben  ist,    an  der  Spitze    der  letzteren 
der  Landespräsident  (in  Linz  und  Triest  der  Statthalter).    Unter 
den  Finanz-Landesbehörden  wirken  in  ^Finanz- Angelegenheiten  die 
bereits  im  Jahr  1832  als  Cameral-Bezirksverwaltnngen  er- 
richteten, nunmehr  aber  in  der  Zahl  vermehrten  und  auch  in  den 
ehemals  ungrischen   Ländern   in   das  Leben    getretenen  Finanz- 
Bezirks-Directionen  (im  lombardisch-venezianischen  Königreiche 
Finanz-Intendenzen)  *  und   in  Angelegenheiten   der   directen 
Besteuerung  die  Kreis-  (Komitats-)  Behörden  (Delegationen),   zu 
welchem  Behufe  einer  jeden  (mit  Ausnahme  des  lombardisch-vene- 
zianischen Königreiches)  ein  Steuer-Inspector  als  Referent  mit  dem 
erforderlichen  Ülfspersonale  beigegeben  ist    In  jenen  Kronländem, 
weiche  nicht  in  Kreise  zerfallen,  bestehen  an  dem  Sitze  der  Landes- 
gebieten Lemberg  1,   Pest-Ofen  1,  Oedenburg  1,  Fressbnrg  2,   in  der 
Wojwodschafl  sammt  Banat  1  vorhanden  and  nebst  den  oben  nachge- 
wiesenen als  Untersuchongsgerichte  in  Strafsachen  bezeichneten  (nnd  in 
der  Gesammtzahl  derselben  schon  inbegriffenen)  Bezirksämtern  auch  als 
derlei  Untersnchungsgerichte  bestellt  sind.    In  Triest,  Prag,  Brunn,  Kra- 
^u,  Lemberg  und  Mailand  'vvaltet  der  besondere  Umstand  ob,  dass  von 
den  daselbst  vorhandenen   städtisch -delegirten  Bezirksgerichten  je  eines 
aiuschljessend  mit  Strafsachen  sich  beschäftiget. 
'  Minist.  Verord.  vom  12.  Becember  1855. 
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regierungen  eigene  Steuer-Commissionen ,  und  zwar  letztere  sowolil 
für  die  Einhebung  der  directen  Steuern,  als  ftir  die  Bemessung  und 
Einhebung  der  Stämpel-  und  unmittelbaren  Gebühren  von  Rechts- 
geschäften, 80  wie  für  Verwahrung  und  Verrechnung  des  Waisen- 
vermögens  und  der  Depositen.  *  Unter  den  Ereisbehörden  wirken 
die  Bezirks-  (Stuhlrichter-)  Aemter  und  die  denselben  einverldbten 
Steuerämter,  ^rstere  in  administrativer,  letztere  in  manipuliren- 
der  Hinsicht  Die  Einhebung  und  Abfuhr  der  directen  Steuern  ist, 
als  ein  Gegenstand  des  übertn^enen  Wirkungskreises  der  Gemein- 
den, den  Gemeindevorständen  überwiesen.  Ausserdem  wurden  hierzu 
eigene  Steuer- Administrationen  in  Wien,  Gratz,  Triest,  Prag,  Lem- 
berg  und  Pest-Ofen,  und  dieEinkommensteuer-Di8tricts-Ck)mmissioneu 
im  lombardisch -venezianischen  Königreiche  bestimmt  —  Zu  den 
dem  Finanz-Ministerium  unmittelbar  untergebenen  Behörden  kamen 
noch:  die  (eine  Section  des  Ministeriums  bildende)  General- 
Direction  des  Grundsteuer-Katasters,'  welker  die  Katastral- 
Inspectoren  unterstehen,  die  in  den  Kronländem,  wo  das  stabile 
Grundsteuer-Kataster  eingeführt  ist,  der  Steuerbehörde  beigegeben 
sind,  und  das  Central- Tax  am  t  in  Wien  zur  Bemessung  der 
Taxen  für  Acte,  welche  von  der  Central -Verwaltung  ausgehen, 
dann  der  Militär-Taxen  und  aller  in  Wien  zu  entrichtenden  Ver- 
mögens-Uebertn^ungs-Gebühren. ' 

Der  Central-Direction  der  Tabak-Fabriken  und  Ein- 
lösungsämter ^  wurden  die  Directionen  der  einzelnen  Tabak-Fabri- 
ken ^  und  die  Tabak-Einlösungsämter  sammt  deren  Filialen  (in  jenen 
Kronländern,  wo  der  Tabakbau  betrieben  wird)  untergeordnet  An 
dem  Sitze  der  Finanz -Landesbehörde  besteht  in  jedem  einzelnen 
Kronlande  oder  Verwaltungsgebiete  eineLandes-Hauptcasse  (in 

*  Minist  Verord.  vom  19.  Januar  1853l 

'  Dieselbe  hat  die  Ausführung  der  im  Zuge  begriffenen  Operationen  des 
stabilen  Katasters  in  allen  Kronländem,  dann  desGrundsteuer-Provisoriams 
in  jenen  Kronländem ,  in  welchen  die  Gmndbestenerung  noch  nicht  geregelt 
ist,  und  den  technischen  Theil  der  Evidenzhaltung  und  der  periodischen 
Revision  des  Katasters  zu  besorgen  (Minist.  Erlass  vom  22.  März  1850). 

3  Minist.  Erlass  vom  7.  Augast  1851. 

V  Minist  Erlass  vom  13.  December  1855. 

^  Tabak-Fabriken  bestehen:  in  Oesterreich  unter  der  Enns  5^  in  Oester^ 
reich  ob  der  Enns  1,  in  Steiermark  l/in  Tirol  2,  in  Böhmen  2,  in  Mäh- 
ren 2,  in  Galizien  3,  in  der  Lombardie  1,  in  Venedig  1,  in  Ungern  5, 
in  der  Wojwodschaft  1,  in  Kroatien-Slavonien  2^  in  Siebenbtirgeh  1. 
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Mafland  und  Venedig  Central- Gassen ,  in  Oedenbui^,  Pressbarg^ 
Kasehau  und  Orosswardein  FIlial-lAndescassen)  illr  die  Gebarung 
aller  im  Kronlande  vor&llenden  Staatseinnahmen  und  Ausgaben; 
bei  den  Fnaanz-BeraTiLS-IHrectionen  best^en  Sammlungscassen^ 
denen  die  Uebemahme  der  Abiuhren  von  den  zugewiesenen  Ein- 
hebungsfimtem,  die  Bestreitung  der  Staatsauslagen  in  ihrem  Bezirke 
und  die  Abfuhr  der  Uebersehüsse  an  die  Landes-Hauptcasse^  sowie 
die  Besorgung  der  ihnen  besonders  zugewiesenen  Gassengeschftfte 
zusteht.  *  Den  Finanz- Landes -Diredionen  unterstehen  femer  die 
Finanz-Procuraturen,  welche  in  allen  Kronlftndem  (in  Linz, 
Salzburg,  Klagenfurt,  Laibach,  Triest,  Troppau,  Krakau,  Gzemo- 
witz,  Verona,  Oedenburg,  Pressburg,  Kasehau  und  Grosswardein 
jedoch  nur  Abdieilungen}  Torhanden  sind. '  In  der  Einrichtung 
der  Finanz-Wach^  trat  seit  1848  keine  Aenderung  ein. 

Zur  Handhabung  der  Berggesetze  bezüglich  der  Verleihung, 
Ausübung  und  Ueberwachung  von  Bergbau-Befugnissen,  sowie  der 
Bergbau-Polizei,  dann  der  Einhebung  von  Bergwerksabgaben  sind 
die  Ber^-Lehensbehörden  bestimmt,  und  zwar  die  Ober- 
Bergbehörden,  als  welche  vorläufig  die  politischen  Landes- 
behörden bestellt  wurden,'  und  unter  diesen  die  Berghaupt- 
mannsehaften,   sammt  den   exponirten  Berg-Commissariaten.  * 

'  In  gröeseren  Bezirken,  namentlich  dort,  wo  ein  Finanz-Besirk  meh- 
rere Kreise  omfasst,  bestehen  neben  den  Bezirks  -  Sammlnngscassen  noch 
eine  oder  mehrere  Filial-Sammlongscassen,  mit  den  gleichen  Qeschäflen. 

'  Die  FinaDZ-Procoratnren  sind  bestimmt  zur  gerichtlichen  Vertretung, 
insbesondere  zur  Führung  der  Rechtsstreite  in  Angelegenheiten,  wobei 
das  Staats-  und  Fonds-Vermögen  betheiligt  ist ,  zur  Erstattung  von  Rechts* 
gutachten  in  allen  dieses  Vermögen  betreffenden  Angelegenheiten ,  nnd  zur 
Mitwirkung  bei  der  Zustandebringung  Ton  Rechtsgeschäften  und  Rechts- 
mrkonden  in  Angelegenheiten  dieses  Vermögens,  über  Aufforderung  der 
Staatsbehörden  (Minist.  Verord.  vom  16.  Februar  1855). 

s  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854,  g.  225.  Minist.  Verord.  vom 
20.  M&rz  1855. 

*  Berghanptmannschalten  wurden  errichtet  in  Steier,  Leoben,  Klagen- 
furt, Hall  (Minist  Verord.  v.  26.  Mai  1850),  Joechimsthal  (spttter  nach 
Kommotan  verlegt),  Knttenberg,  Mies  (neuerlichst  nach  Pilsen  verlegt), 
Ftibram,  Brunn  (Minist.  Verord.  vom  14.  März  1850),  Oraviza  (Minist. 
Verord.  vom  5.  Juli  1854),  Zalathna  (Minist  Verord.  vom  11.  März  1854), 
8chemnitz,  Schmölnitz^  Nagybänja  (Minist  Verord.  vom  28.  April  1856), 
Lemberg  nnd  Wieliczka  (Minist  Verord.  vom  3.  Juli  1855),  das  Dienst- 
verhältniss  der  exponirten  Berg-Oommissäre  zu  den  Berghaupimannschaften 
V.  Czoernig,  Oesterreich's  Neugestaltung.  4 
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Fttr  die  Verwaltung  der  Staato-Berg-  und  Hüttenwerke,  der  Reichs- 
forste,  Salinen-  und  Montan -Fabriken  bestehen  e^ne  Direetio- 
nen  und  Aemter,'  denen  einer  oder  mehrere  dieser  Zweige 
zugewiesen  sind ,  und  führen  die  Aufsicht  über  die  untei^eordneten 
Berg-,  Hütten-  und  Salinen -Aemter,  Hammer-  und  Gutsverwal- 
tungen, Forstämter  und  Forstverwaltungen.  Die  Directionen  der 
montanistischen  Lehranstalten  und  des  Mariabrunner  Forst-Instituts 
sind  dem  Finanz-Ministerium  unmittelbar  untergeordnet. 

Das  Ministerium  ftkr  Handel,  Gewerbe  und  öffent- 
liche Bauten  hat  die  oberste  Leitung  aller  administrativen 
Angelegenheiten,  welche  den  Handel,  die  Gewerbe,  die 
öffentlichen  Bauten  und  Communications- Anstalten  betreffen.  ^ 

geregelt  (Minist.  Verord.  vom  19.  April  1855);  im  lombardisch-renezia- 
nischen  Königreiche  fungiren  die  Finanz  -  Präfecturen  als  Berg-Lehen»- 
behörden. 

'  Als  solche  sind  zu  bezeichnen:  die  Forst-Direction  in  Wien  für 
die  Reichsforste  in  Oesterreich  unter  der  Enns  (M.  Y.  15.  Sept.  1850),  die 
Salinen-  und  Forst-Direction  in  Qmunden, ^welche  die  VerwaJtung 
des  gerammten  Salinenwesens  und  aller  Reichsforste  im  obderennsisehen 
und  steirischen  Salzkammergute  zu  leiten  hat  (H.  V.  15.  Sept.  1850) ;  die 
Berg-,  Salinen-  und  Forst-Direction  in  Salzburg  für  das  gleich- 
namige Kionland  (M.  E.  7.  Mai  und  22.  Juli  1849);  die  Berg-  und 
Forst-Direction  zu  Chratz  für  Steiermark,  Kärnthen  und  Krain  (M.  Y. 
15.  Juli  1850),  mit  Ausnahme  der  Innerberger  Hauptgewerkschaft,  für 
welche  abgesondert  die  Eisen werks-Direction  zu  Eisenerz  besteht; 
die  Berg-  und  Salinen-Direction  zu  Hall  für  Tirol;  die  Bergober- 
ftmter  zu  Joachimsthal  und  Pribram  für  Böhmen,  und  das  Bergamt  in 
Mfthrisch-Ostrau  (M.  Y.  30.  Januar  1850);  die  7  Salinen-Yerwaltungen 
im  Lemberger  Finanz- Landes -Directions- Gebiete  (M.  Y.  vom  7.  October 
1853);  die  Berg-  und  Salinen-Direction  in  Wieliczka  (M.  E.  25.  Oe- 
tober  1850);  die  Finanz -Landes -Directionen  in  Krakau  und  Ofen;  die 
Berg-,  Forst-  und  Güter-Direction  zu  Schemnitz  (M.  Y.  10.  April 
1851);  die  Bergwerks-Inspectorats-Oberämter  zu  Schmölnitz  und 
Nagybänya;  das  Salinen-  und  Domänen- Ober  am  t  zu  Soovdr;  die 
Marmaroser  Gameral-Administration  in  Szigeth;  die  Berg-Di- 
rection  in  Oraviza;  die  Berg-,  Salinen-  und  Forst-Direction  in 
Klausenburg;  die  Yerwaltung  der  Fabrik  chemischer  Producte  in  Unter- 
Heiligenstadt;  das  Bergwerks-Inspectorat  in  Agordo.  Die  Reorga- 
ninrnng  alier  dieser  Behörden  ist  im  Zuge. 

*  Dahin  gehören:  Die  Einleitung  und  Yorverhandlung  zum  Abschlüsse 
Ton.  Staatsvertrfigen,   welche  sich  auf  Handel,   Gewerbe  und  Schiffitahrt  " 
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Ferner   ist  dem    Handels-Ministerium   die   (früher    bei  dem 
(Seneral'Rechnungs-Directoriuin    bestandene)  Direction  der 


beziehen,  und  die  Ueberwachung  des  Vollzuges  und  der  Ausführung  der- 
selben; die  Entscheidung  in  letzter  Instanz  über  die  Verleihung  von  Fa- 
briks-,  Grewerbe-  und  Handelsbefugnissen,  über  Administrativ- Angelegen- 
heiten der  Handelsgremien,  Innungen,  Zünfte  und  sonstigen  Handels-  und 
Qewerbe-Corporationen ;  die  Ernennung  oder  Bestätigung  der  Schiflbmäkler 
und  Waarensensalen,  dann  der  Präsidenten  der  Handels-  und  Gewerbe- 
Kammern;  die  Prüfung  und  Bestätigung  der  Satzungen  der  Vereine  zur 
Beförderung  der  Industrie,  des  Handels  und  der  Schifffahrt;  die  Mit- 
niirkung  bei  Errichtung  und  Regulimng  der  Börsen  und  der  Circulations-, 
Credits-,  Leih-  und  Disconto- Anstalten,  so  wie  bei  allen  in  das  Bereich 
anderer  Ministerien  fallenden  Einrichtimgen  und  Vorschriften,  die  auf 
Handel,  Gewerbe  und  Schifffahrt  von  wesentlichem  Einflüsse  sind;  die 
Ertheiinng  von  Erfindungs- Privilegien,  Jahrmarktsbefugnissen,  Mauthr 
bewillignngen  auf  Privat- Strassen  oder  Brücken;  die  Mitwirkung  bei 
Regnlirung  der  i^ölle  und  Manthen;  die  Aufsicht  über  Maasse  und  Ge- 
wichte; alle.  Verhandlungen  in  Betreff  der  Industrie -Ausstellungen,  des 
Seeschifffahrts-  und  See- Quarantaine- Wesens,  des  Seeschiffbaues,  der 
Seefischerei,  des  Hafendienstes,  der  Se^  und  Hafen -Polizei,  der  Lootsen- 
anstalten,  der  Leuchtthürme  u.  s.  w.;  die  Leitung  der  Porzellan-Fabrik 
zu  Wien;  des  Consular- Wesens  im  Einvernehmen*  mit  dem  Ministerium 
des  Aeussern;  des  Bauwesens  im  Fache  der  Hochbauten,  so  wie  des 
Strassen-,  Wasser-  und  Eisenbahn -Baues,  und  zwar:  die  Bewilligung 
von  Neubauten,  Reparaturen,  Herstellungen,  Reconstructionen,  Ergän- 
zungOL  u.  s.  w. ,  insoferne  die  diessfalligen  Kosten  50.000  fl.  C.  M.  nicht 
überschreiten ,  die  Leitung  der  Ausführung  aller  Bauten ,  welche  von  dem 
Handels -Ministerium  oder  über  Antrag  desselben  von  Seiner  Majestät  be- 
willigt worden  sind,  die  Genehmigung  aller  bezüglichen  Lieferungs-, 
Lohn-,  Anschaffungs-,  Bau-  und  Gmndeinlösnngs- Verträge,  die  Ent- 
werfung und  Prüfung  der  Bau-Projecte,  dann  die  Collaudirung  der  aus- 
geführten Bauten;  die  Erhaltung  der  historischen  Baudenkmale  nach 
Maaasgabe  der  Allerh.  Entschliessung  vom  31.  Decembcr  1850;  das  Staats- 
Eisenbahnwesen,  insbesondere:  die  Aufsicht  über  die  Erhaltung  sammt- 
licher  Betriebsmittel,  die  Bewilligung  aller  ei*forderlichen  Herstellungen, 
Anschaffungen  und  Ergänzungen,  die  Festsetzung  der  Tarife,  der  Fahr- 
Ordnungen  und  der  Bestimmungen  über  den  Personen-  imd  Sachen-Trans- 
port auf  Staatsbahnen,  die  Ratificirung  von  Verträgen  mit  anderen  Eisen- 
bahnen oder  Verkehrsanstalten  über  den  Anschluss  des  Verkehres  und 
die  Bedingungen,  die  Verhandlungen  wegen  Ertheiiung  von  Concessionen 
für  Privat'Eisenbahnen  und  die  Handhabung  der  Eisenbahn-Betriebs-Ord- 
Dung;  das  Postwesen;  und  zwar:  die  Vor-Eiiileitnng  zum  Abschlüsse  von 
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administrativen  Statistik  zugewiesen,^  sowie  bei  demselben 
Air  die  Rechnungsgeschäfte  und  die  Evidenzhaltung  der  Geld- 
gebarung ein  Ministerial-Rechnungs-Departement  besteht. 

Für  die  Angelegenheiten  des  Handels  und  der  Gewerbe 
wirken  unter  der  Leitung  dieses  Ministeriums  die  politischen  Lande»-^ 
Kreb-  und  Bezirksbehörden,  sowie  die  Gemeindeverwaltungen. 
Bezüglich  des  Seehandels,  des  See-Sanitäts- Wesens,  der  Schifflahrt 
and  des  Schiff bauwesens  ist  aber  eine  eigene  Central-Behörden  die 
Central-Seebehörde  (Govemo  centrale  marittimo)  zu  Triest, 
bestellt  Dieselbe  hat  die  Aufgabe,  bezüglich  des  Seeschiffiahrts- 
Wesens  im  weitesten  Umfange  (jedoch  abgesehen  von  der  Kri^s- 
Marine)  nach  allen  seinen  Erfordernissen  und  in  den  damit  enge 
verbundenen  See-Sanitäts-Angelegenheiten  als  vermittelndes  Organ 

PostrCoDTentionen  mit  fremden  Staaten^  die  Verwaltung  des  bew^Iichen 
and  unbeweglichen  Eigenthumes  des  Post-Aerars,  die  Festsetzang  dea 
Ansmaasses  von  Postrittgeldern  und  der  sonstigen  Tarife  und  Gebähren 
für  die  Benützung  der  Postanstalt,  die  Regulirung  der  Bost-Course,  die 
Errichtung  neuer  Postämter  und  Post-Expeditionen,  die  Festsetzung  der 
Gebühren  der  Postmeister,  die  Einlösung  erblicher  oder  verkäuflicher 
Pöst-Stationen,  die  Ausübung  der  Disciplinar- Gewalt  gegen  Postmeister 
und  das  anderweitige  nicht  unmittelbar  im  Staatsdienste  befindliche  Pdst- 
Personale,  die  Ratificirung  von  Verträgen  mit  Privat-Personen  oder  Ver- 
einen über  die  Beförderung  der  Posten;  femer  im  Telegraphen -Wesen: 
die  Einleitung  der  Verhandlungen  zum  Abschlüsse  von  Telegraphen-Con- 
ventionen  mit  auswärtigen  Mächten,  die  Verwaltung  des  gesammten  be- 
weglichen und  unbeweglichen  Vermögens  des  Telegraphen -Aerars,  die 
Bewillignng  aller  zum  ordentlichen  Betriebe  der  Staats-Telegraphen  er- 
foi*derlichen  Herstellungen,  Anschaffungen  und  Ergänzungen,  die  Erlaa- 
sung  von  Vorschriften  über  die  Benützung  der  Staats -Telegraphen  an 
Privat-Z wecken,  die  Festsetzung  der  diessfälligen  Gebühren,  und  die  Ge- 
nehmigung der  dahin  abzielenden  Privat -Verträge;  die  Ueberwachung 
.anderweitiger,  dem  öffentlichen  Verkehre  gewidmeter  Transport- 11  ittel. 

*  Durch  die  Direction  der  administrativen  Statistik  veranstaltet  das 
Handels  -  Ministerium  die  Sammlung  aller  für  die  Staatsverwaltung  noth- 
wendigen  und  nützlichen  statistischen  Notizen,  die  Zasammenstellung  der 
statistischen  Ausweise  imd  Tabellen  und  die  Veröffentlichung  derselben 
nach  .eingeholter  Allerh.  Genehmigung,  die  Sammlung  und  Verölfent- 
lichung  von  Consular- Berichten  und  überhaupt  von  allen  für  Handels- 
Practik ,  Staats-  und  Volkswirthschaft  wichtigen  Aufsätzen.  Die  Geschichte 
derselben  und  ihrer  Leistungen  ist  im  I.  Hefte  der  „Mittheilungen  aus 
dem  Gebiete  der  Statistik""  für  1855  behandelt 
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des  Handeld-Ministeriuins  in  s&nintlichen  österreichischen  Kttsten- 
Ifbdern  zu  wirken  ^  demnach  im  Bereiche  derselben  unter  unmittel- 
barer Leitung  des  Ministeriums  die  Regelung,  Uebenvachung  und 
Förderung  jenes  wichtigen  Industrie-Zweiges  und  der  darauf  l>ezOg- 
lichen  Vorkehrungen  auf  zweckmässige  und  gleichfömuge  Weise 
zu  handhaben ,  die  betreffenden  Gesetze  und  administrativen  Yer- 
ftlgungen  zur  Ausitihrung  zu  bringen,  über  Anordnung  des  Mini- 
steriums neue  Elntwürfe  zu  gesetzlichen  dem  Bedürfnisse  entspre- 
chenden Vorschriften  voizubereiten  und  die  Aufsicht  und  Leitung 
in  allen  Dienst-,  Personal-  und  Disciplinar- Angelegenheiten  über 
sammtUche  in  den  verschiedenen  Küstenbezirken  aufgestellten  See- 
Sanitäts-  und  See-Lazareth-Aemter,  wie  auch  über  jene  Organe 
ZQ  ftihren,  welche  die  Stelle  jener  Aemter  an  manchen  Kflsten- 
orten  vertreten.  *    Zum  Personal -Stand   der   Central-See  ^Behörde 


*  Die  Central -Seebehörde,  deren  Errichtung  mit  der  Allerh.  Ent- 
BchliessuDg  vom  30.  Januar  1849  angeordnet  und  deren  Organisirung  von 
dem  damaligen  Handeis -Minister  Freiherm  v.  Brock  dem  Sections-Chef 
Freiherm  v.  Czoemig  anvertraut  woi*den  war,  begann  ihre  Wirksamkeit 
am  1.  Mai  1850;  bis  dahin  waren  die  See -Angelegenheiten  den  Länder- 
stellen der  einzelnen  Küstenländer  übertragen. 

Ber  Wirkungskreis  der  Central -Seebehörde  erstjseckt  sich  über  folgende 
Gesehäilsgegenstände:  1)  die  Beaufsichtigung  des  Seeschiifbaues,  dieEiniluss- 
nahme  auf  dessen  gedeihliche  Fortbildung,  die  Handhabung  der  Aichungs- 
Vorschriflen  für  österreichische  Seeschiffe  und  die  Bestellung  geeigneter 
Schifibaumeister  zur  Untersuchung  der  Bauart  und  Beschaffenheit  der  See- 
schiflSe;  2)  die  leitende  Fürsorge  zur  Herstellung,  Verbesserung  und  In- 
standhaltung aller  Anstalten ,  welche  als  materielle  Erfordernisse ,  Scliutz- 
oder  Förderungsmittel  zum  Seeschifffahrts-Betriebe  dienen,  woza  nament- 
lich Häfen,  Werften,  Leuchtthürme,  Leuchtfeuer,  Ankerbojen,  Anlandplätze 
n.  dgL  gehören,  einschliesslich  der  mit  dem  bezüglichen  Kostenauf  wände 
verbundenen  Geschäfte;  3)  die  ErtHeilnng  der  Seeschifffahrts-Befugnisse 
und  Befähigungen  zur  Führung  österreichischer  Seeschiffe,  welche  unmit- 
telbar die  Bedürfnisse  der  Seeschifffahrt  und  Seefischerei,  die  Ausübung 
derselben  und  die  Rechte  und  Pflichten  der  Seefahrer  unoV  Fischer  als 
solcher  betreffen;  4)  die  Handhabung  und  Ueberwachung  der  Gesetze  und 
VorschriAen  mit  Einschluss  der  Hafen -PoUzei- Verordnungen;  5)  die  Ent- 
scheidung in  erster  Instanz  bei  allen  Uebertretungen  des  Cabotage- Regle- 
ments; in  zweiter  Instanz  in  Fällen  von  Recursen  gegen  Entscheidungen 
der  Consular- Aemter,  die  sie  wegen  Uebertretung  der  VorschriAen  des 
österreichischen  Navigations-Edictes  und  der  nachträglichen  Bestimmungen 
znr  Aufrechthaltung  der  SchifFfahrts-Ordnnng  oder  der  Disciplin  gefallt 
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gehören  zwei  Ober-Inspectoreii ,  ein  technischer  (ftlr  die  Seebauten) 
und  ein  nautischer  (itlr  die  technisch-nautischen  Geschäfte  und  die 
Aufeicht  der  nautischen  Schulen),  welchen  ein  zum  Theile  selbst- 
ständiger  Wirkungskreis  zugewiesen  ist.    Als  exponirte  Organe  der 

haben ,  sowie  über  Recnrse  gegen  Straferkenntnisse  der  Hafenämter,  welche 
diese  wegen  ähnlicher  Uebertretungen  oder  wegen  Vergehen  gegen  die 
Hafen-Polizei- Anordnungen  erlassen  haben;  die  Entscheidung  in  zweiter 
Instanz  bei  Recursen  gegen  Straferkenntnisse  der  See-Sanitäts-Magistrate 
oder  See-Sanitäts-Lazareth-Aemter,  bezüglich  der  Uebertretungen  der  Vor- 
schriften über  See-Sanitäts-  und  Contumaz-Anstalten  und  Einrichtungen; 
6)  die  Einführung  einer  allgemeinen  Matrikel  für  den  Seedienst  in  der 
österreichischen  Handels-Marine;  sowie  die  Einrichtungen  zur  Versorgung 
oder  Unterstützung  hilfsbedürftiger  österreichischer  Seeleute  und  ihrer 
Familienglieder  und  die  Errichtung  und  Vervollkommnung  von  Anstalten 
zur  Ausbildung  für  den  Seedienst;  7)  Belobungen  oder  Anerkennungen^ 
sowie  Belohnungen  und  andere  Aufmunterungen  für  ausgezeichnete  oder 
einer  besonderen  Berücksichtigung  würdige  Handlungen  der  Rheder  und 
Seefahrer  oder  anderer  Personen ,  welche  sich  um  die  Handels-Marine  ver- 
dient gemacht  haben;  8)  die  Handhabung  und  Ueberwachung  der  See- 
Sanitäts-  und  Contumaz- Vorschriften ,  sowie  die  Leitung  und  Beauüsichti- 
gung  der  bezüglichen  Anstalten  und  Einrichtungen;  9)  die  Personal-  und 
Disciplinar- Angelegenheiten  von  sämmtlichen  Hafen-,  Sanitäts-  und  Laza- 
reth-Aemtem,  und  die  Ueberwachung  ilirer  Amts  Verrichtungen ;  10)  die 
Einholung,  Verbreitung  und  Benützung  der  empfangenen  für  die  öster- 
i*eichische  Schifffahrt  wichtigen  Nachrichten ,  namentlich  über  Anordnungen 
in  fremden  Staaten,  welche  auf  die  österreichische  Handels-Marine  von 
Einfluss  sein  können;  11)  die  Ueberwachung  der  dienstlichen  Wirksam- 
keit der  österreichischen  Consular-Aemter  und  den  Geschäfts- Verkehr  mit 
denselben  in  Schifffahrts- Angelegenheiten ;  12)  die  Prüfung  der  Einrich- 
tungen gesetzliclier  Bestimmungen  und  Vorschriften  in  SeeschiffTahrts- 
Sachen,  sowie  int  See-Sanitäts-  oder  Contiunaz- Wesen;  13)  die  Einlluss- 
nähme  auf  die  Erzielung  zweckmässiger  Consular  -  Einrichtungen ;  14)  die 
zuständigen  Amtshandlungen  in  Beziehung  auf  die  Aufstellung  fremder 
Consalar-Aemter  an  Seeplätzen  in  den  inländischen  Küstenbezirken  und 
die  Anerkennung  der  mit  der  Führung  solcher  Aemter  betrauten  Personen; 
15)  die  Einholung  und  geeignete  Benützung  aller  von  den  österreichischen 
Hafen-  imd  Consular -Aemtem  eingelangten  periodischen  Nach  Weisungen 
und  Notizen  über  den  Stand,  die  Bewegung  und  den  Verkehr  der  öster- 
reichischen und  auswärtigen  Seehäfen,  dann  über  die  inländischen  Schiff- 
bau-Ergebnisse und  über  die  zum  Besten  der  Seeschiffahrt  bestehenden 
Einrichtungen  und  Anstalten,  und  endlich  die  Vorsorge  für  die  Zusammen- 
stellung der  eingeführten  periodischen  Nachweisungen  und  die  Einleitung 
ihrer  Benützung  (Minist-Verordn.  v.  26.  April  1850). 
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Ceiitiiü-8eebefaörde  wirken  in  den  vier  Küstengebieten  von  Venedig, 
Fiume  sammt  Civil -Kroatien,  der  Militärgränze  (Milit&r- Kroatien) 
and  Dalmatien  eigene  See-Inspectoren,  welche  ihren  Sitz  in  Vene- 
dig, Fiume,  Zengg  und  Ragusa  haben;  das  Küstengebiet  von  Oörz, 
Triest  und  Istrien  überwacht  die  Central -Seebehörde  unmittelbar. 
Derselben  sind  untergeordnet:  die  Central-Hafen-  und  See- 
Sani  täts  -  Aemt  er  zu  Triest,  Venedig,  Fiume,  Zengg  und 
Ragusa:  die  Hafen-  und  S^e-Sanitftts-Aemter,  ^  die  Hafan- 
und  See-Senitäts-Deputationen , '  die  Hafen  -  und  See-Sanit&ts-Agen- 
tien,^  die  Hafen-  und  See-Sanitäts-Exposituren ,  und  die  See-Sani- 
ttts-Lazarethe  zu  Triest,  Venedig,  Martinschizza  (bei  Fiume),  Gra- 
voea  (bei  Ragusa)  und  Megline  (in  den  Bocehe  di  Cattaro).  *  Dem 
Handels-Ministerium  ist  femer  die  Aerarial-Porzellan-Fabrik 
zu  Wien  untergeordnet 

Zur  Vertretung  der  Handels-  und  Gewerbe-Interessen  wurden 
in  allen  Kronläudem  eigene  Handels-  und  Gewerbe -Kam- 
mern errichtet.  ^  Sie  sind  das  Organ,  durch  welches  der  Handela- 
und  Gewerbestand  seine  Anliegen  dem  Handels-lCinisterium  eröflhet, 
und  die  Bemühungen  des  letzteren  zur  Förderung  des  Verkehres 
unterstützt 

Das  gesammte  Bauwesen  theilt  sich  in  die  Strassen-,  Wasser- 
und  Hochbauten,  dann  in  den  Eisenbahubau.  Die  Leitung  der 
ersteren  fiihrte  bis  zum  Jahre  1848  die  vereinigte  Hofkanzlei,  wel- 
cher als  consultirende  technische  Behörde  der  Hofbaurath  unter- 
geordnet war;  der  Staats-Eisenbahnbau  wurde  unter  der  Leitung 

*  Deren  gibt  ee  za  Rovigno,  Lussin  picoolo,  Chioggia,  Buccari,  Porto- 
R«,  Zara,  Spalato  und  Hegline. 

^  Sie  bestehen  zu  Pirano,  6ebenico,  Lissa,  Lesina,  Curzola  und  Mar- 
tinschizza. 

'  In  der  Gesammtzahl  von  10^ 

*  Die  Organisirung  der  Hafen-  und  See-Sanitäts-Aemter  erfolgte  mit, 
der  kais.  Verordnung  vom  15.  Mai  1851  und  bezüglich  der  Militärgränze 
mit  jener  vom  22.  Januar  1853. 

*  Minist.  Verord.  vom  26.  März  1850.  Im  lomb.-venez.  Königreiche, 
wo  bereits  Handelskammern  bestanden,  ward  ihr  Wirkimgskreis  erweitert. 
Gegenwärtig  bestehen  im  Ganzen  56  Handels-  und  Gewerbe -Kammern, 
nsmlich  in  Oesterreich  unter  und  ob  der  Enns,  in  Salzburg,  Kämthen, 
Knin,  Schlesien,  der  Bukowina  und  im  Banate  je  eine;  in  Steiermark, 
ItiUiren,  Dalmatien  und  Siebenbürgen  je  2;  in  Görz,  Gradisca,  Triest 
und  Istrien,  in  Galizien,  Kroatien- Slavonien  je  3;  in  Tirol  4;  in  Böhmen 
ttnd  in  Ungern  5 ;  im  lomb.-venez.  Königreiche  17. 
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der  allgemeiDeii  Hofkammer  von  der  Oeneral-Direetion  der  Staate- 
Eisenbahnen  besorgt.  Bald  nachdem  diese  Zweige  dem  Handels- 
Ministerium  zugewiesen  wurden,  entstand  zu  deren  unmittelbarer 
Leituag  eine  6eneral-Bau-Direetion.  *  Da  jedoch  dieselbe 
wieder  aufgehoben  yi'urde,  gelangte  die  unmittelbare  administratäve 
uncT  technische  Leitung  der  Strassen-,  Wasser-  und  Hochbaut^i 
an  das  Ministerium,'  während  f)lr  die  Leitung  der  Staats-Eisen- 
bahnbauten  eine  Central-Direcfc|on  zu  Wien*  und  eine  Di- 
rection  zu  Verona^  in  das  Leben  trat.  In  Angelegenheiten  des 
Strassen-  und  Wasserbaues  nimmt  das  Ministerium  für  Handel  nur 
auf  die  aus  dem  Reichsschatze  dotirten,  als  Reichsstrassen  erklärten 
Communications -Wege  und  auf  die  schiffbaren  Flüsse  und  Seen 
Einfluss;  die  Sorge  Air  die  Landes-,  Bezirks-  und  Gemeindestrassen, 
sowie  für  die  nicht  schiffbaren  Flüsse  ist  eine  Angelegenheit  des 
bezüglichen  Kronlandes,  deren  Kosten  ^us  dem  Landesfonde  oder 
durch  Concurrenz  der  BetheiUgten  bestritten  werden,  und  deren 
oberste  Leitung  dem  Ministerium  des  Innern  zusteht  In  jedem 
Kronlande  oder  Yerwaltungsgebiete  besteht  eine  Landes-Bau- 
Direction,  welche  anfänglich  direct  dem  Handels -Ministerium 
(beziehungsweise  der  Greneral-Bau-Direction)  unterstand,  in  der 
Folge  aber  zunächst  dem  politischen  Landes  -  Chef  ^  untergeordnet 

« Ifinist.  Verord.  vom  30.  December  1849. 

'  Minist  Verord.  toiq  10.  September  1852.    . 

'  Minist  Erlass  vom  11.  September  1852. 

*  Minist  Verord.  vom  10.  Januar  1853.  Die  Wirksamkeit  dieser  beiden 
letztgenannten  Behörden  umfasst  die  Projedtimng,  die  Leitung  und  Ausfüh- 
rung des  Baues  aller  Staats-Eisenbahnen  uud  derdain  gehörigen  Gebinde ' 
und  Gegenstände  nach  den  vom  Ministerium  genehmigten  Plänen  und 
Koetenüberschlägen,  und  zwar  bei  der  Direction  in  Verona  für  das  lomb.- 
venez.  Königreich,  bei  der  Central- Direction  in  Wien  für  die  übrigen 
Gebietstheile  der  Monarchie. 

^  Minist  Verord.  vom  9.  Febr.  1853.  Dieser  ist  die  oberste  Ver- 
waltnngs -Autorität  für  den  öffentlichen  Baudienst  bezüglich  derjenigen 
Bausachen  ^  die  nicht  unmittelbar  einen  Gegenstand  des  Geschäftskreises 
der  Finanz -Landesbehörde  berühren^  oder  die  nicht  ausdrücklich  einer 
anderen  Behörde  im  Lande,  unabhängig  von  der  politischen  Landes- 
behörde, zugewiesen  sind.  Der  Geschäftsverkehr  zwischen  dem  Handels- 
Ministerium  und  den  Baubehörden  in  den  Kronländem  erfolgt  durch  Ver- 
mittlung des  politischen  Landes -Chefs.  In  Ungern  ist  der  Landes-Bau- 
Dire<!tor  als  allgemeiner  Vorstand  unmittelbar  dem  Militär-  und  Civil- 
Gouvemement  untergeordnet,  während  einer  jeden  Statthalterei- Abtheilung 
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wurde.  In  den  einsEelnen  Kreisen  sind  Kreis-  (Provinzial-,  Komi- 
täte-)  Bauämter  vorhanden,  welche  bezüglich  der  Rdchs-Bau- 
aogel^enheiten  von  der  Landes-Bau-Direction ,  bezüglich  der  Lan- 
desbaaten  aber  von  dem  Vorsteher  der  Kreisbehörde  (Delegation, 
Komitats-Behörde)  abhängen.  An  einzelnen  Orten  sind  Ingenieure 
aaigesteDt,  welche  ftlr  einen  oder  mehrere  politische  Bezirke  zur 
Besorgung  der  vorfallenden  Bauangelegenheiten  und  Ueberwadiung 
der  {^batlichen  Gebäude  bestimmt  sind,  und  bezüglich  der  Landes- 
Banangelegenheiten  den  Weisungen  der  Bezirksvorstände  nachzu- 
kommen haben.  *  Den  Landes- Bau -Directionen  sind  technische 
Rechnungsabtheilungen  beigegeben,  welche  in  Bezug  auf  die  Rech- 
nui^s-Controle  eine  von  den  Bau -Organen  unabhängige  Stellung 
^ben,  indem  ihre  Ldter  den  Länder -Chefs  unmittelbar  unter- 
geordnet sind.  Grössere  Bauführungen,  welche  des  nöthigen  Bau- 
zusammenhanges  wegen  die  Verfolgung  eines  Gesammtplanes  be- 
dingen, werden  durch  die  Organe  des  Ministeriums  itlr  Handel  oder 
durch  die  von  ihm  berufenen  Fachmänner  ausgeführt;  die  übrigen 
Neu-  und  Erhaltungsbauten,  mit  Einschluss  aller  Baulichkeiten, 
welche  vom  Landes-Chef  angeordnet,  aber  niclit  aus  Reichsmitteln 
bestritten  werden,  sind  von  den  Landes-Bau-Directionen  und  den 
nnteigeordneten  Organen  derselben  zu  besorgen. 

Zu  den  Communications-Anstalten  gehört  der  Post-, 
Staats-Eisenbahn-,  und  Telegraphen -Dienst.  EIrsterer 
wurde  vordem  von  einer  der  allgemeinen  Hofkammer  unterstehen- 
den obersten  Hofpostverwaltung  geleitet;  die  Functionen  derselben 
gingen  in  der  Folge  an  die  General-Direction  der  Oommunicationen 
Aber,  ^  nach  deren  Auflösung  die  bezüglichen  Geschäfte  unmittel- 
bar vom  Handels-Ministerium  besorgt  werden.  Nach  der  erfolgten 
Organisation  der  Postbehörden '  bestehen  in  den  grösseren  Kron- 

dne  Baa-Directions-Abtheilung  untersteht  (Minist.  Verord.  vom  10.  October 
1853). 

'  Die  Grandzüge  für  die  neue  Organisimng  der  Baubehörden  in  den 
Kronländem  sind  in  dem  Allerhöchsten  Handschreiben  vom  14.  September 
1852  enthalten,  nach  welchen  so  eben  die  Organisirung  derselben  einge- 
leitet wird. 

'  Diese  Behörde  wurde  mit  Minist.  Verord.  vom  29.  Januar  1860  er- 
richtet, mit  Minist  Verord.  vom  15.  Deoember  1851  reorganisirt  und  mit 
Minist  Verord.  vom  23.. November  1853  aufgelöst. 

'  Allerhöchste  EntSchliessungen  vom  7.  und  15.  November  1851  und 
1.  Februar  1852. 
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liffdi»*n  Post-Directionen,  mit  emefli  Poal-Director  an  <ier  Spitze^ 
and  unter  deoadben  in  den  wichtigeren  Stationen  PoHftiinter  mit 
einem  Postamtsverwalter^ '  woni  noch  die  amboknten  Postimfter 
auf  den  Enenfanhnen  kommen^  welche  einer  dgenoi  Direetion  (za 
Wien)  ontergeordnet  and.  Die  untersten  Chgane  för  den  Postdienst 
(ond  die  Po0t-Statiooen  lltr  die  Pferd^ioet  und  die  Port-Expeditionen 
1^  die  Bridjpoflt.  Im  lombudiaeh-venezianiachen  KDnigTeidie  be- 
steht eine  Ober-Port-Direetion  zu  Verona  mit  dem  WiikongslEreise 
einer   Poä;t- Direetion    in    den    übrigen -Kronlandern;    dann    unter 


*  Folgendes  ist  die  üebersicht  der  Fostbehörden : 


Anzahl  der 


Kronland 


Sitz 

der 

Post-Direction 


Ü    B 


C 
_    ® 


-  5  S   2  g- 

S=  rE    e      -SC!        • 

•  OD    ' 

o  ^ 


Co 
ä5 


o 


'S.  = 


Oetterreich  unter  der  Enns 

Oesterreicb  ob  der  Eons  . 

Salzburg 

Steiennaric 

*Kimtben 

Kram 

Triest,  Görz,  btrien    .    . 
!  Tirol 

Böhmen 

I  Mahren 

^  Schlesien      

Lern  berger  Verwalt.  Gebiet 

Krakauer         »    •        • 

Bukowina 

Dalmatien 

Lombard  ie 

Venedig 


:l 


Wien 
Linz 


Gratz  . 


;,i 


Triest 


Innsbruck 
Prag  .  . 
Briinn  .    • 


I 


Lemberg 


Ungern 


( 


f 
l 


Wojwodschaft    und    Tcm.    Banal 
I     sammt  der  sorblsch-banatischen 

Militkrgrünzo      

Kroatien,  Slavonien  u.  kroatisch- 

slavonischo  MiliUrgränze  .    . 
Siebenbürgen 


Zara     .    .  . 

Verona    .  . 

■       ■       •       ■  • 

Pest.    .    .  . 

Oedenburg  . 

Pressburg  . 

Kaschau   .  . 
Grosswardein 


TemesvÄr 

Agram .    .    .  ' 
Hermannstadt 

Summe    . 


4 
3 
1 

6 

2 

1 

2 

7 

8 

5 

3 

5 

3 

1 

4 

12 

8 

5 

3 

2 

1 

3 


d 
3 

100 


90 

34 
19 
55 
20 
23 
15 
56 

139 
50 
17 
61 
30 
13 
16 

-32 
21 
54 
T3 
49 
42 
44 


78 

82 
62 

1.135 
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O 

C 
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I 

3 

16 

2 

3 

2 

14 

15 

5 

2 

8 

5 

3 

19 

26 

4 

3 
4 
l 
3 


5 
5 

186 


S  -2 


126 

48 

10 

69 

20 

26 

28 

38 

189 

86 

13 

50 

25 

5 

17 

115 

66 

32 

19 

39 

20 

10 


28 


2 
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denelben  17  Post-DiiBctionen  in  den  Delegations-Hauptorteii^  deren 
Amtswirksamkeit  nach  dem  ftir  die  Postverwalter  in  den  anderen 
Kronländem  voi^ezeichneten  Amtsunterfichte  geregelt  ist  Dem 
Handels-Minisierium  unmittelbar  untergeordnet  ist  das  Cours-Bureau 
und  die  Poet-Oekonomie- Verwaltung. 

Den  Post-Directionen  ist  auch  unter  der  Oberleitung  des  Mini- 
steriums die  Ueberwachung  der  Telegraphen-Aemter  über- 
tragen. Für  den  speciellen  Telegraphen-Dienst  bestehen:  ein  Cen- 
tral-Telegraphen-Amt  beim  Handels-Ministeiium  in  Wien,  dann  die 
Telegraphen-Aemter  in  der  Hofburg,  bei  den  Ministerien  des  Aeus- 
sem  und  des  Innern ,  dem  Armee-Ober-Commando  und  der  obersten 
Polizei-Behörde  ^  endlich  die  Telegraphen-Aemter  in  den  auswärtigen 
Stationen.  *  Dem  Handels -Ministerium  unmittelbar  zugewiesen  ist 
die  telegraphische  Werkstätte  zur  HersteUung  und  Erhaltung  der 
teJegraphischen  Apparate. 

AnflUiglich  war  der  Betrieb  der  Staats-Eisenbahnen  in 
ihrer  damaligen  beschränkteren  Ausdehnung  an  Privat-Gompagnien 
verpachtet  £rt  als  sie  nach  Ablauf  des  Pachttermins  in  den  un- 
mittelbaren Staatsbetrieb  übergingen,'  wurden  hierfür  Betriebs- 
Directiouen  errichtet,  welche  mit  der  Ausdehnung  der  Staats- 
bahnen sich  vermehrten,  letztlich  aber  durch  die  Ueberlassung 
der  nordlichen  und  südöstlichen  Staats -Eisenbahn  an  eine  Privat- 


üebersicht  der  bereits  eröffneten  Telegraphen-Aemter: 


Kronland 


I 

c 

s  a 


Oesler-iunl.  d.Enns' 
reich  lob  d.  Enns  | 
Salzburg  . 
Steiermark 
Käruthen  . 
Krain  .  . 
Küstenland 


Kronlaiui 


Tirol  .  . 
Böhmen  . 
Mähren 
Schlesien  . 
Galizien  . 
Bukowina 
Dalmatien 


I 

B 
(9   a 


8 
3 


2 
2 
8 
I 


Kroulund 


Lombardie  . 
I  Venedig  .  . 
I  Ungern  .  . 
I  Wojwodschan 
I  Kroatien  .  . 
,  SiebenbOrgen 


2      i  Milit&rgranze 


I 

•S  *> 

'S 


I 

3 
2 

'      I 

I 


^  Minist  Verord.  vom  24.  April  1850  bezüglich  der  nördlichen  nnd 
Minist.  Verord.  von»  30.  Mai  1850  l}ezttg]ich  der  südlichen  StaatÄbahn, 
U.  Section. 
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OeseUschaft  wieder  verminderteD.  *  Die  (küizlich  mit  einem  erwei- 
teiten  Wirkungskreise  bedachten)  Betriebe -Direetionen,  wekshöi 
die  an  den  einzelnen  Stationen  aufgestellten  Eäsenbahoämter,  das 
technische  (mit  der  Erhaltung  der  Bahn  und  der  Fahrbetriebsmittel 
beauftragte)  Personale,  endlich  die  Maschinen-  und  Wagen-Repara- 
tur-Werkstätten  unterstehen ,  und  denen  als  Hilfs-  und  Gontrol-Amt 
eine  technisch -administrative  Redinungsabtheilung  beigegeben  ist, 
ressortirten  ursprünglich  \ovk  der  General -Direction  fiir  Ck>mmuni- 
eationen,  jetzt  unmittelbar  vom  Handels-Ministerium.  Die  bestandene 
General  -  Inspection  über  die  Communications  -  Anstalten  '  wurde 
gleichfalls  dem  Ministerium  einverleibt 

Die  oberste  Leitung  der  Gultus- Angelegenheiten  und  des 

öffentlichen  Unterrichts  liegt  dem  Ministerium  für  Cultus 

und  öffentlichen  Unterricht  ob,  welchem  die  höheren 

Lehranstalten  unmittelbar,  die  Mittel-  und  Volksschulen  durch 

das  Organ  der  politischeu  Landesbehörden ,  denen  Schulräthe 

beigegeben  sind,  unterstehen. 

Von  dem  Ministerium  des  Cultus  und  des  Unterrichtes 
ressortiren  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  der  katholischen 
Kirche  (mit  Einschluss  des  griechisch-  und  des  armenisch -katholi- 
schen Ritus)  und  der  griechisch- nichtunirten  Kirche,  welche  die 
Leitung  der  kirchlichen  Angelegenheiten  besorgen  und  dabei  von 
ihren  Cbnsistorien  oder  Capiteln  unterstützt  werden;  ihre  Diöcesen 
sind  in  Bezirks -Vicariate  und  Dechanteien,  und  diese  in  Pfarreien 
und  Local-Caplaneien  eingetheilt.  Für  die  geistlichen  Angelegen- 
heiten der  augsbui^ischen  und  der  helvetischen  Confession  bestehen 
zwei  landesfürstliche  Consistorien  zu  Wien  (je  eines  i\ir  jede 
Confession),  dann  das  Ober-Consistorium  zu  Hermannstadt  für 

'  Errichtet  wurden:  für  die  nördliche  Staats-Eisenbabn  die  Betrieb«- 
Direction  zu  Prag,  für  die  südöstliche  jene  zu  Pest  und  für  die  südliche 
(II.  Section)  jene  zu  Grstz  (Minist.  Verord.  vom  17.  Mai  1851),  für  die 
östliche  jene  zu  Krakau  (M.  V.  21.  Novemb.  1851),  für  die  lomb.-venez., 
nach  Auflösung  der  provisorisch  bestandenen  General-Direction  der  Com- 
municationen  zu  Verona,  die  Betriebs-Direction  an  demselben  Orte  (Minist 
Verord.  vom  5.  Nov.  1852),  endlich  für  die  südliche  Staats-Eisenbahn^ 
1.  Section,  jene  zu  Wien  (Minist.  Verord.  vom  1.  August  1853).  Die  Bc- 
triebs-Directionen  in  Prag  und  Pest  wurden  mit  1.  Juni  1855  aufgelöst 
(Minist  Verord.  vom  26.  Mai  1855). 

*  Minist  Verord.  vom  20.  Febniar  1852. 
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die  aiigBbiirgiscben  und  jenes  zu  Klausenburg  ftlr  die  helvetischen 
Okobensgenossen.  Den  ConsistoTien  untergeordnet  sind  die  Super- 
intendenturen,  die  wieder  in  Seniorate  (in  8iebenbtt]^en  bei  der 
angsburgisehen  Confession  in  Decanate)  zerfallen,  unter  welchen 
die  Pastoren  und  Prediger  stehen.  Die  Unitarier  (Socinianer)  haben 
einen  Superintendenten  zu  Klausenberg,  welcher  zugleich  Präses 
der  beiden  Conaistorien  für  die  geistlichen  und  Schul- Angelegenheiten 
dieser  Religions-Genossenschaft  ist.  Die  geistlichen  Angelegenheiten 
der  Israeliten  werden  von  den  Rabbinern  besorgt. 

Das  Aofsichtsrecht  des  Staates  in  geistlichen,  Stiftungs-  und 
Schul-Angelegenheiten  üben  die  politischen  Behörden  aus,  und  die 
politische  Landesbehörde  ist  die  oberste  Verwaltungsbehörde  für 
diese  Angelegenheiten  in  dem  Kronlande,  *  welcher  bei  der  neuesten 
Organisirung  auch  die  Functionen^  der  Landes -SchulbehOrde  '  zu- 
gewiesen wurden.  Bei  den  Länderstellen  befinden  sich  eigene 
Gymnasial-  und  Volksschul - Inspectoren ,  welche  den  Titel  von 
Schuirftthen  tragen  (im  lombardisch-venezianischen  Königreiche  wird 
die  Aufsicht  über  die  Gymnasien  von  General  -  Directoren  geführt). 
Die  Verwaltung  der  einzelnen  dem  gedachten  Ministerium  unter- 
stehenden Lehr-  und  Erziehungs- Anstalten,  wissenschaftlichen  und 
Kunst-Institute,  steht  entweder  den  Lehrkörpern  derselben  oder 
eigenen  Directionen  zu;  die  unmittelbare  Aufsicht  über  die  Volks- 
sehnlen  üben  die  Ortsseelsorger  aus,  denen  (geistliche)  Schuldistricts^ 
Aufseher  (bei  den  protestantischen  Schulen  die  Senioren)  vorgesetzt 
amd.  Als  weitere  Organe  der  Verwaltung  des  Unterrichts  erscheinen 
die    theoretischen    StaatsprUfungs  -  Commissionen , '     die   Prüfungs- 

*  Id  Ungern  sind  dem  Militär-  und  Civil -Goavemeur  rücksichtlich 
des  Cultiis  jene  Angelegenheiten  zugewiesen,  bei  denen  es  sich  um 
grundsätzliche  Fragen  über  das  Verhöltniss  der  Kirche  zum  Staate  oder 
über  die  Stellung  der  Confessionen  unter  sich,  oder  um  das  Gutachten 
aber  die  Besetzung  von  Bischofssitzen  und  anderen  höheren  geistlichen 
Wgiden  handelt;  die  übrigen  geistlichen  und  Stiftungs- Angelegenheiten 
weiden  von  den  Statthalterei-Abthdlungen  geleitet  (Minist.  Verord.  vom 

19.  Janaar  1851). 

*  Die  Landes-Schulbehörden  wurden  mit  der  kais.  Verord.  vom  24.  Oc- 
tobcr  1649  und  Minist  Verord.  vom  23.  Januar  1850  errichtet,  und  ihre 
Geschäfte  gingen  zufolge  der  Minist  Verord.  vom  19.  Januar  1853  an  die 

Understellen  über. 

»  Es  bestehen  deren  in  Wien,  Grate,  Innsbruck,  Prag,  Olmütz,  Kra- 
kaa,  Lembog,  Zara,  Pest^  Agram  und  Hermannstadt 
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CominiBsionen  ftlr  die  Gymnaeial-Lehramte-Candidaten*  und  dk; 
Prüflings -CominifisioD  für  die  Realschul- Lehramt» -Candidaten  (zu 
Wien). 

An  der  Spitze  der  Polizei-Verwaltang  steht  die  oberste 
Polizei-Behörde,  als  deren  untergeordnete  Organe  nebst 
den  politischen  Behörden  die  (auch,  in  den  ungrischen  Län- 
dem  eingeführten)  Polizei -Directionen  fungiren. 

In  den  Kronländem  beseiten  die  Oberleitung  der  polizeilichen 
Verwaltung  die  Militär-  und  Civil- Gouverneure <)  die  Statthalter  und 
Landes-Präsidenten,  unter  welchen  in  den  einzelnen  Kreisen  die  Krei^- 
Vorsteher  wirken,  mit  Ausnahme  der  Kronlands- Hauptstädte  und 
ihrer  Bezirke  (im  lombardisch-venezianischen  Königreiche  der  Dele- 
gationen Mailand  und  Venedig),  fUr  welche  eigene  Polizei-Directionen 
bestehen;  in  den  grösseren  Städten  ist  der  Rayon  derselben  in  Be- 
zirke getheilt,  in  denen  eigene  Polizei-Bezirks-Ck)mmis6ariate  aufge- 
stellt sind.  An  den  Gränz-  und  einigen  anderen  Orten  bestehen  Pohzei- 
Commissariate,  in  den  Badeorten  während  der  Curzeit  EIxposituren, 
welche  von  der  bezüglichen  Polizei-Direction  abhängen.  ^  Endlich  un- 
terstehen der  obersten  Polizei-Behörde  die  Sicherheits-Organe,  die  (im 
8.  6  näher  zu  erwähnende)  Gensdarmerie  und  die  Polizei- Wachkörper. 

Das    frühere    General-Rechnungs-Directorium, 

nunmehr  die  oberste  Rechnungs-Controls-Behörde, 

ist  unmittelbar  Seiner  Majestät   dem  Kaiser   untergeordnet 

und  nimmt  gleiche  Stellung  mit  den  Ministerien  ein. 

Diese  Behörde  hat  das  Verreehnungswesen  des  gesammten 
Kaiserstaates  zu  leiten,  den  Jahresausweis  aller  Staatsrechnungen 
zu  bearbeiten  und  die  Uebersicht  der  Einnahmen  und  Ausgaben  zu 
liefern,  'für  welchen  letzteren  Zweck  das  mit  derselben  vereinigte 
Central -Rechnuugs- Departement  thätig  ist'  Unter  dieser  Central- 
Behörde  stehen  die  Prüfungs-Ck)mmi8sionen  iilr  die  Staatsrechnungs- 
Wissenschail;  *  femer  die  Central-Staatabuchhaltungen  fUr  die  ihnen 

'  Dieselben  sind  errichtet  in  Wien,  Innsbi-uck,  Prag,  Lemberg,  Pavia 
und  Padoa. 

^  Grundzttge  für  die  Organisation  der  Polizei  -  Behörden  vom  10.  De- 
cember  1850. 

'  Kaiserl.  Yeroid.  vom  27.  März  1854. 

*  Zu  Wien,  Linz,  Qratz,  Triest,  Innsbioick,  Prag«  Brunn,  Lemberg, 
Zora,  Ofen,  Temesvär,  Agram  und  Hermannstadt. 
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zi^ewiesenen  Geschäftszweige  *  und  die  Staatsbuchhaltungen  in  den 
einzelnen  Kronlfindem. ' 

Im  Ministerium  des  Aeussern  und  des  kaiserlichen 
Hauses  fand  keine  wesentliche  Aenderung  Statt^  nachdem 
die  bei  der  Bildung  de^  Handels -Ministeriums  an  letzteres 
übertragene  Personal-  und  Disciplinar-Leitung  der  Consulcu*- 
Behörden  in  der  Türkei  und  in  Griechenland  an  das  Mini- 
sterium des  Aeussern  (mit  der  unmittelbaren  geschäftliehen 
Unterordnung  dieser  Consular- Behörden  unter  die  Gesandt- 
schaften zu  Constantinopel  und  Athen)  wieder  zurückge- 
langte. 3 

Die  Reoi^anisirung  der  Militär-Verwaltung  wird 
im  Zusammenhange^  der  Darstellung  des  gesammten  Heer- 
wesens zur  Sprache  kommen. 

§.  4. 

2.    Auswärtige  Angelegenheiten. 

Die  Wirksamkeit  und  die  Erfolge  des  Ministeriums  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  und  des  kaiserlichen 

'  Von  den  früher  bestandenen  Central -Staatsbuchlialtangen  entfiel 
die  Hof-Pofftbnchhaltang,  und  an  deren  Stelle  trat  die  Gentral-Bnchhaltung 
für  die  Communications- Anstalten  (Gen.-Rech.-Dir.-Erlass  vom  20.  Deoem- 
ber  1852).  Auch  wurde  die  Lotto-Hofbuchhaltung  mit  der  Tabak-  und 
Stampel-Hofbuchhaltung  vereinigt  (Erlass  d.  ob.  Bechnungs  -  Controls- 
Behörde  vom  15.  Juni  1855). 

^  In  allen  grösseren  Kronländem  (ebenso  zu  Krakau  und  Temesvär) 
besteht  eine  Staatsbuchhaltung,  in  den  kleineren  (mit  Ausnahme  der  Bu- 
kowina) Abtheilungen  derselben;  so  in  Salzburg  (von  jener  in  Linz), 
Klagenfart  (von  Laibach),  Troppau  (von  Brunn),  dann  die  Rechnungs- 
Bepartements  in  Oedenburg,  Pressburg,  Kaschau  und  Grosswardein  (von 
Ofen). 

*  Allerhöchstes  Handschreiben  vom  4.  Juni  1853.  Die  Leitung  der 
den  Consuln  im  türkischen  Gebiete  über  die  österreichischen  Unterthanen 
ood  Schutzbefohlenen  zustehende  Rechtspflege  wird  von  dem  Ministerium 
des  Aeussern  im  £invemehn>en  mit  dem  Justiz-Ministerium  besorgt  (KaiB, 
EntBchi.  vom  18.  Januar  1853). 
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Hauses  während  der  Periode  1848 — 1856  bilden  einen  Be- 
standtheil  der  neuesten  politischen  Geschichte  Europa's ,  deren 
Behandlung  ausserhalb  der  in  gegenwärtiger  Darstellung  ver- 
folgten Aufgabe  liegt.  Hier  wird  es  genügen,  die  leitenden 
Richtpuncte  der  äusseren  Politik  anzudeuten,  und  jenen  An- 
theil  an  den  Leistungen  dieses  Yerwaltungszweiges  hervorzu- 
heben ,  welcher  seine  Rückwirkung  auf  die  inneren  Zustände 
des  Kaiserstaates  äusserte. 

Der  erste  Stoss  der  Bewegung  war  gegen  die  Wirksam- 
keit des  Staatskanzlers  Fürsten  Metternich  gerichtet.  Fast 
durch  rolle  vierzig  Jahre  hatte  der  Fürst  die  auswärtigen 
Angelegenheiten  "Oesterreich's  geleitet ,  und  den  entschei- 
dendsten Einfluss  auf  die  Führung  derselben  in  den  meisten 
anderen  Staaten  Europa's  ausgeübt ;  er  war  der  Haupturheber 
und  ^  der  Träger  des  heutigen  europäischen  Staaten-Sjstems, 
wie  es  sich  auf  der  Grundlage  des  Wiener  Gongresses  ge- 
bildet hat.  Sein  scharfblickender  Geist  erkannte  frühe  die 
Gefährlichkeit  der  im  Stillen  heranreifenden ,  unter  den  man- 
nigfachsten Gestaltungen  zur  Erscheinung  gelangenden  revo- 
lutionären Tendenzen,  und  bewog  ihn  zu  dem  allerwärts 
geltend  gemachten  und  standhaft  durchgeführten  Entschlüsse, 
das  allen  Staaten  gemeinsame  Uebel  durch  gemeinsame  G^ 
genwirkung  zu  bekämpfen.  Diess  gelang,  bis  die  französische 
Juli -Revolution  das  System  erschütterte  und  die  Februar- 
Revolution  es  für  den  Augenblick  zusammenbrach.  Mit  so- 
viel unbesiegbarer  muthiger  Ausdauer  der  greise  Staats- 
kanzler der  Revolution  entgegengetreten  war  und  die  er- 
haltenden Grundsätze  des  Staatenbestandes  vertheidigt  hatte, 
eben  so  leicht  und  widerstandslos  entschloss  er  sich,  von 
dem  Schauplatze  abzutreten,  als  es  sich  um  seine  Person 
handelte,  in  welcher  die  aufgeregte  Meinung  ein  Hindemiss 
der  wiederherzustellenden  Ruhe  erblickte;  instinctartig  trat 
dabei  die  Ansicht  hervor,  dass  die  Revolution  so  lange  in 
Oesterreich  keines  Erfolges  sicher  sein  dürfe,  als  des  Fürsten 
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Name  unter  jenen  der  leitenden  Staatsmänner  genannt  werde. 
Die  Tage  der  Verblendung  waren  aber  gezählt,  und  ea  ward 
dem  Kestor  der  europäischen  Staatsmänner,  den  die  Glenia- 
htfit  seines  Greistes,  gepaart  mit  ausgebreitetem  Wissen,  die 
unerschQtterliche  Ruhe  seines  Charakters  und  die  reifste  Er- 
fahrung an  die  Spitze  der  Politik  unseres  Welttheiles  gestellt 
und  auf  derselben  so  lange  erhalten  hatte,  eine  seltene  6e- 
DQgthuung  beschieden.  Inmitten  einer  neuen  Zeit,  unter  viel- 
fach veränderten  Umständen,  rechtfertigen  die  Personen  und 
die  Zustände  sein  consequent  durchgeführtes  System  der 
auswärtigen  Politik  in  richtiger,  alles  Unwesentlichen 
entäusserter  Auffassnug  und  entschiedener  Durchführung  als 
das  allein  haltbare,  und  was  sein  vorschauender  Geist  vor 
Jahrzehnten  verkündete,  das  wurde  bereits  mit  blutigen 
Zügen  in  die  Tafeln  der  Weltgeschichte  eingegraben. 

Nach  des  Fürsten  Abgange  musste  die  Thätigkeit  des 
Ministeriums  des  Aenssem  in  den  Hintergrund  treten  und 
rennochte  selbst  in  die  zunächst  gelegenen  deutschen  Ver- 
hältnisse nicht  wirksam  einzugreifen.  Erst  nach  Besiegung 
der  Revolution  und  nach  Wiederherstellung  der  Ordnung 
konnte  dieses  Ministerium  bei  der  Thronbesteigung  Seiner 
Majestät  des  Kaisers  Franz  Joseph  L^  welcher  den  be- 
deutungsvollen Wahlspruch:  „Viribus  unitis**,  das  Symbol 
der  Reichseinheit,  zu  dem  Seinigen  machte,  wieder  zu  seiner 
vollen  Wirksamkeit  gelangen.  Die  Aufgabe  desselben  war 
eine  höchst  schwierige.  Es  hatte  das  während  der  letzten 
Erschütterungen  tief  gesunkene  Ansehen  herzustellen,  die  In- 
tegrität und  Einheit  des  Reiches  zu  vertheidigen,  besonders 
dem  Auslande  gegenüber,  welches  eines  Theils  noch  in  re- 
volutionären Zuckungen  be&ngen  war,  andern  Theils  mit 
den  Gonsequenzen  der  Revolution  sympathisirte,  und  in  über- 
wiegendem Maasse  dem  Bestände  und  der,  Beruhigung  des 
Kaiserstaates  feindlich  entgegentrat.  Zum  Glücke  für  Oester- 
reich  sendet  ihm  die  gütige  Vorsehung  in  bedrängter  Zeit 

V.  Czoprnig,  Ocsterroich's  Neugestaltung.  5 
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stets  den  rechten  Mann^  und  dieser  rechte  Mann  war  der 
Fürst  Felix  von  Schwarz enberg,,  an  dessen  gestähltem 
Charakter  die  wogende  Brandung  der  Revolution,  mochte 
,  sie  auf  dem  Felde  der  Waffen  oder  des  diplomatischen  Streites 
ihm  entgegenbrausen,  machtlos  anstürmend  zurückprallte. 
Kühn  und  fest  war  das  Programm,  mit  welchem  er  seine 
Laufbahn  als  Chef  des  Ministeriums  und  Leiter  der  auswär- 
tigen Angelegenheiten  eröffnete,  und  dem  gesprochenen  Worte, 
das  auswärts  Manche  zweifelnd  yemommen,  sollte  bald  die 
bewährende  That  folgen.  Radetzky  hatte  mit  seinem  tapferen 
Heere  die  Ruhe  im  lombardisch -venezianischen  Königreiche 
hergestellt,  die  Revolution  niedergedrückt,  die  sardinische 
Kriegsmacht  daraus  vertrieben.  Was  aber  das  Schwert  nicht 
zu  erringen  vermochte,  das  sollte  die  schlaue  Kunst  der  Un- 
terhandlung der  Revolution  zuwenden.  Auf  Oesterreieh's 
Schwächung  durch  die  vorausgegangenen  Erschütterungen, 
auf  seine  Einschüchtenmg  durch  die  ungrische  Insurrection 
bauend,  wollte  über  Anregung  Sardinien's  die  aiiBwärt^ 
Diplomatie  das  Schicksal  der  Lombardie  von  der  Ehitschei- 
düng  eines  Congresses  abhängig  machen,  für  welchen  die 
Rollen  in  vorhinein  vertheilt  waren,  und  schon  waren  die 
Mitglieder  dieses  Friedensvermittlungs- Congresses  in  Brüssel 
versammelt.  Allein  Oesterreich  erhob  inmitten  der  Gefahren 
aller  Art  seine  Stimme,  wie  in  den  Tagen  seines  machtvoUfiten 
Glanzes,  mit  dem  von  seinem  guten  Rechte  ihm  eingegebenen 
Muthe,  erklärte,  die  ihm  zweifellos  zugehörige,  mit  den 
Waffen  in  der  Hand  gegen  unrechtmässigen  Einfall  vertbei- 
digte  und  wieder  eroberte  Lombardie  gegen  jeden  Angriff, 
woher  er  immer  komme,  schützen  zu  wollen^  protestirte 
gegen  die  Befugniss  und  den  Zusammentritt  des  Congresses, 
—  und  der  Congress  stäubte  gegenstandslos  auseinander,  ehe 
er  sich  noch  ft^rmlich  constituirt  hatte.  Der  zweite  sardi- 
nische Krieg,  dessen  Dauer  die  siegreiche  Schlacht  von  No- 
vara  auf  drei  Tage  beschränkte,  brachte  Oesterreich  in  über- 
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wiegenden  VorÜieil,  dessen  Benützung  den  Gegner  roUstftndig 
vernichten  konnte;  die  Einmischung  fremder  Mächte  wurde 
zurückgewiesen ,  aber  dem  sich  auf  den  monarchischen  Grund- 
satz berufi^den  Bohne  Karl  Alberf s  —  letzterer  hatte  durch 
die  Thronentsagung  Sühne  geleistet  —  wurde  das  fremdem 
Dazwischentreten  verweigerte  ZugestHndniss  gemacht,  welches 
ihn  auf  dem  Throne  erhielt.  Als  in  dem  Königreiche  Sar- 
dinien selbst  die  Revolution  neuerdings  ESnfluss  gewann  und 
den  wieder  in  Frage  gestellten  Friedensschluss  verzögerte, 
da  bedurfte  es  der  Entschiedenheit  des  österreichischen  Ca- 
binetes  und  der  Gewandtheit  seines  Unterhändlers,  um  diesen 
Widerstand  zu  brechen,  und  die  Keime  des  Gedeihens  für 
die  Entwicklung  des  friedlichen  Verkehres  und  des  Wohl- 
standes von  ganz  Ober-Italien  durch  die  Wegräumung  oder 
Milderung  der  Zollschranken,  Erweiterung  der  Communi- 
cationen  und  Herstellung  der  freien  Po -Schifffahrt  daraus 
hervorgdien  zu  machen. 

In  noch  höherem  Maasse,  als  diess  in  Italien  der  Fall 
war,   erforderte    die  Gestaltung  der  Dinge  in  Deutschland 
das  feste  und   entschiedene  Auftreten   des   österreichischen 
Cabinetes.    Der  Bestand  des  deutschen  Bundes  und  der  be- 
rechtigte Einfluss  Oesterreich's  als  der  ersten  deutschen  Gross- 
macht  auf  denselben,  ja  selbst  der  in  den  tiefsten  Wurzeln 
einer  tausendjährigen  Geschichte  begründete  Zusammenhang 
Oesterreich's  mit  Deutschland,   war  nach   allen  Seiten  hin 
bedroht.    Da  Se.  kais.  Hoheit  Erzherzog  Johann  seine  Stel- 
limg  als  Reichsverweser  niederlegte,  wurde  auf  Andringen 
Oesterreich^s,  welches  die  Wiederherstellung  der  deutschen 
Bnodesbehörde  eifrig  betrieb,  im  Vereine  mit  Preussen  die 
interimistische  deutsche   Bundes- Commission    niedergesetzt, 
an  dßren  Spitze  Freiherr  v.  Kübeck  als  österreichischer  Com- 
missär  trat.    Aber  nicht  allein  von  revolutionärer  Seite  her 
wurde  der  Reconstituirung  des  Bun<^  entgegengewirkt.   Die 
Tendenz  tauchte  auf,  mit  Ausschluss  Oesterreich's ,   dessen 
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Kraft  man  durch  die  Verlegenheiten  in  seinem  Innern  ge- 
lähmt wähnte,  Deutsehland  unter  die  Leitung  Preussen's  zu 
stellen ,  und  die  Einheit  eines  engeren  Deutschlands  auf  den 
Beschlüssen  der  Erfurter  Versammlung  aufzubauen.  Oe8te^ 
reich  leistete,  auf  der  Grundlage  seines  unverjährbaren 
Rechtes,  unterstützt  von  den  deutschen  Mittelstaaten,  ent- 
schiedenen Widerspruch,  und  setzte,  als  dieser  nicht  beachtet 
wurde,  seine  volle  Macht  für  die  Geltendmachung  seines 
Rechtes  ein. 

Die  trübsten  Tage  der  Zerrissenheit  Deutschlands  schie- 
nen wiedergekehrt,  als  die  beiden  deutschen  Grossmächte 
einander  gerüstet  gegenübertraten.  Dem  festen  Entschlüsse 
Oesterreich's  zur  Abwehr  des  Eingriffes  in  sein  Recht  folgte 
in  zauberähnlicher  Raschheit  die  Entwicklung  einer  imposan- 
ten Kriegsmacht  an  seiner  nördlichen  Oränze.  Aber  noch 
in  der  letzten  Stunde  wendete  das  Geschick  den  Ausbruch 
des  drohenden,  in  seinen  Folgen  für  Deutschland  unberechen- 
baren Unheils  ab.  Die  unerwartet  schnelle  Vereinigung 
einer  zahlreichen  und  kampfbereiten  Armee,  deren  morali- 
sches Vertrauen  in  die  eigene  Kraft  durch  glänzende  Biege 
in  zahlreichen  blutigen  Schlachten  und  durch  die  von  ihr  be- 
werkstelligte Rettung  des  Vaterlandes  auf  das  höchste  ge- 
steigert war,  hatte  Oesterreich  in  unläugbaren  Vortheil  ver- 
setzt ,  den  entscheidenden  Erfolg  in  dem  bevorstehenden  Feld- 
zuge ihm  in  nahe  Aussicht  gestellt,  und  einen  tiefen  Ein- 
druck jenseits  der  Gränze  in  befreundeten  und  nicht  befreun- 
deten Lagern  hervorgebracht.  Desto  anerkennenswerther  war 
die  Selbstbeherrschung,  mit  welcher  Oesterreich  die  zur  fried- 
lichen Ausgleichung  gebotene  Hand  annahm.  Die  kaiser 
liehe  R^erung  war  durch  die  Geschichte  belehrt,  dass  die 
Zeiten  des  Zerwürfnisses  zwischen  den  beiden  grossen  deut- 
schen Regierungen  mit  den  Tagen  der  tiefsten  Erniedrigung 
Deutschlands  und  seines^erbsten  National-Unglückes  zusam- 
menfallen;   sie    war   sich    bewusst,    dass  die  auseinande^ 
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gehenden  Interessen  der  beiden  Staaten  auf  dem  Wege  frü- 
herer oder  späterer  Verständigung  ausgeglichen  werden  müs- 
sen, dass  die  Wohlfahrt  und  die  politische  Macht  Deutsch- 
lands so  wie  die  gesicherte  Stellung  von  Mittel-Europa  nur 
durch  den  Einklang  der  beiden  Regierungen  in  den  grossen 
politischen  Fragen  erzielt  werden  können.  Deutschland,  des- 
sen Grestaltung  ohnehin  der  Keime  der  Uneinigkeit  so  viele 
enthält,  vermag  nur  durch  diesen  Einklang  sein  politisches 
Gewicht  zu  erhalten,  welches  hinwieder  Oesterreich  und 
Preussen  in  ihren  ausserdeutschen  Beziehungen  kräftiget  und 
ihren  Einiluss  in  dem  europäischen  Concerte  zum  entschei- 
denden macht.  Durch  die  Olmützer  Uebereinkunft  ward  der 
Streit  zwischen  Oesterreich  und  Preussen  ehrenvoll  geschlich- 
tet, die  Bundesversammlung  fand  wieder  allgemeine  Aner^ 
kennung,  und  Oesterreich  trat  in  seine  Rechte  am  Bundes- 
tage ein. 

Nachdem  Oesterreich  in  Italien  sein   Ansehen  befestigt, 
in  Deutschland    seine   alten  Rechte   gewahrt   und   daselbst 
durch  die  Persönlichkeit  seines  Monarchen  neue  Sympathien 
gewonnen  hatte ,  trat  es  in  freundschaftliches  Einverständniss 
mit  dem   Beherrscher  von  Frankreich,  dem  Kaiser  Napo- 
leon ni.,  welcher  so  eben  die  Revolution  in  jenem  gährenden 
Lande  gebändigt  und  den  Metternich'schen  Grundsatz  von  der 
Jfoth wendigkeit  ihrer  gemeinsamen  Bekämpfung  thatsächlich 
anerkannt  hatte.    Auch  diess  war  ein   Zeichen  der  neuen 
Zeit,  dass  die  beiden  Staaten,  deren   politischer  Gegensatz 
ein  traditioneller  geworden  zu  sein  schien,   in  höherer  Auf- 
fiissung    die   Grundlagen    gemeinsamen    Handelns    gefunden 
hatten.    So  lange  Frankreich  die  ihm  bedrohlich  erscheinende 
Hansmacht Oesterreich's  an  seinen  Gränzen  in  Spanien,  den 
Niederlanden  und  Italien  einzuengen   strebte,   so  lange  es 
nach  einem  entscheidenden  Einflüsse  in  Deutschland  trachtete, 
oder  von    revolutionärem  Propagandismus    und    ehrgeizigen 
EroberungsgelOsten   sich  leiten  Hess,  war  dieser  Gegensatz 
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allerdings  ein  gegebener  und  nicht  zu  beseitigender.  Heutr 
zutage  bedingt  die  fortschreitende  Cultur-Entwicklung  andere 
Zwecke  des  staatlichen  Lebens:  die  Erhaltung  äusserer  und 
innerer  Ruhe,  die  Pflege  des  Friedens,  und  unter  dem  näh- 
renden Schatten  desselben  die  Entfaltung  der  gesellschaft- 
lichen Wohlfahrt  durch  den  Aufschwung  des  Acker-  und  Berg- 
baues, der  Industrie  und  des  Handels ,  der  EUnste  und  Wissen- 
Schäften.  Störungen  dieser  Ruhe  durch  Ursachen,  welche  in  deo 
vergangenen  Jahrhunderten  wirksam  waren,  durch  politische 
Principien,  Familien-Interessen  oder  Eroberungssucht,  treten  in 
den  Hintergrund,  und  nur  zwei  Gefahren  sind  es,  welche  dem 
heutigen  und  dem  kommenden  Geschlechte  drohen :  der  Kampf 
mit  der  Revolution ,  und  die  wichtigste  aller  Fragen  unseres 
Jahrhundertes ,  die  Ordnung  der  orientalischen  Verhältnisse 
In  seinen  höchsten  Interessen  an  dieser  Ordnung  betheiligt, 
konnte  Oesterreich  bei  dem  plötzlichen  Hereinbrechen  der 
orientalischen  Wirren  kein  theilnahmsloser  Zuschauer  bleiben. 
Mit  der  gleichen  Entschiedenheit,  mit  welcher  es  so  eben 
gegen  die  osmanische  Regierung  seine  vollkommen  berech- 
tigten, die  Ruhe  einer  Provinz  bedingenden  Forderungen 
durchgesetzt  hatte,  trat  es  der  Beeinträchtigung  entgegen, 
welche  die  Rechte  der  Pforte  und  die  Sicherheit  des  öster- 
reichischen Gränzgebietes  durch  die  pfandweise  Besetzung 
der  Donau -Filrstenthümer  von  Seite  russischer  Truppen  er- 
litten. Oesterreich  hatte  nur  an  seiner  Tradition  festzuhalten, 
und  die  Grundsätze  zur  Geltung  zu  bringeu,  deren  Durch- 
führung Fürst  Metternich  vor  einem  Vierteljahrhunderte, 
wenngleich  vergeblich ,  versucht  hatte.  Die  Westmächte  er- 
klärten Russland  den  Krieg,  Oesterreich  sammelte  seine 
trefflich  geübten  Streitkräfte  in  einer  kaum  jemals  vorhan- 
den gewesenen  Anzahl  unter  einem  seiner  erprobtesten  Feld- 
herren ,  dem  Feldzeugmeister  Freiherm  von  Hess ,  an  seiner 
Südost-  und  Ostgränze,  entschied  durch  die  strategische  Auf- 
stellung   derselben    die    Aufhebung    der    Belagerung    von 
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SiUstna  und  den  Rückgang  des  russischen  Heeres  über  die 
Donau  und  den  Pruth,  und  besetzte,  in  Yollziehuiig  eines 
mit  der  Pforte  abgeschlossenen  Vertrages,  die  Wallachei  und 
Moldau.  Diese  Erfolge  wurden  iudess  nicht  ohne  die  em- 
pfindlichsten Opfer  errungen;  die  Bande  der  Freundschaft 
mit  einem  Staate,  mit  welchem  Oesterreich  so  eben  noch  in 
den  engsten  Beziehungen  stand  und  gegen  welchen  es  un- 
längbare  Verpflichtungen  hatte,  mussten  gelockert,  und  die 
Creldkräfte  des  Reiches  in  einem  ungewöhnlich  hohen,  nur 
durch  die  bereitwillige  Unterstützung  der  Gesammtheit  des 
Volkes  möglich  gewordenen  Grade  in  Anspruch  genommen 
werden.  Den  Lehren  seiner  Tradition  mid  dem  Gebote  einer 
wahrhaft  grossstaatlichen  Politik  folgend,  schreckte  Oesterreich 
vor  keinem  Opfer  zurück,  durch  welches  die  Erreichung  der 
wichtigsten  Zwecke  der  Machtstellung  und  Würde  des 
Staates  angestrebt  wurde,  und  setzte  grosses  Gut  um  Abwehr 
grossen  Nachtheiles  ein. 

Inmitten  der  Ausrüstung  und  Entsendung  seines  gewal- 
tige Eriegsheeres  hatte  Oesterreich  auch  seine  Stimme  im 
Rathe  der  europäischen  Mächte  erhoben ,  durch  Verhandlung 
sich  Bundesgenossen  zu  verschaffen  und  sohin  in  friedlichem 
Wege  auf  die  Beilegung  der  Wirren  und  auf  Herstellung 
eines  dauernden  Rechtszustandes  im  Oriente  hinzuwirken 
gesucht.  Schon  unterm  20.  April  1854  war  mit  Preussen  ein 
Schutz-  und  Trutz  vertrag  für  den  Fall  abgeschlossen,  als 
Oesterreich  von  Russland  angegriffen  würde  oder  letzteres 
seinen  Eroberungskrieg  gegen  die  Pforte  über  den  Balkan 
fortsetzte,  welchem  Vertrage  der  deutsche  Bund  sich  an- 
schloss,  sowie  derselbe  auch  dem  Zusatz- Artikel  vom  26.  No> 
vember  1854,  welcher  die  Stellung  Oesterreich's  in  den 
Donau-Fürstenthümern  als  in  dem  Schutzbündnisse  garantirt 
anerkannte,  seinen  Beitritt  gewährte. 

Nachdem  Oesterreich  mit  den  Westmächteu  die  Situation 
in  den  Protokollen  vom  9.  April  und  23.  Mai,  dann  in  den 
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au^etauschten  Noten  vom  8.  August  1854  festgestellt  hatte, 
schritt  es  zu  dem  Allianz- Vertrage  vom  2.  December  1854 
mit  Frankreich  und  Grossbritannien ,  worin  es  eventaell  einen 
Offensiv-Vorgang  im  Vereine  mit  den  Westmächten  in  Aus- 
sicht stellte,  im  Falle  als  Russland  die  ihm  zu  machenden 
Friedensvorschläge  verwürfe.  In  Erwägung,  dass  der  orien- 
talische Krieg  eine  ebenso  lange  Dauer  als  grosse  Ausdeh- 
nung gewinnen  könne,  und  von  dem  Wunsche  beseelt,  den 
ausserordentlichen  Opfern  an  Menschen  und  Geld,  welche 
dieser  Krieg  bereits  gekostet  hat,  ein  baldiges  und  für  beide 
Theile  ehrenvolles  Ende  zu  machen,  veranlasste  Oesterreich 
die  Friedens  -  Conferenzen ,  welche,  nachdem  Russland  auf 
die  Grundlagen  der  Verhandlung  in  den  bekannten  vier 
Punkten  (der  Aufhebung  des  russischen  Protectorates  über 
die  Donau-Fürsten thümer,  der  Freiheit  der  Donau-Schififahrt, 
der  Integrität  des  türkischen  Reiches  sowie  der  Beschrän- 
kung des  russischen  Uebergewichtes  auf  dem  schwarzen 
Meere,  endlich  dem  Aufhören  des  russischen  ausschliessli- 
chen Einflusses  auf  die  Lage  der  christlichen  Unterthanen 
der  Pforte)  eingegangen  war,  zu  Wien  im  Laufe  des  Früh- 
jahres 1855  unter  dem  Vorsitze  des  österreichischen  Ministers 
des  ^Auswärtigen  Grafen  Buol  stattfanden. 

Die  würdevolle  Stellung,  welche  Oesterreichs  Vertreter 
auf  diesem  Congresse  einnahmen ,  das  Bemühen  Oesterreich's, 
kein  Mittel  zur  Herbeiführung  des  Friedens  unerprobt  zu 
lassen,  und  sein  dadurch  veranlasster  Ausgleichungsversuch 
sind  in  der  Geschichte  verzeichnet.  Wenn  jene  Conferen- 
zen und  der  denselben  nachgefolgte  Versuch  nicht  zu  dem 
Frieden  führten,  so  ist  die  Schuld  hiervon  nicht  Oesterreich 
beizumessen.  Die  Annahme  ist  erlaubt,  dass  Oesterreich's 
Streben  nach  einer  unblutigen  Beilegung  der  Wirren  von 
einem  gedeihlichen  Erfolge  begleitet  gewesen  sein  würde, 
wenn  es  sich  hierbei  der  (begehrten,  aber  nicht  erlangten) 
Unterstützung  Preussens  ynd- Deutschlands  zu  erfreuen  gehabt 
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hfttte.  Dieses  Scheiterns  seiner  Friedensbestrebungen  an* 
geachtet  steht  aber  das  Ansehen  der  österreichischen  eon- 
sequenten  Politik  fester  als  je,  und  yoraussichtlich  wird^ 
Oesterreich  berufen  sein,  den  langen  orientalischen  Kampf  als 
Schiedsmacht  zu  beendigen.  —  Seit  Yorstehende  Zeilen  (im 
Sommer  des' Jahrs  1855)  geschrieben  wurden,  ist  die  darinn 
geöQsserte  Voraussicht  in  glänzende  Erflülung  gegangen. 
Nachdem  die  Gefahr  immer  drohender  geworden,  dass  die 
Eriegsfackel  einen  allgemein  verheerenden  Brand  entzünde, 
▼erdankt  es  Europa  dem  energischen  Auftreten  Oesterreich's, 
welchem  nunmehr  auch  Preussen  und  Deutschland  näher 
traten,  wenn  durch  die  Annahme  der  von  ihm  ausgegange- 
nen Propositionen  seitens  der  kriegführenden  Mächte  dem  un- 
heilvollen Kampfe  ein  ehrenvolles  Ziel  gesetzt  wird,  wozu 
durdi  die  so  eben  (1.  Februar  1856)  paraphirten  Friedens- 
Präliminarien  der  feste  Grund  gelegt  wurde.  Mit  lautem  Jubel 
wird  allenthalben  die  durch  Oesterreich's  Dazwischenkunft  in 
Aussicht  gestellte  Beilegung  des  Streites  begrüsst,  und,  wenn 
die  ^Geschicke  unseres  Erdtheils ,  auf  diesem  Wendepunkte 
angelangt,  nunmehr  einer  Aera  dauernden  Friedens  und 
steigender  Wohlfahrt  die  Bahn  eröffnen,  so  gebührt  der  her- 
vorragendste Antheil  daran  der  würdevollen,  eben  so  ver- 
söhnlichen als  entschiedenen  Politik  des  Kaisers  Franz  Joseph. 
Während  das  Ministerium  des  Aeusseren  in  der  eben 
angedeuteten  Art  mit  der  Vertheidigung  der  Integrität  und 
der  Interessen  des  Reiches  nach  Aussen  hin,  sowie  mit  der 
Verhandlung  der  wichtigsten  Fragen  europäischer  Politik  be- 
schäftigt war,  fand  es  noch  Gelegenheit  und  benützte  die- 
selbe zimi  Abschlüsse  so  zahlreicher  Verträge  und  Ueberein- 
kommen  mit  fremden  Regierungen,  wie  diess  in  so  kurzer 
Zdt  noch  nie  erfolgt  war.  In  der  Zeit  vom  Januar  1849  bis 
Ende  December  1855  wurden  mit  allen  europäischen  Re- 
gierangen (fast  nur  Sicilien  und  Portugal  ausgenommen) 
Verträge  und  Ueberein kommen  tibgeschlosseii^  deren  Zahl  sich 
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auf  nicht  weniger  als  101  beläuft,  und  worunter  54  förm- 
liche vom  Monarchen  ratificirte  Verträge  und  47  Uebereiii- 
kommen  und  Vereinbarungen  erscheinen.  Das  Bezeichnendste 
hierbei  ist,  das  nur  die  geringere  Anzahl  dieser  ConTentio- 
nen  Verhandlungen  der  Politik  oder  solche  Gregenstände  be- 
traf, welche  (wie  Gränzberichtigungen,  Heimfallsrecbte, 
Auslieferung  und  Verfolgung  der  Verbrecher)  früher  in  über- 
wiegender Anzahl  das  Object  internationaler  Vertrage  aus- 
machten, und  die  meisten  derselben,  dem  Geiste  der  neuen 
Zeit  huldigend,  die  Förderung  des  Handels  und  der  Schi£f- 
fahrt,  insbesondere  aber  die  Ausdehnung  der  länderver- 
knüpfenden Communications -Anstalten,  der  Posten,  Eisen- 
bahnen imd  Telegraphen ,  bezweckten.  Der  grosse  und  frucht- 
bare, wenn  auch  erst  in  späterer  Zeit  (doch  dann  um  so  ge- 
wisser) reifende  Gedanke  einer  Vereinigung  von  ganz  Deutsch- 
land, von  Ober-  und  Mittel -Italien  mit  Oesterreich  in  allen 
Verkehrshinsichten  ging  auf  dem  praktischen  Felde  zuerst 
von'  Oesterreich  aus,  und  ward  bereits  hinsichtlich  der  Te- 
legraphen- und  Post- Verbindungen  der  Verwirklichung  nahe 
gebracht,  hinsichtlich  der  Zolleinigung  mit  Parma  und  Mo- 
dena  (nebst  Liechtenstein)  ausgeführt,  und  gegenüber  dem 
Zollvereine  mindestens  durch  namhafte  Handels-  und  Zoll- 
erleichterungen  künftiger  Durchführung  näher  gerückt  Zu 
solchen  friedlichen  Eroberungen  benützte  Oesterreich  die  in 
blutigen  Schlachten  errungenen  Vortheile,  wie  denn,  nach- 
dem durch  die  Schlacht  von  Novara  das  Ansehen  und  der 
Einfluss  Oesterreich's  in  Ober -Italien  befestigt  worden,  der 
Abschluss  eines  Handels-  und  Schififahrts-  sowie  eines  Zoll- 
Vertrages  mit  Sardinien,  Post- Verträge  mit  Sardinien,  Parma, 
Modena,  Toscana  und  dem  Kirchenstaate,  Telegraphen -Ver- 
träge mit  den  drei  erstgenannten  Staaten,  Zolleinigungs- Ver- 
träge mit  Parma  und  Modena,  Eisenbahn-Verträge  mit  Parma, 
Modena,  Toscana  und  dem  Kirchenstaate,  sowie  die  Verträge 
mit  Paima,  Modena  und  dem  Kirchenstaate,  wodurch  die  seit 
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dem  Wiener  CJongresse  vergeblich  angestrebte  freie  Po-8chiff- 
fiihrt  erreicht  wurde,  die  unmittelbare  und  mittelbare  Folge 
waren.  Der  einzelnen  Verträge  wird  bei  den  einschlägi- 
gen Verwaltungszweigen,  nähere  Erwähnung  geschehen.  — 
Schliesslich  sei  noch  bemerkt,  dass  in  diesen  2jeitraum  die 
Verfilgung  des  Ministeriums  fällt,  kraft  welcher  die  Candi- 
daten  für  diplomatische  Posten  und  für  Anstellungen  im 
Inuem  des  Ministeriums  sich  einer  praktischen  ftröfung  aus 
den  einschlägigen  Fächern  zu  unterziehen  haben ,  wie  solche 
auf  höhere  Ausbildung  der  eintretenden  Beamten  abzweckende 
PrüAingen  in  anderen  Staaten  seit  Langem  bestehen. 

Das  Programm  des  Fürsten  Schwarzenberg  verkündet«  schon 
ain  27.  November  1848,  dass  das  unter  seinem  Vorsitze  gebildete 
Mimsterium  seine  Aufgabe  darin  suche,  Oesterreich  zu  einem  grossen 
einheitlichen  Staatskörper  umzuschaffen  und  demselben  einen  ge^ 
achteten  Platz  im  europäischen  Staaten-Systeme  zu  sichern,  —  eine 
Aufgabe,  welche  mit  der  unmittelbar  darauf  folgenden  Thronbe- 
steigung des  jugendlichen  Kaisers  Franz  Joseph  I.  (Allerhöchst- 
Weicher  den  Wahlspruch:  ^Viribus  unitis^  durch  die  Allerh. 
Entschl.  vom  12.  Februar  1849  annahm)  ihrer  Verwirklichung  ent- 
gegenging. 

Selbst  noch  ehe  der  Krieg  in  Ungern  beendet  war,  befestigte 
der  Friedensschluss  mit  Sardinien  zu  Mailand  (6.  August  1849)  und 
die  Capitulation  von  Venedig  (24.  August  1849)  die  Machtstellung 
Oe8terreich*'8  in  Ober -Italien.  Radetzky's  Waffen  itlhrten  die  Her- 
zoge von  Parma  und  Modena  in  ihre  Staaten  zurück,  und  unter- 
stützten die  Restauration  des  Grossherzogs  von  Toscana  und  des 
Papstes.  Verträge  über  eine  allmähliche  Einigung  in  den  Verhält- 
nissen des  Handels  und  Verkehres  umsehlangen  die  Halbinsel  mit 
banden,  welche  die  einzig  praktische  Beseitigung  ihrer  staatlichen 
Zersplitterung  in  sich  schlössen. 

Auch  nach  der  Seite  Deutschlands  hin  errang  sich  Oesterreich 
seinen  früheren  entscheidenden  £infiuss  wieder.  Da  die  in  der 
Fmokfurter  National- Versammlung  zum  augenblicklichen  Uebei^e- 
Wichte  gelangte  Partei  den  Abschluss  der  deutschen  Einheit  in  der 
Uebertragung  des  Erbkaiserthumes  an  Preussen  suchte  und  den 
angebotenen  Eintritt  Gesammt-Oesterreich's  in  den  deutschen  Bund 
beharrlich  von  sich  wies,  rief  Oesterreich  seine  Vertreter  aus  der 
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National -Venaminlttng  ab  (5.  April  1849).  AIb  aus  den  Wirren 
Südwest-Deutschlands  eine  Aussicht  auf  dauernde  KUlrung  der  gfih- 
renden  Memente  auftauchte^  gewährte  der  Abschluss  des  Interims 
zwischen  Oesterreich  und  Preussen  (30.  September  1849)  den  ersten 
Anhaltspunkt  für  eine  Herstellung  geofdneter  Zustände.  Die  Tage 
▼on  Erfurt  und  Berlin  (April  und  Mai  1850)  traten  dazwisch^i; 
aber  der  Lösung  des  deutschen  Bundes  auch  nach  dieser  Richtung 
entgegenkämpfend,  erneuerte  Oesterreich  den  Frankfurter  Bundes- 
tag (10.  Mai  1850),  welcher  seine  Restauration  feierlich  aussprach 
(2.  September  1850),  und  sicherte  sich  zu  Bregenz  (11.  October  1850) 
die  Zustimmung  Baiem^s  und  Württembei^'^s  für  ein  ernsteres  Vor- 
gehen, um  diesem  Bundestage  auch  die  Anerkennung  seiner  Au- 
torität zu  verschaffen.  Vor  der  Anwendung  der  Waffengewalt  wich 
Preussen  zurück;  die  Olmtttzer  Punctation  (29.  November  1850) 
führte  zu  den  Dresdner  Oonferenzen  (23.  December  1850  bis 
15.  Mai  1851),  der  Austrag  der  kurhessischen  und  schleswig-hol- 
steinischen Frage  ging  an  die  Oesammtheit  der  deutschen  Regie- 
rungen über,  der  Bundestag  wurde  am  5.  Juni  1851  wieder  ver- 
vollständiget, alle  Sonderbunds-Bestrebungen  erloschen. 

Wie  nach  der  Seite  Italiens,  arbeitete  Fürst  Schwarzenberg, 
mit  dem  Freiherm  von  Brück  in  der  thatkräitigsten  Uebereinstim- 
mung,  dahin,  eine  handelspolitische  Einigung  Deutschlands  mit  Ge- 
sammt-Oesterreich  zu  Stande  zu  bringen.  Der  Weg.  welchen  die 
Depeschen  vom  30.  December  1849  und  30.  Mai  1850  bezeiclmeten, 
wurde  durch  die  2k)ll-Conferenzen  in  Wien  (5.  Januar  bis  20.  April 
1852)  und  die  Darmstädter  Uebereinkunft  verfolgt,  und  Oihrte  erst 
nach  des  Fürsten  Tode  (5.  April  1852)  zum  Ziele ,  dem  Abschlüsse 
des  Zoll-  und  Handelsvertrages  vom  19.  Februar  1853.  Auch  ein 
deutsch  -  österreichischer  Post-  und  Telegraphen  -  Verein  kam  zu 
Stande. 

Dem  Nachfolger  des  Fürten  Schwarzenberg  im  Ministerium  des 
Auswärtigen,  dem  Grafen  Karl  Buol-Schauenstein,  fiel  un- 
mittelbar nach  der  Beilegung  der  deutschen  Frage  die  grosse  Auf- 
gabe zu,  Oesterreich  in  der  Weltfri^e  der  orientalischen  Verwick- 
lung die  ihm  gebührende  entscheidende  Stimme  zu  sidiem.  Nach- 
<lem  Oesterreich  durch  die  Sendung  des  Grafen  Leiningen  deinen 
-  Anforderungen  zur  Beruhigung  der  Sttdgränze  des  Reiches  und  zur 
Beseitigung  der  gegen  Montenegro  verübten  Gewaltthätigkeiten  der 
Pforte  schleuniges  Gehör  verschafil  (Februar  1853),  erklärte  es  sieh 
eben   so   entschieden   gegen  Russlands  Vorgang,   womit  letzterem. 
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aus  Aii]a88  einer  Differenz  wegen  des  Schutzrechtes  über  die  orien- 
taÜBchen  Ghiisten  ^  dm^h  pfandweise  Besetzung  der  Donau-Fttrsten- 
thftaner  die  Integrität  der  Pforte  verletzte.  Mit  Frankreich^  Gross- 
briiannien  und  Preussen  versuchte  es  eine  Vermittlung,  die  auch 
nach  der  Krieg^klärung  der  Westmfichte  an  Russland  (28.  Mfirz 
1854)  fortdauenl.  Als  Russland  keine  Nachgiebigkeit  zeigte,  rüstete 
Oesterreich  zum  Kriege  und  ttbemahm  durch  einen  Vertrag  mit  der 
Pforte  (14.  Juni  1854)  die  Besetzung  der  Donau -Fürstenthümer, 
ftlr  welche  durch  die  Verträge  vom  20.  April  und  26.  Novem- 
ber die  Garantie  Preussens  und  durch  die  Bundestags -Beschltlsse 
vom  24.  Juli  und  9.  December  jene  des  deutschen  Bundes  erlangt 
ward.  Em  Koten -Austausch  mit  Frankreich  und  Grossbritannien 
(8.  August  1854)  stellte  die  Puncte  fest,  welche  das  Minimum 
der  an  Russland  zu  richtenden  Forderungen  bilden  sollten,  und  die 
Allianz  vom  %  December  sicherte  denselben  noch  eine  wirksamere 
Unterstützung  von  Seite  des  Wiener  Cabinets,  welches  nach  dem 
jäeheitem  der  Wiener  Friedens- Conferenzen  (4.  Juni  1855)  der 
gewichtigen  Rolle  des  entscheidenden  Vermittlers  jener  Angelegen- 
heit nicht  entsagte,  sondern  dieselbe  um  so  nachdrücklicher  wieder 
aufnahm,  als  die  Zerstörung  von  Süd-Sebastopol  und  die  Vernich- 
tung der  russischen  Pontusfiotte  (8.  September  1855)  der  unmittel- 
baren Gefltiirdung  des  osmanischen  Reichs  ein  2jiel  setzte  und  der 
Kampf  sofort  in  grösseren  Dimensionen  einen  Aggressiv -Charakter 
anzunehmen  drohte.  Diess  geschah  durch  die  Formulirung  neuer- 
lidier,  die  vier  Puncte  noch  genauer  präcisirender,  die  NeutraJisi- 
ning  des  schwarzen  Meers  bestimmender  und  die  freie  Donau- 
SchilSfahrt  durch  eine  Gränz-Regulirung  in  Bessarabien  gewähr- 
leistender Propositionen,  welche,  nachdem  die  Westmächte  ihnen 
beigetreten  waren,  Russland  zur  Annahnie  dringend  empfohlen 
worden  (Depesche  des  Grafen  Buol  an  den  Grafen  V.  Esterhazj 
vom  16.  December  1855).  .Nachdem  sich  Russland  ani&nglich  mit 
dem  Principe  dieser  Propositionen  einverstanden  erklärt,  aber  nicht 
unwesentliche  Modificationen  des  Inhalts  begehrt  hatte  (Depesche 
des  Grafen  Nesselrode  an  den  Fürsten  Gortschakow  vom  5.  Januar 
1856),  erfolgte  doch  die  einfache  und  unbedingte  Annahme  des 
österreidliischen  Entwurfs  der  Friedens -Präliminarien  (16.  Januar 
1856),  worauf  die  Repräsentanten  Frankreich's,  Grossbritannien'^s, 
der  Pforte  und  Russbmd's  in  Gemeinschaft  mit  dem  Grafen  Buol 
als  dem  Repräsentanten  Gesterreich's  zu  Wien  (1.  Februar  1856)  ein 
Protokoll  unterzeichneten,  durch  welches  die  erwähnten  Präliminarien 
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fanideDde  Knil  erlugten,  der  AbscfahiaB  eineB  WafifenstiUstands 
gnmdflitzfich  fecigesteDt  und  dabei  bestiimnl  wurde,  dasB  spAtesieiis 
innerlialb  drei  Wochen  za  Fuis  die  BevoUiiiiditigten  der  fünf  Höfe 
znauDiDeiitreten  sollen,  um  nach  förmhcber  ünteitöchnnng  der 
Praüminarien  den  definitiven  Friedens-Tractat  zu  unterhandehi. 

Um  sich  den  Nachwuchs  tflchliger  KrftAe  ftir  d?e  diplomatische 
l^inflMÜin  la  sichern^  ordnete  noch  Forst  Schwarzenbei^  mit  Erlass 
vom  21.  Januar  1851  an,  dass  künftighin. nur  solche  Bewerber  zu 
einer  Stelle  im  Conoeptsfache  bei  dem  Ministerium  oder  bei  einer 
Mission  zugelassen  werden  können,  welche  nach  Ablegung  der 
theorettachen  8taatsprttlungen  sidi  einer  besondoren  Diplomaten- 
Prfifung  (aus  dem  natiirliehen  und  pomtiven  Vöikerrechte  uud  der 
diplomatischen  Staaten -Geschichte)  unterziehen.  Männer  von  be- 
reits anerkannter  ausgezeichneter  faehwissenschaitlicher  oder  prak- 
tischer Ausbildung  und  die  Zöglinge  der  orientalischen  Akademie 
sind  von  dieser  Prüfung  befreit. 

IHe  wichtigeren  der  in  dieser  Periode  von  Oesterreich  mit  frem- 
den Staaten  abgeschlossenen  Verträge  sind,  nach  den  Staaten  ge- 
reiht, folgende: 

DentKUand.   Deutsche  Staaten:  Vertrag  über  Ausdehnung  des 
BundesbeschluBses  vom  26.  Januar  1854  wegen  gegenseitiger 
Auslieferung  gemeiner  Verbrecher  und  des  Bundes-Beschiusses 
vom  18.  August  1836  wegen  Auslieferung  von  politibchen  Ver- 
brechern auf  den  ganzen  Umfang  des  österreichischen  Kaiser- 
etaates,  —  doch  bezüglich  der  politischen  Verbrecher  ohne 
Beitritt  Preussen's  —  bekannt  gegeben  am  9.  Juli  1855. 
Deutsch-österreichischer  Postverein:  —  aufGrundlage 
des  Postvertrages  mit  Preussen  6.  April  1850  und  des  Bei- 
tritts der  Turn-  und  Taxis'schen  Post  Verwaltung  31.  März 
1851  —  Vertrag  5.  December  1851. 
Deutsch- österreichischer   Telegraphen-Verein:   — 
vorbereitet  durch  die  Verträge  mit  Preussen  3.  October  1849 
und  mit  Baiem  21.  Januar  1850  —  Vertrag  mit  Preussen, 
Baiern  und  Sachsen  25.  Juli  1850;  Beitritt  V^Urtemberg^s 
14.  October  1851,  Hannover's  2.  September  1853,  Meklen- 
burg-Schwerin  8  1.  April  1854,  Baden^s  1.  JuU  1854;  Nach- 
tragsverträge 14.  October  1851,  23.  September  1853  und 

29.  Mai  1855. 
Elbezollberechtigte Staaten:  Uebereinkommen  wegenZoll- 

ermässigungen  2.  Deceml)er  1851. 
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EisenacheV  Convention  11.  Jali  1853,  mit  sämmtliehen 
deutschen  Staaten  (mit  Ausnahme  von  Hamburg,  Hessen- 
Hombui^,  Holstein-Lauenborg,  Liechtenstein  und  Luxemburg- 
Limburg)  wegen  Verpflegung  erkrankter  und  Beerdigung 
verstorbener  gegenseitiger  Staatsangehörigen. 

Preussen:  Zoll-  und  Handelsvertrag  19.  Februar  1853;  Schutz- 
und  Trutzbündniss  20.  April  1854. 

Zoll  Vereinstaaten:  Beitritt  zum  Zoll-  und  Handelsvertrage 
mit  Preussen  4.  April  1853. 

Baiern:  6ränzt)erichtigung  16.  December  1850,  2.  December 
1851;  Truppen- Verpflegung  15.  März  1851;  Eisenbahnver- 
trag 21.  Juni  1851 ;  SchifiTahrtsvertrag  2.  December  1851 ; 
Zollaufsicht  der  Gränzflüsse  2.  December  1851. 

Würtemberg:  Beitritt  zum  SchifflTahrtsvertrage  mit  Baiem 
5.  Juni  1855. 

Sachsen:  Eisenbahnanschluss  31.  December  1850;  Zittau- 
Reichenberger  Eisenbahn  24.  April  1853. 

Liechtenstein:  Zolleinigung  5.  Juni  1852. 

Sardinien:  Friedensvertrag  6.  August  1849;  Handels- 
und Schifffahrts- Vertrag  18.  October  1851;  UnterdrAckung 
des  Schleichhandels  22.  November  1851 ;  Postvertrag  28.  Sep- 
tember 1853;  Telegraphen-Verein  28.  September  1853. 

Parma  und  Modena:  Freie  Po-Schififahrt  3.  Juli  1849;  Post- 
vertrag 3.  Juli  1849;  Zoll -Convention  3.  Juli  1849;  Zoll- 
einigung 9.  August  1852;  Beitritt  zum  Handelsvertrage  mit 
dem  Zollvereine  4.  April  1853. 

Parma:  Po-Inseln  3.  Juli  1849;  Truppen -Verpflegung  3.  Juli 
1849;  Beitritt  zum  österreichisch -sardinischen  Friedensver- 
trage 14.  August  1849;  Telegraphen -Verein  15.  September 
1851;  Postverein  17.  September  1851. 

Modena:  Gränz-Regulirung  8.  August  1849;  Beitritt  zum  öster- 
reichisch-sardinischen Friedensvertrage  12.  August  1849; 
Telegraphen-Verein  4.  Juni  1851 ;  Postverein  29.  October  1851. 

Toseana:  Truppen -Verpflegung  22.  April  1850;  Grundlagen 
des  österreichisch-italienischen  Postvereines  5.  November  1850; 
Spedal-Postvertrag  5.  November  1850. 

Kirchenstaat:  Beitritt  zum  Vertrage  über  die  freie  Po-Schifl- 
fahrt  12.  Februar  1850,  zum  Postvereine  30.  Mäiz  1852. 

Parma,  Modena,  Toscana  und  Kirchenstaat:  Italie- 
nische Central -Eisenbahn  1.  Mai  1851. 
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Sehweu.  Postvertrag  2.  Juli  1849,  26.  April  1852;  Telegraphen- 
Vertrag  26.  April  1852;  Auslieferung  der  Veri>recher  17.  Jnli 
1855. 

Belgien.*  AuslieferuDg  der  Verbrecher  16.  Juli  1853;  Schififahrts- 
und  HandelBvertrag  2.  Mai  1854. 

Kederiande.  Beförderung  der  niederländisch-indischen  Post  19.  De- 
cember  1851;  Auslieferung  der  Verbrecher  28.  August  1852; 
Beitritt  zum  deutsch -österreichischen  Telegraphen- Vereine 
2.  September  1853. 

Frankreich,  Grossbritannien,  Buadaiid,  Preusaen,  Schweden  und 
Bttnemark.    Ordnung  der  dänischen  Thronfolge  8.  Mai  1852. 

iPrankreich  und  Oroasbritannien.    Allianz-Vertrag  2.  December  1854. 

Frankreich.    Auslieferung  von  Verbrechern.    13.  November  1855. 

Spanien.    Postvertrag  30.  April  1852« 

Buüland.     Verpflegung  der  Hilfstruppen  10.  Juni  1849;  Postver- 
trag 26.  Juli  1849,  5.  Mai  1854;  Donau-SchiflRFahrt  13.  No- 
vember 1850;   Beitritt  zum   deutsch -österreicliischen  Tele- 
*  graphen- Vereine  19.  November  1854. 

TttrkeL  Vertrag  zur  Sicherung  der  Doneu-Ftirstenthümer  14.  Juni 
1854;  Vereinbarung  der  Weide-Ordnung  fiir  die  österreichi- 
schen Schafhirten  in  Bulgarien  7.  Februar  1855. 

Oriechenland.    Postvertrag  9.  December  1850. 

§.  5. 

3.   Verfassung  und  innere  Verwaltung. 

Auf  dem  Gebiete  der  Verfassung  und  der  inneren 
Verwaltung  mussten  bei  einer  solchen  Umgestaltung,  wie 
sie  in   den   Verhältnissen  Oesterreich's  vor  sich  ging,   die 

» 

Aenderungen  am  umfassendsten  sein. 

Schon  die  ersten  in  den  Märztagen  1848  eingetretenen 
Symptome  dieser  Aenderungen  in  der  Aufhebung  der  Censur, 
der  Bewilligung  der  National -Garde  und  der  Zusicherung 
einer  constitutionellen  Verfassung,  sammt  der  am  25.  April  1848 
hierüber  erlassenen  Verfaflsungsurkunde,  fallen  in  diesen  Kreis. 
Der  hierauf  nach  Wien  einberufene  Reichstag,  aus  Deputirten 
der  deutsch -slavischen  Provinzen  bestehend,    begann  seine 
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Wirksamkeit  in  den  Tagen  der  tiefsten  Erschütterung  des 
Reiches,  die  durch  ihn  nur  noch  vermehrt  wurde.  Während 
Ungarn  und  Siebenbürgen  factisch  vom  Verbände  mit  dem 
Reiche  sich  losgetrennt  hatten,  während  der  Aufnihr  in 
den  italienischen  Provinzen  wüthete,  w^rend  in  Gralizien 
die  aufständische  Partei  nur  durch  die  ihr  ungünstige  Hal- 
tung des  Bauernstandes  niedergehalten  und  selbst  das 
Verfaältniss  Böhmen's  zu  dem  damaligen  Ministerium  ein 
zweifelhaftes  wurde,  suchte  man  auf  dem  Reichstage  das 
nackte  Nationalitäts  -  Princip  auf  die  Spitzt  zu  stellen ,  dessen 
consequente  Durchführung  den  Verlust  der  wichtigsten  Theile 
des  Reiches  und  eine  absolute  Schwächung  der  zum  Schatten- 
bilde  herabsinkenden  Regierungsgewalt  hätte  nach  sich  ziehen 
müssen.  Nachdem  die  Tapferkdt  des  Heeres  und  der  Hel- 
denmuth  seiner  Führer  die  italienischen  Provinzen  wieder 
erobert  hatte,  der  Aufstand  in  Wien  bezwungen,  die  ande- 
ren Provinzen  (mit  theilweiser  Ausnahme  der  ungrischen 
Länder)  beruhigt  worden,  bot  die  von  Seiner  Majestät  dem 
Kaiser  verfügte  Auflösung  des  nach  Eremsier  übersiedelten 
Reichstages ,  in  welchem  ohnehin  nur  ein  Theil  des  Reiches 
repräsentirt  war,  und  die  Kundmachung  einer  Verfassung 
für  das  Gesammtreich  die  erste  Grundlage  für  die  beginnende 
CoDSolidirung  der  öffentlichen  Zustände  in  Oesterreich  dar. 
Das  Wesen  dieser  Verfassung  bestand  in  der  Gründung  der 
(wenigstens  formellen)  Reichsei/ihcit,'  in  der  Ausgleichung 
aller  bisher  zwischen  den  einzelnen  Gebietstheilen  bestan- 
denen Verschiedenheiten  und  in  der  Anbahnung  der  Rechts- 
gleichheit für  die  gesammten  Staatsbürger.  Hierdurch  erhielt 
auch  die  Verwaltung  den  Anstoss  zu  einer  durchgreifenden 
Reform.  Die  früheren  Provinzen  wurden  ohne  Unterschied 
ihrer  ehemaligen  staatsrechtliehen  Stellung  (als  Königreiche 
oder  Fürstenthümer  etc.)  in  Kronländer  umgewandelt,  die 
mit  anderen  Ländern  vereinigt  gewesenen  kleineren  Hereog- 
thOmer  Salzburg,  Kärnthen,  Schlesien  und  Bukowina  wurden 

^-  Czoernig,  Oesterreich's  Neugestaltung.  6 
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selbstBtändig ,  aus  Theilen  Süd-Ungeni*s  und  Slavoniens 
ward  das  VerwaltuDgsgebiet  der  serbischen  Wojwodschan 
und  des  Temeser  Banates  geschaffen,  und  für  die  Verwaltungs- 
organe bis  zu  den  untersten  hinab,  mit  strenger  Durch- 
führung des  Grundsatzes  der  Trennung  der  Justiz  von  der 
Verwaltung,  eine  neue  Organisation  begründet  (deren  Glie- 
derung bereits  oben  erwähnt  ist).  Im  Zusammenhange  hier- 
mit itand  die  Erlassung  eines  neuen  Gemeind^esetzea, 
welches  der  doppelten  Aufgabe  genügen  sollte,  durch  Ver- 
einigung der  kleinen  Gemeinden  grössere  Verwaltungskörpcr 
mit  einer  gedeihlichen  Administration  zu  schaffen,  und  an 
die  GemeindeTorstftnde  einen  Theil  der  Wirksamkeit  der 
Regierungsbehörden  zu  übertragen.  Da  jedoch ,  wie  die  Er- 
fahrung nachwies,  bei  den  sehr  verschiedenen  Cultur- Zu- 
ständen in  den  einzelnen  Eronländern  die  Durchführung  dieser 
Grundsätze  auf  wesentliche  Schwierigkeiten  stiess,  konnte  der 
neue  Organismus  nicht  allenthalben  gedeihliche  Wurzel  fassen. 
Inzwischen  war  durch  das  Allerhöchste  Handschreiben 
vom  20.  August  1851  die  Stellung  des  Ministeriums  zu 
dem  Honarchen  wesentlich  geändert  und  hierauf  durch 
das  Allerhöchste  Handschreiben  vom  31.  December  1851 
jene  Verfassung  sammt  den  Grundrechten  ausser  Wirksam- 
keit gesetzt  und  die  organische  Grundlage  einer 
neuen  Regelung  der  gesetzlichen  Verhältnisse  ge- 
geben worden,  welche  nicht  nur  den  durch  die  Er&hrung 
nachgewiesenen  Bedürfnisseh  mehr  entspricht,  sondern  auch 
ohne  Beeinträchtigung  der  staatsrechtlichen  Stellung  der  ein- 
zelnen Länder  den  für  Oesterreich  als  unabweisliche  Noth- 
wendigkeit  sich  darstellenden  Grundsatz  der  Reichseinheit  zur 
unbedingten  Geltung  bringt.  Schon  vorher  waren  zur  sichern- 
den Gewährleistung  solcher  Nationalitäten,  welche  sich  durch 
die  vorausgegangenen  Ereignisse  bedrängt  gesehen  hatten, 
einzelne  organische  Bestimmungen  getroffen  worden,  kraft 
deren  nicht  nur  die  «erbische  Wojwodschaft  wiederhergestellt, 
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80udem  auch  der  Wunsch  der  sächsischen  Nation  in  Sieben- 
bürgen bezüglich  der  (damaligen)  unmittelbaren  Unterord* 
nung,  unter  die  Krone  und  des  innigen  Verbandes  mit  der 
Gresammt- Monarchie  gewährt,  das  Kronland  Kroatien  und 
Slavonien  sammt  dem' Gebiete  der  Stadt  Fiume  unabhängig 
▼on  Ungern  gestellt  und  die  Landessprache  daselbst  für  die 
Verwaltung  in  Anwendung  gebracht  wurde.  Hieran  reihte 
sich  das  wichtige  neue  Grundgesetz  für  die  kroatisch -slavo- 
nische  und  serbisch -banatische  Militärgränze,  worin  ebenfalls 
die  Berechtigung  der  Nationalität  und  der  Landessprache 
zur  Geltung  gebracht  wurde,  und  die  Auflösung  der  sieben- 
bürgischen  Militärgränze,  deren  (ohnehin  meist  zerstreutes) 
Gebiet  mit  dem  Prorinciale  vereinigt  wurde.  Die  oi^anischen 
Grundsätze  vom  31.  December  1851  bedingten  eine  neue 
Oi^nisation  der  Behörden,  welche  durch  die  mit  tiefem 
staatsmännischen  Blicke  gepaarte  rastlose  Energie  des  Ministers 
Fieiherm  von  Bach  bereits  ihre  Durchführung  gefunden  hat, 
femer  eine  den  obwaltenden  Verhältnissen  entsprechende 
Gemeinde -Ordnung  und  die  dem  hmrortretenden  Interesse 
des  ansässigen  Erbadels  und  des  Grundbesitzes  eingeräumte 
Repräsentation  durch  berathende  Ausschüsse,  worüber  die 
näheren  Bestimmungen  demnächst  zu  erwarten  stehen ,  nach- 
dem im  lombardisch- venezianischen  Königreiche  die  früher 
bestandenen  Central- Congr^ationen  zu  Mailand  und  Venedig 
mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  16.  Juli  1855  wieder 
einberufen  und  die  schon  früher  hergestellten  Provinzial- 
Ck>ngregationen  mit  erweitertem  Wirkungskreise  bestätiget 
worden  sind. 

Ausser  diesen  wichtigen,  das  gesammte  Verwaltungs- 
gebiet durchdringenden  Reformen,  wurden  noch  viele  einzelne 
der  Staatsverwaltung  förderliche  Anordnungen  getroffen.  Die 
bedeutendste  von  all6n  ist  die  (in  das  Gebiet  der  militä- 
rischen und  polizeilichen  ebeqso,  als  in  jenes  der  inneren 
Verwaltung  einschlägige) Errichtung  der  Gensdarmerie  im 
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gesammten  Umfange  des  Reiches,  wodurch  die  Wirksamkeit 
der  mitersten  Behörden  unterstützt,  ja  vielfach  erst  möglich 
gemacht,  die  Sicherheit  der  Person  und  des  Eigenthumes^ 
sowie  die  öffentliche  Ruhe  und  Ordnung  aufrecht  erhalten, 
oder,  wo  sie  vorübergehend  gestört  war,  wiederhergestellt 
wurde.  Es  darf  wohl  behauptet  werden,  dass  keine  der 
neuen  Institutionen  so  unmittelbar  folgenreich  und  wohl- 
äiätig  wirkte,  als  namentlich  für  die  Landbezirke  die  ESn- 
fUhning  der  Oensdarmerie.  Das  öffentliche  Medicinal- 
Wesen  wurde  auf  einer  den  Verhältnissen  angepassten  Grund- 
lage neu  geordnet  und  eine  neue  Pharmakopoe  sammt  einer 
neuen  Arznei-Taxe  kundgemacht  Hieran  reihte  sich  die  Ver- 
ordnung, wodurch  der  Thierquälerei  begegnet  werden  soU.  Bd 
der  sich  entwickelnden  Orossartigkeit  der  durch  den  Asso- 
ciations- Geist  begründeten  Unternehmungen  erscheint  das 
neue  Vereinsgesetz  von  hoher  Bedeutung,  wodurch  nament- 
lich die  auf  Erwerb  gerichteten  Vereine  gesetzlich  geordnet, 
die  Rechte  der  Theilnehmer  sichergestellt  und  das  Aufsicbts- 
recht  der  Regierung  gewahrt  vmrden.  Schliesslich  ist  noch 
der  dem  Verdienste  durch  die  Gründung  des  Franz  Jo- 
seph'Ordens  und  des  Verdienstkreuzes  zugewandten 
Aufmunterung  zu  erwähnen,  wodurch  sich  die  Regierang 
ein  neues  und  vielfach  wirksames  Mittel  zur  Belohnung  ver- 
dienter Männer  und  zur  Förderung  der  Staatszwecke  im 
Allgemeinen  geschaffen  hat 

Die  eigentliche  legislative  Thätigkeit  in  Bezug  auf  Verfassung 
und  Verwaltung  beginnt,  wenige  an  ihrem  Orte  anzuführende  ge- 
setzliche Bestimmungen  ausgenommen,  mit  der  Ertheilung  der 
Reichsverfaflsung.  *  In  dieser  Verfassung  werden  alle  einzeln 
benannten  Kionländer  (§.  1)  zur  untheilbaren  Erbmonarchie  ver- 
bunden erklärt  ($.  ^);  es  wird  ihnen  ihre  mit  der  Reichsverfassung 
veranbare  Selbstständigkeit  gewahrt  (§.  4);  alle  Volksstämme  sind 
gleichberechtigt  und  haben  das  Recht  auf  Wahrung  und  Pflege 
ihrer  Nationalität  und  Sprache  (§.  5).    Für  die  Thronfolge  in  der 

'  Kais.  Patent  vom  4.  März  1849. 
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regierenden  Dynastie  werden  die  pragiiiatieche  Senction  und  die 
östenreichische  Hausordnung  aufrecht  erhalten  ($.  9).  Für  alle 
Völker  des  Reichs  gibt  es  nur  ein  Beichs-Bürgerreeht  ($.  23)^  und 
für  alle  Reiehsbürger  besteht  Gleichheit  der  Rechte  ($§.  24—32). 
Die  öffentlichen  Angelegenheiten  sind  entweder  Gemeinde-,  Landes- 
oder Reichs -Angelegenheiten  ($$.  33  —  36).  Die  einzelnen  Kron- 
lander erhalten  Statute  oder  Landesverfassungen,  mit  einer  Vertre- 
tung auf  Landtagen  ($$.  70  —  83).  Die  Rechtspflege  ist  von  der 
Ver\^'altung  getrennt  (§.  102)^  das  Gerichtsverfahren  ist  öffentlich 
und  mOndlich^  in  Strafsachen  gilt  der  Anklage-Process,  über  schwere 
Verbrechen  erkennen  Schwurgerichte  (§.  103).  Die  übrigen  Bestim- 
mungen betreffen  die  gesetzgebende  Gewalt,  den  Reichstag,  die 
vollziehende  Gewalt,  den  Reichsrath,  die  richterliche  Gewalt,  das 
Reichsgericht,  den  Reichshaushalt  und  die  bewaffnete  Macht  Gleich- 
zeitig wurden  (für  die  deutschen  und  slavischen  Kronländer  mit  Ein- 
tichluss  Dalmatien's)  die  Grundrechte  der  Freiheit  des  Glaubens 
und  des  Cultus,  der  Fre%ebung  des  Unterrichtes  und  der  Erziehung, 
des  Anspruches  auf  die  Pflege  der  nationalen  Sprache  ftlr  allgemeine 
Volksbildung,  der  Pressfreiheit,  des  Petitions-  und  Associations- 
Reehtes  und  der  persönlichen  Freiheit  bekannt  gemacht  *  und  die 
(später  zu  erwähnenden)  Robot-Ablösungs-  und  Jagd- Gesetze 
erlassen.  ^ 

Unter  den  mehrföltigen  Gesetzen,  welche  zur  Ausführung  der 
Bestimmungen  der  Verfassung  kundgemacht  wurden,  istrdas  wich- 
tigste das  provisorische  Gemeindegesetz.  Nachdem  in  Ueber- 
einstimmung  mit  dem  Geiste  dieses  Gesetzes  bereits  früher  die  Auf- 
hebung der  Staats-Controle  über  die  auf  Kosten  der  Gemeinden  be- 
werkstelligten Gemeindebauten  erfolgt  war, '  erfloss  dieses  Gesetz 
selbst  *  Zufolge  desselben  ist  die  Gemeinde  die  Grundfeste  des 
Staates;  ihr  Wirkungskreis  ist  theils  ein  natürlicher,  welcher  die 
Interessen  der  Gemeinde  umfaast,  theils  ein  übertragener,  in  Bezug 
auf  die  Besorgung  bestimmter  öffentlicher  der  Gemeinde  zugewiesener 
Geschäfte.  Die  Grundlage  der  Einrichtung  ist  die  (aus  einer  oder 
mehreren  Steuer-Gemeinden  bestehende)  Ortsgemeinde,  deren  Be- 
wohner entweder  Gemeinde-Bürger,  Gemeinde  -  Angehörige  oder 
Fremde  sind.    Die  Repräsentanz  der  Ortsgemeinde  ist  der  Gremeinde- 

'  Kais.  Patent  vom  4.  März  1849. 
'  Kais.  Patente  vom  4.  und  7.  März  1849. 
'  Minist.  Erlass  vom  18.  Januar  1849. 
^  Kais.  Patent  vom  17.  März  1849. 
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Ausschuss;  nach  Aussen  hin  wird  die  Gemeinde  von  dem  Barger- 
meister vertreten )  welcher  auch  den  Übertragenen  WirkungsSoreis 
ausübt,  indem  er  die  Gesetze  und  Verordnungen  kundmacht,  die 
Einhebung  und  Abfuhr  der  directen  Steuern  vermittelt,   bei  dem 
Gonscriptions-  und  Recrutirungs- Geschäfte  mit\i'irkt  und  die  Ein- 
quartierungs-   und  Vorspanns  -  Angelegenheiten  besorgt,   die  Ver- 
brecher und  Deserteure  anhält  und  abliefert,  die  Anzeige  began- 
gener Verbrechen  erstattet, 'über  alle  f)lr  die  Staatsgewalt  von  In- 
teresse erscheinenden  Vorkommnisse  berichtet,  die  Fremden-Polizei 
handhabt,  die  Heimaths-  und  Aufenthaltsscheine  ausfertigt,  die  Auf- 
sicht überMaass  und  Gewicht  übt,  und  überhaupt  alle  durch  Gesetze 
und  Verordnungen  oder  durch  Verfolgung  der  Bezirksbehörde  ihm 
übertragenen  Amtshandlungen  vollzieht.    Der  Gemeinde-Ausschuss 
wahrt  die  Interessen  der  Gemeinde,  wacht  über  die  Vermögens- 
gebarung,  prüft   den  Voranschlag   und  die  Schlussrechnung   und 
sorgt  (erforderlichen  Falles  durch  Ausschreibung  von  Steuerumlagen 
bis  zu  einer  gewissen  Höhe)  Air  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse 
der  Gemeinde,  worunter  auch  die  erforderliche  Bedeckung  ftir  die 
Kosten  der  Armen  Versorgung,  insofeme  specielle  Anstalten  hierfür 
nicht  ausreichen,  sowie  ftir  die  zur  Erhaltung  der  inneren  Ruhe 
und  öffentlichen  Sicherheit    nothwendigen  Einrichtungei^  gehören; 
er  bestimmt  die  Zahl  und  Bezüge  der  Gemeindebediensteten,  er- 
nennt die  Verwaltungs- Organe  der  Gemeinde -Anstalten   und  die 
eine  Gemeindebestallung  geniessenden  Personen.   Der  Bürgermeister 
vollzieht  die  Beschlüsse  des  Gemeinde- Ausschusses,  gebart  mit  dem 
Gemeindevermögen  innerhalb  des  genehmigten  Voranschlages  nach 
der  ihm  vorgezeichneten  Art,  legt  dem  Ausschusse  Rechnung  über 
Einnahme  und  Ausgabe,  fertigt  den  Voranschlag  an,  übt  die  Dis- 
ciplinar-Gewalt  über  Gemeinde-Beamte  und  Diener  aus  und  hand- 
habt die  Looal-,  Reinlichkeits-,  G^sundheits-,  Sittlichkeits-,  Gesinde-, 
Armen-,  Bau-,  Feuer-,   Strassen-  und  Markt -Polizei,    dann  die 
Aufsicht  auf  die  Gemarkungen  und  die  Fürsorge  ftlr  die  Sicherheit 
der  Person  und  des  Eigenthumes;  er  hält  die  Bettelei  hintan  und 
ahndet  die  Uebertretungen  der  Polizei -Vorschriften  mit  Geldbussen 
bis  zum  Betrage  von  10  fl.,  oder  mit  entsprechender  Arbeitsauflage. 
Die  LAndeshaupt-  und  Kreis-Städte,   und  auch  andere  bedeutende 
Städte,  wenn  sie  darum  nachsuchen,  erhalten  eigene  Verfassungen. 
Endlich  sollten  auch  alle  in  einem  Bezirke  und  in  einem  Kreise 
liegenden  Ortsgemeinden  zu  einer  Bezirks-  und  einer  Kreisgemeinde 
vereinigt  und  durch  einen  Bezirksausschuss  und  eine  Kreisvertretung 
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repräsentirt  werden.  IHesee  Oemeindegesetz  wurde  für  die  deutachen 
und  slavischen  Kronländer  (mit  Dalmaüen)  wirksam  erklärt;  doch 
wurde  bald  nach  dessen  Erlassung  verfügt,  da^s  die  Behörden  mit 
der  Durchführung  sogleich  und  bis  zur  Einsetzufig  der  neuen  Be- 
hörden inne  zu  halten  hatten,  da  in  dieser  Uebergangs-Periode  die 
politischen  Behörden  mit  dringenden  Arbeiten  allzusehr  und  ausser- 
gewöhnlich  beschäftigt  waren.  '  Nach  erfolgter  Einsetzung  der  po- 
litischen Behörden  und  in  der  Zeitfolge  derselben  kam  auch  die 
Activirung  der  Gemeinde -Verwaltungen  zu  Stande,  wobei  aber  in 
einzelnen  Kronländem  von  der  anfl&nglich  beabsichtigten  Zusammen- 
schlagung mehrerer  früherer  Gemeindekörper  zu  einer  grösseren  Orts- 
gemeinde vielfiich  wieder  abgegangen  wurde.  In  den  ungrischep  Län- 
dern blieb  es,  mit  theilweiser  Modification,  bei  den  früheren  Ein- 
richtungen, und  im  lombardisch -venezianischen  Königreiche  ward 
an  der  anerkannt  trefflichen  und  durch  fast  hundertjährige  Uebung 
bewährten  Gemeindeverfassung  ^  nichts  geändert  Durch  besondere 
Verordnungen  wurde  den  Gemeindevorstehern  eine  Instruction  be- 
züglich der  Vornahme  gerichtlicher  Amtshandlungen  und  der  Be- 
sorgung von  Verrichtungen  der  Staatsanwaltschaft  ertheilt  '  und 
die  Vollstreckung  ihrer  Verfligungen  geregelt.  * 

Die  Landes-Statute  für  die  einzelnen  Kronländer  wurden 
bekannt  gemacht,  und  zwar:  für  Oesterreich  unter  der  Enns, 
Gestenreich  ob  der  Enns,  Salzburg,  Steiermark,  Kämthen,  Krain, 
Tirol  und  Vorarlberg,  Böhmen,  Mäliren,  Schlesien  mit  den  kaiser- 
lichen Patenten  vom  30.  December  1849,  für  Görz,  Gradisca  und 
Istrien  mit  kaiserlichem  Patente  vom  25.  Januar  1850,  für  die  Stadt 
Triest  mit  kaiserlichem  Patente  vom  12.  April  1850,  für  Galizien 
und  für  die  Bukowina  mit  den  kaiserlichen  Patenten  vom  29.  Sep- 
tember 1850. 

In  der  Verfassung  der  Gesammtmonarchie,  der  einzelnen  Kron- 
läoder  und  Gemeinden,  trat  durch  die  kaiserlichen  Anord- 
nungen vom  31.  December  1851 'eine  wesentliche  Aenderung 
eiu.    Schon  mit  Allerhöchstem  Cabinets-Schreiben  vom  20.  August 

'  Minifit.  Erlass  vom  29.  October  1849. 

'  Siehe :  „Die  lombardische  Gemeindeverfassung  nach  ihrer  Entstehung 
und  AofibildoDg^  ihrem  Verfalle  und  ihrer  Wiederherstellung  dargestellt 
von  Carl  Czoernig.  Heidelberg  1843.** 

'  Minist.  Verord.  vom  28.  Jnni  1850  und  14.  Mai  1851 ;  Minist.  Erlass 
vom  02.  Jnli  1850. 

*  Kais.  Verord.  vom  11.  Mai  1851. 
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1851  hatte  Seine  Majestät  der  Kaiser  das  Ministerium  allein  und 
ausschliessend  gegenüber  dem  Monarchen  und  der  Krone  verant- 
wortlich erklärt  und  der  YerantwortUehkeit  gegenüber  jeder  anderen 
politischen  Autorität  enthoben,   den  Reichsrath  ausschliessend  als 
einen  Rath  des  Monarchen  und  der  Krone  bezeichnet,  und  ange- 
ordnet, die  Frage  über  den  Bestand  und  die  Möglichkeit  der  Voll- 
ziehung der  Verfassung  vom  4.  März  1849  in  reife  und  eindrin^iche 
Erwägung  zu  ziehen,  wobei  das  Princip  und  der  Zweck  der  Aaf- 
rechthaltung  aller  Bedingungen  der  monarchischen  Gestaltung  und 
der  staatlichen  Einheit   des  Reiches  als   unabweisliche  Grundlage 
anzusehen  sei.  *   Da  nach  dem  Ergebnisse  der  hierüber  gepflogenen 
Berathungen  die  erwähnte  Verfassungsurkunde  weder  in  ihrer  Grund- 
lage den  Verhältnissen  des  österreichischen  Kaiserstaates  angemessen, 
noch  in  dem  Zusammenhange  ihrer  Bestimmungen  ausführbar  sich 
darstellte,  so  wurde  sie  ausser  Kraft  und  Wirkung  gesetzt,  jedoch 
die  Gleichheit  aller  Staatsangehörigen  vor  dem  Gesetze   und  die 
bleibende  Abstellung  des  bäuerlichen  Unterthänigkeits-  oder  Hörig- 
keits-Verbandes und  der  damit  verbundenen  Leistungen  gegen  hil- 
lige Entschädigung    der  Berechtigten  ausdrücklich  bestätigt.     Um 
zu  den  Einrichtungen,  wie  sie  die  Bedürfnisse  der  Völker,  die  Be- 
dingungen der  Wohlfalirt  aller  Schichten  derselben  und  die  Sicher- 
heit, Einheit  und  Macht  des  Staates  erfordern,  zu  gelangen,  schlug 
man  die  Wege  der  Erfahrung  und  der  sorgfältigen  Prüfung  aller 
Verhältnisse   ein,   womach  in  den    wichtigsten   und   dringendsten 
Richtungen  der  organischen  Gesetzgebung  eine  Reihe  von  Grund- 
sätzen   festgestellt  wurde,   welche  durch   nachfolgende    besondere 
Gesetze  zur  Ausführung  gelangen   sollten.  ^     Gleichzeitig  wurden 
die  für  die  deutschen  und  slavisehen  Kronländer  untenn  4.  März  1849 
verkündeten  Grundrechte  ausser  Krafl  gesetzt.   Die  einzekien  Puncle 
derselben  sollen,  so  weit  es  nicht  schon  geschehen,  durch  besondere 
Gesetze  geregelt  werden;  doch  wurde  ausdrücklich  erklärt,  dass 
jede  in  den  genannten  Kronländern  gesetzlich  anerkannte  Kirche 
und  Religions-Genossenschafli  in  dem  Rechte  der  gemeinsamen  Re- 
ligions-Uebung,  der  selbstständigen  Verwaltung  ihrer  Angel^en- 
heitenund  dem  Besitze  ihrer  Anstalten  erhalten  und  geschützt  werde.* 
Von  den  für  die  organische  Gesetzgebung  festgestellten  (bereite 
ß.  31  flf.  wörtlich  angeführten)  Grundsätzen  beziehen  sich  auf  die 
Verfassung    und  innere  Verwaltung  nachstehende:   Die   mit  dem 

*  Allerhöchstes  Cabipets-Scbreiben  vom  20.  August  1851. 
'  K»is.  Patent  vom  31.  Deceraber  1851. 
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öetenreiehischen  Kaiaerstaate  vereinigten  Länder  bilden  die  untrenn- 
baren Bestandtheile  der  österreichisch -kaiserlichen  Erbmonarchie. 
IHe  einzelnen  Länder  werden  mit  den  alten  historischen  Titeln  be- 
zeichnet; ihr  Umfang  wird,  vorbehaltlich  der  Aenderungen  aus 
VerwaltungsrQcksichten ,  erhalten.  In  jedem  Kronlande  sind  lan- 
desftlrstliche  Bezirksämter  aufzustellen,  welche  möglichst  die  ver- 
schiedenen Verwaltungszweige  vereinigen;  über  diesen  stehen  in 
administrativer  Hinsicht,  wo  das  fiedüriniss  daftir  eintritt,  Kreisbe- 
hörden, und  bei  Abgränzung  der  Kreise  wird  auf  die  früher  be- 
tstandenen  Verhältnisse  Rücksicht  genommen.  Den  Kreisbehörden 
aind  die  Statthalterei  (Landesregierung)  und  der  Landes-Chef,  jedes 
mit  dem  bezeichneten  Wirkungskreise,  übergeordnet.  Als  Ortsge- 
meinden  werden  die  iactisch  bestandenen  oder  bestehenden  Ge- 
meinden angesehen;  doch  ist  ihre  Vereinigung,  wo  erforderlich, 
nicht  ausgeschlossen.  Der  Unterschied  zwischen  Stadt-  und  Land- 
Gemeinden,  und  bei  ersteren  die  frühere  Eügenschaft  und  besondere 
Stellung  der  landesfürstlichen  Städte  ist  zu  berücksichtigen.  Der 
vormals  herrschaftliche  grosse  Grundbesitz,  einzeln  oder  unter  Ver- 
einigung mehrerer  anstossender  Gebiete,  kann  unter  bestimmten 
Bedingungen  von  dem  Verbände  der  Ortsgemeinde  ausgeschieden 
und  den  Bezirksämtern  unmittelbar  untergeordnet  werden.  Die 
Gemeindevorstände  unterliegen  der  Bestätigung  und  nach  Umständen 
selbst  der  Ernennung  der  Regierung;  der  Bestätigung  der  letztem 
können  auch,  in  gewissen  Fällen  höhere  Kategorien  der  Gemeinde- 
beamten unterzogen  werden.  Die  Gemeinden  wählen  nach  beson- 
ders zu  erlassenden  Wahlordnungen  ihre  Vorstände  und  Ausschüsse; 
beide  erhalten  ebenso,  wie  die  Bezirksämter  und  Kreisbehörden,  die 
früher  bestandenen  landesüblichen  Benennungen.  Der  Wirkungskreis 
der  Gemeinden  soll  sich  im  Allgemeinen  auf  ihre  Gemeinde- Ange- 
legenlieiten  beschränken;  doch  können  sie  und  ihre  Vorstände  durch 
allgemeine  oder  besondere  Anordnungen  der  landesfllrstlichen  Be- 
hörde zur  Mitwirkung  für  öffentliche  Angelegenheiten  verpflichtet, 
und  andererseits  wichtigere,  in  den  Gemeinde  -  Ordnungen  zu  be- 
zeichnende Beschlüsse  der  Gemeinden  in  iiiren  eigenen  Angelegen- 
heiten der  Prüfong  und  Bestätigung  der  landesfUrstlichen  Behörden 
unterzogen  werden.  Die  OefFentlichkeit  der  Gemeindeverhandlungen 
ist  abzustellen.  Die  Gemeinden  unterstehen  deb  Bezirksämtern  und 
nur  ausnahmsweise  unmittelbar  den  höheren  Verwaltungsbehörden. 
Diesen  Grundsätzen  gemäss  sind  für  jedes  Land  den  besonderen 
Verhältnissen    desselben    entsprechende  Ordnungen  fitr  die»  I^md- 
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gemeinden  und  die  Städte  zu  bearbeiten,  wobei  zu  berückaichtigeii 
ist,  dass  den  überwiegenden  Interessen  auch  dn  überwiegender 
Einfluss  zugestanden  und  dem  Grundbesitze  nach  Maass  semer 
Ausdehnung  und  seines  Steuerwerthes  innerhalb  des  Gemeinde- 
bezirkes, dem  Gewerbebetriebe  im  Verhältnisse  zum  Grundbedtee, 
in  den  Stadtgemeinden  insbesondere  dem  Hausbesitze,  dann  (so 
viel  möglich)  den  Corporationen  ftir  geistige  und  materielle  Zwecke 
das  entscheidende  Uebergewicht  gesichert  werde.  Die  Aufinechter- 
haltung  der  im  lombardisdi-venezianischen  Königreiche  bestehenden 
Gemeinde-Ordnung  (vorbehaltlich  allflUliger  durch  die  Er&hrung  her- 
voi^erufener  Verbesserungen)  wird  ausdrücklieh  zugesichert  Ueber 
den  ständischen  oder  den  mit  einem  zu  bestimmenden  Grundbesitze 
dotirten  Erbadel,  seine  Vorzüge  und  Pflichten,  werden  in  den 
Kronländem  eigene  Statute  errichtet  und  die  Stiftung  von  Majora- 
ten und  Fiddcommissen  erleichtert  werden;  die  Vorschriften  zur 
Erhaltung  der  bäuerlichen  Güter -Complexe  bleiben  aufrecht  Den 
Kreisbehörden  und  Statthaltereien  werden  berathende  Ausschüsse 
aus  dem  besitzenden  Erbadel,  dem  grossen  und  kleinen  Grundbe- 
sitze und  der  Industrie,  unter  Beiziehung  auch  anderer  Faetoren, 
wenn  sie  sich  als  wünschenswerth  darsteUen,  an  die  Seite  gestellt 
und  deren  Objecte  und  Wirksamkeit  bezeichnet  Die  Vorstände 
der  einbezirkten  Gemeinden  und  die  ausser  denselben  stehenden 
grossen  Grundbesitzer  sollen  bei  den  Bezirksämtern  für  Zusammen- 
tretungen  in  ihren  Angelegenheiten  versammelt  werden. 

Auf  Grundlage  dieser  organischen  Bestimmungen  ist  bereits  die 
Organisation  der  Verwaltungs-Behörden  in  den  einzelnen  Kronländem 
erfolgt,  wie  S.  37  ff.  erwähnt  worden.  Die  Gemeinde-Ordnungen  und 
die  Statute  fUr  die  Vertretung  durch  berathende  Ausschüsse  dürften 
demnächst  bekannt  gemacht  werden,  da  dieCentral-Congregationen  zu 
Mailand  und  Venedig  bereits  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
15.  Juli  1855  wieder  einberufen  und  die  Provinzial-Congregationen  in 
ihrem  Fortbestande  und  erweiterten  Wirkungskreise  bestätigt  wurden. 

Im  Einzelnen  sind  nachstehende  gesetzliche  Verfügungen  zu 
erwähnen : 

Bezüglich  der  serbischen  Nation  wurde  die  oberste  kircliliche 
Würde  des  Patriarchates,  wie  sie  in  den  früheren  Zeiten  bestand 
und  mit  dem  erzbischöflichen  Stuhle  von  Karlowitz  verbunden 
war,  dann  die  Würde  eines  Wojwoden  wieder  hergestellt  *    Die 

*  K«i8.  Patent  vom  15.  December  1848. 
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Bezeidinung  eines  Grosswoj  woden  der  serbischen  Woj  wodschaft  wurde 
in  den  kaiserlichen  Titel  aufgenommen  (zuerst  im  kaiserlichen  Pa- 
tente vom  7.  April  1850).  Die  Wünsche  der  sächsischen  Nation 
in  dem  (damals  noch  vom  Bürgerkriege  heimgesuchten)  Grossfür- 
stenthume  Siebenbürgen  in  Bezug  auf  die  unmittelbare  Unterstellung 
unter  die  Krone  und  den  innigen  Verband  mit  der  Gresammtmo- 
narcfaie  wurden  gewährt  '  Bei  Erledigung  der  in  zwölf  Puncten 
bestehenden  Anträge  und  Bitten  des  kroatisch -slavonischen  Land- 
tages vom  Jahre  1848  wurde,  unter  Bezeigung  der  Allerhöchsten 
Anerkennung  für  die  von  den  Bewohnern  dieser  Königreiche  dem 
llirone  in  der  drangvollen  Periode  des  Jahres  1848  bewährte  an- 
gestammte Treue  und  fOr  die  mit  schweren  Opfern  unternommene 
Yertheid^ng  der  Rechte  des  Kaiserhauses  durch  gewaffiiete  Hand, 
die  Unabhängigkeit  dieser  Kronländer  (mit  Einschlußs  des  kroati- 
schen Küstenlandes  und  der  Stadt  Fiume)  von  Ungern,  sowie  die 
altherkömmliche  Würde  und  Autorität  des  Banus  bestätigt,  und  die 
National-Spraehe  als  die  Geschäilssprache  bei  den  dortigen  Landes- 
behörden erklärt,  ohne  dass  jedoch  hierdurch  der  Geschäftsverkehr 
der  dortigen  Landesbehörden  mit  den  Behörden  der  übrigen  Kron- 
länder  und  der  Central -Gewalt  erschwert  werde. ' 

Die  Errichtung  der  Gensdarmerie  wirkte  auch  auf  die  innere 
Verwaltung  durch  die  Sicherung  und  Befestigung  der  Wirksamkeit 
der  unteren  Behörden  wohlthätig  ein;  Im  der  Polizei-  und  der 
HiHtär- Verwaltung  wird  darüber  Näheres  angeführt 

Die  öffentliche  Medicinal-Verwaltung  erhielt  eine  pro- 
visorische -  Organisation.  Der  Staat  führt  die  oberste  Leitung  der- 
selben; die  hierauf  bezüglichen  Verfügungen  werden  in  der  Regel 
erst  nach  vorläufiger  Abforderung  eines  Gutachtens  von  Sachver- 
ständigen erlassen  und  in  Ausführung  gebracht  Die  selbstständige 
Wirksamkeit  des  Staates  erstreckt  sich  auf  alle  jene  Geschäfte, 
welche  aus  höheren  sanitäts  -  polizeilichen  Gründen  oder  wegen 
ihres  Zusammenhanges  mit  eigentlichen  Staatsgeschäften  den  G^ 
meinden  nicht  überlassen  werden  können;  auch  überwacht  der 
Staat  die  von  den  Gemeinden  besorgten  Sanitäts -Geschäfte.  Die 
Leitung  des  Medidnal- Wesens  steht  den  ];)o]itischen  Behörden  zu, 
und  zu  diesem  Behufe  werden  den  Bezirksvorstehem  Bezirksärzte, 
den  Kreisvorstehem  Kreisärzte,  den  Statthaltern  0^^  ^"^^  ^^° 

'  Kais.  Patent  vom  21.  Deosmber  1848. 
'  Kais.  Patent  vom  7.  April  1850. 
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Landes-PräddenteD)  ständige  Medidnal-Commissioiien.)  dem  Minister 
des  Innern  dn  Sanitäts-Referent  und  gleichfiüls  eine  ständige  Medi- 
cinal-Commission  beigegeben ;  in  grösseren  Städten  ist  das  Sanitäts- 
Wesen  besonders  geregelt.    Nur  derjenige  Arzt  kann  in  Zukunft 
als  Bezirksarzt  angestellt  vs^erden,  welcher  sich  einer  Prüfung  aus 
der  österreichischen  medicinischen  Polizei  und  gerichtlichen  Medicin 
unterzogen  hat    Der  Bezirksarzt  hat  theils  die  ihm  zugewiesenen 
Berichte  zu  prüfen,  theils  wird  er  zur  persönlichen  Nachsichtspflege 
und   zur   Führung   der   Aufsicht   über  die   medicinisch -polizeiliche 
Wirksamkeit  der  Gemeinden,  das  Sanitäts-Personale  und  die  Heil- 
anstalten des  Bezirkes,  sowie  über  Handhabung  der  einschlägigen 
Vorschriften    verwendet.     Er   hat  bei   Epidemien    und    tlber   das 
Impfungswesen,  bei  Verleihung  von  Medicinal-Gewerben  Vorschläge 
zu  erstatten,  die  Apotheken  zu  untersuchen,  in  polizeilich  und  ge- 
richtlich medicinischen  FäUen  Gutachten  abzugeben,   den  Reeruti- 
rungen  beizuwohnen,   über  die  Erhaltung  des  allgemeinen  Gresund- 
heitsKustandes  zu  wachen ,  und  am  Sitze  der  Bezirksbehörde  gewisse 
ärztliche  Functionen  auszuüben;  er  hat  auf  die  Bestellung  von  Ge- 
meinde-Aerzten^  hinzuwirken,   und   einen  jährlichen   Hauptbericht 
über  die  Vorkommnisse  im  Sanitäts-Wesen  zu  erstatten.     Die  Ob- 
liegenheiten des  Kreisarztes  beziehen  sich  auf  die  üeberwachung 
des  Sanitäts -Personales  und  der  sämmtlichen  Sanitäts-  und  Heil- 
anstalten im  Kreise,  auf  die  Handhabung  der  Medicinal- Gesetze, 
auf  fachgemässe  Mitwirkung  bei  der  Leitung  und  Verwaltimg  des 
Sanitäts- Wesens  durch  Stellung  von  Anträgen  in  Personal-  und  Ge- 
werbe-Angelegenheiten,  Erstattung  von  Gutachten,  Verfassung  von 
Vorschlägen,  Unterstützung  des  Kreis -Vorstehers  bei  der  Leitung 
der  öffentlichen  Sanitäts- Anstalten;  femer  hat  er  die  Rechnungen 
über  die  vom  Staate  ftlr  Sanitäts-Anstalten  bestrittenen  Ausgaben 
zu   prüfen  und  periodische  Berichte  zu  erstatten.     Die  Medicinal- 
Commission  ist  der  beratbende  und  begutachtende  Körper  fUr  die 
Medicinal -Angelegenheiten  des  Kronlandes;  sie  besteht  unter  Vor- 
sitz des  am  Sitze  der  Statthalterei  oder  Landesregierung  befindlichen 
Medicinal-Rathes  aus  einer  Anzahl  von  Aerzten ,  'einem  Wundarzte, 
einem  Apotheker  und  einem  Thierarzte,   ihre   Mitglieder  werden 
vom   Ministerium   ernannt.    Auch   dem   bei   dem  Ministerium  des 
Innern   bestehenden   (stets  aus  der  Reihe  der  Aerzte  gewählten) 
Sanitäts -Referenten  ist  eine  ständige  Medicinal-Commission  beige- 
geben, welche  als  der  berathende  und  begutachtende  Körper  f^r 
die  Medicinal- Angelegenheiten  des  ganzen  Staates,   unter  seinem 
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Vorsitze,  deii  Referenten  des  Quarantaine  -  Wesens  beim  Handels- 
Ministerium ,  den  ärztliehen  Referenten  beim  Unterrichts-Ministerium 
als  ständige  Hitglieder,  dann  drei  andere  Aerzte,  einen  Wundarzt^ 
einen  Apotheker  und  einen  Thierarzt,  welche  Mitglieder  vom  Mi- 
nister des  Innern  auf  je  drei  Jahre  ernannt  werden,  in  sich  be- 
greift.»  Eine  neue  Ausgabe  der  österreichischen  Pharmakopoe 
wurde  veranstaltet,  nach  welcher  vom  1.  Januar  1853  alle  Apo- 
theker zu  dispensiren  und  alle  Heilpersonen  sich  zu  benehmen 
haben. '  Femer  wurde  eine  neue  österreichische  Arznei-Taxe  er- 
lassen, und  deien  Anwendung  vom  1.  Februar  1855  an  verordnet, 
wobei  zugleich  die  Artikel,  welche  von  dem  Apotheker  nur  gegen 
ordentliche  Yerschreibung  emes  hierzu  berechtigten  Arztes,  Wund- 
arztes oder  Thierarztes  ausgefolgt  werden  dürfen,  bezeichnet,  und 
die  nöthigen  Sicherungsmaassregeln  gegen  eine  Uebervortheilung 
des  Publikums,  nebst  einer  angemessenen  Straf-Sanction  gegen  die 
Zuwiderhandelnden,  vorgeschrieben  sind.^  —  Durch  eine  eigene 
Belehrung  über  die  nothwendigen  Yorsichtsmaassregeln ,  um  den 
Ausbruch  der  Wuth  bei  Thieren  und  der  Wasserscheu  bei  Men- 
schen zu  verhüten,  wurden  die  Mittel,  um  jene  furchtbaren  Uebel 
hintanzuhalten  y  zur  allgemeinen  Damachachtung  bekannt  gegeben.  * 

Die  Bestrafung  einer  offen tlichen ,  Aergemiss  engenden  Thier- 
quilerei  wurde  den  politischen  Behörden  und  an  Orten,  wo  sich 
eine  k.  k.  Polizei-Behörde  befindet,  dieser  letzteren  üb^tragen,  das 
spedelle  Verbot  gewisser  hier  und  da  häufigerer  Misshandlungen 
den  Landesstellen  überlassen.  ^ 

Da  das  während  der  letzten  Wirren  entstandene  Institut  der 
National-Garde,  ungeachtet  mancher  an  einigen  Orten  zur  Er- 
haltung der  Ordnung  geleisteten  Dienste,  im  Ganzen  weder  nach 
der  inneren  Organisation  dem  Zwecke  entsprocheu,  noch  als  eine 
mit  der  nachhaltigen  Befestigung  der  öfientlichen  Zustände  verein- 
barliche  Einrichtung  sich  bewährt  hat,  wurden  die  unter  d^m 
Namen  der  National-Garde  gebildeten  bewaffneten  Körper  iimer- 
halb  des  ganzen  Umfanges  des  Reiches  ausser  Wirksamkeit  ge- 
setzt Dagegen  wurde  gestattet,  dass  in  jenen  Orten,  wo  es  zu- 
folge firüherer  Bewil%ungen   Bürger-   oder  Schützen -Ck)rps  gibt, 

*  Minist  Verord.  vom  1.  Octobcr  1850. 
'  Minist.  Verord.  vom  20.  October  1854. 

*  Minist  Veioid.  vom  22.  December  1854. 
'  Minist  Erlass  Tom  26.  Mai  1854. 

^  Minist  Verord.  vom  15.  Februar  1855. 
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diese  Corps,  vorbehaltlich  einer  eDtsprechenden  Revision  ihrer  Sta- 
tuten, auch  fernerhin  fortbestehen.  Wo  dieselben  neuerlich  zeit- 
weilig ausser  Wirksamkeit  gesetzt  wurden,  bleibt  die  Entschädong 
darüber,  ob  und  in  welcher  Weise  ihre  Reactivirung  stattzufinden 
hat,  ebenso  wie  für  Orte,  an  welchen  dieselben  bisher  nicht  be- 
standen, die  Ertheilung  neuer  solcher  Bewilligungen  Seiner  Majestftt 
dem  Kaiser  vorbehalten.  * 

Die  Bestimmung  der  organischen  Grundsätze  vom  31.  Deoem- 
ber  1851,  dass  die  OeiTenUichkeit  der  Gtemeindeverhandlungen,  mit 
Ausnahme  besonderer  feierlicher  Acte,  abzustellen  ist,  wurde  ftir 
alle  IJLronländer  sofort  in  Wirksamkeit  gesetzt  ^ 

Bei  der  grossen  Entwicklung,  welche  die  Anwendung  des 
Associations-Princips  in  der  neuesten  Zeit,  namentlich  auf  volks- 
wirthschafUichem  Gebiete,  gewonnen  hat,  war  es  von  hoher  Wichtig- 
keit, über  die  Bildung  der  Vereine  eine  den  heutigen  Zustfinden 
entsprechende  Vorschrift  zu  erlassen.-  Für  die  deutschen  und  sla- 
vischen  Kronländer  war  bereits  früher  eine  provisorische  Anord- 
nung '  bezüglich  des  Vereinigungs-  und  Versammlungs-Rechtes  er- 
lassen worden,  welche  sich  indess  zunächst  auf  politische  Vereine 
hewg  und  nur  eine  zeitweilige  Geltung  haben  sollte.  Mit  dem 
durch  das  kaiserliche  Patent  vom  26.  November  1852  bekannt  ge- 
machten, für  den  ganzen  Umfang  des  Reiches  (die  Militargränze 
ausgenommen)  giltigen  neuen  Vereinsgesetze  wurden  die  frü- 
heren Vereins-Directiven  vom  19.  October  1843  und  17.  März  1849 
und  das  ungrische  Gesetz  vom  Jahre  1840  aufgehoben,  und  neue 
auf  alle  Arten  von  Vereinen  Bezug  nehmende  gesetzliche  Vor- 
sdiriflen  erlassen.  Zufolge  derselben  ist  die  besondere  Bewilligung 
der  Staatsverwaltung  zur  Errichtung  aller  Arten  von  Vereinen  er- 
forderlich: 1.  wenn  sie  nach  den  vorhinein  verabredeten  Gesell* 
schaftsr^eln  (Statuten)  den  Eintritt  in  den  Verein  Jedermann,  der 
die  festgesetzten  Bedingungen  erfüllt  und  sich  den  Statuten  unter 
wirft,  gestatten ,  mag  die  Anzahl  der  Mitglieder  bestimmt  sein  oder 
nicht;  2.  wenn  sie  Actien- Vereine  sind;  3.  wenn  der  Verein  nach 
seiner  Beschaffenheit  unter  die  Anwendung  einer  bestimmten  Vor- 
schrift fällt,  welche  die  vorläufige  Einholung  der  Bewilligung  der 
Staatsverwaltung  anordnet    Letztere  ist  insbesondere  erforderlich: 

'  Kais.  Patent  vom  22.  August  1851. 
'  Minist.  Verord.  vom  15.  JiEinaar  1852. 
*  Kai?.  Patent  vom  17.  Bfärz  1849. 
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liei  Vereinen  a)  Air  die  Förderung  der  Wissenschaften  und  Kflnste; 
b)  für  die  Ermunterung  der  volkswirthschaftliehen  BeschäfHgimgeu . 
in  ihren  allgemeinen  Beziehungen;  c)  ftlr  die  Unterhaltung  regel- 
roSssiger  Transports -Verbindungen^  namentlich  durch  Dampfschiff- 
fahit;  d)  für  den  Bau  und  die  Erhaltung  von  Eisenbahnen,  Brücken^ 
Land-  und  Wasserstrassen;  e)  itlr  Bergwerksuntemehmungen;  f)  ihr 
Colonisiningen ;  g)  für  Credits  -  Anstalten ;  h)  für  Versicherungsan- 
stalten; i)  für  allgemeine  Versorgungs-  und  Renten- Anstalten ;  k)  für 
Sparcassen;  1)  für  Pfandleihe- Anstalten ;  m)  für  Ausdehnung  eines 
bewilligten  Vereines  auf  Errichtung  von  Filialen.  Die  Bildung  von 
Vereinen,  welche  sich  Zwecke  vorsetzen,  die  in  den  Bereich  der 
Qeselzgebung  oder  der  öffentlichen  Verwaltung  fallen,  ist  unter- 
sagt Die  Bewilligung  zur  Errichtung  von  Vereinen  wird  entweder 
von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  (in  den  unter  a,  b,  f,  g,  i  und  m 
au%^hrten  Fällen,  bei  Vereinen  zu  Eisenbahn-  und  Dampfschiff- 
fchrts-Untemehmungen,  dann  solchen  Gesellschaften,  wo  es  sich 
Dm  eme  besondere  Begünstigung  oder  Abweichung  von  den  allge- 
meinen Vorschriften  handelt),  oder  von  dem  Ministerium  des  In- 
nern (bei  den  unter  c,  d  [mit  Ausnahme  der  Eisenbahn-  und  Dampf- 
sehiffiahrts- Unternehmungen]  e,  h,  k,  1  aufgeführten,  dann  bei 
Actien-  und  bei  solchen  Vereinen,  deren  Wirksamkeit  sich  auf  das 
Verwaltungsgebiet  zweier  oder  mehrerer  Kronländer  erstreckt),  nach 
gepflogenem  Einvernehmen  mit  der  obersten  Polizei-Behörde  und 
eventaeU  jenem  anderen  Ministerium,  dessen  Wirkungskreis  def 
Verein  berührt,  oder  von  der  politischen  Landesstelle  des  bezüg- 
lichen Kronlandes  (bei  allen  anderen  Vereinen)  ertheilt  Bergbau- 
Dntemehmungen  sind  nach  dem  bestehenden  Bei^gesetze  zu  be- 
handeln. Die  Bewilligung  zur  Errichtung  von  Vereinen  kann  nur 
dann  ertheilt  werden,  wenn  der  Zweck  des  Vereines  erlaubt  ist, 
die  Bewilligungswerber  für  die  aufrechte  Ausführung  des  Unter- 
nehmens Beruhigung  gewähren,  und  der  Plan  des  Unternehmens, 
sowie  dessen  Belege  den  gesetzlichen  (in  dein  kaiserlichen  Patente 
nfiher  angegebenen)  Anforderungen  und  den  eintretenden  öffent- 
lidien  ROcksichten  entsprechen.  Auch  kann  das  Gesuch  um  die 
Ermächtigung  zu  den  vorbereitenden  Maassregeln  behufs  der  Er- 
riditung  eines  Vereines  gestellt  werden ,  doch  darf  aus  der  hierzu 
eifaaltenen  Bewilligung  noch*  kein  Recht  auf  die  Bewilligung  zur 
Errichtung  des  Vereines  selbst  hergeleitet  werden.  Aber  auch 
letztere  hat  nur  die  Bedeutung  einer  Zulassung  und  schliesst 
keineswegs  die  Erklärung  in  sich,  dass  die  Staatsverwaltung  die 
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Einrichtung  des  Unteraehmens  und  die  zur  Erreichung  des  Zweckes 
gewählten  Mittel  entsprechend  finde  5  oder  dass  da«  Unternehmen  die 
davon  erwarteten  Vortheile  gewähren  werde;  es  ist  Seche  der  Theil- 
nehmer,  sich  hiervon  selbst  die  erforderliche  Ueberzeugung  zu  ver- 
schaffen. Aenderungen  der  Statuten  unterliegen  denselben  Anord- 
nqngeP)  wie  die  ursprüngliche  Bewilligung.  Der  Ausspruch  flber 
die  Auflösung  eines  Vereines  (welche  eintritt,  wenn  die  Bewilli- 
gung nicht  vorhanden  war  oder  nicht  mehr  besteht,  wenn  die 
wesentlichen,  ausdrücklich  voraus  bestimmten  Bedingungen  nicht 
gehörig  eritlllt  wurden,  oder  wenn  Gesetze  oder  öffentliche  Rück- 
sichten die  Zurücknahme  eines  solchen  Befugnisses  im  Allgemeinen 
[auch  bei  Privaten]  erforderlich  machen)  steht  überall  der  politischen 
Landesstelle  zu;  wo  dieselbe  eintritt,  muss  in  Bezug  auf  das  Vereins- 
vermögen  die  gesetzliche  Vorkehrung  eingeleitet  werden. 

Zur  Anerkennung  ausgezeichneter  Verdienste  ohne  Untersohied 
des  Standes  und  zur  Aufmunterung  aller  Classen  der  Staatsbürger 
zu  gemeinnützigem  segensreichem  Wirken  fUr  das  Vaterland,  wurde 
von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  mit  der  Allerhöchsten  Entachües- 
sung  vom  2.  December  1849  der  Franz  Joseph-Orden  gestiftet, 
dessen  Statuten  mit  dem  kaiserlichen  Patente  vom  25.  December 
1850  wesentlich  erweitert  vnirden.  Ausgezeichnete  Verdienste, 
ohne  Rücksicht  auf  Geburt,  Religion  und  Stand,  gewähren  den 
Anspruch  zur  Aufnahme  in  den  Orden ;  die  Verleihung  des  Ordebs 
an  Ausländer  haben  sich  Seine  Majestät  besonders  vorbehalten. 
Die  Zahl  der  Ordensmitglieder  (welche  aus  Grosskreuzen ,  Com- 
thuren  und  Rittern  bestehen)  ist  unbestimmt;  die  Würde  des  Gross- 
meisters ist  mit  der  Krone  des  Kaiserreiches  vexbunden.  Die  Ver^ 
leihung  des  Ordens  begründet  keinen  Anspruch  auf  einen  Adels- 
grad oder  auf  eine  sonstige  erbliche  Auszeichnung.  Vorstand  der 
Ordenskanzlei  ist  der  aus  den  Ordensmitgliedem  zu  ernennende 
Ordenskanzler,  unter  welchem  der  Ordens-Archivar  steht  *  Statt 
der  früher  üblichen  Qvii- Verdienst-Medaille  wurde  mit  der  Aller- 
höchsten EntSchliessung  vom  16.  Februar  1850  ein  Verdienst- 
kreuz gestiftet,  welches  von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  verliehen 
wird ,  und  aus  den  vier  Abstufungen  des  goldenen  Verdienstkreuzes 
mit  der  Krone  und  des  goldenen  Verdienstkreuzes,  dann  des  sil- 
bemen  Verdienstkreuzes  mit  der  Krone  und  des  einfachen  silbernen 

*  Kais.  Patent  vom  2.  December  1849  tind  Minist  Verord.  vom  16.  Fe- 
bruar 1850. 
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Yerdienslkreuzes  besteht.    Die  Form  des  Verdienstkreuzes  ist  jene 
des  Franz  Joseph-Ordens,  jedoch  ohne  Adler  und  Kette. ' 


§.  6. 

4.    Oeffentiiche  Sicherheit. 

Bei  der  (mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  25.  April 
1852)  erfolgten  Bildung  der  obersten  Polizei-Behörde 
wurden  die  auf  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Ruhe,  Ord- 
nung und  Sicherheit  Bezug  nehmenden  Agenden  von  dem 
Ministerium  des  Innern  (welchem  sie  seit  Auflösung  der  bis 
zum  J.  1848  bestandenen  obersten  Polizei -Hofetelle  zuge- 
wiesen waren)  ausgeschieden  und  an  die  erstere  übertragen. 
Die  wichtigste  Aenderung,  welche  im  Umfange  dieses  Ver- 
waltungszweiges vor  sich  ging,  besteht  in  der  Erribhtung 
von  Polizei-Directionen  in  den  ehemals  ungrischen 
Landern ,  und  in  der  Ausdehnung  der  Wirksamkeit  der  poli- 
zeilichen Central  -  Behörde  auf  diese  Länder. 

Zunächst  berührt  diesen  Verwaltungskreis  die  Errichtung 
der  Gensdarmerie  im  ganzen  Reiche  auf  Grundlage  der 
entsprechenden  in  der  Lombardie  und  in  Südtirol  bestandenen 
Einrichtung.  Es  musste  ein  Executiv- Körper  geschaffen  wer- 
den, durch  welchen  den  (nmimehr  vom  Staate  bestellten) 
Organen  der  richtenden  und  vollziehenden  Gewalt  eine  ma- 
terielle Kraft  zur  Verfügung  gestellt  wird,  womit  sie  Ruhe, 
Ordnung  und  Sicherheit  aufrecht  zu  erhalten  und  verbreche- 
rischen Bestrebungen  en^egenzutreten  vermögen;  dieser  Kör- 
per hatte  eine  Landes  -  Sicherheitswache  zu  bilden,  welche 
eine  in  sich  zusammenhängende  Ordnung,  eine  von  einem  Mit- 
telpuncte  ausgehende  Leitung  und  eine  gleichmässig  kräftige 
Wirksamkeit  erhalten  sollte:  im  Interesse  der  richterlichen 
Gewalt  mussten  derselben  die  Geschäfte  der  Erforschung  von 

*  Minist.  Verord.  vom  16.  Februar  1850  und  kaia.  Verord.  vom  25.  De- 

cember  1850. 

\.  Cz0  4»rni{[,  Of»ÄU!rreich*s  Neugostaltung.  7 
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Verbrechen,  des  Aufßndens  der  Uebelth&ter  und  der  mate- 
riellen Hilfeleistung  bei  Vollstreckung  der  gerichtlichen  Ent- 
scheidungen anrertraut  werden,  im  Interesse  der  vollziehen- 
den Gewalt  hatte  sie  sich  bei  üeberwachung  der  Fremden, 
der  öffentlichen  Versammlungen,  bei  der  Handhabung  der 
Local- Polizei  und  selbet  zur  Controle  anderer  Wachkörper, 
wie  der  Gemeinde-  und  Stadtwachen,  zu  verwenden. 

Die  gegen  den  Missbrauch  der  Presse  seit  dem  Jahre  1848 
bestandenen  gesetzlichen  Bestimmungen  hatten  sich  als  un- 
zugänglich ei-wiesen,  wesshalb  eine  Revision  derselben  ein- 
treten musste.  Schon  bei  der  Vervollständigung  des  allge- 
meinen Strafgesetzes  war  darauf  Bedacht  genommen  worden, 
in  dasselbe  alle  durch  Missbrauch  der  Presse  begangenen 
Verbrechen  und  Vergehen  einzubeziehen ,  womach  zur  voll- 
ständigen Ordnung  dieses  wichtigen  Theiles  der  Gesetzge- 
bung nur  noch  die  Erlassung  der  polizeilichen  Vorschriften 
zur  Beaufsichtigung  der  Presse  und  Regelung  der  damit 
in  Verbindung  stehenden  Gewerbszweige  erübrigte.  Diese 
erfolgte  durch  die  neue  Press-Ordnung  vom Ä7.  Mai  1852, 
welche  die  Vorschriften  enthält,  nach  welchen  die  inländische 
Presse  und  namentlich  die  periodische,  mit  Beseitigung  jeder 
Censur,  geregelt  und  überwacht  wird.  Als  Ergänzung  der 
Press-Ordnung  dient  die  neue^Theater-Ordnung,  behufs 
der  Beaufsichtigung  der  theatralischen  Vorstellungen  jeder 
Art.  Eine  durch  den  zunehmenden  Verkehr  und  durch  die 
Einbeziehung  der  ungrischen  Länder  unter  die  Central- 
Leitung  der  obersten  Polizei -Behörde  erforderlich  gewordene 
Vervollständigung  (und  beziehungsweise  Ausdehnung)  der 
pass-polizeilichen  Vorschriften,  die  in  Oesterreich 
rdsenden  oder  daselbst  sich  aufhaltenden  Ausländer  betreffend, 
erfolgte  durch  die  bezügliche  im  Jahre  1853  erlassene 
Vorschrift. 

Die  Errichtung  der  Gensd^rmerie   ging  auf  nachstehender 
Grundlage  vor  sich.      Für  alle   Eronländer   der   Monarchie  wird 
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eine  militärificii-organisirte,  zum  Theil  berittene  Oensdarmerie  er- 
richtet^ welche  dem  Armee -Obercommando  und  der  obersten  Po- 
losei-Behörde  (ursprilnglieh  den  Ministerien  des  Krieges  und  des 
Innern)  untergeordnet  ist,  und  deren  Dienstverrichtungen  als  jene 
eines  polizeilichen  Organs  der  Behörden  auf  der  Grundlage  der 
Statuten  der  lombardischen  Gensdarmerie  vorzuzeichnen  sind.  In 
Wien  wird  eine  General -Inspection  der  gesammten  Gensdarmerie 
aufgestellt,  das  ganze  Wach-Institut  in  Regimenter  nach  fortlaufen- 
den Zahlen^  die  Regimenter  aber  in  kleinere  Truppen-Körper  ab- 
getheilt,  bei  welcher  Eintheilung  auf  die  Territorial-  und  Bevöl- 
kerungs  -  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Kronländem,  sowie  auf  die 
politische  und  gerichtliche  Organisation  derselben  Rücksicht  genom- 
men, das  Dienst verhältniss  zu  den  Oivil-Behörden  geregelt,  und 
die  Gesammtstäxke  des  Wach-Institutes  (ursprünglich  auf  die  Zahl 
Ton  13,  später  erhöht)  auf  19  *  Regimenter,  jedes  zu  1.000  Mann, 
festgesetzt  ist.  Die  Aufstellung  der  Grensdarmerie  in  einem  Kron- 
lande gab  sohin  die  näheren  erfahrungsgemässen  Daten  zur  Ver- 
vollständigung der  Einrichtung.  Die  Capitulationszeit  wird  nadi 
den  Militär- Vorschriften  bestimmt,  nach  welchen  auch  die  Beför- 
derungen in  der  Gensdarmerie  geregelt  Werden,  bei  Besetzung  der 
Officiers-Stellen  nach  vorausgegangenem  Einvernehmen  des  Armee- 
Obercommando'^s  mit  der  obersten  Polizei-Behörde.  ^  Die  Mannschaft 
wurde  aus  den  best-conduisirten  Leuten  der  activen  Armee  gewählt, 
und  mit  einer  dem  beschwerlichen  und  verantwortlichen  Dienste 
entsprechenden  namhaft  erhöhten  Löhnung  bedacht  Nur  allmählich 
konnte  dieses  wichtige  Institut  über  alle  Theile  des  Reiches  au^e- 
dehnt  werden;  allenthalben,  wo  es  errichtet  wurde,  erschien  es 
als  eine  Wohlthat  für  die  ordnungs-  und  ruheliebende  Bevölkerung, 
und  seine  bisherigen  Leistungen  (vvelche  namentlich  in  dem  kaum 
aus  dem  Revolutions-Zustande  getretenen  Königreiche  Ui^em  sehr 
viel  zur  Wiederherstellung  der  öffentlichen  Sicherheit  beitrugen) 
lassen  erkennen,  wie  die  Erhaltung  eines  geordneten  Zustandes 
insbesondere  in  den  Land-Districten  der  rastlosen  Wirksamkeit  der 
Gensdarmerie  zuzuschreiben  ist. ' 


'  UiniBt.  Verord.  vom  18.  Januar  1850  und  20.  Mai  1854. 

^  Kak.  Verord.  todo  8.  Juni  1849. 

^  Eine  nähere  Einsicht  in  diese  Wirksamkeit  gewährt  die  ziffermässige 
Angabe  der  von  der  Gensdarmerie  seit  ihrer  Errichtung  vollbrachten  Lei- 
stnngen  aller  Art    Dieselbe  bewerkstelligte  in  den  Jahren: 
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Mittelst  einer  ftlr  alle  Kronländer  (mit  Ausnahme  des  k>Inba^ 
disch-venezianisehen  Eön^reiches)  giltigen  Vorschrift  wurde  eine 
Theater- Ordnung  erlassen.  *  Zufolge  derselben  dürfen  theatra- 
lische Vorstellungen  jeder  Art  in  der  Regel  nur  in  Theater-Gebäu- 
den oder  in  hierzu  besonders  concessionirten  Räumlichkeiten  von 
den  mit  persönlicher  Befugniss  versehenen  Unternehmern  zur  Auf- 
itlhrung  gebracht  werden.  Bewilligungen  zu  einzelnen  Vorstellun- 
gen von  Dilettanten  ertheilt  der  Kreisvorsteher  und,  wo  eine  Po- 
lizei-Direction  besteht,  der  Polizei-Director.  Jede  Bühnen-Prodnetion 
bedarf  vor  ihrer  ersten  Darstellung  der  Aufflihrungsbewilligung  von 
Seite  des  Statthalters,  für  deren  Einholung  und  genaue  Beachtung 
der  Unternehmer  verantwortlich  bleibt  Die  erlangte  Bewilligung 
ist  nur  (lir  den  Unternehmer  und  die  Bühnen  giltig,  die  darin  aus- 
drücklich genannt  sind;  wurde  jedoch  die  AufDihrung  in  einer 
Kronlands -Hauptstadt  bewilligt,  so  können  die  Productionen  auf 
allen  anderen  Bühnen  desselben  Kronlandes  gegeben  werden.  Die 
ertheilte  Bewilligung  kann  aus  Beweggründen  der  öffentlichen  Ord- 
nung zurückgenommen  werden.  Die  Staats-Sieherheitsbehörde  hat 
darüber  zu  wachen,  dass  die  Vorstellung  nur  über  die  ertheilte 
Bewilligung  und  in  Uebereinstimmung  mit  derselben  stattfinde,  und 
dass  dßr  Act  der  AufDlhrung  nichts  Anstössiges  und  den  öffent- 
lichen Anstand  Verletzendes  enthalte;  dieselbe  ist  übei;haupt  berufen, 
Itlr  die  Aufreehthaltung  des  Anstandes,   der  Ruhe  und  Ordnung 

t9ft#    iSfti    iSftt    t8»S    IMA 

Aufgreifungen,  Verhaftungen  und 

Anzeigen: 

I.  bei  Verbrechen 

a)  gegen  den  Staat     ....         510       767      1.039      Z631      3.693 

b)  gegen  die  Personen     .     .     .      1.558    2.558      4.191      5.265      8.156 

c)  gegen  das  Eigenthum     .    .      7.032  21.807    42.510    50.761    82.791 

II.  bei   Vergeben  und   Uebertre- 
tuugen 

Anfßndungen  von  Leichen,  Ver 

wundeten  und  Kranken  .    . 
Dienste  sonstiger  Art  (Hausdurch 

Buchongen ,    Qerichtsvorladun 

gen,  bei  Conscriptionen  etc.) 


62.909  96.699  198.977  476.557  919.044 
705    1.347      1.898      2.570      3.308 


25.334  20.109    33.742    52.266    75.129 
Die  Zunahme  der  Leistungen  bis  cum  Jahre  1854  rührt  hauptsächlich 

von  der  Vermehrung  der  Zahl  der  Gensdarmen  und  der  Ausdehnung  ihrer 

Wirksamkeit  über  ein  grösseres  Gebiet  her. 
•  Minist.  Verord.  vom  25.  November  1850. 
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wihTend  der  Darstellung  zu  wachen  und  alle  Störungen  des  öffent- 
lichen Vergnügens  ferne  zu  halten.  Bei  dringenden  Rtlcksichten 
kann  sie  die  AufRihrung  eines  Bühnenwerkes  ganz  oder  theilweise 
untersagen,  die  Fortsetzung  einer  begonnenen  Darstellung  einstellen, 
und  in  a^isserordentlichen  Ftülen  das  Gebäude  räumen  und  schliessen 
lassen.  Gegen  die  Entscheidung  der  Sicherheitsbehörde  steht  dem 
Unternehmer  die  Berufung  an  den  Statthalter,  und  gegen  die  Ent- 
scheidung des  letzteren  der  Recurs  an  die  oberste  Polizei-Behörde 
zu.  Auf  die  Uebertretung  dieser  Bestimmungen  sind  Geldstrafen 
bis  zu  500  fl.,  bei  erschw^erenden  Umständen  ttberdiess  mit  Arrest 
bis  zu  3  Monaten  verbunden,  gesetzt.  Einzelne  anstössige  Ab- 
weichungen von  dem  genehmigten  Texte  (Extemporirungen)  sind 
nach  Maassgabe  der  hervorleuchtenden  üblen  Absicht  an  dem  Schuld? 
tragenden  mit  einer  Ordnungs-Strafe  von  5—50  fl.  zu  ahnden. 

Mit  dem  kaiserlichen  Patente  vom  27.  Mai  1852  wurde,  unter 
Aufhebung  des  Gresetzes  vom  13.  März  1849  gegen  den  Missbrauch 
der  Presse ,  ßlr  sämmtliche  Kronländer  (mit  Ausnahme  der  Militär- 
gränze)  eine  neue  Press- Ordnung  erlassen.  *  Die  Vorschriften 
derselben  gelten  nicht  nur  für  die  Erzeugnisse  der  Druckerpresse, 
sondern  für  alle  durch  mechanische  oder  chemische  Mittel  verviel- 
fiiltigten  Erzeugnisse  des  Geistes  und  der  bildenden  Künste.  Jede 
Druckschrift  muss  mit  dem  Namen  des  Druckers,  des  Verlegers, 
des  Herau^ebers,  wo  ein  solcher  erscheint,  sowie  mit  der  Angabe 
des  Druckortes  und  der  Zeit  des  Erscheinens  bezeichnet'  sein;  bei 
den  einzelnen  Zeitungsnummem  kömmt  noch  der  Name  des  Re- 
dacteurs  hinzu.  Der  Drucker  vereinigt  in  sich  auch  die  Verant- 
wortlichkeit des  Verlegers,  wo  dieser  nicht  (oder  fälschlich)  ge- 
nannt ist.  Von  jedem  einzelnen  Blatte  einer  periodischen  Druck- 
schrift, dann  von  den  zu  Ankündigungen  bestimmten  Druckschriften 
hat  der  Drucker  (oder  der  Verleger,  wenn  dieser  sie  herausgibt) 
spätestens  eine  Stunde  vor  der  Herausgabe  oder  der  Versendung 
am  Orte  des  Erscheinens  ein  (von  dem  Redacteur  unterschriebenes) 
Exemplar  bei  der  Sicherheitsbehörde  und  bei  dem  Staatsanwälte, 
wo  ein  solcher  besteht,  zu  hinterlegen.  Von  jeder  anderen  Druck- 
schrift hat  diese  Hinterlegung  spätestens  drei  Tage  vor  ihrer  Ausgabe 
oder  Versendung  zu  erfolgen.  Von  jeder  im  Inlande  erscheinenden 
Druckschrift  hat  der  Verleger  binnen  8  Tagen  nach  der  Ausgabe 
je  ein  Pflicht -Exemplar  an  das  Ministerium  des  Innern,  an  die 
oberste  Polizei-Behörde,  an  die  k.  k.  Hofbibliotliek  und  an  die  zu 
bezeichnende  Bibliothek  im  Kronlande  selbst  abzugeben;  von  den 
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periodischen  Druckschriften  erhält  bei  der  Ausgabe  auch  der  Statt- 
halter ein  Pflicht-Exemplar.  Druckschriften  für  den  Gesehftfls-  und 
Privat-Verbrauch  sind  davon  au^enommen;  bei  Druckwerken  von 
besonders  kostspieliger  Ausstattung  wird  das  Pflicht-Exemplar  (mit 
einem  angemessenen  Percenten- Abschlag  vom  Ladenpreise)  ver- 
gütet. Die  Berechtigung  zur  Erzeugung,  zur  Herausgabe  und  zuni 
Verlage  einer  Druckschrift  wird  nach  dem  Gewerbsgesetze  ertheilt. 
Die  Verbreitung  derselben  darf  nur  von  Personen,  die  nach  diesem 
Gesetze  dazu  berechtigt  sind,  und  zwar  nur  in  ihren  regelmässigen 
Verkaufsstätten  unternommen  werden.  Das  Hausiren  mit  Druck- 
schriften, das  Ausrufen  und  Ausbieten  derselben  ausserhalb  des 
Gewerbs-Locales  ist  untersagt,  ebenso  ohne  besondere  Bewilligung 
der  Sicherheitsbehörde  das  Anschlagen  und  Aushängen  in  den 
Strassen;  ausgenommen  davon  sind  Kundmachungen  rein  örtlichen 
oder  gewerblichen  Inhalts,  ftlr  welche  jedoch  die  Plätze  bestimmt 
sind,  ebenso  die  hierzu  verwendeten,  mit  einem  Erlaubniss- 
scheine zu  versehenden  Individuen.  Ohne  einen  solchen  Erlaubniss- 
schein  ist  auch,  flas  Sammeln  von  Subscribenten  verboten.  An 
Orten,  wo  es  erforderlich  ist,  kann  vom  Statthalter,  von  der  Po- 
lizei-Direction  oder  dem  Kreisvorsteher  einzelnen  vertrauenswerthen 
Personen  eine  Verkaufs -Ldcenz  ftir  bestimmte  periodische  Druck- 
schriften, Gebetbücher  etc.  ertheilt  werden.  Zur  Herausgabe  dner 
periodischen  Schrift  (d.  i.  einer  solchen,  welche  mindestens  &nr 
mal  im  Monate  erscheint)  ist  eine  besondere  Bewilligung  der 
obersten  Polizei -Behörde  (bei  cautions-pflichtigen)  oder  des  Stattr 
halters  (bei  den  übrigen)  erforderlich.  Bei  der  Bewerbung  um 
diese  Concession  muss  der  Name  und  Wohnort  des  Verlegers  und 
(eventuell)  des  Herausgebers,  die  Gewerbeberechtigung  des  Ver- 
legers und  dessen  Domicil  im  Orte  der  Herausgabe,  der  Name 
und  Wohnort  des  Redacteurs,  das  Vorhandensein  der  gesetzlichen 
Eigenschaften  desselben,  der  Name  und  Wohnort  des  Druckers, 
endlich  der  Titel  der  periodischen  Druckschrift,  die  Zeitabschnitte 
ihres  Erscheinens  und  die  Angabe  des  beabsichtigten  Inhaltes  nach- 
gewiesen werden.  Jeder  Redacteur  muss  an  dem  Orte  des  Er- 
scheinens wohnhaft,  24  Jahre  alt  und  österreichischer  Staatsbürger 
sein,  er  muss  das  freie  Dispositions- Recht  über  seine  Person  und 
sein  Vermögen,  eine  tadellose  Moralität  und  den  erforderlichen 
Gxad  wissenschaftlicher  Bildung  besitzen ;  Staatsbeamte  bedürfen  zur 
Uebemahme  einer  Redaction  die  Bewilligung  der  vorgesetzten  Be- 
hörde.     Für   jede   periodische  Druckschrift,    weh^he    die   Tages- 
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geBchichte  behandelt,  politische,  religiöse  oder  sociale  Fragen  be- 
spricht, oder  überhaupt  politischen  Inhalts  ist,  muss  die  vorge- 
schriebene Caution  geleistet  werden,  von  welcher  die  amtlichen 
Zeitongen  befreit  sind,  welcher  dagegen  auch  nichtpolitische  perio- 
dische Druckschriften  unterzc^n  werden,  wenn  wegen  ihres  In- 
haltes oder  wegen  Uebertretung  der  Press -Ordnung  eine  gericht- 
liche Venirtheüung  erfolgt  Die  Caution  beträgt  10.000  fl^  7.000  fl. 
oder  5.000  IL,  je  nachdem  die  Druckschrift  an  einem  Orte  (oder 
in  dessen  Umkreise  innerhalb  %  Meilen)  von  mehr  als  60.000,  von 
%.00O— 60.000  Bewohnern  oder  in  noch  geringer  bevölkerten  Orten 
erscheint^  die  Hälfte  dieser  Summen  reicht  ftlr  Schriften  hin^  welche 
weniger  als  3  Mal  wöchentlich  erscheinen.  Die  Caution  hat  ftlr 
alle  aus  Anläse  der  Druckschrift  verhängten  Geldstrafen  und  ftlr 
die  Untersuchungskosten  zu  haften.  In  einer  periodischen  Druck- 
schrift muss  jede  amtliche  Berichtigung  von  darin  mitgetheilten 
Thatsachen  in  das  nächste  Blatt  kostenfrei,  andere  thatsftchliche 
Berichtigungen  von  Seite  der  Betheiligten  aber  müssen  nur  dann 
kostenfrei  ia  gleicher  Art  eingerückt  werden,  wenn  die  Entgegnung 
nicht  den  zweifachen  Umfang  des  bezüglichen  Artikels  übersteigt 
Im  Falle  der  Verweigerung  ist  die  Aufiiahme  durch  den  Staatsan- 
walt zu  erwirken.  Wird  gegen  eine  periodische  Druckschrift  ein 
Strafverfahren  anhängig  gemacht,  so  muss  die  ergangene  Verord- 
nung, sowie  das  Straferkenntniss,  über  Auftrag  der  Behörde  im 
nächsten  Blatte  mitgethdlt  werden,  wobei  Zusätze  und  Bemer- 
kungen jeder  Art  unzulässig  sind.  Falls  eine  periodische  Druck- 
schrift eine  gefäihrliche  Richtung  beharrlich  verfolgt,  kann  nach 
zweimaliger  schriftlicher  fruclitloser  Verwarnung  die  weitere  Heraus- 
gabe, und  zwar  vom  Statthalter  bis  auf  3  Monate,  von  der  ol)ersten 
Polizei-Behörde  auf  länger,  eingesteUt,  oder  die  gänzliche  Conces- 
aons-Entziehung  verhängt  werden.  Auch  andere  inländische  Druck- 
schriften können  bei  gefährlicher  Richtung  verboten  werden.  Aus- 
ländische Druckschriften  können  von  der  obersten  Polizei -Behörde 
Hir  den  ganzen  Umfang  des  Kaiserstaates  verboten  werden;  ein 
tiolches  Verbot  fasst  auch  das  Verbot  der  Herausgabe  von  Ueber- 
setzui^en,  des  I^ost-Debites,  sowie  der  Ankündigung  und  Verbreitung 
derselben  in  sich.  Die  weiteren  Bestimmungen  (1er  Press-Ordnung 
beziehen  sich  auf  die  strafbare  Verbreitung  von  Druckschriften, 
auf  die  Beschlagnalirae  der  verbotenen,  gegen  die  Press-Ordnung 
oder  ein  Strafgesetz  verstossenden ,  auf  die  Strafen  wegen  Ueber- 
tretung der  Press-Ordnung  (Geldstrafen  bis  500  fl.,  Arrest  bis  zu 
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drei  Monaten^  Cunfiscining  der  Druckschriften,  Entziehung  der 
OoDcession^  Gewerbeverlast)  ^  auf  die  Verantwortlichkeit  ftlr  den 
strafbaren  Inhalt  der  Druckschriften  (der  Verfasser^  Redacteur  und 
Verleger  sind  gleichzeitig  zur  Verantwortung  zu  ziehen^  der  DrudLcr, 
dann  der  Verschleisser  ist  in  gewissen  bezeichneten  Fällen  mitrer- 
antwortlich),  auf  die  Zuständigkeit  der  Behörden  in  Presa-Sachen 
(der  Bicherheitsbehörde,  und  bei  der  StraArerhandlung  der  ordent- 
lichen Gerichtsbehörde),  auf  die  Entziehung  des-Gewerbebefugnisses 
(in  Fällen  einer  dritten  Verurtheilung  wegen  Press -Vei^ehens), 
endlich  auf  die  Verjährung  (welche  sechs  Monate  nach  begangener 
Uebertretung  eintritt). 

Um  die  Revision  der  vom  Auslande  einlangenden,  nicht  ftir 
den  persönlichen  Gfebrauch  eines  Reisenden  bestimmten  literarischen 
und  artistischen  Werke  vornehmen  zu  können,  wurden  bei  einigen 
Hauptzollämtem  Gommissionen  oder  andere  Organe  bestellt;  bloss 
die  periodischen  Schriften,  welchen  der  Post-Debit  bewiUigt  ist) 
sind  von  dieser  Vorschrift  ausgenommen.  * 

Ueber  die  pass-polizeiliche  Behandlung  der  Auslän- 
der in  Oester reich  wurde  verftlgt:  Nur  souveräne  Fürsten  und 
die  Glieder  regierender  Häuser,  welche  königliche  Ehren  gemessen, 
sind  von  der  Verpflichtung  befreit,  mit  einer  ordnungsmässigen 
Reise-Urkunde  versehen  zu  sein,  welche  in  der  Regel  das  Visum 
einer  k.  k.  Mission  oder  eines  k.  k.  Gonsulates  besitzen  muss. 
Diese,  sovrie  die  Aufsichts-Organe  an  den  österreichischen  Grän- 
zen,  deren  Visum  jedenfalls  eingeholt  werden  muss,  sind  ange- 
wiesen, dasselbe  in  allen  Fällen,  wo  die  Ertheilung  nicht  räth- 
hch  erscheint,  zu  verweigern.  In  den  Kronlands -Hauptstädten 
muss  der  Ausländer  eine  besondere  Aufenthalts -Karte  nachsu- 
chen, wenn  er  nicht  in  amtlicher  Sendung  sich  daselbst  befindet. 
Stellt  sich  der  Aufenthalt  eines  Ausländers  in  Oesterreich  aus 
Rucksichten  der  öftentlichen  Ordnung  und  Sicherheit  als  unzu- 
lässig dar,  so  kann  er  sofort  aus  dem  Lande  entfernt  werden. 
—  Zur  Erleichterung  des  täglichen  Gränzverkehres  bleiben  die 
diessftllligen  besonderen  Vorschriften  in  Anwendung.  Ebenso  be- 
halten die  Vereinbarungen,  welche  zu  ähnlichen  Zwecken  mit 
auswärtigen  Regierungen  eingegangen  wurden,  ihre  Kraft  und 
Wiricsamkeit.  ^ 

'  Minist.  Verord.  vom  13.  September  1852. 

'  Verord.  der  obersten  Polizei-Behörde  vom  3.  Mai  1853. 
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S.  7. 

5.  Kcchtspflege. 

Die  Reformen  im  Justiz-Fache  hatten  diesen  wichtigsten 
Zweig  der  öffentlichen  Vei-waltung  nach  allen  Richtungen  siu 
durchdringen,   und  kaum  dürfte  jemals  in  einem   umfang- 
reichen Staate  binnen  so  kurzer  Zeit  eine  so  gewaltige  Verän- 
derung in  der  gerichtlichen  Organisation  und  der  Gresetzgebung 
erfolgt  sein,  als  diess  neuerlich  in  Oesterreich  geschah.    Die 
io  den  einzelnen  Gebietstheilen  so  yerschiedenartigen  Justiz- 
Einrichtungen  mussten  auf  eine  einheitlich  übereinstimmende 
Form  zurückgeführt,  und  dort,  wo  es  an  allgemein  giltigen 
Normen  in  der  Civil-  und  Strafgesetzgebung  gebracht,  die- 
selben ins  Leben  gerufen ,  sowie  die  Grundlagen  des  Real- 
Credites  durch    Grund-  und  Hypothekar -Bücher  geschaffen 
werden.    Nachdem  femer  in  dem  weitaus  grösseren  Theile 
des  Reiches  die  Gerichtsrerwaltung  in  der  untersten  Instanz 
den  Patrimonial'    und    Municipal  -  Gerichten  überlassen  ge- 
wesen, und  diese  bei  der' Neugestaltung  des  Reiches  wegge- 
fallen waren ,  so  mussten  neue  landesfürstliche  Grerichte  erster 
Instanz  eingesetzt  werden.    Wenn  hierbei  noch  erwogen  wird, 
dass  in  den  Grundlagen,  auf  welche  die  neuen  £inrichtungen 
gestützt  wurden ,  selbst  eine  wesentliche  Modification  erfolgte, 
wodurch  eine  wiederholte  Organisation  der  Gterichte  und  eine 
Aenderung  in  den  Vorschriften  für  das  gerichtliche  Verfahren 
bedingt  wurde,   so   muss    die  Aufgabe,  welche  das    Justiz- 
Ministerium  in  diesem  Zeitabschnitte   zu   bewältigen    hatte, 
als  eine  riesenhafte  bezeichnet  werden.    Die  gesammten  Re- 
formen zerfallen  in  zwei  Abschnitte,  deren  erster  diejeni- 
gen umfeuBst,  welche  vom  März  1848  bis  zum  31.  December 
1851  als  dem  Zeitpuncte  der   Allerhöchsten  Schlussfassung 
über  die  Grundsätze  der  neu  -  organischen  Gesetzgebung  für 
Oesterreich  erfolgten,  während  der  andere  die  nach  diesem 
Zeitpuncte    eingetretenen    Reformen    in    sich    begreift.     Der 
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enle  Afaedmitt  kann  als  derjenige  der  Uebergangszeit  be- 
Irachtet  werden,  in  welcher  es  sich  Tor  allem  darum  han- 
delte, durch  Ausfällung  der  in  der  Organisation  der  Grerichie 
und  der  Handhabung  der  Gesetze  sich  kundgebenden  Lücken 
dem  ndchslen  Bedürfnisse  zu  genügen.  Eben  dessbalb  waren 
die  dAmiLl«  getrofienen  Massregeln  meist  nur  partiell,  auf 
einzelne  Kronlander  anwendbar  und  prOYisorischer  Natur, 
daher  nur  bis  zur  firlassung  der  für  das  Gresammtreich  in 
Kraft  tretenden  definitiren  Cresetze  giltig.  In  dem  zweiten 
Abschnitte  beginnt  die  (noch  nicht  beendigte)  Kundmachung 
der  definitiven  Greeetze.  Die  mit  der  Reichseinheit  in  so 
innigem  Zusammenhang  stehende  Rechtseinheit  hat  hier- 
durch ihre  Verwirklichung  nahezu  vollständig  erhalten.  Im 
ganzen  Umftmge  des  Kaiserstaates  werden  alle  der  Civil- 
Grerichtsbarkeit  unterstehenden  Personen ,  mit  Zugrundlegung 
kaum  mehr  in  ihren  Principien  von  einander  abweichender 
Jurisdictions-Normen,  von  gleichförmig  organisirten 
landesfürstlichen  Justiz-Behörden  nach  dem  allgemeinen  bür- 
gerlichen Gesetzbuche,  der  allgemeinen  Wechsel-Ord- 
nung und  dem  Strafgesetze  von  1852  gerichtet.  Die 
8  traf-Process- Ordnung  und  das  Verfahren  in  Rechts- 
Angelegenheiten  ausser  Streitsachen  ist  bei  allen 
jenen  Behörden  gleich;  das  Verfahren  in  Streitsachen 
und  Concurs-Fftllen  wird  allmählich  auf  dieselben 
Normen  zurückgeführt.  Die  Thätigkeit  der  Staatsanwalt- 
schaften und  des  Advocaten-Staudes  ist  auf  denselben 
Grundlagen  in  allen  Reichstheilen  geregelt,  und  das  No- 
tariats-Institut, welches  auf  zwei  verschiedeneu  Grund- 
lagen in  den  westlichen  Kronländem  (sammt  Krakau)  besteht, 
überall  mit  den  gleichen  Rechten  zur  Förderung  seiner 
Wirksamkeit  ausgestattet.  Endlich  gibt  die  Einrichtung  des 
Reichsgesetzblattes  und  der  Laudesgesetzblfttter 
ein  allgemeines  einfaches  Mittel  zur  Kundmachung  der  Ge- 
setze an  die  Hand. 
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Geist  und  Riditung  der  seit  dem  Jahre  1848  bis  zum  AUer- 
höehsten  Cabinets- Schreiben  vom  31.  Deoember  1851  erlassenen 
Gesetze  sind  aus  den  Allerunterthänigsten  Vorträgen,  welche  in 
den  Beilageheiten  zum  Reicbsgesetzblatte  abgedruckt  erscheinen, 
ersichtlich. 

Die  durch  die  Reichsverfassung-  vom  Jahre  1849  eingetretene 
Umgestaltung  der  Grundsätze  und  der  Formen  in  Verwaltung  der 
Rechtspflege  hatte  auch  eine  durchgreifende  Veränderung  der  6e- 
richtsverfiissung  und  Gesetzgebung  zur  Folge.  Die  Patrimonial- 
Gerichtsbarkeit  war  bereits  durch  das  Patent  vom  7.  Septemb<sr 
1848  aufgehoben  und  hiermit  die  Nothwendigkeit  begründet,  so- 
gleich an  die  Neugestaltung  der  Gerichtsverfassung  Hand  zu  legen. 
Derselben  wurde  das  Prineip  der  Trennung  der  Justiz  von  der  Ad^ 
ministration  und  der  Gleichheit  aller  Staatsbüi^r  vor  dem  Gesetze 
zu  Grunde  gelegt,  die  bis  dahin  bestandenen  privilegirten  Gerichts- 
stände wurden  rticksichüich  einzelner  Stände  und  C!orporationen 
(Adel,  Geistlichkeit)  gänzlich  beseitigt,  rttcksichtlich  anderer  (Mili- 
tär) beschränkt 

Durch  das  Allerhöchste  Gabinets-Schreiben  vom  31.  December 
1851  wurde  die  Reichsverfassung  ausser  Kraft  gesetzt,  jedoch  die 
Gleichheit  aller  Staatsangehörigen  vor  dem  Gresetze  ausdracklich 
bestätiget,  zugleich  aber  die  Grundsätze,  welche  ftlr  die  Justiz- 
Pflege  maassgebend  sein  sollten,  in  den  Absätzen  17  —  33  ausge- 
sprochen. Die  DuTchAthrung  dieser  Grundsätze  erforderte  eine 
Umarbeitung  der  in  Folge  der  Reichsverfassung  auf  dem  Gebiete 
der  Justiz-Pflege  erlassenen  Gesetze,  welche  wegen  Kürze  der  Zeit, 
in  welcher  sie  erscheinen  mussten,  hin  und  wieder  etwas  Ueber- 
starztes  hatten,  indem  hierbei  auf  die  früher  bestandenen  und  be- 
währten Institutionen  zu  wenig  Rücksicht  genommen  ward,  und, 
mit  Abschneidung  der  organischen  Entwicklung  und  Fortbildung 
derselben,  Einrichtungen  und  Normen  Platz  greifen  sollten,  welche, 
den  Anschauungen  und  der  Praxis  des  Richterstandes  völlig  fremd, 
nur  schwer  Wurzel  fassen  konnten. 

Die  deutlichste  Uebersicht  dieser  gerichtlichen  Reformen  dürfte 
ach  aus  der  Anführung  der  einzelnen  belangreicheren  Verordnungen 
io  chronologischer  (wenn  auch  nicht  systematischer)  Reihenfolge 
ergeben.  Die  erste  Grundlage  fUr  die  einzuleitenden  Aenderungen 
bot  die  Reichsverfassung  vom  4.  März  1849  dar;  gleichzeitig  damit 
wurde  die  Herausgabe  des  (in  zehn  Ausgaben  veröffentlichten) 
Reichsgesetzblattes  und  eines  Landesgesetz-  und  Regierungs- 
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Blattes  in  jedem  Kronlande,  als  die  allein  giltige  Kondmachungaart 
der  Gesetze  und  Verordnungen,  angeordnet  Nachdem  die  Censar 
bereits  im  März  1848  abgeschafit  worden,  und  das  ini  Drange  der 
Umstände  erlassene  Press-Gesetz  (vom  18.  Mai  1848)  dem  Bedarf- 
nisse einer  eonsolidirten  staatlichen  Ordnung  in  keiner  Weise  ge- 
nügte, wurde  (am  13.  März  1849)  ein  Gesetz  gegen  den  M isa- 
brauch der  Presse  erlassen,  und  das  Verfahren  in  Fällen  der 
Uebertretung  dieses  Gesetzes  geregelt.  Die  Grundzüge  der  neuen 
Gerichtsverfassung  enthielten  den  Grundsatz  der  voUständigen 
Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung,  die  Ausübung  der  Ge- 
richtsbarkeit in  bürgerlichen  Rechtsangelegenheiten  durch  Einzeln- 
gerichte,  Causal  -  Gerichte,  Landes-  und  Oberlandesgeriehte,  ini 
Strafver&hren  bei  Uebertretungen  durch  die  Einzelngericht«  und 
Landesgerichte,  bei  Vergehen  durch  die  Bezirks- Gollegial -Gerichte 
und  Landesgerichte,  bei  Verbrechen  durch  die  Landesgerichte  ab 
Schwurgerichte  und  die  Oberlandesgerichte  als  Anklagekammen, 
endUch  in  beiden  Richtungen  durch  den  obersten  Gerichts-  uod 
Cassationshof,  die  Einrichtung  der  Staatsanwaltschaft.  Eine  provi- 
sorische Advocaten-Ordnung  regelte  die  Zulassung  zu  diesem 
Stande  und  die  Rechte  der  Advocaten,  und  begründete  die  Advo- 
caten-Kammem.  Durch  die  Grundzüge  fUr  Einrichtung  der 
Gefängnisse  wurde  die  Verbesserung  derselben  und  die  be- 
schränkte Einführung  der  Einzebhaft  beabsichtigt  Die  Berg- 
gerichtsbarkeit wurde  den  Berg-Lehensbehönien  abgenoronaeo 
und  den  Landesgerichten  unter  Beigebung  berggerichtlicher  Senate, 
bei  welchen  die  Bergbücher  gef)lhrt  werden,  zugewiesen.  Bin 
summarisches  Verfkhren  in  Besitzstörungs-Streitigkeiten 
sollte  die  in  solchen  Fällen  erforderliche  Beschleunigung  herbeifUhroi* 
Wichtig  ftlr  das  ganze  Reich  erschien  die  EinilUhrung  einer  (mit 
den  deutschen  Staaten  vereinbarten)  allgemeinen  Wechsel- 
Ordnung  und  die  Vorzeichnung  des  dabei  zu  beobachtenden  Ver- 
fahrens. *  —  Die  neue  Gerichts-Organisirung  auf  der  Baffl» 
der  erwähnten  Grundzüge  der  Gerichtsverfassung  trat  allmählig  i» 
den  einzelndn  Kronländern  in  Wirksamkeit,  zuerst  in  den  deutsch- 
slavischen   Kronländem   (ohne  Galizien)   am   1.   Juli  1850,  sowie 

'  Die  allgemeine  Wechsel-Ordnung  vom  25.  Januar  1850  ist  atii  1.  Mai 
1850  für  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie  in  Wirksamkeit  getreten,  wo- 
durch alle  früheren  Wechsel  -  Ordnungen  und  Wechselgesetze  erlosclic» 
HJnd. 
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proTisarisch  in  Ungern ,  der  Wojwodschaft ,  Kroatien  und  Sia- 
vonien,  und  Siebenbürgen,  nachdem  noch  zuvor  eine  Vorschrift 
(tkr  die  Oompetenz  und  das  Verfahren  der  Gerichte  in  Ungern 
(samnat  der  Wojwodschaft)/  die  Grundzttge  der  Reform  der  Justiz- 
Organisation  in  l^ebenbttrgen '  und  die  Regelung  der  Zuständigkeit 
und  des  Verfahrens  der  Gesichte  in  Strafsachen  ftlr  Kroatien  und 
SlaTonien '  erlassen  worden  waren.  Eine  proyisorische  Straf- 
ProeesB-Ordnung  beruhte  auf  dem  Grundsatze  der  Oeffentlich- 
keii  und  Mündlichkeit  des  Verfiihrens,  mit  Einführung  der  Schwur- 
gerichte ftlr  Verbrechen,  und  erstreckte  die  sichernden  Förmlich- 
kdten  selbst  auf  die  AburtheUung  der  Vergehen.  Im  Einklänge 
mit  der  neuen  Gerichtsverfassung  wurden  in  den  deutschen  und 
slavischen  Kroniändem  (Galizien  ausgenommen)  durch  ein  Gesetz 
über  den  Wirkungskreis  und  die  Zuständigkeit  der  Ge- 
richte alle  bisher  bestandenen  Pfttrimonial-  und  Communal-,  dann 
Berg-,  Mercantil-,  See-  und  Lehen-Gerichte,  sowie  alle  privilegirten 
Gerichtsstände  und  sonstigen  landesl^rstlichen  Grerichte  mit  dem 
Beginne  der  neu  organisirten  Gerichte  aufgehoben,  die  ftlr  einzelne 
Kronländer  giltigen  Jurisdictions- Normen  ausser  Kraft  gesetzt,  und 
die  auf  den  ehemaligen  gutsherrlichen  Verband,  auf  das  Privile- 
gium des  Fiscus  oder  auf  andere  Privilegien  sich  gründenden  Vor- 
schriften über  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  entkräftet.  In  dem 
Verfahrep  ausser  Streitsachen  wurden  die  Obliegenheiten 
der  Gerichte  wesentlich  verändert,  indem  bei  Verlassenschafts- 
Abhandlungen,  Vormundschcdts-  und  Curatel-Angelegenheiten  den 
Vonnfindem  und  Curatoren  ein  grösserer  Wirkungskreis  einge- 
räumt und  eine  Instruction  ftir  die  Gemeindevorsteher  erlassen 
ward,  welche  sie  zur  Vornahme  einiger  Amtshandlungen  in  jenen 
Angelegenheiten  sowie  der  Zustellungen  verpflichtete.  Insbesondere 
wurden  die  Waisencassen  aufgehoben,  die  Gebarung  mit  dem  Pu- 
pfflar-  und  Curatel- Vermögen  zunächst  den  gesetzlichen  Vertretern 
der  Pflegebefohlenen  anvertraut,  und  die  cassenmässige  Verrech- 
nung des  Waisen-,  Curanden-  und  Depositen- Vermögens  den  Steuer- 
ämtem  und  den  Depositen-Aemtern  (als  Hilfsämtem  der  Gerichte) 
llberiTEgen.   Ein  organisches  Gesetz  ftlr  die  Geriohtsstellen 


^   Verord.  des  Befehlhaben  der  kais.  Armee  in  Ungern  vom  10.  No- 
vember 1849. 

>  Kais.  Verord.  vom  4.  Juli  1850. 
•  Kais.  Verord.  vom  24.  Jnii  1850. 
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^thielt  die  Vorschriften,  welche  nach  erfolgter  DurcliitIhruDg  der 
Gericht« -Organisation  bei  der  Besetzung  der  Aemter,  Leitung  und 
Handhabung  der  Disciplin,  sowie  in  der  inneren  und  äusseren  6e- 
schäfts-Ordnung  zu  beobachten  sind.  Das  provisorische  Gesetz  Qber 
die  Staatsanwaltschaften  regelte  dieses  neue  Organ  der  ge- 
richtlichen Thütigkeit,  nach  dessen  Aufstellung  die  öffoitiiehen 
Fiscale  in  Ungern  und  Siebenbürgen  aufgehoben  und  deren  Ob- 
liegenheiten an  die  Staatsanwaltschaften  übertragen  werden  kcmnten. 
Die  Gerichts -Oifianisation  ward  vervollständigt  durch  die  Organi- 
sation des  obersten  Gerichts-  und  Cassationshofes,  welcher 
in  allen  Civil-Sachen  in  und  ausser  Streitsachen,  in  denen  die  Ober- 
landesgerichte in  zweiter  Instanz  erkannt  haben,  sofeme  ein  weiterer 
Rechtszug  gesetzlich  zulässig  ist,  dann  in  Strafsachen  als  Cassation»- 
hof  über  Nichtigkeitsbeschwerden,  in  den  Fällen,  in  welchen  diese 
stattfinden,  entschied.  Den  gerichtlichen  Instituten  wurde  das  No- 
tariat angereiht  und  für  dasselbe  eine  Notariats-Ordnung  kund- 
gemacht. Neue  Bestimmungen  erfolgten  über  die  Anlegung  der 
Grund-  und  Intabulations-Bücher,  wozu  in  den  ehemals 
ungrischen  Ländern  erst  die  Vorbereitungen  getroften  werden  muss- 
ten,  zu  welchem  Behufe  eine  provisorische  Grundbuchs- 
Ordnung  für  Ungern,  die  Wojwodschaft,  Kroatien  und  Slavonien^ 
und  Siebenbürgen  erlassen  wurde.  In  den  Ländern,  wo  die  Orund- 
bücher  schon  bestanden,  wurde  zur  Förderung  des  Real-Credites 
eine  Vorschrift  behuls  der  Beschleunigung  des  grundbttcherlichen 
Verfahrens  gegeben.  * 

Die  nach  dem  31.  Deoember  1851  stattgefundenen  Reformen 
in  den  Justiz -Einrichtungen  waren  zum  Theile  bestimmt,  auf  die 
östlichen  Kronländer  die  in  den  übrigen  bereits  bestehenden  Ein- 
richtungen auszudehnen,  entgegenstehende  Anordnungen  aufzuheben, 
und  die  sich  ergebenden  Lücken  auszufüllen;  theils  waren  sie  auf 
die  Erlassung  neuer,  ftir  das  Gesammtreich  verbindlicher,  den  or- 
ganischen Grundsätzen  vom  31.  Deoember  1851  angepasster  Gresetce 
gerichtet  So  wurde  für  Ungern,  die  Wojwodschaft,  Kroa- 
tien und  Slavonieu  eine  Advocaten-Ordnung,'  ferner  eine  Civil- 
Prooess- Ordnung*  erlassen,  nachdem   als   Uebergahgsbestimmung 

•  Kais.  Verord.  vom  16.  Kärz  1851,  und  Minist  Yerord.  vom  29.  Oc- 
lober  1852. 

'  Kais.  Patent  vom  24.  Juli  1852. 

'  Minist  Verord.  vom  16.  September  1852. 
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schon  firOher  *  alle  RechtsstreitigkeiteD,  welche  aich  auf  Aviticitäts- 
Yerh&ltniese  bezogen^  sowie  alle  die  Yerpftndung  adeliger  Güter 
äetrefienden  Processe  einem  Gerichtsstillstande  unterzogen  worden 
waren  ^  und  diessfalls  keine  neuen  Processe  anhängig  gemacht  wer- 
den duiilen,  sowie  bei  Einführung  jener  Process- Ordnung  selbst 
rttcksicbtlich  solcher  Grundbesiizer,  mit  deren  Besitze  eine  UrbiCriali- 
tät  verbunden  war,  die  ihnen  vor  dem  11.  April  1848  dargeliehenen 
Capitale,  mit  Ausnahme  der  Handelswechsel ,  als  unaufktlndbar  er- 
klärt wurden.  Die  Wirksamkeit  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gre- 
setzbuches  wurde  f)ir  Ungern,  die  Wojwodschaft  und  das  Banat, 
Kroaden  und  Slavonien  durch  kaiserliches  Patent  vom  29.  Novem- 
ber 1852  in  das  Leben  gerufen,  gldchzeitig  aber  wurden  die  durch 
königliche  Donationen  begründeten,  das  Eigenthum  wesentlich  be- 
schränkenden Heimfallsrechte,  sowie  die  Gdtung  der  Avitidtät  (in 
Folge  welcher  Niemand  über  das  ererbte  liegende  Vermögen  ver- 
fügen durfte)  aufgehoben.  Eine  provisorische  Instruction  für  das 
Verfahren  ausser  Streitsachen ,  ^  wodurch  Waisen-Commissionen  ftlr 
die  Behandlung  der  Vormundschafts-  und  Curatel-Angelegenheiten 
geschaffen  wurden ,  sollte  *bis  zum  Erlasse  einer  allgemein  verbind- 
lichen diessffüligen  Vorschrift  gelten,  ebenso  eine  provisorische  Con* 
eur8-Ordnung.  *  Für  die  Anlegung  der  Grund-  und  Intabulations- 
Bücher,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  den  adeligen  Grundbesitz) 
wurden  die  Vorarbeiten  eingeleitet,  *  deren  Ergebnisse  zu  der  Mn- 
ftlhrang  der  Grundbücher  für  den  ehemals  grundherrlichen  sowohl 
als  den  unterthfinigen  Besitz  in  mehreren  Eomitaten  gefuhrt  haben.  ^ 
Fflr  Siebenbürgen  wurde  ebenfalls  mittelst  kaiserlichen  Paten- 
lee vom  28.  Mai  1853  die  Wirksamkeit  des  allgemeinen  bürger- 
lichen Gesetzbuches  angeordnet,  wobei  gleichzeitig  die  Gesetze 
über  Erwerbung  und  Ausübung  des  Eigentiiumsrechtes  abgeändert, 
die  königlichen  Donationen  und  das  daraus  abgeleitete  Heimiallsrecht 

'  Kais.  Patent  vom  3.  November  1849. 

'  Miiust.  Verord.  vom  17.  Deoember  1852. 

*  Minist  Verord.  vom  18.  Juli  1853. 

'  Minist.  Verord.  vom  18.  April  1853  und  15.  Deoember  1855. 

^  In  den  Komitaten  Pfest-Pilis,  Pest-Solt,  Wieselburg,  Raab,  Pressburg, 
Säros,  ß^k^s-Csiinad  und  Arad,  in  den  Kreisen  Temesvär  und  Gross- 
Beeakerek,  im  Komitate  Agram  und  einer  An74fchl  von  Städten  hat  bereits 
die  Führung  der  Grundbücher  begonnen;  die  Richtigstellung  der  Besitz- 
rechte  und  die  Hypothedrung  von  Forderungen  wird  durch  richterliche 
Amtshandlungen  sofort  bewerkstelligt  werden. 
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nn^ehoben  wuideD.  Die  proYisorische  Instruction  Dir  das  gericht- 
liche Verfahren  ausser  Streitsachen,  die  provisorische  ConcuTS-Ord- 
nung  und  die  Advocaten-Ordnung  wurden  daselbst  ebenftiUs  einge- 
führt Auch  in  dem  Gebiete  des  ehemaligen  Freistaates  von 
Krakau  musste  erst  durch  das  kaiserliche  Patent  vom  23.  MSn 
1852  das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  und  die  westgalizische 
Gerichts-Ordnung  in  Geltung  gebracht  werden.  Seit  29.  September 
1855  umfasst  die  Wirksamkeit  des  allgemeinen  btli^rlichen  Ge- 
setzbuches den  ganzen  Kaiserstaat,  während  die  Redudrung  der 
Cüvil-Process-Ordnungen  auf  eine  einzige  sich  vorbereitet 

Zu  den  allgemein  giltigen  gesetzlichen  Vorschriften,  wodurch 
die  Justiz -Verwaltung  neu  geregelt  wurde,  gehört  das  Straf- 
gesetz (eine  vervollständigte  Auflage  des  in  den  deutschen,  sla- 
vischen  und  italienischen  Kronländem  bestandenen  Strafgesetzes 
vom  Jahre  1803,  bei  welcher  die  Verbrechen,  Vergehen  und 
Uebertretungen  von  einander  getrennt,  mehrere  neu  und  schftrfer 
bestimmte  gesetzliche  Verftlgungen  aufgenommen,  die  Auizähluog 
der  Verbrechen  gegen  die  Öffentliche  Sicherheit  besser  gegliedert 
und  die  Gesetze  über  die  durch  Druckschriften  begangenen  straf- 
ftdllgen  Handlungen  einbezogen  wurden),  *  femer  das  Gesetz  ttber 
den  Wirkungskreis  und  die  Zuständigkeit  der  Gerichte 
in  bürgerlichen  Rechtsangelegenheiten,  welches  abgesondert  fOx 
die  deutschen  und  slavischen  Kronländer,  sodann  (mit  Hinweg- 
lassung  der  auf  die  dort  nicht  vorhandene  Berggerichtsbarkeit 
Bezug  nehmenden  Bestimmungen)  ftlr  das  lombardisch -venezia- 
nische  Königreich  und  Dalmatien,  endlich  ftir  die  ungrischen 
Länder  erlassen  wurde , ^  eine  Vorschrift  über  die  Verwahrungs- 

*  Das  Strafgesetz  vom  27.  Mai  1852  trat  am  1.  September  1852  für 
den  ganzen  Umfang  des  Reiches,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Fersouen 
und  Gebiete,  welche  dem  besonderen  Militär-Strafgesetzbuche  unterstehen, 
in  Wirksamkeit  —  Die  Einbeziehung  der  Press- Vergehen ,  die  Aufhebaog 
der  Todesstrafe  für  entferntere  Mitwirkui^  am  Hochverrath,  für  Credits- 
Papier- Verfälschung  und  wiederholte  Brandlegung,  die  Vervoliständigong 
der  Fälle  öffentlicher  Gewaltthätigkeit  sind  hervorragende  VerbesseroDgen 
desselben. 

'  Civil-Jurisdictions- Normen  bestehen:  a)  für  die  deutsch-slaviscbeo 
Kronländer ;  fl}  für  die  Lombardie  und  Venedig;  ;•)  für  Dalmatien,  — 
alle  drei  vom  20.  November  1852  — ;  fl  für  Ungern,  die  Wojwodachaft 
und  das  Banat,  Kroatien  und  Slavonien ,  vom  16.  Februar  1863;  «)  f&r 
Siebenbürgen ,  vom  3.  Juli  1853.  Sie  haben  ihre  Wirksamkeit  am  Tage 
der  Activirung  der  neuen  Gerichtsbehörden  begonnen. 
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gebahr  Dir  die  bei  den  hndesftlrstHchen  Depositen-Aemi^ru 
inliegenden  Gelder  und  Yermögenspapiere/  die  Yorschrift  besKüg- 
iich  der  inneren  Einrichtung  und  Geschäfts-Ordnung 
sftmmtKcher  Gerichtsbehörden^'  mit  einer  nachgefolgten  spe- 
dellen  Instruction  über  die  innere  Amtswirksamkeit  und  Geschftft«- 
Ordnang  der  Gerichtsbehörden  in  strafgerichtlichen  Angelegenheiten/ 
dne  neue  Straf-Process-Ordnung/  eine  Vorschrift  Air  die  innere 
£Sorichtui^  und  Gesehäfts-Ordnung  der  Staatsanwaltschaften/ 

'  Kais.  PlBtent  vom  !26.  Januar  1853.  Minist.  Verord.  vom  90.  Ja- 
noar  1853. 

'  Das  organische  Gesetz  für  die  Gerichtsbehörden  vorn  3.  Mai  1853 
trat  far  Ungern,  die  Wojwodschaft  und  das  Banat,  Kroatien  und  Sla- 
vonien  am  1.  Juli  1853,  für  das  lombardisch -venezianische  Königreich 
am  2.  November  1853,  für  die  übrigen  Kronländer  mit  der  Acüvirting 
der  neuen  Gerichtsbehörden  in  Wirksamkeit. 

'  Minist.  Verord.  vom  16.  Juni  1854. 

*  Die  provisorische  Straf-Prooess-Ordnung  vom  17.  Januar  1850  war 
ZQ  sehr  den  Gesetzen  Frankreichs  und  der  Rheinlande  nachgebildet. 
Dessenungeachtet  vnirde  bei  Erlassung  der  neuen  Straf-Prooess-Ordnnng 
vom  29.  Juli  1853  das  viele  Treffliche,  das  sich  in  jener  ersteren  vorfand 
and  praktisch  bewährt  hatte,  beibehalten,  und  mit  dem  Anwendbaren 
tos  dem  Verlbhren  för  Strafsachen  des  alten  Gesetzes  von  1803  in  Ver- 
bindung gebracht.  —  So  boten  das  Institut  der  Staatsanwaltschaft,  die 
Anklageform^  die  Mündlichkeit  und  theilweise  Oeffentlichkeit  des  Ver^ 
fahrens  in  erster  Instanz  schätzbare  Factoren  für  eine  gedeihliche  Straf- 
rechtspflege, und  fanden  Aufnahme;  dagegen  wurden  die  Schwurgerichte 
und  der  Cassationshof  als  solcher  beseitiget,  die  Verweisung  der  Richter 
auf  ihre  gewonnene  Ueberzeugung  wurde  durch  eine  negative  Beweis-' 
Theorie  in  bestimmte  Gränzen  eingeengt,  die  ürtheilschöpfu/ig  auf  ^schuldig, ' 
sefauldlos  und  Freisprechung  von  der  Anklage^  erweitert,  die  Oberlandes- 
gerichte als  zweite  und  der  oberste  Gerichtshof  als  dritte  Instanz  mit  dem 
Beüügen  bestellt,  dass  bei  denselben  nur  schriftlich  zu  verfahren  sei. 
Emfachheit^  die  alle  entbehrlichen  Formalitäten  beseitigt  und  bei  minder 
strafbaren  Handlungen  auch  ein  abgekürztes  Verfahren  zulässt,  und  Hu« 
Biaoität,  welche  besonders  die  Vertheidigung  des  Angeklagten  unterstützt, 
zeichnen  die  neue  Straf-Process-Ordnung  aus;  sie  trat  in  den  verschiedenen 
Krouländem  mit  dem  Zeitpuncte  der  Activirung  der  neuen  Gerichtsbehör« 
den  in  Wirksamkeit 

^  Das  Institut  der  Staatsanwaltschaft,  dessen  Wirkungskreis  haupt- 
Achlieh  auf  die  Straf-Justiz  beschränkt  wurde,  bedurfte  mit  seiner  Neu- 
gestaltung auch  einer  neuen  Geschäfts-Ordnung.    Das  Gesetx  vom  3.  Au- 
gust 1854  über  die  neue  Einrichtung  und  Geschäfts-Ordnung  desselben 
V.  Czoernig,  Oesterroich's  Neugestaltung.  8 
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das  Gesetz  über  das  gerichüiche  Verfahren  in  Rechtoangelegen- 
heiten  ausser  Streitsachen,'  eine  neae  Notariats-Ordnung 
(nachdem  schon  früher  der  mit  der  vorhergehenden  Notariats-Ord- 
nung eingeführte  Notariats -Zwang  aufgehoben  worden  war),  die 
Anordnung  bezüglich  der  Ausübung  der  Civil-Gerichtsbarkeit 
der  k.  k.  Consulate  über  die  österreichischen  Unterthanen  in 
der  Türkei,^  nebst  einer  dazu  gehörigen  Yollzugsvorschrift,  end- 
lich eine  Vorsehrül  bezüglich  der  Vornahme  der  gerichtlichen  Tod- 
tenschau.' 

hat  seine  Wirksamkeit  in  den  Kronländem,  in  welchen  die  nea  organi- 
sirten  Staatsanwaltschaften  bereits  in  Thätigkeit  waren,  mit  dem  Tage  der 
Kundmachung,  in  den  übrigen  Kronländem  aber  mit  dem  Tage,  an  wel- 
chem die  neu  organisirten  Staatsanwaltschaften  activirt  wurden,  begomien. 

*  Durch  das  neue  Gesetz  über  das  gerichtliche  Verfahren  ausser  Streit- 
sachen vom  9.  August  1854  ist  das  frühere  Gesetz  über  Verlassenschafts- 
Abhandlungen  vom  28.  Juni  1850  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  worden, 
und  zwar  in  der  Lombardie  und  in  Venedig,  in  der  Wojwodschaft  und 
dem  Banate  mit  1.  November  1854,  in  den  übrigen  Kronländern  vcmu  Tage 
der  Wirksamkeit  der  neuen  Gerichts-Organisaüon. 

'  Kais.  Verord.  vom  29.  Januar  1855. 

*  In  Folge  der  eingetretenen  Aenderungen  verloren  mehrere  der  früher 
angeordneten  Reformen  ihre  Giltigkeit.  Dahin  gehören  insbesondere:  das 
Gesetz  gegen  den  U issbrauch  der  Presse  sammt  dem  Verfahren  in 
PreBS-Uebertretungsfäilen  (Kais.  Patente  vom  13.  und  14.  März  1849),  wel- 
ches theils  durch  das  neue  Strafgesetz,  theils  durch  die  neue  Press-Ord- 
nung ersetzt  wurde,  die  Grund züge  der  neuen  Gerichtsverfassung 
(Kais.  Entscbl.  vom  14.  Juni  1849),  die  Vorschrift  über  die  Bildung  der 
Geschwomen  für  die  Press -Gerichte  (Kais.  Patent  vom  11.  September 
1849),  das  organische  Gesetz  über  die  Gerichtsstellen  (Kais.  Pa- 
tent vom  28.  Juni  1850),  die  provisorische  Straf-Process-Ordnung 
(Kais.  Patent  vom  17.  Januar  1850),  die  Vorschrift  über  den  Wirkungs- 
kreis  und  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  (Kais.  Patent  vom  18.  Juni 
1850),  das  Gesetz  über  Verlassenschafts- Abhandlungen  vom  28.  Juni  1650, 
die  Verordnung  über  die  Wirksamkeit  der  Staatsanwaltschaften  in  Ungern, 
der  Wojwodschaft  und  dem  Banate,  Kroatien  und  Slavonien  (Minist  Verord. 
vom  30.  Juni  1850),  die  provisorische  Advocaten-Ordnung  für  Siebenbürgen 
(Minist.  Verord.  vom  14.  Mai  1852),  endlich  die  provisorische  Instruction 
über  das  gerichtliche  Verfahren  in  Rechtsgeschäften  ausser  Streit- 
sachen für  Ungern,  die  Wojwodschaft  und  das  Banat,  Kroatien  und 
Slavonien  (Minist.  Verord.  vom  17.  December  1852)  und  für  Siebenbürgen 
(Minist.  Verord.  vom  15.  Juni  1853).  Theilweise  modiüdrt  wurden  durch 
die  nachgefolgten  Einrichtungen  und  den  Wirkungskreis  der  Gerichte  die 
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Um  eine  grössere  Zuverlässigkeit  und  Vereinfachung  in  der 
Kundmachung  der  Gesetze  herzustellen,  wird  ein  allgemeines  Reichs- 
gesetz- und  Regierungs- Blatt  ausgegeben.  Ein  solches  er- 
schien bis  31.  December  1852  in  zehn  Ausgaben ,  nämlich :  deutseh, 
italienisch,  ungrisch,  böhmisch  (zugleich  mährische  und  slovakische 
Schriftsprache),  polnisch,  ruthenisch,  slovenisch  (windische  und 
krainische  Schriftsprache),  serbisch -illjrisch  mit  serbischer  Oyrill- 
schrift,  serbisch -Oljrisch  (zugleich  kroatisch)  mit  lateinischen  Let- 
tern, und  romanisch  (moldauiseh-walachisch).  Den  Ausgal)en  mit 
nicht-deutschen  Texten  wurde  der  deutsche  Text  beigeftlgt,  aber 
alle  Texte  wurden  fHiT  gleich  authentisch  erklärt.  Seit  1.  Januar 
1833  erscheint  das  Reichsgesetzblatt  nur  in  deutscher  Sprache,  und 
der  deutsche  Text  ist  der  allein  authentische,  auch  ftlr  aUe  schon 
frtther  in  dem  Reichsgesetzblatte  erschienenen  Gesetze  und  Verord- 
nungen. Das  Reichsgesetzblatt  enthält  alle  zur  öffentlichen  Bekannt^ 
machung  bestimmten  Staatsverträge,  alle  itlr  das  «ganze  Reich  oder 
für  einzelne  Kronländer  erlassenen  kaiserlichen  Patente  und  Ver- 
ordnungen, dann  die  von  den  Ministerien  in  ihrem  Wirkungskreise 
eriassenen  Verordnungen.  Die  verbindende  Kraft  der  darin  aufge- 
nommenen Gesetze  und  Verordnungen  beginnt  oüt  dem  45.  Tage 
nach  der  Ausgabe  des  bezüglichen  Reichsgesetzblattes,  insofeme 
diessfalls  nicht  in  einzehien  Fällen  eine  besondere  Bestimmung  er- 
folgt. Ausser  dem  Reichsgesetzblatte  wird  in  jedem  Kronlande  ein 
Landesgesetz-  und  Regierungs-Blatt  in  den  Landessprachen 
mit  beigefügtem  deutschen  Texte  ausgegeben ;  dasselbe  enthält,  aus 
dem  allgemeinen  Reich^eseteblatte  aufgenommen,  alle  diejenigen 
Gesetze  und  Verordnungen,  welche  in  dem  bezüglichen  Kronlande 
Wirksamkeit  haben ,  überdiess  aber  alle  von  den  Landesbehörden 
erlassenen  Verordnungen,  Vertilgungen  und  Belehrungen  über  öffent- 
liche Angelegenheiten.  Alle  Gemeinden  sind  zur  Anschaffung  des 
Landesgesetz-  und  Regierungs -Blattes  in  der  bei  ihnen  üblichen 
Landessprache  verpflichtet  * 

OrganisaüoD  des  obersten  Gerichts-  und  Cassationshofes  (Kais. 
Pfttent  vom  7.  Augnst  1850),  durch  das  spätere  Notariats-Gesetz  (Kais^ 
PMect  vom  21.  Mai  1855)  die  frühere  Notariats- Ordnung  (Kais.  Patent 
vom  29.  September  1850),  sowi«  durch  das  neue  Strafgesetz  die  Grund züge 
bei  Errichtung  von  Gefängnissen  (Allßrh.  Entschl.  vom  24.  August  1849). 
*  Kais.  Patent  vom  4.  März  1849,  modiflcirt  durch  die  kals.  Verord- 
mmgen  vom  20.  December  1850,  vom  27.  December  1852  und  '^vom 
16.  März  1853. 
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Die  Advocaten  werden  vom  Justiz-Minister  ernannt^  welcher 
liierbei  an  eine  bestimmte  Zahl  derselben  nicht  gebunden  ist    Die 
Advocaten -Kammer    bilden   sämmtliche  Advocaten  eines  Landes- 
Gerichtssprengels   (oder  mehrerer  derselben  mit  Gutheissung  des 
Justiz-Ministers).    Aus  der  Kammer  wird  durch  Wahl  ein  ständiger 
Ausschuss  gebildet    Der  Advocaten-Kammer  steht  zu:  a)  die  Er- 
lassung ihrer  Geschäfts-Ordnung  und  jener  des  Ausschusses,  sowie 
die  Feststellung  der  Wirksamkeit  des  letzteren;  b)  die  Wahl  ihres 
Präsidenten  und  jene  der  Mitglieder  des  Ausschusses,  sowie  die 
Bestimmung  der  Zahl  derselben ;  c)  die  Feststellung  der  Einnahmen 
und  Au^aben  der  Kammer;  d)  das  Gutachten  über  die  Verleihung 
von  Advocaten-Stellen ,  die  Aeusserung  bei  Suspendirung  oder  Ekit- 
lassung  eines  Advocaten;  e)  die  Wahl  der  Prüfungs-Gommissäre 
aus  dem  Advocaten -Stande,  welche  zu  den  Advocaten -Prüfungen 
zuzuziehen  sind;  0  ^^  Auflrechthaltung  der  Ehre  und  Würde  des 
•Advocaten-Standos ;  g)  die  Erstattung  von  Gesetzesvorschlägen.   Dem 
ständigen  Ausschusse,  welcher  aus  dem  Präsidenten  und  mindestens 
vier  Sümmfilhrem  —  sämmtlich  unentgeltlich  fungirend  —  zu  be- 
stehen hat,  ist  zugewiesen:  a)  die  Oberaufsicht  über  die  Advoca- 
turs-Candidaten  im  Bezirke;  b)  die  Benennung  der  unentgeltlichen 
Vertreter  iUr  arme  Parteien.    Das  Vertretungsrecht  eines  Advocaten 
erstreckt  sich  in  Civil-Sachen  auf  den  Oberlandesgerichts -Bezirk. 
Um  zur  Ausübung  der  Advocatur  zugelassen  zu  werden,  ist  erfor- 
derlich: die  österreichische  Staatsbürgerschaft,  die  erreichte  physische 
Grossjährigkeit,   ein  unbescholtener  Lebenswandel,   die  durch  die 
Advocaten -Prüfung  erprobte  Befähigung.    Die  Prüfungs-Candidaten 
müssen  nachweisen:  die  an  einer   österreichischen  Universität  er- 
langte juridische  Doctors- Würde,  die  DienstrPraxis  bei  einer  östei> 
leicliischen  Finanz -Procuratur  oder  einem  inländischen  Advocaten 
durch  drei  Jahre,  deren  mindestens  eines  nach  erlangtem  Doctor- 
Grade  verlaufen  sein  muss  (oder,  bezüglich  eines  Jahres,  die  Richter- 
amts- oder  Notariats-Praxis).   Die  Prüfungs-Commission  besteht,  unter 
dem  Vorsitze  eines  Rathsmitgliedes  des   Oberlandesgerichtes,  aus 
zwei  Justiz-Räthen  und  zwei  Advocaten.    Die  DisGiplinar-Aufsicht 
über  die  Advocaten  steht  dem  Oberlandesgerichte  zu. ' 

In  der  mit  kaiserhcher  Verordnung  vom  24.  Juli  1852  erlas- 
senen Advocaten-Ordnung  für  Ungern,   Wojwodschaft 

'  Kais.  Verord.  vom  16.  August  1649,  womit  die  provisorische 
Advocaten-Ordnung  genehmigt  wurde,  und  Minist  Verordnung  vom 
11.  October  1653. 
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und  Banat^  Kroatien  und  Slavonien  sind  umständlichere  Be- 
atimmungen über  die  Rechte  und  Pflichten  der  Advocaten^  sowie 
bezflglieh  der  Ausübung  der  Disciplinar-Crewalt  Ober  dieselben  ent- 
halten. Die  SteDe  der  Advocaten- Kammern  (und  ihrer  ständigen 
Aussehflsse)  vertreten  daselbst  Advocaten-Ausschüsse,  welche  vom 
Justiz -Minister  ernannt  werden.  Der  Präsident  und  die  Mitglieder 
des  Ausschusses  werden  illr  ein  Jahr  ernannt,  können  aber  durch 
das  Oberlandesgericht  jährlich  bestätigt  werden.  Un&hig,  die  Ad- 
▼ocatur  zu  erlangen,  sind  diejenigen,  welche  sich  im  Concurse  oder 
unter  Curatel  befinden,  sowie  diejenigen,  welche  gewisser  staraf- 
barer  Handlungen  für  schuldig  erkannt  oder  tlberhaupt  zu  einer - 
mindestens  sechsmonatlichen  Freiheitsstrafe  verurtheilt  wurden.  Mit 
der  Advocatur  ist  weder  ein  besoldetes  Staatsamt,  noch  die  Aus- 
übung von  Maklergeschäften  vereinbar.  Die  den  Ausschüssen  ein- 
geräumte Disciplinar-Gewalt  über  die  Advocaturs-Candidaten  wurde 
durch  besondere  Bestimmungen  geregelt. '  Die  gleichen  Bestim- 
mungen enthält  die  Advocaten -Oiadnung  für  SietTenbfirgen, '  in 
welcher  jedoch  unter  den  Erfordernissen  zur  Erlangung  der  Advo- 
catur vorläufig  die  juridische  Doctors-Würde  noch  nicht,  dafür  aber 
die  Kenntnise  der  deutschen  und  noch  einer  in  Siebenbürgen  üb- 
lichen Landessprache  aufgenommen  ist. 

Die  Notariats-Ordnung  vom  29.  September  1850  wurde 
durch  die  unzähligen  Förmlichkeiten,  welche  bei  der  Aufiiahme 
der  Notariats -Acte  vorgeschrieben  waren,  für  die  Parteien  so 
drückend,  dass  dieses  bei  gehöriger  Einrichtung  für  Parteien  und 
Gerichte  nur  erwünschte  und  für  die  Sicherheit  des  Rechtsverkehrs 
höchst  erspriessliche  Institut  ohne  Anklang  blieb.  Die  Umarbeitung* 
hatte  vorzugsweise  die  Beseitigung  dieser  drückenden  Formen,  zu- 
gleich aber  auch  das  Ziel  im  Auge,  die  Benützung  des  Notariats- 
bstitutes  durch  die  den  Notariats- Acten  gewälirten  Begünstigungen* 
den  Parteien  erwünscht  zu  machen,  Rechtsstreitigkeiten  zu  ver- 
mindern, den  Parteien  die  Üiunlichst  schnelle  Realisirung  ihrer 
Forderungen  und  Rechte  möglich  zu  machen  und  hierdurch  auch 
die  Gescbäflslast  der  Gerichte  zu  erleichtern. 

Nachdem  das  Recht  der  Aviticität  in  den  ungrischen  Ländern 

*  Minist  Verord.  Tom  26.  März  1855. 
'  Kais.  Patent  vom  10.  October  1853. 

'  Kais.  Patent  und  kaiserl.  Verord.  vom  21.  Mai  1855. 

*  Für  alle  westlichen  Kronländer  nebst  Krakau  summt  Gebiet 
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beieito  frOher  dem  Gmndaatze  uieh  aufj^ehoben  war,  wurden 
auch  die  danuis  enf springenden  Reefatsbeziehiii^en,  sowie  die  auf, 
den  staatsrechtliehen  YerfailtnisBen  berahend«i  Besduünkongeo  des 
Eigenthames  ausser  Kraft  gesetzt.  Sonach  worde  das  System  der 
königliehen  und  Paktinal-Sehenknngen  nnd  das  daiaos  abgeleitete 
Heimfallsredit  wegen  Mangos  der  in  der  Schenkung  bemfibneD 
Ertien  und  wegen  der  in  den  Gesetzen  bezeicfanetai  Treolosi^eil 
aufgegeben^  ebenso  wairi  das  in  dem  bestandenen  YerfaältnisBe  der 
Grundherren  zu  den  Unterthanen  begründete  Heimfallsrecht  aufge- 
hoben. Keine  auf  solchem  Titel  beruhende  Proeesse  dürfen  mehr 
eingeleitet  werden.  Der  Unterschied  zwischen  ererbtem  und  er- 
worbenem Vermögen  und  zwischen  männlichem  und  weiblichem 
Geschlechte  bezüglich  der  Erbfolge  hat  aufzuhören.  Durch  die  dn- 
getretene  Wii^samkeit  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches 
ist  Grleichheit  der  Rechte  und  namentlich  der  Erbansprüche  gewähr- 
leistet Der  Mangel  des  Indigenats  oder  Inoolats  schliesst  künftig 
von  der  Erwerbung  von  Liegenschaften  nicht  aus;  zwischen  ade- 
lichen Gütern  und  anderen  Liegenschaften  findet  in  Bezug  auf  die 
zur  Gültigkeit  der  Verträge  behufs  der  Eigenthums-UebertraguDg 
erforderlichen  Förmlichkeiten  kein  Unterschied  Statt.  Die  geschlos- 
senen Eigenthumf^-Uebertragungen  von  Liegenschaften  können  künf- 
tig aus  Ansprüchen,  welche  nach  den  bislierigen  Gresetzen  aus  den 
Eigenschaften  der  Güter  fk)88en,  durch  neu  einzuleitende  Proeesse 
oder  wegen  Mangels  eines  öfifentiichen  Siegels  nicht  angefochten 
werden.  Das  bestandene  gesetzliche  Einstandsrecht  der  Verwandten 
und  Nachbarn,  sowie  jedes  gesetzliche  Vorkaufsrecht  hört  auf;  die 
bisher  üblichen  Pfand  vertrage,  Verkäufe  der  Liegenschaftien  auf  Zeit 
mit  dem  Vorbehalte  des  Rückeinlösungsrechtes,  sind,  wenn  sie 
künftig  geschlossen  werden,  rechtsungiltig.  Alle  Proeesse,  wek^ 
nach  dem  früheren  Rechte  gegen  die  Besitzer  von  liegenscbaften 
oder  zur  Geltendmachung  von  Erbansprüchen  erhoben  werden  konn- 
ten ,  die  aber  nach  den  Vorschriften  der  neu  geltenden  Civil-Gesete- 
gebuiig  nicht  zulässig  sind,  dürfen  nur  dann  noch  eingeleitet  wer- 
den, wenn  seit  der  Entstehung  des  Rechtsgrundes,  woraus  diese 
Anforderungen  abgeleitet  werden,  bis  zur  Wirksamkeit  des  allge- 
meinen bürgerlichen  Gesetzbuches  32  Jahre  noch  nicht  verstrichen 
sind,  und  wenn  vom  Beginne  dieser  Wirksamkeit  bis  zur  Einlei- 
tung   des    Processes    noch    nicht  ein    volles   Jahr   verflossen   ist.  * 

'  Kais.  Patent  vom  20.  November   1852,    dessen   Anordnungen  mit 
1.  Mai  1853  Gesetzeskraft  erhielten. 


119 


Alles   dieses    gilt    auch    bezOglich    des   sogenannten    Pittdial-Be- 


Eine  gleiche  Anordnung  erfolgte  filr  Siebenbürgen,  mit  Rück- 
sicht auf  die  daselbst  bestandenen  gesetzlichen  Vorschriften  und 
Einiiehtungen  in  Bezug  auf  die  Erwerbung  und  Ausübung  des 
Eigenthumsrechtes  auf  liegende  Oüter,  deren  Belastung  und  Ver- 
pföndung,  Rechtsbeziehungen  aus  der  bisherigen  Erbfolge  und  der 
in  einigen  Theilen  des  Landes  bestandenen  Aviticität  ^ 

§.  8. 
6.   Finanzen. 

Unter  allen  Verwaltungszweigen  war  der  Finanz -Ver- 
waltung die  schwierigste  Aufgabe  zur  Erfüllung  zugefallen. 
Sie  hatte  ihre  Einrichtungen  auf  einen  grossen  TheU  des 
Reiches,  welcher  nun  erst  unter  die  einheitliche  Verwaltung 
gelangte,  auszudehnen,  und  den  in  Folge  der  inneren  Un- 
ruhen und  äusseren  Verwicklungen  erhöhten  Bedarf  zu  decken, 
den  erschütterten  Staats -Credit  aufrecht  zu  erhalten,  den  ge^ 
störten  Geldumlauf  wiederherzustellen,  die  von  den  Ver- 
hältnissen herbeigeführte  Entwerthung  der  Landeswährung  zu 
beheben.  Zu  diesem  Behufe  mussten  die  gesunkenen  Staats- 
einnahmen durch  Vermehrung  der  Steuerkraft  erhöht,  neue 
Quellen  des  öffentlichen  Einkommens  aufgefunden,  der  Staats- 
Credit  in  bedeutenden  Anspruch  genommen  werden;  endlich 
musste  das  unabweisliche  Bedürfniss  einer  der  Hebung  des 
national  -  wirthschaftlichen  Zustandes  der  Monarchie  förder- 
lichen Regelung  der  Zoll  -  Verhältnisse  befriedigt  werden. 

Die  Verfolgung  dieser  Zwecke  fiel  zunächst  dem  Prei- 
herrn  von  Erauss  zu,  welcher  in  den  Stürmen  der  Jahre  1848 
und  1849  die  ungemein  schwierige  Aufgabe,  den  Staats- 
haushalt Oesterreich's  vor  dem  gänzlichen  Ruin  zu  bewahren, 

■  Kais.  Verord.  vom  3.  Februar  1855. 

'  Kais.  Patent  vom  29.  Mai  1853,   welclies  mit  1.  September  1853  in 
Wirksamkeit  trat. 
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durch  slandhafteu  Math  und  Bellene  Umsicht  rühmlichst  ge- 
löst hatte.  Ihm  folgte  in  dessen  schwieriger  Stellung  mit 
der  Entfaltung  eines  gleichen  aufopfernden  Eifers  Freiherr 
von  Baumgartner  im  Jahre  1851  nach,  an  dessen  Stelle 
1855  der  ehemalige  Handels  -Minister  und  nachmalige  kaiser- 
liche Internuntius  bei  der  Pforte,  Freiherr  ron  Brück,  zur 
Leitung  der  Finanzen  berufen  wurde.  Konnte  bis  dahin  bei 
der  Ordnung  des  Finanz  -  Wesens  meist  nur  noch  die  von  dem 
Drange  des  Augenblickes  vorgezeichnete  Richtung  einge- 
schlagen werden,  so  ist  nun  der  Zeitpunct  gekommen,  wo 
ein  umfassender  durch  die  wichtigsten  Reformen  bezeichneter 
Finanz -Plan  ins  Leben  gerufen  zu  wenlen  vermag,  dessen 
fruchtbarer  Grundgedanke  in  der  Ueberzeugung  von  der 
Nothwendigkeit  liegt ,  den  Volkshaushalt  zu  consolidiren  und 
zu  heben ,  um  daraus  das  Gedeihen  des  Staatshaushaltes  ab- 
zuleiten. Vor  Allem  musste  hierbei  auf  die  Regelung  der 
Landeswährung,  die  Hebung  des  Real-Credites,  die  bessere 
Benützung  des  Boden -Reichthumes  und  die  Hinleitung  der 
flüssig  gemachten  Geld-  und  Credit -Kräfte  auf  die  Befruch- 
tung der  mannigfachen  Quellen  des  Wohlstandes  und  ins- 
besondere auf  die  Verbesserung  der  Communicationen  hin- 
gewirkt werden.  Inwieweit  die  in  dieser  Richtung  wirk- 
same Tbätigkeit  des  Freiherm  von  Brück  bereits  zu  Er- 
gebnissen  geführt  hat,  ist  aus  den  unten  folgenden  Andeu- 
tungen zu  entnehmen. 

Zur  Ausdehnung  der  Finanz -Einrichtungen  auf  den  ge- 
sammten  Umfang  des  Reiche  wurden  in  den  ehemals 
ungrischen  Ländern  die  Einrichtung  des  allgemeinen 
Grundsteuer -Katasters  vorbereitet,  bis  zur  Durchfcihrung  des- 
selben ein  Grund-  (und  Gebäude-)  Steuer -Provisorium  auf  der 
Basis  der  allgemeinen  Steuerpflicht  mit  Beseitigung  aller  bis- 
herigen Befreiungen  eingeführt,  die  Weg-,  Brücken-  und  Ueber- 
fahrts  -  Mäuthe  und  das  Lotto -Gefall  in  Wirksamkeit  gesetzt. 
Ebenso  wurde  das  allgemeine  ZolT-  und  Handelsgebiet  durch 
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die  .Aufhebung  der  Zwischenzoll -Linie,  welche  die  ehe- 
mals ungrischen  ron  den  übrigen  Gtebietsthellen  des  Reiches 
trennte,  hergestellt,  das  Tabak -Monopol  und  die  Yer- 
zehrungssteuer  auf  die  ehemals  ungrischen  Länder  aus- 
gedehnt, und  eine  Personal -Erwerbsteuer  in  denselben  ein- 
geftkhrt 

Ein  höherer  Ertrag  der  directen  Steuern  und  eine 
gleichmässige  Vertheilung  derselben  indemgesamm- 
ten  Reiche  wurde  dadurch  herbeigeführt,  dass  in  Folge  der 
fortschreitenden  Ausführung  des  stabilen  Katasters  die  bis- 
herige Ungleichheit  in  der  Umlage  der  Grundsteuer  fbr  die 
inkatastrirten  Kronländer  beseitiget,  dieselbe  auf  16  Percent 
des  Reinertrages  festgesetzt,  und  fllr  die  Dauer  des  erhöhten 
Bedarfes  um  ein  Dritttheil,  somit  auf  21 V3  Percent,  erhöht 
ward.  Die  Hauszins -Steuer,  bisher  auf  wenige  Orte  be- 
schränkt, wurde  auf  alle  jene  Orte,  wo  die  Hälfte  der  Ge- 
bäude einen  Zinsertrag  durch  Vermiethung  abwirft,  sowie 
auf  die  vermietheten  Gebäude  der  übrigen  Ortschaften  aus- 
gedehnt, in  Krakau  und  Dalmatien  die  Erwerbsteuer  der 
übrigen  deutschen  und  slarischen  Kronländer  und  im  ganzen 
Umfange  des  Reiches  eine  Einkommensteuer  (im  Allgemeinen 
5  Percent  des  reinen  Einkommens  betragend)  eingeführt 

Die  indirecte  Besteuerung  ward  durch  Aenderung 
des  Stämpel-  und  Tax -Gesetzes,  durch  das  Gesetz  über  die 
Gebühren  von  Rechtsgeschäften,  Urkunden,  Schriften  und 
Amtshandlungen ,  durch  jenes  über  die  Stämpelgebühren  von 
Spielkarten,  Kalendern,  ausländischen  Zeitungen,  Ankündi- 
gungen und  Einschaltungen  in  die  Tagesblätter,  durch  die 
Einführung  von  Stämpelmarken^  die  angeordnete  Besteuerung 
von  Zucker  aus  inländischen  Stoffen ,  durch  eine  Aenderung 
in  der  Erhebung  der  Biersteuer  (und  deren  Ausdehnung  auf 
das  lom bardisch-venezianische  Königreich),  durch  die  Einbe- 
ziehung des  Krakauer  Gebietes  in  das  Lotto -Gefäll  und  die 
allgemeine  Verzehrungssteuer,  durch  die  Modification  des  Dazio 
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consumo  und  der  tirolischen  Verzehrungssteuer,  und  durch 
die  Aufhebung  des  l^alpeter- Monopols  vervollständiget. 

Besondere  Sorgfalt  wurde  der  umfassenden  Regelung  der 
Zollgesetzgebung  gewidmet.  Das  bisher  in  Greltung  ge- 
standene Prohibitiv  -  System  war  nicht  länger  haltbar;  nach 
den  umfassendsten  Erhebungen  und  Vorarbeiten,  nach  ESn- 
berufung  der  vorzüglichsten  Industriellen  und  Handeltreiben- 
den zu  einem  Zoll-Congresse  (dessen  später  nähere  Erwähnung 
geschehen  wird),  wurde  im  Jahre  1851  ein  neuer  Tarif  fiir 
die  Einfuhr-,  Ausfuhr-  und  Durchfuhr -Zölle  ausgearbeitet, 
wobei  das  Schutzzoll -System  zum  Grunde  gelegt,  der  Be- 
zug der  Rohstoffe  und  Halbfabrikate  ftlr  die  inländische  In- 
dustrie in  ausreichender  Weise  und  mit  namhaften  Opfern 
f(lr  den  Staatsschatz  erleichtert^  und  auf  möglichste  Ueberein- 
stimmung  mit  den  Zolleinrichtungen  des  deutschen  ZolKereios, 
behu£9  einer  künftigen  Einigung  mit  demselben  hingewirkt 
wurde.  Im  Verkehre  mit  Sardinien  wurden  einige  gegenseitige 
Zollermässigungen  ins  Leben  gerufen.  Kraft  abgeschlossener 
Verträge  wurden  die  Herzogthümer  Parma  und  Moden» 
sammt  dem  Fürstenthume  Liechtenstein  in  das  österreichische 
Zollgebiet  einbezogen.  Der  wichtigste  Schritt  behufe  der 
Verschmelzung  der  österreichischen  Verkehrs -Interessen  mit 
jenen  von  Deutschland  erfolgte  aber  durch  den  am  19.  Fe- 
bruar 1853  mit  Preussen  abgeschlossenen  und  schon  am 
4.  April  1853  auf  das  Gesammtgebiet  des  deutschen  Zoll- 
vereines erweiterten  Vertrag,  durch  welchen  bezüglich  der 
meisten  Roherzeugnisse  der  freie  Uebertritt  aus  einem  in 
das  andere  Zollgebiet  festgesetzt,  ein  ermässigter  Zoll  aof 
die  , vorzüglichsten  Industrie -Erzeugnisse,  sowie  Abschaffung 
und  beziehungsweise  Beschränkung  der  Durchgangsgebübren 
im  gegenseitigen  unmittelbaren  Verkehre  zugestanden,  eine 
Anzahl  andrer  Verkehrserleichterungen  vereinbart,  und  zu- 
gleich ein  Zoll-  und  Münz  -  Cartel  eingegangen  wurde.  Auch 
wurde  hierdurch  zum  ersten  Male  die  erfreuliche  Aussiebt 
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auf  die  Zolleiniguog  oder  jedenfalls  auf  weitere  Veikehrser- 
I^chteningeD ^  für  welche  das  Jahr  1860  bestimmt  ward,  er- 
öifiiet.  Diese  wichtige  YereinbaruDg  zog  mehrere  Aenderungen 
in  der  EänrichtuDg  der  Zollämter  and  der  GränzQberwachung 
Cfür  welche  probeweise  in  mehreren  Zollämtern  die  Einrich- 
tung des  deutschen  2k)llvereiDes  angenommen  wurde),  sowie 
die  Revision  des  Zoll -Tarif es  nach  sich,  welche  zu  der  Ver- 
öffentlichung des  neuen  ZoU-Tarifes  vom  5.  Decemberl853 
führte,  in  dessen  Folge  zugleich  die  Einhebung  der  Zollge- 
bühren in  Silber-  oder  Gold -Münze  angeordnet  wurde.  Eine 
weitere  Ausdehnung  des  allgemeinen  Zollgebietes  ward  durch 
die  Einengung  der  Freihafengebiete  von  Triest ,  Zengg ,  CSar- 
lopago,  Fiume,  Buccari  und  Porto  R^,  und  durch  die  Ein- 
beziehung von  Istrien  samrat  den  quarnerischen  Inseln  in  das 
allgemeine  Zollgebiet  erzielt. 

Die  Ausgabe  der  Sechskreuzerstücke  und  Münzscheine 
und  das  neue  Kupfermünz -System  gewährte  dem  Eleinver- 
kehr  wesentliche  Erleichterungen ,  und  eine  Bestimmung  über 
die  Legirung  des  Münzsilbers  führte  die  Uebereinstimmung 
der  österreichischen  Gesetzgebung  mit  jener  der  südlichen 
und  westlichen  Gränzstaaten  sowie  der  Schweiz,  Frankreich's 
und  Belgien's  herbei. 

Die  Erschütterungen  des  Jahres  1848  hatten  die  Störung 
des  Vertrauens  in  die  bestehenden  Geldverhältnisse  zur 
imyermeidlichen  Folge.  Die  grossen  Anforderungen,  welche 
an  die  National -Bank  behufs  der  baaren  Umwechslung  der 
Banknoten  gestellt  wurden,  schwächten  ihren  Silberschatz 
und  würden  alsbald  dessen  völlige  Erschöpfung  herbeige- 
führt haben,  wenn  nicht  der  National -Bank  die  Suspension 
der  Baarzahlungen  und  der  damit  in  nothwendiger  Verbin- 
dung stehende  Zwangs -Cours  der  Banknoten  zugestanden 
worden  wäre.  Hieraus  entwickelte  sich  wieder  folgerecht 
die  Entwerthung  der  Landeswährung,  welche  für  die  ge- 
sammten  öffentlichen  und  die  Privat- Verkehrs -Verhältnisse 
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die  üAchtheiligsten  Folgen  nach  sich  zog.  Die  verschieden- 
artigsten Untersuchungen .  (worunter  eine  Berathung  derNo- 
tabeln  des  österreicliischen  Handelsstandes  auf  einem  einbe- 
rufenen. Bank-Congresse)  und  Anstrengungen  fanden  Statt, 
um  diesem  Uebel  zu  steuern ;  sie  führten  inzwischen  nur  zu 
der  üeberzeugung^  dass  demselben  lediglich  durch  Beseiti- 
gung seiner  Ursachen ,  des  in  Folge  der  Weltverhältnisse  und 
des  spedellen  Zustandes  des  Reiches  gestörten  Vertrauens, 
des  Ifissrerh&ltnisses  zwischen  den  Einnahmen  und  Ausgaben 
des  Staates,  sowie  desjenigen  zwischen  dem  Baarfonde  der 
National-  Bank  und  der  im  Umlaufe  befindlichen  Sunune  der 
von  ihr  emittirten  Noten ,  dauernd  und  gründlich  abgeholfen 
werden  könne. 

Die  Finanz -Verwaltung  bemühte  sich  auf  die  redlichste 
und  kräftigste  Weise,  soweit  es  ron  ihr  abhing,  die  Bedeu- 
tung und  das  Gewicht  dieser  Uebelstände  zu  mildem ,  wobei 
sie  inzwischen  durch  die  drängende  Nothwendigkeit,  den 
steigenden  Anforderungen  des  Staatshaushaltes  zu  genügen, 
auf  das  empfindlichste  gehemmt  wurde. 

Die  Erschütterungen  des  Jahres  1848,  der  Aufstand  im 
lombardisch -venezianischen  Königreiche,  und  die  Insurrection 
in  Ungern  hatten  die  Quellen  des  Staatseinkommens  in  aus- 
gedehnten Provinzen  versiegen  gemacht,  in  dem  übrigen 
Staatsgebiete  bedeutend  geschmälert,  und  dem  Staats-Credite 
die  empfindlichsten  Wunden  geschlagen.  Zu  gleicher  Zeit 
aber  nahm  die  Ausrüstung  und  Unterhaltung  einer  bedeu- 
tenden Heeresmacht  zur  Bewältigung  der  inneren  Wirren 
und  des  Krieges  gegen  Sardinien  die  Finanz -Kräfte  in  er- 
höhten Anspruch^  während  die  neue  in  der  Durchführung 
begriffene  Organisation  der  Verwaltung  einen  bleibenden  höhe- 
ren Staats-Aufwand  nach  sich  zog,  und  die  seit  Jahren  in  der 
Ausführung  befindlichen,  namhafte  Summen  erfordernden 
Eisenbahn -Anlagen  ohne  schwere  Beeinträchtigung  nicht 
unterbrochen  werden  konnten.    Noch  grössere  Anstrengungen 
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reruraachtedie  Aufstellung  bedeutender  HeeresmaMen,  welche 
Auasere  Verwicklungen  zuerst  im  Norden  des  Reiches ,  sohin 
an  der  Gränze  gegen  Bosnien,  und  zuletzt  an  der  ausg^ 
dehnten  Gränze  von  Serbien,  der  Walachei,  der  Moldau  und 
Rassland^s  nothwendig  machten. 

Die  erwähnten  Verbesserungen  in  der  Steuergesetzge- 
bung blieben  zwar  nicht  ohne  Folgen^  jedoch   konnte  eine 
nachhaltige  Aushilfe  durch  sie  erst  in  den  späteren  Jahren 
erwartet  werden.  Daher  erübrigte  nichts  anderes,  als,  nach- 
dem die  National-Bank  durch  Vorschüsse  anfänglich 
die  dringendste  Unterstütening  geleistet  hatte,    zu  der  Ver^ 
mehrungder  schwebenden  Schuld  und  zur  Ausgabe  von 
Papiergeld  zu  schreiten,  und  die  Aufnahme  von  Staats- 
anlehen  zu  bewerkstelligen.    In  die  erste  Kategorie  ge- 
hören:    die  Emission    von    Anweisungen,    welche   auf  die 
Gmundner  Salinen  hypothedrt  wurden,  die  Ausgabe  der  ver- 
zinslichen Central -Gasse -Anweisungen,  der  Tresor -Scheine, 
der  Casse- Anweisungen  auf  die  ungrischen  Länder,  der  ver- 
zinslichen und  unverzinslichen  Reichschatzsscheine.  Die  Finanz- 
Verwaltung  verkannte  nicht  die  nachtheiligen  Folgen  einer 
zu  grossen  Belastung  des  Geldumlaufs  mit  Papiergeld;    sie 
war  demnach,   sobald  es  thunlich  wurde,    darauf  bedacht, 
zuerst  die  mehrerlei  Gattungen  von  Papiergeld  auf  eine  ein- 
3sige  Grattung,  die  unverzinslichen  Reichsschatzscheine,  zu- 
rückzuführen, und  endlich  auch  diese  mittelst  eines  Ueber- 
einkommens  mit  der  National-Bank  aus  dem- Umlaufe   zu 
ziehen  und  auf  die  fernere  Hinausgabe  von  Staats-Papiergeld 
förmlich  zu  verzichten.    Wenn  erwogen  wird,  unter  welchen 
Umständen  die  Finanz- Verwaltung  sich  zu  diesem  muthvollen 
Schritte  entschloss,  wird  ihr  die  Anerkennung  klarer  Ein- 
sicht und  des  besten  Willens  nicht  versagt  werden  können. 
Hierbei  ist  noch  zu   bemerken,    dass  die  Staatsverwaltung 
schon  firüher  die  öffentliche  Erklärung  abgegeben  hatte,  den 
Umlauf  der  Banknoten  durch  neue  von  der  National-Bank 
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zu  entlehnende  Vorschüsse  nicht  weiter  zu  vermehren,  und 
dass  sie  die  bei  dem  Friedensschlüsse  mit  Sardinien  eriaogte 
Kriegsentschädigung  von  75  Millionen  Franken  in  Silber 
grossentheils  der  National -Bank  zur  Vermehrung  ihres  Baar- 
fondes  zuwendete. 

Alle  diese  Haassregeln  erschienen  als  zweckmässige,  ja 
zum  Theil  als  nothwendige  Einleitungen  zur  Erreichung 
des  grossen  Zweckes  einer  Heilung  der  Wunden  ^  welche  die 
vorausgegangenen  welterschüttemden  Krisen  dem  Creldum- 
laufe  in  Oesterreich  geschlagen  hatten.  Die  National -Bank 
hatte  dem  Staate  in  entscheidender  Stunde  die  unerlässliche 
Unterstützung  angedeihen  lassen ,  dadurch  aber  ihre  Noten- 
Girculation  im  Verhältnisse  zu  ihrem  Baarschatze  über  das 
Maass  ausgedehnt,  und  sich  mit  einer  bedeutenden  Forde- 
rung au  den  Staat  belastet.  Diese  Forderung  musste  getilgt 
werden ,  wenn  der  Verlust  ihrer  Noten  gegen  Silber  schwin- 
den und  sie  in  den  Stand  gesetzt  werden  sollte,  ihre  Baar- 
zahlungen  wieder  aufzunehmen.  Eine  solche  Abtragung  der 
beträchtlichen  Schuld  erforderte  ausserordentliche  Maassregeln, 
und  die  erste  derselben  war  das  bald  zu  erwähnende  grossar- 
tige National- Anlehen.  Obgleich  dieses  vollständig  gelungen, 
konnte  doch  seine  Wirkung  für  die  Herstellung  der  Landes- 
währung nur  erst  nach  Verlauf  einiger  Jahre  erwartet  wer- 
den, da  die  ersten  Einzahlungen  zu  dem  dringendsten  aller 
Bedürfhisse,  der  Erhaltung  des  durch  die  obschwebenden 
Verwicklungen  auf  einen  erhöhten  Stand  gesetzten  Heeres, 
verwendet  werden  mussten.  Die  Nachtheile  einer  andauern- 
den Entwerthung  der  Landeswährung  schneiden  jedoch  so 
tief  in  alle  Verhältnisse  des  öffentlichen  und  Prirat- Lebens 
ein,  dass  eine  weise  imd  umsichtige  Finanz -Verwaltung  vor 
Allem  auf  deren  Beseitigung,  wofilr  kein  Opfer  zu  gross  er- 
achtet werden  kann,  bedacht  sein  musste.  In  Erwägung  ' 
dieser  Umstände  gedieh  der  Entschluss  zur  Reife,  welcher 
so  eben  in  der  Ausführung  begriffen  ist,  dass  Seine  k.  k 
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Majestät,  über  Antrag  des  Finanz  -  Ministers  Freiherm  von 
Bruck^  das  werthyollste  Besitzthum  des  Staates,  die  Do- 
mänen, bis  zu  dem  Betrage  der  neu  entstandenen  Schuld 
von  155  Millionen  Gulden  der  National -Bank  abzutreten,  und 
ihr  den  Verkauf  derselben  unter  bestimmten  Modalitäten  zu 
fiberlassen  geruhte.  Es  ist  dieses  der  Schlussstein  der  opfer- 
vollen Bemühungen,  wodurch  eine  redliche,  für  das  Wohl  ihrer 
Angehörigen  besorgte  Staats-Verwaltung  die  Spuren  der  durch 
die.  Ereignisse  der  jüngsten  Vergangenheit  hervorgerufenen 
ökonomischen  Bedrängnisse  zu  tilgen  angelegentlich  sich  be- 
strebte. Durch  diese  Maassregel,  in  deren  Folge  grosse 
firuchtbare  Landstrecken  in  bessere  Gultur  versetzt,  und  die 
Bedingungen  zur  Ansiedlung  einer  fleissigen  landbauenden 
Bevölkerung  dargeboten  werden,  wird  übrigens  auch  der 
Werth  und  Ertrag  des  Bodenreichthumes  gehoben,  gleichwie 
diess  in  anderer  noch  ausgedehnterer  Richtung  durch  die  Hy- 
potheken-Bank erfolgen  wird,  deren  Errichtung  als  ein  Zweig 
der  National-Bank  gleichfalls  durch  den  Finanz-Minister  Frei- 
herm von  Brück,  in  Verfolgungseiner  Reform -Pläne,  ein- 
geleitet worden  ist.  Als  ein  erstes  Ergebniss  aller  dieser 
Schritte,  unterstützt  durch  die  friedliche  Gestaltung  der  europäi- 
schen Verhältnisse,  erscheint  endlich  die  theilweiseAuibebung 
des  Zwang-Courses  der  Banknoten,  deren  Entwerthung  sich 
bereits  zum  grössten  Theile  wieder  behoben  hat;  diess  er^ 
folgte  durch  die  Anordnung,  dass  die  in  klingender  Münze 
geleisteten  Darlehen ,  wenn  die  Versinsung  und  Zurückzahlung 
in  eben  dieser  Münze  bedungen  sind,  auf  die  bedungene 
Weise  verzinst  und  zurückgezahlt  werden  müssen. 

Die  Vergrösserung  der  schwebenden  Schuld  und  Hinaus- 
gabe von  Papiergeld  reichte  jedoch  nicht  hin,  den  durch  das 
Staatseinkommen  nicht  bedeckten  öffentlichen  Bedürfnissen 
zu  genügen.  Es  musste  demnach  zu  der  Vermehrung  der 
fnndirten  Schuld  geschritten  werden.  So  erfolgten  die 
Anlehen    von   71  Millionen    Gulden    im   Jahre  1849,    von 
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85  Millioiiai  im  Jahre  1851,  tod  SOHUlionen  im  Jahre  185:1, 
TOD  so  IGllioiien  im  Frthjahre  1854,  die  beiden  Silber- An- 
lehen  rom  Jahre  1852  und  1854,  jedes  im  Betrage  von  35 
IGUiaBeo,  die  nenen  auf  45]lillionen  Gulden  sich  belaufenden 
Sehaldeo  des  Mailiiido  Monte,  das  Conyertirungs-Anlehen 
▼OD  32  Millioiien,  die  durcii  den  Ankauf  von  Eisenbahnen 
Cfibigte  (xom  Theile  bereilB  getilgte)  Vermehrung  der  StaatB- 
admld  um  34  Millionen,  und  endlich  die  grösste  Rnanz- 
OpentMMi  aller  Zeiten,  das  National  -  Anlehen  von  500  Mil- 
Konen  Golden    im  Jahre  1854.    \^e  betrübend  auch  die 
Nothwendigkeit  encheinen  mag,  die  Hilfskräfte  der  Zukauft 
in  der  Gegoiwart  m  abaoibiren,  und  in  rerhältnissrnfissig 
kuner  Zeit  die  Staatsschuld  in  so  beträchtlicher  Weise  zu 
Termehren,    so   gewährt  doch,    rom   höheren    Standpuncte 
betrachtet,  die  Geschichte  dieser  Anlehen,  die  Aufzählung 
und  Erwägung  der  umstände,  unter  welchen  dieselben  e^ 
folgten  und  erfolgen  konnten,  eine  unläugbare  Befriedigung 
flkr  den   Yaterlandsfireund.    Zuerst  ist  nicht   unbeachtet  zu 
lassen,  dass  die  Hypothek  der  österreichischen  Staatsschuld 
eine  wesentlich  andere  und  umfassendere  geworden  ist;  wenn 
der  Staat  vor  dem  Jahre  1848,  wo  nur  ein  Theil  des  Staats- 
gdttetes  sur  Yersinsung  der   öffentlichen    Schuld    beitrug, 
1.000  Millionen  Gulden  seiner  Schuld  zu  ertragen  Termochte, 
80  ist  gegenwärtig,  wo  nicht  nur  das  gesammte  Reich  zur 
Veixinsung  der  Schuld  beiträgt,  sondern  auch  die  Staatsein- 
nahmen sich  gegen  frQher  fi^t  verdoppelt  haben,    die  Last 
▼on  2.000  Millionen  eine  veriiältnissmässig  nicht  grössere  zu 
nennen.    Seit  dem  Jahre  1848  wurde  in  Oesterreich  zuerst 
der  Weg  der  öflfentlichen  Subscription  zur  Aufbringung  der 
Anlehen,  und  zwar  stets  mit  dem  entsprechenden  Erfolge, 
eingeschlagen.    Die  meisten  Anlehen  wurden  im  Inlande  er- 
öffiiet  und  die  anstandlose,   leichte  Aufbringung   derselben 
machte  offenkundig,    dass    inmitten   aller  Calamitäten  der 
Reichthum   der  Staatsbürger   gestiegen    war   und   ihm   die 
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Unterbringung  der  Schuldverschreibungen  in  dem  erforder- 
lichen Betarage  bis  zum  Frühjahre  1854  keine  Opfer  kostete, 
oder  dass  die  richtige  Einsicht  und  der  Patriotismus  der 
Capitalisten  diese  Opfer  leicht  ertragen  liess.  Wenn  sich 
hierin  ein  unerschütterliches  Vertrauen  auf  die  gesunde 
national -wirthschafUiche  Grundlage  des  Staates  und  auf  seine 
noch  unerschöpften  Hilfskräfte  von  Seite  der  Staats -Ange- 
hörigen offenbarte,  so  war  dieses  Vertrauen,  trotz  der  in 
der  Feme  und  unter  dem  Eindrucke  einer  theilweise  feind- 
lich gegen  Oesterreich  auftretenden  Tagespresse  schwieriger 
zu  gewinnenden  Einsicht  in  die  Verhältnisse,  nicht  geringer 
bei  den  auswärtigen  Capitalisten ,  welche  nicht  nur  die  beiden 
Silberanlehen  zu  vergleichungsweise  günstigen  Preisen  auf- 
brachten, sondern  sich  auch  an  den  im  Inlande  eröffneten 
Änlehen  nahmhaft  betheiligten.  Einzig  in  der  Greschichte 
steht  jedoch  der  Erfolg  da,  welchen  der  Aufruf  Seiner  Maje- 
stät des  Kaisers  an  seine  treuen  Untertbanen  in  Bezug  auf 
das  1854  eröffnete  National -Anlehen  nach  sich  zog.  Binnen 
kaum  Tier  bis  sechs  Wochen  war  der  höchste  Ansatz  der 
ausgeschriebenen  Summe,  welcher  nicht  weniger  als  eii^e 
halbe  Milliarde  Gulden  betrug,  in  der  Subscription  über- 
stiegen (obwohl  keine  Subscription  von  Ausländern  ange- 
nommen wurde),  und  alle  Gebiete  des  Reiches,  Jeder  nach 
sdnem  Vermögen  und  seinen  Kräften,  betheiligten  sich 
daran  ^  mannigfach  die  GefQhle  der  Vaterlandsliebe  mehr 
als  die  theilweise  ungünstigen  Verhältnisse  beachtend.  Der 
vorgesteckte  Zweck,  die  Wiederherstellung  der  Landes- 
währung zu  erzielen  und  die  Machtstellung  Oesterreich's  in 
der  gegenw^ärtigen  Verwicklung  der  europäischen  Staateu- 
verhältnisse  zu  wahren,  hierdurch  aber  einem  dauerhaften 
Frieden  entgegenzugehen ,  wurde  für  so  wichtig  und  erhaben 
erachtet ,  dass  Jedermann  mit  seinem  Vermögen  beizutragen 
sich  berufen  fühlte,  um  denselben  zu  erreichen,  und  Jeder- 
mann wird,  wie  es  nur  bei  so  grossen  und  entscheidenden 
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SchriUen  gelingt,  seinen  eigenen  Vortheil  durch  das  ge- 
brachie  Opfer  gewahrt  haben,  wenn  hiermit  jener  doppelte 
Zweck  erreicht  wird.  Als  eine  in  mehrfacher  Hinsicht 
belangreiche  Wahrnehmung  ist  hierbei  nur  noch  zu  erwähnen, 
dass  die  bis  zum  20.  Norember  1854  bereits  geleisteten  Ein- 
zahlungen von  T2  Millionen  die  bis  dahin  fällig  gewesene 
Rate  von  12,520,450  fl.  um  beinahe  60  Millionen  übersti^en. 

Insoweit  die  Ueberlassung  mehrerer  Linien  der  Staats- 
eiaenbahnen  an  eine  Privat -Gesellschaft,  welche  bei  den 
Oommunicationeii  nfther  besprochen  werden  wird,  die  Staats- 
verwaltung in  den  Besitz  einer  ansehnlichen  Summe  von 
Silbergeld  setzte,  und  dadurch  auf  den  Staats  -  Credit  eine 
günstige  Einwirkung  hervorbrachte,  muss  ihrer  hier  wenig- 
stens Erwähnung  geschehen. 

Schon  das  kaiserliche  Pbtent  vom  20.  October  1849  verfiigte: 
Zur  gleichm&Bsigen  Besteuerung  der  Nutzungen  von  Grund 
und  Boden  und  von  Gebäuden  in  Ungern  solle  mit  thätiger 
Beschleunigung  das  allgemeine  Grundsteuer- Kataster  nach  denjeni- 
gen Grundsätzen  vollflihrt  werden,  welche  sich  durch  die  Erfah- 
rung in  den  übrigen  Kronländem  und  in  den  auswärtigen  Staaten 
als  zwedimässig  und  Hlr  die  Entwicklung  des  WoTilstandes  in  den- 
selben höchst  zuträglich  bewährt  haben;  da  jedoch  hierzu  aus- 
dehnte Vorarbeiten  und  ein  bedeutender  Zeit-  und  Kosten-Aufwand 
erforderlich  seien,  solle  mit  Benützung  der  bisherigen  Vermessun- 
gen eines  grossen  Theils  der  Grundbesitzungen  ein  den  Bedingun- 
gen einer  gerechten  und  gleichmässigen  Vertheilung  der  ört- 
lichen Lasten  möglichst  entsprechendes  Grundsteuer-Provisorium  f)lr 
die  Zeit,  bis  das  stabile  Kataster  vollendet  sein  wird,  eingeführt 
werden.  Auch  die  bis  zum  Jahre  1848  von  der  Contribution  be- 
freiten Besitzungen  und  Einwohner -Classen  seien  der  Besteuenmg 
zu  unterziehen,  und  zwar  bis  zur  Einführung  des  Grundsteuer-Pro- 
visoriums nach  besonderen  Anordnungen,  während  die  früher  allein 
contribationspäiGhtigen  Besitzungen  und  Classen  Ihs  daliin  die  alte 
Kriegs-  und  Domestical-Steuer  zu  entrichten  hatten  (das  Provi- 
eoiissimum).  In  gleicher  Weise  sollten  aucli  andere  öffentliche 
Lasten,  die  den  Grund-  und  Hausbesitz  zu  treffen  haben,  vertheiit 
werden,  ohne  dass  Jemand  nach  seiner  persönlichen  Eigenschafl 
eine  Ausnahme  ansprechen  könne.  Eine  gleiche  Anordnung  wurde 
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hinsichtlich  Siebenbürgen^s ',  Kroatien's  und  Slavonien's^ 
erlassen. 

IHe  wirkliche  Einführung  des  Orundsteuer-ProTiso- 
riums  in  Ungern,  der  serbischen  Wojwodschaft  und 
dem  Temeser  Banale,  Kroatien  und  Slavonien  und  Sie- 
benbürgen wurde  mit  kaiserlichem  P&tente  vom  4.  März  1850 
angeordnet.  Laut  desselben  werden  der  Besteuerung  unterzogen: 
A)  das  Grunderträgniss,  d.  i.  der  Werth  der  auf  der  producti- 
ven  Flfiche  des  Bodens  bei  Anwendung  des  gewöhnlichen  fleisses 
erzeugten  Producte.  Die  Grundsteuer  wird  nach  dem  reinen  Er- 
trage bemessen,  d.  i.  nach  dem  Erträgnisse,  welches  der  Grund- 
besitzer nach  der  Cultnr-Gattung  seines  Bodens  bei  Anwendung  der 
gemeindeüblichen  Bewirthschaitungsart  in  Jahren  gewöhnlicher 
Fruchtbarkeit  erzielen  kann,  nachdem  die  nothwendigen  und  ge- 
meindeüblichen Auslagen  auf  Bearbeitung  des  Bodens,  Saat,  Pflege 
und  Elmte  der  Producte  in  Abschlag  gebracht  worden  sind.  Zur 
Ausmittlung  des  reinen  Grundertrages  wird  eine  Erhebung  des 
Flfichenmaasses  und  eine  Schätzung  des  Erträgnisses  voi^enommen. 
Bei  ersterer  werden  alle  vorhandenen  Behelfe  benützt,  und,  wo 
diese  nicht  ausreichen,  wird  die  Angabe  der  Besitzer  einer  amt- 
lichen Prüfung  unterzogen  und  durch  geometrische  Vermessungen 
rectifidrt.  Bei  der  Schätzung  werden  die  Angaben  der  Gemeinde- 
vertreter zu  Grunde  gelegt,  und  durch  erfahrene  Schätzungs- 
Oommissäre,  welche  mit  den  Local-  und  ökonomischen  Zuständen 
des  Bezirkes  genau  bekannt  sind,  geprüft  und  richtiggestellt,  wo- 
bei selbe  zugleich  ein  standhältiges  Yerhältniss  unter  den  Gemein- 
den des  bezüglichen  und  der  angränzenden  Bezirke  auszumitteln 
haben;  dabei  wird  erhoben,  welche  verschiedene  Benützungsarten 
des  Bodens  in  jeder  Gemeinde  bestehen,  in  welche  verschiedene 
Ertragsabstufungen  (Classen)  sich  jede  dieser  Oultur- Gattungen 
nach  der  natürlichen  Beschaffenheit  des  Bodens  und  der  örtlichep 
Lage  theilt,  in  welche  dieser  Classen  jedes  ebzelne  Grundstück 
eingereiht  werden  kann,  wie  viel  ein  bestimmtes  Flächenmaass 
jeder  Cultur-Gattung  und  Classe  im  Durchschnitt  eines  Jahres  an 
den  nach  der  gemeindeüblichen  Bestellungsweise  gewöhnlichen 
Produeten  abwirft,  welcher  Geldwerth  denselben  beigelegt  werden 
kann ,  welcher  Theil  des  Rohertrages  als  Ersatz  des  nothwendigen 
Cuitur- Aufwandes   abzuziehen    ist,    und   wie    viel    nach    diesem 

*  Kais.  Patent  vom  20.  October  1849. 
'  Kais.  Patent  vom  31.  October  1849. 
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AbEUge  als  Reinertrag  erübrigt,  womach  sodann  der  ftkr  du  be- 
stimmtes Flächenmaass  jeder  Cultur-Gattung  und  jeder  CÜasse  ent- 
worfene Tarif  des  Reinertrages  auf  die  einzelnen  Gnindfifichen 
jedes  Grundbesitzers  im  Verhältnisse  des  FISchenmaasses  angewendet 
wird.  B)  Die  Nutzungen  von  Gebftudeo,  als  welche  bei 
vermietheten  derMiethzins,  bei  anderen  derWerth  ihrer  Benützung 
angesehen  werden.  In  den  grösseren  (besonders  zu  bezeichnenden) 
Ortschaften  wird  demnach  die  Hauszins-Steuer  nach  dem  Zinser- 
trage (ab  dessen  reiner  Ertrag  der  Miethzins  nach  Abzug  eines  Thei- 
les  desselben  für  die  Unterhaltungskosten  und  für  die  Abminderung 
des  Capital -Werthes  angenomm^  wird),  in  anderen  Orten  aber 
die  Hausclassen- Steuer  von  den  Gebäuden  nach  Maassgabe  der 
Bauart  und  der  Wohnungsbestandtheile ,  welche  sie  entbluten,  ein- 
gehoben. Bei  der  Ertrags -Ausmittlung  werden  im  Allgemeinen 
persönliche  Verpflichtungen  der  Eigenthümer  gegen  Dritte,  selbst 
wenn  sie  auf  der  Realität  haften,  sowie  Capital- Schulden,  Geld- 
oder Natural-Leistungsverbindlichkeiten  nicht  berücksichtiget.  —  Die 
fllr  jedes  Kronland  entfallende  Summe  der  Grundsteuer  wird  in  der 
Art  umgelegt,  dass  jeder  einzelne  Grundbesitzer  vom  Hundert  des 
ausgemittelten  reinen  Ertrages  den  entsprechenden  gleichen  Antheil 
als  Grundsteuer  zu  entrichten  hat.  Den  Betheiligten  bleibt  es  un- 
benommen ,  ihre  Einwendungen  und  Beschwerden  gegen  die  Art  der 
Umlage  sowohl  der  Grund-  als  auch  der  Hauszins-  und  Hausclassen- 
Steuer  vorzubringen ,  welche  aufgenommen,  untersucht  und  zur  defini- 
tiven Entscheidung  gebracht  werden.  Die  vorkommenden  Veränderun- 
gen in  der  Person  des  Besitzers  und  dem  Umfange  des  Besitzthums 
werden  in  Evidenz  gehalten,  damit  die  Steueranforderungen  immer 
an  den  wirklichen  Besitzer  gestellt  werden  können.  Bei  Elemenüir- 
UniUlen,  welche  das  Steuer-Object  ftlr  immer  zerstören,  erfolgt  die 
Ausscheidung  desselben  und  die  Abschreibung  der  Steuer ;  wird  durch 
solche  der  Reinertrag  (ganz  oder  zum  llieile)  vernichtet,  so  sind 
zeitliche  (gänzliche  oder  theilweise)  Steuernachiässe  im  bezüglichen 
Jahre  gestattet.  Die  neu  zuwachsenden  Objecte  der  Besteuerung 
werden  jedoch  mit  Rücksicht  auf  die  erforderliche  Ermunterung 
zur  landwirthschaftlichen  Verbesserung  und  zur  Aufführung  neuer 
Gebäude  in  die  Besteuerung  einbezogen.  Aenderungen  in  der  Bt- 
ntttzung  des  Bodens  werden  nicht  berücksichtiget.  Ausnalimen  von 
der  Steuer  nadi  der  persönlichen  Eigenschaft  des  Besitzers  finden 
nicht  Statt;  doch  sind  von  ihr  permanent  losgezählt:  alle 'ftlr  die 
Urproduction  nicht  benutzbaren  Oberflächen,   mit  Efnschluss  der 
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Strassen ,  Flfiase  und  Canäle,  der  Teiche  und  Sttmpfe  ohne  Rohr- 
wuchs, der  Steinbrüche,  Schotter-,  Sand-  und  Lehmgruben,  der 
Torfstiche,  und  der  Area  und  Hofräume  der  Gebäude,  die  Beerdi- 
gungsplätze, Staatsgebäude,  Kirchen,  Militär^Casemen  und  Spitäler. 
—  Nachdem  die  hiermit  angeordneten  Erhebungen  in  Ungern,  der 
Wojwodechaft  und  dem  Banate  vollendet  waren,  wurde  daselbst 
das  provisorische  Grundsteuer- Kataster  vom  1.  November  1852 
an  zum  Maassstabe  der  Umlegung  der  Grundsteuer  genommen  und 
die  letztere  mit  16  Percent  des  Reinertrages  bemessen;  gleichzeitig 
wurden  die  Einleitungen  zu  den  «Reclamations- Verhandlungen  und 
zur  Evidenzhaltung  des  provisorischen  Grundsteuer- Katasters  g^ 
Irofien. '  Als  nach  denselben  Grundsätzen  die  diessftlligen  Er> 
hebungen  auch  in  Kroatien -Slavonien  und  Siebenbürgen  beendet 
worden  waren,  geschah  die  Umlegung  der  Grundsteuer  in  Kroatien- 
Slavonien'  vom  1.  November  1853  mit  16,  und  in  Siebenbfir^ 
gen'  vom  1.  November  1854  vorläufig  mit  Vi  Percent  des 
Reinertrages. 

Da  der  Aufwand  für  den  Bau  und  die  Erhaltung  der  Reichs- 
(und  der  staatsartig  gepflegten)  Strassen  in  den  upgrischen  Ländern 
nunmehr  von  der  Staatsverwaltung  übernommen  wurde,  erschien 
es  dem  Grundsatze  einer  gleichmüssigen  Vertheilung  der  Staats- 
lasten angemessen,  die  in  den  übrigen  Kronländem  bestehenden 
Abgaben  itlr  Benützung  der  Strassenanstalten  auch  in  Ungern,  der 
Wojwodschaft  und  dem  Banate,  Kroatien  und  Slavonien,  und  Sie- 
benbürgen einzuflihren.  Es  ward  demnach  verordnet,  dass  vom 
1.  Mai  1853  an  in  jenen  Kronländem  die  in  anderen  llieilen  des 
Reiches  in  Geltung  stehenden  Anordnungen  über  das  Ausmaass, 
die  Einhebung  und  Handhabung  der  Weg-,  Brücken-  und 
Ueberfahrts-Mäuthe  insoweit  in  Wirksamkeit  zu  treten  haben, 
als  die  Strassen ,  Brücken  und  Ueberfahrten  auf  Kosten  des  Staates 
oder  der  unter  Verwaltung  der  Staatsbehörden  stehenden  öffiantr 
liehen  Fonde  erhalten  werden,  und  zwar  nur  jene  Strassen,  welche 
chauss^-mässig  hergestellt  sind.  Alle  bisherigen  Exemtionen  und 
Immunitäten  von  Personen,  Ständen  und  Gorporationen  haben  aus- 
nahmslos aufzuhören,  und  nur  die  im  Gesetze  selbst  zugelassenen 
Befreiungen  stattzufinden.  * 

*  Kais.  Patent  vom  2.  Mai  1853. 

?  Kais.  Patent  vom  6.  September  1653. 
'  Kais.  Patent  vom  27.  September  1854. 

•  Kais.  Patent  vom  10.  Februar  1853. 
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Ebenso  wurden  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Ein- 
richtung und  Handhabung  des  Lotto-Oefälls,  welche  in  Folge 
Allerhöchsten  Patentes  vom  13.  März  1813  in  den  übrigen  Krön- 
ländem  gelten^  auch  auf  Ungern,  die  Wojwodschafl  und  das  Banat, 
Kroatien  und  Slavonien,  dann  Siebenbürgen  ausgedehnt,  wo  ae 
mit  1.  November  1853  in  Wirksamkeit  zu  treten  hatten.  * 

Zur  Durchführung  des  Grundsatzes,  dass  das  ganze  Reich 
ein  Zoll-  und  Handelsgebiet  bilde  und  Binnenzölle,  wo  solche 
zwischen  einzelnen   Theilen   des  Reiches  bestehen,    baldmöglichst 
aufgehoben  werden  sollen,  wurde  angeordnet,  dass  in  dem  Verkehre 
zwischen  den  ehemals  ungrischen  lündem  einerseits  und  den  übri- 
gen Kronländem  anderseits  vom  1.  October  1850  an  die  Ein-  und 
Ausgangsgebühren,  die  an  der  Zwischenzoll -Linie,  unter  den  Be- 
nennungen:  Zoll-,  Dreissigst-  und  Nebengebühren,    von  der  Ein- 
und  Ausfuhr  der  Waaren   oder  anderen  Gegenständen   aus  dem 
einen  Gebietstheile  in  den  anderen  zu  entrichten  waren,  sammtden 
Zuschlägen  zu  denselben,  dann  die  Ein-  und  Ausgangs -Verbote, 
welche  für  den  Verkehr  über  die  Zwischenzoll-Linie  bestanden,  auf- 
zuhören haben  und   alle  Waaren   von   diesem  Zeitpuncte  an  frei 
über  die  Zwischenzoll-Linie  geführt  werden  können.    Ausgenommen 
hiervon  blieben  nur  vorläufig  die  Gegenstände  der  Staats-Monopole, 
so  lange  wegen  der  verschiedenen  Steuer-Gesetzgebung  noch  eine 
Gebührenausgleichung  nothwendig  war.    Die  Eingangs-  und  Aus- 
fuhrgebühren von  Ochsen,  Stieren,   Kühen  und  Kälbern,   welche 
lebend  über  die  Zwischenzoll -Linie  gebracht  werden,  wurden  so- 
gleich aufgehoben,  wie  auch  die  besonderen  Bestimmungen,  welche 
bei  dem  Eintritte  dieser  Viehgattungen  aus  dem  Auslande  nach 
den  ehemab  ungrischen  Ländem  galten,  ausser  Wirksamkeit  traten.' 
Die  Zucker-Erzeugnisse  aus  inländischen  Stoffen  und  das  hierzu  er- 
forderliche Fabrikations -Material  (als:  Runkelrüben,  Knochen  und 
Knochenmehl)  wurden  zoll-  und  dreissigstfrei  erklärt,'  wie  auch 
noch  64  andere  Artikel  unmittelbar  dem  Verkelure  über  die  Zwi- 
schenzoll-Linie freigegeben  wurden.*     Vom   1.  October  1850  an 
wurden  nur  noch  Abgaben  vom  Kochsalze,  von  Tabak-Blättern  und 
Fabrikaten  bei  der  Einfuhr  in  die  Länder,  wo  das  Tabak-Monopol 
bereits  bestand,  und  die  Verzehrungssteuer  von  Bier,  Braimtwein 

<  Hinist  Erlass  vom  20.  Juli  1853. 

'  Kais.  Patent  vom  7.  Juni  185a  / 

'  Minist.  Verord.  vom  15.  «Juni  1850. 

«  Minist  Verord.  vom  18.  Juli  1850. 
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und  gebrannten  gieistigen  Flüasi^eiten  aller  Art,  sowie  von  friachem 
and  eingesalzenein  Fleische  bei  der  Einfuhr  in  die  Lftnder«)  wo  diese 
Steuergattung  sehon  bestand^  eingehoben. '  Nachdem  durch  die 
ESnftlhrung  der  Yerzehrungssteuer  und  des  Tabak-Monopols  in  Un- 
gern die  Hindernisse,  welche  einer  gänzlichen  Aufhebung  der 
Zwischenzoll-Linie  entgegenstanden,  weggefallen  waren,  er- 
folgte dieselbe  mit  1.  Juli  1851 ;  mit  diesem  Zeitpuncte  wurden  die 
für  dai  Zwischenzoll  bestandenen  Zoll-  und  Dreissigst-Aemter  ausser 
Wbrksamkeit  gesetzt,  wie  auch  alle  anderen  daselbst  noch  bestan- 
denen Verkehrsbeschrfinkungen,  namentlich  die  Wegmäuthe  an  der 
Gifinze,  aufgelassen.  Nur  hinsichtlich  der  Einfuhr  des  Seesahes 
ans  den  ehemals  ungrischen  nach  den  übrigen  Ländern  wurden 
die  bestehenden  Vorschriften  bis  zur  Regulirung  der  Yerkanisprttse 
des  Seesalzea  aufrecht  erhalten,  und  zu  deren  Handhabung  die 
Zwischenzollämter  belassen^  so  wie  die  Einfuhr  des  Sakes  aus 
^ebenbtti^n  und  den  nördlichen  ungrischen  Komitaten  nach  6a- 
fizien  und  der  Bukowina  bis  zur  Regulirung  der  fialzpreise  unter- 
sagt wurde. 

Mit  dem  kaiserlichen  Patente  vom  29.  September  1860  wurde 
die  Yerzehrungssteuer  von  gebrannten  geistigen  Fltlssi^eiten 
und  vom  Biere  in  den  ehemals  ungrischen  Ländern  mit  Einschluss 
der  Militäi^ränze  unter  denselben  Modalitäten  einzuführen  ange- 
ordnet, wie  solche.  f)ir  die  Einhebung  dieser  Steuer  in  den  flbrigen 
Kionlandem  bestehen.  Die  Wirksamkeit  dieser  Maassregeln  b^ann 
mit  1.  März  1851.  Femer  wurde  die  Yerzehmngssteuer  von  sämmi- 
lichem  Verbrauche  an  Wein  und  Fleisch  in  Orten  mit  einer  Be- 
völkerung von  mehr  als  2000  Seelen  in  Ungern,  der  Wojwodschaft 
and  denn  Banate, '  dann  in  Siebenbürgen '  eingeführt,  Pest -Ofen 
und  Pressburg  in  dieser  Hinsicht  für  geschlossene  Städte  erklärt;  diese 
Steuer  trat  am  1.  März  und  bezüglich  am  I.Juni  1851  in  Wirksamkeit 

Das  Tabak-Monopol  wurde  in  Ungern,  in  der  Wojwodschaft 
und  dem  Banate,  Kroatien,  Slavonien  und  Siebenbürgen,  dann  in 
der  Militärgränze  mit  dem  kaiserlichen  Patente  vom  29.  November 
1850  eingeführt  und  trat  mit  1.  März  1851  in  Wirksamkeit.  Zufolge 
desselben  darf  Niemand  ohne  Bewilligung  der  6ef&llsbeh5rde  Tabak 
erzeugen,  bereiten,  auf  eine  durch  das  Gesetz  untersagte  Weise 

*  Minist.  £rla88  vom  18.  September  1850. 
'  Minist  Verord.  vom  23.  November  1850. 

*  Minist.  Erlass  vom  13.  Februar  1851. 
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berechtiglen  Penoii  ao  mA 
öter  Tahak  in  den  Nieder- 
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'abnachflabgabe  entbalten;    wird 

Abgibe  als  Lioens-GebOhr 

DtT  Bams  vvb  Tabak  aas  den  Aoshnde  ist  nur 

RewBgang  der  Gcftldbehöide  and  anter  Entneblm^  dieser 

relcbe  ak  ein  yawhlsg  sn  dem  EingangSBoUe  er- 

kobca  wsd,  gEirtalttf     Die  BewiDigBng  zam  Tabak-Bane  gut  nar 

adslftck  and  das  ent^necboide  Jabr,  dodi 
BeariD^ang   fllr  dn  anderes  Gruodstack 
icb  aaf  sÖMk  Yerian^en  die  Bewilfigimg  auf 
!kl  wird.    Der  Zeitponet,  mit  wekbem  die 
Enle  begiant  and  bis  zu  welchem  sie  be- 
sein  BMMS,  wird  tob  der  Bdbüide  besdnmil,  die  ErEeugung  < 
Abiielefimg  dmch  ihre  Ai^eslellten  Ob^waeht    Die  Bemes- 
£inlö8aBga|Meiaes  erMgt  in  öer  Art,  dass  dem  Pflanaer 
ein  Unnacbeiider  VortfaeO  geschert  bleibt,  welcher  ihn  antreibt, 
dem  Tabak-Baoe  die  gehörige  Soigfidt  m   widmen;   von  3  zu  3 
«Uoen  wird  das  Ausmaass  bekannt  gemacht,  unter  welches  bei 
der  Beatinunni^  des  nach  der  versebiedenoi  Beschaffenheit  der 
Waaie  abgestuften  fünJöeungspieises  nicht   herabgegangen   wird. 
Die  Einlösoi^s-Magazine  werden  mug^^hst  venrielfiütigt,  doi  Pflan- 
znngsbeiirken  nahe  gerfiekt,  und  dne  Einleitungen  getroflen,  dsss 
aoeh  kleine  BbEttennengai  unter  100  Pf.  eii^elost  werden.     Der 
Beaitaer  eines  von  ihm  selbst  bearbeiteten  Grundstückes,  welcher 
Tabak  flir  eigen«i  Gelwaueh  bauen  will,   erhfilt  die  Bewilligung 
dazu,  wenn  er  bisher  wirklich  Tabak  zu  diesem  Zwecke  gebaut 
hat  und  sich  im  Besitze  des  hierHir  bestimmten  Grundstockes  be- 
findet, wefehes  in  unmittelbarer  Nahe  des  Wohnortes  des  Bewer- 
bers gelegen  und  mit  einer  landesüblichen  Umzäunung  verseilen 
sein  muss.     Die  Grundflache    wird    mit   billiger  Beraduichtigung 
der  Yerhfiltnisse  und  der  Anzahl  der  männlichen  Fämiliengiieder 
bemessen,  darf  aber  für  eine  Familie  das  Ausmaass  von  70  Quadrat- 
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KMem  meht  ttbersteigen)  und  der  erzeugte  Tabak  darf  weder  zu 
(Sgarren  noch  zu  Schnupf-Tabak  umgearbeitet  werden.  Für  diese 
Lieenz^  welche  jährlich  neu  angesucht  werden  muss,  ist  eine 
Gebühr  von  2  kr.  för  die  Quadrat -Klafter  des  Baugrundes  zu  ent- 
richten. Fernere  Bestimmungen  betreffen  den  Handel  mit  inlän- 
dischem Tabake  (mit  ausländischem  ist  er  nicht  gestattet)  und  mit 
den  von  Fabriken  oder  Yerkaufs-Niederlagen  des  Staatsgeßdls  her- 
rührenden Tabak -Fabricaten^  die  Uebertretungen  des  Gesetzes 
über  das  Tabak-Monopol  und  deren  Bestrafung.  ~  In  eben  diesen 
Kionländem  wurde  das  Tabak-Einlösungswesen  oi^nisirt. 
Die  mit  der  Einlösung  und  der  technischen  Leitung  der  Tabak- 
Cultur  verbundenen  Geschäfte  föhren,  unter  Oberaufsicht  der  Gen- 
(nil-Direetion  Air  Tabak-Fabriken  und  Einlösungsämter,  die  Inspee- 
toren  (Finanzräthe)  zu  Pest,  Tolna,  Temesvär  und  Maros-Yäsärhely, 
endlich  die  Inspectors-Adjuncten  zu  Szegedin  und  Debreczin.  Für 
die  Uebemahme  der  Tabak-Blätter  und  deren  Versendung  an  die 
Fabriken  wurden  10  Einlösungsärater  (zu  Pest,  Szolnok,  Arad, 
Debreczin,  Gross -Käroly,  Nam^nj,  Tolna,  Bärcs,  Temesyär  und  * 
Maros-Y4B4rhelj)  mit  13  Filial -Stationen  errichtet.  ' 

Daa  grosse  Werk  der  Einführung  des  allgemeinen  Grund- 
Mteuer-Katasters  machte  in  den  letzten  Jahren  bedeutende  Fort- 
schritte. Das  Allerh.  Patent  vom  23.  December  1817  ordnete  die 
Einführung  des  stabilen  Katasters  auf  einem  Flächenranme  von 
6.125  QMeilen  an.  Bis  zum  Anfange  des  Jahres  1855  waren  hier- 
%x>n  auf  5.625  QMeilen  die  Katastral  -  Vermessungsarbeit^n ,  auf 
3.307  GMeilen  auch  die  Katastral  -  Schätzungsarbeiten  vollendet, 
und  auf  weiteren  2.318  Q  Meilen  dem  Abschlüsse  in  der  Art  nahe 
gebracht,  dass  für  605  QMeilen  die  Umlegung  der  Steuer  nach 
den  Ergebnissen  des  neuen  Katasters  bald  stattfinden  sollte;  500 
QMeiien  waren  in  der  Vermessung,  1.713  QMeilen  in  der  Schätzung 
begriffen.  Die  der  Einführung  des  stabilen  Katasters'  im  Jahre 
1849  zugewiesenen  ehemals  ungrischen  Länder  euüialten  ohne  die 
Militärgränze  eine  Fläche  von  5.027  QMeiien.  Vollendet  sind  die 
Katafitral-Grundschätzungsarbeiten  in  den  italienischen,  den  deutschen 
und  slavischen  Kronländern,  mit  Ausnahme  der  Lombardie  (wo  selbe 
in  einem  Theile  von  Bergamo  und  in  der  Provinz  Sondrio  noch 
nicht  beendet  sind),  dann  von  Böhmen  (wo  die  Arbeiten  nur  in 
den  7  ehemaligen  Kreisen:    Beraun,   Prachin,   Klattau,  Budweis, 

(  Minist.  £rla88  vom  3.  October  1852. 
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Tabor,  Chrudim  und  Oaalau  beendet  dnd,  während  in  den  ttbrigen 
9  ehemaligen  Kreisen  theils  die  allgemeinen  Reclamationen,  thdls 
die  Grundertraga-Schätzung  im  Zuge  sind),  Tirol  (wo  die  Detail- 
Vermeesung  im  Jahre  1855  begonnen  worden  ist)  und  Galizien  (wo 
die  Detail -Vermessung  zwar  beendet,  die  Gnindertrags-Sehfttzui^ 
aber  erst  im  Krakauer  Verwaltungsgebiete  in  Angriff  genommen 
worden  ist,  und  nur  im  Krakauer  Kreise  die  gesammten  Katastral- 
Arbeiten  zu  Ende  gebracht  sind).  Auch  in  Ungern  hat  die  Detail- 
Vermessung  bereits  begonnen.  Bis  zum  Jahre  1850  diente  —  auf 
Grund  der  in  den  einzelnen  Kronländem  nach  und  nach  beendeten 
Katastral  -  Operationen  —  der  im  stabilen  Kataster  ermittelte  Rein- 
ertrag zur  gleichmässigen  Umlage  der  Grundsteuer  in  Oesterreich 
unter  und  ob  der  Enns,  Salzburg,  Steiermark,  Kämthen,  Krain 
und  Küstenland,  während  selbe  in  Mähren  erst  im  Jahre  1851, 
in  Schlesien,  in  Dalmatien  und  Venedig  erst  im  Jahre  1852,  im 
Krakauer  Kreise  und  in  den  vorbenannten  7  Kreisen  Böhmen's 
erst  im  Jahre  1853  nach  jener  Reinertrags-Ermittlung,  bis  dahin 
aber  nach  dem  Provisorium  stattgefunden  hat  Hierbei  erhielt 
Salzburg  für  das  erste  Jahr  (1850)  die  Begünstigung,  dass  die 
Steuer  auf  12  Percent  herabgesetzt  wurde,  ohne  dass  der  aus 
dieser  Aenderung  des  Steuer  -  Peroentes  entspringende  Ausfall 
auf  den  Grundbesitz  der  übrigen  Kronländer  umgelegt  worden 
wäre.  Da  aber  bis  zum  Jahre  1850  —  unter  Beibehaltung  der 
alten  postulirten  Quoten  —  die  Umlage  der  Grundsteuer  in  den 
benannten  inkatastrirten  Kronländem  nacli  dem  Reinertrage  ge- 
schah, in  den  übrigen  9  ehemaligen  Kreisen  Böhmen's,  dann  in 
Galizien  (mit  Ausnahme  des  Krakauer  Gebietes),  endlich  in  der 
Bukowina  noch  immer  nach  dem  Brutto  -  Ertrage  des  Proviso- 
^  riums  geschieht,  so  haben  sich  auch  die  Umlags-Peroente  durch- 
schnittlich abweichend  herausgestellt  Um  nun  eine  ebenmässige 
Steuerumlage  wenigsten^  in  den  inkatastrirten  Kronländem  beizu- 
stellen und  in  den  übrigen  vorzubereiten,  wurde  von  Seiner  Maje- 
stät angeordnet,  dass  künftig  16  Percent  des  Reinertrages  die  or- 
dentliche Grundsteuer  überall,  wo  die  Steuerumlegung  nach  dem 
stabilen  Kataster  eingeftihrt  wird,  bilden  sollen.  *  Im  lombardiseh- 
venezianischeu  Königreiche  ist  zwar  grösstentheils  das  neue  Kata- 
ster vollendet,  aber  mit  dem  (in  den  alten  Theilen  der  Lombardie 
geltenden)  Mailänder  Kataster   noch    nicht  in  Einklang  gebracht. 

*  Kais.  Patent  vom  10.  October  1849. 
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Der  nach  ^m  neuen  Kataster  erhobene  Reinertrag  dient  demnach 
nor  zum  Maassstabe  bei  der  Yertheilung  der  bestehenden  Steuern, 
am  eine  gleichmässige  Yertheilung  der  Grund*  und  Häuser- Steuer 
zu  bewirken;  die  ausgeschriebenen  Steuersummen  wurden  durch  dieses 
neue  Kataster  nicht  verändert,  und  nach  dem  Steuer-Scudo  (bei  dem 
Mailäiider  Kataster)  oder  nach  der  Steuer  -  Lira  (bei  dem  neuen 
Kataster)  repartirt.  Zu  der  Grundsteuer  wird  seit  dem  Jahre  1850 
ein  ausserordentlicher  Zuschlag  von  einem  Dritttheile  der  ordentlichen 
Gebühr  entrichtet;  dagegen  sind  die  Grundbesitzer  berechtiget,  von 
den  Zahlungen ,  die  sie  theils  an  Zinsen  von  den  auf  ihrem  Besitz* 
thume  bOcheriich  sichergestellten  Schulden  und  Lasten,  theils  an 
Renten  überhaupt  zu  entrichten  haben,  5  Percent  den  zum  Bezüge 
Berechtigten  in  Abschlag  zu  bringen.  Mit  der  Einführung  dieses 
die  Einkomm.en8teuer  vom  Bodenertrage  repräsentirenden  Drittel- 
zuschlages entfiel  in  dem  lombardisch -venezianischen  Königreiche 
der  50percentige  Zuschlag  auf  die  Grundsteuer,  welcher  im  Jahre 
1849  der  Kriegskosten  halber  auferlegt  worden  war.  —  In  der 
Repartition  der  Grund -Steuer  ging  ebenfalls  eine  Aenderung  vor 
ßäch.  Bis  zum  Jahre  1848  war  in  Oesterreich  unter  und  ob  der 
Enns,  Steiermark,  Kämthen,  Böhmen,  Mähren  imd  Schlesien,  die 
Repartition  und  Einhebung  der  Grundsteuer  den  Landständen  über* 
tragen,  die  in  den  einzelnen  Kreisen  Gassen  hatten,  in  welche  die 
von  den  Steuerbezirks^Obrigkeiten  (Dominien)  gesammelten  Steuern 
monatlich  abgeführt  wurden.  Aus  den  Kreiscassen  gelangten  die 
Steuerbeträge  an  die  ständische  Obercasse,  und  aus  dieser  an  das 
bndesftirstliche  Cameral  -  Zahlamt  In  Galizien  waren  die  Kreis- 
cassen landesfürstlich  und  das  Gubemium  besorgte  die  Yertheilung. 
Nach  Aufhebung  des  Unterthansverhältnisses  entfielen  die  Urbarial- 
Giebigkeiten  und  Leistungen  und  also  auch  die  Steuer  von  denselben, 
und  die  Dominical-Grundstücke  wurden  den  Rustical-Grundstücken 
in  der  Besteuerung  ganz  gleich  gestellt.  Nunmehr  geschieht  auch 
die  Steuer-Repartition  von  den  Finanz-Landesbehörden ,  welche  den 
Steuerbetrag  filr  jeden  Bezirk  oder  selbst  fllr  jede  Katastral-Gemeinde 
ausmitteln,  und  die  bezüglichen  Yerzeichnisse  den  Steuerämtem  zu- 
weisen. Diese  berechnen  dann  den  Betrag,  welcher  auf  jede  Ge- 
meinde, oder,  wenn  dieses  bekannt  gegeben  wurde,  auf  jeden  Be- 
atzer  entl&llt,  d.  h.  sie  nehmen  die  individuelle  Steuer-Repartition 
vor,  verfassen  fttr  jede  Gemeinde  den  Steuer-Sub-Repartitions-Bogen 
und  tragen  die  Schuldigkeit  eines  jeden  einzelnen  Besitzers  in  die 
SteueivHandbilchel  ein,  welche  mit  einem  Ausweise  über  die  von 
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jedem  Grundbesitzer  zu  zahlenden  Betrttge  an  Grund-  und  anderen 
directen  Steuern  dem  Gemeindevorstande  übermittelt  werden.  Dieser 
gibt  jedem  Einzelnen  unter  Einhändigung  des  Steuerbücheis  saue 
Schuldigkeit  kund,  sammelt  monatlich  die  Steuerbeträge  ein,  und 
filhrt  sie  an  das  Steueramt  ab.  Letzteres  quittirt  die  Einzahlungen 
in  den  Steuerbücheln  ab,  und  übersendet  die  Steuerbeträge  an  die 
Sammlungscasse,  welche  sie  wieder  an  die  Landes  -  Hauptcasse 
Übermacht.  Eine  Haftung  der  Gemeinde  für  den  die  Steuergelder 
sammelnden  Gemeindevorstand  besteht  nur  in  den  ehemals  ungii- 
sehen  Ländern;  wesshalb  dort  die  Steuern  in  der  Regel  an  den 
Gemeindevorstand  at^eitlhrt  werden  müssen,  während  sie  in  den 
deutsch -slavischen  Kronländem  auch  unmittelbar  bei  dem  Steae^ 
amte  eingezahlt  werden  können.  Im  lombardisch  -  venezianischen 
Königreiche  fand  in  der  Repartition  und  der  (von  den  Gemeinden 
besorgten)  Einhebung  der  Grundsteuer  keine  Aenderung  Statt.  — 
Bei  Steuer-Rückständen  tritt  in  der  Regel  in  den  deutsch-slavischen 
Kronländern,  sovne  auch  in  Siebenbürgen,  die  Militär -Execution 
ein,  woftlr  neue  Vorschriften  hinausgegeben  wurden;  *  unter  ge- 
wissen Umständen  ist  die  Verwendung  von  Strafboten  gestattet ' 
In  Ungern  findet  die  Beitreibung  der  Steuer  durch  Ermahnung 
oder  durch  Strafboten  Statt.  '  Als  zweiter  und  dritter  Grad  be- 
stehen allentlialben  (im  lombardisch  -  venezianischen  Königreiche 
ausschliessend)  die  Pfändung  und  Feilbietung,  welche  bezüglich 
der  unbeweglichen  Güter  von  den  Gerichten  über  Ansuchen  der 
Steuerbehörde  ohne  vorhergehendes  gerichtliches  Verfahren  zu  be- 
willigen ist. 

Die  Gebäude  Steuer  wird  eingetheilt  in  die  Grebäudezins- 
Steuer  und  die  Gebäudeclassen-Steuer.  Die  erstere,  welche  in  den 
Provinzial-Hauptdtädten  und  in  einigen  Badeorten  bestand,  wurde 
von  18  auf  16  Percent  als  ordentliche  Steuer  herabgesetzt.  Seit 
dem  1.  November  1849  ist  sie  aber  auch  auf  jene  Ortschaften  aus- 
gedehnt, in  denen  wenigstens  die  Hälfte  der  Gebäude  .einen  Zins- 
ertrag durch  Vermiethung  wirklich  abwirft,  sowie  auf  die  ausserhalb 
solcher  Ortschaften  gelegenen  Gebäude ,  welche  durch  Vermiethung 
benützt  werden.    Doch  kommen  in  diesen  Ortschaften  30  Percent 

*  AUerh.  £ntschl.  vom  19.  Juli  1849  und  9.  Januar  1850,  i^^^- 
Verord.  vom  ^0.  Mai  und  25.  Juni  1853. 

*  Minist  Verord.  vom  12.  December  1853. 

*  Provisorische  Vorschrift  des  Civil-  und  Mililär-Gouvemeura  für  ü"' 
gern  vom  11.  October  1853. 
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(in  den  ursprOngBch  dieser  Steuer  unterworfenen  Ortschaften  15, 
in  Dalmatien  33  y«  Fereent)  der  Miethzinse.  ate  Bedeckung  der  Er- 
haltungskosten in  Abrechnung,  und  von  dem  Ueberreste  wird  erst 
die  ordentliche  Hauszins-Steuer  mit  16  (in  Dalmatien  15%)  Percent 
berechnet  Zu  dieser  sp  berechneten  Gebäudezins-Steuer  sowie  zu 
der  Gebäudeclassen-Steuer,  wo  sie  besteht,  wird  seit  1^.  November 
1849  gleichfalls  ein  ausserordentlicher  Zuschlag  von  einem  Dritt- 
theile  der  Gebühr  erhoben/  wogegen  die  Steuerpflichtigen  berech- 
tigt sind,  von  den  bücherlich  sichergestellten  Capitals-Zinsen  und 
Renten  5  Percent  in  Abzug  zu  bringen,  wie  bei  der  Grundsteuer. 

in  der  Erwerbsteuer  fand  keine  Aenderung  Statt,  nur 
wurde  die  auf  dem  Patente  vom  31.  December  1812  beruhende 
Erwerbsteuer  mit  dem  Jahre  1852  auch  in  Krakau  und  Dalmatien,' 
hingegen  im  Königreiche  Ungern  seit  1851,  sowie  auch  spftter  in 
den  übrigen  ehemals  ungrischen  Ländern,  eine  Personal-Er- 
werbsteuer eingefiihrt,  welcher  alle  16  Jahr  und  darüber  alten 
Bewohner  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes  (mit  blosser  Aus- 
nahme des  Militärs,  der  Finanz-Wache,  der  noch  nicht  ein  Jahr 
ino  Lande  wohnenden  Fremden  und  der  Armen)  unterworfen  sind,« 
die  aber  in  der  Regel  nur  20  kr.  bis  1  fl.  ftir  den  Kopf  ausmacht, 
bei  den  mehr  Bemittelten  auf  2  bis  höchstens  10  fl.  steigt. ' 

Da  die  bis  zum  Jahre  1850  bestandenen  drei  directen  Steuern 
nur  das  Einkommen  von  Grund  und  Boden,  von  Gebäuden  und 
aus  dem  gewerbsmässigen  Erwerbe  trafen,  somit  viele  andere  Arten 
des  Eänkommens  direct  nicht  besteuert  wurden,  sah  sich  die  Staats- 
verwaltung in  Folge  der  vorausgegangenen  Ereignisse  und  der  durch 
deren  Nachwirkungen  sowie  durch  die  umfassenden  Organisirungen 
der  Verwaltungsbehörden  und  andere  Umstände  ausserordentlich 
gesteigerten  StaatsbedUrfnisse  genöthigt,  auch  die  bisher  noch  gar 
nicht  oder  doch  nicht  gehörig  benützten  Quellen  des  Einkonunens 
für  den  Staatshaushalt  in  Anspruch  zu  nehmen,  und  eine  allge- 
meine Einkommensteuer  einzuHlhren.  Diese  Einführung  er- 
folgte mit  dem  1.  November  1849  Itlr  Gestenreich,  Salzburg,  Steier- 
mark, Kämthen,  Krain,  Küstenland,  Tirol,  Böhmen,  Mähren,  Schle- 
sien, Galizien  (ohne  Krakau)  und  Bukowina,*  sowie  ilir  Ungern, 

■  Kais.  Patent  vom  10.  October  1849. 

'  Kais.  Patent  vom  7.  October  und  kais.  Verordnung  vom  9.  Decem- 
ber 1851. 

^  Vercntl.  des  bevollmächtigten  kais.CommisBärs  vom  20.  November  1850. 
*  Kais.  Patent  vom  29.  October  1849. 
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die  Wojwodflchaft  und  das  Baiiat  mit  Berücksichtigung  der  eigen- 
ihttmtichen  Verhältnisse  dieser  Länder,*  und  in  gleicher  Art,  wie 
für  Ungern,  mit  dem  Jahre  1852  filr  Kroatien  und  Slavonien^  und 
später  für  Siebenbürgen.  Im  lombardisch-yenezianischen  Königreiche 
wurde  sie  (jedoch  mit  einigen  den  dortigen  Einrichtungea  ent- 
sprechenden Veränderungen)  seit  I.Mai  1851,'  dann  in  Dalmatien* 
und  in  Krakau^  mit  dem  Verwaltungsjahre  1852  eingeführt  Gegoi- 
stand  der  Einkommensteuer  ist  jedes  reine  Einkommen,  welches 
die  Bewohner  der  österreichischen  Länder  (mit  Ausnahme  der  HüitSr- 
gränze)  von  ihrem  persönlichen  Erwerbe  oder  von  ihrem  in  diesen 
Ländern  verwendeten  Vermögen  beziehen.  Von  dem  der  Grond- 
und  Gebäudesteuer  unterliegenden  Besitzthum  wird  die  Einkomnien- 
steuer  in  Bezug  auf  das  Einkommen  selbst  durch  den  obenerwähn- 
ten Zuschlag  eines  Dritttheils  der  Steuer  und  in  Bezug  auf  die 
darauf  bücherlich  sichergestellten  Capitals-Zinsen  und  Renten  durch 
die  dem  Schuldner  bewilligten  Abzüge  eingehoben.  Alle  übrigen 
Einkonmiensarten  werden  behufs  der  Bemessung  der  Einkommen- 
steuer in  drei  Classen  getheilt.  Li  die  erste  Classe  gehört  das  an- 
kommen von  den  der  Erwerbsteuer  unterworfenen  Erwerbsgattungen 
mit  Einschluss  des  Einkommens  vom  Berg-  und  Hüttenwesen  und 
des  vom  Pächter  aus  den  Pachtungen  bezogenen  Gewinnes;  in  die 
zweite  dasjenige,  welches  als  Entgelt  für  solche  Arbeiten  und 
Dienstleistungen,  die  der  Erwerbsteuer  nicht  unterliegen,  von  dem 
Arbeitenden  bezogen  wird  oder  an  stehenden  Jahresbezttgen  aus 
Versoi^ngs-  oder  Lebensversicherungs- Anstalten  zufliesst;  in  die 
dritte  ein  solches  Einkommen,  welches  durch  Arbeit  nicht  bedingt 
ist,  nämlich  Zinsen,  Leibrenten  und  Renten,  insoweit  sie  nicht  in 
die  zweite  Classe  gehören.  Beireit  von  der  Einkommensteuer  sind: 
die  der  untersten  Erwerbsteuer-Classe  eingereihten  Lidividuen;  jene, 
welche  sich  mit  der  landwirthschafUichen  Lidustrie  beschäftigen, 
insofeme  sie  sich  auf  die  Enseugung  roher  Produete  und  deren 
Veräusserung  bezieht;  die  Hilfsarbeiter  und  Taglöhner;  das  Militär; 
das  Einkommen  der  in  die  zweite  Classe  gereihten  Personen,  dessen 
jährlicher  Betrag  600  fl.  nicht  übersteigt ;  die  Zinsen  der  Sparcasse- 


'  Kais.  Patent  vom  25.  April  1850. 

'  Allerhöchste  Entschliessung  vom  30.  December  1851. 

'^  Kais.  Patent  vom  11.  April  1851. 

^  Kais.  Verord.  vom  9.  Deoember  1851. 

'"  Kais.  Patent  vom  7.  October  1851. 
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Einhgen;  das  JahreseinkommeD  aus  dem  in  die  dritte  Classe  fallen- 
den Vermögen,  welches  300  fl.  nicht  übersteigt;  endlich  das  Iftnd- 
Kche  Ao^edinge  nebst  einigen  anderen  spedell  bezeichneten  Kate- 
gorien. Jeder  Staatsbewohner  muss  sein  nach  den  angefilhrten 
Bestimmungen  steuerpflichtiges  Einkommen  in  einem  Selbstbekennt- 
oisse  angeben,  insofeme  nicht  eine  andere  Erhebungsart  Yorge- 
zeiehnet  ist.  Die  Einkommensteuer  betrftgt  von  dem  Einkommen 
der  ersten  und  der  dritten  Classe  fünf  Percent,  von  dem  Einkom- 
men der  zweiten  Classe  aber  wird  sie  nach  einer  steigenden  Scala 
bemessen,  zufolge  deren  das  Einkommen  von  mehr  als  600  fl.  bis 
einaehliessig  1.000  fl.  mit  einem,  jenes  von  mehr  als  1.000  fl. 
bis  2.000  fl.  mit  zwei,  und  so  fort  jedes  1.000  fl.  Hehr -Ein- 
kommen mit  einem  Mehr-Percente ,  ein  Eink(»nmen  über  9.000  fl. 
aber  ohne  weitere  Steigerung  der  Scala  mit  zehn  Percent  be- 
steuert ist  * 

BezOglich  der  indirecten  Besteuerung  erfolgte  zuerst  eine  Ab- 
änderung des  Stämpel-  und  Tax-Gesetzes.  Durch  ein  neues 
piovisorischea  Gesetz  über  die  Gebühren  von  Rechtsgeschäf- 
ten, Urkunden,  Schriften  und  Amtshandlungen  wurde 
Dämlich  der  erste  Theil  des  St&mpel-  und  Tax-Gesetzes  vom  27.  Ja- 
nuar 1840  und  das  för  Krakau  giltige  Stftmpelgesetz  vom  16.  Sep- 
tember 1833,  sammt  den  Vorschriften  über  Gerichts-  und  Grund- 
bochs-TaxeJi ,  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  Jenes  neue  Gesetz  gilt 
fllr  die  Kronländer,  in  welchen  das  Stämpel-  und  Tax-Gesetz  in 
Kraft  stand,  und  Air  Krakau,  und  trat  mit  dem  15.  Mai  1860  in 
Anwendung.  Der  hiermit  angeordneten  Abgabe  unterliegen :  A)  jedes 
Reeht^esehäft,  durch  welches  nach  dem  bürgerlichen  Gesetze  Rechte 
begründet,  übertragen,  befestiget,  umgeändert  oder  aufgehoben  wer- 
den^ B)  alle  (nicht  schon  unter  A  begriffenen)  Uebertragungen  auf 
den  Todesfall;  C)  Zeugnisse  über  persönliche  Eigenschaften  und 
thatsftchliche  Umstände,  Handels-  und  Gewerbe-Bücher,  Eingaben 
der  Privaten  an  den  Landesftlrsten  und  die  öffentlichen  Behörden, 
die  Eintragung  zur  Erwerbung  der  gleichen  Rechte  in  die  öflent- 
Hehen  Bücher  und  amtliche  im  Gesetze  besonders  bezeichnete  Aus- 
fertigungen.   Dem  Gesetze  ist  ein  Tarif  filr  die  Abgaben  beigeftlgt.^ 

'  Kais.  Patent  vom  29.  October  1849.  ~  Vergl.  über  die  directen 
Steuern:  „Systematiscbes  Handbucli  der  directen  6teaem  im  Kaiserthum 
Oesferreich,  von  Doctor  und  Professor  Johann  Chlupp.    Prag  1855. ** 

'  Kais.  Patent  vom  9.  Februar  1850  und  Hinist.  Erlass  vom  22.  Aprill85ü. 
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IHedes  Gesetz  wurde  mit  den  durch  die  damalige  Civil -Gesetz- 
gebung jener  Länder  bedingten  Aenderungen  auf  Ungern,  die  Woj- 
wodschail  und  das  Banat,  Kroatien  und  Slavonien,  Siebeubtirgen 
und  die  Militärgränze  ausgedehnt'  und  der  Beginn  seiner  Wirk- 
samkeit auf  den  1.  November  1850  festgesetzt/  jedoch  die  erste 
Anl^;ung  der  neuen  Grund-  und  IntabuIations-BUcher  davon  (lus- 
genommen. '  Fttr  die  im  Krakauer  Gebiete  bereits  stämpelj^cb- 
tigen  Urkunden ,  welche  durch  das  Patent  vom  9.  Februar  1850 
nicht  berührt  wurden,  ist  eine  eigene  Bestimmung  getroffen  worden 
und  am  20.  März  1850  in  Kraft  getreten.^  —  Mit  diesem  Gesetze 
steht  das  Gesetz,  betreffend  die  Gebühren  von  Spielkarten, 
Kalendern,  ausländischen  Zeitungen,  Ankündigungen 
und  Einschaltungen  in  die  Tagesblätter  in  Verbindung, 
welches  mit  1.  November  1850  in  Kraft  trat.  Dadurch  wird  das 
Gesetz  vom  27.  September  1840  über  den  Stämpel  von  Spielkarten, 
Kalendern,  Zeitungen  und  Ankündigungen,  wo  dieses  bestand,  auf- 
gehoben; in  Yergleichung  zu  den  Bestimmungen  dieses  letzteren 
wurden  in  dem  neuen  Gesetze  die  Stämpelgebühren  von  Spielkarten 
bedeutend  ermässigt  und  die  Stämpel  f)lr  inländische  Zeitungen 
gänzlich  aufgehoben.  ^  —  Um  die  Entrichtung  der  Stämpelabgabe 
zu  erleichtem  und  die  mit  ihrer  Einhebung  verbundenen  Kosten 
zu  vermindern,  wurde  schliesslich  angeordnet,  dass  die  Entrich- 
tung der  durch  die  Gebührengesetze  vom  9.  Februar,  2.  August 
und  6.  September  1850  vorgeschriebenen  Abgabe,  welche  bisher 
durch  Verwendung  von  Stämpelpapier  zu  geschehen  hatte  oder 
durch  Aufdrückung  eines  Stämpelzeichens  zu  bestätigen  war,  kfinftig 
durch  vorschriftmässige  Verwendung  von  Stämpel  marken  er- 
folgen  soll.  Dabei  gilt  der  Grundsatz,  dass  jede  stämpelpflichtige 
Urkunde  oder  Schrift  auf  schon  mit  der  gesetzmässigen  Marke  ve^ 
sehenem  Papiere  geschrieben  sein  soll,  wo  dann  das  farbige  Feld 
desStämpels  überschrieben  werden  muss.  Ausnahmen  von  diesem 
Grundsatze  sind  in  dem  Gesetze  besonders  aufgeftihrt;  tritt  eine 
solche  Ausnahme  ein ,  und  ist  die  auf  der  Urkunde  befestigte  Marke 

*  Kais.  Patent  vom  2.  August  1850. 

2  Minist.  ErlaSfi  vom  25.  September  1850.  Seine  volle  Geltung  erhielt 
das  Gebührengesetz  übrigens  in  den  ungriscben  lÄndem  erst  mit  Einfüh- 
mng  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches. 

■  Minist.  Verord.  vom  18.  October  1850. 

«  Minist.  Verord.  vom  11.  März  1850. 

^  Kais.  Patent  vom  6.  September  1850. 
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nicht  gehörig  überschrieben,  so  müssen  die  Stampelmarken  auch 
noeh  amtlich  Oberstftmpelt ,  d.  li.  mit  dem  Amtssiegel  eines  dazu 
berechtigten  Amtes  in  schwarzer  Farbe  überdruckt  werden.  *  Diese 
Verordnung  trat  mit  1.  November  1854  in  Wirksamkeit,  an  welchem 
Tage  die  bisher  bestandenen  Stämpdämter  geschlossen  wurden.  Nur 
an  den  Standorten  der  Finanz-Landes-Directionen  kann  die  Abgabe 
von  Kalendern ,  an  den  Sitzen  der  ehemaligen  Stämpel-Aemter  auch 
die  Abgabe  von  Ankündigungen  noch  fortwährend  durch  Abstämpe- 
lung  entrichtet  werden.  ^ 

Auf  die  Erzeugung  von  Zucker  aus  inländischen  Stof- 
fen, welche  bis  dahin  steuerfrei  war,  wurde  vom  Verwaltungs- 
jahre 1850  an  eine  Verbrauchsabgabe  von  1  fl.  40  kr.  fikr  den 
Wiener  Netto -Centner  Bohzucker  gelegt  Erfolgte  die  Erzeugung 
aus  Runkelrüben^  so  konnten  die  Steuerpflichtigen  auch  um  die 
Bemessung  der  Abgabe  nach  dem  Gewichte  der  Rüben  oder  um 
die  Bewilligung  einer  Abfindung  auf  einen  Pauschalbetrag  Air  die 
Betriebs -Periode  des  bezüglichen  Jahres  einkommen^  im  ersteren 
Falle  hatten  sie  den  Centner  frischer  Rüben  mit  5  kr.  und  jenen  der 
getrockneten  Rüben  mit  27%  kr.  zu  versteuern.'  Aber  schon  fllr 
das  Verwaltungsjahr  1851  wurde  die  Besteuerung  der  aus  Runkel- 
rüben gewonnenen  Zuekererzeugnisse,  sowie  die  Abfindung  mit 
einer  Pauschalsumme  at^estellt  und  die  Bemessung  ausschliessend 
nach  dem  Gewichte  der  zur  Verarbeitung  gelangenden  Rüben  an- 
geordnet, wobei  die  Gewiehtsbestimmung  in  der  Regel  durch  Ab- 
wägen der  Rüben  erfolgt,  aber  auch,  über  Ansuchen  der  Erzeuger, 
nach  der  angemeldeten  und  behördlich  anerkannten  Leistungsikhig- 
keit  der  Betriebsvorrichtungen  erfolgen  kann.  Bei  diesem  Anlasse 
wurde  zugleich  die  VoUzugsvorschrift  vervollständigt.*  Die  Ver- 
brauchsat^be  wurde  vom  1.  September  1853  an  auf  8  kr.  für 
frische  und  44  kr.  ftir  getrocknete  Rüben,  und  vom  1.  Septeml»er 
1855  auf  12  kr.  und  1  fl.  6  kr.  erhöht. ' 

Um   die  Entrichtung   der  Abgaben  ftir  die  Er/engnng  jener 


*  Minist.  Verord.  vom  28.  März  1854. 

^  Minist.  Verord.  vom  16.  Mai  und  13.  September  1855. 

»  Minist  ErlÄsse  vom  19.  und  28.  November  1849,  für  die  niclit- 
ungriscben  Länder,  Dalmstien  ausgenommen,  und  für  die  ungrisrhen  lin- 
der abgesondert  vom  14.  Januar  1850. 

*  Minist.  Erlässe  vom  7.  September  1850. 

^  Minist.  Erlass  vom  22.  Juli  1853  und  25.  April  1855. 
V.  Czoernig,  Oesterreich's  Neugestaltung.  10 
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Con8iiintioD8-6egenBtdnde,  welche  erst  längere  Zeit  nach  ihrer  Er- 
zeugung zum  Verbrauche  gelangen,  zu  erleichtem,  wurde  eine 
gleichinässige  Anordnung  über  die  Creditirung  dieser  Abgaben 
erlassen.  Diese  Borgung  kann  zugestanden  werden:  a)  den  Roben- 
zucker-Fabriken,  wenn  die  Verbrauclisabgabe  den  Betrag  von  min- 
destens jährlichen  1.000  fl.  erreiclit,  bezüglich  der  vorhinein  anzu- 
meldenden Hälfte  der  Verbrauchsabgabe,  und  zwar  auf  vier  Monate; 
b)  den  Biererzeugem,  welche  monatlich  so  viel  Unterzeug-  oder 
Lagerbier  erzeugen,  dass  die  Verzehningssteuer  davon  mindestene 
100  fl.  ausmacht,  für  die  ganze  monatlich  zu  entrichtende  Ver- 
zehrungssteuer auf  zwei  und  bezüglich  des  Lagerbieres  auf  vier 
Monate^  c)  den  Erzeugern  gebrannter  geistiger  Flüssigkeiten,  wenn 
sie  jährlich  mindestens  600  fl.  Verzehrungssteuer  entrichten,  bezflg- 
lich  des  ganzen  ftir  einen  Monat  entfallenden  Betrages  derselben 
auf  sechs  Monate;  d)  den  inländischen  Zucker-Raffinerien,  M-elche 
ausländisches  Zuckemiehl  aus  den  amtlichen  l^iederlagen  bezieben> 
die  ganzen  Zollbeträge  für  jede  einzelne  bezogene  Partie  auf  ein 
Jalir. ' 

Nachdem  die  Verzehrungssteuer  vom  Biere  für  das 
lombardisch-venezianische  Königreich,  wo  sie  früher  nicht 
bestand,  mit  1.  Mai  1851  eingeführt  worden  war  (und  zwar  fär 
den  metrischen  Centner  mit  Lire  Aust.  7 — 20  in  Mailand  und  Ve 
nedig,  mit  Lire  Aust.  5—40  in  den  übrigen  geschlossenen  Stfidten 
und  mit  Lire  Aust,  3—60  in  den  anderen  Orten,  nebst  der  ent- 
sprechenden Ausgleichungsabgabe  bei  der  Einfuiir  vom  Lande  m 
die  geschlossenen  Städte),^  wurden  die  gesetzlichen  Bestim- 
mungen über  die  Verzehrungssteuer  vom  Biere,  wirksam 
für  alle  Kronländer,  mit  Ausnahme  von  Dalmatien,  geändert. 
Um  nämlich  eine  gerechtere  und  gleichmässigere  Besteuerung  vom 
Biere  zu  erzielen,  und  den  Staatsschatz  sowie  die  redlichen  Ge- 
werbetreibenden gegen  jene  Nachtheile  zu  schützen,  welche  durch 
Umgehungen  der  bis  dahin  bestandenen  Normen  erwuchsen,  wurde 
angeordnet,  die  Verzehrungssteuer  vom  Biere  nicht  bloss  nach  der 
Menge,  sondern  auch  nach  dem  Extract-Gehalte  der  Bierwürze  zu 
bemessen ,  wodurch  auch  die  Bestimmungen  tiber  die  Controle  eine 
Aenderung  erlitten,  indem  der  Gewerbebetrieb  der  Bierschänker  unter 


*  Minist.  Erlass  vom  5.  Februar  1852. 

*  Kais.  Patent  vom  29.  Januar  1061  und  Vollzugsvorschrift  im  Minist- 
Erlasse  vom  6.  März  1851. 
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amtUefae  Aufsieht  gestellt  wurde.  Der  Extract-Oehalt  wird  vor  der 
BeimischuDg  des  G&hruDgsmittels  durch  Anwendung  des  amtlichen 
Zackennessers  (Sacharometers)  bei  einer  Temperatur  von  14®  Reau- 
mur  erhoben.  Für  einen  Sacharometer-6rad  wird  der  Steuerbetrag 
mit  29  Centesimi  im  lombardisch -venezianischen  Königreiche^  mit 
3'/«  kr.  in  Böhmen,  3  kr.  in  den  ungrischen  Ländern,  2*/,  in  Ga- 
lizien  und  der  Bukowina  und  3%  kr.  in  den  übrigen  Kronländem 
festgesetzt  Bei  der  Biererzeugung  in  den  geschlossenen  Städten 
(mit  Ausnahme  von  Pest-Ofen  und  Pressburg)  wird  ein  Steuerzu- 
sehlag  zu  dem  allgemeinen  Steuersatze  eingehoben,  welcher  für 
Wien,  ftlr  die  grösseren  Kronlands-Hauptstädte  und  für  die  übrigen 
geschlossenen  Städte  verschieden  bemessen  ist;  derselbe  Zusclilag 
wird  auch  bei  der  Einfuhr  von  Bier  in  die  erwähnten  geschlossenen 
Städte  entrichtet.  Bei  der  Ausfuhr  von  Bier  aus  den  geschlossenen 
Städten  fuidet  eine  entsprechende,  besonders  bemessene  Rückver- 
gütung Statt.'  Um  den  mit  Verbrauchsteuern  bisher  gegenüber 
der  Lombardie  schwerer  belasteten  venezianischen  Provinzen  eine 
angemessene  Erleichterung  zu  gewähren,  wurde  mit  Allerhöchster 
EntSchliessung  vom  9.  October  1854  der  Dazio  consumo  mu- 
rato  und  forese  neu  geregelt;  der  Tarif  fUr  den  ersteren  trat 
sogleich,  jener  für  letzteren  mit  1.  November  1855  in  Wirksam- 
keit.' In  der  Stadt  Erak au  wurde  die  allgemeine  Verzehrun gs- 
Steuer  nnit  1.  November  1854  eingefllhrt,  und  die  Stadt  als  eine 
geschlossene  erklärt,'  sowie  schon  früher  das  Lotto^Oefäll  da* 
selbst  eingeführt  worden  war.*  Auch  in  der  Militärgränze  trat 
das  Lotto-Gesetz  am  1.  Januar  1856  in  Wirksamkeit^ 

In  Tirol  und  Vorarlberg  ist  zunächst  auf  Veranlassung 
der  Landesbehörden  mit  den  Gubemial-Kundmachungen  vom  28.  Oc- 
tober und  15.  November  1848*  unter  Aufhebung  der  allge- 
meinen Verzehrungssteuer  das  vor  dem  Jahre  1829  daselbst 
diessfalls  bestandene  Abgaben -System  wieder  eingeführt  worden. 
Nach  demselben  werden  Wein  und  gebrannte  geistige  Flüssigkeiten 
in  der  Einfuhr  aus  dem  Auslande,  aus  anderen  Kronländem  oder 


'  Minist  Erlässe  vom  19.  Deoember  1852  und  26.  December  1854. 
^  Minist  Veroi-d.  vom  29.  October  1854,  18.  und  28.  Juli  1855. 
»  Minist.  Verord,  vom  25.  October  1854. 

*  Minist.  Erlass  vom  6.  März  1854. 

^  Minist.  £rlass  vom  17.  October  1B55. 

*  Minist.  Erlass  vom  5.  December  1848. 
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aus  den  ^einbauenden  Gegenden  Tirol^s  in  die  anderen  Landes- 
(heile  versteuert.  Die  Verzehrungssteuer  von  Fleisch  ist  aufgehoben, 
die  Erzeugung  von  Branntwein  unter  20  Eimern  steuerfrei.  Inns- 
bruck und  Trient  haben  aufgehört,  in  die  Reihe  der  geschlossenen 
Stfidte  zu  gehören. 

Hingegen  ist  ein  den  wirklichen  Erzeugungskosten  mehr  ent- 
sprechender Steuersatz  hinsichtlich  der  Erzeugung  von 
Branntwein  in  den  anderen  Kronländern  festgesetzt  wor- 
den, wodurch  sich  die  Möglichkeit  ergab,  die  Zwischenämter 
aufzuheben,  welche  irtther  zur  Nachtrags  Versteuerung  des  ausGalizien 
nach  Mähren  und  Schlesien  eingeführten  Branntweines  bestanden. ' 

In  Erwägung,  dass  der  Salpeter  einen  der  vorzüglichen  Hil&- 
stoffe  im  Gebiete  der  technischen  Industrie  gewährt,  wurde  das 
bisher  rücksichtlich  des  Salpeters  ausübte  Monopol  mit  1.  Juli 
1853  aufgehoben.  Zum  gewerbsmässigen  Betriebe  der  Salpeter- 
Erzeugung  ist  eine  Concession  erforderlich,  welche  von  der  zur 
Verleihung  gewerblicher  Concessionen  autorisirten  (d.  i.  von  der 
politischen)  Behörde  verliehen  wird.  Zu  deren  Erlangung  muss  die 
österreichische  Staatsbürgerschaft,  Grossjährigkeit,  dann  die  mora- 
lische und  politische  Unbescholtenheit  nachgewiesen  werden.^ 

Die  wesentlichsten  Aenderungen  erfolgten  auf  dem  Gebiete  der 
Zollgesetzgebung.  Mit  dem  2k)ll-Tarife  vom  6.  November  1851 
itir  die  Ein-,  Aus-  und  Durclifuhr  ward  diese  Gesetzgebung  neu 
geregelt,  der  Zoll-Centner  zum  Maassstab  der  Verzollung  genom- 
men, das  Prohibitiv-System  aufgegeben,  der  bisherige  alphabetische 
Tarif  mit  mehr  als  600  Positionen  in  einen  systematischen  mit  un- 
gefilhr  400  Positionen  umgewandelt,  und  seine  Anwendung  durcli 
ein  sehr  umfassendes  alphabetisches  Waarenverzeichniss  erleichtert 
Behufs  eines  allmählichen  Ueberganges*  von  den  früher  in  Geltung 
gestandenen  zu  den  neuen  Zollvorschriften  wurde  im  ersten  Jahre 
der  Wirksamkeit  des  neuen  Zoll-Tarifs  für  die  wichtigsten  bis  da- 
hin dem  Einfuhrverbote  unterworfenen  Gegenstände  ein  Zolizuschlag 
von  10  Percent  des  Tarif-Satees  eingehoben,  für  rohe  Baunawolle 
der  EingangBZoU  mit  einem  Gulden  vom  Zoll-Centner  sporco  und 
für  rohe  Baumwollgarne  mit  acht  Gulden  vom  Zoll-Centner  netto 
vorgeschrieben. 

Nachdem  das  Herzogthum  Modena  bereits  unterm  23.  Januar 

*  Minist.  Erlass  vom  21.  Odober  1849. 

*  Kais.  Patent  vom  31,  März  1853. 
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1848  mit  Oesterrach  eine  Uebereinkunft  behufs  gewisaer  Erleich- 
tenmgen  im  gegenseitigen  Verkehre  abgeschlossen  hatte,  wekher 
das  Herzogthum Parma  unterm  2.  Juli  1849  beigetreten  war, '  und  die 
Regierungen  aller  drei  Staaten  sich  in  der  Convention  vom  3.  Juli  1849 
dahin  geeinigt  hatten,  dass  in  der  kürzesten  Frist  eine  zu  Wien  sich 
versammehide  Ck>mmis8ion  der  Delegirten  der  drei  Regierungen  über 
die  Feststellung  eines  Zollvereines  unterhandeln  solle,  erfolgte  der 
Abeehluss  des  Zolleinigungs-Vertrages  zwischen  Oesterreich, 
Parma  und  Mode  na  zu  Wien  am  9.  August  1852,  zufolge 
dessen  der  Zollverein  die  beiden  Herzogthttmer  und  das  Zoll- 
gebiet von  Oesterreieh  umschliesst,  die  Schiffe  und  Waapen  der 
Cnterthanen  der  beiden  Herzogthümer  in  den  österaeichischen  Häfen 
und  Landungsplätzen  (und  gegenseitig  an  den  Küsten  von  Modena) 
denen  der  am  meisten  begünstigten  Nationen  gleich  gehalten  wer- 
den, die  öeterreichischen  Consuln  den  Schutz  der  Unterthanen  v<xi 
Parma  und  Modena  in  jenen  Orten  übernehmen,  wo  diese  Staaten 
keine  (eigenen  oder  stellvertretenden  fremden)  Consuln  haben,  die 
Unterthanen  gegenseitig  in  allen  Yerkehrsbeziehungen  einschliesslich 
der  Strassenmäuthe  einander  gleich  gehalten  werden,  die  Herzog- 
thttmer mit  dem  österreichischen  2k)ll-Tarife  vom  6.  November  1851 
auch  die  2^11-  und  Staats-Monopols-Ordnung  vom  11.  Juli  1835, 
das  Geiäll&^trafgesetz  vom  11.  Juli  1835,  die  organischen  Anord- 
nungen für  die  Finanz-Wache  vom  1.  August  1843,  das  kais.  Pa- 
tent vom  6.  September  1850  über  den  Stämpel  auf  Spielkarten  und 
Zeitungen,  und  die  AUerh.  Entschliessung  vom  12.  November  1849 
über  die  Besteuerung  des  inländischen  Zuckers,  sammt  allen  nach- 
träglichen Verordnungen  über  diese  Gegenstände  annehmen,  und 
gidchartige  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Preise  und  des  Verkaufs 
der  Staats -Monopols -Gegenstände  (als:  Salz,  Tabak  und  Schiess- 
pulver) treffen,  endlich  dem  SchiMahrt»-  und  Handelsvertrage  vom 
18.  October  1851  und  der  Convention  vom  22.  November  1851 
wegen  ^gegenseitiger  Hintanlialtung  des  Schleichhandels,  welche 
zwischen  Oesterreieh  und  Sardinien  abgeschlossen  wurden,  bei- 
treten. Der  Ertrag  der  Einfuhr-,  Ausfuhr-  und  Durchfuhr- Zölle, 
welche  bei  den  Zollämtern  des  lombardisch-venezianischen  König- 
reiches und  der  beiden  Herzogthttmer  erhoben  werden,  kömmt  m 
gemeinsame  'fheilung,  nachdem  hiervon  die  gemeinsamen  (im 
Vertrage    in    runder    Summe    ziffermässig   bestimmten)    Auslagen 

'  Minist.  ErJass  vom  7.  September  1849. 


150 


«bgeasfugen  worden  sind.    Von  dem  hiernach  ermiUelten  Reinerträge 
erhalten  als  ersten  Antheil  Oesterreich  Hlr  das  lombardiach-venezia- 
nische  Königreich  12,500.000,  Parma  1,130.000  und  Modena  1,150.000 
Lire  Aust.,  welche  auf  die  beiden  Herzogthtlmer  entfallende  Sum- 
men ihnen  ftlr  jeden  Fall  als  Minimum  garantirt  werden«    Der  all- 
iällige  weitere  Ueberschuss  wird  nach  demselben  Maassstabe  (wobei 
jedoch  ftlr  Modena  die  Summe  von  1,265.000  Lire  Aust.  als  Theiler 
angenommen  wird)  unter  die  drei  Regierungen  vertheilt.    Die  aus 
diesem  Vertrage  sich  entwickelnden  Geschäfte  werden  von  einer  in 
Mailand    unter   dem    Vorsitze   eines    österreichischen    Functionärs 
zusammentretenden  Central-Commission  besoi^t,  zu  welcher  jede  Re- 
gienmg  einen  Gommissär   bestellt.     Die  Regierungen    der   beiden 
UerzogthUmer  willigen  ein,  dass  die  österreichische  in  gemeinschaft- 
lichem Namen  mit  anderen  italienischen  und  deutschen  Re^erungen 
wegen  des  Beitrittes  zu  diesem  2k>llvereine  oder  wegen  Abschlusses 
von  Zoll-  und  Handels- Verträgen  in  Unterhandlung  treten  den  mit 
den  deutschen   Staaten   abzuscliliessenden  Verträgen    stimmen  die 
herzoglichen  Regierungen  im  vorhinein  unter  gewissen  sichernden 
Bedingungen  bei.    Der  Vertrag  wird  auf  4  Jahre  9  Monate  ge- 
schlossen ,  er  wird  aber  auf  je  vier  Jahre  stillschweigend  verlängert, 
wenn  er  nicht  vor  dem  Beginne  des  letzten  der  jeweiligen  vier 
Jahre  von  einem  der  drei  Veveius-Staaten  gekündigt  wird.    Bei  der 
Verlängenmg  werden  die  gemeinsamen  S^lleinkünfte  zwischen  dem 
lombiurdisch-venezianischen  Königreiche  und  den  herzoglichen  Staaten 
im  Verhältnisse  der  Bevölkerung  (mit  einer  kleinen  die  erste  Periode 
betrefieuden  Begünstigung  für  Modena)  getheilt  —  Die  Centrai- 
Gommission  für  den  österreichisch-parmensisch-modenesischen  Zoll- 
verein zu  Mailand  begann  ihre  Wirksamkeit  am  28.  October  1852. ' 
Mittelst  Staatsvertrages  vom  5.  Juni  1852  erfolgte  der  Beitritt 
des  Fürstenthums  Liechtenstein  zu  dem  österreichischen  Zoll- 
und  Steuergebiete,  um  den  Zustand  der  Absonderung  aufliören  zu 
machen,   in  welchem   das  genannte  Fürstenthum   gegenüber  dem 
übrigen  Deutschland  sich  befindet,   und   zwischen  den  stammver- 
wandten Gebieten  von  Vomrlberg  und  Liechtenstein  einen  vollkom- 
men freien  Verkelu*  herzustellen.   Zufolge  desselben  trat  das  Fürsten- 
thum Liechtenstein  vom  1.  August  1852  angefangen  dem  österrei- 
chischen Systeme  der  Zölle,  Staats-Monopole,   Verzehrungssteuer 
und  derStämpel  auf  Kalender,  Zeitungen  und  Spielkarten  bei,  wie 

*  Minist  Erlass  vom  5.  November  1852. 
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sofehes  in  Vorarlberg  besteht.  Die  Yertfaeilung  der  in  Vorarlberg 
und  in  Liechtenstein  eingehenden  Reinerträgniese  erfolgt  in  der  Art, 
dass  jenes  der  Verzehrungssteuer,  des  Tabak-  und  Schiesspulver- 
Monqpols  und  der  StämpeJabgabe  von  Kalendern  im  Verhältnisse 
der  Bevölkerung  dieser  Gebiete  getheilt^  jenes  der  Zölle  (nach  Ab- 
zug der  Durchfuhrzölle)  zur  einen  Halde  ftlr  Oesterreieh  zurück- 
behalten, zur  anderen  Hälfte  zwischen  beiden  Gebieten  nach  Ver- 
hältniss  der  Bevölkerung  getheilt  wird,  während  Liechtenstein  als 
Antheil  an  den  DurehiuhTzöllen  die  Hälfte  des  Brutto-Ertrages  jener 
Durchfuhizölle  erhält,  welche  von  den  in  einem  der  beiden 
Gebiete  ein-  und  in  dem  anderen  austretenden  Waaren  erhoben 
werden.  Doch  wird  der  fürstlichen  Regierung  ein  jährliches  Rein- 
ESnkommen  an  Zöllen,  Verzehrungssteuer  und  Stämpelabgaben  von 
Kalendern  etc.  und  an  Erlös  von  Tabak  und  Schiesspulver  mit 
2  fl.  Dir  den  Kopf  der  Bevölkerung  als  Minimum  garantirt.  Die 
Dauer  des  Vertrages  ist  bis  Ende  1863  festgesetzt,  er  wird  aber 
auf  je  weitere  zwölf  Jahre  verlängert,  wenn  ein  Jahr  vor  Ablauf 
dieses  jeweiligen  Zeitraumes  keine  Kündigung  erfolgt.  Sieben  Se- 
paiatrArtikel  vervollständigen  den  Vertrag.  ' 

Zwischen Oester  reich  undPreussen  wurde  zumZwecke  einer 
umfassenden  Regelung  aller  Handels-  und  Verkehrsbeziehungen  der 
beiderseitigen  Gebiete,  sowie  in  der  Absicht,  eine  allgemeine  deutsche 
Zolleinigung  zu  fbrdem,  am  19.  Februar  1853  zu  Berlin  ein  Ver- 
trag abgeschlossen.  In  diesem  Vertrage  verpflichten  sich  die  beiden 
Theile,  den  gegenseitigen  Verkehr  zwischen  ihren  Landen  durch 
kemerlei  Einfuhr-,  Ausfuhr-  oder  Durchfuhr- Verbote  zu  hemmen, 
mit  Ausnalune  von  Tabak,  Salz,  Schie88j)ulver,  Spielkarten  und 
Kalendern,  ferner  aus  Gesundheits-Polizei-Rücksichten  und  bezüg- 
lich der  Kriegsbedürfnisse  unter  ausserordentlichen  Umständen. 
Hinsichtlich  des  Betrages  und  der  Erhebung  der  Ein-,  Aus-  und 
Durchgangs -Abgaben  dürfen  dritte  Staaten  nicht  günstiger  behan- 
delt werden  als  der  andere  Theil,  welchem  jede  solche  Begünsti- 
gnng  ohne  Gegenleistung  einzuräumen  ist;  ausgenommen  sind  die 
Begünstigungen,  welche  den  mit  einem  Theile  zoll  vereinten  Staaten 
durch  Vertrag  eingeräumt  sind  oder  nach  Ablauf  dieser  Verträge 
in  nicht  höherem  Maasse  zugestanden  werden  sollten.  Vom  1.  Ja- 
nuar 1854  an  lassen  beide  Theile  gegenseitige  Erleichterungen  auf 
Grundlage  des  freien  Einganges  roher  Natur- Erzeugnisse   und  des 

'  Minist.  Verord.  vom  10.  Juli  185Z 
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gegen  ermässigte  Zölle  zu  gestattenden  fjugangea  gewerblicher  Er- 
zeugnisse ihrer  Länder  (bei  den  im  Vertrage  verzeichneten  Waaien) 
eintreten.  *  In  Bezug  auf  die  en/iähnten  Artikel  bleiben  allfiülige, 
wfthrend  der  Dauer  des  Vertrages  eintretende  Erhöhungen  der 
tarifinässigen  Eingangszölle  ohne  Einfluss,  bei  Ermässigungen  bleibt 
es  dem  anderen  Theile  freigestellt,  die  bezügliche  Waare  einem 
neuen  oder  einem  erhöhten  Zwischenzolle  zu  unterwerfen.  Im 
Zwischenverkehre  dürfen  keine  Ausgangsal^ben  ausser  von  den 
im  Vertrage  bezeichneten  Gegenständen  *  und  auch  von  diesen  in 
keinen  höheren  Beträgen,  als  den  im  bestehenden  Zoll-Tarife  fest- 
gesetzten, erhoben  werden.  Von  den  oben  erwähnten  im  Zwischen- 
verkehre zollfreien  Waaren  werden  bei  unmittelbarem  Uebertritte 

*  Zollfrei  sind:  Abfalle,  Bettfedern,  Bienenstöcke,  mehrere  che- 
mische Hilfsstoffe  und  Producte,  Eier  und  Milch,  Erden  und  gemeine 
irdene  Waaren,  Erze,  Feld  fruchte,  Gartengewächse  und  Waldfrüchte, 
Flnssfische,  Geflügel,  Gla^  (Hohlglas  nicht  gepresst  oder  geschliffen), 
Haare,  Harze,  Holz  und  Holz  waaren  (gemeine),  Kohlen,  Korbflechter- 
waaren  (grobe),  Metalle  (rohe,  mit  Ausnahme  des  Eisens),  Mühlen-Fabri- 
kate, dann  Teigwerk  und  Brot,  Papier  (ordinäres),  literarische  und  Kunst- 
gegeustände,  Seiden -Gocons,  Steine  und  Steinwaaren  (schwere),  Stroh-, 
Kohr-  und  Bast- Waaren,  Matten  und  Fussdecken  (ordinäre,  ungefärbte), 
Wagen  und  Schlitten,  Pferde,  Maulthiere  und  Kleinvieh  (mit  Ausnahme 
der  Hammel  und  Schweine),  Wildpret  (kleines),  Wolle.  Einem  ermäB- 
sigten  Zollsatze  im  Zwischen  verkehre  unterliegen:  Bast-,  Binsen-, 
Kohr-,  Schilf-  und  Stroh  waaren  (soweit  sie  nicht  zollfrei  sind),  Baum- 
wolleugam,  Beinwaaren  (mit  Ausnahme  von  Schildpatt  und  Elfenbein), 
Blei-  und  Rothstifte,  Blei  waaren  (feine),  Bürstenbinderwaaren  (grobe), 
einzelne  chemische  Hilfistoffe  und  Producte  (Alaun,  Salzsäure,  Schwefel- 
säure), Eisen  und  Eisen  waaren  (mit  Ausnahme  von  Maschinen),  Fette^ 
Flussfahrzeuge  (hölzerne),  Glas  und  Glas  waaren  (soweit  nicht  schon  zoll- 
frei), Holz  waaren  (eben  so),  Honig,  Instrumente,  Käse,  feine  Korbflechter- 
waaren,  Kürschnerwaaren,  Kupfer-  und  Messing  waaren,  Leder  und  Leder- 
waaren, Leinengarn,  Lichter,  Hanf-,  Lein-  und  Rips -Gel  in  Fässern, 
feines  Papier  und  Pappwaaren,  Siebmacherwaaren,  zubereitete  Speisen, 
Waaren  aus  Marmor,  Granit,  Sandstein  und  Gyps  (soweit  nicht  schon 
zoUfirei),  Alabaster  und  Speckstein,  dann  Halbedelsteine,  feine  Tbon- 
waaren,  Kindvieh,  Schweine  und  Hammel,  Webe-  und  Wirkwaarcn, 
Zinkwaaren,  zusammengesetzte  oder  kurze  Waaren,  Quincaillerien. 

'  Diese  sind:  Abfälle,  Blutegel,  Eckerdoppem  (Knoppem) ,  Pottasche 
und  roher  Weinstein,  Gold-  und  Silber- Stufen,  unbearbeitete  Granaten, 
Häute,  Felle  und  Haare,  Lumpen  (Hadern),  Nickel-  und  Kobaltei-ze,  Nickel- 
Metall  und  Nickei-Schwamm,  Seide,  Porzellan-Erde. 
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in  die  Durchfuhr  keine  Durchgangsabgaben  erhoben;  bei  Waaren, 
welche,  vom  Aaslande  kommend,  nach  dem  Grebiete  dea  anderen 
Theiles  geführt  werden,  kann  keine  höhere  Durchgangsabgabe  als 
die  bestehende,  jedenfalls  den  Betrag  von  10  kr.  für  den  2k>ll- 
Centner  nicht  übersteigende,  erhoben  werden.  Für  Waaren  und 
Vieh,  welche  auf  Märkte,  dann  fUr  bestinunte  Waaren,  welche 
auf  ungewissen  Verkauf  oder  zur  Umstaltung  und  Veredlung  in 
das  Gebiet  des  anderen  Theiles  gebracht,  und,  ohne  in  den  Ver- 
kehr zu  gelangen,  wieder  zurückgeftlhrt  werden,  ist  Befreiung  von 
Ein-,  Aus-  und  Durchgangs -Abgaben  zugestanden.  Die  zollamt- 
liche Behandlang  von  Waaren,  die  dem  Begleitschein -Verfahren 
anterli^en,  geniesst  einige  Erleichterungen  und  möglichste  Be- 
schleunigung. Die  gegenüberliegenden  Zollämter  werden  thunlichst 
je  an  einen  Ort  verlegt,  um  den  Uebertritt  der  Waaren  gleichzeitig 
za  bewerkstelligen.  Innere  Abgaben  jeglicher  Art  dürfen  die  Er- 
zeugnisse des  anderen  Staates  nicht  lästiger  treffen,  als  jene  des 
eigenen  Landes;  eben  so  and  Waaren,  welche  einen  vertragsmässig 
stipulirten  2k>ll  zahlen ,  von  inneren  Abgaben  frei.  Zur  Verhütung 
und  Bestrafung  des  Schleichhandels  unterstützen  sich  die  beiden 
Theile  gegenseitig  und  haben  zu  diesem  Behufe  gleichzeitig  ein 
ZoU-Cartel  abgeschlossen.  Stapel-  und  Umschlags -Rechte  sind  in 
den  beiderseitigen  Gebieten  unzulässig.  Beide  Theile  behandeln  die 
Seeschiffe  des  anderen  Theiles  wie  die  eigenen;  die  Küstenfahrt 
(Cabotage)  kann  sich  jeder  Staat  vorbehalten,  doch  fallen  Begünsti- 
gungen, welche  dritten  Staaten  zugestanden  werden,  auch  dem 
anderen  Theile,  bei  eingeräumter  Gegenseitigkeit,  zu.  Im  Falle 
des  blossen  Kotheinlaufens  der  Schiffe  des  anderen  Theiles  werden 
Schifffahrts-  und  Hafen -Abgaben  nicht  erhoben.  Alle  natürlichen 
und  künstlichen  Wasserstrassen  in  dem  Gebiete  des  einen  Theiles 
können  von  Schiffsfilhrem  und  Fahrzeugen  des  anderen  Theiles  wie 
von  den  einheimischen  benützt  werden;  ebenso  sind  die  übrigen 
Verkehrswege  und  Verkehrseinrichtungen  den  Angehörigen  beider 
Theile  unter  gleichen  Bedingungen  zugänglich.  We^elder  fiir  be- 
ladenes  Fuhrwerk  dürfen  höchstens  zu  den  jetzt  geltenden  Beträ- 
gen, oder  doch  nicht  zu  einem  1  Silbergroschen  für  ein  Zugthier 
und  eine  geographische  Meile  übersteigenden  Satze  erhoben  werden. 
Auf  Eisenbahnen  erfolgt  die  Beförderung  in  Beziehung  auf  Zeit, 
Art  und  Preise  gleichmässig  für  die  Angehörigen  der  beiden  Tlieile; 
die  Waarenbefbrderung  auf  denselben  wird  durch  Herstellung  un- 
mittelbarer  Schienenverbindungen    und    durch    Ueberlührung    der 
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Transport-Mittel  von  einer  Bahn  auf  die  andere,  sowie  dmneh  dne 
vereinfachte  Zollabfertigung  der  beförderten  Waaren  thunlidist  ei^ 
leichtert  Die  beiden  Theile  werden  auf  gleichförmige  Gnindsfttze 
Eur  Beförderung  der  Gewerbsamkeit  hinwirken,  der  Befugniss  der 
Unterthanen  des  anderen  Tbeiles,  Arbeit  zu  suchen,  mög^lidist 
freien  Spielraum  gewähren,  von  denselben,  sowie  von  den  jenseiti- 
gen Besuchern  der  Märkte  und  Messen,  keine  andere  Abgabe,  als 
von  den  eigenen  Unterthanen,  fordern,  und  Industrielle  oder  deren 
Agenten,  welche  Bestellungen  suchen  und  im  eigenen  Lande  hierzu 
berechtiget  sind,  keiner  weiteren  Abgabe  unterwerfen.  Die  beiden 
Theile  werden  noch  im  Laufe  des  Jahres  1853*  Aber  eine  allgemeine 
Mflnz-Convention  in  Unterhandlung  treten  und  haben  zum  gegen- 
seitigen Schutze  ihrer  Münzen  und  Credit -Papiere  ein  eigenes 
MOnz-Cartel  abgeschlossen.  Auch  sollten  im  Jahre  ISSi  neuerliche 
Verhandlungen  über  weitere  Zollermässigungen ,  dann  über  ein  ge- 
meinsames Erfindungs-,  Privilegien-,  Muster-  und  Marken- Schutz- 
gesetz, über  gegenseitige  Zulassung  von  Versicherungs-  und  anderen 
Handels-  und  Verkehrs- Anstalten  stattfinden.  *  Jeder  Theil  ver^ 
pflichtet  seine  Consuln  im  Auslande ,  den  Angehörigen  des  anderen 
Theiles,  wenn  letzterer  durch  einen  Consul  an  dem  Orte  nicht  ver- 
treten ist,  Schutz  und  Beistand  in  gleicher  Weise  wie  den  eigenen 
Angehörigen,  zu  gewähren.  Gegenseitige  Beschickung  von  Zoll- 
beamten ,  um  über  das  Zollwesen  und  die  Gränzbewachung  Kennt- 
niss  zu  erlangen,  sowie  Aufklärungen  über  BechnungsfUhrung  und 
Statistik  in  beiden  Zollgebieten,  werden  zugesichert  Die  2^11aus- 
Schlüsse  sind  von  den  Verkehrs -Begünstigimgen  ausgenommen. 
Noch  im  Jahre  1853  werden  beiderseitig  Commissarien  zur  Fest- 
stellung der  erforderlichen  Volizugsvorschriflen  zusammentreten.  Die 
Dauer  des  Vertrages  wird  auf  1*2  Jahre,  bis  letzten  December  1865, 
festgesetzt  Im  Jahre  1860  werden  beiderseitige  Commissarien  zu- 
sammentreten, um  über  die  Zolleinigung  zwischen  den  beiden 
Theilen  und  den  ihrem  Zollverbande  alsdann  angehörigen  Staaten, 
oder  falls  eine  solche  Einigung  noch  nicht  zu  Stande  gebracht  wer- 
den könnte,  über  weitei^ehende  Verkehrs  -  Erleichterungen  und 
möglichste  Annäherung  und  Gleichstellung  der  beiderseitigen  ZoU- 
Tarife  zu  unterhandeln.  Der  Beitritt  bleibt  denjenigen  deut- 
schen Staaten,  welche  am  1..  Januar  1854  oder  später  zum  Zoll- 
vereine mit  Preussen  gehören  werden,  wie  auch  den  jetzt  oder  in 

*  Dieselben  haben  jedoch  weder  1654  noch  1855  stattgefunden. 
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Zukunft  mit  Oesterreich  zoUverbttndeten  italienischen  Staaten  vor- 
behalten. 

Diesem  Vertrage  traten  einerseits  die  herzoglichen  Regierungen 
von  Parma  und  Modena,  andererseits  die  mit  Preussen  zum 
deutschen  Zollvereine  verbundenen  Staaten  (vermöge 
des  am  4.  April  1853  zu  Berlin  abgeschlossenen  Vertrages)  bei, 
so  dass  derselbe  f)lr  sie  sowie  für  Liechtenstein  ebenialls  mit  1.  Ja- 
naar 1854  in  Wirksamkeit  trat. ' 

Behufs  der  allmählichen  Regelung  einer  Uebereinstimmong  in 
dem  Zollverfahren  und  der  Gränz-Ueberwachung  in  Oesterreich  mit 
jenen  des  Zollvereines  wurden  vorerst  vom  1.  November  1853  an 
beim  Wiener  Hauptzollamte,  dann  in  Vorarlberg  und  dem  zoll- 
geeinten Liechtenstein  die  Einrichtungen  des  Zollvereines 
bBzüglich  der  Organisation  der  Zollämter  und  der  Fi- 
nanz-Wache mit  einigen  Aenderungen  probeweise  ein- 
geführt,^ und  diese  Einführung  auf  die  Organisation  der  Zoll- 
amter und  der  Finanz -Wache  im  Freihafengebiete  von  Triest  und 
dem  umli^enden  Gränzbezirke  vom  1.  Februar  1854  an ,  *  auf  jene 
im  CSameral-Bezirke  von  Innsbruck^  und  im  Gameral- Bezirke  von 
Leitmeritz,  ^  in  beiden  vom  31.  October  1854,  endlich  im  Cameral- 
Bezirke  von  Krakau  vom  31.  Januar  1855  an,*  ausgedehnt. 

Um  die  in  Oesterreich  geltenden  Zollbestimmungen  dem  Han- 
dels- und  Zollvertrage  anzupassen,  war  eine  Revision  des  bestehen- 
den österreichischen  Zoll-Tarifes  erforderlich,  wcsshalb  von  Seiner 
k.  k.  Majestät  unterm  5.  December  1853  die  Erlassung  eines 
neuen  Zoll-Tarifes  genehmigt  wurde,  welcher  mit  1.  Januar 
1854  in  Wirksamkeit  trat.''  In  diesem  systematischen  Zoll -Tarife 
sind  die  Waaren  in  22  Glassen  abgetheilt,  welche  80  Abtheilungen 
umfassen,  von  denen  wieder  jede  eine  oder  mehrere  Tarif- Posten 
hat^  neben  den  allgemeinen  Zollsätzen  sind  darin  auch  jene  ent- 
halten, welche  für  den  Zwischen  verkehr  mit  dem  deutschen  Zoll- 
vereine nach  Maassgabe   des  Handels-  und   Zollvertrages   gelten. 

'  Kundmachang  des  Ministers  des  Aeussern  vom  12.  October  1853. 
-*  Minist  Verord.  vom  15.  October  1853. 

*  Kirnst.  Verord.  vom  21.  Janaar  1854. 

*  Minist  Verord.  vom  29.  September  1854. 
^  Minist  Verord.  vom  17.  October  1854. 

"^  Minist  Verord.  vom  30.  December  1654. 
'  Minist.  Verord.  vom  8.  December  1853. 
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Auch  abgesehen  von  den  dadurch  begrttndeten  Zollermäsogungio 
und  Zollbefreiungen  enthält  der  neue  Tarif  gegen  den  vorher  in 
Wirksamkeit  gestandenen  bedeutende  YerkehrserleicliteruDgen  uod 
namhafte  Vereinfachungen,  die  Anzahl  der  Tarif- Posten  ist  auf 
weniger  als  300  reducirt. 

Die  im  Vertrage  zwischen  Oesterreich  und  Preussen  verein- 
barten weiteren  Verhandlungen  durch  Commissäre,  behufs  derFest- 
steUung  der  Vollzugsvorschriften,  fanden  vom  November  1853  bis 
Februar  1854  in  Berlin  Statt  und  führten  zu  dem  am  27.  Augiut 
1855  durch  Auswechslung  ministerieller  Erklärungen  genehmigten 
Uebereinkommen  vom  20.  Februar  1854,  wodurch  mehrere  Bestim- 
mungen des  Zwischenzoll -Tarifes  theils  erläutert,  theils  ergänzt,' 
die  Form  der  Ursprungszeugnisse  für  das  im  Zolle  begünstigte  Roh- 
eisen festgesetzt,  auf  den  Vorbehalt  im  Separat-Artikel  3  des  Ve^ 
träges,  betreffend  die  eventuelle  Belegung  des  Getreides  mit  einem 
Ausfuhrzölle,  von  Oesterreich,  Preussen  und  Sachsen  gegenseitig 
vendchtet,  und  gemeinschaftliche  Bestimmungen  über  das  Verfahren 
der  Zollämter  hinsichtlich  der  zur  Bearbeitung,  Veredlung  u.  s.  w. 
zollfrei  ein-  und  ausgehenden  Gegenstände,  sowie  mehrere  andere 
Vollzugsvorschriften  vereinbart  wurden. 

Die  Zollgebühren,  welche  früher  im  lombardisch-venezianiscfaen 
Königreiche  in  Silber,  in  den  übrigen  Kronländem  aber  in  Bank- 
Valuta  gezahlt  wurden,  konnten  in  den  letzteren  nach  §.  17  der 
Vorerinnerung  zu  dem  neuen  Zoll -Tarife  zwar  noch  in  Papiergeld 
entrichtet  werden ,  welches  jedoch  nur  nach  seinem  von  Monat  zu 
Monat  durchschnittlich  festzusetzenden  Cours-Werthe  als  Zahlung  an- 
genommen wurde,  da  die  Zollsätze  nach  dem  Conventions -Gulden 
des  20  fl.  Fusses,  als  der  gesetzlichen  Reichswälirung,  zu  entiichten 
waren.  Vom  1.  August  1854  an  hörte  jedoch  diese  Wahl  der 
Münzsorte  auf;  seit  jenem  Tage  müssen  die  Zollgebühren  in 
Silber-  oder  Goldmünze  entrichtet  werden.  ' 

Aus  Anlass  des  mit  Sardinien  unterm  18.  October  1851  ab- 
geschlossenen Handels-  und  Schiffiahrts- Vertrages  eifolgten  einige 
Zollermässigungen  ,  namentlich  bei  der  Einfuhr  piemontesischer 
Weine  (welche  Frage  lange  Verhandlungen  der  beiden  Regie- 
rungen hervorgerufen  und  einen  der  Gründe  oder  Vorw&nde  £U 
der  Missstimmurig,  welche  vor  1848  in  Sardinien  gegen  Oesterreich 

'  Minist  Verord.  vom  10.  Februar,  7.  und  29.  November  1854. 
'  Minist.  Erlass  vom  5.  Juli  1854. 
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hensdite,  dargeboten  hatte),  bei  welcher  der  Einfuhrzoll  von  2  fl. 
aaf  1  fl.  10  kr.  für  den  Zoll -Centner  herabgesetzt  wurde,  ferner 
ZoUbefreiungen  für  einige  Artikel,  namenüich  im  OrftnzTerkehre,  * 
vaSdi  auch  der  österreichischen  Einfuhr  in  Sardinien  gewisse  Be- 
günstigungen ertheilt  wurden. ' 

Ak  Ausfluas  des  Grundsatzes,  dass  das  ganze  Reich,  so  weit 
ab  diunüeh,  ein  2jol]gebiet  bilden  sollte,  war  die  Verfügung  an- 
zusehen, krafi  welcher  vom  1.  November  1853  an  das  Freihafen- 
gebiet von  Tri  est  bis  auf  den  für  den  ungestörten  Betrieb  des 
freien  Handels  in  der  Stadt  und  dem  Hafen  erforderlichen  Raum 
emgeschrfinkt,  somit  die  ZoUgränze  weiter  gegen  die  Stadt  zu  ge- 
rik^t,  ferner  diie  bisher  von  der  Zoll -Linie  ausgeschlossene  Halb- 
insel Istrien  in  dieselbe  einbezogen  wurde,  und  ebenso  die  quaiv 
nerisehen  Inseln  Veglia,  Cherso  und  Lussin,  welche,  obwohl 
nun  österreicfaisch-illyTischen  Küstenlande  gehörig,  dennoch  dem 
dalmatischen  Zollgebiete  einverleibt  gewesen  waren,  von  diesem 
abg^rennt  und  in  das  allgemeine  Zollgebiet  aufgenommen  wurden. 
Bei  diesem  Anlasse  wurde  den  Bewohnern  von  Istrien  eine  jähr- 
liehe Menge  von  23.850  Ctm.  Salz  für  den  Hausbedarf  und  von 
6.000  Ctrn.  Salz  für  den  Fischereibetrieb  zu  einem  ermfissigten 
Fraise  auf  den  Zeitraum  von  fünf  Jahren  zugestanden,  *  so  wie 
der  Zoll  für  einige  Oetreidegattung^  und  Htüsenfrüchte  auf  die 
l>Raer  von  drei  Jahren  ermässigt.  * 

Ebenso  wurden  die  Freihafengebiete  von  Zengg  und  Carlo- 
pago  ^  vom  1.  April  1855  an,  jene  von  Fiume,  Buccari  und 
Porto-R^  vom  15.  September  1855  an  eingeschränkt ' 

Der  Ermässigung  der  Elbe-  und  Moldau-Zölle,  welche  zunächst 
im  Interesse  des  Handels  erfolgte,  wird  später  Erwähnung  ge- 
Behehen. 

Zur  Vollziehung  der  Einleitungen  fUr  den  Zoll -Tarif  vom 
6.  November  1851  wurde  bei  der  Einfuhr  der  Webe-  und  Wirk- 
waaren,  mit  Ausnahme  der  Baumwoll-,  Leinen-  und  Wollwaaren 

'  Minist.-  Veroi-d.  vom  12.  März  1852. 
'  Minist  Verord.  vom  28.  Juni  1852. 
'  Minist.  Verord.  vom  30.  August  1853. 

*  Minist.  Verord.  vom  31.  März  1855. 

^  Allerhöchste  Entschliessang  vom  15.  October  1852  und  Minist.  £r- 
lafis  vom  11.  April  1855.  • 

*  AUerhöcbste  Entschliessungen  vom  27.  April  und  4.  November  1B52 
und  Minist  Verord.  vom  14.  August  1855. 
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gemeinster  Art  und  der  Klddungsetacke  und  Patzwaaren,  die  An- ' 
legm^  eines  Verzollungs-Stämpels  angeordnet^  als  welcher  im 
lombardisch- venezianischen  Königreiche   d^r  dort  übliche  Kupfer« 
blättchen-St&mpel  (lamina  di  rame),  an  den  übrigen  Gr&nzen  aber 
▼orläufig  ein  Wachs -Siegel  aufgedrückt  werden  soll.  ' 

Von  hoher  Bedeutung  war  die  am  1.  August  1853  erfolgte 
Aenderung  der  gesammten  Zoll-Manipulation.  Sie  wurde 
dem  Verfahren  des  Zollvereines  so  nahe  als  möglich  gebracht  Die 
juxtirte  BoUettirung  (bollette  madre  e  figlia)  hörte  auf,  die  weit- 
läufige Waarenanweisung  machte  dem  Begleitschein -Verfahren  des 
Zollvereines  Raum,  die  Gonttole  im  inneren  2k>llgebiete  wurde  auf 
dn  Minimum  zurückgeführt  Im  Gefolge  dieser  Einrichtui^en  traten 
aUmählich  eine  immer  grössere  Zahl  durchgreifender  .Verkehrs- 
erleichterungen  ins  Leben,  unter  denen  hier  nur  die  erleich- 
terte Abfertigung  der  unter  Raumverschluss  (z.  B.  auf  Eisenbahnen 
oder  Dampf-Schiffen)  oder  unter  vollkommen  sichernden  CoUien- 
Verschluss  verkehrenden  Waaren,  die  Gestattung  der  Annahme 
allgemeiner  statt  der  detaillirten  tarifmftssigen  Benennungen  der 
Waaren  in  den  Waarenerklärungen  angefahrt  w^tien. 

Um  dem  Bedürfnisse  des  Kleinverkehres  zu  genügen,  wurde 
ein  neues  Kupfermünz-Sjstem  emgeitlhrt,  nach  welchem 
auch  Stücke  zu  3  kr.  in  Kupfer  ausgeprägt  wurden  und  ein 
Wiener  Centner  Kupfer  Scheidemünzen  im  Nennwerthe  von  170  fl- 
40  kr.  Ueferte;  die  alten  Kupfermünzen  wurden  eingezogen.'  Im 
lombardisch -venezianischen  Königreiche  war  schon  früher  aus  g^ 
ehern  Grunde  neben  den  Kupfermünzen  von  1,  2  und  5  Centeomi 
eine  neue  Kupfermünze  von  10  Centesimi  im  doppelten  Gewichte 
des  5  Centesimi-Stückes  vorläufig  für  den  Betrag  von  100.000  Lire 
ausgeprägt  worden,'  und  nach EinftQirung  des  neuen  Kupfermtinf- 
Systems  in  den  anderen  Kronländem  folgte  bald  die  Ausdehnung 
desselben  auf  die«Lombardie  und  Venedig,  wo  darnach  ausgeprfigte 
Kupfermünzen  zu  1,  3,  5,  10  und  15  Centesimi  in  Umkiuf  gesetzt 
wurden.  * 

Die  Legirung  des  Münzsilbers  wurde,  ohne  weitere  Aen- 
derung im  gegenwärtigen  Ausmünzungs-Systeme,  auf  zehn  Peroent 

I  Minist.  Verord.  vom  7.  Januar  1852. 
^  Kftis.  Verord.  vom  7.  April  1851. 
^  Minist.  £rlas8  vpm  1.  Februar  1849. 
'  Minist.  Erlass  vom  28.  Juli  1852. 
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des  Gewichtes  festgesetzt,  nach  welchem  Sjeteme  die  Ausprfigung 
des  vorhandenen  Barrensilbers,    sowie   die  Umprägung  der  alten 
Mflnzen  eintreten  soll.    Nach  diesem  Systeme  werden  Conventions- 
Thaier  zn  zwei  Gulden,  SilbermUnzen  zu  einem  Gulden,  zu  zwanzig 
Kreuzo-n  und  zu  zehn  Kreuzern,  nach  dem  Mischungsverhältnisse 
von  neun  Zehntheilen  Feinsiiber  und  einem  Zehntheile  Kupfer,  ohne 
Aenderung  ihres  festgesetzten  Gehaltes  an  Feinsilber,  ausgebracht 
nnd  hinsichtlich  des  Gewichtes  und  Durchmessers  den  mit  AUerh. 
Patente  vom    1.  November  1823   im   lombardisch  -  venezianischen 
Königreiche  eiDgefiihrten  Silbermttnzen   desselben  Werthes  gleich 
ausgeprfigt    Bisher  bestand  die  Mischung  bei  den  Zwei-  und  Ein- 
guMen-Stttcken  aus  %  Feinsilber  und  '/,  Kupfer,  bei  den  Zwanzig- 
kieuzerstücken    aus    y,,  Feinsilber   und  Via  Kupfer   und  bei  den 
Zehnkreuzerstttcken  aus  '/,  Feinsilber  und  */,  Kupfer;  ktlnftig  wer- 
den diese  Münzen  insgesammt  aus  y^o  Feinsilber  und  y^g  Kupfer 
erzeugt,   werden.     Bisher   betrug  das  Gewicht  einer  Summe   von 
500  B.  in  Thalem    und   Guldenstücken   12  Pfd.    16y.o    Loth,   in 
Zwanzigern  17  Pfd.  28y,o  Loth  und  in  Zehnem  20  Pfd.  28%  o  Loth 
des  Wiener  Handelsgewichtes;  nach  dem  neuen  Mischungsverhftlt- 
nisse  (welches  in  allen  angränzenden  Staaten  vom  Kirchenstaate 
bis  Süd-Deutschland ,  sovne  in  Frankreich  und  Belgien  in  Anwen- 
dung steht)  wird  diese  Summe  in  einer  jeden  dieser  Münzsorten 
dasselbe  Gewicht,  nämlich  11  Pfd.  19y,o  Loth,   haben.     Ebenso 
wird  der  Durchmesser  dieser  Münzen  von  17.5,  14,  12,  10  Wiener 
Linien  auf  17.31 ,  13.67,  10.02  und  8.20  Wiener  Linien  zurückge- 
ftlhrt  werden.  '   Die  künftige  Regulirung  der  Münzverhältnisse  hatte 
auch  der  zu  Wien  im  Jahre  1854  zusammengetretene  und  im  Januar 
1856  erneuerte  deutsche  Münz-Congress  zum  Ziele,  welcher  inzwi- 
schen noch  zu  keinem  Schlussergebnisse  führte. 

Auf  die  Darstellung  der  Maassregeln  übergehend,  welche  zur 
Beschaffung  der  Mittel  itir  die  ausserordentlich  gesteigerten 
Stattsbedürfnisse,  sowie  zur  Wahrung  des  Staats-Cre» 
dites  getroffen  werden  mussten,  wird  zur  leichteren  Gewinnung 
emer  Uebersicht  dieser  complicirten  Verhältnisse  die  Nachweisung 
der  Vorkehrungen  in  Betreff  der  Regelung  des  Geldwesens^ 
insbesondere  aber  des  Papiergeld-Umlaufes,  sowie  in  Betrefl' 
der  schwebenden  Schuld,  welche  der  drängende  Bedarf  dea 
Augenblickes  hervorrief,  vorausgesendet,  um  sodann  zur  Auizählung 

*  Hinist.  Erlass  vom  31.  Juli  1852. 
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der  Verfügungen  überzugehen,  durch  welche  die  neu  entetandene 
Staatsschuld  fundirt  und  deren  Abtragung  eingeleitet  wurde. 
Zu  den  ersterwähnten  Vorkehrungen  gehören  die  Anordnung  des 
Zwang»-Ck>urse8  der  Banknoten ,  mit  dem  zeitweiligen  Ausfuhrver- 
bote der  Gold-  und  Silbermünzen,  die  Emittirung  der  auf  die  Sa- 
linen von  Gmunden  hjpothecirten  Anweisungen,  sowie  der  nach- 
gefolgten Gasse- Anweisungen  und  der  Tresor-Scheine,  die  Ausgabe 
von  verzinslichen  und  nichtverzinslichen  Reichsschatzscheinen,  von 
Gasse- Anweisungen  auf  die  ungrischen  Landes-Einkünfte,  von  aog- 
rischen  und  deutschen  Mttnzscheinen ,  die  Ausprägung  einer  neuen 
Silber-Scheidemünze,  endlich  die  Umwechslung  des  Staats-Paper- 
geldes  gegen  Banknoten.  Hieran  reiht  sich  die  wichtige  Maassregel 
der  Abtretung  von  Staats-Domänen  an  die  National- Bank  bis  xo 
dem  Belaufe  von  155  Millionen  Gulden  zu  dem  finde,  damit  liier- 
durch  die  aus  der  Umwechslung  der  Reichsschatz-Scheine  und  den 
geleisteten  Vorschüssen  erwachsene  Schuld  des  Staates  an  die  Na- 
tional-Bank  getilgt,  und  letztere  in  den  Stand  gesetzt  werde,  die 
Baarverwechslung  ihrer  Noten  wieder  aufzunehmen. 

Mit  dem  kaiserl.  Patente  vom  2.  Juni  1848  war  der  Zwangs- 
Gours  der  Banknoten  angeordnet  und  der  Direction  der  National- 
Bank  die  Ermächtigung  ertheilt  worden,  die  Verwechslung  der 
Banknoten  gegen  Silbermünze  einzustellen.  Die  erste  Maassregel  zur 
BeischafHing  der  durch  die  Zeitumstände  nothwendig  gemachten 
Baarmittel  bestand  in  der  Emittirung  von  (5peroentigen ,  5'/, 
und  6percentigen)  Anweisungen,  welche  auf  die  Salinen  von 
Gmunden  hypothecirt  waren,  bis  zum  Bekufe  von  30  Millio- 
nen (welche  später  auf  40  Millionen  erhöht  wurde).  Ferner  wu^ 
den  5percentige  Gasse- Anweisungen  hmausgegeben,  welche 
nach  Ablauf  eines  Jahres  entweder  baar  einzulassen  oder  gegen 
neue  umzuwechseln  waren.  *  Hierauf  erfolgte  unterm  8.  Januar 
1849  die  Allerhöchste  Genehmigung  des  am  3.  Januar  desselben 
Jahres  gefassten  Reichstags -Beschlusses,  durch  welchen  das  Mini- 
sterium ermächtigt  wurde,  im  Laufe  des  Verwaltunggahres  1849 
durch  Benutzung  des  Gredites  80  Millionen  Gulden  aufzubringen, 
zu  deren  Deckung  verzinsliche  Staatsscheine  mit  oder  ohne  Zwange- 
Gours  auszugeben  und  eine  Staatsanleihe,  jedoch  ohne  HypoUiek, 
aufzunehmen,  itlr  letztere  aber  den  Weg  der  öffentlichen  Subscrip- 
tion  einzuschlagen.    Demgemäss  wurden  mit  3  Percent  verzinsliche, 

'  Regienings-Circiilare  vom  19.  September  1848. 
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bei  den  Staatscassen  und  der  National -Bank  als  Zahlung  anzu- 
uehmende  oder  baar  einzulösende  Casse-Anweisungen  im  Be- 
trage von  25  Millionen  Gulden  hinausgegeben.  * 

Fernere  finanzielle  Haassregeln  zur  Bedeckung  derStaatserforder- 
nisee  nnd  zur  Herstellung  der  Ordnung  im  Geldwesen  wurden  mit 
dem  kaiserlichen  Patente  vom  28.  Juni  1849  angeordnet  Zufolge 
desselben  sollte  die  NationaJ-Bank  zur  Deckung  der  Staatserforder- 
nisse  mit  einer  weiteren  Vermehrung  ihrer  im  Umlaufe  befindlichen 
Noten  nicht  in  Anspruch  genommen^  sondern  ein  freiwilliges  An- 
lehen  eröffnet,  in  der  Zwischenzeit  aber  ftlr  die  Deckung  der  Staats- 
Bedfirfoisse  durch  weitere  Hin  ausgäbe  von  SpereentigenCasse- 
Änweisungen,  welchen  der  Zwangs -Cours  ertheilt  wurde,  ge- 
sorgt werden.  Die  hiermit  eiufliessenden  und  für  den  laufenden 
Bedarf  nicht  erforderlichen  Betröge  sollten  ebenso,  wie  die  erwar- 
tete Kriegskosten-Entscliädigung  von  Sardinien,  der  National-Bank 
zur  Verminderung  der  von  ihr  geleisteten  Vorschüsse  zugewendet 
werden.  Die  Hinausgabe  der  zweiten  Emission  der  3percentigen 
Oasse-Anweisungen  erfolgte  laut  Ministerial-Erlasses  vom  29.  Juni 
1849,  wobei  auch  die  baare  Eh'nlösung  der  Casse- An  Weisungen  erster 
Emission  eingestellt  wurde. 

Im  lombardisch-venezianischen  Königreiclie  wurde  zur  Bestrei- 
tung der  Eriegskosten  und  der  anderweitig  erhöhten  Bedilrihisse 
ein  50percentiger  Zuschlag  zu  der  Grundsteuer  und  die  Hinausgabe 
von  Tresor-Scheinen  (mit  3  Percent  verzinslichen  Gasse-An- 
weisungen) angeordnet.  Diese  vom  1.  Mai  1849  an  zu  emittiren- 
den  Anweisungen  sollten  eine  Gesammtsumme  von  70  Millionen 
lire  Austr.  erreichen,  von  den  Staatscassen  als  baares  Geld,  jedoch 
in  der  Art  angenommen  werden,  dass  die  directen  und  indirecten 
Steuern  zur  Hälfte  damit  berichtiget  werden  konnten,  während  die 
andere  Hälfte  fortan  in  klingender  Münze  zu  bezahlen  war;  femer 
soUten  diese  Tresor-Scheine  in  den  nächsten  zehn  Jahren  mittelst 
eines  Steuerzuschlages  ihre  Tilgung  erhalten,  welcher  ausschliess- 
lich in  Tresor-Scheinen  bezahlt  werden  konnte,  so  dass  sein  Ertrag 
jährUeh  in  Mailand  öffentlich  verbrannt  werden  sollte.'  Diesen 
Tresor-Scheinen  wurde  dortlandes  der  Zwangs-Cours  ertheilt,  wo- 
bei auch  die  Hinausgabe  von  unverzinslichen  Tresor-Scheinen  von 
10  und  5  Lire  behufs  der  Zahlungsausgleichungen  bewilligt  ward. 

'  Minist  Erlass  vom  6.  Februar  1849. 

'  Erla«8  des  bevolhn.  Ministerial-Commissärs  im  lombardisch-venezia- 
iiiscben  Königreiche  vom  22.  April  1849. 

\.  Czoerntg,  Oesterreich's  Neugestaltung.  11 


162 


Zur  specielleii  Deckung  f&r  die  Bedarfkuflse  im  ungriMtonKiiege 
dienten  die  Anweisungen  anf  die  ungrisehen  Landesein- 
kflnfte,  wekhe  arspfOnglieh  nor  in  Ungeni  einen  ZwangB-Ooim 
hatten,  der  aber  qpiter  aof  alle  Kronländer  (mit  Ausnahme  des 
hrnibardiseh-Tenezianischen  KönigreieheB)  ausgedehnt  wurde.  ^ 

Zur  Deckung  der  laufenden  Staatsbedfirfiusse  wurde  mit  Aller- 
höchster Entschhessung  vom  13.  September  1849  die  Hinaoagabe 
▼on  verzinslichen  Reichsschatzscheinen  genehmigt  Da 
hiermit  auch  die  Einziehung  der  im  Umlaufe  befindlichen  Osase- 
Anwdsungen  eiziek  werden  sollte,  wurde  verordnet,  dass  Tom 
1.  Juli  1850  an  die  3peroentigen  Gasse-Anweisungen  vom  1.  JuK 
1849  gegen  Reichsschatzscheuie  umgewechselt  werden  konnten, 
rOckeichtlich  deren  Verzinsung  und  Zwangs -Cours  die  gleichen 
Bestimmungen,  wie  bei  ersteren,  zu  gelten  hatten.  Die  Hinaiis- 
gabe  dieser  Reichsschatzscheine  (vom  1.  Januar  1850  datirt)  sollte 
unter  Mitwirkung  und  Controle  der  National-Bank  geschehen,  onö 
der  Betrag  der  ausgegebenen  und  wieder  eingelösten  Reichsscfaali- 
scheine  vierteljfthrig  bekannt  gemacht  werden.'  Eine  neue  Aus- 
gabe von  Reichsschalzscheinen  fand  mit  der  Ausfertigung  too) 
1.  Januar  1851  und  zwar  in  den  Kategorien  von  1.000  fl.,  500  fl« 
und  100  fl.  mit  Spercentiger  Verzinsung,  in  den  Kat^^orien  von 
SOfl.,  10  fl.,  5fl.,  2fl.  und  1  fl.  ohne  Verzinsung  Statt;  gegen 
diese  Reichsschatzscheine  mussten  im  Laufe  des  Jahres  1851  sSmnit- 
liche  Spercentigen  Central-Casse-Anweisungeu  und  die  Anweisungen 
auf  die  ungrisehen  Landeseinkttnfte,  dann  die  Reichsschatzscheiiie 
vom  1.  Januar  1850  mgelöst  und  allmählich  ausser  Umlauf  ge- 
bracht werden.' 

Das  durch  das  Ausströmen  der  österreichischen  Münzsorfien  in 
das  Ausland  veranlasste  Verbot  der  Ausfuhr  der  österreichiseben 
Gold-  und  Silbermünzen*  musste,  weil  es  nicht  vollkommen 
wirksam  gemacht  werden  konnte,  wieder  aufgehoben  werden.^ 
Zum  Behufe  der  Erleichterung  des  kleinen  Verkehres  wurde  im 
Jahre  1848  die  Ausprägung  von  Secbskreuzerstttcken  als 
Scheidemünze  (die  feine  Wiener  Mark  zu  27  fl.  in  Scheidemfime 

'  Minist.  Erlass  vom  7.  August  1849. 
'  Minist.  Erlass  vom  16.  Juui  1850. 
'  Minist.  Erlass  vom  19.  December  1850. 

'  Minist.  Veroid.  vom  2.  und  4.  April,  19.  Juni,  24.  Juli,  17.  De- 
cember 1848  und  17.  Januar  1849. 

^  Minist.  Erlass  vom  10.  September  1849. 
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ausgemamt)  veranlasst  *  und  im  Jahre  1849  abermals  eine  solche 
Ansprfigung,  jedoch  mit  der  Aenderung  veranstaltet^  dass  in  336 
Stocken  der  neuen  Sechskreuzerstücke  eine  feine  Wiener  Hark 
Silber  enthalten  ist,  daher  aus  letzterer  33  fl.  36  kr.  ausgemünzt 
werden.*  Da  dessenungeachtet  die  Scheidemflnze  aus  dem  Klein- 
Verkehre  verschwand,  so  wurde,  um  dem  daraus  entstehenden 
Maogel  abzuhelfen^  die  Emission  von  (deutschen)  Htinzschei- 
nen  bewilligt,  welche  über  den  Betrag  von  sechs  und  von  zehn 
Ereuzem  zu  lauten  hatten,  bei  allen  Zahlungen  unter  einem  Gul- 
den von  den  öffentlichen  Gassen  als  Conventions-Scheidemünze  an- 
genommen wurden,  und  deren  Gesammtsumme  5  Millionen  Gulden 
niefat  zu  überschreiten  hatte.  Nach  drei  Monaten  sollte  deren  serien- 
weise Einlösung  gegen  Scheide-Münze  beginnen. '  Diese  deutschen 
verlosbaren  Münzscheine  wurden  seither  bereits  aus  dem  Umlaufe 
gezogen,  indem  die  Münzscheine  zu  6  kr.  bis  1.  Januar  1854*  und 
jene  zu  10  kr.  bis  1.  Juli  1854  ^  einberufen  wurden,  nach  welchem 
Tennine  dieselben  als  ungiltig  erklärt  sind.  Auch  ungrische 
Münzscheine  zu  10  kr.  und  6  kr.  wurden  unterm  1.  August 
1849  ausgegeben,  die  letzteren  aber  bis  31.  August  1856  einberufen.  * 
Zur  Vereinfachung  des  Geldumlaufes  beschloss  sofort  die  Fi- 
nanz-Verwaltung die  dreipercentigen  Central-Casse-Anweisungen  des 
Jahres  1849  und  1850,  wie  auch  die  verzinslichen  Reichsschatz- 
seheine  vom  1.  Januar  1850  und  1.  Januar  1851  aus  dem  Umlaufe 
zu  ziehen,  und  sie  gegen  unverzinsliche  Reichsschatz- 
scheine der  Emission  vom  Jalire  1852  umzuwechseln.^  Auch 
wurde  der  Zwangs- Cours  der  mit  3  Percent  verzinslichen  Reichs- 
schatzscheine mit  1.  Januar  1853  aufgehoben ,  und  deren  Umwechs- 
lung  gegen  unveizinsliche  im  Zwangs-Course  befindliche,  oder  nur 
zu  3  Pereent  verzinsliche  und  ohne  Zwang  coursirende  Reichs- 
Bchatzscheine  zu  100  fl.,  500  fl.  und  1.000  fl.,  vom  Jahre  1853 
angeordnet  *  Diese  verzinslichen  Reichsschatzscheine  wurden  bald 
gleichfalls   einberufen,   und  statt  derselben   unverzmsliehe  Reichs- 

'  RegieraDgs-Gircalare  vom  18.  September  1848. 
'  Hinist.  Eriass  vom  3.  Juni  1849. 
'  Minist.  Erlass  vodgI  2L  Jani  1649. 

*  Minist  Erlass  vom  6.  Juni  1853. 

^  Minist.  Erlass  vom  1.  Januar  1854. 
^  Minist.  Erlass  vom  26.  März  1856. 
'  Minist.  Veroid.  vom  2.  April  1852. 

*  Minist.  Erlass  vom  3.  August  1852. 


164 


schatzscheine  (ohne  dass  jedoch  die  festgesetzte  Gränze  der  mii 
Zwangs-Cours  versehenen  Reichsschatzscheine  überschritten  wurde), 
oder,  nach  Wahl  der  Besitzer,  Spercentige  Staats -Central -Casee- 
Anweisungen  hinausgegeben. ' 

Zur  vollen  Regelung  der  Geldverhältnisse  wurde  im  Jahie  1854 
von  der  Finanz -Verwaltung  mit  der  Direction  der  National -Bank 
ein  Uebereinkommen  abgeschlossen.     Kraft  desselben  wurde  das 
gesammte   mit  Zwangs-Cours- im  Umlaufe  befindliche 
Staats-Papiergeld   an   die   National-Bank    übertragen, 
und  von  ihr  in  Banknoten  umgewechselt.    Alles  mit  Zwangs-Cours 
circulirende  Staats -Papiergeld  wird  binnen  einer   bestimmten  Frist 
eingezogen ,  und  es  wird  von  nun  an  kein  solches  mehr  ausgegeben. 
Die  Staatsverwaltung  haftet  der  National-Bank  für  das  von  letzterer 
übernommene  Staats-Papiergeld,  und  verpflichtet  sich,  bis  zur  voll- 
ständigen Ausgleichung  dieser  Haftuugsschuld ,  zur  Entrichtung  einer 
jfihrlichen  Summe  von  wenigstens  zehn  Millionen   Gulden  an  die 
Bank,  welcher  zur  Sicherheit  die  Anweisung  auf  die  Zolleinkfln/te 
in  der  Art  gewährt  wird ,  dass  aus  der  hierltlr  einfliessenden  Summe 
die  Erfüllung  jener  Zahlungsverbindlichkeiten   unbedingt  bewirkt 
werden  muss.    Die  gemeinsdiaftlichen  Bemühungen  der  Staatsver- 
waltung und  der  National-Bank  werden  darauf  gerichtet  sein,  letz- 
terer die  Mittel  zur  entsprechenden  Vermehrung  ilies  Baarfondes  zu 
verschaffen,  um  ihre  Verbindlichkeit  zur  baaren  Verwechslung  ihrer 
herausgegebenen   Banknoten  alsbald   zu   erfüllen.     Die   Staat8ve^ 
waltung  wird  hierbei  nach  Maassgabe  ihrer  Schuld  au  die  Bank 
kräftig  mitwirken.    Um  bis  zur  wiedereintretenden  Baarzahlung  der 
Banknoten   den  Besitzern  derselben  die  Umwandlung  in  eine  in 
Silber  verzinsliche  Schuld  möglich  zu  machen,  sollen  durch  Ver- 
mittlung der  Bank  in  Silber  verzinsliche  Staats-Schuldverschreibun- 
gen gegen  Einlage  von  Banknoten  ausgegeben  werden  (von  wel- 
chem Zugeständnisse  indess  bisher  kein  Gebraucli  gemacht  wurde). 
Die  Staatsverwaltung  wird  ein  verständlich  mit  der  National-Bank 
die  noch  im  Umlaufe  befindlichen  Einlösungs-  und  Anticipationfi- 
Scheine  einberufen,  und  sie  ganz  ausser  Umlauf  setzen.*-   Vom 
1.  November  1856  an   darf  kein  Staats -Papiergeld  von  den  seit 
1848  ausgegebenen   Gattungen   (die    ungrischen    Münzscheixie  2U 
10  kr.  abgerechnet)  zur  Zahlung  verwendet  oder   umgewechselt 

1  Minist  £rlaa8  vom  11.  October  1853. 
>  Minist.  Erlass  vom  23.  Februar  1854. 
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werden.  '  Hierdurch  wurde  der  ganze  Papiergeld-Umlauf  auf  an 
einziges  mit  Zwangs-Oours  circulirendes  Greldzeichen  surückgeflkhrt, 
und  durch  Anbahnung  der  Baarverwechslung  der  Banknoten  auch 
der  ordnungsmässige  Zustand  dieses  Bankpapieres  vorbereitet. 

Endlich  konnte  der  Zwangs- Cour s  desselben  bereits  so  weit 
beschränkt  werden,  dass  Darleihen,  welche  vom  13.  Februar 
1856  an  in  klingender  Münze  gegeben  werden,  von  dem  Schuldner 
im  Falle  einer  dahin  lautenden  Verabredung  auch  in  solcher  MOnze 
veizinst  und  zurückgezahlt  werden  müssen.  ' 

Zum  Zwecke  der  Fundirung  der  neu  entstandenen  Staatsschuld 
und  ihrer  allmählichen  Abtragung,  so  wie  zur  Bestreitung  der  Staats- 
bedArfuisse,  welche  in  anderer  Weise  ihre  Deckung  nicht  fanden, 
dienten  die  verschiedenen  in  dieser  Periode  aufgenommenen  Staats^ 
anlehen. 

Unterm  22.  September  1849  wurde  ein  4'/2peroentiges  ^taats- 
anlehen  mit  dem  Nominal -Betrage  von  71  Hillionen  Gulden 
im  Wege  der  freiwilligen  Subscription  erofihet;  der  Emissions-Preis 
war  85  fl.  itlr  100  fl.  Nominal-Betrag,  die  geringste  Subscriptions- 
Summe  war  1.000  fl.,  und  es  wurden  dabei  5percentige  und  3per- 
centige  Gasse- An  Weisungen,  sowie  diePartial-Hjpothekar-Anwelsiin- 
gen  fhr  baares  Geld  angenommen.  Bis  15.  Juli  1850  musste  die 
letzte  Rate  dieses  Anlehens  eingezahlt  sein.'  Die  emgezahlte 
Samme  betrug  60%  Million  Gulden. 

Femer  wurde  den  auswärtigen  Besitzern  der  in  Bank -Valuta 
verzinslichen  Metalliques  die  Wahl  eingeräumt,  die  ffiüligen  Cou- 
pons, Zinsen-Quittungen  und  Lotto-Lose,  statt  sie  einzucassiren,  in 
5peTcentige  Obligationen  umzuwandeln,  deren  Zins^  in  Silber  ge- 
zahlt werden.  *  Durch  diese  Convertirung,  welche  bis  zum 
20.  September  1851  fortgesetzt  wurde,  ist  eine  Sdiuld  bis  zum 
Belaufe  von  32  Millionen  Gulden  erwachsen. 

Behufs  der  Einlösung  der  Tresor -Scheine,  deren  Umlauf  in 
dem  stets  an  Metallwährung  gewöhnten  lombardisch-venezianischen 
Königreiche  mannigfache  Verwicklungen  herbeizog,  so  wie  behufs 
der  ausserordentlichen  durch  die  besonderen  Verhältnisse  des  Landes 
verursachten  Auslagen,  stellte  sich  die  Nothwendigkeit  heraus,  in 

■ 

'  Minist.  Erlass  vom  26.  März  1856. 
*  Kais.  Verordn.  vom  7.  Februar  1856. 
^  Minist  Erlass  vom  14.  September  1849. 
'  Minist.  Erlass  vom  14.  Juli  1849. 
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dengedMliienKfiaigieieheeuiAnleheii  von  mindesteiis  120  MiUioiieii 
öslerieieliisdier  Lire  aoaniacfarabeii ,  welches  auch  znin  groeseren 
llieife  anlar  Yennitdiii^  der  Provinzoi  za  Stande  gebracht  wurde. 
In  Fo^  der  Afleihodulen  Entschtiewong  vom  26.  Mära  1850 
wurde  Eimlich  mittebl  Kotification  des  Civil-  und  Mifitär-Oouver- 
nementB  m  Terooa  vom  16.  April  1850  ein  freiwilliges  An- 
lehen  von  120  bis  150  Müiionen  österreichischer  Lire  ausgeschrie- 
ben, welches  um  Zwecke  hatte,  theOs  die  Tresor-Scheine  (viglietti 
del  teaoro)  aus  der  Circulation  zu  ziehen,   theils  die  Bedürfnisse 
des  gesteigerten  Staatsaufwandes  (wozu  auch  die  Kosten  der  wieder 
aufgenommenen  ESsenbahnbauten  gehorten)  zu  decken.    Die  Ein- 
zahlung konnte  zur  Haliie  in  Tresor -Scheinen,  zur  Hälfte  in  klin- 
gender MOnze,  mit  gewissen  Bonificationen ,  geleistet  werden.     Als 
I>eckung  wurden  zu  5  Percent  verzinsliche,  auf  den  iombardisch- 
venezianischen  Monte  inscribirte  Obligationen,  aber  Betrage  zu  100, 
300,  900,  1.500  und  3.000  österreichischen  lire  lautend,  au^ege- 
t)en,  deren  Capital  im  I^ufe  von  25  Jahren,  vom  Jahre  1853  an- 
gefiuigen,  daher  bis  einschliesslich  1877,   im  vollen   Nennwerthe 
und  in  klingender  Münze  im  Wege  der  Verlosung  zurückzuzahlen 
ist    Da  indess  die  freiwilligen  Subscriptionen  nicht  den  gewlinsch- 
ten  Erfolg  hatten,  indem  hierauf  nicht  volle  13  Millionen  Lire  ge- 
zeichnet und  I2V4  Millionen  Lire  (zur  Hälfte  in  klingender  Münze 
und  zur  anderen  Hälfte    in  Tresor  -  Scheinen)    eingezahlt  worden 
waren,  00  wurde  mittelst  Notificationen  vom  25.  November  1850 
der  Zwangs  weg  eingeschlagen,  und  das  Abgängige  nach  Tan- 
genten repartirt,  in  dessen  Folge  84'/,  Millionen  lire  subscriblrt, 
und  hierauf  (mit  theilweisen  Nachsichten  ftir  jene  Provinzen,  welche 
nunmehr  noch    ihre  Tangenten    mittelst   freiwilliger  Subscription 
deckten)  60  Millionen  Lire  in  Silber  und  21%  Million  in  Tresor- 
Scheinen,  sohin  im  Ganzen  Sl'/«  Million  Lire  (27  Millionen  Gul- 
den) eingezahlt  worden  sind,  womach  eine  Total-Subscription  von 
97V4  Million  Lire  (32%  Million  Gulden)  und  die  Gesammteinzah- 
lung  von  04  Millionen  Lire  (31  y,  Million  Gulden)  sich  ei^bt 

Da  auf  diesem  Wege  die  vollständige  Einziehung  der  Tresor- 
Scheine  nicht  erzielt  werden  konnte,  so  wurde  hinsichtlich  des 
Bestes  der  in  Umlauf  gebliebenen  Tresor -Scheine  mittelst  Aller- 
höchster Entsctiliessung  vom  11.  April  1851  *  die  Conversion  in 
eine  Spercentige  fundirte  Schuld   beschlossen,   und  hierfür  theils 

<  £i'la68  des  Finanz-Miuifiteriams  xom  23.  Mai  1851. 
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Obfigatkmen,  thefls  Oartelle  des  lombardisob-veneiiaiiischen  Monte 
emittirt,  welche  Umstaltungs-Operation  bu  31.  October  1856  beendet 
sein  muBs.  '  Auf  diese  Weise  wurden  Tom  Hai  1851  angefangen 
bis  Ende  April  1855  an  Tresor -Scheinen  in  rander  Summe  31% 
Million  österreichische  lire  ausser  Umlauf  gezogen,  und  zur  Ver- 
brennung abgegeben.  Hierdurch  verschwanden  die  Tresor-Scheine 
hat  gfinzlich  aus  der  Circulation,  da  sich  Ende  Februar  1855 
hiervon  nur  noch  f)ir  374.000  Lire  im  Umlaufe  und  ftlr  641.000  Lire 
in  den  öffentlichen  Gassen  befanden.  Die  durch  diese  Conversions- 
Maassregel  hervorgegangene ,  auf  den  Monte  gewiesene,  mit  ObK- 
gationen,  Gartellen  und  Certifioaten  bedeckte  Schuld  betrftgt  mit 
Inbegriff  der  liquidirten  Zinaen  zu  3  Percent  und  5  Percent  bis  Ende 
April  1855  im  Capitale  31'/«  Millionen  österreichische  lire. 

Diese  Schuld  erhält  noch  dadurch  einen  Zuwachs,  dass  laut 
flnanz-Ministerial-Erlasses  vom  23.  Februar  1854  Forderungen 
aus  dem  Utel  von  Entschädigungen  fQr  die  Expropriation  und 
die  Benützung  von  Privat -Eigenthum  aus  Anlass  fortiäeatorischer 
Anlagen  und  der  im  lombardisch-venezianischen  Königreiche  in  den 
Jahren  1848  und  1849  stattgefundenen  Kriegs-Operationen,  wekhe 
an  Capital  und  Zinsen  auf  ungefiihr  4  Millionen  Lire  veranschlagt 
wurden,  nach  Maassgabe  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom 
%  October  1853  mit  5percent]gen  Gartellen  des  Monte  berichtigt 
werden  sollen.  Die  diessfUlige  liquidation  ist  im  Gkmge  und  Air 
einen  Theil  sind  bereits  Emissionen  von  Gartellen  und  Gertiflcaten, 
und  zwar  vom  September  1854  bis  Ende  April  1855  für  eine  Ga- 
pitals-Summe  von  l'/«  Million  Lire,  erfolgt.  Ausserdem  ist  hierher 
gemäss  Allerhöchster  Entschliessung  vom  7.  März  1851 '  die  aus 
Anlass  der  Einlösung  der  Mailand'Monza-Gomer  Eisenbahn 
entstandene  (späterhin  näher  zu  erwähnende)  Schuld  von  2i,530.000 
Gulden  zu  rechnen. 

Dieser  Passiveu'Gomplex  bildet  die  neue  seit  dem  Jahre  1850 
entstandene  Monte-Schuld. 

Unterm  9.  Mai  1851  wurde  ein  5percenüges  Anlehen  von 
85  Millionen  Gulden  im  Wege  freiwilliger  Einsahlungen  mit  der 
Bestimmung  eröffnet,  dass  von  den  auf  dasselbe  in  Papiergeld  oder 
in  Silbermünze  eingehenden  Beträgen  wenigstens  zwei  Dritttheile  zur 
Einziehung  und  Fundirung  des  im  Umlaufe  befindlichen  verzinsfiehen 

*  Minst.  ErJass  vom  26.  März  1856. 

>  Finanz-Hinisterial-ErlaM  vom  20.  Juni  1851. 
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und  unverzinslichen  Staatspapiergeldes  verwendet  werden  sdkn. 
Der  geringste  Subscriptions-Betrag  wurde  mit  1.000  fl.  bemessen, 
die  Schuldverschreibungen  wurden  über  1.000,  500  und  100  fl. 
ausgestellt,  in  die  Serie  A  mit  der  Verzinsung  im  Inlande  (in 
Bank- Valuta),  und  in  die  Serie  B  mit  der  Verzinsung  in  Amster- 
dam, Frankfurt  am  Main,  Paris  und  Brüssel  in  dortigem  Gelde 
(somit  in  Silber)  eingereiht,  die  Einzahlungen  fiir  erstere  mit  95  fl. 
und  für  letzere  mit  1(X)  fl.  in  österreichischer  Bank- Valuta  für  je 
100  fl.  Obl^tionen  bestimmt,  und  diese  Einzahlungen  auf  zehn 
gleiche  Raten  vertheilt,  deren  letzte  auf  den  1.  September  1852 
fiel.  Den  Subscribenten  auf  Schuldverschreibungen  der  Serie  A 
wurde  zugestanden,  dass  ihnen  gegen  Entrichtung  eines  baaren 
Betrages  von  2  fl.  30  kr.  fUr  jedes  Hundert  des  Nominal- Wertiies 
dieser  Schuldverschreibungen  der  doppelte  Betrag  in  2%percentigen, 
im  Inlande  verzinslichen  Staats-Schuldverschreibungen  erfolgt  werde. 
Die  Subscription  wurde  am  9.  September  1851  eröfhiet  und  am 
27.  September  1851  gesclilossen,  und  an  den  Einzahlungs-Preisen 
Denjenigen,  welche  bis  zum  16.  September  subscribirten ,  einNacfa- 
lass  von  zwei  Percenten,  jenen  aber,  welche  bis  zum  23.  September 
subscribirten,  ein  Nachlass  von  einem  Percente  des  Nominal-Betrages 
der  Subscription  bewilligt  Bei  Einzeichnungen,  welche  50.000  fl. 
ttberstiegen,  wurde  ausser  dem  oben  gegebenen  Nachlasse  nocii 
*/,  Peicent  Provision  zugestanden.  Für  Diejenigen,  welche  die 
Anlehens-Einzahlungen  oder  die  Aufzahlungen  zur  Erlangung  2J4P^^' 
centiger  Obligationen  in  klingender  Münze  zu  leisten  wünschten, 
wurde  zum^Maassstabe  des  Betrages,  welcher  (anstatt  in  Ö6te^ 
reichischer  Bank-Valuta)  in  klingender  Münze  einzuzahlen  war,  der 
C!ours  auf  Augsburg  angenommen.  Weiters  wurde  den  Besitzern 
von  niederösterreichisch-,  oberösterreichisch-  und  steirisch-ständischen 
Domestical-ObUgationen  das  Recht  eingeräumt,  diese  ObligaUoDen, 
jedoch  nicht  unter  emem  Betrage  von  l.(XX)  fl.,  in  Staats-Schuld- 
verschreibungen der  Serie  A  umzutauschen,  wobei  bestimmt  wurde, 
dass  für  je  1.000  fl.  Obligationen  der  Serie  A  Domestical- Obliga- 
tionen für  1.000  fl.  zu  erlegen  seien,  und  dass 

fUr  Spercentige  Obl^ationen 372  fl. 

und  ^2        „„  558„ 

an  Aufeahlung  zu  leisten  sei.  Denjenigen,  die  auf  diese  Weise 
einen  höheren  Betrag  als  50.000  fl.  subscribirten,  wurde  eine  Pro- 
vision von  einem  halben  Percente  zugestanden.    In  Folge  der  ober- 
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wihnten  VerfUgting  wurden  Domestical-Obligatkmen,  in  runder 
Summe  ausgedrackt, 

zu  5  Peicent  im  Betrage  von    ....    2,176.000  fl. 

„3         V       *  n  7»  r>       •     •     '     '     2^087.000  „ 

75     ^/a       71  75  77  77  *        '        *        '        5,156.000    y^ 

75     ^  77  Ji  75  75  •        •        •        •  4UÜ.ÜUÜ    y^ 

getilgt  Die  hierdurch  neu  erwachsene  Schuld  beträgt,  in  runder 
Summe  ausgedrückt,  in  Obligationen  der  Serie  A  58  Millionen,  in 
jenen  der  Serie  B  18  Millionen,  und  in  2 /^percentigen  Obligationen 
17  Millionen  Gulden.  Die  Einzahlungen  betrugen  SO'/,  Million  und 
nach  Abschlag  der  Obligationen  76  Millionen  Gulden. 

Ean  weiteres  im  Wege  der  freiwilligen  Einzahlungen  ftufeu- 
bringendes  5^rcentiges  Staats-Anlehen  von  80  Millionen 
Gulden  wurd^  am  9.  September  1852  er&ffiiet.  Das  Anlehen  sollte 
zu  folgenden  Zwecken  verwendet  werden:  mit  15  Millionen  zu 
Zahlungen  an  die  laut  Vertrag  vom  23.  Februar  1852  in  11%  Million 
zufiammengezogene,  inzwischen  auf  70  Millionen  verminderte  Schuld- 
unfise  an  die  Kational-Bank,  mit  25  Millionen  zur  Verminderung 
des  umlaufenden  Staats- Papiergeldes,  mit  20  Millionen  zu  Eisen- 
bahnzwecken,  und  mit  dem  Ueberreste  zu  allgemeinen  Staatserfor- 
demissen.  Das  Anlehen  wurde  zu  dem  Emissionspreise  von  95  fl. 
filr  je  100  fl.  Obligationen  hinausgegeben,  die  Obligationen  wurden 
im  Betrage  von  100  fl.,  500  fl.,  1.000  fl.,  5.000  fl.  und  10.000  fl. 
ausgefertigt,  und  der  geringste  Subscriptions-Betrag  machte  1.000  fl. 
ans.  Bei  der  Einzeichnung  von  mindestens  einer  halben  Million 
Gulden  wurde  ein  Percent  Provision  zugestanden;  bis  15.  September 
1853  hatte  die  letzte  Rate  der  Subscription  eingezahlt  zu  werden. 
Uebrigens  wurde  auch  den  Subscribenten  auf  dieses  Anlehen  zuge- 
standen ,  g^en  Entrichtung  eines  baaren  Betrages  von  2  fl.  90  kr. 
Conv.  Münze  fiir  jedes  Hundert  Gulden  des  Nominal-Betrages  der 
Spercentigen  Schuldverschreibungen,  den  doppelten  Betrag  in  2yaper- 
centigen  zu  verlangen.  Die  aus  den  bewirkten  Einzahlungen  erwach- 
sene Schuld  beträgt  in  runder  Summe  zu  5  Percent  77  Millionen 
und  zu  2y,  Percent  11  Millionen  Gulden.  Die  Einzahlung  hierauf 
belief  sich  auf  nahe  an  79  Millionen  Gulden. 

bzwischen  drängten  die  durch  die  grossen  Truppen  -  Aufstel- 
lungen sich  mehrenden  Staats-BedUrfhisse  zur  Auffindung  von  neuen 
MiUeb  ihrer  Befriedigung.  Demnach  wurde  am  7.  März  1854  ein 
Anlehen  von  fünfzig  Millionen  Gulden  im  Wege  der  frei- 
willigen Einzeichnung  eröflnet.   Der  Emissionspreis  betrug  je  90  fl. 
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für  je  100  fl.  in  Obiigationeii.  Die  Staatsschuld- Vendireibungen 
wurden  über  einen  Betrag  von  250  fl.  ausgestellt,  und  mit  4  Peroent 
versdnst  Die  Rückzahlung  erfolgt  binnen  50  Jahren,  vom  90.  Juni 
1855  beginnend,  und  zwar  mittelst  der  Gewinne,  welche  nach 
einem  beigefügten  Yerlosungsplane  auf  die  verlosten  Staats-Schuld- 
verschreibungen entfallen,  und  deren  minde^r  Betrag  ach  auf 
300  fl.,  der  höchste  sich  auf  200.000  fl.  stellt.  Die  letzte  Rate  der 
Einzahlung  verfiel  am  1.  März  1855.  *  Der  Ertrag  dieses  Anleheos 
machte  45  Millionen  Gulden  aus. 

Zur  Bestreitung  der  Silberzahlungen  im  Auslande  hatte  die 
Finanz- Verwaltung  bereits  im  Jahre  1852  in  London  und  Paris 
durch  das  Haus  Rotlischild  ein  in  englischer  Währung  (iu  Pfiind 
Sterling)  ausgefertigtes  An lehen  von  3*/,  Million  Pfund  Ster- 
ling oder  35  Millionen  Gulden  aufgenommen,  von  welchem  jähr- 
lich 2  Pereent,  durch  Verlosung  bestimmt,  baar  zurückbezahlt 
werden  sollten;  der  Emissionspreis  war  90.  Im  Monate  Mai  des 
Jahres  1854  wurde  in  Frankfurt  am  Main  und  Amsterdam 
durch  Vermittlung  des  Hauses  Rothschild  ein  Subscriptions- 
Anlehen  in  Silber  zu  dem  gleichen  Betrage  von  35  Miltionen 
Gulden  eröfihet,  wofür  der  Emissionspreis  von  75  bestimmt  wurde. 
Beide  Anlehen  brachten  nach  Abschlag  einiger  AbrechnuDgen  die 
Summe  von  53%  Million  in  Silber  ein. 

Durch  die  ausserordentlichen  Ereignisse  der  letzten  Jahre  war 
nicht  nur  ein  Missverhältniss  zwischen  den  Einnahmen  und  Auf- 
gaben des  Staates  herbeigeführt,  sondern  auch  eine  sehr  nachtlieiüg 
einwirkende  Entwerthung  der  Landesmünze  hervoi^erufen  worden. 
Zwar  wurden  durch  die  einheitliche  Gestaltung  der  Monarchie  die 
QueUen  einer  nachhaltigen  ökonomischen  und  finanziellen  Kräftigung 
des  Staates  erschlossen,  und  die  Staatseinnahmen  sind  in  stetiger 
Zunalime  begriiFen.  Allein  die  Ausgaben  ftlr  die  beschleunigteu 
Eisenbahnanlagen,  sowie  die  durch  die  Rücksichten  für  die  euro- 
päische Machtstellung  und  Würde  des  Reiches  wiederholt  unver- 
meidlich gewordene  Aufstellung  von  bedeutenden  Heereskrälteu^ 
hatten  die  Slaatsfinanzen  in  ausserordentlicher  Weise  in  Anspruch 
genommen,  so  dass  die  von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  angeord- 
neten Maassregeln  zur  Herstellung  der  Ordnung  im  Staatshaushalt^^ 
und  'im  Geldwesen  '  ihre  Wirkung  bisher  nicht  in  vollem  Maaese 

*  Minifit.  Erlass  vom  4.  März  1854. 

'  Kaiser!.  Patente  vom  28.  Juni  1849  und  vom  15.  Mai  1851. 
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geltend  machen  konnten.    Die  in  der  neuesten  Zdt  in  den  sttdHdien 
GrftDzländem   des  Reiches  eingetretene  bedrohliche  Gestaltung  der 
pcditischen  Verhältnisse^  und  die  hierdurch  zur  Wahrung  der  Ehre 
und  der  ernstesten  Interessen  der  Monarchie  nöthig  gewordenen 
mOitfirischen  Elntwicklungen  nahmen  ausserdem  die  Finanz-Krftfte 
des  Staates  in  bedeutenden  Anspruch.    Unter  diesen  Verhältnissen 
erschien  es  durch    die  dringendsten  Rücksichten  der  allgemeinen 
Wohlfiihrt  geboten,  eine  weittragende  und  um&ssende  Maassregel 
zu  ergreifen,   welche  geeignet  wäre,   einerseits  die  Entwerthung 
der  Landesmünze  zu  beheben,  und  andererseits  diii  Mittel  zu  der 
Bedeckung  der  ausserordentlichen  Bedürfnisse  zu  schaffen.    In  der 
Ueberzeugung,  dass  bei  einer  solchen  Maassregel  die  wichtigsten 
hiteressen  der  Unterthanen  betheiligt  sind  und  denmach  die  sicherste 
Bürgachaft  für  deren  Zustandekommen  in  ihrem  werkthätigen  Zu- 
sammenwirken gelegen  ist,   verordnete  Seine  k.  k.   Majestät  die 
Aufl^ng  eines  freiwilligen  Anlehens,  dessen  Ertrag  zu  den 
gedachten  Zwecken  zu  verwenden  sein  wird,   und   wobei  Jeder 
sich  nach  seinen  Kräften  betheiligen  möge.    Seine  Majestät  hegte 
die  Zuversricht,   dass   die  Unterthanen   diesem  an  sie  ergehenden 
Rufe  mit  der  zu  jeder  Zeit  bewährten  Vaterlandsliebe  bereitwilligst 
entsprechen,  und  in  Beherzigung  der  Gemeinnützigkeit  und  Wich- 
tigkeit der  hierbei  angestrebten  Zwecke  durch  lebhafte  und  aus- 
giebige Betheiligung  an  diesem  Anlehen  sowohl  das  Beste  derGe- 
sammtheit  als  die  eigenen  Interessen  kräftigst  zu  fördern  bemtiht 
sein  werden.     Demnach  wurde  verordnet,    dass  ein  Anlehen  im 
Betrage  von  mindestens  350  und  höchstens  500  Millionen  Gulden 
auf  dem  Wege  einer  im  ganzen  Umfange  der  Monarchie  zu  eröff- 
nenden Subscription  mit  dem  Enflssionspreise  von  95  fl.  für  100  fl. 
Staats -Schuldverschreibungen  aufgelegt  werden  solle,  welches  mit 
5  Percent  in  Silber-  oder  Goldmünze  zu  verzinsen  ist.    Die  Ein- 
zahlung war,  je  nach  dem  Erfolge,   auf  3,  4  oder  5  Jahre  in  der 
Art  zu  vertheilen,  dass  in  jedem  Jahre  zehn  gleiche  und  von  einan- 
der gleich   nahe   abstehende  Raten  festgesetzt  würden.  *     Diese« 
Suberiptions- Anlehen  wurde  am  20.  Juli  1854  eröffnet;  die  Obliga- 
tionen lauten  auf  Beträge  von  20  fl. ,  50  fl. ,  100  fl. ,  500  fl. ,  1.000  fl., 
5.000  fl.  und  10.000  fl.,  und  der  geringste  Subscriptions-Betrag  ist 
20  fl.    Die  Tlieilnahme  wurde  durch  die  Ermächtigung  aller  öffent- 
lichen  Gassen    zur    Annahme    der    Subscription   und    durch    die 

'  Kaiserl.  Patent  vom  26.  Juni  1854. 
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Annahme  der  vorzüglichsten  Privat-Werthpapiere  als  Caution  erleich- 
tert. Da  in  kürzester  Zeit  kein  Staats-Papiergeld  mehr  bestehen  wird^ 
und  die  Wiederherstellung  des  vollen  Werthes  der  Landeswährung 
nunmehr  von  der  Zurückzahlung  der  Schuld  des  Staates  an  die 
österreichische  National-Bank  abhängt,  so  sollte  beim  Schlüsse  der 
Subscription  der  Bank  eine  Summe  überwiesen  werden,  welche 
hinreicht,  um,  in  Verbindung  mit  den  (beiläufig  3%  Million  Gulden 
jährlich  betragenden)  normativen  Tilgungen  an  tler  ältesten  Schuld 
und  mit  den  Zahlungen  von  10  Millionen  Gulden  jährlich  aus  dem 
Ertrage  der  ^lle  laut  des  Uebereinkommens  vom  23.  Februar 
1854,  die  gesammte  Schuld  des  Staates  an  die  Bank  innerhalb  der 
Einzahlungs- Periode  auf  das  Anlehen  bis  zu  dem  Betrage  von 
80  Millionen  herabzumindern.  Dagegen  werde  die  National-Bank 
so  früh  als  möglich  innerhalb  dieser  Einzahlungs-Periode  verhalten 
werden ,  die  Einlösung  ihrer  Noten  gegen  Metallmünze  wieder  auf- 
zunehmen. *  Mehrfache  Erleichterungen  behufs  der  Subscription 
und  Einzahlung  auf  das  Anlehen  wurden  den  Beamten,  welche  von 
der  Caution  entbunden  wurden,  die  Einzahlungen  durch  Abzüge 
von  ihren  Monatsgehalten  leisten  konnten,  und  im  Falle  ihrer  Pen- 
sionirung  oder  Dienstes-Ausscheidung  von  der  Einzahlung  theilweise 
oder  ganz  enthoben  wurden, '  den  Grundherren  in  den  ehemals 
ungrischen  Ländern,  welche  zu  diesem  Behufe  Vorschüsse  auf  ihre 
Urbarial- Bezüge  erhielten, '  den  Besitzern  landesfiirstlicher  Lehen 
und  Fideicommisse,  welche  ihr  volles  Dritttheil  belasten  konnten,  * 
den  Vormündern  und  Curatoren,  den  Gemeinden  und  Ck)rporatio- 
nen,  den  Verwaltern  der  öfientlichen  Anstalten  undFonde,  welche 
die  zur  Eingehung  solcher  Verpflichtungen  erforderliche  hohe  Er- 
mächtigung vorhinein  erhielten,^  zugestanden.  Besonders  widitig 
erscheint  die  Bestimmung,  dass  die  nicht  länger  als  Ein  Jahr  ver- 
fallenen Coupons  der  auf  Ueberbringer  lautenden  Obligationen  dieses 
Anlehens  bei  allen  öffentlichen  Cassen  des  Reiches  ausbezalilt,  so 
wie  auch  als  Steuereinzahlung  angenommen  werden  sollen.  ^  Der 
ursprünglich  auf  den  19.  August  festgesetzte  Termin  zum  Schlüsse 


*  Minist.  Erlass  vom  5.  Jali  1854. 

'  Minist.  Erlässe  vom  6.  und  12.  Juli  1854. 
^  Mioist.  Erlass  vom  6.  Juli  1854. 

*  Minist,  Erlässe  vom  6.  und  17.  Juli  1854. 
^  Minist.  Erlass  vom  6.  Juli  1854. 

'^  Minist.  Erlass  vom  13.  Juli  1854. 
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der  Subacription  wurde  bis  Ende  August  verlängert,  *  und  nachdem 
die  Subscription  bereits  die  Summe  von  450  Millionen  überstiegen 
hatte,  wurden  die  Raten  der  Einzahlung  auf  fiinf  Jahre  vertheilt ' 
Bei  der  cassemässigen  Behandlung  der  Einzahlungen  und  bei  Er- 
folgung der  Schuld -Yerschreibungen  wurden  mehrfache  Erleichte- 
rangen  gestattet  *  Das  Endergebniss  der  Subscription  belief  sich 
auf  die  unerwartet  hohe  Summe  von  506,788.477  fl.,  wovon  in 
runder  Sunmie  entfielen  auf: 


Millionen 

Oesterreich  unter  derEnns 
mit  Wien    .... 

Ungern 84-3 

Böhmen 70-8 

Lombardie 38-0 

Mähren 30-6 

Venedig 24*6 

KQstenland  mit  Triest .     .  22*1 

GaBzien 20-3 

Wojwodschaft  und  Banat  202 

Oesterreich  ob  der  Enns  17-1 


Millionen 

Tirol  und  Vorarlbei^  .    .  11-4 

108-0  1  Steiermark 11-4 

Militärgränze  und  kaiserl. 

königl.  Armee     .     .    .  8*2 

Schlesien 6*3 

Kroatien  und  Slavonien    .  5*6 

Krain 4*7 

Kämthen 29 

Bukowina 2*8 

Salzburg 2*4 

Dalmatien 1-6 


Siebenbürgen 13-5 

Die  Einzahlungen  bis  Ende  October  1855  ergaben,  ungerechnet 
die  sofort  zu  erwähnenden  an  die  National-Bank  überwiesenen  Be- 
träge, 163  Millionen  Gulden. 

Aus  den  Erträgnissen  des  Anlehens  sollte  die  gesammte  Schuld 
des  Staates  an  die  National-Bank  bis  zum  24.  August  1858  auf 
80  Millionen  Gulden  herabgemindert  werden.  Derselben  werden 
bis  zum  24.  August  1858  nach  den  bestehenden  Verträgen  zur 
Tilgung  der  ältesten  Schuld  des  Staates  zufliessen  13,629.334  fl.^ 
ebenso  sollten  laut  Uebereinkommens  vom  23.  Februar  1854  aus 
den  Ertragnissen  der  Zölle  40  Millionen  (wovon  10  Millionen  bereits 
abgezahlt  wurden),  zusammen  53,629.334  fl.  an  die  National-Bank 
abgetragen  werden.  Da  die  gesammte  Schuld  des  Staates  an  die 
National-Bank ,  mit  Inbegriff  der  Haftungsschuld  für  das  eingelöste 
Papiei^eld,  268  Millionen  beträgt,  so  war  ausser  obigem  Betrage 
noch  die  Summe  von  134,500.000  fl.  erforderlich.    Zur  Abzahlung 


'  Kinist.  Erlass  vom  19.  Augnst  1854. 
'  Minist.  Erlass  vom  31.  August  1854. 
'  Minist.  Erlass  Tom  25.  September  1854. 
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derselben   wurden   von    den   Ehrträgnisaen   des   National -Antehens 
überwiesen : 

1.  jene  der  Subscriptionen  bei  der  National-Bank 

und  ihren  fllialen  in  den  Kronländem       .     .    52,000.000  fl. 

2.  jene  der  Subscriptionen  bei  allen  Staatscassen 

in  Oesterreich  ob  der  Enns 16,500.000  ^ 

3.  desflgleiohen  in  Böhmen 53,000.000  ^ 

4.  ,,  ,,  Mähren 29,000.000^ 

5.  „  „  dem  Pest-Ofher  Verwaltangs- 

gebiete  Ungem's 22,000.000  ^ 

172,500.0001 
hiervon  .ab  die  durch  Staatsbeamte  mit  den  ihnen 

ertheilten  Begünstigungen  subscribirten  Beträge      4,500.000  fl. 

168^.ÖÖM. 

Die  bezüglichen  Schuldverschreibungen,  auf  welche  bis  24.  Au- 
gust 1858  mindestens  142,801.000  fl.  eingezahlt  sein  müssen,  wurden 
im  October  1854  der  National-Bank  zur  Zumittlung  an  die  Subacri- 
benten  übergeben.  Nach  Begleichung  der  Schuld  von  134,500.000  fl. 
wird  der  Ueberschuss  der  Einzahlungen  von  der  Nadonal-Bank  an 
die  Finanz -Verwaltung  abgeftihrt  Die  Bank  wird  verhalten,  an 
einem  durch  das  Finanz-Ministerium,  nach  Einvernehmen  der  Bank- 
Direction,  zu  bestimmenden,  möglichst  frühen  Termine,  inneriialb 
des  Zeitraumes  der  erwähnten  Rückzahlungen ,  die  Einlösung  ihier 
Noten  mit  Metallmünze  wieder  aufzunehmen.  * 

Diese  Bestimmungen  erlitten  durch  die  nachfolgenden  Thatsachen 
und  Vereinbarungen  insoweit  eine  Modification,  als  einerseits  zur 
Bestreitung  der  Heeresbedürfnisse  auf  Rechnung  der  nachfolgenden 
Einzahlungen  auf  das  National-Anlehen  von  der  National-Bank  b- 
terimal-Vorschüsse  von  80  Millionen  und  sohin  von  weiteren  20  Mil- 
lionen Gulden  (welche  letztere  durch  Einlegung  von  Staats-Schuld- 
versdireibungen  im  Betrage  von  30  Millionen  Gulden  gedeckt  wurden) 
entnommen  werden  mussten,  andererseits  aber  die  Finanz-Verwal- 
tung durch  das  nachstehend  umständlich  erwähnte  Uebereinkomnsen 
eine  energische  Maassnahme  zur  Regelung  aller  Verhältnisse  zwi- 
schen der  Staatsverwaltung  und  der  National-Bank  in  Ausführung 
brachte« 

Da  die  Forderung  der  privilegirten  österreichischen  Naäonal- 

*  Minist  Erlass  vom  31.  August  1854. 
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Bank  an  den  Steat  aus  dem  Utel  der  Einlöeung  des  Wiener- Wäh- 
nmg- Papiergeldes  durch  die  sjstem-mässige  monatliche  TUgungs- 
Qiiote  berichtigt,  die  weitere  Forderung  aus  der  Einlösung  der 
Reiehssdiatzscheine  aber  durch  die  an  die  privilegirte  österreichische 
National  -  Bank  überwiesenen  Zuflüsse  aus  dem  Erträgnisse  des 
National- Anlehens  gedeckt  wird,  so  handelt  es  sich  zur  gänzlichen 
TilguDg  der  Schuld  des  Staates  an  die  National-Bank  um  die  Summe 
von  155  Millionen  Gulden,  von  welchen  55  Millionen  den  Rest  der 
aus  dem  Uebereinkommen  vom  23.  Februar  1852  bezifferten  Schuld 
vcm  71,500.000  Gulden  bilden  und  100  Millionen  Gulden  aus  den 
seither  geleisteten  Interimal- Vorschüssen  von  80  und  20  Millionen 
herrühren.  Um  bezüglich  dieses  Betrages  von  155  Millionen  die 
Rückzahlung  einzuleiten  und  gehörig  zu  sichern,  werden  in  Folge 
Allerhöchster  Entschliesung  vom  12.  October  1855,  mittelst  Ver- 
trages zwischen  dem  Finanz -Ministerium  und  der  National -Bank 
vom  18.  October  1855  Staatsgüter  *  im  Gesammtwerthe  von 
156,485.000  Gulden  der  National -Bank  unter  nachfolgenden  Be- 
stimmungen überantwortet:  1.  Die  erwälmten  Staatsgüter  bilden 
ane  wahre  nach  allgemeinen  privat -rechtlichen  Normen  bestellte 
Hypothek  zur  Sicherstellung  der  Forderung  von  155  Millionen  Gul- 
den, und  der  National -Bank  wird  die  Ermächtigung  ertheilt,  zur 
förmlichen  Erwerbung  des  Hypothekar-Rechtes  vorliegendes  Ueber- 
einkommen auf  diese  Güter  in  die  öffentlichen  Bücher  (kostenirei) 
emtragen  zu  lassen.  2.  Die  National -Bank  wird  die  ihr  überant- 
worteten Güter  selbst  verwalten  und  die  reinen  Erträgnisse  in  ihre 
Gassen  einfliessen  lassen,  und  das  Aerar  hat  bis  zur  vollständigen 
Befriedigung  obiger  Forderung  kernen  Anspruch  auf  die  Erträgnisse 
dieser  Güter.  3.  Die  Verwaltung  der  Güter  kann  der  National-Bank 
vor  gedachter  BeMedigung  nicht  entzogen  werden^  doch  kann  diess 
bezüglich  des  einen  oder  anderen  Gutes  geschehen,  insofeme  der 
Werth  der  in  ihrer  Verwaltung  bleibenden  Güter  den  noch  an  der 
Forderung  von  155  Millionen  aushaftenden  Betrag  übersteigt,  oder 
der  Werth  des  bezügUchen  Gutes  der  National-Bank  in  Baarem 
ersetzt  oder  durch  eine  andere  vollkommen  sicherstellende  Hypothek 
gedeckt  wird.    4.  In  diesem  Falle  ist  die  National-Bank  verpflichtet, 

»  Diese  Staatsgüter  umfassen  ein  Areal  von  110  österreichischen 
(116  geographischen)  Quadrat -Meilen,  und  liegen  in  Oesterreich, 
Kirnthen,  Krain,  Böhmen,  Galizien,  Ungem,  der  Wojwodschaft  und  dem 
Banate,  in  Kroatien  und  Siebenbürgen. 
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Hjpothdair'RechteB  zu 
Die  SÜHBl-BBk  «kd  <Be  YenraltuDg  der  ihr 
»Inki  ak  Mogirii  mnf  Gnmd  eines  zu  er- 
MoaehHHB.  Bfe  ddhin  wiid  die  Yem^altoDg 
dea  liaAcs^^rsdk&ca  BnaüCB  Iwmgt  und  das  reine  Einkorn- 
mm  oe  SadaMl-Bak  abedikit.  a  Siramtliche  Behörden 
4&e  yifiiil-Bbnk  m  dieser  Tenvakm^  mogfichst  unt«-- 
alie  Fi  ■■m  ■  mad  Kner,  wdche  sie  zo  diesem  Behufe  in 
flue  Dieftsie  za  ni  Imii  n  wünsciil^  «^etden  ihr  zur  Verfügung  ge- 
sieflt,  imd  ihre  der  Xalioiial>Buk  grlebleleii  Dienste  werden  ihnen 
als  Staats -DieBEle  auguiihnet;  dnastanfthigai  Angestellten  und 
ihren  Anseh«~«ngeii  vird  ds^ggca  die  Xalional-Bank  die  ihnen 
Doiaml-BiiGag  gebührenden  GeBässe  gewahren,  jedoch  darf  deren  Be- 
trag von  dem  reineii  Ebakommen  in  Afan^  gebracht  werden.  7.  Die 
Kational-Bank  ist  in  ihrer  Terwahm^  nur  an  joie  ROcksichten  ge- 
iMmden,  welche  ihr  die  Pfiiefat  ekies  Vamrahers  Ton  fremdem  Gute 
auferlegt;  sie  wird  über  die  ErtrigniBse  der  Guter  alljährlich  Reeh- 
mmg  legen.,  und  alle  Melioratiaoen  des  Fundus  instructus,  sowie 
alle  Creb&ode,  welche  sie  anflfuhren  lisst,  gehörig  inventiren.  8.  Die 
National-Bank  ist  nidit  nur  berechtiget^  die  ihr  überwiesenen  Güter 
als  Hypothek  für  ihre  Zwecke  zu  bestellen^  sondern  auch,  sie  zu 
veräussern.  Die  Verausserung  soll  baldigst  begonnen  und  so  schnell 
als  möglich  fortgesetzt  woden.  9.  Die  National-Bank  wird  die 
Verwaltung  und  Verausserung  der  ihr  fiberantworteten  Güter  unter 
der  Oberleitung  des  Bank-Gouverneurs  dureh  die  von  der  Direction 
gewählten  Organe  besorgen,  und  daftlr  eine  e^ne  Abtheilung  bil- 
den, welche  nach  einer  besonderen  Instruction  vorzugehen  und  deren 
Gestion  der  statutenmässigen  Ueberwachung  zu  unterli^en  haben 
wird.  10.  Jeder  Betrag,  welcher  aus  der  Verausserung  der  übei^ 
antworteten  Güter  und  aus  ihrem  reinen  Erträgnisse  einfliesst,  wird 
als  Abschlagszahlung  auf  die  erwähnte  Forderung  von  155  Millioneu 
berechnet;  dies  geschieht  auch  mit  dem  Betrage  des  Werthes  eines 
ihr  nach  J.  3  abgenommenen  Gutes.  11.  Wenn  das  Erträgniss  und 
der  Erlös,  sowie  der  eventuelle  Werthersatz  der  an  die  National- 
Bank  überantworteten  Guter  den  Betrag  von  155  Millionen  nicht 
vollständig  decken,  so  wird  die  Staatsverwaltung  den  abgängigen 
Betrag  innerhalb  dreier  Monate  nach  Verausserung  des  letzten  Gutes 
an  die  National-Bank  baar  erfolgen  lassen.  12.  Nach  vollständiger 
Tilgung  der  Forderung  werden  die  allenfalls  noch  in  Verwaltung 
der  National-Bank  befindlichen  Güter  der  Staatsverwaltung  zur  freien 
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VerfilguDg  zurtickgesteUt,  und  deren  Hypothekar -Belastung  wird 
gelCecht  Die  Zurückstellung  geschieht  auf  Grundlage  des  errich- 
teten and  während  der  Yer^'altung  ergänzten  Inventars.  13.  Durch 
vorliegendes  Uebereinkommen  werden  die  Bestimmungen  der  beiden 
am  23.  Februar  1852  und  23.  Februar  1854  abgeschlossenen  lieber- 
ankflDfte  bezüglich  der  Rückzahlung,  Verzinsung  und  Sicherstellung 
der  darin  bezeichneten  Forderungen  der  National-Bank  aufgehoben, 
und  jene  Obligationen  im  Betrage  von  30  MiUionen,  welche  der 
NatioDal-Bank  zur  Deckung  des  Eingangs  erwähnten  Interimal-Yor- 
achusses  übergeben  wurden,  sind  zurückzustellen.  14.  Die  Wirk- 
samkeit des  vorstehenden  Uebereinkommens  beginnt  mit  1.  No- 
vember 1855. 

Gleichzeitig  mit  dieser  wichtigen  Verfügung  wurde  eine  andere 
die  privilegirte  österreichische  National-Bank  betreffende  eingeleitet, 
welche,  obwohl  sie  zunächst  auf  die  Hebung  des  Real-Credites  be- 
redmet  ist,  doch  hier  erwähnt  werden  muss,  weil  sie  ebenfalls 
geeignet  ist,  auf  die  Consolidirung  des  Standes  der  National-Bank 
und  Wiederherstellung  der  Landeswährung  förderlichen  Einfluss  zu 
nehmen.  Auf  Grund  der  ndt  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
12.  October  1855  ertheilten  Genehmigung  Seiner  k.  k.  Apostolischen 
Majestät  erklärte  sich  die  privUegirte  österreichische  National-Bank 
bereit,  zur  Unterstützung  des  Real -Besitzes  eine  HypotlTeken- 
Bank  zu  errichten,  und  zu  diesem  Zwecke  ihre  Fonds  um  35  Mil- 
lionen Gulden  in  klingender  Silbermünze  zu  vermehren.  ' 

Der  Ankauf  mehrerer  Eisenbahnlinien  durch  die  Staats- 
verwaltung, sowie  die  Ueberlassung  einiger  Strecken  von  Staats- 
Bsenbahnen  an  Privat-Gesellschaflen  werden  bei  den  „Communica- 
tiooen^  ihre  umständliche  Erwähnung  finden.  Hier  kann  derselben 
nur  insoweit  gedacht  werden,  als  durch  die  Vertragsbestimmungen 
bei  dem  Ankaufe  die  Staatsschuld  vermehrt  wurde. 

Die  Eisenbahnstrecke  von  Mailand  über  Monza  nach  Como 
wurde  in  Folge  Allerhöchster  Ermächtigung  vom  7.  März  1851, 
mittelst  des  Vertrages  vom  19.  März  1851 ,  für  den  Staat  erworben. 
Nach  den  Bestimmungen  dieses  .Vertrages  wurden  im  Betrage  der 
Verkaufssumme  von  2,530.000  fl.  4pereentige  Staats-Schuldverschrei- 
buDgen  hinausgegeben,  welche,  in  9  Serien  eingeiheilt,  binnen 
9  Jahren,  alljährlich  am  %  Januar,  zur  Verlosmig  kommen,  wobei 
die  jeweilig  gezogene  Serie  am  1.  Juli  desselben  Jahres  zur  Aus- 

'  Das  Nähere  hierüber  im  §.  10. 
V.  Czocrnig,  Oesterreich's  Neugostallun?.  12 
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Zahlung  gelangt ;  die  Verlosung  begann  am  %  Januar  1852.  Zugladi 
Übernahm  die  Staatsverwaltung  die  Ausbezahlung  einer  jdurch  37  Jahre 
fortlaufenden  jährlichen  Rente  von  84.000  fl.  zur  Einlösung  der  emit- 
tirte&Mailänd-Como-Rentenscheine.  Ersterer  Betrag  (der  4percentigen 
Verlosungsschuld)  bildet  einen  Theil  der  neuen  Schuld  des  lombardisch- 
venezianischen  Monte,  bei  welcher  er  bereits  erwähnt  wurde. 

Die  lombardisch-venezranisehe  Ferdinands- Bahn 
wurde  auf  Grundlage  irüherer  Uebereinkommen  über  Allerhöchste 
Ermächtigung  vom  27.  Mai  1852  durch  den  Vertrag  vom  9.  Juni 
1852  fl)r  den  Staat  erworben.  Hierdurch  ttbemahm  der  Staat  die 
Verbindlichkeit,  für  die  noch  in  den  Händen  der  Privaten  befind- 
lichen Actien  die  Summe  von  7,445.760  fl.  in  4percentigen  Staats- 
Schuldverschreibungen  zu  erfolgen,  welche,  in  7  Serien  eingetheilt, 
alljährlich  im  Betrag  von  einer  Million  Gulden  zur  Verlosung  kom- 
men. Dieselbe  erfolgt  Anfangs  April  und  die  Ausbezalilung  am 
1.  April  des  darauf  folgenden  Jahres^  die  erste  Verlosung  fand  am 
1.  April  1853  Statt. 

Die  ungrische  Central-Eisenbahn  ging  mittelst  des  Ver- 
trages vom  7.  März  1850  in  das  Eigentlium  des  Staates  über.  Ffir 
die  noch  in  den  Händen  der  Privaten  befindlichen  Actien  wurden 
4percentige  Staats-Schuldverschreibungen  im  Betrage  von  8  Millionen 
Gulden  hinau^egeben ,  welche  in  8  Serien,  jede  zu  einer  Million 
Gulden,  eingetheilt  sind  und  biimen  8  Jahren  zur  Verlosung  ge- 
längen. Die  Verlosung  geschieht  am  1.  December,  die  Auszahlung 
am  2.  Januar  des  je  darauffolgenden  Jahres.  Am  1.  December 
1851  ward  die  erste  Verlosung  vorgenommen. 

Die  Krakau-oberschlesische  Bahn  ging  durch  den  mit 
AUerhöcbster  Entschliessung  vom  13.  Mai  1850  genehmigten  Vertrag 
vom  30.  April  1850  in  das  Eigenthum  des  Staates  über.  Die  Staats- 
verwaltung übernimmt  hiermit  die  Einlösung  der  18.725  Actien,  tu 
lOOTlialem  preussischCourant  jede;  dieselben  werden  vom  1.  Januar 
1851  an  halbjährlich  verzinset,  und  zwar  bis  Ende  1890  zu  4  Per- 
cent, vom  1.  Januar  1891  an  zu  3/,  Percent.  Die  Tilgung  der- 
selben erfolgt  nach  dem  bestimmten  Amortisations^Plane;  die  Aus- 
losung geschieht  im  April  eines  jeden  Jahres  (beginnend  mit  dem 
Jahre  1851)  und  diu  Berichtigung  der  verlosten  Obligationen  bdi 
1.  Juli  desselben  Jalu-es. 

Die  Wien-Gloggnitzer  Eisenbahn  mit  den  Seitenflüg^^" 
nach  Laxenbui^  und  Katzelsdorf  erwarb  der  Staat  durch  das  (unterm 
30.  August  1853  Allerhöchst  genehmigte)  Uebereinkommen  vom 
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4.  August  1853.  Kraft  desselben  bezahlt  die  Staatsverwaltung  für 
jede  der  im  Privat-Besitze  befindliehen  13.219  Actien  den  Betrag 
von  675  fl.  (im  Ganzen  8,922.825  fl.)  in  5percentigen  verlosbaren 
Obligationen.  Jährlich  werden  am  1.  Oetober  Obligationen  im  Be- 
trage von  2  Millionen  Gulden  verlost,  und  die  Ausbezahlung  der  zur 
Verlosung  gelangten  Obligationen  erfolgt  am  1.  Oetober  des  nächsten 
Jahres.  IHe  erste  Verlosung  geschah  am  1.  Oetober  1854.  Femer 
übernimmt  die  Staatsverwaltung  die  fundirte  5percentige  Schuld  der 
Eisenbahn-Gesellschaft  im  Betrag  von  2,750.000  fl. 

Die  Wiener-Neustadt-Oedenburger  Eisenbahn,  eine 
an  die  vorhergehende  sich  anknüpfende  Seitenbahn,  wurde  durch 
den  Staat  mittelst  des  Vertrages  vom  31.  Juli  1854  (genehmigt 
durch  Allerhöchste  Entschliessung  vom  26.  August  1854)  eingelöst. 
Für  die  in  Privat-Händen  befindlichen  Actien  bezahlte  der  Staat  die 
Ablösungssumme  von  1,5(X).000  fl.  in  5percentigen  verlosbaren 
Obligationen.  Die  Verlosung  beginnt  am  1.  Februar  1855,  beträgt 
jährlich  300.(XX)  fl.,  und  wird  durch  fünf  Jahre  fortgesetzt.  Die 
Rückzahlung  erfolgt  ein  Jahr  nach  der  Verlosung. 

Da  fafit  sämmtJiche  mittelst  dieser  Verträge  übernommene 
Staatsschulden  im  Wege  der  Verlosung  in  einer  kurzen  Reihe  von 
Jahren  (nämlich  bis  zu  den  Jahren  1859  und  1860)  getilgt  werden, 
so  wird  nach  Verlauf  dieser  Zeit  nur  noch  ein  Theil  der  Mailand- 
Como-Rentenscheine,  ein  llieil  der  Krakauer  Obligationen,  und  die 
fimdirte  Schuld  der  Wien  -  Gloggnitzer  Eisenbahn,  somit  eine  ver- 
gleichungsweise  geringe  Summe,  dem  Staate  zur  Last  verbleiben. 

Dagegen  wurde  mittelst  des  (unterm  12.  Januar  1855  Aller- 
höchst genehmigten)  Vertrages  vom  1.  Januar  1855  die  nördliche 
Staats-Eisenbahn  von  Bodenbach  bis  Brunn  mit  dem  Seiten- 
flügel nach  OlmUtz,  ferner  die  südöstliche  Staats-Eisenbahn 
von  Marchegg  bis  Szolnok  und  Szegedin  mii.der  im  Baue  begrifle- 
nen  Verlängerung  bis Temesvdr ,  und  dieBanaterEisenbahn  von 
Beziasch  nach  Steierdorf  (sammt  einem  in  das  volle  Eigenthum  über- 
gehenden Oomplexe  von  Staatsgütern  und  Montan-Werken) 
an  die  k.  k.  privilegirte  Staats-Eisenbahn-Gesellschaft  auf 
90  Jahre  überlassen,  woftlr  dieselbe  den  Betrag  von  200  Millio- 
nen Franken  in  Silber,  in  36  Monatsraten,  vom  1.  März  1855  an, 
zahlbar,  mit  der  Verbindlichkeit  zu  entrichten  hatte,  die  ersten 
12  Raten  gegen  eine  4percentige  Escomptirung  bis  zum  1.  Juli 
1855  zu  erfolgen. 

Zur  Andeutung  der  Ergebnisse  der  Finanz-Verwaltung 
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in  der  Periode  von  1848  — 

1855  folgen  hier  einige 

der  lüuiptsSch- 

lichsten  Daten: 

Einnahmen 

Ordentl.  AuslaRen 

Abgang 

1848 

122,127.354  fl. 

167,238.000  fl. 

45,110.646  fl. 

1849 

144,013.758  „ 

190,459.567  „ 

46,445.809  ^ 

1850 

194,296.457  ^ 

230,266.986  „ 

35,970.529  „ 

1851 

219,505.140  „ 

260,866.670  , 

41,361.530  r, 

1852 

226,365.108  „ 

274,587.121  , 

48,222.013  r, 

1853 

237,136.993  „ 

286,313.610  „ 

49,176.617  y, 

1854 

245,333.724  „ 

294,529.681  „ 

49,195.957  y, 

1855 

263,786.885  „ 

300,875.669  „ 

o/^üoo.Vc74  jy 

Summe   1.652,565.419  fl.        2.005,137.304  fl.         352,571.885  fl. 

Unter  den  Einnahmen  waren  ausserordentliche  b^;rtffen: 
im  Jahre  1849  4%  Million,  1850  14  Millionen,  1851  17%  MiUion, 
1852  1%  Million,  1853  1%  MiUion  *  und  1855  5'/,  MilHon  Gulden; 
worunter  das  den  ungnsehen  Insurgenten  abgenommene  Silber  und 
der  Metallstock  1'/,  Million,  die  sardinische  Kriegsentschädigung 
sammt  MUnzgewinn  dabei  327,  Million,  die  toscanische  Kriegsent- 
sch&digung  ly,  Million,  der  Verkaufspreis  von  Monlan-Entitftten  4  Mil- 
lionen, die  Urbarial -Entschädigungen  der  Staatsgüter  1%  Million 
und  die  aus  der  Yerzichtleistung  der  National-Bank  auf  die  Ver- 
zinsung der  in  ihre  Gassen  eingeflossenen  Reichsschatzscheine  und 
Gasse- An  Weisungen  2%  Million  ausmachten. 

Nebst  dem  oben  nachgewiesenen  Abgange  von  352,571.885  fl. 
waren  jedoch  in  den  erwähnten  Jahren  noch  folgende  ausseror- 
dentliche Auslagen  zu  bestreiten: 
zur  theilweisen  Tilgung  der  fundirten  und  schwe- 
benden Staatsschuld  mit ' .    .      481,610.856  fl- 

zu  ausserordentlichen  Rüstungen  der  Armee  und 
Bestreitung  der  Interventions -Kosten  aus  Anlass 
der  politischen  Wirren  im  In-  und  Auslande  mit      342,475.976  „ 
zur  Erweiterung  des  Staata-Eisenbahn-  *  und  Tele- 
graphen-Netzes mit 153,821.408  „ 

im  Ganzen  mit 977,908.240  fl. 


'  Im  Jahre  1854  kamen  ausserordenüicbe  Einnahmen  nicht  vor. 

^  In  dieser  Summe  sind  37  Millionen  nicht  inbegriffen,  welche  zur 
Einlösong  der  früher  erwähnten  Privat- Bahnen  in  Staats-Schaldverschrei- 
bongeu  aasgegeben  wurden  und  sonach  dem  Betrage  der  Staatsschuld  eu- 
gewachsen  sind,  und  ebensowenig  26  Millionen  Gulden,  als  der  Betrag 


181 


Demnach  stellt  sich  der  Gesammtbetrag  des  Ab- 
gangs, welcher  durch  ausserordentliche  Zuflüsse 
zu  bedecken  war,  in  den  benannten  8  Jahren  auf 

die  Ziffer  von 1.330,480.1251. 

Die  Bedeckung  dieses  Abganges  fand  sich 
in  den  Zahlungen  der  Staats -Eisenbahn -Oesell- 
8dmft,  in  den  auf  die  eröfibeten  Staats- Anlehen 
dogeflossenen  Zahlungen,  und  in  der  Vermehrung 
der  schwebenden  Staatsschuld  mittelst  Hinausgabe 
von  Staats-Papiergeld,  endlich  in  der  Aufnahme 
von  Vorschüssen  bei  der  privilegirten  österreichi- 
schen National -Bank,    aus    welchen  Quellen    im 

Ganzen  ein  Betrag  von 1.377,394.585  fl. 

in  die  Btaats-Cassen  eingeflossen  ist»  * 


8.  9. 
7.  Handel,  Gewerbe  und  Schifffahrt. 

Auf  keinem  Gebiete  practischer  Thfttigkeit  war  vielleicht 
in  Oesterreich  die  Reform  nothwendiger,  als  auf  jenem  der 
Gewerbe,  des  Handels  und  der  SchüBffahrt,  nirgend  aber  er- 
folgte sie  auch  umfassender  und  durchgreifender  als  auf  dem 
grösseren  Theile  dieses  Gebietes.  Der  erste  und  bedeutendste 
Schritt  lag  schon  in  der  Bildung  eines  eigenen  Ministeriums 
für  die  Pflege  dieser  wichtigen  Interessen  mit  Einschluss  der 
Communicationen  und  der  öffentlichen  Bauten,  wie  diese 
Pflege  die  Fortschritte  der  neuesten  Zeit  auf  dem  Felde  der 
volkswirthschaftlichen  Entwicklung  gebieterisch  erheischten. 
An  die  Spitze  dieses  Ministeriums  ward  Freiherr  von  Brück 


der  früher  von  der  Staatsverwaltung  angekauften  Actien  der  Privat-Eisen- 
bahnen  und  der  ihnen  ertheilten  Vorschüsse,  auf  welchen  Betrag  bei  jener 
Einlösung  Verzicht  geleistet  wurde.   - 

'  Eine  sehr  interessante  Beleuchtung  der  gegenwärtigen  Finanz-Zu- 
stände  des  Kaiserstaates  und  ihrer  nächstbevorstehenden  Entwicklung  findet 
sich  in  der  Schrift:  „Die  neue  Gestaltung  der  Geld-  und  Credit- Verhält- 
nisse in  Oesterreich.    Wien  1865.«* 


182 


in  dem  grofisarügeD  GeschaiiS' 
bdnebe  des   Wdtkmddb-FIttties  TriesI   seinen    Blick  ge- 
adiirft.  saue  Erfthmi^  gereift  und  ron  seiner  energischen 
Thitigkcit  dmrli  den  t<md  ihm  ausgegangenen  Aufschwang 
des   oeleiTeicfaiscfaen    Llojd    Tollgiltiges   Zengniss    abgelegt 
kaue.    Die  arnftssGoden  und  ahlreichen  Reformen,  welche 
o*  wählend  der  Teiglochongswcase  knnen  Zeit ,  als  er  dieses 
Mimsteriom  leitete,  theils  dorchfohrle  thdls  anbahnte ,  lassen 
am  klarsten  erkennen,  dass  er  der  hohen  ihm  gestellten  Auf- 
gabe gewachsen   war.    Diese  Aufgabe  war  in  der  That  für 
einen  östenetehischen  Handels-Minisier  eine  sehr  schwierige. 
Oesterreich  war  trotz  seiner.treflElichen  Anlagen  in  der  inate- 
riellen  Entwicklung  seiner  Kräfte  zurückgeblieben.    Nanmebr 
sollte  die  gewerbliche  Thatigkeit  aus  ihrer  Isolirung  gezogen, 
der  Industrie  ein  neuer,  wohlthätig  auf  die  Boden-Prodaction 
mrttckwirkender  Ansloss  gegeben,   der  Handel    im  Innern 
und  nach  Aussen  von  seinen  Fesseln  befreit,  die  Scbififahrt 
aus    ihrer    langwahrenden    Verwahrlosung    empoi^ehoben, 
hiennit  aber  die  Steuerkraft  Tenrielfiütiget  werden ,  und  diess 
mitten  unter  widersprechenden  auf  Schonung  Anspruch  ma- 
chenden Einzeln-Interessen ,  im  Gedränge  auswärtiger  Riva- 
litäten, auf  einem  eben  noch  unterwühlten  Boden,  während 
der  grössten  inneren  Erschütterung  (oder  unmittelbar  nach 
derselben) ,  welche  Oesterreich  jemals  erfahren  hatte. 

Das  Dringendste  schien  die  Einbeziehung  der  sämmtlichen 
Länder  der  Monarchie  in  ein  Zollgebiet  (mit  wenigen  durch 
Lage  und  besondere  Verhältnisse  gebotenen  AusnahmeD}^ 
die  Beseitigung  aller  Verkehrsschranken  innerhalb  desselben, 
sohin  die  Erleichterung  des  Verkehres  nach  Aussen  durch 
die  Beseitigung  des  Prohibitiv-Systemes  und  durch  Feststel- 
lung eines  rationellen  Schutzzoll -Tarifes,  womach  erst  die 
Erweiterung  des  Handelsgebietes  gegen  Deutschland  und 
Italien  zu,  welche  in  der  SchaflFung  eines  mittel-europäischen 
Zoll-  und  Handels-Gebietes  ihren  Zielpunct  hatte,  angebahnt 
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werden  konDte.  Die  Auaführung  dieses  Flaues  ward  begon- 
neo  mil  der  (seit  Langem  sehnlichst  herbeigewünschten, 
firäber  aber  fast  unausführbar  gewesenen)  Aufhebung  der 
Zwischenzoll-Linie,  welche  die  eh/emals  ungrischen  von 
den  übrigen  Eronländem  trennte;  dieser  folgte  die  Einbe- 
ziehung Istrien's  und  der  quarnerischen  Inseln,  sowie  des 
Umkreises  der  Freihäfen  in  das  allgemeine  Zollgebiet.  Mit 
Umsicht  und  Besonnenheit  ward  sohiu  zur  Umänderung 
des  Zoll-Tarife s  geschritten.  Die  genauesten  Vorerhe- 
bungen, die  Einvernehmung  der  Betheiligten,  die  rücksichts- 
vollsten Uebergangs-Maassregeln  sollten  die  mit  jeder  Aende- 
rung  des  Zoll-Systems  verbundene  Rückwirkung  auf  bestehende 
lütei-essen  mildern  ^  ohne  dass  die  Bemühungen  der  Anhänger 
des  Verbotes  den  Fortschritt  zu  hindern  vermochten.  Die 
düstersten  Voraussagungen  Hessen  sich  vernehmen,  der  Be- 
stand der  inländischen  Industrie  sollte  in  Frage  gestellt,  der 
Ruin  von  Tausenden  herbeigeführt  sein ;  allein  das  Gegentheil 
hiervon  trat  ein ,  indem  die  Industrie  zu  keiner  Zeit  innerhalb 
80  weniger  Jahre  einen  so  mächtigen  Aufschwung  genommen 
hat,  als  seit  Aufhebung  des  Verbot -Systems.  Bei  dieser 
grossartigen  Reform  des  inneren  Zollwesens  wurde  laut  die 
Absicht  ausgesprochen,  hierdurch  die  künftige  Handels- 
eiuigung  mit  Deutschland  anzubahnen.  Die  Kundge- 
bung dieser  Absicht  erfolgte  aber  auch  direct  zuerst  in  der 
Wiener  Zeitung,  sohin  in  eigenen,  dem  Bundestage  sowohl 
als  den  deutschen  Regierungen  mitgetheilten  Denkschriften, 
in  welchen  die  grosse  Frage  practisch  behandelt  und  die  zu 
ihrer  Lösung  erforderlichen  Maassregeln  einzeln  ^zei^liedert 
wurden.  Wenn  die  aus  Anlass  der  deutschen  Verwicklungen 
zwischen  Oesterreich  und  Preussen  ausgebrochenen  Miss- 
helligkeiten einer  Verfolgung  dieser  Verhandlung  mit  dem 
leitenden  Staate  des  deutschen  Zollvereines  in  den  Weg 
trateü ,  und  letztere  selbst  auf  dem  Dresdner  Gongresse  nicht 
gefördert  werden  konnte,  so  folgten  doch  die  meisten  übrigen 
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deutschen  Staaten,   namentlich    alle   bedeutenden,  dem  an 
sie  ergangenen  Rufe  zu   der  in  Wien  sich  r^^ammehideD 
Zoll  -  Conferenz ,   und  schritten  mit  solchem  Ernste  zu  den 
Erörterungen  über  die  aufgestellten  Vorschläge,  dass  sie  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  zu  eiuer  näheren  Einigung  zwischen 
diesen  Staaten,    insbesondere  zwischen   den  süd  -  deutschen 
und  zwischen  Oesterreich  —  vielleicht  auf  Kosten  des  Be- 
standes des  Zollvereines   —  gefdhrt  haben  würden,  wenn 
nicht    auf   Grund    der    hierüber    angestellten    Erwägungen 
Preussen  sich  zur  Anknüpfung  von  Verhandlungen  geneigt 
bewiesen  hätte.    Oesterreich,  dem  es  nicht  um  die  Spren- 
gung des  Zollvereines,  sondern  um  die  Handelseinigung  mit 
ganz  Deutschland  zu  thun  ist,  ging  in  diese  N^otiationen 
ein,  und  sandte  den  inzwischen  vom  Handels- Ministerium 
(dessen  Leitung  Freiherr   von  Baumgartner    übernahm) 
al^etretenen  Freiherrn    von  Brück    als  Unterhändler   nach 
Berlin.    Die  Folge  dieser  Unterhandlung  war  der  mit  Preus- 
sen unterm  19.  Februar  1853  abgeschlossene  Handels-  und 
Zoll- Vertrag ,  welchem  die  übrigen  2k)llvereins-Staaten  unterm 
4.  April  18B3  beitraten ;  hierdurch  wurden  namhafte  Erleich- 
terungen für  den  gegenseitigen  Verkehr  gewährt,  und  bis 
zum  Jahre  1860  neue  Verhandlungen    über   die  gänzliche 
Zolleinigung    oder    doch    über  weitergehende    gegenseitige 
Verkehrs  -  Erleichterungen  in   Aussicht  gestellt.    Noch  lässt 
sich  heute  nicht  beurtheilen ,  ob  zu  jener  nicht  mehr  fernen 
Zeit  die  von  Oesterreich  angebotene  deutsche  ZoUeinigung 
zur  Wahrheit  werden  wird ;  allein  die  Macht  der  hierzu  un- 
aufhaltsam drängenden,  die  gesammte  Nation  umfassenden 
Interessen  ist  so  gross  und  nachhaltig,  dass  die  dagegen  sich 
erhebenden  Sonderbestrebungen  den  endlichen  Sieg  der  gross- 
artigsten Idee  dieses  Jahrhunderts  wohl  aufzuhalten ,  nimmer 
aber  zu  vereiteln  vermögen.  —  Im  Süden  des  Reiches  waren 
die  nach  gleicher  Richtung  abzielenden  Schritte  der' öster- 
reichischen Regierung   nicht   ohne   Erfolg    geblieben.     Das 
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F'Ontenthum  Liechtenstein  ward  in  das  österreichiscfae  Zoll- 
gebiet  aafjgenomineD ,  die  Herzogthümer  Parma  und  Modena 
tralen  in  einen  förmlichen  Zollverein  mit  Oesterreich,  und 
mit  Sardinien  ward  ein  mehrfache  Yerkehrs-Erleichterungen 
gewährender  Scbi£ffahrts-  und  Handels- Vertrag  abgeschlossen. 
Diesen  Bestrebungen  zur  Erweiterung  des  Gebietes  für  den 
gesetzlichen  Handel  gingen  Maassregeln  zur  Seite,  welche 
die  Hintanbaltung  des  ungesetzlichen,  des  Schleichhandels 
bezweckten,  zu  welchem  Ende  auch  mit  fast  allen  benach- 
barten Staaten  Verträge  abgeschlossen  wurden. 

Als  ein  nicht  geringeres  Bedürfniss  stellte  sich  die  Er- 
lassung  änes  neuen,  den  Bedingungen  einer  freieren  Be- 
w^Dg  mehr,  als  diess  durch  die  bisherigen  vielfi&ltigen 
UDd  angleichartigen  Verordnungen  geschieht,  entsprechenden 
Gewerbegesetzes  dar.  Es  wurde  jedoch  erkannt,  dass 
vorerst  der  Raum  für  diese  freiere  Bewegung  geschaffen 
und  gesichert  werden  müsse,  ehe  eine  durchgreifende  Aen- 
dening  des  so  vielfache  Interessen  berührenden  Gewerbege- 
setzes erfolgen  könne.  Inzwischen  war  man  bemüht,  die 
Materialien  für  ein  solches  neues  Gesetz  zu  sammeln,  das- 
selbe vorzubereiten  und  für  die  ehemals  ungrischen  Län- 
der, in  welchen  eine  gesetzliche  Vorkehrung  in  dieser  Hin- 
sicht unaufschiebbar  war,  einstweilen  eine  Vorschrift  zu  er- 
lassen, welche  den  in  den  deutschen  und  slavischen  Eron- 
ländern  geltenden  Gewerbs-Normen  entsprach.  Erst  als  durch 
die  Abschafifung  der  Zwischenzoll-Linie ,  durch  die  Aufhebung 
des  Prohibitiv- Systems,  durch  den  Abschluss  von  Zoll-  und 
Handels- Verträgen  mit  dem  deutschen  Zollvereine  und  den 
italienischen  Staaten ,  durch  die  Ausdehnung  des  Eisenbahn- 
Netzes  und  der  DampfschiflBTahrt,  durch  die  engere  Einbe- 
äehaug  der  Gebiete  an  der  unteren  Donau  in  den  öster- 
reichischen Verkehr,  endlich  durch  den  grossen  Act  der 
durchgeführten  Grundentlastung  die  Schranken  fielen,  welche 
die   ungehinderte    Entwicklung    aller   übrigen    Zweige    der 
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voIkswirtbschaftlicheD  Thätigkeit  hemmten,  waren  hiermit 
auch  die  Bedingungen  zu  einer  freien  Entfaltung  der  heimi- 
schen Industrie  gegeben.  Letztere  nahm  bei  der  schöpferischen 
Kraft,  welche  den  noch  ganz  unberechenbaren  national-wirth- 
schafklichen  Hilfsquellen  Oesterreich's  in  wohnt,  schon  in  dem 
ersten  Stadium  ihrer  Entwicklung  einen  so  raschen  Auf- 
schwung, dass  der  auf  die  Grundlage  der  früheren  Zustände 
berechnete  Entwurf  eines  neuen  Gewerbegesetzes  den  An- 
forderungen der  Gegenwart  nicht  mehr  genügte.  Es  blieb 
dem  gegenwärtigen  Handels -Mi  nister  Ritter  von  Toggen- 
burg  vorbehalten,  in  richtiger  Würdigung  dieser  Anforde- 
rungen der  Zeit  den  entscheidenden  Schritt  zu  der  Herbei- 
führung eines  rationellen,  jede  nicht  unerlässliche  Beschrän- 
kung beseitigenden  Systems  einer  freien  Gewerbethätigkeit 
unter  dem  Schutze  der  Gesetze  zu  thun.  Dahin  zielt  der 
neue,  bereits  der  Berathung  der  Handels-  und  Gewerbe-Kam- 
mern unterzogene  Entwurf  des  Gewerbe -Gesetzes,  nach 
welchem  die  Ausübung  der  gewerblichen  Thätigkeit  auf 
blosse  Anmeldung   hin  erfolgen  kann.    Nur  jene  Gewerbe, 
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wobei  polizeiliche  Rücksichten  eine  Aufsicht  des  Staates 
nothwendig  machen,  sollen  an  die  Erlangung  einer  vorläu- 
figen Concession  gebunden  sein.  Dabei  aber  soll  im  Allge- 
meinen das  corporative  Element  der  Genossenschaft  gewahrt 
werden.  Mit  der  gesetzlichen  Sanction  dieses  Entwurfes  wird 
der  Schlussstein  zu  dem  mächtigen  Aufschwünge  der  Indu- 
strie, welchem  Oesterreich  unaufhaltsam  entgegengeht,  ge- 
legt sein. 

Eine  andere  wichtige  Einrichtung  von  allgemeiner  Be- 
deutung  lag  in  der  Begründung  der  Handels-  und  Ge- 
werbe-Kammern im  ganzen  umfange  des  Reiches,  deren 
Wirksamkeit  sich  seither  bereits  als  vielfach  wohlthätig  und 
förderlich  erwiesen  hat;  zu  ihrer  Vervollständigung  gehörte 
die  Regelung  der  Wiener  Gfeldbörse  und  die  Errichtung  der 
Börsekammer,  wodurch  Orduuug,  Regelmässigkeit  und  Sicher- 
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beit  in  eineii  sehr  wichtigen  aber  bisher  nur  allzusehr  sich 
selbst  überlassenen  Zweig  des  Verkehres  gebracht  wurde. 
Die  Noth wendigkeit,  im  ganzen  Umfange  des  Reiches  (mit 
Ausnahme  des  anderen  Einrichtungen  folgenden  lombardisch- 
renezianischen  Königreiches)  durch  Einftlhrung  des  nieder* 
österreichischen  Maasses  und  Oewichtes  gleiches  Maass 
and  Gewicht  in  Geltung  zu  bringen,  führte  zu  den  dahin 
abzielenden  Maassregeln  in  den  ehemals  ungrischen  Ländern, 
in  Böhmen,  Gralizien  und  Bukowina,  wo  sich  bisher  noch 
dgenthümliche  Maasse  und  Gewichte  erhalten  hatten.  Das 
neue  Vereinsgesetz  unterwirft  alle  Actien-Gesellschaften,  die 
Seele  der  neueren  Industrie-  und  'Handels-Untemehmungen, 
einem  gleichmässigen  Verfahren  bei  ihrer  Bildung  und  ihrer 
Gebarung. 

Zwar  nur  speciell  wirkend,  aber  von  hohem  Interesse 
war  die  Wiederherstellung  des  Freihafens  von  Venedig,  dessen 
Beschränkung  nach  Beilegung  der  italienischen  Unruhen  man 
schmerzlich  empfunden  hatte;  obgleich  die  neueren  Ansiishten 
der  Gründung  von  Freihäfen  nicht  das  Wort  sprechen,  so 
handelte  es  sich  doch  hier  nur  um  Beseitigung  einer  einge- 
tretenen zeitlichen  Störung,  und  überwiegende  Gründe  waren 
dafbr,  den  schon  thatsächlich  bestandenen  Freihafen,  jedoch 
innerhalb  der  Gränzen,  welche  längs  der  Zoll -Linie  die 
üeberwachung  seines  Gebietes  erleichtern,  wieder  in  Wirk- 
samkeit zu  setzen.  Andere  mehr  oder  weniger  specielle 
Haassregeln,  wie  die  Gestattung  eines  Zoll-  und  Steuer- 
Credites  für  mehrere  mit  Verzehrungs-Gegenständen  beschäf- 
tigte Gewerbe,  die  Ueberlassung  von  Salz  zu  ermässigten 
Preißen  für  die  Erzeugung  chemischer  Producte,  die  Erthei- 
lung  der  Beweiseskraft  für  die  Certificate  der  Wiener  Seiden- 
und  WoU- Trocknungsanstalt,  die  Erleichterung  des  Gränz- 
verkehres  mit  der  Türkei  durch  Abschaffung  der  Contumaz- 
Taxen,  das  Gesetz  zur  Sicherung  gegen  Explosionen  der 
Oamptkessel,  vervollständigen  die  Reihe  der  im   Interesse 
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der  Industrie  und  des  Handels  in  Wirksamkeit  getretenen 
Maassregeln  ^  welchen  die  füf  die  Approvisionirung  der  Re- 
sidenzstadt sehr  wichtige  Errichtung  der  Schlachthäuser  und 
der  Fleischcasse  neben  Vermehrung  der  Fleischer -Gewerbe 
und  allgemeiner  Erleichterung  des  Fleisch- Verkaufes  beizu- 
fügen ist. 

Kein  anderes  Feld  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
war  im  Laufe  der  Zeit  so  verwahrlost  worden,  wie  jenes 
der  Seeschi  ff  fahrt.  Seit  die  Kaiserin  Maria  Theresia, 
deren  schöpferische  Hand  in  allen  Zweigen  der  staatlichen 
Entwicklung  die  befruchtenden  Keime  gelegt,  in  dem  Editto 
politico  per  la  narigazione  (den  damaligen  besten  Se^e- 
setzen  von  Venedig  und  Ragusa  nachgebildet)  die  Norm  fUr 
die  österreichische  HandelsschiSTahrt  ertheilt,  seitdem  sie 
Lazarethe  gegründet  und  die  See -Sanitäts- Verhältnisse  ge- 
setzlich normirt  hatte,  war  in  dieser  Hinsicht  nur  Weniges 
geschehen,  —  wie  denn  jene  Tlieresianischen  Anordnungen 
bis  in  die  neueste  Zeit  bestanden,  ja  grösstentheils  noch 
heute  bestehen!  Noch  vernachlässigter,  als  die  Gesetzgebung, 
war  die  Verwaltung  in  SeeschiflEfahrts  -  Angelegenheiten. 
Die  Scheidung  Oesterreich's  in  so  viele  bezüglich  ihrer  Ein- 
richtungen von  einander  wesentlich  abweichende  Provinzen 
trat  hier  auf  das  anschaulichste  in  den  Vordergrund,  da  es 
eben  die  Spitze  des  adriatischen  Meeres  ist,  wo  die  Radien 
dieser  verschiedenartigsten  Einrichtungen  zusammenliefen, 
nämlich,  neben  dem  zunächst  unter  der  Central-Gesetzgebung 
gestandenen  Triest  und  Istrien ,  das  seinen  alten  Traditionen 
und  seinem  sehr  ausgebildeten  eigenthümlichen  Verfahren 
folgende  Venedig,  das  ungrische  Küstenland,  dessen  See- 
Einrichtungen  jenen  von  Triest  nachgebildet,  aber  durch  die 
administrative  IJnabhängigkeit  jenes  Landestheiles  von  der 
Gentral-Regierung  ins  Stocken  gerathen  waren,  die  Militär- 
gränze,  wo  die  mangelhaften  Vorkehrungen  eine  Folge  der 
Isolirung   und    der   sehr   wenig   ausgebildeten    Verhältnisse 
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waren,  endlich  Dalmatien,  dessen  See-Einrichtangen  im 
Schwanken  zwischen  den  nicht  mehr  aufrecht  erhaltenen 
Tenezianischen  Satzungen  und  den  noch  nicht  durchgeführten 
österreichischen  Vorschriften  zu  einem  Yölligen  Marasmus 
a-starrt  waren.  Die  See- Angelegenheiten  wurden,  als  ein 
untei^eordneter  Zweig  der  allgemeinen  politischen  Verwal- 
tung, der  Leitung  und  Ueberwachung  der  politischen  Landes- 
stellen  übertragen ,  welche  hierbei  jedoch  in  höchst  rerschie- 
dener,  bei  dem  Mangel  dner  mit  der  vorgeschrittenen  Aus- 
bildung der  Schififahrts- Verhältnisse  im  Einklänge  stehenden 
Gesetzgebung  beinahe  autonomer  Weise  vorgingen ,  und  nur 
in  einem  Puncte  zusammentrafen,  in  der  ungebührlichen 
Verzögerung  der  erforderlichen  Acte  und  dem  schleppenden 
Geschäftsgange.  Das  Triester  Gubemium  nannte  sich  zwar 
das  Gentral-See-Gubernium ,  und  hatte  die  Consular-Geschäfte 
zu  leiten,  was  jedoch  die  anderen  Gubernien  nicht  abhielt, 
selbstständig  in  See- Angelegenheiten  vorzugehen.  Die  Hafen- 
Verwaltung  war  gänzlich  von  der  See-Sanitäts- Verwaltung 
getrennt,  und  beide  standen  einander  isolirt  gegenüber.  Von 
einer  Hafenverwaltung  war  überhaupt  nur  an  13  Puncten, 
wo  sich  eben  Hafenämter  befanden,  die  Rede;  die  übrigen 
Kfistenstrec^en  des  Reiches  waren  den  Gemeinden,  d.  h. 
sich  selbst  überlassen,  da  die  letzteren  weder  die  Mittel  zur 
Erhaltung  der  HafenajQstalten  und  Herstellung  der  Hafen- 
bauten, noch  die  nöthige  Autorität  zur  Handhabung  der 
Hafen- Polizei  hatten.  Die  See-Sanitäts- Anstalten,  deren  er- 
folgreiche Wirksamkeit  ohne  eine  strenge  Centralisation  der 
auf  die  Gontumaz- Verhältnisse  bezüglichen  Verordnungen  gar 
nicht  gedacht  werden  kann ,  waren  ebenso  isolirt  von  einan- 
der. Jede  Provinz  hatte  ihre  Sanitäts-Magistrate,  ja  in  der 
Militärgränze  sogar  jeder  Hafen,  und  obgleich,  von  der  evi- 
denten Nothwendigkeit  gedrängt,  dieR^ierung  den  Triester 
Sanitäts- Magistrat  zum  Central -Sanitäts- Magistrate  erklärt 
hatte,  dessen  Anordnungen  die  übrigen  Sanitäts-Magistrate 
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Folge  leisten  sollten ,  so  kehrten  sich  diese  doch  wenig  daran, 
da  es  an  der  zwingenden  Disciplinar- Gewalt  gebrach  und 
man  durch  Unabhängigkeit  die  Rechte  der  Provinz  zu  wahren 
glaubte.  In  den  Local- Anstalten  herrschte  dieselbe  Zerrissen- 
heit: in  Venedig  gab  es  zwei  Lazarethe,  in  Triest  sogar  drei 
von  einander  unabhängige  See-Sanitäts-Anstalten ;  jeder  See- 
Sanitäts-Depatirte,  bloss  dem  fernen  Sanitäts-Magistrate,  wel- 
cher vielleicht  kaum  Eenntniss  von  seiner  Elxistenz  hatte, 
unterstehend ,  übte  eine  fast  souveräne  Gewalt  über  die  in 
seinem  Bezirke  anlandenden  Schiffe  aus.  Diesem  Unwesen 
machte  Freiherr  von  Brück  ein  rasches  Ende.  Als  Hittel- 
'  punct  der  neuen,  das  gesammte  Seewesen  (mit  Ausnahme 
der  Kriegs-Marine)  centralisirenden  Einrichtung  wurde  zuerst 
die  Central-Seebehörde  organisirt,  der€n  Leitung  und  Ueber- 
wachung  sich  auf  alle  Hafen-  und  See-Sanitäts-Anstalten  und 
Schiffswerften  der  ganzen  österreichischen  Seeküste,  sowie 
vermittelst  der  Consulate  auf  die  österreichischen  in  den 
auswärtigen  Meeren  und  Häfen  thätigen  Schiffe  erstredete. 
Unmittelbar  hierauf  fand  eine  neue  Organisirung  der  unte^ 
geordneten  Hafen-  und  See-Sanitäts- Anstalten  und  eine  orga- 
nische Gliederung  derselben  Statt,  wodurch  die  gesammte 
Küste  in  Hafen-  und  See-Sanitäts -Bezirke  eingetheilt,  und 
jeder  Punct  derselben  der  Ueberwachung  eines  vom  Staate 
bestellten  Verwaltungs  -  Organes  in  beiden  Hinsichten  zage- 
wiesen  wurde.  Jedes  Hafenamt  übt  diese  Ueberwachuiig 
und  Leitung  an  seinem  Sitze  unmittelbar^  an  den  übrigen 
Puncten  seines  Bezirkes  durch  die  von  ihm  abhängigen  Or 
gane  aus,  während  in  Bezug  auf  die  See-Sanitäts-YerwaltuDg 
die  sämmtlichen  Organe  (mit  Ausnahme  der  blossen  Exf(h 
situren)  in  unmittelbare  Verbindung  mit  der  Central-Seebe- 
hörde traten;  die  Wirksamkeit  dieser  letzteren  hinsicbtlieh 
der  See-Sanitäts -Verwaltung  erstreckte  sich  auch  auf  die 
Kriegs  -  Marine  und  die  Militärgränze,  deren  dem  neuen 
Systeme    angepasste    Hafen  -  Verwaltung   in    der   bisherigen 
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Untecordoang  unt^r  die  Militär-Landesbehörde  verblieb.  Auch 
an  die  Erneuerung  der  Seegesetze  wurde  die  Hand  gelegt, 
and  in  den  Jahren  1850 — 1852  von  der  Central-Seebehörde 
Geseteesentwürfe  für  die  Einführung,  der  Marine-Inscription 
und  Marine-C!onscriptioD,  für  eine  neue  Eintheilung  der  See- 
fahrt bezüglich  der  weiten  Seefahrt,  der  grossen  und  kleinen 
KQstenfahrt,  für  die  Abstufung  der  Seemannschaft  nach  Ca- 
pit&nen,  SchifTsfÜhrem,  Lieutenants  (Second-),  Cadetten, 
Bootsmännem ,  (Voll-)  Matrosen ,  Leichtmatrosen  und  Schiffs- 
jungen sammt  den  Erfordernissen  fUr  die  Erlangung  der  ein- 
zeben  Grade,  endlich  für  die  Regelung  der  Hafen-Gebühren, 
sowie  der  Sanit&ts-  und  Contumaz- Gebühren  ausgearbeitet, 
welche  indessen  noch  in  der  Verhandlung  bei  den  Central- 
SfteUen  sich  befinden.  Ein  neues,  umfassendes,  den  Ver- 
hältnissen der  Gregenwart  entsprechendes  See-Sanitäts-Regle- 
ment,  wodurch  der  Einschleppung  der  Seuchen  künftig 
gewehrt,  dabei  aber  die  Schifffahrt  von  den  Hemmnissen 
der  Contumaz-Behandlung,  so  weit  der  Gesundheitsstand  sie 
nicht  unbedingt  nothwendig  macht,  gänzlich  befreit  wurde, 
erhielt  die  kaiserliche  Genehmigung,  und  trat  in  jenem 
Theile,  welcher  die  Contumaz-Periode  abschafll  oder  beträcht- 
lich vermindert,  bereits  in  WiAsamkeit.  —  Die  österreichische 
HandelsschifGTahrt  war  in  ihrer  Ausbildung  den  gesetzlichen 
iänriehtungen  bedeutend  vorangeeilt;  der  Unternehmungsgeist 
der  österreischischen  Seefahrer,  ihre  genaue  Eenntniss  der 
geffthrlichsten  Küsten,  ihr  Muth  und  ihre  Ausdauer  in  Ge- 
&hren,  sowie  ihre  Sorgfalt  für  die  ihnen  anverti-auten  La- 
dungen, hatten  ihnen  auf  allen  Meeren  immer  zunehmende 
Beschäftigung ,  selbst  in  den  fernsten  Gegenden ,  zugewendet, 
wie  sie  auch  fast  zuerst  die  SchifiGTahrt  auf  der  West-Küste 
Amerika's  bis  nach  Califomien  auszubeuten  wussten.  Allein 
der  nautische  Unterricht  war  verwahrlost  und  den  practiscben 
Seefifthrern  schwer  zugänglich.  Ersetzten  sie  gleich  in  man- 
oigfiacher  Hinsicht  durch  ihre  trefflichen  natürlichen  Anlagen 


192 


und  ihre  Bildungsffthigkeit,  womit  sie  sich  die  Früchte  der 
Erfahrang  schnell  aneigneten,  den  Mangel  der  theoretischen 
Kenntnisse,  so  war  doch  leicht  zu  ermessen,  daas  bei  dem 
Hinzutritte  der  letzteren  die  Tüchtigkeit  und  die  erfolgreiche 
Verwendbarkeit  der  österreichischen  Seefahrer  ausserordent- 
lich gehoben  werden  musste.  Der  Yerbessemng  dieses  Un- 
terrichtes stand  jedoch  die  wesentliche  Schwierigkeit  entgegen, 
dass  die  jugendliche  Seebevölkerung  der  dalmatischen,  kroa- 
tischen und  istrischen  Küste  ihrem  grösseren  Theile  nach 
nicht,  wie  es  namentlich  im  Norden  Europa^s  der  Fall,  der 
Wohlthat  eines  ausreichenden  Elementar -Unterrichtes  theil- 
haftig  ist,  indem  dieselbe  aus  den  isolirten  Wohnungen  an  der 
Küste  frühe  zu  ihrer  Beschäftigung  in  der  Küstenfahrt  über- 
tritt und  der  Mittel  entbehrt,  die  ferner  gelegenen  Schulen 
regelmässig  zu  besuchen.  Daher  musste  das  in  den  übrigen 
Staaten  bestehende  System,  womach  die  nautischen  Unter 
richtsanstalten  Special -Schulen  bilden,  in  welche  man  nur 
mit  gewissen  Vorkenntnissen  eintreten  kann,  verlassen,  und 
ein  neues  System  in  Anwendung  gebracht  werden,  kreA 
dessen  der  österreichische  Seemann  deine  ganze  Bildung  nach 
allen  Abstufungen  seines  Berufes  in  den  ihm  zugänglichen 
nautischen  Schulen,  und  zwar  zu  der  ihm  jeweilig  gel^nen 
Zeit,  erlangen  kann.  Die  Central -Seebebörde  entwarf  ein 
solches  System,  welches  nach  erfolgter  Genehmigung  der 
Ministerien  des  Handels  und  des  ö£Fentlichei|  Unterrichtes 
die  kaiserliche  Sanction  erhielt,  und  gegenwärtig  in  Ausflih- 
rung  gebracht  ist.  Nach  dieser  Anordnung,  welche  ihrer 
Eigenthümlichkeit  halber  nähere  Erwähnung  verdient,  bilden 
die  nautischen  Schulen  ein  vollständiges  Unterricbts- 
System  mit  organischer  Gliederung,  in  welchem  die  öster 
reichischen  Seeleute,  vom  Schiffsjungen  bis  zum  Capitän  der 
weiten  Fahrt,  die  Schiffbauer  und  die  Lehrer  der  nautischen 
Astronomie  die  ihnen  erforderliche  Bildung  zu  erlangen  ve^ 
mögen.     In    abendlichen  Vorträgen,    während  des  Winter- 
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SemeBlers,  wo  die  Küstenfahrt  zum  Theile  ruht,  abgehalten, 
zu  welchen  der  Zutritt  Jedermann  freisteht,  werden  die 
jangen  Matrosen  über  die  einem  Bootsmanne  und  kleinen 
Kfistenfahrer  nothwendigen  Elementar-Eenntnisse  der  Schiff- 
fifthrt  und  ihrer  Hindemisse,  über  die  practische  Handhabung 
der  Schiffs-Manoeurres ,  über  die  Beschaffenheit  der  Küsten, 
SMmungen  und  Untiefen  des  adriatischen  Meeres,  insbe- 
sondere aber  des  eigenen  Bezirkes  belehrt.  Ein  halbjähriger 
Curs,  ebenfalls  während  des  Winter -Semesters  abgehalten, 
bezweckt,  den  bereits  durch  eine  längere  Verwendung  in 
der  Sdiififfahrt  geübten  Seeleuten  jene  piuctischen  Kenntnisse 
beizubringen,  welche  sie  zur  Führung  eines  Schiffes  der 
grossen  Küstenfahrt,  ja  selbst  der  weiten  Fahrt  befähigen, 
und  es  ist  dieses,  mit  Ausscheidung  alles  nicht  streng  fUr 
den  Zweck  nothwendigen  Wissens,  bei  Seeleuten,  welche 
bereits  mit  dem  Schiffsdienste  vertraut  sind,  ausfuhrbar,  wenn 
der  Unterricht  an  die  von  den  Eintretenden  mitgebrachten 
Erfahrungen  angeknüpft  wird.  Ein  vollständiger  zweijähriger 
Lehr- Curs  in  vier  Semestern  ist  für  Diejenigen  bestimmt, 
welche  sich  die  theoretisch-practischen  Kenntnisse  der  Schiff-^ 
fiahrtskunst  aneignen  und  zu  tüchtigen  See-Capitänen  der 
weiten  Fahrt,  der  Dampfschiffe  etc.  ausbilden  wollen.  Für 
den  halbjährigen  sowohl  als  fiir  den  zweijährigen  Lehr-Curs 
ist  keine  wdtere  Vorbildung  nothwendig,  als  die  Bekannt- 
schaft mit  den  vier  einfachen  Rechnungsarten  und  eine  hin- 
reichende Kenntniss  der  italienischen  Sprache,  um  den  Lehr- 
▼orträgen,  welche  in  derselben  abgehalten  werden,  folgen 
zu  können.  Der  dqjährige  Lehr-Curs  fllr  Schiffbauer  bedingt 
hingegen  eine  schulmässige  Vorbildung,  sowie  der  höhere 
Ldur-Cors  zur  Ausbildung  für  das  nautische  Lehrfach  oder 
ftkr  die  Scbiffsbaukunst  sich  an  die  beiden  letzterwähnten 
Kategorien  von  Lehranstalten  anschliesst.  Durch  den  Bestand 
dieser  nautischen  Unterrichtsanstalten  wird  es  nach  Verlauf 
einiger  Jahre  möglich  sein,  anzuordnen,  dass  Niemand  die 

V.  Czoernig,  Oestcrrcich's  Neugestaltung.  I3 
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BeAhigang  zur  Führung  eines  Schiffes  (die  kleinen  Küsten- 
fahrer ausgenommen)  erlangen  könne,  welcher  sich  nicht 
Ober  die  Zurücklegung  des  entsprechenden  Lehr-Curses  ans- 
zuwdsen  rennag.  Aber  auch  schon  für  die  Gregenwart  wirkte 
die  Central-Seebehörde  auf  die  bessere  Ausbildung  der  öster- 
reichischen Bchifibführer,  indem  sie  die  gesetzlich  rorgeschrie- 
beuen  Prüfungen  für  die  Candidaten  zur  Erlangung  jener 
Befähigung  regelte  und  strengere  Anforderungen  an  dieselbe 
stellte.  —  Zur  Hebung  des  ganzen  Standes  der  österreichi- 
schen Seefahrer  trug  aber  vor  Allem  die  von  Seiner  kais. 
königL  Majestät  rerfügte  Gründung  einer  Ehrenflagge  zur 
Belohnung  ausgezeichneter  seemännischer  Leistungen,  sowohl 
in  der  eigentlichen  Handelsfahrt  als  bei  tapferer  Gr^enwefar 
im  Kriege,  oder  im  Falle  seeräuberischen  Angriffs  bei;  die 
dem  damit  betheiltea  Scbiffs-Führer,  sowie  dem  Schiffe,  wor- 
auf er  diese  Flagge  aufzieht,  zu  Theil  werdenden  Auszeich- 
nungen müssen  ebenso  wie  die  Anordnung,  dass  nach  dem 
Tode  des  SchifisfUhrers  die  Ehrenflagge  im  Gemeindehanse 
seines  Geburtsortes  aufgestellt  werden  soll,  die  schönste 
Aneiferung  zu  rühmlichen  Thaten  unter  der  Seebevölkerung 
erzeugen.  Eine  neue  Signalisirungs- Vorschrift  unterwarf  die 
österreichischen  Schiffe  bei  ihren  Fahrten  zur  Nachtzeit  oder 
bei  Nebel  denselben  Disciplinen,  welche  bei  den  anderen 
Seestaaten  zur  Verhütung  von  Unglück  bereits  bestehen. 
Das  System  der  Leuchtthürme  an  der  österreichischen  Küste 
wurde  durch  Vermehrung  derselben  nahezu  in  der  Art  ver- 
vollständigt, dass,  wo  den  Seefahrer  das  Licht  des  einen 
Leuchtthurms  verlässt,  jenes  des  folgenden  sichtbar  wird; 
die  dafür  eingehobene  Gebühr  ist  so  bemessen,  dass  damit 
lediglich  die  Kosten  der  Erbauung  und  die  Erhaltung  der 
Leuchtfeuer  gedeckt  werden.  Die  kleine  Küstenfahrt,  bisher 
auf  die  Häfen  des  Inlandes  beschränkt,  wurde  auf  das  ganze 
adriatische  Meer  ausgedehnt.  —  Neben  diesen  allgemeinen 
Maassregeln  wurde  auch  für  die  Verbesserung  der  Verwaltung 
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im  Einselneii  gesorgt;  alle  Sanitäts- Magistrate  hörten  auf, 
oachdem  ihre  Wirksamkeit  auf  die  Central-Seebehörde  über- 
tragen worden  war,  die  drei  Sani täts- Anstalten  zu  Triest 
wurden  auf  eine  einzige  reducirt,  ebenso  in  Venedig,  durch 
Aiilbebang  des  alten,  unzugänglich  gewordenen  Luzarethes, 
die  Sanitäts- Verwaltung  vereinfticht,  in  die  Geschäfte  eine 
wesentliche  Besohleunigung^  welche  den  von  Wind  und 
Wetter  abhängigen  See&hrem  noch  weit  wichtiger  als  irgend 
einer  Beschäftigung  auf  dem  Festlande  erscheint,  gebracht 
(die  Erlangung  der  See -Urkunden,  wozu  früher  mehrere 
Monate  erforderlich  waren,  wird  nun  in  eben  so  rielen  Tagen 
bewerkstelligt,  die  Aenderung  eines  See-Passes,  der  Wechsel 
des  Capitäns  binnen  weniger  Stunden  autoHsirt),  der  Stand 
der  Osterreichischen  Schiffe  genau  erhoben,  und  dessen  jähr- 
Ud)  eintretende  Veränderung  in  Evidenz  erhalten,  die  Zu- 
sammenstellung der  statistischen  Nachweisungen  über  die 
Bewegung  der  SchifFTahrt  und  des  Seehandels  in  den  österrei- 
chisehen  Häfen  geordnet  und  auf  alle  Häfen  ausgedehnt,  und 
die  Vertiefung  der  Häfen  durch  Ausbaggerung  bewerkstelligt; 
Hafenbauten  wurden  in  bedeutender  Ausdehnung  (namentlich 
die  grossen  Moli  in  Venedig  und  Triest)  ausgeführt,  für  die 
bessere  Diaciplin  der  Matrosen  mehrfache  Anordnungen  ge- 
troffen, und  geeignete  Vorkehrungen  gegen  den  Schleich- 
handel an  der  Seeküste  in  Anwendung  gebracht.  Einzelne 
Häfen  betraf  die  Errichtung  des  Hafen -Lootsen- Corps  und 
der  Sicherheitswachen,  des  astronomisch  -  nautischen  Obser- 
vatoriums und  des  Apparates  zur  Signalisirung  der  mittleren 
Mittagszeit  für  die  Chronometer  in  Triest,  die  Regulirung 
der  Küsten  -  Lootsen  in  Venedig,  die  Verbesserung  und  die 
Schützung  des  Hafens  von  Fiume.  Der  Schiffbau  wurde  >ge- 
föidert  durch  das  Reglement,  welches  für  die  Schiffs-Hand- 
werker in  Venedig,  und  jenes,  welches  für  die  gleiche  Ka- 
tegorie in  Triest  in  Wirksamkeit  trat,  beides  mit  dem 
Zwecke,  das  corporative  Element  in  dieser  Classe  zu  fördern, 
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sn  und  darnach  die  neuen  Tarif-Sfttze  zu  entwerfen  hatte. 
berief  für  jede  Waarengruppe  erfahrene  Industrielle  und 
mte  des  bezüglichen  Productions-Zweiges  zur  Berathung^ 
alle  auf  denselben  Bezug  nehmendeu  ihatsäehlichen  Um- 
steter  Rttcksicht  auf  den  Zusaaunenhang  der  gesammten 
imangen,  und  stellte  darnach  den  Tarifs-Entwurf  fest 
de  einem  aus  den  vorzüglichsten  Industriellen  und  Hau- 
der  Monarchie  zusammengesetzten,  nach  Wien  einbe- 
jll-Congresse  vorgelegt,  und  auf  demselben  unter  Eänver- 
l'Ser  Betheiligten  einer  nochmaligen  gründlichen  Prüfung 
'    Die  Grundlagen  dieses  Zoll-Tarifs  bestanden  in  der 
^  jedes  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr- Verbotes,  mit  wenigen 
rStaats-Monopole  und  durch  gesundheits-polizeiliche  Rück- 
ktenen  Einschränkungen,  in  der  bedeutenden  Herabsetzung 
Kchen  Auflassung  der  Einfuhrzölle  auf  die  Roh-  und  Hilfs- 
die  Industrie,  sowie  auf  die  Halbfabrikate,  in  der  Fest- 
les  zareichenden  Zollschutzes  für  die  einheimische  Industrie, 
aber  die  wichtigeren  Productious- Zweige,  in  der  Er- 
^  der  Ausfuhr  überhaupt,  bis  auf  wenige  fUr  die  einhei- 
Industrie  unentbehriiche  Rohstoffe,  in  der  Befreiung  der 
'  von  den  bis  dahin  auf   derselben  noch  lastenden  Be- 
ulen und  in  der  Begünstigung  des  Gränzverkehrs.    Die 
rieht  war  darauf  gerichtet,  den  Tarif  in  möglichste  Ueber- 
iung  mit  jenem  des  deutschen  Zoll -Vereines  zu  bringen, 
Iweh  der  künftigen  Zolleinigung  mit  Deutschland  den  W^ 
Den.    Der  mit  kaiserlichem  Patente  vom  6.  November  1851 
»chst  genehmigte  Zoll-Tarif  trat  mit  1.  Februar  1852  in  Wirk- 
et   Schon  geraume  2feit  früher  hatte  die  Regierung  ihr  Bc^- 
feö,  dem  (seither  unablässig  verfolgten)  Ziele  der  Zol  leinigu  n  g 
.  Deutschland  nahe  zu  kommen,  kundgegeben.     Nachdem 
^te  Anregung  hierzu  in  der  Wiener  Zeitung  vom  2Ö.  October 
^  gegeben  worden  war,   veröffentlichte  der  Handels -Minister 
»err  von  Brück  die  Denkschriften  vom  30.  December  1849 

*fat*nK^**  ^^^^^*i>ig«»  dieses  Zoll  -  Ck)ngre88e8  sind  abgedruckt  in  der 

'  S^A     •''^'"*™^"'  Jahrgang  1851,  Nr.  18-44  incl.    Ueber  die  ganze 

*"«Arb^t  iat  erschienen:  „Der  neue  allgemeine  österreichische  Zoll-Tarif 

»ergleiche  mit  den  bisherigen  Tarif-Bestimmungen  in  Oesterreich  und 

j^    ^'itÄhen  Zollvereine  und  mit  ausführlicher  Begründung  seiner  Ver- 

guugen.    Vom  kaiserlich  -  österreichischen   Handels -Ministerium.     (Als 

'^^•««^Pt  gedruckt)    Wien  1851.- 
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endlich  durch  die  Erschwerung  der  Ausführ  des  trefiFlichen 
aber  bereits  seltener  werdenden  Schififbau-Holzes. 

Die  Schifffahrt  und  der  Verkehr  auf  den  Flüs- 
sen erfreute  sich  einer  gleichmössigen  Beachtung.  Das 
wichtigste  Ereigniss  in  dieser  Beziehung  bildet  die  vertrags- 
mässige  Zustandebringung  der  freien  Po-Schi£ffiahrt  durch 
den  damaligen  Handels-Minister  und  Unterhändler  des  Frie- 
dens mit  Sardinien,  Freiherm  von  Brück,  nachdem  dieses 
Ziel  seit  dem  Wiener  Congresse  wiederholt,  jedoch  stets  Ye^ 
geblich,  angestrebt  worden  war.  Eine  ähnliche  Freiheit  flir 
die  Donau -SchiflPTahrt  wurde  zwischen  Oesterreich,  Baiem 
und  Würtemberg  vereinbart;  die  Elbe-Schiflffahrts-Revisions- 
Commissionen ,  deren  dritte  und  vierte  Vereinigung  stattfand, 
setzten  in  den  Bemühungen  zur  Befreiung  der  SchifSSahrt 
von  den  Elbe -Zöllen  ihren  gewöhnlichen' etwas  langsamen 
Gang  fort,  während  Oesterreich  durch  die  Aufhebung  aller 
Elbe-Zölle  auf  seinem  Gebiete  für  in-  und  ausländische  Schiffe 
den  Verhandlungen  vorauseilte  und  mit  nachahmungswerthem 
Beispiele  voranging.  Welche  Elemente  zur  Vermittlung  des 
in  rascher  Zunahme  befindlichen  Verkehres  zur  See  und  anf 
den  Flüssen  in  der  Dampfschifffahrt  des  österreichischen  Lloyd 
und  der  Donau-Dampfschifffiahrts-Gesellschaft  liegen ,  wird  in 
dem  den  Verkehrsanstalten  gewidmeten  Abschnitte  umständ- 
licher dargestellt  werden. 

Die  Aufhebung  der  Zwischenzoll-Linie,  welche  die  ehe- 
mals ungrisohen  Länder  von  den  übrigen  Ländern  des  aUgememen 
österreichischen  Zollgebietes  trennte,  ward  durch  den  Erlass  Yom 
20.  Juni  1851  angeordnet  *  Der  gleichfaUs  im  Jahre  1851  statt- 
gefundenen Aenderuog  des  Zoll-Tarifes  lag  zunächst  die  Absicht 
zu  Grunde,  von  dem  seit  Kaiser  Joseph  II.  bestandenen  Prohibitiv- 
system zu  dem  Schutzzoll-Sjsteme  überzugehen.  Zu  diesem  Ende 
wurde  bei  dem  flnanz-Ministerium  eine  ZoU-Tarifs-Revisions-CSoin- 
mission  niedergesetzt,  welche  die  Grundlagen  des  neuen  Systems 

'  Die  umständlicheren  Angaben  hierüber  finden  sich  bei  den  Reformen 
der  Finanz- Verwaltung  S.  134. 
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festzusteDen  und  darnach  die  neuen  Tarif-S&tze  zu  entwerfen  halte. 
Dieselbe  berief  für  jede  Waarengnippe  erfahrene  Industrielle  und 
Haodelsleute  des  bezflglichen  Productions-Zweiges  zur  Berathung^ 
erörterte  alle  auf  denselben  Bezug  nehmenden  thatsächlichen  Um- 
sttnde  mit  steter  Rücksicht  auf  den  Zusammenhang  der  gesammten 
Taiif-Bestimmungen,  und  stellte  darnach  den  Tarifs-Entwurf  fest. 
Dieser  wurde  dnem  aus  den  vorattglichsten  Industriellen  und  Hau- 
delflleuten  der  Monarchie  zusammengesetzten,  nach  Wien  einbe- 
rufenen Zoll-Congresse  vorgel^,  und  auf  demselben  unter  Ein  Ver- 
nehmung der  Betheiligten  einer  nochmaligen  gründlichen  Prüfung 
unterzogen.  *  Die  Grundlagen  dieses  iZoll-Tarifs  bestanden  in  der 
Aufhebung  jedes  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr-Verbotes,  mit  wenigen 
durch  die  Staata-Monopole  und  durch  gesundheits-polizeiliche  Rttck- 
achten  gebotenen  Einschränkungen,  in  der  bedeutenden  Herabsetzung 
oder  gänzlichen  Auflassung  der  Einfuhrzölle  auf  die  Roh-  und  Hilfs- 
stoffe für  die  Industrie,  sowie  auf  die  Halbfabrikate,  in  der  Fest- 
setzung eines  zureichenden  Zollschutzes  für  die  einheimische  Industrie, 
namentlich  aber  die  wichtigeren  Productions- Zweige^  in  der  £)*- 
leichterung  der  Ausfuhr  überhaupt,  bis  auf  wenige  für  die  einhei- 
heimische  Industrie  unentbehrliche  Rohstoffe,  in  der  Befreiung  der 
Durchfuhr  von  den  bis  dahin  auf  derselben  noch  lastenden  Be- 
achrankungen  und  in  der  Begünstigung  des  Gräiizverkehrs.  Die 
Hanptabsicht  war  darauf  gerichtet,  den  Tarif  in  möglichste  Ueber- 
einstimmuDg  mit  jenem  des  deutschen  2k)ll- Vereines  zu  bringen, 
um  dadurch  der  künftigen  Zolleinigung  mit  Deutschland  den  Weg 
zu  bahnen.  Der  mit  kaiserlichem  Patente  vom  6.  November  1851 
AUerhöchst  genehmigte  2k)ll-Tarif  trat  mit  1.  Februar  1852  in  Wirk- 
samkeit Schon  geraume  Zeit  früher  hatte  die  Regierung  ihr  Bt^- 
streben,  dem  (seither  unablässig  verfolgten)  Ziele  der  Zol  leinigu  n  g 
mit  Deutschland  nahe  zu  kommen,  kundgegeben.  Nachdem 
die  erste  Anregung  hierzu  in  der  Wiener  Zeitung  vom  29.  October 
1849  gegeben  worden  war,  veröffentlichte  der  Handels -Minister 
Freiherr  von  Brück  die  Denkschriften  vom  30.  December  1849 

*  Die  VerhaDdliiiigeu  dieses  Zoll-Congresses  sind  abgedruckt  iu  der 
Zeitschrift  ^Aastria**,  Jahrgang  1851,  Nr.  18 — 44  incl.  Ueber  die  ganze 
Tarif-Arbeit  ist  erschienen:  ^Der  neae  allgemeine  österreichische  Zoll-Tarif 
im  Vergleiche  mit  den  bisherigen  Tarif-Bestimmungen  in  Oesterreich  und 
im  deutschen  Zollvereine  und  mit  ausführlicher  Begründung  seiner  Ver- 
fäguugen.  Vom  kaiserlich  -  österreichischen  Handels -Ministerium.  (Als 
Manuscript  gedruckt.)    Wien  1851.  ** 
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und  dO.  Hai  1850,  '  worin  die  bezüglichen  Aneichten  näher  ent- 
wickelt und  der  Gang,  welchen  er  dabei  einzuschlagen  gedachte, 
umständlich  bezeichnet  wurden.  Diese  Denkschriften  wurden  den 
Regierungen  des  deutschen  Bundes  mitgetheilt,  und  die  Verwirk- 
lichung der  darin  ausgesprochenen  Ansichten  am  Bundestage  zu 
Frankfurt,  bei  den  Ministerial-Conferenzen  in  Dresden  im  Jahre 
1851  und  den  von  der  kaiserlichen  Regierung  zu  diesem  Behüte 
wiederholt  im  Beginne  sowohl ,  als  am  Schlüsse  des  Jahres  1852  in 
Wien  eingeleiteten,  von  Seite  der  meisten  deutschen  Staaten  be- 
schickten Zoll-Confercnzen  angebahnt.  '  Auch  mit  Preussen  fanden 
darüber  Verhandlungen  Statt,  welche  zwar  durch  die  hierauf  ein- 
getretenen politischen  Verwicklungen  in  den  Hintergrund  gedrängt, 
nach  deren  Beilegung  aber  alsbald  wieder  aufgenommen  wurden, 
in  deren  Folge,  nachdem  der  (inzwischen  abgetretene  Handels- 
Minister)  Freiherr  von  Brück  zur  Führung  der  diessflllligen  Unter- 
handlung nach  Berlin  gesendet  worden,  der  Handels-  und  Zollver- 
,  trag  mit  Preussen  vom  19.  Februar  1853  zu  Stande  kam,  dem 
unterm  4.  April  1853  die  übrigen  Staaten  des  deutschen  Zollvereines 
beitraten.  Die  wichtigsten  Bestimmungen  dieses  Vertrages  beziehen 
sich  bei  dem  gegenseitigen  Verkehre  auf  die  Befreiung  der  meisten 
Boden-Producte  und  Rohstoffe  für  die  Industrie  von  dem  Ein-  und 
Ausfuhrzolle,  auf  die  Festsetzung  eines  Begüostigungszolles  för  die 
Einfuhr  der  wichigsten  Halb-  und  Gcmziabrikate,  dann  auf  die  Be- 
schränkung und  theilweise  Aufhebung  des  Durchfuhrzolles,  und  auf 
die  wesentliche  Erleichterung  des  Gränzverkehres  überhaupt,  sowie 
auf  Begünstigungen  des  gegenseitigen  Handels-  und  Schiffiahrts- 
Verkehres,  der  Handelsreisenden,  der  Besucher  von  Messen  und 
Märkten  eto.     Endlich    wird   durch   diesen  Vertrag   die   Aussicht 

*  „Denkschrift  des  kaiserlich-österreichischen  Handels-Ministers  über 
ZoUverfasflung  und  Handels -Politik  der  zoll  vereinten  Staaten  von  Oester- 
reich  und  Deutschland.  Wien  1850.*'  Sie  erschien  auch  beleuchtet  mit 
Rücksicht  auf  die  Neugestaltung  des  deutschen  Bandes  in  der  Broschüre: 
„Die  Denkschriften  des  österreichischen  Handels-Ministers  über  österreichisch- 
deatsche  Zoll-  und  Handelseinigungr  Wien  1850.^ 

'  Die  wichtigsten  Ergebnisse  der  ersten  dieser  Zoll-Gonferenzen,  in 
welcher  die  practische  Durchführbarkeit  der  österreichischen  Yorachläge 
klar  dargethan  wurde,  sind  enthalten  in  der  amtlichen  Druckschrift:  „Die 
Wiener  Gonferenzen.  Ein  getreuer  Abdruck  der  wichtigsten  Verhandlungs- 
ttäeke.  Wien  1852.^  Dos  Ergebniss  der  zweiten  Gonferenz  hatte  nach 
jerfolgter  Verständigung  mit  Preussen  auf  sich  zu  beruhen. 
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eröffiiet,  dass  bis  zum  Jahre  1860  die  Zolleiniguug^  oder  doch  jeden- 
&U8  dne  noch  weitere  Annäherung  der  gegenseitigen  Verkehrsge- 
biete verwirklicht  werden  wird. '  Eine  vollständige  Zoll  einig  ung 
war  inzwischen  schon  vorher  mit  dem  Fttrstenthume  Liechten- 
stein (5.  Juni  1852)  und  mit  den  Herzogthttmern  Parma  und 
Mode  na  '  erfolgt,  sowie  in  Folge  des  Zollvertrages  mit  den  deut- 
schen Staaten  der  Zoll-Tarif  einer  neuerlichen  Revision  (8.  December 
1853)  unterzogen  wurde,  welche  unterm  1.  Januar  1854  iu  Wirti- 
samkeit  trat  Derselbe  erfuhr  endlich  neue  beträchtliche  Ermässi- 
gungen hinsichtlich  der  Tarif-Sätze  ftlr  Cacao,  Kaffee,  Gewttrze, 
Zucker,  Fische,  Oele,  Weine,  feine Esswaaren,  Blei,  Frisch-Eisen, 
JQsengusswaaren,  und  Game  durch  die  Allerhöchste  Entschliessung 
vom  19.  März  185^, '  welche  zugleich  als  eine  weitere  Annäherung 
an  den  deutschen  Zollverein  betrachtet  werden  muss.  —  In  Folge 
des  mit  Sardinien  abgeschlossenen  Schifffahrts-  und  Han- 
delsvertrages vom  18.  October  1851  wurde  der  sardinischc 
Einfuhrzoll  auf  mehrere  aus  Oesterreich  dahin  ausgeführte  Roh- 
Producte  und  Gewerbs-Erzeugnisse,  als:  Wein,  Käse,  Felle  und 
Haute,  Flachs,  Häuf-  und  Leinengame  und  daraus  verfertigte 
Gewebe,  Baumwollgame  und  Gewebe,  Schafwollgarae  mid  Ge- 
webe, gemischte  Stoffe,  Papier,  Waffen,  Eisen,  Kupfer  und  Zink, 
roh  und  verarbeitet,  Töpferwaaren,  Glas  etc.,  ermässiget  und 
im  Gräuzverkehre  Zollbefreiungen  zugestanden.  *  Im  Verkehre 
zwischen  Dalmatien  ULd  Montenegro  wurde  der  dalmatische 
Durchfuhrzoll  aufgehoben.  ^ 

'Eine  fernere  Erweiterung  des  allgemeinen  österreichischen  Zoll- 
gebietes erfolgte  durch  die  Einbeziehung  von  Istrien  und  den 
quaruerischen  Inseln  in  dasselbe,^  durch  die  Beschränkung 
der  Freihafengebiete  von  Triest,  ^  von  Zengg  und  Carlopago,  • 

'  Das  Nähere  über  die  2^11vertrage  sowie  über  die  beiden  Zoll-Tarife 
findet  sich  bei  den  Refonnen  in  der  Finanz-Verwaltung  8.  151—156. 

*  Vertrag  vom  9.  August  1852  und  Minist.  Erlass  vom  17.  October 
1852,  durch  welchen  das  Wegfallen  der  Zollgränze  auf  den  1.  Februar  1853 
bestimmt  wurde. 

'  Minist.  Verord.  vom  20.  März  1856. 

'  Minist  Verord.  vom  28.  Juni  1852. 

'"  Minist.  Erlass  vom  3.  April  1853. 

•^  Minist.  Erlass  vom  30.  August  1853. 

'  Minist.  Erlass  vom  30.  August  1853. 

''  Minist  Erlass  vom  11.  April  1855. 
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von  Fiume,  Buccari  und  Porto  R&  '  Letztere  insbesondere  er- 
scheint für  die  industrielle  Entwicklung  von  flume  von  äusserster 
Wichtigkeit^  da  hierdurch  ein  Gebietsstreifen  innerhalb  die  Zoll-Iinie 
gebracht  wird ,  welcher  nicht  nur  bereits  sehr  ansehnliche  Fabriken 
besitzt,  sondern  auch  durch  die  unmittelbare  Nähe  des  Freihafens, 
durch  eine  dichte  arbeitliebende Bevölkerungund durch  das  fiist einz^ 
dastehende  Yoi^onmien  eines  wasserreichen  Flusses  mit  einer  Fall- 
höhe von  350  Fuss  in  der  letzten  kaum  eine  Meile  langen  Strecke 
seines  Laufes  vor  seiner  Mündung  in  das  Meer,  für  die  Vervielfiüti- 
gung  der  industriellen  Anlagen  eine  vorzugsweise  Eignung  besitzt 
Den  Schutz  der  einheimischen  Grewerbs-Thätigkeit  neben  der 
Sicherung  des  Zollgefalls  bezwecken  auch  die  Maassregeln  zur 
Hintanhaltung  des  Schleichhandels.  Ausser  dem  bereits 
früher  diessfalls  eingegangenen  Uebereinkommen  mit  dem  Kirchen- 
staate wurden  darauf  bezügliche  Verträge  abgeschlossen  mit  Sar- 
dinien (2^  November  1851),  Baiem  (als  Anhang  der  Donau-SchifF- 
fahrts-Vertrages  vom  2.  December  1851),  Preussen  und  den  übrigen 
Zollvereins-Staaten  (Zoll-Cartel  als  Anhcmg  des  Zoll-  und  Handels- 
Vertrages  vom  19.  Februar  1853),  Baiern,  Würtembei^  und  Baden 
behufs  der  Ueberwachung  am  Bodensee  (20.  Februar  1854)  und 
Russland  (3.  October  1851).  Eben  dahin  zielen  die  Maassregeln 
einer  verschärften  Pass-Controle,  welche  in  dem  Gränzbezirke 
und  in  den  Zoll-Ausschlüssen  derjenigen  Kronländer,  in  denen  sich 
die  Nothwei:digkeit  einer  geschärften  Ueberwachung  des  Gränzver- 
kehres  ergibt,  gegen  Individuen,  welche  des  Schleichhandels  ver- 
dächtig sind,  angeordnet  wurden. '  Dagegen  wurde  die  Controle, 
welche  bei  der  Ausfuhr  von  Hadern  im  Küstenlande  angeordnet 
war,  aufgehoben, '  sowie  überhaupt  die  den  Handel  beschränkende 
Controle  im  Innern  des  Zollgebietes  auf  ein  Minimum  herabgesetzt 
wurde.  Die  Hintanhaltung  aller  Verkehrs-Störungen,  insbesondere 
die  schleunige  Abfertigung  des  Postwagens  und  der  auf  Dampf- 
scbifiep  versendeten  Eilgüter  wurde  den  Zollämtern  eingeschärft.  * 

*  Minist.  Erlass  vom  14.  August  1855.  Die  Einbeziehung  von  Istrien 
und  die  Beschränkung  des  Freihafengebietes  von  Triest  wurde  wirksam 
am  1,  November  1853,  die  Beschränkung  desjenigen  von  Zengg  und  Gar- 
lopago  am  i,  April  1855  und  von  Fiume,  Baocari  und  Porte  R6  am 
15.  Sept^ember  1855. 

>  Minist.  Erlaas  vom  12.  September  1853.  • 

'  Minist.  Erlass  vom  6.  AprU  1855. 

*  Minist.  Erlass  vom  10.  Januar  1856. 
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DfCs  neue  VereinBgesetz  vom  26.  November  1852,  welches 
eine  voRugsweise  Anwendung  auf  die  in  neuerer  Zeit  in  den  Vor- 
dergrund tretenden  Actien-Oeeellschaften  für  Industrie-  und  Handels- 
üntemehmungen  findet,  wurde  bereits  bei  den  Reformen  in  der 
politischen  Verwaltung  erwähnt;  ebenso  bei  der  Finanz- Verwaltung 
die  Gestattung  eines  Credits  bei  der  Entrichtung  der  Verbrauchs- 
abgaben bezüglich  der  Erzeugung  von  gebrannten  Flüssigkeiten, 
Ker,  Zucker  aus  ausländischem  Zuckermehle  und  aus  Rüben 
(S.  Februar  1852),  wodurch  jedenfalls  den  bezüglichen  Industrie- 
Zweigen  eine  fühlbare  Erleichterung  zugeht.  Eine  andere  seit 
läogerer  Zeit  erwartete  Erleichterung  erfolgte  durch  die  gewährte 
Venbfolgung  des  Salzes  g^en  ermässigte  Preise  zur  Erzeugung 
chemischer  Producte.  Diese  Ermässigung  wird  nur  jenen  Gewerbe- 
tieibenden  zugestanden,  welche  mittelst  des  Salzes  ein  chemisches 
Präparat  erzeugen,  dessen  Menge  sich  genau  darstellen,  und  hier- 
durch erheben  lässt,  ob  und  welche  Menge  Salzes  hierzu  verwendet 
worden  sei.  Das  bewilligte  Salz  wird  dem  Betheiligten  in  einem 
Zustande  fibergeben,  in  welchem  es  zum  menschlichen  Genüsse 
nicht  mehr  geeignet  ist.  '  Den  Ausweisen  der  in  Wien  errichteten 
Seide-  und  Woll-Trocknungs-Anstalt  über  das  wahre  Han- 
delsgewicht der  Seide  und  Wolle  wurde  die  volle  Beweiskraft  zu- 
gestanden. ' 

Da  für  die  ehemals  ungrischen  Länder  ausreichende  Bestim- 
mungen zur  Regelung  des  Gewerbs-  und  Handelswesens  nicht  be- 
standen, wurde  für  dieselben  ein  provisorisches  Gewerbe-Ge- 
setz erlassen,  durch  welches  die  in  den  deutsch-slavischen  Kron- 
läodem  geltenden  Vorschriften  einstweilen  bis  zur  Vollendung  des 
in  der  Bearbeitung  stehenden  allgemeinen  Gewerbe-Gesetzes  auch 
auf  jene  Länder  ausgedehnt  werden.  * 

Das  aUgemeine  Gewerbegesetz  wurde  1854  in  einem  ersten 
Entwürfe  beendet,  allein  derselbe  erschien  bald  durch  die  fortschrei- 
tende national-okononusche  Entwicklung  überflügelt,  und  der  gegen- 
wärtige Handels-Minister  Ritter  von  Toggenburg  benützte  diesen 
Anlass,  um  dem  Grundsatze  der  vollkonmienen  Gewerbeireiheit  jene 
Geltung  zu  verschaffen,  welche  allein  die  Industrie  des  Kaiserstaates 

*  Minist,  Erlass  vom  27.  Juni  1851. 

'  Minist.  £rla8s  vom  14.  Juli  1855. 
.     '  Minist.  Erlass  vom  6.  Februar  1851  für  Ungern ,  12.  März  1851  für 
die  Wojwodscbaft  und  das  Bsnat,  23.  April  1853  für  Kroatien  und  81avo- 
nien,  25.  November  1851  für  Siebenbürgen. 
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in  das  Gleichgewicht  mit  den  anderen  Zweigen  produetiFer  üiftlig- 
keit  zu  setzen  vermag. 

Die  Grundzüge  des  neuen  Gewerbegesetzentwurfes '  flind  folgende : 
'  a)  Der  Antritt  eines  Gewerbes  wird  keiner  and^'en  Beachrän- 
kung  unterworfen,  als  welche  durch  polizeiliche  RüdLsichten  geboten 
erscheint 

h)  Die  Gewerbe )  bei  welchen  solche  Rücksichten  eintreten, 
werden  an  eine  förmliche  Verleihung  gebunden;  alle  übrigen  können 
gegen  blosse  Anmeldung  betrieben  w^erden  und  sind  weder  von 
einer  Beföhigungs-  noch  Fonds-Nachweisung  abhängig.  Das  Ge- 
schlecht begrlindet  hinsichtlich  der  Zulassung  zu  einem  Gewerbe 
keinen  anderen  Unterschied)  als  welchen  die  fUr  einzelne  Crewerbe 
geforderte  besondere  Belahigung  mit  sich  bringt 

c)  Die  Einrichtung  der  Anmeldungen  zielt  lediglich  auf  Her- 
stellung der  Evidenz  für  die  Zwecke  der  Gewerbe-Polizei,  der  Be- 
steuerung und  der  Statistik  ab. 

d)  Für  den  Schutz  der  Nachbarn  gegen  gefiUirliche  oder  be- 
lästigende Gewerbsanlageu  ist  durch  ein  für  Errichtung  solcher 
Anlagen  vorgeschriebenes  Reclamations-Ver&hren  gesorgt 

e)  Die  stehenden  Gewerbe-Abtheilungen  sind  nur  für  die  cou- 
ceissionirteu  Gewerbe  beibehalten.  Bei  den  anderen  Gewerben  richtet 
sich  der  Umfang  der  Gewerbeberechtigung  nach  der  Anmeldung, 
welche  den  Gegenstand  des  Gewerbsbetriebes  deutlich  bezeichnen 
muss. 

f)  Der  gleichzeitige  Betrieb  mehrerer  Gewerbe  unterliegt  keiner 
Beschränkung;  nur  müssen  fUr  Beschäftigungen,  die  unter  sich  in 
keinem  Zusammenhange  stehen ,  eben  so  viele  besondere  Meldscheine 
ausgefertigt  werden. 

Innerhalb  eines  Gemeindebezirkes  können  für  ein  Grewerbe 
auch  mehrere  feste  Betriebs-Localitäten  gehalten  werden;  die  flial-' 
tung  einer  .Werkstätte  oder  Yerkaufs-Localität  ausserlialb  der  Ge- 
meinde des  Gewerbe -Standortes  erfordert  einen  neuen  Meldscliein. 

g)  Die  Gewerbeberechtigung  zur  Erzeugung  eines  Gegenstandes 
schliesst  immer  auch  das  Recht  in  sich,  die  dazu  nöthigeu  Materiii^ 
iieu  und  Werkzeuge ,  wie  auch  alle  zur  vollendeten  Darstellung  des 
Cregenstandes  gehörigen  Nebentheile  selbst  zu  erzeugen  und  hieran 
auch  Gehilfen  von  anderen  Gewerben  zu  verwenden. 

h)  Gewerbsunternehmuugen ,   die  vermöge  ihres  grossartigeu 

'  JJiuist.  Erlass  vom  28.  Noveooiber  1855. 
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Betliebes  von  hervorragender  Bedeutung  für  die  Entwicklung  der 
Natiooal-lndustrie  und  die  Belebung  des  Handels  sind,  können  von 
der  Regiemng  mit  dem  Vorrechte  betheflt  werden,  den  Titel  ^k.  k. 
NationaKFabrik^  (beziehungsweise  ,,k.  k.  Orosshandlnng^)  und  den 
kaiserlichen  Adler  in  Schild,  Siegel  und  Firma  eu  führen. 

i)  Die  geschlossenen  Gewerbebesirke  sind  beseitigt,  und  eben 
80  die  Besehrftnkungen  in  der  Verwendung  der  Hilfsarbeiter. 

kj  Die  Gewerbetreibenden  unterli^en  keinem  Corporations- 
Zwang.  Die  zur  Zeit  gesetzlich  bestehenden  Gewerbs-Ck)rporatio- 
Den,  Ghremien,  Innungen  etc.  können  fortbestehen^  doch  sind  alle 
mit  dem  neuen  Gewerbegesetze  unvereinbarlichen  Bestimmungen 
der  früheren  Privilegien  und  Statuten  als  aufgehoben  zu  betrachten. 
Insbesondere  ist  der  Antritt  eines  Gewerbes  von  dem  Beitritt  zu 
solchen  Innungen  nirgends  mehr  abhängig,  und  Mitglieder  gegen- 
wSrtig  bestehender  Innungen  können  nach  vollständiger  Erfüllung 
ihrer  Verpflichtungen  ausscheiden ,  ohne  desshalb  das  Gewerbe  auf- 
geben zu  müssen. 

l)  Das  Rechtsverfaältniss  der  Gbwerbeberechtigten  zu  ihren  Hilfs- 
arbdtem  und  Bediensteten  ist  durch  besondere  Bestimmungen  näher 
geregelt  Diese  bilden  eine  Ergänzung  der  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetze  und  zielen  auf  wirksamen  Rechtsschutz  und  Disciplin.  Die 
Daner  der  Lehrzeit  bt  Gegenstand  freier  Ueberdnkunit;  in  Ermang« 
hi^  einer  besonderen  Verabredung  wii*d  ein  für  beide  Tlieüe  gegen 
seehswöchentUche  Aufkündigung  auflösbarer  Vertrag  angenommen. 
Als  Grehilfen  werden  die  in  einem  Gewerbe  zu  körperlichen  Arbeiten 
gewöhnlich  gegen  Wochenlohn  stabil  verwendeten  Personen  angesehen, 
als  da  sind:  Gesellen,  Handlungsdiener,  Fabriksarbeiter  etc.,  nicht 
aber  auch  die  mit  Monats-  oder  Jahresgehalt  in  Dienstleistungen 
h&herer  Kategorien,  z.  B.  als  Buchhalter,  Cassiere,  Agenten,  In* 
genieure,  Werkleiter,  Provisoren,  Factoren  etc.,  angestellten  Indi- 
nduen,  und  eben  so  wenig  die  einfachen  Taglöhner.  Jeder  Gehilfe 
moss,  um  in  einen  Dienst  aufgenommen  zu  werden,  mit  den  nöthi- 
gen  Doeumenten  versehen  sein,  welche  bei  den  Handelsgehilfen  in 
den  behördlich  vidirten  Zeugnissen  der  früheren  Dienstgeber,  bei 
den  Gehilfen  der  übrigen  Gewerbe  in  dem  Dienstbuche  bestehen. 
Die  Aufnahme  und  den  Austritt  eines  Lehrlings  oder  Gehilfen  hat 
der  Gewerbsinhaber  der  Polizei -Obrigkeit  binnen  acht  Tagen  zu 
meklen.  Streitigkeiten  der  selbstständigen  Gewerbetreibenden  mit 
ihren  Gehilfen  und  Lehrlingen,  die  sich  auf  das  Dienst-  und  Lehr- 
verhältniss  beziehen ,  werden  —  so  lange  für  diese  Angelegenheiten 


kcsoe  besonderen  Bdbönfen  eingesetzt  and  —  durch  die 
Obngkeü  entschieden,  Torbehaltlich  der  Berolung  auf  den  Rechts- 
w^  binnen  14  Tagen  piiclafliYer  Frist,  durch  weldie  Bemfong 
aber  die  voriinfige  YdlstredLimg  nicht  angehalten  wird. 

Dieser  Entwurf  worde  den  Handels-  und  Gewerbe-Kammem 
mitgetheih,  und  ihre  Gutachten  madien  eraichtiich,  dass  dieser 
grosse  Fortsdiritt  in  den  GeweibsEustftnden  des  Kaisentaates  auch 
mit  ToDer  Zustimmung  der  weitaus  fibeiwiegenden  Mehrzahl  der 
zunächst  Betheiligten  eifo^n  wird. 

Für  die  ApptoTKionirung  der  Residenzstadt  von  Wicht%kdt 
erscheint  die  R^eluEg  des  Fleischer-Gewerbes  in  Wien,  mit 
gleichzeit^er  Ebrichtong  dner  Fleischcasse  daselbst  Dadurch 
wurde  die  las  dahin  bestandene  Rindfldsch- Satzung  aufgehoben, 
und  den  Yiehhändleni  und  ViehzOditem  gestattet,  ihr  nach  Wien 
auf  den  MaTkt  gebrachtes  Schlachtvidi  in  desk  (neu  errichteten) 
städtischen  SchlachthSnsem  zu  schlagen  und  das  Fleisch  auszu- 
schroten; die  Zahl  der  Yorhandenen  Fleischer-Crewerbe  ward  (vor- 
behaltlich der  durch  den  Local- Bedarf  etwa  erheischten  weiteren 
Vennehrung)  auf  180  erhöht,  wobei  die  Bestimmung  eintrat,  dass 
jeder  Fleischer  ausser  der  Ausschrotbank  nur  noch  eine  Fllial-Bank 
halten  dürfe.  Mit  der  Aufhebung  der  Fleischsatzung  trat  zur  Er- 
leichterung des  Schlachtviehhandels  eine  Fleischcasse  in  Wirksam- 
keit Der  Betrieb  des  Fleiseher-Gewerties  wird  mit  Ausnahme  des 
Ausschrotens  ausschliessend  in  die  stftdtischen  Schlachthäuser  ver- 
legt, wo  allein  sowohl  von  den  Fleischern  als  von  den  Viehhfind- 
lem  Schlachtvieh  eii^estellt  und  geschlagen  werden  darf;  dadurch 
entfiLllt  auch  der  Zutrieb  des  Schlachtviehes  durch  die  Vorstädte. 
Die  Fleischcasse  hat  den  Zweck,  zu  bewirken,  dass  jeder  Fleischer 
seinen  Viehbedarf  hier  gegen  baare  Bezahlui^  ankaufen  könne, 
dass  die  Viehhändler  fiir  das  hier  veriLaufle  Vieh  sogleich  baare 
Bezahlung  erhalten,  dass  hiermit  der  Schlachtviehhandel  geordnet, 
der  Zutrieb  vermehrt  und  der  Schladitviehpreis  ennässiget  werde, 
und  nöthigenfalls  selbetetäudig  für  die  Approvisionirung  Wien^'s 
gesorgt  werden  könne.  Die  Oasse  wird  mit  einem  Fonde  von 
300.000  fl.  dotirt,  und  ist  EigenUium  der  (Gemeinde,  welche  sie 
auch  verwaltet  Alles  Schlachtvieh,  welches  von  den  Wiener 
Fleischern  auf  dem  hiesigen  Markte  zur  Consumdon  fUr  Wien  ge- 
kauft wird,  muss  durch  die  Fleischcasse  bezahlt  werden.  Jeder 
Fleischer  erhält  zum  Ankaufe  von  Schlachtvieh  einen  Credit  bis 
zum  Betrage  der  eingelegten  Caution  von  2.000  fl.,  jedenfalls  aber 
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bi»  zum  Belaufe  eines  vienehntfigigen  Bedarfes  an  Schlachtvieh. 
Diese  Oaation,  bei  deren  Erlegung  Erleichterungen  zugestanden 
werdoi,  wild  mit  4  Peroent  verzinset;  der  bewilligte  ordentUehe 
Credit  erstreckt  sich  auf  14  Tage.  Jedem  Fleischer  wird  ein  Ck>nto 
corraite  eröfibet,  und  darauf  sein  Haben  und  Sollen  nebst  den 
Acliv-  und  Passiv-Zinsen  verzeichnet.  Beim  Ankaufe  auf  dem  Vieh* 
mflokte  wird  von  dem  Markt-Commissär  ein  Wechsel  an  die  Ordre 
des  Yi^händlers  auf  den  Käufer  gezogen,  von  diesem  aoceptirt 
und  von  dem  Viehhändler  an  die  Fleischcasse  girirt,  wofür  der 
Viehhändler  eine  Esoompte-Gebühr  von  1  Percent  entrichtet  V^iener 
Fleischer,  welche  auf  dem  Lande,  und  Landfleiscber,  welche  in  Wien 
Vieh  kaufen,  zahlen  an  die  Fleischcasse  eine  Gebühr  von  1  fl.  fUr 
das  Slttdi.  Das  durch  die  Fldch-Casse  bezahlte  Vieh  kann  weder 
gepföndet,  noch  mit  Verbot  belegt  werden.  Die  Staatsverwaltung 
bewilligte  der  Gemeinde  zur  Doürung  der  Fleischcasse  ein  4per- 
eentiges  Darlehen  von  250.000  fl.,  welches  in  vierteljährigen  Raten 
von  25.000  fl.  zurückzuzahlen  war.  *  Auch  ist  fUr  die  nächsten 
fönf  Jahre  jedem  Fleisehselcher  und  Freischlächter  (Stechviehhänd- 
ler) das  Ausschroten  von  Rindfleisch  gestattet 

Zur  Sicherheit  gegen  die  Gefahr  der  Explosion  bei  Damp^ 
kesseln  aller  Art  wurde  vorgeschrieben,  dass  jeder  Dampfkessel, 
bevor  er  zur  Dampferzeugung  fUr  eine  Dampfmaschine  von  was 
immer  für  einer  Att  benützt  werden  darf,  der  vorschriflmässigen 
behördlichen  Probe  unterzogen  werden  muss,  wobei  die  Prüfungs- 
Commission  beurtheilt,  ob  die  angewendete  Constructionsart,  und 
für  welche  Dampfspannung  sie  im  gegebenen  Falle  die  nöthige 
Sicherheit  gewährt  Jed^  Dampfkessel  muss  aus  geschmiedetem 
Eisen  oder  aus  Kupfer  angefertigt  und  mit  wenigstens  zwei 
Ventilen  und  einem  Manometer  versehen  sein.  Die  Probirung  der 
Dampfkessel  wird  auf  das  Zweifache  des  grössten  bei  der  Benützung 
beabäiohtigten  Druckes  vorgenommen,  wesshalb  die  Sicherheits- 
Ventile  nur  mit  der  Hälfte  des  bei  der  Probirung  angewendeten 
Gewichtes  belastet  werden  dürfen.  Die  Uebertretung  dieser  Vor- 
schrift wird,  als  ein  Vergehen  oder  als  eine  Uebertretung,  nach 
Vorschrift  des  Strafgesetzes  IL  Theiles  bestraft.  ^ 

Zur  Erleichterung  des  Handels  an  der  Karlstädter,  der  Banal-, 
»hvonisehen  und  Banater,   Siebenbürger  und  Bukowiner   Gjänze 


'  Minist.  Veronl.  vom  25.  Juni  1650. 
'  Ifinist.  Verord.  vom  11.  Februar  1854. 
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gegen  die  Türkei  wurden  die  bestehenden  Contumaz-Taxen 
aller  Art  aui^hoben  und  dafür  von  allen  ttber  die  Contumaz-An- 
atalten  der  genannten  Oränzlinien  aus  Bosnien,  Serbien,  der  Wa- 
lachei und  der  Moldau  eingehenden  Waaren  bei  der  Verzolioi^ 
ein  Zuschlag  von  3  kr.  fiir  jeden  Oulden,  und  bd  den  Transito- 
Gütern  ein  Zuschlag  im  doppelten  Betrage  des  Transito-2k>l)es  ein- 
zuheben  angeordnet.  ' 

Nachdem  der  Freihafen  von  Venedig  zu  Folge  der  Ein- 
nahme dieser  Stadt  durch  die  kaiserlichen  Truppen  am  27.  August 
1849  auf  das  vor  dem  Jahre  1830  bestandene  Entrepot  auf  der 
Insel  S.  Giorgio  beschränkt  worden  war,  erhielt  derselbe  seine  ur- 
sprünglich im  Jahre  1830  festgesetzte  Ausdehnung  auf  die  ganze 
Stadt  Venedig  durch  das  kaiserliche  Patent  vom  27.  März  1851 
wieder. 

Wirksam  ftlr  den  ganzen  Umfang  des  Reiches  erscheint  das 
provisorische  Gesetz  vom  18.  Mäiz  1850  über  die  Einftthrung  von 
Handels-  und  Gewerbe-Kammern,  welche  in  Folge  desselben 
errichtet  und  dergestalt  veriheilt  wurden,  dass  die  Handels-  und 
Gewerbs- Interessen  aller  Kronländer  darin  ihre  Vertretung  find^. 
Jeder  Kammer  wird  ein  bestimmter  Bezirk  zugewiesen,  und  ihr 
Wirkungskreis  erstreckt  sich  ausschliesslich  auf  Handels-  und  Ge* 
werbe-Angelegenheiten.  Ihnen  sind  folgende  Obli^enheiten  zuge- 
wiesen: AJ  Gregenüber  dem  Handels-Ministeiium  haben  sie  Gutachten, 
Vorschläge  und  Auskünfte  über  die  Gegenstände  ihres  Wirkungs- 
kreises zu  erstatten  und  die  einschlägigen  Aufträge  des  Ministeriums 
zu  vollziehen,  ihre  Wahrnehmungen  über  die  Bedürftiisse  des  Han- 
dels und  der  Gewerbe,  sowie  über  den  Zustand  der  Verkehrs- 
Mittel  zu  erüfihen,  und  darüber  mit  Beiiiigung  ihrer  Wünsche 
periodisch  (nunmehr  nur  alle  3  Jahre)  einen  Ibiuptbericht  zu  er- 
statten, Register  über  alle  wahlberechtigten  Personen  und  alle 
Handels-  und  Gewerbs-Untemehmungeii  ihres  l^zirkes  mit  Angabe 
des  Bctriebsumfanges  und  der  dabei  besdiäftigten  Personen  zu 
fuhren  und  dem  Ministerium  jährlich  einen  statistischen  Bericht 
vorzulegen.  BJ  Gegenüber  gewerblichen  Einrichtungen  haben  sie 
die  Waaren-  und  Weclisel -Mäkler  ihres  Bezirkes  zu  prüfen  und 
(vorbehaltlicli  der  Bestätigung  des  Handels-Ministeriums)  «u  ernen- 
nen, ferner  ilir  Gutachten  über  die  Handelsgerichts-Beisitzer,  über 
zu   errichtende    Actien  •  Unternehmungen ,    auszuweisende  Handels- 

'  Minist.  Erlass  vom  4.  Febraar  1849. 
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Foüde  imd  aber  die  ProtokoUirang  der  Finnen  und  GefleDachafls- 
vertrSge  zu  erstatten.  Die  Handek-  und  Gewerbe-Personen  und 
Körperschailen  sind  yeqrflichtet,  den  Kammern  die  ihnen  zur  Er- 
ftiUung  ihrer  Obliegenheiten  nöthigen  Auskünfte  zu  gewähren. 
€)  Die  Handels-  und  Gewerbe -Kammern  können,  unter  Beistim- 
mang  der  Betheiligten,  endgiltig  oder  mit  Vorbehalt  der  Berufung 
an  die  Gerichte  oder  Behöiden,  Ober  Handels-  und  Gewerbe-An- 
gelegenheiten, namentlich  über  alle  aus  dem  Lohn-  oder  Dieust- 
Terhfiltnisse  der  gewerblichen  Arbeitgeber  zu  den  Arbeitnehmern 
entsprii^enden  Streitigkeiten  als  Schiedsgericht  entscheiden.  Jede 
Kammer  zerföllt  in  der  R^el  in  zwei  Sectionen,  in  die  Handels- 
imd  in  die  Gewearbe-Section,  deren  jede  iliren  durch  ihre  Benennung 
beseichneteii  WiriLungskreis  hat  Alle  inneren  Angelegenheiten 
jedoch,  sowie  die  Vorschläge,  Gutachten  und  Auskünfte  über  die 
wiehtigereo  G^enstände  der  Handels-  und  Gewerbe -Verwaltung 
und  die  Verkehrsmittel  und  Hilfsanstalten  gehören  zum  gemeinsamen 
Wirkung^reis.  Das  Handels-Ministerium  bestimmt  von  Fall  zu  Fall, 
welche  Handelskammern  einvernommen  werden  sollen;  dieselben 
sind  dem  gedachten  Ministerium  unmittelbar  untergeordqet,  müssen 
jedoch  auch  den  leitenden  politischen  Behörden  ihres  Bezirkes  die 
von  ihnen  verlangten  Auskünfte  erstatten.  Jede  Handels-  und  Ge- 
werbe-Kammer besteht  mindestens  aus  zehn  und  höchstens  aus 
dreisdg  Mitgliedem  (Räthen)  und  aus  halb  so  viel  Ersatzmännern 
(Stellvertietem).  Die  Zahl  der  Mitglieder  einer  jeden  einzelnen 
Kammer,  sowie  die  Handels-  und  Gewerbs-Classen,  aus  denen  sie 
zu  wählen  sind,  wurden  vom  Handels-Ministerium  bestimmt  Die 
Dienstleistung  ist  unentgeldlich.  Jedes  Mitglied  und  jeder  Ersatzmann 
musB  die  österreidiische  Staatsbürgerschaft,  den  Vollgenuss  aller  bür- 
gerlichen und  politischen  Rechte,  ein  Alter  von  mindestens  30  Jahren, 
einen  mindestens  lUnQährigen  Besitz  oder  Leitung  einer  Handels-  oder 
üewerbs-Unternehmung,  den  ordentlichen  Wolinsitz  (eines  Mitglie- 
des im  Bezirke  und  eines  Ersatzmannes  im  Standorte  der  Kammer) 
nachweisen.  In  Concurs  Verfallene  und  wegen  Verbrechen  oder 
gewisser  Vergehen  und  Uebertretungen  Verurtheilte  sind  von  der 
Berufung  ausgeschlossen.  Die  Dauer  der  Berufung  sollte  ursprüng- 
Ikifa  durch  drei  Jahre  währen,  und  jährlich  ein  Dritttheil  austreten; 
gegenwärtig  wird  aber  meist  durch  Neuwahlen  alle  zwei  Jahre  die 
Häkle  der  Mitglieder  ersetzt,  womach  sich  die  Dauer  der  Beruiuug 
der  einzelnen  Mitglieder  auf  vier  Jahre  erhöht.  Die  Austretenden 
and   wieder  wählbar.     Das  Wahlrecht   haben   alle  selbstständige 
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Handel-  und  Gewerbetreibende  des  Bezirkes,  welche  österrdchisdie 
Staatsbürger  sind  und  im  Yollgenusse  aller  bOrgeriicheA  und  poK- 
tischen  Rechte  sich  befinden.  Die  besonderen  Bedingnisse  aa 
Wahlberechtigung  nach  den  im  Bezirke  obwaltenden  (rewerbs-  und 
Steuer -Verhältnissen  bestimmt  das  Handels -Ministerium,  um  den 
wichtigeren  Unternehmungen  den  erforderlichen  Einfluss  zu  sicfaem. 
Die  Wahl  geschieht  öffentlich  nach  relativer  Stimmenmehrheit  auf 
Grund  der  zur  Ermittlung  der  Wahlberechigten  verfassten  Wahl- 
listen; lehnt  der  Gewählte  die  Wahl  ab,  so  folgt  ilim  derjenige 
nach,  welcher  in  seiner  Kategorie  die  meisten  Stimmen  nac^  ihm 
hat  Ebenso  werden  die  Ersatzmänner  einberufen.  Die  Kammer 
wählt  jährlich  aus  ihrer  Mitte  durch  absolute  Stimmenmehrheit  ihren 
Präsidenten  und  Vice-Präsidenten,  welche  jedoch,  wo  zwei  Sectionen 
bestehen,  verschiedenen  Sectionen  angehören  müssen.  Der  Präsi- 
dent ist  der  gesetzliche  Vertreter  der  Kammer,  leitet  die  Geschäfts- 
führung und  die  Berathungen  und  ist  für  die  GeschäftsfÜlirung 
verantwortlich.  Die  ordentlichen  Sitzungen  finden  jeden  Monat 
mindestens  einmal  an  dem  bestimmten  Tage  Statt,  die  ausserordentr 
Uchen  über  Auffordeixmg  des  Ministeriums  oder  des  Kammer- 
Präsidenten,  oder  über  Beehren  von  mindestens  einem  Dritttheile 
der  Mitglieder;  bei  allen  Sitzungen  ist  die  Berathung  auf  daa  den 
Mitgliedern  rechtzeitig  zugefertigte  Programm  zu  beschränken.  Zur 
Fassung  eines  Kammer-Besclilusses  ist  die  Anwesenheit  von  minde- 
stens der  Hälfte  der  Mitglieder  oder  deren  Ersatz-Männern  erfor- 
derlich; in  der  Regel  erfolgen  die  Beschlüsse  nach  relativer  Mehilieit 
der  Stimmen,  Ausnahmen  davon  bestimmt  das  Geseta^  Ueber  jede 
Kammerberathung  wird  ein  Protokoll  geftihrt,  welches  in  der  Regel 
veröffentlicht  wird;  nur  wenn  die  Kammer  als  Schiedsgericht 
einschreitet,  oder  wenn  eine  Behörde  die  Geheimhaltung  der  von  ihr 
gemachten  Mittheilungen  wünscht,  unterbleibt  die  Veröffentlichung. 
Ueber  den  erforderlichen  Kostenaufwand  entwirft  jede  Kammer 
jährlich  ihren  vom  Handels -Ministerium  zu  genehmigenden  Vorau- 
anschlag,  und  der  nicht  anderwärtig  bedeckte  Betrag  desselben 
wird  nach  der  Erwerbsteuer  auf  alle  Wahlberechtigten  des  Kammer- 
bezirkes umgelegt  und  eingehoben;  der  Rechnungs-Abschluss  wird 
veröffentlicht  Erforderlichen  Falles  hat  die  Gemeinde  des  Stand- 
ortes der  Kammer  die  Räumlichkeiten  und  Einrichtungsstücke  Dir 
dieselbe  beizuschaffen.  In  der  Monarchie  bestehen  56  Handels- 
kammern, wovon  je  eme  (in  der  Kronlands-Hauptstadt  befindlich) 
aufOesterreich  unter  derEnns,  Oesterreich  ob  derEnns,  Sahsburgy 
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Efirothen,  Krain,  Schlesien,  die  Bukowina  und  die  Wojwod- 
schaft  sammt  dem  Banat  entölt;  Steiennark,  Mähren ,  Dalmatien 
und  Sebenbüj^n  zählen  deren  je  zwei,  das  Küstenland  (TriesU 
Görs  und  Istrien),  Galizien  und  Kroatien -Slavonien  je  drei,  Tirol 
vier,  Böhmen  und  Ungern  je  Dinf,  Venedig  acht,  die  Lombardie 
neun  Handels -Kammern.  *  In  der  Militärgränze  sind  bisher  Han- 
dels-Kammem  noch  nicht  eingerichtet  worden. 

EÜne  theilweise  Abänderung  dieses  provisorischen  Gesetzes  er- 
folgte durch  das  Gesetz  über  die  Einrichtung  der  Wiener  Geld- 
börse und  die  Regelung  des  Verkehres  an  derselben,  weil  dadurch 
gewisse  Befugnisse  und  Verpflichtungen,  welche  die  Handels-  und 
Gewerbe-Kanmier  in  Wien  betrafen,  an  die  neu  errichtete  Börse- 
kammer übergingen.  Die  hervorragendsten  Bestimmungen  des 
neuen  Gesetzes  sind  im  Wesentlichen  folgende.  Die  Börse  hat 
zum  Zwecke,  den  Verkehr  in  Münzsorten  und  Werthspapieren  zu 
regeb.  Zum  Besuche  der  Börse  berechtigt,  d.  h.  börsefahig,  ist 
in  der  Regel  jede  Person  männlichen  Geschlechtes,  welche  über 
ihr  Vennögen  verfilgen  kann.  Davon  ausgeschlossen  sind  Crida- 
tare,  die  nicht  vom  Grerichte  für  schuldlos  erkannt  worden  sind, 
ferner  Jene ,  welche  den  aus  einem  Börsegeschäfle  ihnen  obliegenden 
Verbindlichkeiten  nicht  rechtzeitig  entsprochen  haben,  endlich  Jene, 
welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  gewisser  Vergehen 
oder  Uebertretungen  verurtheilt  worden  sind.  Jeder  Börsebesucher 
hat  eine  festgesetzte  Gebühr  zu  entrichten.  Die  Börse  ist  täglich, 
die  Sonn-  und  Feiertage  und  den  Charfreitag  ausgenommen,  zu 
bestimmten  Stunden  offen;  nach  Schluss  derselben  muss  Jeder- 
mann den  Börsesaal  verlassen.  Wegen  ungeeigneten  Benehmens 
kann  der  Besucher  von  der  Börsekammer  auf  eine  bestimmte  Zeit, 
bei  wiederholt  erfolgter  Bestrafung  aber  auch  auf  unbestimmte  Zeit 
der  Börsefähigkeit  verlustig  erklärt  werden.  BörsegeschäÜte  sind 
Käufe  und  Verkäufe  von  Münzsorten  und  Wechseln,  dann  Käufe 
und  Verkäufe  oder  VerptlUidungen  von  österreichischen  öffentlichen 
FondfrObligationen  und  anderen  vom  Finanz-Ministerium  zur  Noti- 
rung  im  amtlichen  Gours-Zettel  zugelassenen  Efftcten.  Das  Börse- 
geschäft kann  an  oder  ausser  der  Börse  abgeschlossen  worden  sein ; 
ebenso  ist  die  Eintragung  in  das  Journal  des  Börse -Sensales  und 
die  Ausbändigung  des  Schlusszettels  nicht  nothwendig.  Doch  ge- 
oieflsen  die  an  der  Börse  in  gesetzlicher  Zulüssigkeit  abgeschlossenen 

'  Minist  Erlass  vom  26.  März  1850. 
V.  Czoernig,  Ocsteircicirs  Npugcstnltiing.  14 
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und  durch  einen  Sensal  vermittelten  Geschäfte  mehrere  Begünsti- 
gungen, insbesondere:  dass  der  Contrahent  vom  Vertrag  abgehen 
kann,  wenn  der  andere  innerhalb  der  bestimmten  Frist  seme  Ver- 
bindlichkeiten nicht  erAillt,  dass  er  in  dem  gleichen  Falle  das  in 
Pfand  genommene  Effect  veräussem  und  sich  daraus  zahlhaft  machen 
kann,  dass  der  redliche  Besitzer  von  gekauften  oder  verpilLndeten 
Effecten  vor  Hinausgabe  nicht  oder  bei  Verpfändung  nur  gegen 
vollständige  Befriedigung  der  Pfandsumme  belangt  werden  kann^ 
dass  daraus  entsprungene  Streitigkeiten,  wenn  anderes  nicht  ver- 
abredet worden,  von  der  Börsekammer  als  Schiedsgericht  entschie- 
den werden.  Jedes  Börsegeschäft  kann  durch  oder  ohne  Vermittlung 
dritter  Personen  geschlossen  werden ;  zu  dieser  Vermittlung  sind  die 
Börse -Sensale  und  die  Börse- Agenten  bestimmt  Erstere  sind  die- 
jenigen Personen,  welche  unter  öffentlicher  Autorität  und  Beeidigung 
und  unter  den  ihnen  insbesondere  eingeräumten  Begünstigungen 
und  auferlegten  Verpflichtungen  zur  Vermittlung  von  Börsegeschäften 
bestimmt  sind;  sie  werden  über  Antrag  der  Börsekammer  und  der 
Statthalterei  vom  Finanz -Ministerium  ernannt  Der  Bewerber  um 
eine  solche  Stelle  muss  österreichischer  Unterthan,  24  Jahre  alt 
sein,  seine  Redlichkeit  und  Thätigkeit,  sowie  seine  Geschäftsge- 
wandtheit  nachweisen,  und  mit  einem  noch  giltigen  Befiähigungs- 
Decrete  versehen  sein.  Letzteres  wird  nach  einer  bei  der  BOrse- 
kammer  gut  abgelegten  Prüfung  erlangt  und  gilt  ftlr  fünf  Jahre. 
Um  zur  Prüfung  zugelassen  zu  werden,  muss  sich  der  Bewerber 
über  die  Grössjährigkeit  und  seine  Vertrauenswürdigkeit,  dann 
darüber  ausweisen,  dass  er  durch  drei  Jahre  ein  zu  dem  Berufe 
eines  Börse -Sensales  practisch  t)efähigendes  Geschäft  geführt  oder 
bei  demselben  mit  gutem  Erfolge  gedient  habe.  Die  Börse-Sensale 
sind  an  sich  nur  zur  Vermittlung  der  ihnen  von  den  Parteien  an- 
vertrauten Geschäfte  berechtiget;  zum  Abschlüsse  von  Geschäften 
bedürfen  sie  eines  besonderen  Auftrags  der  Parteien.  Sie  sind 
öffentliche  beglaubigte  Amts -Personen,  welche  ein  Gremium  mit 
eigenem  Statute  bilden,  ihre  Journale  und  ausgestellten  Schloss- 
zettel  sowie  Effecten- Verzeichnisse  werden  als  öffentlicbe  Urkunden 
betrachtet,  die  durch  sie  abgeschlossenen  Geschäfte  geniessen,  wie 
erwähnt,  besondere  Begünstigungen,  und  eae  haben  von  jedem 
vennittelten  Greschäfte  die  Sensarie  anzusprechen.  Die  im  Gesetz 
umständlich  entwickelten  Pflichten  des  Sensales  gehen  aus  dessen 
Beruf  und  Stellung  hervor.  Börse-Agenten  sind  die  zur  Vermitt- 
lung von  Börsegeschäflen  berechtigten  Personen ,  gegen  deren  Fähig- 
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keit  und  Rechtlichkeit  swar  kein  Bedenken  obwaltet^  von  welchen 
aber  die  Nachweisung  der  für  einen  Börse-Sensalen  nothwendigen 
Eigenschaften  nicht  gefordert  wird.  Sie  stehen  zu  den  Auftragge- 
bern in  demselben  Verhältnisse)  wie  die  Börse-Senfale,  haben  ein 
Recht  auf  die  Sensarie,  ihre  sonstigen  Rechte  und  Verpflichtungen 
aber  sind  nur  nach  allgemeinen  privat-rechtlichen  Nonnen  zu  beur- 
theilen.  Ihre  Ernennung  geht  von  der  Börsekammer  aus.  Wer  an 
oder  ausser  der  Börse,  ohne  hierzu  nach  dem  Gesetze  berechtiget 
zn  sein,  Börsegeschäfte  vermittelt,  und  nicht  glaubwürdig  machen 
kann,  dass  er  es  ohne  Lohn  gethan  hat,  wird  als  Winkel-Sensal 
betrachtet,  und  mit  einer  Geldstrafe  von  25--200  fl.  oder  mit  Arrest 
von  5 — 40  Tagen  belegt  Die  administrativen  Behörden  in  Börse- 
Angelegenheiten  sind:  a)  Die  Börsekammer  mit  dem  ihr  beige- 
gebenen landesftlrstlichen  Commissär;  sie  hat  die  Bestimmung,  alle 
die  Börse  betreffenden  administrativen  Gesetze  und  Anordnungen  zu 
vollstrecken.  Ihr  steht  das  Erkenntniss  gegen  die  Uebertreter  der 
Börsegesetze  (wenn  nicht  andere  Strafgesetze  in  Anwendung  kom- 
men) zu,  und  Jedermann,  der  von  ihr  als  Angeklagter  oder  als 
Zeuge  vorgeladen  wird,  ist  verpflichtet,  vor  ihr  zu  erscheinen, 
widrigens  der  erste  nach  dreimaliger  fruchtloser  Vorladung  ftlr  ge- 
stand^ erkannt,  der  andere  aber  durch  die  politische  Behörde  zur 
Folgeleistung  verhalten  wird.  Die  Börsekammer  regelt  auch  die 
Börse -Angelegenheiten  aus  eigener  Amtsvollmacht,  insoweit  diess 
ohne  BeirruDg  des  Gesetzes  und  der  Geschäfts -Ordnjung  möglicli 
ist;  sie  kann  ihre  Wünsche  und  Bedürfnisse  in  Börse- Angelegen- 
heiten den  geeigneten  Behörden  bekannt  geben.  Die  Kammer  be- 
steht aus  18  Mitgliedem,  deren  eines  als  Präses,  ein  anderes  als 
dessen  Stellvertreter  fungirt  Hiervon  werden  sechs  aus  der  Han- 
delskammer, sechs  aus  dem  Grosshandlungs- Gremium  und  sechs 
aus  dem  Gremium  der  bürgerlichen  Handelsleute  ernannt.  Alle 
Mitglieder  müssen  in  Wien  domiciliren,  börsefähig  und  österreichisch^ 
Unterthanen  sein.  Die  Ernennung  steht,  über  Tema-Vorschlag  der 
bezüglichen  Corporation,  dem  Finanz-Ministerium  zu.  Die  Functionen 
eines  Mitgliedes  dauern  drei  Jahre,  die  Austretenden  können  wieder 
ernannt  werden.  Die  Mitglieder  haben  die  Ehrenrechte  ländesftirst- 
licher  Räthe  des  Handelsgerichtes  und  ftlhren  den  Titel :  k.  k.  Börse- 
rath.  Die  Börsekammer  wird  von  ihrem  Präses  geleitet,  dessen 
Ernennung  über  einen  Tema-Vorschlag  der  Kammer,  der  im  Wege 
der  Statthalterei  an  das  Finanz-Ministerium  gelangt,  letzterem  zu- 
steht: in  eben  dieser  Weise  wird  der  Vice-Präses  ernannt.    Der 
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erste  Beamte  der  Kammer  ist  der  General -SecretSr,  welcher  ein 
zur  Ausübung  des  Richteramtes  befähigter  Rechtskundiger  sein 
muss  und  über  Vorschlag  der  Börsekammer  vom  Finanz-Ministerium 
ernannt  wird,  b)  Die  niederösterreichische  Statthalterei  bildet 
die  zweite  und  e)  das  Finanz-Ministerium  die  dritte  Instanz 
in  administrativen  Börse-Angelegenheiten.  Die  Statthalterei  ist  zur 
Herabsetzung  der  von  der  Börsekammer  auferlegten  Geld-  oder 
Arreststrafe  auf  die  Hälfte  des  geringsten  Ausmaases,  und  das 
Finanz-Ministerium  zur  gänzlichen  Nachsicht  oder  Umänderung  der 
Strafe  berechtiget. 

Die  gesetzliche  Entscheidung  der  Börsekammer  in  administra- 
tiven (und  Straf-)  Sachen  ist  rechtskräftig,  wenn  eine  Beschwerde 
gegen  dieselbe  nicht  erhoben  oder  zurückgewiesen  wuitle^  sie  ist 
von  der  Kammer  selbst,  oder,  wenn  jene  auf  Geld-  oder  Arrest- 
strafe oder  auf  Abschaffung  von  Wien  lautet,  auf  Ansuchen  der 
Börsekammer  im  politischen  Wege  zu  vollziehen.  Alle  Geldstrafen 
fiiessen  einem  Wohlthätigkeits-Fonde  zu.  Besondere  BestinmiuDgeD 
regeln  das  Verfahren  der  Börsekammer  in  der  Eigenschaft  eines 
Schied^erichtes.  Der  landesftlrstliche  Commissär  ist  das  die  genaue 
Handhabung  aller  Börsevorschriften  überwachende  Organ  des  Finanz- 
Ministeriums.  Sein  Wirkungskreis  bezieht  sich:  a)  auf  die  Amts- 
handlungen der  Kammer,  deren  Berathungen  er  beiwohnt  und  deren 
Beschlüsse  in  administrativen  Sachen,  welche  nicht  bloss  Private 
angehen,  er  sistiren  kann,  wenn  sie  ihm  unbegründet  oder  vor- 
schriftswidrig erscheinen ,  in  welchem  Falle  er  sie  der  Entscheidung 
des  Finanz-Ministeriums  im  Wege  der  Statthalterei  vorlegt;  er  hat 
auch  von  den  Amtshandlungen  der  Börsekammer,  welche  diese 
durch  ihre  Abgeordneten  vollziehen  lässt,  Kenntniss  zu  nelimen 
und  den  Sensalen-Prüfungen  beizuwohnen;  b)  unabhängig  von  den 
Amtshandlungen  der  Börsekammer  führt  er  die  Oberaufsicht  an  der 
£örse,  überwacht  jene  Amtshandlungen  der  Börse-Sensalen,  wozu 
die  der  Börse -Kammer  nicht  gestattete  Einsicht  in  die  Sensaleu- 
Bücher  erforderlich  ist,  nimmt  Einsicht  in  die  Handbücher  und 
Journale  der  Sensale,  bewilligt  die  nothwendig  werdenden  Abän- 
derungen in  den  Sensal-Joumalen ,  welche  er  mit  seiner  UnterschriA 
bekräftiget,  übernimmt  die  ausser  Gebrauch  tretenden  Sensalen- 
Bücher  und  bewahrt  sie  auf.  Eine  vorzügliche  Amtsobliegenbeit 
des  Börse-CSommissärs  ist  die  Ausmittlung  der  Durchaclmitta-Course 
von  Münzsorten  und  börsemäasigen  Eftecteu,  welche  an  jedem 
Börsetage  nach  dem  Schlüsse  der  Börse  auf  Grundlage  der  von  den 
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Sensalen  während  der  Börseseit  abgeschloesenen  Geschäfte  geschieht; 
der  Börse-  Zettel  ist  jedesmal  durch  den  Bör8e-Ck)mmissär  zu  ver- 
ofientlichen. 

In  den  vormals  ungiischen  Ländern  wurde  auf  die  Erzielung 
eines  gleichen  Maasses  und  Gewichtes  mit  den  deutsch- 
slavischen  Kronländem  hingewirkt  So  wurden  namentlich  im 
Königreiche  Ungern,  in  der  Wojwodschaft  und  dem  Banate  der 
niederösterreichische  Eimer  und  Metzen  als  die  allein  gesetzlichen 
Hohlmaasse  erklärt  und  im  öffentlichen  Kaufe  und  Verkaufe  der 
Gebrauch  eines  anderen  Hohlmaasses  unter  Strafandrohung  ver- 
boten. '  Ebenso  haben  vom  1.  September  1854  an  in  Kroatien 
und  Slavonien  der  niederösterreichiche  Eimer  und  Metzen,  die 
Wiener  Klafter  und  die  Wiener  Elle,  dann  das  Wiener  Pfund  mit 
ihren  Unterabtheilungen  als  die  allein  gesetzlichen  Maasse  und  Ge- 
wichte zu  gelten,  von  welchem  Zeitpuncte  an  der  Gebrauch  anderer 
Maasse  und  Gewichte  im  öffentlichen  Kaufe  und  Verkaufe  bei  Strafe 
verboten  ist. '  Eine  damit  völlig  übereinstimmende,  vom  1.  No- 
vember 1854  an  in  Wirksamkeit  tretende  Maassregel  wurde  für 
die  Militärgränze  getroffen.  '  Neuerlich  wurde  das  niederösterrei- 
eliische  (Längen-  und  Hohl-)  Maass  und  Gewicht  auch  in  Böhmen, 
in  Galizien  und  der  Bukowina,  in  welchen  Ländern  bisher  eigen- 
thttmliche  Bestimmungen  galten,  als  gesetzliches  Maass  und  Gewicht 
erklärt  *  Femer  ei^g  ftlr  alle  Kronländer,  das  lombardisch-vene- 
zianische Königreich  und  die  Militärgränze  ausgenommen,  die  Ver- 
ordnung, dass,  insoweit  diess  nicht  ohneiün  schon  gesetzlich  vor- 
geschrieben ist,  jedem  Käufer  von  Schnittwaaren  das  Recht  zustehe, 
von  dem  gewerbsmässigen  Verkäufer  die  Anwenduifg  des  Wiener 
Ellenmaasses  zu  fordern,  der  Verkäufer  aber  mindestens  eine  vor- 
schrifUmässig  cimentirte  Wiener  Elle  besitzen  und  dieselbe  auf  jedes- 
maliges Verlangen  eines  Käufers  von  Schnittwaaren  anwenden  mUsse. 
Auf  die  Uebertretung  ist  eine  Geldstrafe  von  1— 20  fl.  gesetzt  ^ 

Die  Grundlage  der  neuen  Verwaltungs-Einrichtungen  in  Bezug 
auf  Seeschifffahrt,  mit  Einschluss  des  Schifibaues,  bildet  die 
(Seite  52  umständlicher  erwälmte)  Errichtung  der  Central-See- 
behörde,  als  Central-Behörde  für  alle  die  Uandelsschifflahrt  und 

*  Kais.  Verord.  vom  8.  Juni  1853. 

*  Kais.  Verord.  vom  11.  November  1853. 

^  Verord.  des  Armee-Ober-Cummando  vom  4.  April  1854. 

*  Kais.  Verord.  vom  18.  Jani  und  vom  6.  August  1855. 
''  Kinist  Erlass  vom  18.  November  1853. 
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das  8ee-äanitftt9- Wesen  betreffenden  Angelegenheiten^  letztere  trat 
mit  dem  1.  Mai  1850  in  Wiiksamk^t.  Hieran  schloss  sich  die 
Organisation  des  Hafen-  und  See-Sanitäts-Dienstes  an  ößa 
österreichischen  Küsten  und  das  Reglement  für  die  See-Sanitäts- 
Yerwaltung.  Die  erstere  erfolgte  für  das  venezianische,  (Vster- 
reichiache,  kroatische  Küstenland  und  für  Dalmatien  mit  der  kaiser- 
lichen Verordnung  vom  15.  Mai  1851,  für  das  Küstengebiet  der 
Militäi^ränze  mit  jener  vom  7^  Januar  1853.  In  jedem  Küsten- 
lande fungirt  als  exponirtes  Organ  der  Central -Seebehörde  ein 
Inspector,  mit  Ausnahme  des  österreichischen  (Görz,  Triest  und 
Istrien  mit  den  quamerischen  Inseln  umfassenden)  Küstenlandes, 
für  welches  der  nautische  Ober-Inspector  der  Central -Seebehörde 
dessen  Verrichtungen  ausübt.  Die  früher  getrennten  (von  verschie- 
denen Aemtem  besorgten)  Obliegenheiten  des  Hafen-  und  See-Sani- 
tftts- Dienstes  werden  nunmehr  vereint  von  einem  und  demselben 
Amte  in  dem  jeweiligen  Bezirke  vollzogen,  wovon  nur  die  Contu- 
maz- Behandlung  in  dem  abgesondert  bestehenden  See-Lazarethe 
eine  Ausnahme  macht.  Die  österreichische  See -Küste  mit  den 
dazu  gehörigen  Inseln  wird  in  hafenamtlicher  Beziehung  in  Bezirke 
eingetheilt,  die  wieder  in  Unterbezirke  zerfallen;  in  sanitäts-amt- 
Kcher  Beziehung  besteht  bloss  die  ESntheilung  in  Bezirke,  welche 
mit  den  hafenamtlichen  Unterbezirken  zusammenfallen.  Jeder  Hafeo- 
Bezirk  bildet  den  Bereich  der  Amtswirksamkat  eines  Hafenamtes, 
jeder  Unterbezirk  jenen  einer  Hafen-  und  See-Sanitäts-Deputation 
oder  Agentie.  Das  Hafenamt  soll  jederzeit  in  dem  wichtigsten 
Hafen  des  ganzen  Hafenbezirkes,  die  Deputation  oder  Agentie  an 
dem  bedeutendsten  Küstenorte  des  Hafen-Unter-  (und  beziehungs- 
weise Sanitftts-)  Besn-kes  aufgestdit  werden.  In  dem  Unterbezirke, 
in  welchem  sich  das  Hafenamt  befindet,  wird  diesem  die  Verrich- 
tung der  Deputation  (oder  Agentie)  übertragen.  Die  See-Exposi- 
turen  kommen  an  jene  Puncte  zu  stehen,  von  wo  aus  die  Ueber- 
wachung  der  Küste  am  leichtesten  möglich  ist.  Die  Staudpuncte 
der  See-Lazarethe  richten  sich  nach  den  Bedürfnissen  des  Handels- 
verkehres der  inlfindischen  Häfen  mit  den  von  der  freien  Pia^ 
ausgeschlossenen  Ländern.  Die  Hafen-  und  See -Sanitäts- Anstal- 
ten sind: 

aj  Central-Hafen-  und  See-Sanitäts-Aemter,  welche 
in  den  Hauptliäfen  der  iünf  Küstenbezirke,  wo  die  Central-Seebe- 
hörde  oder  ihre  Inspectoren  den  Amtssitz  haben,  bestehen,  nämlich 
in  Triest,  Venedig,  Fiume,  Ragusa  und  Zengg;  mit  der  Leitung 
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des  l^teren  ist  der  iDspeotor  für  die  Küste  der  Militftrgrtliiae  tun-  ^ 
mittelbar  betraut,  und  dasselbe  untersteht  nieht,  wie  die  übr^en, 
der  Central -Seebehdrde^  sondern  dem  Landes -Müit&r-Commando, 
doch  hat  es  in  den  vorgezeichneten  und  überhaupt  in  dringenden 
FsUen  den  ihm  von  der  Central-Seebehörde  unmittelbar  zukommen- 
den  Weisungen  unbedingt  Folge  zu  leisten. 

b)  Hafen-  und  See-Sani täts-Aemter,  welche  in  jenen 
Hftfen  vorhanden  sind,  die  nebst  den  erwähnten  fünf  Hauptbftfen 
wegen  der  Ausdehnung  ihres  Schifffahrts  -  Verkehres ,  weg^»  der 
Wichtigkeit  ihres  Handels,  oder  wegen  der  eigenen  Rhederei  als 
voizugsweise  bedeutend  erscheinen;  es  sind  deren  acht,  nämlich: 
Chioggia,  Rovigno,  Lussin  piccolo,  Buccari,  Porte  Rö,  Zara, 
Spalato  und  M^line  (in  den  Booche  di  Cattaro). 

Die  Amtswirksamkeit  der  Central-  und  der  einfiichen  Hafen- 
und  See-Sanitäts-Aemter  umfasst:  im  Hafendienste  den  See-  und 
Hafen-Polizei-Dienst  und  die  Erkenntniss  in  erster  Instenz  bei  Ueber- 
tretungen  der  darauf  Bezug  nehmenden  Vorschriften,  im  eigenen 
Standorte  sowohl,  als  in  den  übrigen  Häfen  des  Bezirkes,  und  zwar 
in  letzteren  entweder  die  Ausübung  dieser  Verrichtungen,  oder, 
wenn  diese  den  Deputationen  oder  Agentien  übtelassen  bleibt,  die 
Ldtung  und  Ueberwachung  dieser  Ausübung,  ferner  die  Beauf- 
sichtigung der  Cassegeschäfte  der  untei^eordneten  Aemter,  die 
Sammlung  der  statistischen  und  sonstigen  periodischen  Daten  über 
den  Bezirk,  die  Erstattui^  der  einschlägigen  Vorschläge  und  Gut- 
achten und  die  Einhebung  der  Hafengebühren;  im  See-Sanitäts- 
Dienste  die  Ueberwachung  der  Küstenstrecke  des  Unterbezirkes, 
die  Behandlung  (und  Bewachung)  der  im  eigenen  Hafen  mit  freiem 
Sanitäte -Passe  (patente  libera)  oder  mit  reinem  Sanitäts-Passe  (pa- 
tente nette)  einlaufenden  Schiffe,  Ausfertigung  der  Sanitäts-Pässe 
für  die  aus  den  Häfen  des  Unterbezirkes  auslaufenden.  Schiffe,  Er- 
stattung von  Vorsehlägen,  erstes  Erkenntniss  bei  Sanitäts- Vergehen, 
wdehe  im  Unterbezirke  vorkommen ,  und  Emhebung  der  See-Sani- 
täte  -  Gebühren.  Den  Central -Aemtem  liegt  überdiess  noch  die 
Besorgung  der  ihnen  als  den  Central -Puncten  der  bezüglichen 
Kronländer  übertn^enen  Greschäile  ob,  wohin  namentlich  die  Casse- 
und  Marine -Inscriptions-Creschäfte  gehören^  An  der  Spitze  eines 
jeden  dieser  Hafenämter  steht  ein  Hafen-  und  See-Sanität»-Capitän 
(bezüglich  ein  Central-See-Sanität^Capitän). 

c)  Hafen-  und  See-Sanitäts-Deputationen,  welche 
jene  Kttstenplätze  erhalten,  in  denen  neben  den  bereits  genannten 
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Hafenpläizen,  wegen  ihrer  örtlichen  Lage  oder  ihres  lebhafteran 
Verkehres,  eine  Vorsorge  zur  Aufiiahme  von  Fahrzeugen  unter 
Contumaz-Reserve  sieh  als  angemessen  darstellt;  dieselben  bestehen, 
fünf  an  der  Zahl,  in  Pirano,  Sebenieo,  lissa,  Lesina  und  Curzola. 

d)  Hafen-  und  See-Sanitäts-Agentien,  welche  alle 
übrigen  dem  Verkehre  geöfiheten  Hafen-  und  Eüstenplätze  erhsiten. 
Die  Wahl  der  Orte  ist  dem  Handels-Ministerium  überlassen;  gegen- 
wärtig gibt  es  deren  16  im  venezianischen,  32  im  österreichischen, 
3  im  kroatischen  Küstengebiete,  47  in  Dalmatien,  4  in  der  Militär^ 
gränze,  zusammen  102. 

Die  Amtswirksamkeit  der  Deputationen  und  Ageutien  beschränkt 
sich  hinsichtlich  des  Hafendienstes  auf  die  gewöhnlichen  (im  Orga- 
nisations-Statute  vorgezeichneten)  Dienstes-Obliegenheiten ,  in  allen 
übrigen  Vorkommnissen  haben  sie  Bericht  zu  erstatten  und  Wei- 
sungen einzuholen ;  sie  haben  die  Seefahrer  in  den  geeigneten  Fällen 
an  das  voi^esetzte  Amt  zu  weisen,  die  ihnen  ertheilten  Aufträge 
zu  vollziehen  und  in  dringenden  Fällen  (wo  es  sich  um  die  Ge- 
stattung zur  Ausschiffung  von  Leuten  der  Schiffsmannschaft,  um 
Einhebung  von  Taxen  und  Grebühren  oder  um  sonstige  Vermittlung 
handelt)  die  Verrichtung  zu  vollziehen;  im  See -Sanitäts- Dienste 
haben  sie  für  ihren  Unterbezirk  dieselben  Obliegenheiten,  wie  die 
Hafenämter,  mit  theil weisen  Ausnahmen  für  die  Agentie  in  Hinsicht 
der  Bewachung  und  Behandlung  der  mit  patente  netta  ankonmien- 
den  Schiffe,  welche  Obliegenheiten  bei  ihnen  nicht  vorkommen, 
da  solche  Schiffe  nur  an  Plätzen  mit  dem  Lande  communiciren 
dürfen,  wo  ein  Hafenamt  oder  eine  See-Sanitäts-Deputation  vorhan- 
den ist  Diese  Aemter  werden  von  Deputirten  und  beziehungsweise 
von  Agenten  versehen. 

t)  Hafen-  und  See-Sanitäts-Exposituren,  welche  an 
jenen  dem  Verkehre  nicht  geöf&ieten  Hafen-  und  Eüstenpläfzen 
aufgestellt  sind,  in  welchem  häufig  Schiffe  und  Barken  aus  Zwang 
der  Witterung  einzulaufen  pflegen;  ihnen  liegt  im  Hafendienste 
lediglich  die  Führung  und  Einsendung  genauer  Vormerkungen  üt)er 
die  an  ihren  Plätzen  vor  Anker  gehenden  Fahrzeuge  und  über  die 
Dauer  ihres  Aufenthaltes,  und  die  Vollziehung  der  sonst  erhaltenen 
Aufträge  ob,  im  Sanitäts-Dienste  haben  sie  die  ihrer  Aufsicht  zu- 
gewiesene Strecke  des  Unterbezirkes  zu  überwachen  und  die  bei 
ihnen  anlegenden  Fahrzeuge  an  das  nächste  Sanitäts-Amt  zu  weisen. 
Nur  ausnalmisweise  und  mit  Bewilligung  des  vorgesetzten  Sani täts- 
Amtes,  beziehungsweise  der  Agentie,  können  bei  ihnen  Fahrzeuge 
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mir  patente  libera  sanitats-amtlich  behandelt  und  zum  freien  Verkehre 
zugefeasen  werden.  Diesen  Dienst  versieht  ein  Inspections-Ouardian. 
f)  See-Lazarethe,  welche  im  Hafendienste  in  der  Regel  gar 
nicht,  und  insbesondere  nur  dann  als  Deputation  fungiren,  wenn 
keine  andere  Hafenbehörde  an  dem  Platze  sich  befindet;  im  See- 
Sanitäts-Dienste  besteht  ihre  Aufgabe  vorzugsweise  in  der  sanitäts- 
amtUchen  Beobachtung  der  aus  gesundheits- verdächtigen  Ländern« 
ankommenden  Personen,  und  in  der  contumaz-mässigen  Reinigung 
der  aus  solchen  Ländern  einlangenden  Waaren,  Effecten  und  Thiere. 
Ihre  Wirksamkeit  ist  auf  den  Bereich  der  Anstalt  beschränkt,  wo 
ihnen  die  Auirechthaltung  der  See -Sanitäts- Vorschriften  und  das 
erste  EIrkenntniss  in  UebertretungsfcÜlen ,  die  Erstattung  der  bezüg- 
lichen Vorschläge  und  die  Einhebung  der  Aerarial-See-Sanitats-Oe- 
bahren  obliegt  Es  gibt  vier  See-Lazarethe  L  Classe,  in  Venedig, 
Triest,  Martinschizza  (bei  Fiume,  fllr  Civil-  und  Militär-Kroatien) 
and  Megline,  wo  verdächtige  Fahrzeuge  jeder  Grattung  auch  mit 
ersehwert  unreinem  See-Passe  (patente  brutta  aggravata)  zur  Be- 
stehung der  Ck>ntumaz  oder  Reserve  zugelassen  werden,  und  ein 
See-Li^areth  U.  Classe  zu  Oravosa  bei  Ragusa,  wo  jedoch  Schiffe 
mit  erschwert  unreinem  Sanitätd-Passe  nicht  aufgenommen  werden. 
Jedes  Lazareth  wird  von  einem  Director  geleitet,  neben  welchem 
das  erforderliche  ärztliche,  administrative,  Aufsichts-  und  Reinigungs- 
Peraonale  besteht 

Allen  Organen  der  Hafen-  und  See -Sanitäts -Verwaltung  ge- 
meinsam ist  die  Befugniss,  in  Fällen,  wo  Gefahr  am  Verzuge 
ist,  in  dem  ihnen  zugewiesenen  Gebiete  die  augenblicklich  noth- 
wendigen  ausserordentlichen  Vorkehrungen  im  Sinne  der  Gesetze 
unter  eigener  Verantwortlichkeit  zu  treffen  (wovon  aber  die  vorge- 
setzte oder  nach  Umständen  die  politische  Behörde  sogleich  in  Kennt- 
uiBs  zu  setzen  ist),  femer  den  einlaufenden  Fahrzeugen,  auch  wenn 
sie  nicht  zum  freien  Veikehre  zugelassen  werden  können,  unter 
Aufäcbt  Lebensmittel,  Arzneien,  Briefe  etc.  verabfolgen  zu  lassen, 
die  Einschiffung  von  Matrosen,  von  Lootsen,  oder  auch  der  Fami- 
lien der  Gapitäne  etc.  zu  gestatten,  ehe  das  Schiff  zur  Abreise  ver- 
halten wird,  ferner  die  Verpflichtung,  allen  Schiffen,  welche 
an  der  Küste  sich  in  Gefahr  befindeu,  ohne  Rücksicht  auf  ihren 
Sanitäts-Pass  das  Einlaufen  in  den  eigenen  oder  in  den  nächsten  Hafen 
zu  gestatten ,  sie  während  ihres  Aufenthaltes  daselbst  zu  überwachen, 
und  erst  nach  vorübergegangener  Gefahr  an  ihren  Bestimmungsort 
zu  verweisen.     Jedermann,  der  eine  Bedienstung  im  See-Senitäts- 
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Fadie  eifaalten  will  (als  Beamter,   Gaaidiaii  oder  Wichter),  hat 
sich  einer  der  reküven  Wichtigkeit  seines  Postens  angemesseDen 
Prüfung  aus  den  See-Sanit&ts-VorBchriften  zu  unterziehen.   DleAih 
stellung  der  Hafen-  und  See-Sanitäts-Beamien,  Diener  und  Inspee- 
tions-6uardiane  steht  der  Central-See-Behörde  zu;  hiervon  sind  nur 
die  Vorsteher  der  Hafenämter  und  Lazarethe,  dann  die  BedieoBteteo 
mit  mehr  als  800  fl.  Besoldung  ausgenommen,  deren  Emenomig 
dem  Handels- Ministerium  vorbehalten  ist     Das  Hafen-  und  See- 
Sanitftts-Personale  besteht:  a)  aus  Hafen-  und  See-Sanitäts-Beamten 
(die  Hafen -Gapitäne  und  Hafen -Lieutenants  sind  ans  dem  Stande 
des  Seedienstes,   insbesondere  aus  den   geprüften   und   erprobten 
Schi£b-Capitftnen  zu  wählen,  wobei  die  Officiere  der  k.  k.  Kriege- 
Marine  und  die   mit  der  Ehrenflagge   ausgezeichneten  Mercantil- 
Capitäne   unter  sonst  gleichen   Umständen    den   Vorzug   haben)  ^ 
b)  aus  Hafen -Dienern,  wozu  die  Boots-  und  Unterboots -Männer 
(welche  des  Lesens    und  Schreibens  in  der  italienischen  Sprache 
kundig  sein  müssen),  die  Hafen-Lootsen  (welche  wie  die  Vorfae^ 
gehenden  aus  dem  Stande  der  österreichischen  Seeleute,  insbeson- 
dere aus  den  Matrosen  der  k.  k.  Kriegs -Marine,  zu  wählei^  sind, 
und   neben   der  italienischen   Sprache  auch  die  aUfiÜlige  andere 
Landessprache  sprechen  müssen),  die  Hafen-Sicherheitswache  und 
die  Amtsdiener  gehören;  c)  aus  Inspections-Ouardianen  (die  aus 
den  eventueUen  Sanitäts- Wächtern  erwählt,  vollkommen  brauchbar 
und  verlässlich,   des  italienischen  Lesens   und  Schreibens  kundig 
und  jedenfalls  der  LEmdessprache  mächtig  sein  müsden);   d)  ans 
eventuellen  Sanitäts  -  Wächtern   und   Lazareth  -  Reinigui^sdienem, 
welche  von  Fall  zu  Fall,  so  oft  sie  in  Contumaz  treten,  von  dem 
Sanitäts -Amte  aufgenommen,  und  für  die  Tage  Uirer  wirkliche 
Dienstleistung  von  denjenigen  bezahlt  werden,  in  deren  Interesse 
sie  sich  verwenden,  von  dem  Staate  keine  Besoldung  erhalten.  Die 
fi&higsten  Beinigungsdiener  werden  zu  eventuellen  Sanitäts- Wäch- 
tern ernannt  —  Die  Auslagen  für  den  Hafendienst,  für  die  See- 
Sanitätsr Verwaltung,  für  die  Gehalte  und  Gfebühren  des  dabei  an- 
gestellten Personales,  trägt  der  Staat.    Zur  wenigstens  theil weisen 
Deckung  dieser  Kosten  hat  die  Seeschifffalirt,  der  jene  Anstalten 
vorzugsweise  zum  Vortheile  gereichen,  mittelst  einer  in  allen  dem 
Verkehre  geöffneten  Häfen  der  österreichischen  Seeküste  zu  ent- 
richtenden Tonnengebühr  beizutragen.    Ebenso  hat  der  Seeverkehr 
die  Aerarial- See -Sanitäts -Gebühren  zu  tragen,  welche  sich  in  die 
Gebtlhr  von  allen  in  freier  Gemeinschaft  oder  unter  Contumaz  von 
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der  öeterreichiachen  Küste  abfahrenden  Schiffen  und  in  die  Gebühr 
von  allen  unter  Gontamaz  oder  Reserve  in  Osterreichischen  Häfen 
einlangenden  Schiffsladungen  (Waaren,  Gelder  etc.)  theilen.    An 
der  Taxe  für  Flaggen -Patente,  Seepässe  und  Schifflbhrts-Iicenzen 
wurde  nichts  geändert;   eben  so  wenig   an  den  sonstigen  Schiffi- 
abgaben,  d.  i.  an  den  Lootsen-,  Leuchtthurm-  und  Canal-GebUhren 
in  Triest ,  an  den  Gebühren  der  äusseren  Hafenlootsen  in  Venedig, 
und  an  den  Marine-Instituts-Gebühren,  welche  in  mehreren  Häfen 
eingehoben  werden.    Die  Tageslöhnungen  der  eventuellen  Wächter 
und  Reinigungsdiener,  welche  den  unter  Gontumaz  ankommenden 
Schiffen,  Personen  und  Waaren  zugewiesen  sind,  die  Gebühren 
der  Inspections-Guardiane  für  die  Ueberwachung  der  sanitäts-amt- 
lichen  Operationen  und  des  Verkehres  in  den  Gontumaz-Anstalten, 
dann  die  Auslagen  für  den  ärztlichen  Beistand  und  Krankenwärter 
während  der  Quarantaine  werden  von  den  Parteien  unmittelbar  ge- 
tragen; alle  übrigen  bisher  in  den  See-Lazarethen  bestandenen  Ge- 
bühren hören  auf.    Dem  Hafen-  und  See-Sanitäts-Personale  darf 
ausser  obigen  Taxen   und   Gebühren   bei   Strafe   augenblicklicher 
Dienstesentlassung  unter  keinem  Verwände  irgend   eine  Zahlung 
oder  Belohnung  erfolgt  werden;  die  Gebühren  sind  nur  im  Amts- 
Locale  zu  entrichten  und  den  Parteien  regelmässig  zu  quittiren. 

Durch  die  eben  besprochene  Verordnung  *  wurde  ein  wesent- 
licher Fortschritt  in  der  Seeverwaltung  gemacht  und  System  und 
Zueammenhang  in   die  Ausführung   der  bestehenden  Vorschriften 
gebracht     Bis  dahin  gab  es  nur  13  Staatshäfen,  diejenigen  näm- 
lich, wo  ein  k.  k.  Hafenamt  seinen  Sitz  hatte;  alle  übrigen  Häfen 
wurden    als   Communal- Häfen   betrachtet,   und   der  Obsorge   der 
jeweiligen  Gemeinde,   zu  deren  Gebiete  sie  gehören,  überlassen. 
Die  Gemeinde  hob  hier  und  da  die  (höchst  geringen)  Schiffiahrts- 
Gebfihren  ein  und  sollte  für  die  Hafenbauten  sorgen,  was  aber  nur 
in  sehr   unzureichendem  Maasse  geschah.    Die  gesammte  Meeres- 
Koste  (mit  Ausnahme  der  gedachten  13  Häfen)  stand  unter  der 
Aufsicht  der  politischen  Behörden ,  welche  in  jedem  Gouvemements- 
Beärke  nadi  der  hergebrachten  Uebung,  im  Ganzen  aber  vielfach 
ungleichförmig  vorgingen.   Mit  der  obigen  kaiserhchen  Verordnung 
wurde  die  gesammte  österreichische  Meeresküste  in  einzelne  Be- 
zirke abgetheilt,    der   unmittelbaren   Aufsicht  und  Ueberwachung 
der  eigens   bestellten   Hafen-    und   See  -  Sanitäts  -  Behörden    über- 

'  Kais.  Verord.  vom  15.  Mai  1851. 
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wiesen )  während  früher  bloss  See-Sanitäts-Behörd^i  (Deputatio- 
nen) bestanden,  die  aber  nur  eine  locale  Wirksamkeit  hatten  und 
von  der  Hafenverwaltung  ganz  getrennt  waren.  Diesen  nunmehr 
neu  constituirten  Hafen -Deputationen  und  Hafen -Agentien,  deren 
jede  in  einer  bestimmten  Kastenstrecke  die  Ueberwachung  auszu- 
üben hat,  wurde  von  der  Central-Seebehörde  eine  (provisorische) 
Instruction  über  die  Art  und  Weise,  wie  sie  in  der  Ausübung  ihrer 
Functionen  vorzugehen  haben,  ertheilt.  *  Zugleich  wurden  alle 
jene  Häfen  und  Rheden  der  österreichischen  Küste  bekannt  ge- 
macht, welche  dem  Verkehre  und  der  SchifiTahrt  eröffnet  sind; 
es  gibt  deren  18  im  venezianischen,  36  im  österreichischen,  7  im 
kroatischen  Küstenlande  und  55  in  Dalmatien,  nebst  5  der  Mi- 
litärgränze  angehörigen  Häfen,  im  Granzen  daher  121.  Hierzu 
kommen  noch  die  sogenannten  todten  Häfen  (pord  morti),  wo  die 
Schiffe  zwar  bei  Witterungszwang  Schutz  suchen,  aber  in  keine 
Verbindung  mit  dem  Lande  treten  dürfen ;  die  trefflichsten  und  ge- 
räumigsten Häfen  dieser  Art,  welche  oft  mehrere  hundert  Schiffe 
in  sich  aufiiehmen  können,  finden  sich  an  den  Inseln  von  Dalmatien, 
welches  lAud  mehr  als  hundert  dieser  Häfen  zählt. 

Nach  der  durchgreifenden  Organisirung  des  Hafendienstes  war 
noch  ein  neues  See-Sa nitäts- Reglement  nothwendig,  um  die 
veralteten,  aus  früheren  Jahrhunderten  stammenden,  mit  den  heu- 
tigen Zuständen  nicht  mehr  vereinbarlichen  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen zu  ersetzen.  Dieses  sehr  umfassende  Reglement  wurde  mit 
der  kaiserlichen  Verordnung  vom  13.  December  1851  kundgemacht, 
seine  Wirksamkeit  aber  auf  spätere  Zeit  verschoben.  Die  österrei- 
chische Regierung  war  schon  in  den  letzten  Jahren  vor  1848  von  den 
strengen  see-sanitätlichen  Bestimmungen,  welche  namentlich  in  den 
übrigen  Staaten  des  Mittelmeeres  zum  Theile  noch  heute  bestehen, 
abgewichen,  und  hatte,  unter  Aufhebung  vieler  Beschränkungen 
des  Verkehres,  einer  freieren  Praxis  Raum  gegeben,  ohne  dadurch 
im  Mindesten  den  Gesundheitszustand  zu  benachtheiligen.  Noch 
weiter  ging  die  kaiserliche  Regierung  in  dem  eben  erwähnten  Be- 
glement,  durch  welches  bei  wirklich  vorhandener  Gefahr  der  Pest-Bin- 
schleppung  die  strengste  Behandlung  vorgeschrieben,  in  den  gewöhn- 
lichen Zeiten  eines  guten  Gesundheitszustandes  aber  die  SchifiTahrt 
nahezu  aller  Quarantaine-Fesseln  entledigt  wird.  War  ein  solcher 
Vorgang  filr  den  österreichischen  Handel  wegen  seiner  vielfachen 

'  Circulare  der  Central-Seebehörde  vom  17.  Januar  1852. 
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Yerbindiing  mit  den  Häfen  des  Orientes  höchst  wohlthätig,  so  zeigte 
er  auch  von  grosser  Entschiedenheit^   indem   die  österreichischen 
Häfen  durch  die  freie  daselbst  herrschende  Sanitäts-Behandlung  sich 
der  Gefahr  aussetzten,  dass  die  von  dort  nach  den  benachbarten 
Häfen,  namentlich  der  italienischen  Staaten,   auslaufenden  Schiffe 
in  letzteren  zu  Zeiten  auftauchender  Besorgnisse  einer  Contumaz 
unterworfen  würden.    Die  wesentlichen  allgemeinen  Bestimmungen 
dieses  181  Paragraphe  umfassenden  Reglements  sind  folgende.   Die 
ContumaZ'Einrichtungen  bezwecken  die  Verhinderung  der  Einschlep- 
pung der  Pest  und  des  gelben  Fiebers.   Die  Länder,  wo  jene  Seuchen 
Ton  selbst  entstehen  oder  wegen  Unvollkommenheit  der  Sanitäts- 
Vorkehrungen  leichter  anderswoher  eingeschleppt  werden  können, 
werden  als  verdächtig  (di  patente  non  libera),  die  übrigen  als 
unverdächtig  (di  patente  libera),  angesehen.    Da  auch  in  einem 
verdächtigen  Lande  jene  Seuchen  nicht  fortwährend  herrschen,  die- 
selben  dagegen  selbst  in  einem  verdachüosen  Lande  durch  Ein- 
schleppung zum  Ausbruche  kommen  können ,  so  muss  der  Gesund- 
heitszustand aller  Länder  ^  welche  mit  Oesterreich  im  ]Seeverkehre 
stehen,   in^s  Auge   gefasst   werden,   und  jedes  Schiff  mit   einem 
Gesundheits  -  Passe    versehen    sein.     Daraus    folgen   nachstehende 
Abstuliingen :  a)  verdachtlos  (di  patente  libera),  wenn  das  Schiff 
aus  einem  verdachtlosen  Lande  kömmt  und  die  gesetzliche  Behörde 
ubeidiess  bestätiget,  dass  daselbst  vollkommene  Gesundheit  herrscht; 
b)  verdächtig,  und  zwar:   aa)  rein  (di  patente  netta),  wenn 
der  Sanitäts-Pass  bestätiget,  dass  in  den  der  Abreise  des  Schiffes 
unmittelbar  vorausgegangenen  21  Tagen  kein  verdächtiger  Krank- 
heiisfall  vorgekommen  ist^  bh)  unrein  (di  patente  brutta),   wenn 
die  Seuche  an  dem  Orte  oder  in  der  Umgebung  der  Provenienz 
seit  den  letzten  21  Tagen  vor  der  Abfahrt  geherrscht  hat,  oder 
wenn  Schiffe,  Personen,  Sachen  oderThiere,  aus  einem  angesteckten 
Orte  kommend,  ohne  Oontumaz  gemacht  zu  haben,  mit  dem  Ab- 
&hrtsorte  in  C!ommunication  getreten  sind ;  cc)  erschwert  unrein 
(di  patente  brutta  aggravata)  heisst  der  Sanitäts-Pass  eines  Fahr- 
zeuges, an  dessen  Bord  die  Krankheit  herrscht  oder  geherrscht  hat 
und  in  den  letzten  21  Tagen  vor  der  Ankunft  nicht  vollkommen 
erloschen  ist    Fahrzeuge  dürfen  nur  dort  landen  und  ausschiffen, 
wo  sie  der  Sanitäts- Behandlung  unterz(^en  werden  können,  d.  h. 
wo  ein  wirkliches  Sanitäts -Amt  seinen  Sitz  hat.    Wegen  Zwang  * 
der  Witterung  an  anderen  Küsten -Puncten   ankernde  Fahrzeuge 
dürfe»   mit  der  Küste  in  keinen  Verkehr  treten;   Ausnahmen  aus 


Rücksichten  Air  den  Kttstenhandel  und  die  Fischerei  lassen  unter 
gewissen  Modalitäten  die  Instructionen  zu.  Bei  Schifibruch  und 
Strandung  haben  die  nächsten  Sanitätsämter  einzuschreiten.  Schifie 
di  patente  libera  müssen  ebenfUls  mit  einem  Gesundheits-Zeugoisse 
des  Abfahrtories^  d.  i.  des  letzten  Hafens  freier  Gemeinschaft 
(di  hbera  pratica),  mit  welchem  sie  verkehrt  haben,  versehen  sein. 
Bei  seiner  Ankunft  muss  der  SchiffsAlhrer  vom  Sanitäts-Amte  einem 
nach  Umständen  mit  dem  Eide  zu  bekräftigenden  Verhöre  unter- 
zogen werden,  um  zu  erheben,  ob  das  Schiff  nicht  wäbend  der 
Fahrt  verdächtigen  Verkehr  gepflogen  hat;  auch  wird  das  Fahr- 
zeug von  einem  Sanitäts- Wächter  durchsucht  Ergibt  sich  kein 
Verdacht,  so  wird  das  Schiff  sogleich  zum  freien  Verkehre  zuge- 
lassen. Bei  Abgang  des  Sanitäts-Zeugnisses  oder  bei  einer  aolclieii 
Unregelmässigkeit  desselben,  welche  die  Identität  des  Schififes  in 
Zweifel  stellt,  muss  die  unverdächtige  Herkunft  des  Schiffes  ander- 
weitig ausser  Zweifel  gesetzt  werden,  widrigens  gegen  dasselbe 
die  Observations-Reserve,  nach  Umständen  auch  die  Contumaz  ver- 
hängt wird;  dasselbe  gilt,  wenn  der  Zweifel  über  die  Natur  der 
am  Bord  vorgekommenen  Krankheitsfälle,  oder  die  Ursache  der 
Nichtüberemstimmung  des  Personen -Standes  mit  der  Angabe  des 
Sanitäts-Zeugnisses  bei  Fahrzeugen  von  unverdächtiger  ProvenieDz 
nicht  in  beruhigender  Art  aufgeklärt  ist  Kriegsfahrzeuge,  von 
Offideren  befehliget,  sind  von  der  Führung  des  Sanitäts-Passes  und 
der  Durchsuchung  befreit  Bei  allgemein  gutem  Gesundheitszustande 
wird  dem  Fahrzeuge  mit  patente  libera  die  Durchsuchung  eriassen 
und  den  einheimischen  Fischerbooten  eine  mehrfache  Erleichterung 
in  der  sanitäts  -  amÜichen  Behandlung  zugestanden.  Ein  SchiSi 
welches  strandet  oder  Schiffbruch  leidet,  unterliegt  mit  Allem,  was 
davon  herrührt,  denselben  Vorsichts-Maassregeln  wie  jedes  andere 
Fahrzeug.  Schiffe,  welche  aus  verdächtigen  G^enden  kommen^ 
dürfen  sammt  Allem,  was  darauf  ist,  nicht  in  freien  Verkehr  ge- 
setzt werden,  bevor  sie  nicht  der  Beobachtung  oder  Reinigung, 
d.  h.  der  Cbntumaz  im  weiteren  Sinne  unterzogen  worden  sind. 
Dieselbe  unterscheidet  sich:  a)  in  die  Observations-Reserve, 
wenn  das  Schiff  nur  durch  eine  bestimmte  Zeit  ausser  Gremeinschaft 
gesetzt  bleibt  und  die  Ausschifiung  der  Waaren  nicht  gefordert 
oder  auf  einzelne  besonders  verdächtige  Artikel  bescliränkt  yivA] 
b)  in  die  eigentliche  Contumaz,  wenn  nebst  der  Beobachtung 
des  Gesundheitszustandes  der  Personen  die  Ausladung  und  abge- 
sonderte Sanitäts-Behandlung  der  verdächtigen  Waaren  statt  haben 
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IIHI88.  Die  Dauer  der  Gontumaaen  wird  vom  Handels^Hiiiisteriiun 
festgestellt  Gegen  das  gelbe  Fieber  werden  in  der  Regel  nur 
ObserYadons- Reserven,  gegen  die  Pest  entweder  nur  diese  oder 
eigentliche  Contumazen  angewendet;  bei  ersteren  unterliegt  das 
Sdiiff  mit  Allem,  was  darauf  ist,  der  nämlichen  Dauer  der  Beob- 
achtong,  bei  letzteren  haben  die  ausgeschifflen  Personen  ,eine  kürzere 
(bei  gfinzHcher  Umkleidung  mit  Mschen  Kleidern  noch  mehr  zu 
kfiiaende),  die  Waar^d  eine  längere  Periode  als  das  Schiff,  Kriegs- 
&hizenge  eine  kürzere  Contumaz  als  Handelsfahrzeuge  zu  bestehen. 
£He  längste  Gontumaz-Dauer  (bei  patente  brutta  aggravata)  ist  auf 
40  Tage  festgesetzt.  Jede  Gontumaz-Bestimmung  richtet  sich  nach 
dem  Hei^unftsorte  der  Schiffe,  Personen  und  Waaren.  Die  Obser- 
vatioiis-Reserven  laufen  für  Schiffe,  Personen  und  Ladung  von  der 
Emschifiung  des  Wächters,  bei  Pest-Contumazen  aber,  wenn  Waa- 
ren, welche  eine  Ausladung  erfordern,  am  Bord  sind,  vom  Tage 
der  beendeten  Ausschiffung  derselben.  Wenn  ein  Fahrzeug,  welches 
einer  blossen  Observations- Reserve  unterhegt,  in  einem  anderen 
Hafen  einen  Sanitäts- Wächter  (insbesondere  einen  österreichischen) 
an  Bord  genommen,  und  keine  bedenkUche  Berührung  stattgefunden 
hat,  kann  die  Reserve  von  der  Abreise  aus  diesem  Hafen  beginnen. 
Die  ftrztUche  Besichtigung  der  Gontumazisten  geschieht  in  der  Regel 
nur  am  Tage  vor  der  Zulassung  zur  freien  Gemeinschaft  (pratica); 
nach  erhaltener  pratica  müssen  Schifie  und  Personen  die  Gontamaz- 
Aostalt  sogleich  verlassen. 

Die  weiteren  besonderen  Bestimmungen  dieses  Reglements  be- 
liehen sich  auf  das  gewöhnliche  Veriiahren  mit  verdächtigen  Schien, 
auf  jenes  mit  Gontumaz-Schiffen  in  aussergewöhnlichen  Fällen,  oder 
bei  erschwerenden  Umständen,  auf  das  Gontumaz- Verfahren  mit 
Personen,  Waaren  und  Effecten,  auf  das  contumaz-mässige  Rdni- 
gnngBverfahren  mit  Briefen  und  lebenden  Tlüeren,  auf  das  Yer- 
fiüiren  bei  Schiffbruch  oder  Strandung  verdächtiger  Fahrzeuge  und 
bei  Aufnahme  geretteter  Personen  und  Sachen,  auf  die  VorschriflcQ 
für  Fälle  geschehener  Vermischung  während  der  Gontumaz,  dann 
Air  Fälle  der  patente  brutta  aggravata,  auf  die  Maassregeln,  welche 
im  Falle  des  Ausbruches  der  Pest  oder  des  gelben  Fiebers  auf 
dnem  Schiffe  oder  in  einer  Sanitäts-Anstalt  zur  Einschränkung  oder 
Erstickang  des  Uebels  zu  treffen  sind,  auf  die  Sanitäts-Uebertre- 
tongen  und  deren  Bestrafung,  auf  die  Ausstellung  des  Sanitäts- 
Zengniflses  für  Fahrzeuge,  welche  die  österreichische  Küste  ver- 
lassen, endlich  auf  die  Auslagen  füv  die  See-Sanitäts-Einrichtongeu 


■Bd  die  Mklel  mr  Deckmig  deiBelben.    Zufolge  leteterer 
muDgen  trigt  der  Staaisscfaalz  die  Aualagen  für  die  Sonttäts-Yer- 
wahmig,  imoleme  diese  die  Errichtimg  und  Erhaltung  der  Oebaude, 
die  Benige  des  stabfl  angestellten  Personales  und  die  Voikehrungen 
bd  aasserordentliclien  Anlässen  betrefien,  und  wird  dafür  durch 
Aexaiial-SaniiSts-Taxen  entschädiget,  welche  von  allen  abreisenden 
Fahrwugen,  dann  Ton  d»  nicht  mit  patente  libera  einlangenden, 
daher  einer  Contnmaz  oder  Reserve  unterzogenen  Waaren,  Gel- 
dern etc.  SU  entrichten  sind.    EHe  Kriegsschiffe  aller  Nationen  und 
die  ihnen  gleichgestellten  Fahrzeuge,  dann  die  aus  Witterungszwang 
oder  sonstigen  Bedfirfiiissen  einlaufend«!  und,  ohne  eine  Handels- 
operation vorgenommen  zu  haben,  lunnen  48  Stunden  wieder  ab- 
segelnden Schiffe   sind  von  der  Taxe  befreit,  den  Fischerbarken 
und  kldneren  MaiiLtsehü^  werden  gewisse  firieichtenmgen  zuge- 
standen.   Die  Contnmaz-Gebahren,  d.  h.  die  Gebühren  für  die  be- 
stellten Wächter  und  Beinigungsdiener,  die  Auslagen  für  ärzUidien 
Beistand,  Krankenwärter  etc.,  werden   von  den  Parteien,  welche 
die  Contumaz- Behandlung  t)etrifil,   entrichtet     Für  die  Aeraiial- 
See-Sanitäts-  und  die  Gontumaz-GebOhren  ist  ein  einfacher,  für  alle 
österreichischen  Häfen  gleichförmiger  Tarif  mit  sehr  billigen  An- 
sätzen festgesetzt  worden.  —  In  Folge  der  bestehenden  See-Sani- 
täts-£inrichtungen  ist  der  Verkehr  von  nahezu  allen  Contumaz- 
Henunnissen  für  die  Zeit  des  allgemein  guten  Gesundlieitszustandes 
befreit  worden,  indem  die  Gontumaz-Behandlung  auf  die  wenigsten 
Fälle  beschränkt  und  auch  in  der  Dauer  noch  bedeutend  herab- 
gesetzt worden  ist   Diess  geschah,  gestützt  auf  die  Grundsätze  des 
eben  erwähnten  See-Sanitäts-B^lements ,  mit  den  Kundmachungen 
der  Gentral-Seebehörde  vom  25.  Februar  1852  und  5.  April  1853. 
Mit  diesen  wurden  folgende Contumaz-Perioden  angeordnet:  A)  Gegen 
die  orientalische  Pest:  Mit  patente  brutta  12-'15  Tage,  verdächtige 
Waaren  22  Tage;  mit  patente  netta  bei  der  Provenienz  aus  Aegjpten 
und  Syrien  mit  dem  Sanitäts- Zeugnisse  eines  europäischen  Consu- 
lates  3  Tage,  ohne  dasselbe  4  Tage,  Hadern  und  getragene  Kleider 
7  Tage,  bei  der  Provenienz  aus  anderen  türkischen  Häfen  mit  dem 
Gesundheits-Zeugnisse  eines  europäischen  Consulates,  Zulassung  zu 
freier  Gemeinschaft  (libera  pratica),  ohne  dieses  24  Stunden,  Ha- 
dern und  alte  Kleider  5  Tage,  bei  der  Provenienz  aus  den  christ- 
lichen Häfen  des  schwarzen  und  azowischen  Meeres  und  der  Donau 
libera  pratica,  nur  bei  der  Abfahrt  in  sospesa  pratica  (wenn  keine 
Ausschiffung  daselbst  stattgefunden)  und  patente  brutta  14  Tage, 
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die  verdächtigen   Waaren  20  Tage,  aus  den  übrigen  Häfen  von 
Afrika,  Asien  und  Oeeanien,  mit  einem  europäischen  Oesundhats- 
Zeagnisse  libera  pratica,  ohne  dasselbe  24  Stunden.    B)  Oegen  das 
gelbe  fleber:  mit  patente  brutta  10  Tage,  mit  patente  netta  sofort 
libera  praäca.    Bei  erschwert  unreinem  Patente  tritt  das  Maximum 
der  Contnmaz- Frist  mit  40  Tagen  ftlr  die  orientalische  Pest  und 
15  Tagen  für  das  gelbe  Fieber  ein.    Die  mit  den  (Vsterreichischen 
IJoyd-SchifTen  aus  den  Häfen  Sjrien's  und  Aegjrpten'^s  anlangenden 
Personen  und  Waaren  werden  keiner  Ck)ntumaz  unterzogen,  weil 
jene  Schiffe  einen  österreichischen  Sanitäts-Wächter  am  Bord  haben. 
Ungeachtet   dieser    vielilLltigen  Erleichterungen  bestellen  die  See- 
Lazarethe  mit  ihren  vollständigen,  für  den  Fall  des  Ausbruches  der 
Pest  oder  des  gelben  Fiebers  erforderlichen  Einrichtungen  und  dem 
dazu  nöthigen  Personale.      Anderweitige  Bestimmungen   über  die 
Behandlung  der  Scliiffe  in  See-Sanitäts-Hinsichten  enthält  die  Kund- 
machung der  Central-Seebehörde  vom  20.  Januar  1852.   Gemäss  der- 
selben werden  alle  Schiffe  dl  patente  non  libera  bei  den  See-Lasa- 
reUien  zur  Bestehung  der  Contumaz  oder  der  Reserve  angenommen. 
Diejenigen  dieser  Schiffe,  welche  patente  netta  haben  und  keine 
Waaren  am  Bord  fahren,  die  zur  Reinigung  in  das  Lazareth  aus- 
geschifft werden  müssen,  können  die  Contumaz  oder  die  Reserve 
in  einem  jeden  Hafen   bestehen,  wo  sich  ein  Hafenamt  oder  eine 
Hafen^Deputation  befindet   In  allen  Häfen,  wo  die  Schiffe  einlaufen 
dürfen,  können  sie  auch  die  zu  ihrer  Abfahrt  nöthigen  Urkunden 
beheben;  insbesondere  werden  zur  Ausfertigung  der  Sanitäts-Zeug- 
nisse, welche  früher  von  den  bestandenen  See-Sanitäts-Magistraten 
ausging,  sämmtliche  Hafen-  und  See-Sanitäts-Aemter,  Deputationen 
und  Agentien,  sowie  auch  die  Lazareths-Directionen ,  ermächtiget. 
Ueber   die  Zulassung   fremder  Kriegsschiffe   waren   schon    früher 
besondere  Anordnungen  erfolgt    Kein  fremdes  Kriegsschiff  darf  in 
der  Kegel  in  österreichische  Kriegshäfen  einlaufen,  als  welche  die 
Häfen  von  Venedig  und  Pola,  mit  Einschluss  aller  Ankerplätze  bis 
zur  punta  di  Promontore,  und  von  Lassa  mit  allen  Ankerplätzen 
dieser  Insel  erklärt  wurden;   bei  Witterungszwang  ist  es  jedoch 
demaelben  gestattet,  in  den  Haupthafen  von  Pola  und  lissa  einzu- 
fahren.   Der  Hafen  von  Triest  mit  Einschluss  der  Bai  von  Mu^a 
bleiben   für   das  Einlaufen  der  Kriegsschiffe    befreundeter  Mächte 
unter  Beobachtung  gewisser  Bedingungen  offen;  dieselben  Bedin- 
gungen gelten  für  das  Einlaufen  in  die  übrigen  befestigten  Häfen 
der  österreichischen  Meeresküste.    Kein  Schiff  darf,  ohne  voriäuflge 

V.  Czoernig.  Oeslerrcich's  Noiiffestaltung.  15 


Hafen  an  Udben- 

TMtfigkaft,  der  Ehren- 

OduaiMiier  und 

vnd  onenehlltteriidien 

Ibjcflül  der  Kaiser  die 

Ekrenflaese  Ür  die  natemäcluaeiie  Haadeb- 

urcminninrhrT  Löstangen 

die  weisse  und  die  vodie. 

SehifilUirer  belohnt^'  welehe 

Welfeßegoiden  mit 

dnrk  ihre  Fahrten  oder  dureh  ihre 

die  Aasfaiatang  und  Bel^ 

fhiiüIfclHt  imd  des  eigenen  Seehandsk 

oder  doreh  die  Rettung 

lobensweithe  Thaten  sieh  aus- 

Die  nHhe  EhrrnHagjLi  gebührt  jedem  SehiflEMIwer,  der 

ftsndfichen  oder  seerttaiberischen  Angriff  er- 

Seekiieges  angriffsweise 
Gefecht  bcflteht  oder  den  kaiwüchen  KnegsBcfaifien 
Bebtend  kiüct.  Dter  SchÜsfÜhrer  hat  das  Redit,  die 
Ehvndli^^  auf  dem  fianptaasle  des  Sebififes^  das 
er  bdehi^.  wehen  n'  ksse^  Ke  öslemkshisehen  Kriegsschife, 
Ksrts  und  Stnndbattenen  mftasen  einem  solehai  Sehiffe  mit  der 
gifeiehen  Annhl  mn  Schassen  antwoiten.  Die  ans  Seidenstoff  Ter- 
fertigte  Ehrenfligge  Mut  in  der  Mitte  den  kaiserüdien  Doppel- 
adltf-;  in  dnem  sdiwaiaen  Qnentrafen  stehen  in  Gold  auf  der 
Vorderseite  bei  der  weisBen  Ehrenfiagge  die  W<»te:  Merito  n aTali, 
und  bei  der  lothen:  Fortitudini  navali,  auf  der  Rflekseite  aber 
der  kaiseciiehe  Wahlspiuefa:  Viribus  unitis.  Die  Verleihung 
wird  dureh  ein  kaiseriiehes  Diplom  beurkundet  Der  Besüs  der 
Bhrenfiag^  berechtigt  den  Inluiier«,  um  die  VerieihuDg  des  Ver- 
dienstkreuKS  und  soksher  Dienstposten  anansudien,  wof&r  er  b&- 
fidiigt  ist.  Wenn  der  Sefaifislllhrer  die  Ehrenflagge  erhfiit,  so  soll 
sur  Betohnung  des  verdienstlichen  Antheües,  den  die  SchHftmann- 
sehaft  an  seiner  Bbndlung  hatte,  jedesmal  die  Summe  von  500  bis 
^000  fl.  an  Jene  aus  dar  Mannschaft  Tertheüt  werden,  die  sich 
besonders  hervorgethan  haben.    Jeder  Beeilte  erhält  ausserdem 

■  Minist.  £rlss8  vom  29.  Jumar  1850. 
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em  scbnitKches  Ehrenzeugniss  Über  seine  verdienstKche  MitMrirkiiDg^ 
die  Ehrenflagge  und  das  Ebrenzeugniss  geben  dem  Besitzer  den 
Ansprach,  bei  der  Bemessung  der  Bezüge  aus  dem  Harine-Pensions- 
Poode  voraaglieh  berUcksichtiget  zu  werden.  Jeder  SchiflMührer^ 
welcher  die  Ebrenflagge  anspricht,  muss  sein  mit  allen  Behelfen 
belegtes  Oesoeh  bei  der  Central -Seebehörde  einbringen,  wdche 
dasselbe  einer  Commission  von  Fachmännern  zur  Würdigung  vor- 
legt Diese  Commission  spricht  mit  Stimmenmehrheit  über  das  see- 
miiimsche  Verdienst  des  Bewert>er8  und  der  Mannschaft  das  Er- 
kenntoiss  ans,  welches  mit  dem  Gutachten  der  Central-Seebehörde 
an  den  Handels-Minister  geleitet  wird,  der  darnach  auf  Verleihung 
oder  Abweisung  anträgt.  Die  Commission  hat  das  Recht,  Gesuche 
znrllckzu weisen;  sie  besteht  aus  12  Mitgliedem,  worunter  4  Flotten- 
OflSeieie,  4  österreichische  SchüTs-Rheder  und  4  österreichische 
8chi£felührer  sich  befinden,  der  Präsident  der  Central -Seebehörde 
führt  den  Vorsitz  bei  der  Verhandlung,  stimmt  aber  nur  bei  Stim- 
mengleichheit zur  Entscheidung  mit  Unbefugte  Führung  der  Ebren- 
flagge wird  mit  500  fl..  Erschleichung  der  Documente  behufs  ihrer 
Erlangung  mit  1.000  fl.  verpönt  Ein  Verbrechen  oder  entehrendes 
Vei^hen  zieht  den  Verlust  der  Ehrenflagge  nach  sich.  Nach  dem 
Tode  des  damit  betheilten  Schiflsfllhrers  soll  das  Ehrenzeichen  im 
Gemeindesaale  semes  Geburtsortes  für  immerwährende  Zeiten  auf* 
gesteUt  werden,  wenn  der  Verstorbene  dafür  nicht  den  Gemeinde- 
saal einer  anderen  österreichischen  Gemeinde  bestimmt  hat.  *  Für 
das  Ver&hren,  nach  welchem  die  Commission  bei  ihren  V^hand- 
langen  vorzugehen  hat,  sowie  in  Bezug  auf  (Me  Vornahme  der 
feierüehen  Verleihung  der  Ehrenflagge  entwarf  die  Central-Seebe- 
hdide  eigene  Reglements. 

Die  an  die  Schiflsfllbrer  ertheilte  Befugniss  zur  kleinen 
Küsten  fahrt  ist  eine  zweiftiche:  sie  beschränkt  sieb  entweder 
auf  die  Häfen  eines  Krrailandes  oder  umtasst  alle  österrekshischen 
Ittien.  Die  letztere  Befugniss  wurde  neuerlich  auf  die  Befahrung 
aller  Häfen  des  adriatischen  Meeres  westUch  bis  zum  Cap  Otranto 
und  östlich  bis  zum  Cap  linguette  ausgedehnt,  um  den  kleinen 
Küsteitfahrem  dn  weiteres  Feld  fllr  ihre  Thätigkeit  zu  eröffnen.  ^ 

Im  Wege  der  Redprodtät  wurden  den  österrek^hiscben  Schiflen 
in  den  niederländischen  Häfen  dieselben  Begünstigungen  zuge- 


*  Kftis.  Patent  vom  16.  April  1850. 

'  Kandmachung  der  Central-Secbehörde  vom  7.  Februar  1854. 


228 


BtandeD,  welche  die  einheimuchen  genieeaen^  wornaeh  den  mit 
mederlftndiBchen  Colonial-Producten  beladenen,  direet  aas  dem  Ur- 
sprungslande  anlangenden  Schiffen  die  nttmliche  Befreiung  von  den 
Einfuhrs- Abgaben  wie  den  einheimisehen ,  mit  Ausnahme  des  taffi- 
niiten  Zuckers,  der  Melasse  und  des  Thees,  zu  Gute  kömmt;  anefa 
würden  denselben  in  den  Colonien  und  überseeischen  BesilBungen 
der  Niederlande  die  gleichen  Begttnstigungea,  wie  der  einheimischen 
Flftgg^  (>ni^  Ausschluss  der  Küstenfahrt  in  den  ostindischen  Be- 
sitzungen) eingeräumt  '  Die  Österreichische  Flagge  wurde  in  den 
chilenischen  Hfifen,  ebenso  wie  die  chilenische  in  den  österreichischen 
Hftfen,  der  einheimischen  gleichgestellt. ' 

Da  sich  bis  zur  erfolgten  Allerhöchsten  Genehmigung  der  in 
der  Bearbeitung  stehenden  Gesetzesentwürfe  eine  Bestimmung  aber 
die  Prüfung  für  die  Bewerber  um  die  Befähigung  zur  weiten 
Fahrt  nöthig  zeigte,  erliess  die  Central-Seebehörde  unterm  25.  Au- 
gust 1851  hiertlber  ein  Reglement  Derjenige,  welcher  die  Be- 
flübigung  als  Gapitän  der  weiten  Fahrt  erlangen  will,  muss  sich 
vorher  einer  Prüfung  unterziehen.  Um  zu  derselben  zugelassen  zu 
werden,  muss  er  das  Alter  von  wenigstens  20  Jaliren,  die  öster- 
reichische Staatsbürgerschaft,  einen  unbescholtenen  Lebenswandel 
und  eine  auf  österreichischen  Schiffen  weiter  Fahrt  zugebrachte 
Dienstzeit  von  fünf  Jahren  (worunter  mindestens  ein  Jahr  bJLb 
Schifisschreiber,  Cadet  oder  Steuermann)  nachweisen.  Die  Prüfung 
erfolgt  durch  eine  von  dem  nautischen  Ober-Inspector  oder  dem 
bezüglichen  Inspector  geleitete  Oommission,  an  welcher  einOffider 
der  k.  k.  Kriegs -Marine,  zwei  Capitäne  der  weiten  Fahrt,  ein 
Mitglied  der  Handelskammer  oder  ein  Schiffs-Rheder,  ebenso  wie 
die  bezüglichen  Professoren  der  nautischen  Schule  des  Prüfungsortes 
Theil  nehmen.  Die  an  zwei  verschiedenen  Tagen  vorzunehmende 
Prüfung  zerfällt  in  eine  schriftliche,  unter  Aufsicht  des  Leiters  und 
zweier  Mitglieder  der  Gommission,  zur  Lösung  dreier  numerischer 
von  der  Central-Seebehörde  von  Fall  zu  Fall  verschlossen  übenen- 
deter  Aufgaben  stattfindende,  und  eine  mündliche,  welche  in  Gegen- 
wart der  ganzen  Gommission  vorgenommen  wird;  und  zwar  umfasst 
letztere  die  eigentiiche  Schiffiahrt  mit  ihren  Hilfsmitteln  an  Karten, 
Ixtg  und  Compass,  dann  mit  dem  Bord -Journale,  die  nautische 
Astronomie,  die  Manoeuvrir- Kunst  und  die  hauptsächlichsten  Vor- 

*  Minist.  £rla88  vom  15.  Januar  1851. 
^  Minist  Erlass  vom  10.  Mai  1851. 
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eehriften  der  Schiflfahits- Gesetzgebung.  Bei  dieser  Prüfung  rnuas 
der  Candidat  zugleich  practische  Uebungen  auf  der  hydrographi- 
schen Karte  und  mit  dem  Sextanten  vornehmen.  Nach  vollbrachter 
Prßfiing  entscheidet  die  Commission  mit  Stimmenmehrheit  Aber  das 
Ergebniss  derselben^  und  legt  das  Protokoll  hierüber  der  Central- 
Seebehörde  zur  Schlussfassung  über  das  dem  Candidaten  zu  erihd- 
lende  Zeugniss  und  demgemäss  über  seine  Zulassung  zur  Schifb- 
fthrung  in  der  Eigenschaft  als  Capitän  der  weiten  Fahrt  vor.  ' 
ESaie  ganz  fihnüche  Vorschrift  erfolgte  bezügUch  der  Prüfung  der 
Sehiffsführer  für  die  grosse  Küstenfahrt  in  der  weiteren 
Ausdehnung  (d.  i.  vom  schwarzen  Meere  bis  zur  Meerenge  von  Öibral- 
tu)^  welche  in  früherer  Zeit  vor  ihrer  Zulassung  zur  Führung  des 
Schiffes  keiner  oder  einer  nur  oberflächlichen  Prüfung  unterzogen 
worden  waren.  Hierbei  ei^bt  sich  bloss  die  Modification,  dass, 
um  zugelassen  zu  werden,  nur  drei  Jahre  Dienst  auf  einem  Segel- 
schiffe sammt  hinreichender  technisch-practischer  Navigations-Kennt- 
niss  nachgewiesen  zu  werden  brauchen.  Letztere  wird  durch  eine 
Prüfung  dargethan,  welche  bei  den  vier  Gentral-Hafenämtern  und  den 
Hafenämtern  von  Zara  und  Spalato  abgelegt  werden  kann.  Die  Prüfung 
wird  durch  eine  Commission  geleitet,  welche,  unter  dem  Vorsitze  des 
jeweiligen  Hafen -Capitftns,  aus  dem  Hafen -Adjuncten  und  einigen 
Mitgliedern  aus  dem  Schiffer-  und  Handeisstande  besteht.  Die  schrift- 
liche, zwei  numerische  Aufgaben  umfassende,  und  die  mündliche 
Prüfling  (Oegenstände  der  eigenüichen  Schiffiahrt,  die  Manoeuvrir- 
Kunst  und  die  vorzüglichsten  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Schiff- 
fiihrt,  nebst  den  practischen  Uebungen  mit  Karten  und  Sextanten 
in  sich  bereifend),  finden  an  einem  und  demselben  Tage  Statt. 
Künftig  wird  Niemand  mehr  *  zur  Führung  eines  Sclüffes  dieser 
Kategorie  zugelassen,  welcher  nicht  in  der  angedeuteten  Weise 
beftÜgt  worden  ist  ^  Die  österreichischen  Seeleute,  welche  zürn 
ersten  Male  die  Einschifiungs- Bewilligung  zur  Ausübung  des  See- 
dienstes nachsuchen,  müssen  darthun,  dass  sie  geimpft,  und,  wenn 
sie  das  Alter  von  18  Jahren  überschritten  haben,  (ktss  sie  revaoci- 
nirt  und  nicht  mit  der  (in  der  Gegend  von  Fiume  endemischen, 
ansteckenden)  Scarlievo- Krankheit  behaltet  sind.  '  Zur  Sicherung 
der  genauen  Befolgung  der  Militär-Conscriptions-Oesetze  wurde  an- 

'  Reglement  der  Cenlrol-Seebehörde  vom  25.  August  1851. 
^  Kundmachung  der  Central-Seebehörde  vom  30.  November  1852  und 
17.  Juni  1853. 

*  Kundmachung  der  Central-Seebehörde  vom  31.  Mai  1852. 
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geordnet,  da«8  den  Seeleuten,  welche  nach  ihrem  Alter  der 
Pfiieht  unterworfen  sind  oder  dieses  Alter  noch  nicht  erreicht  haben, 
die  Einschiffungs-Bewilligung  zu  Seereisen  nach  dem  Auslände  nur 
dann  unbedingt  ertheilt  werden  darf,  wenn  de  v<hi  dem  Mililftr- 
Dienste  befreit  oder  von  einer  Recrutirungs-Commission  ftkr  glEndieh 
und  bleibend  untauglich  erklärt  worden  sind,  oder  wenn  sie  ihrer 
Militär-Pflicht  Oentlge  geleistet  oder  die  vierte  Alters-Classe  Ober- 
sdiritten,  oder  das  gesetasliche  Einstandsgeld  sichergestellt  haben. 
In  anderen  Fällen  wird  ihnen  diese  Einschiffungs-Bewilligung  nur 
auf  eine  beschränkte  Dauer  (bis  zu  dem  Zeitpuncte  der  nllehsten 
EinberuAing  der  Stdlungspflichtigen)  gewährt. '  Um  zu  v^hindem, 
dass  wegen  einer  mit  den  Mühen  der  Seereftse  nicht  im  Einklänge 
stehenden  Zahlung  die  Matrosen  österreichischer  Sdüffe  sich  wei- 
gern, die  Fahrt  nach  dem  schwarzen  Meere  im  Winter-Semester 
zu  machen,  wurde  angeordnet,  dass  im  Falle  einer  jeden  solchen 
Reise  eine  Lohnerhöhung  stattfinden  solle,  welche  fUr  jede 
Reise  yon  Konstantinopel  nach  einem  Hafen  des  schwarzen  Meeres 
und  der  Donau -Mündung  6  llialer  (k  2  fl.)  bei  dem  Bootsraanne, 
5  Thaler  bei  dem  Matrosen,  3  Thaler  bei  dem  Leichtmatrosen 
oder  Aufwärter,  und  V/^  Thaler  bei  dem  Schil&jungen  beträgt ' 
In  Folge  der  zugesicherten  Oegenseitigkeit  wurde  mit  königiicfaer 
Ordonnanz  vom  22.  October  1852  verordnet,  dass  die  von  öster- 
reichischen Schiffen  desertirten  Matrosen  auf  dem  britischen  Glebiete 
über  Einschreiten  des  kaiserlichen  Consulates  aufgegriffen  und  an 
den  Capitän  des  bezüglichen  Schifi*es  ausgeliefert  werden  sollen. 
Um  die  Verzögerung  der  Ausladungen  der  Schiffe  und  die  Ver- 
schleppung der  Waaren  zu  verinndem,  wurde  angeordnet,  dass 
von  einem  österreichischen  in  dem  nationalen  Hafen  seiner  Be- 
stimmung einlaufenden  Schiffe  der  Capitän  oder  SchiflEMtahrer  weder 
sich  entfernen  noch  die  Schiffe -Oi&ciere  und  Matrosen  ganz  odar 
zum  Thelle  entlassen  darf,  bis  sein  Schiff  gänzlich  ausgeladen  ist. 
Wenn  durch  ausserordentliche  Umstände  die  Ausladung  verzögert 
oder  gehindert  wurde,  hat  sich  der  Befehlshaber  des  Sehifles  an 
das  Hafenamt  oder  das  Organ  des  Hafendienstes  an  dem  Jbezflg- 
lichen  Landungsorte  zu  wenden,  um  diessialls  eine  Erleichterung 
zu  erlangen,  die  sich  aber  auf  den  Capitän  und  die  Schiffs-Oflficiere 
nicht  erstrecken  darf.  ' 

*  Kundmachang  der  Central-Seebehörde  vom  16.  Februar  1854. 
^  Circulare  der  Central-Seebehörde  vom  24.  November  1852. 

*  Kundmachung  der  Central-SeebehÖrde  vom  6.  December  1852. 


231 


Nttchdem  bereits  im  Jahre  1832  den '  fransösiechen  in  den 
ÖBteneichiacfaen  Seeplätzen  reeidirenden  Consuln  ein  erweiterter 
Wirkungskreis  in  Fällen  der  Verunglückung  iranzödscber 
Fahrsei^  an  den  öeterreichischen  Seekttaten  eingeräumt,  liierbei 
aber  sich  die  Gegenseitigkeit  für  die  in  Frankreieii  befindlichen 
k.  k.  Consttlats-Aemter  vorbehalten  worden  ist,  wurden  den  in  den 
Uifen  von  Frankreich  und  Algerien  bestellten  k.  k.  Consulats- 
Aemlem  Instructionen  ertheilt,  nach  welchen  sie  bei  VeruDglttckung 
Meneiehischer  Fahrzeuge  an  den  dortigen  KUsten  vorzugehen 
haben,  um  die  möglichste  SichersteUung  des  durch  solche  Un- 
glQeksftUe  gefiLhrdeten  Eigenthumes  österreichischer  Angehörigen  zu 
erwirken.  ' 

Zur  Verhinderung  des  Schleichhandels  an  den  SeekU- 
sten  wurde  verordnet,  dass  jeder  Führer  eines  österreichischen 
äehifies  b^  der  Abfahrt  aus  einem  inländischen  Hafen  dn  Manifest 
über  die  geladenen  Waaren  in  doppelter  Ausfertigung  dem  Hafen- 
amte  zu  überreichen  hat;  das  eine  Exemplar,  welches  mit  den 
Original-Frachtscheinen  belegt  sein  muss,  wird  mit  dem  Visum  des 
Ifafenamtes  versehen  und  dem  SchiffsfUhrer  zurückgestellt.  Ist  die 
Fahrt  nach  einem  österreichischen  Hafen  gerichtet,  so  hat  der 
Schi&führer  noch  ein  drittes  Exemplar  vorzulegen,  welches  ihm, 
mit  dem  Visum  des  Hafenamtes  versehen,  verschlossen  und  versiegelt 
zurückgestellt  wird ,  und  Air  das  Amt  bestimmt  ist,  weiches  die  lieber- 
einstimmudg  der  Ladung  mit  dem  Manifeste  zu  prüfen  hat.  Kein 
Führer  eines  österreichischen  oder  ausländischen  Schifies  darf  Waa- 
ren verladen,  welche  in  dem  Manifeste  nicht  aufgenommen  sind. 
Auf  die  Uebertretung  dieser  Vorschrifien  sind  See-Polizei-Strafen, 
und,  wenn  damit  zugleich  einer  OeffLilsvorschrift  zuwider  gehandelt 
wurde,  die  allgemeinen  Gefiillsstrafen  gesetzt.  Innerhalb  der  Ent« 
ternui^  einer  österreichischen  Meile  (7.590  Meter)  vom  Lande,  ist 
zur  See  jede  Waarenüberladung  von  Bord  zu  Bord,  den  Fall  der 
überwiegenden  Gewalt  (forza  maggiore)  ausgenonmien ,  verboten, 
und  jede  Uebertretung  wird  seepohzeilich  und  geiallsamtlich  be- 
straft Den  Fischerbarken  ist  der  Waaren -Tiiinsport  unter  der 
gesetzlichen  Ahndung  unbedingt  verboten.  ' 

An  der  österreichischen  Küste  bestehen  Leuchtthürme  mit 
Leuchtfeuern   zum  Nutzen   der  Schiffiahrt:   in  Triest  in   einer 

>  Minist  £rla8S  vom  13.  Juni  1854. 

^  Minist.  Erlass  vom  24.  September  1853. 
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Höhe  von  106  Fuss  ttber  dem  Meeresspiegel,  .am  Vorgebirge  Sal- 
vore  bei  Hrano  (110  Fuss  hoch),  auf  der  Felsenklippe  Porer  an 
der  Sttd- Spitze  von  Istrien  (107  Fuss  hoch)  und  auf  dem  didma- 
tischen  Insel-Archipel  nördlich  auf  der  Isola  grossa  an  dem  Stand- 
puncte  ,,alle  punte  blanche^  (125  Fuss  hoch)  und  südlich  auf  der 
in  den  Golf  vorspringenden  Insel  Lagosta  (390  Fuss  hoch).  Das 
Leuchtfeuer  auf  diesen  Leuchtthttrmen  wird  von  der  Triester  Börse- 
Deputation  erhalten,  welche  auch  die  Erbauung  der  meisten 
Leuchtthürme  besorgte  und  dafiir  von  den  in  Triest  anlangenden 
Schüfen  eine  GrebUhr  erhebt.  Diese  wurde  dahin  geregelt,  dass 
jedes  in  Triest  anlangende  Schiff  von  mehr  als  16  Tonnen  fUr 
jeden  Leuchtthurm,  an  dem  es  parallel  vorübergesegelt  ist, 
eine  Abgabe  zu  entrichten  hat,  welche  y,  kr.  für  die  Schi£fe  von 
16—50  Tonnen,  y,  kr.  für  jene  von  51—100  Tonnen  und  1  kr. 
für  die  Schiffe  ttber  hundert  Tonnen  beträgt.  Die  Börse-Deputation 
übernimmt  dafür  die  Verpfliclitung,  die  Leuchtthürme,  welche  an 
den  ftir  die  Schififalirt  wichtigen  Puncten  noch  erforderlich  atod, 
zu  erbauen,  und  das  Eigenthum  dieser  Leuchtthürme  dem  Staate 
zu  gewährleisten.  Künftig  soll  diese  LeuohtgebUhr  auch  in  den 
übrigen  österreichischen  Häfen  eingehoben  werden,  doch  wird  der 
Zeitpunct  der  Ausführung  dieser  Maassregel  weiterer  Allerhöchster 
EntSchliessung  vorbehalten.  ' 

Später  wurden  Leuchtfeuer  eingerichtet,  und  zwar  am 
1.  August  1853  auf  dem  Felseneilande  S.  Giovanni  in  Pelago  bei 
Rovigno  (70  Fuss),  am  21.  Januar  1854  an  der  Mündung  der  ^e, 
genannt  Bocca  di  Piave,  an  der  venezianischen  Küste,  ferner  am 
21.  September  1854  an  der  Punta  d^Ostro  am  Eingimge  in  die 
Bocche  di  C!attaro  (231  Fuss).  Für  diese  Leuchtfeuer  haben  die 
in  Triest  einlaufenden  Schiffe  vom  1.  October  1854  an  die  Leucht- 
gebühr in  derselben  Weise  wie  für  die  früher  bestandenen  zu  ent- 
richten; zugleich  ward  die  Einhebung  dieser  Leuchtgebühr  auch 
für  die  Häfen  von  Venedig  und  Fiume  angeordnet.  ^  Die  Erricii- 
tung  eines  Leuchtfeuers  auf  dem  Damme  von  MaJamocco  bei  der 
Eünfahrt  in  die  Lagunen  von  Venedig  ist  vorbereitet. 

Zu  den  wichtigsten  Vorkehrungen  für  Unfälle  zur  See,  nament- 
lich um  das  Aufeinanderstossen  von  Schifien  hintanzuhalten,  gehören 
die    Signalisirungs- Vorschriften.     Eine    solche    Vorschrift^ 

'  Kundmachung  der  Central-Seebehörde  vom  11.  Mai  1851. 
'  Kundmachung  der  Central-Seebehörde  vom  27.  August  1854. 
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welche  sieh  den  bei  anderen  Seemächten  in  Geltung  stehenden  An- 
ordoiingen  anschlieBst^  wurde  fiir  die  öeterreichische  Kriegs-  und 
Handels- Marine  mit  der  Ministerial- Verordnung  vom  11.  August 
185^  über  Antrag  der  Central- Seebehörde  und  des  Marine-Ober- 
Coinmando'*8  erlassen.  Derselben  gemäss  müssen  alle  DampfschifTe, 
wenn  sie  auf  der  Fahrt  begriffen  sind^  vom  Sonnen-Untergange  bis 
zum  Sonnen- Aufgange  drei  Laternen  angezttndet  haben,  nämlich 
eine  mit  natürlichem  Lichte  am  Yordermaste,  eine  mit  grünem 
lidite  auf  der  rechten  und  eine  mit  rothem  Lichte  an  der  linken 
Seite.  Die  Laternen  müssen  so  angebracht  sein,  dass  man  das 
natüiliche  Licht  auf  5  und  die  geförbten  Lichter  auf  2  Seemeilen 
weit  wahrnehmen  und  dass  eine  Bewegung  oder  Verwechslung 
derselben  nicht  eintreten  kann.  Wenn  die  Dampf-  oder  Segelschiffe 
vor  Anker  liegen,  müssen  sie  —  ausser  sie  wären  in  der  Nähe 
des  Dammes  oder  des  Quai's  befestiget  —  am  Vordermaste  zur 
Nachtzeit  das  natürliche  licht  au&iehen.  Die  auf  der  Fahrt  be- 
griffenen Segelschiffe  hissen  zur  Nachtzeit  zwei  Laternen  mit  natür- 
lichem Lichte  auf,  eines  höher  am  hinteren  Mäste,  das  andere 
niedrige  am  vorderen  Mäste,  wenn  sie  Schiffe  in  Sicht  haben, 
oder  diesseits  der  Meerenge  von  Gibraltar  überhaupt  wenn  die 
Nadit  sehr  dunkel  ist  Die  Fischerbarken  zünden  eine  Laterne 
mit  gewöhnlichem  Lichte  an,  welches  sichtbar  sein  muss,  wenn 
sich  ihnen  ein  Schiff  nähert  Zur  2ieit  dichter  Nebel,  sei  es  bei 
Tag  oder  Nacht,  geben  die  Segelschiffe,  inuner  nach  einer  Zwischen- 
zeit von  drei  Minuten,  ein  Zeichen  mit  der  Glocke,  welches  eine 
Minute  währt,  die  Dampfschiffe  fahren  mit  halber  Kraft  und  geben 
dieses  Zeichen  in  denselben  Intervallen  mit  der  Dampfpfeiie.  Nimmt 
man  zur  Nebelzeit  auf  diese  oder  auf  andere  Weise  das  Nahen 
eines  anderen  Schiffes  wahr,  so  wird  der  Lauf  des  eigenen  Schiffes 
ermässigt  oder  gänzlich  unterbrochen,  bis  man  den  einzuschlagen- 
den Lauf  beurtheilen  kaon.  Die  Uebertretung  dieser  Vorschriften 
wird  mit  einer  Geldstrafe  von  fUnf  und  bezüglich  fünfzig  Gulden 
(bei  Fischerbarken  von  einem  Gulden)  bestraft.  '  Die  Bestimmung 
dieses  Reglements  in  Bezug  auf  das  Aufziehen  eines  gewöhnlichen 
Lichtes  zur  Nachtzeit,  wenn  die  Schiffe  vor  Anker  liegen,  wurde 
auch  auf  die  fremden  an  der  österreichischen  Küste  ankernden 
Schiffe,  unter  der  gleichen  Strafenandrohung  (von  5  fl.)  ftir  den 
Unterlassungsfall,  ausgedehnt.  ^ 

'  EundmachUDg  der  Central-Seebehörde  vom  25.  Januar  1853. 
'  Kundmachung  der  Central-Seebehörde  vom  14.  März  1853. 
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Die  nautischen  Schulen  in  Oesterreich  erhielten  mit  der 
kaiserlichen  Entschliessung  vom  26.  Juli  1852  eine  neue  Einriehtuig 
und   beziehungsweise  Vermehrung.    Sie  dienen  eur  Unterweisung 
ftlr  Oapitäne  der  weiten  Fahrt,  für  die  SchifisfÜhrer  der  grossen 
Kttstenftihrt,    ftir  die   Second-Capitäne,   Lieutenants,  und   SchiA- 
schrdber,  für  die  Schiffs-Patrone  der  kleinen  Küsteniahrt,  Dir  die 
Bootsmänner  und  für  die  Schiffbauer.    Der  Unterricht  -wird  unent- 
geltlich in  besonderen  Lehr-Cursen  erthalt,  und  zwar  in  einem 
zweijährigen  Lehr-Curse  für  die  theoretisch-practische  Unterweisung 
der  Oapitäne  und  Lieutenants  der  weiten  Falirt^  in  einem  halbjäh- 
rigen Lehr-Curse  für  die  practische  Unterweisung  der  Oaintfine  der 
weiten  Fahrt  und  der  SchifisfÜhrer  der  grossen  Küstenfiihrl^  in  den 
abendlichen    Unterrichte    für    die    kleinen  Küstenfahrer    und    die 
Bootsmänner  und  in  dem  Jahres -Curse  für  den  tfaeoietiseb-praeti- 
sehen  Unterricht  in  der  Schiffbaukunst    Nautisdie  Hanptschulen, 
welche  alle  diese  vier  Lehr-Curse  haben,  bestehen  in  Triest,  Voie- 
dig,  Fiume  und  Ragusa;  Secundär-Schulen ,  welche  dieselben  Lehi^ 
Curse  mit  Ausnahme  desjenigen  über  die  Schiffbaukunst  auftuwasen 
haben,  bestehen  in  Zara,  Spalato  und  Cattaro  (demnächst  auch  in 
Rovigno).    Mit  der  nautischen  Schule  zu  Triest  ist  überdieea  nooh 
ein  höherer  nautischer  Lehr-Curs  für  diejenigen  verbunden ,  weksbe 
sich  in  den  nautischen  Wissenschaften  oder  in  der  Schiffbaukunst 
vervollkommnen  oder  dem  Unterrichte  in  der  Nautik  widmen  ^nroll^. 
Die  Leitimg  dieser  Schulen  ist  mit  jener  der  an  den  bezflglichen 
Orten  bestehenden  Handels-  oder  Real-Schulen  vereinigt;  die  Schulen 
selbst  aber  sind  getrennt  und  mit  eigenen  Professoren  oder  Lehrern 
für  die  Fächer  der  mathematischen  und  nautischen  Disciplinen,  in 
den  Hauptschulen  auch  für  den  Schiffbau  und  die  Manoeuvrir-Koittt^ 
versehen.     Die   Unterrichtssprache   ist  die  italienische.     Bei   den 
zweijährigen  und  den  Jahres -Cursen  finden  Semestral -Prfifiingen 
Statt;  der  hiemit  beauftragten  Commission  sitzt  der  nautische  Ober- 
In8i)ector  (oder  der  bezügliche  Inspector)  der  Central-Seebehörde  vor, 
welcher  auch  den  nautischen  Unterricht  im  Einverständnisse  mit  <ier 
Landes-Schulbehörde  überwacht.     In  dem  zweijährigen  Lehr-Curse 
werden  die  Arithmetik,  die  Greometrie  und  Trigonometrie,  die  Steuer- 
mannskunst (Pilotage)  und  die  eigentliche  sowohl  als  die  nautische 
Astronomie  mit  Vornahme  von  practischen  Uebungen,  femer  die  Ele- 
mente des  Handels-  und  Seerechtes,  der  Schiffbaukunst,  endlich  die  Ma- 
noeuvrir-Kunst  gelehrt.;  der  Religions-Unterricht  fasst  die  practisdien 
Bedürfnisse  des  Seefahrers  in's  Auge.   Zur  Aufiialune  in  diesen  Lehr- 
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CoiB  dnd  keine  anderen  Erfordemisee  vorgeseichnet,  als  das  Alter 
von  14  Jahren,  eine  hinreiehende  Kenntnies  der  italienisehen  Sprache^ 
mn  dem  Unterrichte  folgen  zu  können  und  die  Bekanntachaft  mit 
den  vier  Reehnung8-8pecieB  in  ganzen  Zahlen.  Die  Schüler  können 
ftoeh  Lehrvortrftge  Ober  andere  OegeAstände  an  der  ReaUSchule 
hOren  und,  wenn  der  Seedienet  ihnen  nicht  erlaubt  vier  Semester 
naeh  einander  zu  studiren,  ihren  Lehr-Curs  unterbrechen,  um  ihn 
spiter  wieder  fortzusetzen.  In  dem  halbjährigen  Lehr-Ourse  werden 
die  Pilotage ,  die  nautische  Astronomie  und  die  Elemente  der  Schiff- 
baokunet  in  empirischer  Weise  gelehrt,  um  die  Schüler  für  den 
pnetisehen  Schiffsdienst  zu  befiihigen.  Die  in  diesen  Lehr-Curs 
Eintretenden  müssen  jedoch  schon  zwei  Jahre  im  Seedienste  zuge- 
bracht haben.  Der  abendliche  Lehr-Curs  ^ird  im  Winter-Semester 
wöchentlich  durch  drei  Stunden  ertheilt;  er  bezieht  sich  im  AUge» 
meinen  anf  die  Ausrüstung  und  practische  Führung  der  Schiffe,  die 
materielle  Kenntniss  des  Compasses  und  des  Logs,  auf  die  Gestal- 
tong  der  Küsten,  Untiefen  und  Strömungen  im  adriatischen  Meere, 
im  Besonderen  aber  auf  die  Kenntniss  der  Küsten  und  der  Einfahrt 
in  die  Mfen  des  Küstenbezirkes,  in  welchem  der  Ort  gelegen  ist. 
Auch  über  das  Ein-  und  Ausladen,  sowie  über  das  Kalfatern  der 
Schiffe  und  die  hauptsächlichsten  Obliegenheiten  eines  Schiflfe-Pfttrones 
gegmflber  den  Hafen-  und  See-Sanitftts-Aemtem  erstreckt  sich  dieser 
Unterricht,  welchem  Jedermann  ohne  Ausnahme  beiwohnen  kann, 
in  dem  Jahres -Curse  für  Schiffbauer  umfasst  der  Unterricht  ctie 
Ueefaanik,  die  Manoeuvrir- Kunst  und  die  Schiffbaukunst  mit  der 
pnetisehen  Unterweisung  auf  dem  Werfte.  Der  in  diesen  Jahres- 
Oars  Eintreteude  muss  mindestens  15  Jahre  alt  sein  und  wenigstens 
den  Lehr-Curs  einer  Unter-Real-Schule  mit  gutem  Erfolge  zurück- 
gelegt haben;  auch  muss  er  sich  über  stäne  Kenntnisse  in  der 
Algebra,  die  sich  bis  auf  die  Gleichungen  zweiten  Grades  zu  er- 
rtreeken  haben,  durch  eine  Prüfung  ausweisen.  Diejenigen,  welche 
die  ersten  zwei  Semester  des  zweijährigen  nautischen  Lehr-Curses 
mit  gutem  Erfolge  zurückgelegt  haben,  werden  ebenfalls  zuge- 
lassen. 

Locale  Verfügungen  für  die  einzelnen  Häfen  ergingen  (ausser 
den  sogleich  zu  erwähnenden  auf  den  Schiffbau  Bezug  nehmenden 
Anordnungen  in  Triest,  Venedig  und  Zengg)  nachstellende,  deren 
Wirksamkeit  von    grosserer  Bedeutung  fllr  die  allgemeine  Schiff- 

fshrt  ist. 

» 

In  Triest  wurde  ein   astronomisch-nautisches  Obser- 
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vatorium  errichtet  und  insbeMmdere  dadurch  für  die  Uandek- 
Maiine  Dutzbar  gemacht,  dafe  bd  demaelbeD  die  SdiifiB-Chronometer 
zur  Beobachtung  ihres  Ganges^  worüber  ein  Ceitificat  erthdlt  winL 
g^;en  Entrichtong  einer  GdiOhr  von  5  fl.  abemonunen  weiden. ' 
Um  jedoch  die  auf  der  Rhede  oder  im  Hafen  von  Triesi  b^bid- 
lichtfi  Seefehrer  in  die  Lage  zu  setzen,  den  Stand  und  Gang  Uuer 
ChroDometer  selbst  an  bestimmen,  wird  auf  der  Teirasse  des  dor- 
tigai  Leuehtthurmes  die  auf  der  Triester  Sternwarte  beob- 
achtete mittlere  Mittagszeit  tiglich  mittelst  eines  Apparates  an- 
gezeigt Dieser  Apparat  besteht  aus  dner  schwarzen,  4  Fuss  im 
Durchmesser  haltenden  Kugel)  welche  5  Minuten  vor  der  Mittags- 
zeit auf  die  l^tze  einer  verticalen  Stange  aulgezogen  wird,  und 
genau  um  die  Mittagazeit  15  Fuss  tief  herabfällt  Der  Beginn  des 
Falles  bezeichnet  die  mittlere  Mittagszat  der  Sternwarte,  der  Fall 
dauert  bei  ruhigem  Wetter  %,  einer  Secunde.  Die  Loslösung  der 
Kugel  von  der  Stange  wird  mittelst  einer  eleetrisch-magnetischen 
Vorrichtung  von  der  Sternwarte  aus  beweiicstelligt,  und  gewähi^ 
leistet  daher  die  volle  Genauigkeit '  Für  den  Hafen  von  Trieet 
wurde  ein  Corps  von  Hafenlootsen,  und  zugleich  i)ir  den  Hafen 
und  die  Rhede  von  Triest  eine  besondere  Sicherheitswache  erriohtet^ 
so  dass  die  ersteren  den  hafen -polizeilichen,  die  Mitglieder  der 
letzteren  den  allgemeinen  Sicherheitsdienst  auf  der  Rhede,  im  Hafen 
imd  am  Hafen -Quai  zu  versehen  haben.  Zur  Bedeckung  des  be- 
züglichen Aufwandes  haben  die  einlaufenden  einheimischen  und 
fremden  Schiffii  von  mehr  als  30  Tonnen  eine  Gebtthr  zu  entrichten, 
welche  iiir  die  Schiffe  bis  150  Tonnen  1  kr.,  für  jene  von  151  bis 
300  Tonnen  2  kr.  und  für  jene  über  300  Tonnen  3  kr.  für  die 
Tonne  beträgt '  Ein  eigenes  Reglement  bestimmt  die  Ordnung 
und  das  Verfahren  bei  der  Postirung  der  Schiffe,  welche  in  dem 
sprossen  Canale  ihre  Ladung  löschen  oder  einnehmen.  *  Die  in  dem 
Hafen  von  Triest  zusammenströmenden  beschäfligui^osen  Matrosen 
wurden  einer  genauen  Ueberwachung  unteizogen,  und  dafür  eine 
regelnde  Vorschrift  erlassen.  ^  Besondere  Soi^alt  wurde  dep  Hafen* 
l)auten  gewidmet  Der  Triester  Hafen  ist  weder  gegen  alle  Winde 
geschützt,    noch    bietet  er   hinreichenden    Raum    für   die  ttchere 

I  Kundmachung  der  Central-Seebeliörde  vom  26.  Mai  1851. 

'  Kundmachung  der  Centr&l-Seebehörde  vom  6.  September  1852/ 

*  Minist.  Erlass  vom  9.  März  1850. 

*  Gubernial-Kttudmachung  vom  17.  April  1850. 

^  Kundmachung  des  Central-Hafenamtes  vom  19.  April  1853. 
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Pofltmuig  der  zahfareicheD  dort  vor  Anker  gehenden  Schiflfe;  zu 
dem  Zwecke  einer  bequemen  und  mehr  Sicherfadt  gewfthrenden 
Poetirung  der  Sehiffe  wurden  je  drei  Hafendftmme  jeder  von  50 
bis  70  Klafter  Lftnge  erbaut,  und  sehr  bedeutende  Summen  hieritir 
veraasgabt,  wie  auch  die  Baggemng  des  Hafens '  kr&ftig  ge- 
handhabt. 

Bekannttieh  ist  der  Zugang  zu  dem  äusseren  Hafen  von 
Venedig  (Malamooco)  sowie  die  Fahrt  in  den  Canftlen  der  La- 
gunen sehr  flchwierig,  wesshalb  durch  die  Bestellung  von  Piloten' 
(pikiti  localieri}  den  fremden  Schiffen  diese  Ein&hrt  leichter  zu- 
gingKeh  gemacht  wird ;  diese  etwas  in  Verfall  gerathene  Institution 
eiiiielt  eine  neue,  den  Zeitverfaältnissen  entsprechende  Regelung 
(October  1854).  Der  grosse  nördliche  Hafendamm  nächst  Malamocco, 
eine  der  colossalsten  Seebauten  der  neueren  Zeit,  vor  mehr  als 
emem  Decennium  begonnen,  wurde  in  der  Zwischenzeit  vollendet, 
und  die  Errichtung  des  südlichen  ihm  gegenüber  liegenden  Dammes^ 
wek^er  noch  zur  Erzielung  einer  constanten  Wassertiefe  am  Haten- 
dngange  erforderlich  ist,  begonnen.  Inzwischen  werden  alljährlich 
über  Anordnung  der  Central -Seebehörde  Sondirungen  an  jener 
Einfahrt  vorgenommen,  und  das  Elrgebniss  derselben  periodisch 
zum  Nutzen  der  Seefahrer  bekannt  gemacht.  Zur  Austiefung  der 
Lagunen-Canäle,  insbesondere  des  nach  dem  Arsenale  führenden 
Haupt-Canales,  war  ein  trefflicher  Dampf-Bagger  in  Thätigkeit. 

Die  Seestadt  Fiume  liegt  an  einer  offenen  Rhede,  an  deren 
östüeher  Seite  die  Mündung  des  Redna-Flüsschens  einen  Hafen  für 
Kfisten&hrzeuge  bildet  Der  zunehmende  Handel  von  Fiume  machte 
einen  d&i  Hochseeschiffen  Schutz  gewährenden  Hafen  zum  Bedürfnisse. 
Als  das  geeignetste  Mittel  zur  Eriangung  eines  solchen  ward 
die  Anlegimg  eines  den  inneren  Theil  der  Rhede  umschliessenden 
Hafendammes  erkannt,  und  Seine  Majestät  der  Kaiser  bewilligte 
den  Betrag  von  100.000  fl.,  womit  unter  Aufsicht  des  dortigen 
Handelastandes  jener  Damm  gebaut  und  hierbei  zum  ersten  Male 
im  grösaeren  Maasstabe  und  mit  sehr  befriedigendem  Erfolge  die 
Santorin^Erde  zum  hydraulischen  Ceaiente  verwendet  wurde.  In- 
zwischen war  der  Eüstenhafen  der  Reka  (oder  Fiumara)  durch 
wiederholtes  Anschwellen  des  Giessbaches,  welcher  viel  Gerolle 
von  der  oberen  Berggegend  zur  Mündung  führte,  verschlämmt 
worden,  und  Fiume  gerieth  in  Gefahr,  durch  Mangel  an  Unterkunft 
ftir  die  Schiffe  seinen  Küsteuhandel  zum  grossen  Theile  zu  verlieren*. 
Dieser  Gefahr  wurde  dadurch  vo^ebeugt,  dass  ein  Dampf-Bagger 
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von  Dalmalien  dahin  beordert  und  so  lange  daaelbel  belaasen  wanL 
biB  er  die  Ba^ening  diese«  Kitotenlmfens  bewerksteli^  hatte: 
gleichzeitig  wurden  die  von  den  Hoehwässem  bedeutend  besefai* 
digten  Ufer  des  Ganales  mit  namhaftem  Koetenaufnrande  her- 
gestellt 

Zur  Beförderung  des  Schiffbaues  wurden  nacfaat^ende 
Maassregdn  geiiofien.  Für  die  verschiedenen  bei  dem  BAoe  und 
der  Ausrüstung  von  Handelsschiffen  beschftftigten  HandwoiLer 
(Maestranse,  deren  es  in  Triest  zehn  versdiiedene  Kategorien  gibt) 
wurde  in  den  HAfen  von  Triest  und  Venedig  ein  mit  Zusünunnog 
der  Betheiligten  entworfenes  Reglement  festgesetzt  Zweck  dieses 
Reglements  ist  es  ^  die  Vereinigung  der  einzelnen  Kategorien  zn 
Corporationen  zu  fördern,  durch  ein  bei  dem  Hafenamte  zu  führen- 
des Register,  in  welchem  alle  Schifishandwerker  und  deren  Arbeitef 
eingeschrieben  sein  müssen,  die  Evidenz  über  dieselben  zu  erfaalteB 
und  ihnen  die  Arbeit  zu  sichern,  die  Streitigkeiten  zwisdien  den 
Schiffbauern  und  den  Handwerkern,  oder  zwischen  den  Meisten 
und  den  Hilfsarbeitem  der  letzteren,  durcli  einen  ans  ihrer  Mitte 
ernannten  Disciplinar-Rath  zu  schlichten,  die  Arbeitszeit  und  die 
g^enseitigen  Verpflichtungen  festzusetzen,  den  Beweis  für  die 
bisher  mündlieh  eingegangenen  Arbeitsverträge  herzustellen,  ohne 
übrigens  der  vollen  Freiheit  der  Beschäftigung  irgend  einen  Eintrag 
zu  thun,  und  für  die  hilfsbedürftigen  Mitglieder  einen  Unterstütgung»- 
Fond  zn  gründen,  in  den  auch  aUe  Conventional-Strafen  einzufliesa^ 
haben.  Zugleich  wurde  verfügt,  dass  der  Capitän  jedes  in  den 
Hafen  einlaufenden  fremden  Schiffes  ein  Exemplar  dieses  Regle- 
ments sammt  dem  Verzeichnisse  der  Sohiffbauer  und  alier  ViTerk- 
stätten  der  Schiffshandwerker  erhalte,  um  ihn  für  den  Eall  de« 
Bedarfes  mit  denselben  in  unmittelbare  VerUndung  zu  setaen.  * 

Otsterreich  besitzt  treffliches  Schiffbauholz,  durch  dessen 
Verwendung  die  österreichischen  Seeschiffe  sehr  dauerhaft  werden 
und  desshalb  sehr  gesucht  sind ;  neuerlich  wurde  jedoch  dasselbe 
nach  dem  Auslande,  wo  das  gute  Schiffbauholz  theilweise  aelten 
zu  werden  beginnt,  in  solcher  Menge  ausgeführt,  dass,  namentüeh 
in  Hinsicht  der  Stücke  von  grösseren  Dimensionen  und  des  be- 
rühmten österreichischen  Krumm -Eichenholzes  (von  der  istrischeo 
Steineiche  herrührend  und  Gorbetti  genannt),  sich  der  Mangel  Air 
die  nationalen  Schiffswerften  ftihlbar  zu  machen  begann.    Um  der 

'  Reglemeni  flir  Triest  vom  31. März  1851 ,  far  Venedig  vom  6.  April  1854. 
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alkaj^oeaeD  Ausfuhr  ebugenuaMen  Schranken  zu  setzen,  wurde 
flir  das  aus  den  Seehäfen  des  ReicheB  (ohne  Unterschied,  ob  sie 
im  ZoUgebieie  oder  ausserhalb  desselben  liegen)  in  das  Ausland  zur 
See  Terfrachtete  zum  Schiffbau  geeignete  Eichenholz  eine  besondere 
Gebahr  ,,diritto  di  alboraggio^  festgesetzt.  *  Einer  nachträglichen 
Modificatic»! '  zufolge  wird  fUr  je  100  Kubik-Fuss  a)  von  Eichen- 
sliauneo,  wekhe  mindestens  20  Wiener  Kubik-Fuss  enthalten, 
20  fi.,  b)  vom  Krumm -Eichenholz  60  fl.  und  c)  für  alles  übrige 
Ulm  Sdii£Bbau  geeignete  Eichenholz  10  fl.  entrichtet,  unbeschadet 
des  AusfuhizaUes,  den  nach  dem  allgemeinen  Zoll -Tarife  das- 
jenige Hok  tea  entrichten  hat,  welches  aus  dem  Zollgebiete  ausge- 
ftdurt  wird.  Eine  YoUzugsvorschrift  für  die  Behandlung  dieser 
Ansfohr  wurde  von  der  Central -Seebehöide,  welcher  auch  die 
Bprtmwnung  des  Eintrittes  der  Wirksamkeit  dieser  Verordnung 
(1.  Mftiz  1852)  überlassen  worden  war,  kundgemacht  *  Um  den 
Schiffbau  in  Dalmatien,  welches  Land  eiu  ebenes  2jollgebiet  bildet, 
zu  fikdem,  wurde  für  den  Bezug  der  zum  Baue  oder  zur  Aus- 
rOstung  von  Sehi£fen  bestimmten  Erfordernisse  die  Befreiung  vom 
Eiaftthizolle  bewilligt  *  Eine  gleiche  Befreiimg  vom  Einfuhrzolle 
f)tr  die  Requisiten  zum  Schiffbaue  wurde  für  Istrien  und  die  quar- 
DCfischen  Inseln  bei  deren  Eünbeziehung  in  das  allgemeine  Zollge- 
Uei  zugestanden.  ^  Dem  Magistrate  von  Zengg  wurde  gestattet,  von 
den  flchiflfen,  welche  auf  dem  von  ihm  errichteten  neuen  Werfte 
gelMMit  oder  ausgebessert  werden,  eine  Taxe  zu  erheben,  welche 
bei  den  neuerbauten  30  kr.  für  die  Tonne,  bei  den  ausgebesserten 
90  kr.  bia  6  fl.  AUr  jedes  Schiff,  je  nach  seiner  Kategorie  beträgt  * 
fiezUglieh  der  Fluss-  und  Canal-Schifffahrt  traten  eben- 
&11b  mehrfiiehe  und  wichtige  Vorkehrungen  ein.  Ungeachtet  der 
Bertimmuiigen  der  Wiener  Congress-Acte  war  die  freie  Schiff- 
fahrt auf  dem  Po  nie  zur  Ausführung  gelangt,  weil  Modena  an 
der  Strecke  zwischen  Brescello  und  Gualtieri  die  Territorial-Hoheit 
über  das  ganze  Flussgebiet  bis  zum  linken  österreichischen  Ufer 
astabte  und  auf  dieser  Strecke  einen  mit  vielen  Belästigungen  ver- 
bundenen Durchgangs-Zoll  erhob.   Die  seit  1816  vielfach  erneuerten 

'  Minist  £i*la8s  vom  11.  November  1851. 

^  Minist.  Erlass  vom  25.  September  1853. 

'  Kundmachung  der  Central-Seebehörde  vom  8.  Febi*uar  1852. 

*  Kais.  Verord.  vom  23.  Februar  1851. 

^  Cireulare  der  ktiaten ländischen  8tatthalterei  vom  17.  September  1853. 

«  Kandmadinng  der  Ceotral-Seebehörde  vom  26.-  März  1853. 
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Tcfiimdhmgeii  hatten  sa  kenem  Eigebniaee  gefdhrt  ^  bb  es  OeBUar- 
icicb  gekng,  dvreli  den  Vertrag  mit  Modena  vom  3.  JaK  1849  die 
Grimfioie  an  jener  Strecke  auf  den  Tliahreg  des  Flusses  zu  ver- 
legen,  and  gleirhieit^  mh  Fuma  and  Modena  einen  Veitrag  rar 
Hersteflang  der  freien  Po-SchiflUirt  abauscliliessen^  welchem  die 
papstficfae  BegieniK:  unlerm  12.  Februar  1850  beitrat  Naefa  diesem 
Vertrage  wird  die  Sehifflbhrt  auf  dem  Po  frei  and  jeder  Bebstong 
bngs  «eines  gesammten  Zi^es  doreh  das  Gebiet  der  eontrahirenden 
Stuten  bis  in  das  adriatiBdie  Meer  enthoben;  ebenso  wird  die 
SeliifflUirt  anf  den  NebenfiOssen  anterhalb  der  Einmündung  in  den 
Tessin,  wenn  sie  die  Grtüize  swischen  zweien  der  ccmtrabirendeD 
Staaten  bilden.  Ton  dem  Puncte  aus.  wo  sie  den  Staat  ihres  Ur- 
sprunges veriassoi «  bis  zur  Mündung  frei  Alle  Durehsugs-Gebafar» 
sowie  Zwangsrechte  jeder  Art  hören  auf  ^  mit  Ausnahme  der  Sani- 
tits-  und  Hafen-Gebühren  fär  die  nach  dem  Meere  zu  verkehrenden 
Schifie^  dtf  Durchgangs > Gebühren  bei  den  (Sdiiff-)  Brücken^  der 
Haft-  und  Doek-Gebühren  und  der  Auslagen  für  Ein-  und  Abladen, 
fdr  Maasse  und  Gewichte  und  für  Einlagerungen,  welche  jedoch 
in  einem  künftig  nicht  mehr  zu  erhöhenden  Tarife  geregelt  werden. 
Kein  Schiff  darf  Terhalten  werden,  an  Orten,  welche  ausser  seiner 
Bestimmung  liegen,  zu  landen,  mit  Ausnahme  der  zur  EinhdiuDg 
der  Schifl!ahrts- Gebühr  bezeichneten  Orte.  Niemand  darf  ein  aus- 
schliessliches SchifiTahrtsrecht  auf  dem  Po  ausüben.  Zur  Ueber- 
x^-achung  der  Schifflbhrt,  zur  Leitung  der  für  die  Yerbesserung  des 
Flussbettes  und  der  Erhaltung  der  Treppelwege  nötfaigen  Arbeiten 
und  zur  Herstellung  der  bezüglichen  Verbindung  zwischen  den  cod- 
trahirenden  Staaten,  wird  eine  besondere  Commission  niedergesetzte 
zu  der  jeder  Staat  einen  Commissär,  Oesterreich  überdiess  den 
Präsidenten  ernennt.  Sie  hat  ihren  Sitz  in  Ferrara  und  tritt  jähr- 
lich im  Frühlinge  und  im  Herbste  zusammen,  um  den  Zustand  des 
Flusses  zu  untersuchen ,  die  nöthigen  Arbeiten  festzustellen  und  das 
Operot  den  bezüglichen  Regierungen  zu  unterlegen.  Letzteres  ge- 
schieht nur  bei  ausserordentlichen  WerkiÜhrungen,  innerhalb  ihres 
Wiricungskreises  bedarf  me  der  Bewilligung  der  einzelnen  R^ie- 
rungen  nicht;  unter  ihre  besondere  Ueberwachung  sind  auch  aUe 
Mühlen  und  Brücken  gestellt  Die  Commission  ernennt  das  erfor- 
derliche Aufsichts-  und  Vollzugs-Personal.  Für  die  Kosten  der 
Commission  und  ihres  Personales,  für  die  Erhaltung  der  Trep- 
pelwege und  die  Kosten  der  FIuss- Verbesserungen  wird  durch 
die  Erhebung  einer  Schifflahrts-Taxe  gesorgt,    wekhe  nach  der 
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'Mgfthigkeit  der  bdadenen  FUirzeuge  (ohne  Rücksicht  auf  die 
Besdififlfenheit  der  Ladung)  mit  4  fl.  für  Fahrzeuge  von  mehr  ab 
100  Tonnen,  mit  2  fl.  filr  solche  von  50—100  Tonnen,  mit  1  fl. 
Iltr  solche  von  20  —  50  Tonnen  und  mit  90  kr.  für  solche  unter 
aO  Tonnen  bemessen  wird ;  ünbdadene  Fahrzeuge  zahlen  die  Hälfte, 
die  Fahrt  zwisdien  zwei  Zollämtern  ist  frei.  Die  Taxe  soll  bloss 
zur  DedLung  jener  Kosten  dienen  und  darf  ohne  Zustimmung  aller 
Begierungen  nicht  erhöht  werden ;  Niemand  kann  von  deren  Ent. 
ricfatung  befreit  werden.  Streitigkeiten  über  die  Schifflhhrt  werden 
?ott  den  Aufsichts-  und  Zollämtern  und  in  letzter  Instanz  von  der 
Commisskm  entschieden.  Der  Dampfschifliahrts- Gesellschaft  des 
österreichischen  Lloyd  wurde  die  Einrichtung  eines  Dampf  schiff  s- 
Dienstes  auf  dem  Po  und  dem  Tesisin  bis  in  den  Lago  maggiore 
unter  gewissen  auf  die  Kriegs-Flottille  Bezug  nehmenden  Bedingungen 
zugestanden,  *  der  Transport-Dienst  auf  dem  Lago  majore  aber 
einem  k.  k.  Kri^sdampfer  übertragen.  Auf  den  schiffbaren  lombar- 
disehen  0 analen  Martesana,  Naviglio  grande,  Bereguardö  und 
von  Pävia  wurde  unter  Aufhebung  des  bestehenden  Dazio  di  Gatena 
eine  nach  der  Tragftdiigkeit  der  Wasserfahrzeuge  bemessene^  von 
der  Menge  und  Gattung  der  verladenen  Waaren  unabhängige 
Schifffahrts-Gebühr  eingeitlhrt.  Fahrzeuge  mit  Aerarial-Gütern 
beladen  oder  Air  den  Personen-Transport  bestimmt,  dann  die  leeren 
Fahrzeuge  sind  von  der  Entrichtung  dieser  Gebühr  befreit ;  Begün- 
stigungen, womach  nur  die  Hälfle  oder  das  Yierttheil  derselben  zu 
entrichten  ist,  treten  in  den  von  der  Verordnung  bezeichneten 
Fällen  ein. ^  Auf  der  österreichischen  Strecke  der  schiffbaren 
Elbe,  von  Melnik  bis  an  die  sächsische  Gränze,  wurde  fUr  öster- 
reichisehe  8chiffe  und  Flösse  der  Elbe-Zoll  gänzlich  aufgehoben 
dad  zwar  än&nglich  mit  Ausnahme  der  ausgeführten  Brennstoffe, ' 
welche  Ausnahme  jedoch  später  ebenfalls  beseitiget  wurde.  *  Die 
erstere  Begünstigung  war  auch  auf  ausländische  Bchiffe  für  die 
Fahrt  zwischen  der  sächsischen  Gränze  und  Tetscheu  ausgedehnt 
worden,  *  später  wurden  jedoch  die  Schiffe  der  übrigen  Elbe-Ufer- 

■  Minist.  £rla88  vom  30.  Juni  1852.  Von  dieser  Betheiligung  der 
Kriegs-Flottille  ist  es  später  (Allerhöchste  Entsch liessang  vom  5.  Juni  1855) 
wieder  abgekommen. 

'  Minist  Eriass  vom  4.  Juni  1854. 

'  Minist.  Eriass  vom  11.  Mai  1850. 

*  Minist.  Eriass  vom  16.  Februar  1852. 

*  Minist.  Eriass  vom  20.  Juli  1850. 
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ateaten  hittaehtlieh  der  Blbe<'ZoUbeAreiiiiig  den  mUtadisoben  gilndidi 
gleichgeBtellt. '  '  Bei  der  im  Jahre  1851  stettgeAindenen  driiteD  uad 
im  Jahre  1854  erfolgien  vierteu  Mbe-Schifflhhrto-Revitioiis-OomiiBMOii 
worden  mehrere  £miftifl%migen  des  Eibe*ZoUee  vereinbtti,'  me 
konnten  jedoch  bei  der  inzwisdiea  eingeb:eteneD  AufiieboBg  des 
Etbe-ZoUeB  auf  ötterreiehiechem  Gebiete  keine  Anwendung  niebr  fin- 
den. Nur  ineoweit  hatten  sie  noch  eine  Bedeutuiig^  aJs  die  in  Folge 
der  dritten  Revision« -Ck>mmi8Bion  itlr  die  ausBear-dsteneiciyaehen 
Elbe-ZöUe  eingetretene  Ermässigung  auch  auf  die  Mold  an-ZöUe  ihre 
Anwendung  fand;*  aber  auch  die  MoMau* Zölle  auf  der  Streeke 
Bwisdien  Prag  und  Melnik  sind  sdther,  mit  Ausnahme  des  Zolles 
für  das  Hob,  gans  aufgehoben  worden.  *  Die  bei  der  letalen  Be- 
vifliona-CommiBBion  vereinbarten  Signalisürungs^Yorschriftea  fiir  die 
Elbe-SchifBhhrt  oberhalb  Hamburg  stimmen  mit  denjenigen  ttberein, 
^wriehC)  wie  oben  erwiüint,  für  die  österrdchiseben  Seesehiflfe  an- 
geordnet wurden. 

In  Folge  des  zwischen  Oesterrdeh  und  Baiem  unteim  3b  De- 
oember  1851  abgeschlossenen  Sehiffidirts-yertrages  werden  auf  der 
Donau  vcm  der  bainaeh-wUrtanbeigisohen  Gräme  an.,  so  wie  auf 
den  sdiiffbaren  Nebenflüssen  dieser  Btromstredce  sAmmtliohe  faidier 
bestandenen  WasseiidUe  sowie  alle  anderen  unter  was  immer  illr 
Mamen  bekannten  Abgaben  ^  womit  die  SchifBTahrt  belastet  war, 
att%ehoben,  mit  Ausnahme  der  Gebtthren  Air  gewisse  von  den 
Sofaiflfem  benütEte  öflentlidie  Anstalten.  Demgemäss  wurden  die 
unter  den  Benemiungen:  Wasserzoll,  Zillenrecht,  Zillenanfwehlag, 
Bodenrecht  ^  Stations^Zoll,  Pferdemauth,  Wasser-Rossmauth  bei  ver- 
schiedenen teterreiehisehen  Aemtem  eingehobenen  ScfaiflSihrtB-Ge- 
bühren  aufgehoben.  Nur  das  Haftgeld  wurde  von  jenen  Fahiaeogen, 
welche  wirklich  sieh  an  Haft  leg^i,  und  die  Fahnen-Auesteekge- 
bnhr  am  Strudel  nach  dem  bisherigen  Ausmaasse  beibehalten** 
In  demselben  Vertrage  nnt  Baiem  wurde  sdpuürt,  dass  die  SeiuflP 
fahii  auf  der  Dmiau  und  ihren  Nebenflüssen,  von  dem  Ponote, 
wo  die  Schiflbarkeit  beginnt,  durch  das  ganoe  Gebiet  der  oon« 
trahirenden   Staaten    ülr   Schüfe    aller  Nationen    frei    sein    soll; 

*  Minist.  Verord.  vom  13.  Juli  1852. 

^  Hiniat  Erlässe  vom  25.  Februar  1852  und  29.  April  1854. 

«  Minist.  Verord.  vom  27.  October  1852. 

'  Minist.  Erlass  vom  19.  Msi  1856. 

^  Minist  Erlass  vom  25.  Juni  1852. 
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doch  üt  die  BmoenaehifflUirt  den  jeweiligen  Staaien  votMialten. 
AUe  anssehlieMliehen  Berechtigungen,  Sdüffifahrt  za  treiben,  und 
die  BegaDflägungen  einzelner  Scfaiflfeigilden  and  Persemen  entlUien, 
mit  Beachhiog  jedoeh  des  bereits  früher  der  österreiehischen  Denan- 
Dunpischifflrahrts-Oesellschaft  erthdlten  und  noch  nicht  erloschenen 
Privilegiums,  welches  aber  nicht  verlftngeit  weiden  darf.    Oleich- 
fitomige  Yoiacbriflen  werden  die  Schifflbfart  und  die  fitrom-Poliiei 
regeln,  alle  Stapel-,  Niederlags-,  Umschlags-  und  Vbrkaufe-Rechte 
änd  aui^ehoboi.   Die  Leinpfade  sollen  hergestellt  und  gut  erhalten, 
die  im   Fahrwasser  befindlichen  Hindermsse    der  SchiflTahrt   auf 
Kosten  der  bezttglicben  Regierung  weggeräumt,  die  Anlegung  Yon 
LsoduDgspUltzen  und   schtttzenden   Winterhäfen    nach   Bedarf  ge* 
ftfdert  weiden.  Eine  Cknumission  von  Sachverständigen  soll  nieder- 
gesetzt werden,  welche  die  Donau  von  Neu -Ulm  bis  Wien,  dann 
doi  Inn   von  Kufstein  und   die   Salzach   von    Hallein   bis  zur 
Hfindung  beider  Flüsse  be&hren,  das,  was  zur  Herstellung  und 
Erhaltung  der  geregelten  Schiflfahrt   zu  geschehen  hat,  erheben, 
und  die  Reihenfolge  der  vorzunehmenden  Arbeiten  bezeidmen  wird. 
Ueber  das  Outachten  dieser  Commission  wird  eine  weitere   Ver- 
ständigung der  beiden  Regierungen  erfolgen;  drei  Jahre,  nachdem 
äe  erfdgt  ist,  wird  eine  neuerliche  Befahning  jener  Flussslreckai 
stattfinden,  um  die  Wirkung  der  getroffenen  Maassrejeln  und  die 
etwa  eingetretenen  neuen  Hindemisse  zu   untersuchen,   und  diese 
Beiahmng   von  drei    zu  drei  Jahren  wiedeiiioit   werden.     Sechs 
MoBate  nach  jeder  solchen  tritt  in  Wien  eine  Revisions-Gommisnon 
zusammen,  um  sich  von  der  Beobaditung  des  Vertrages  zu  über- 
leogen  und  Beschwerden  abzustellen.    Die  wttrtembergische  Begie- 
nmg  wird  eingeladen,  diesem   Vertrage  beizutreten,  was  später 
durch  das  Protokoll  vom  5.  Juni  1865  erfolgte.    Oesterreich  ttber- 
niomil  die  Verpflichtung,  dahin  zu  wirken,  dass  den  Waaren  und 
BebiSeo,  welche  von  der  oberen  nicht-österreichischen  Donau  und 
deren  Nebenflüssen  kommen,  bei  der  Fahrt  auf  der  unteren  Donau 
jenseits  der  österreichischen  Oränze  und  bis  an's  Meer  dieselben 
Begünstigungen   eingeräumt  werden,  welche   die  österreiehisehen 
Waaren  und  Schifle  gemessen.     Durch  einen  weiteren,  ebenfalls 
am  %  December  1851  zwischen  gestenreich  und  Baiern  geschk)ssenen 
Vertrag  ward  festgesetzt,  dass  die  Flüsse,  wekhe  (wie  die  Saale, 
Sakach,  Inn  und  Donau)  die  Gränze  zwisctien  beiden  Staaten  bil- 
den, auf  der  Grftnzstrecke  in  Beziehung  auf  die  Sohifflahit  bis  an 
die  beiderseit^en  Ufer  Air  beide  Uferstaaten  gäozKeh  frei  sein  und 
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ein  v<Wkomineiie8  Oemeiiigat  Ulden  sollen,  demgemfiM  die  BeUAe 
bder  FlöMe  auf  diesen  Blreck^  nicht  gehindert  noch,  imgehatten 
wcMeki  können.  Eine  Düichgangs-Abgabe  darf  anf  diesen  Fluea^ 
strecken  nicht  erhoben  werden.  Das  Anlanden  and  Anlegen  der 
Schüfe  an  den  beMerseitigen  Ufern  soll  nur  auf  den  von  den  be* 
zOgüchen  R^erungen  hierzu  bestimmten  Anlandeplätzen  erfolg^i. 
Wenn  in  ausserordentlichen  Fftllen  dennoch  etwas  Anderes  geschieht^ 
ist  das  hierbei  zu  beobachtende  Verfahren  zur  Wahrung  der  zoll^ 
amtlichen  und  polizeilichen  Aufsicht  vorgezdchnet  Der  15.  Artikel 
des  Pariser  Friedens  vom  90.  März  1856  hat  endlich  für  den  ganaen 
Lauf  der  Donau  festgesetzt ,  dass  weder  ein  Zoll,  welcher  allein 
auf  die  Tliatsache  der  Beschiffung  des  Flusses  gegründet  wäre^ 
noch  irgend  eine  Abgabe  von  den  Waaren,  die  sich  am  Bord  der 
Schiffe  auf  demselben  befinden^  erhoben  werden  darf,  und  der 
freien  Schifl&hrt  kein  Hindemiss  irgend  einer  Art  entgeg^geseW 
werden  soll^  mit  Ausnahme  der  Polizei-  und  Quarantaine* Vor- 
schriften, die  möglichst  günstig  Dir  die  freie  Bewegung  der  Schiffe 
einzurichten  sind. 

Die  angeführten  Reformen  auf  dem  Felde  der  national-ökono^ 
mischen  Gesetzgebung  können  selbstverständlich  ihre  volle  Rück- 
wirkung auf  die  Entwicklung  der  heimischen  Industrie  und  des 
Handels  erst  im  Laufe  der  kommenden  Jahre  äassem.  Nichtsdesto- 
weniger kann  schon  gegenwärtig  ungeachtet  des  kurzen  seither 
verstrichenen  Zeitraumes  der  Aufschwung,  welchen  die  Volks- 
wirtlischaft  in  ihren  einzelnen  Zweigen  während  der  letzten  Jahre 
genommen  hat,  ziffermfissig  nachgewiesen  werden.  Einige  wenige 
Andeutungen  mögen  zu  diesem  Zwecke  genügen.  Ifineral-Kohle 
und  Roheisen  sind  die  beiden  Grundpfeiler  einer  sich  entwickelnden 
Industrie*  Die  Ausbeute  der  Mineral-Kohle,  welche  im  Jahre  1S47 
mit  15  Millionen  Gentuer  nachgewiesen  wurde,  beträgt  gegenwärtig 
schon  40  bis  50  Millionen  Centner  ^  diese  Ausbeute  steht  aber  noch 
auf  der  ersten  Stufe  der  Entwicklung,  und  wird,  wenn  in  Folge 
der  Ausbreitung  des  Eisenbahnnetzes  die  reichen  Kohlenlager  von 
Fünfliirchen  und  Oraviza  in  Ungern  und  dem  Banate,  sowie  jene 
von  Steiermark,  Ober-Oesterreich  und  insbesondere  vom  westlichen 
und  nordöstlichen  Theile  Böhmen's  (im  Pilsner  Kreise,  bei  Buscfa^ 
tiehrad  und  Kladno,  bei  Schatzlar  und  Schwadowitz),  dann  bei 
Jaworzno  nttchst  Krakau  in  umfassenderem  Maasse  abgebaut  werden, 
auf  das  Drei-  und  Vierfache  dieses  Betrages  steigen.  Das  günzlioh 
mit  Holzkohlen  erblasene  Roheisen,  wovon  1847  3V,  Million  Gentner 
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enetigt  wurden  y  liefert  gegenwärtig  eine  ProdoctioD  ▼<»  mehr  als 
SlIiBiQnen.Cenliier;  Kärathen  allein  ste^rte  sdne Ensengung  ytm 
300.000  bis  nahe  an  eine  Million  Centner.  Der  Bau  der  Eisenbahnen 
wirkte  onmittelbar  auf  diese  Erhöhung  ein;  denn,  wfihrend  1847  in 
der  Monaichie  285.500  Centoer  Schienen  productrt  wurden,  sind  ftlr 
das  Jahr  1856  bloss  zur  Verwendung  auf  die  Staats-Eisenbahnen  nahe 
an  ^ne  Million  Centner  Schienen  (nebst  lOOXXK)  Centner  an  eisernen 
Nebenbestandtheüen)  bei  intendischen  Werken  bestellt  worden ,  und 
die  glossartigen  Eisenbahn-Anlagen,  welche  gegenwärtig  durch  Privat» 
Unternehmungen  vorbereitet  werden,  mttssen  nothwendiger  Weise 
dieser  Industrie  einen  noch  räsclieren  Impuls  ertheilen.  Die  Anlage 
der  ersten  Coakes- Hochöfen  zu  Kladno  und  die  Vorbereitung  zur 
Eisenerzeuguug  mittelst  der  Anwendung  von  Torf  am  Laibacher 
Moore  sied  als  vielversprechende  Anftnge  ein^  weiteren  Ver- 
besserung der  Eisen-Industrie  zu  betrachten,  nachdem  sich  die  Zahl 
der  Eisen -Puddel-  und  Walz- Werke  von  55  auf  72  vermehrt  hat 
Kieht  so  namhaft,  doch  immerhin  erwähnenswerth,  ist  seit  1847 
der  Fortschritt  der  Production  bei  Silber  vou  liaOOO  auf  140.000 
Mark,  ba  Blei  von  70.000  auf  93.000  Ceutner,  bei  Schwefel  von 
2&000  auf  35.000  Centner,  bei  Graphit  von  31.000  auf  61.000  Centr 
ner  gewesen.  Die  Production  des  Glases  wurde  in  ihrem  Auf- 
sehwunge  durch  die  zunehmende  Theuerung  des  Holzes  gehemmt^ 
mn  so  wichtiger  erscheint  der  Fortsehritt  durch  die  eingetretene 
Benützung  der  Mineral-Kohle  beim  Glashütten- Betriebe,  welche 
berdts  zy  Kosten,  Dux  und  nächst  Tereschau  in  Böhmen  stattge- 
funden hat  und  bei  allgemeiner  Anwendung  in  diesem  kohlenrei- 
ehen  Lande  einen  ausserordeiitlichen  Aufschwung  dieses  Industrie- 
Zweiges  in  Aussicht  stellt  Flachs -Röstanstalten  mit  Anwendung 
der  Wasserröste  waren  früher  unbekannt;  seither  sind  solche  An- 
stalten zu  UUersdorf,  Schönberg,  Harmsdorf  und  Bärn  in  Mähren, 
zu  Solenau  bei  Budweis  in  Böhmen,  zu  Lambach  in  Ober-Oester- 
reich  und  zu  Teschen  in  Schlc^sien  entstanden.  Ebenso  haben  sich 
die  mechanischen  Flachsspinnereien  von  21.000  auf  82.000  Spindeln 
ertioben.  Die  Baumwollspinnereien  vermehrten  trotz  der  erleichter- 
ten Einfuhr  des  fremden  Garnes  durch  die  bedeutende  Zollherab- 
setzung ihre  Betriebs -Einrichtungen  um  200.000  Spindeln.  Die 
naturwüchsige  Sehafwoll-Iudustrie  verfeinerte  und  verbesserte  nicht 
nur  ihre  Producte  in  den  grossen  Fabriks- Anlagen  zu  Brunn  und 
Beichenberg,  sondern  sie  erweiterte  aucli  ihre  Production  namentlicli 
in  den  Kammgarngeweben^  wie  es  die  Vennehrung  der  S{Hndehi 
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i*  den  KanungftriiqiikiDereien  voii  25.000  auf  404)00  SUlck  und  die 
fiänftdiniiig  der  Maiflehiiieii-WebflCflhle  fltar  Siciflb  ans  KamingMii  (»im 
Thdie  fbr  f^emlsdile  Stoffe  aus  Kamm-  und  Baumwollgani)  darChon, 
WoTon  in  Reichenbeig  und  Un^ebung  im  Jahie  1845  nur  30  Stuhle, 
im  Jahre  1854  aber  900  SUlUe  im  Betriebe  standen;  ebenso 
eiArieht  fltar  die  Ausdehnung  der  Pioduetion  die  neue  Absalaeqnelfe, 
wdehe  flieh  die  Reidienbeiger  Wollstofle  in  Nord-  und  in  Süd- 
Amerika  (bis  nach  Chili)  zu  er&flhen  wussten.  Nieht  minder  siefat- 
bar,  wenn  auch  schwieriger  in  Ziffern  auszudrücken,  ist  der  Fort- 
schritt in  der  Fabrieation  der  Maschinen  und  der  chemiscbea  Er- 
zeugnisse, als  unmittelbare  Folge  der  sieli  entwickelnden  Manufactnr- 
Industrie.  Für  das  Aufblühen  der  früher  noch  sehr  zurüekgebUdlieneD 
Maschinen-Erzeugung  wirkte  nebstdem  der  steigende  Bedarf  an 
Locomotiyen,  Waggons  und  anderen  Maschinen  für  die  Euenbahnen, 
die  in  unglaublicher  Weise  gestiegene  Anwendung  von  Maschinen 
ftlr  die  Landwirthschaft  in  Ungern,  sowie  anch  überhaupt  ftlr  die 
agriooleu  Industrie-Zweige.  Denn  unter  allen  Industrie -Zweien 
nahmen  die  landwirthschaftlichen  Oewerbe,  in  unmittelbaier  Folge 
der  Einführung  eines  rationellen  Zoll -Systems,  den  umfassendsten 
Aufschwung,  welcher  für  einen  Staat,  dessen  Orundkraft  in  der 
Boden -Cultur  bestellt,  zugleich  der  gedeihhchste  ist  Für  die  Er- 
zeugung vop  Mehl  und  Mehl-Producten  wurden  grosse,  zugleich 
iUr  den  Export  arbeitende  Anstalten  gegründet  Die  Rafl^nirui^ 
des  Rübsöls  wurde  in  Böhmen  und  Ui^[em  in  weit  lebhafterer 
Welse  als  früher  betrieben, '  die  Spiritus-  und  Branutwein-Produetaon 
erhielt  durch  die  eingeftlhrte  Erzeugung  von  hochgradigem  Spiritus 
und  sohin  vollkommen  iuselfreiem  Branntwein  nicht  nur  eine 
wesentlwhe  Verbesserung,  sondern  auch  eine  bedeutende  Yormeh- 
rung  ihres  nach  den  südlichen  Provinzen  (wo  der  Wein  duieh 
mehrere  Jahre  missrathen  war)  in  grossen  Mengen  abges^xfeea 
ErzeugniBses.  Die  Zahl  der  Rübenzucker-Faluriken  vermdirte  sich 
von  04  auf  128  und  die  Menge  der  in  denselben  verarbeiteten 
Rüben  stieg  von  zwei  auf  acht  Millionen  Centner,  wobei  die  Grftnae 
ihrer  auf  12  Millionen  Centner  berechneten  Productions- Fähigst 
noch  lange  nicht  erreicht  ist,  während  andererseits  ihre  Yerrioh- 
ti&ngen  wesentlich  verbessert  und  vervollständigt  wurden. 

'  Die  Eneugung  von  Reps,  welche  vor  1848  in  Ungern  bis  zu  einer 
Million,  in  Böhmen  bis  auf  200.000  Hetzen  gestiegen  war,  wird  für  das 
Jahr  18(U>,  welchem  einige  Misajahre  voransgegangen  waren,  auf  3  Millionen 
MeUen  in  Ungern  und  eine  halbe  Million  Hetzen  in  Böhmen  veranseUagt 
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Niflhi  geringeren  Portdobrilt,  ab  die  Ladustrie,  oiaehte  in  dem 
erwftbnieQ  Zeitabschnitte  der  Handel,  wobei  namentlich  in  Folge 
der  verbesserten  ZoUeinrichtui^gen  der  Ausfuhr-Handel  nach 
dem  Auslande  eich  emporhob.  Die  Einfuhr  in  das  allgemeine 
öeterrdehische  Zollgebiet  betrug  im  Jahre  1847  128  Millionen  und 
die  Ausfuhr  aus  demselben  112  Millionen  Gulden;  bis  zum  Jahre 

1853  hatte  sich  die  £inftihr  auf  197  Millionen  und  die  AusAihr  auf 
217  Millionen '  Gulden  erhöht.  Die  Schifffahrt  und  der  See- 
handel der  österreichischen  Hilfen  hatte  sich  eines  gleichen  Auf- 
schwunges zu  erfreuen.  In  den  13  wichtigeren  Seehäfen  Oester^ 
reiches  liefen  im  Jahre  1847  35.500  Schiffe  mit  1^268.000  Tonnen 
ein,  und  fast  eben  so  viele  aus,  im  Jahre  1853  betrug  die  Zahl 
der  ein-  und  ausgelaufenen  Sohiffb  39.000  mit  1,600.000  Tonnen ; 
nüttekt  derselben  wurde  im  Jahre  1847  eine  Emfuhr  von  95  Mil* 
honen  und  eine  Ausfuhr  von  76'/,  Million  Gulden,  im  Jahre  1853 
aber  eine  Einfuhr  von  130  Millionen  und  eine  Ausfuhr  von  91'/, 
Million  Gulden  vermittelt,  womach  die  Zunahme  des  Gesammtver- 
kehres  an  30  Percent  betrug.  Der  Hafen  von  Triest,  der  wichtigste 
des  Boches,  hatte  an  dieser  Vermehrung  einen  hervorragenden 
Anthcil;  denn  wlthrend  im  Jahie  1847  daselbst  9.500  Schiffe  mil 
528.000  Tonn^i  eingelaufen  waren,  betrug  die  Zahl  der  im  Jahce 

1854  dort  eingelaufenen  Schiffe  13J262  mit  862.000  Tonnen  (im 
Jahre  1853  14.077  Schiffe  mit  824.000  Tonnen),  die  hiermit  im 
Jahre  1847  bewerkstelligte  Ein-  und  Ausfuhr  betrug  66  und  56  Mil- 
lionen, jene  des  Jahres  1853  111  und  80  Millionen  Gulden.  Es 
bedarf  nur  der  bis  1857  zu  erwartenden  Verlängerung  der  Eisen- 
bahnverbindung bis  Triest,  um  dem  dortigen  Handel  noch  einen 
wdt  glossartigeren  Impuk  zu  ertheilen,  da  er  ein  weites,  in 
seiner  national- ökonomischen  Entwicklui^  rasch  vorwärts  schrei- 
tendes Hinterland  zu  versorgen  hat  Ebenso  vermehrte  sich  in  Ve- 
nedig die  Schiflfahrts-Bewegung  von  308.000  Tonnen  im  Jahre  1847 
bis  auf  475.000  Tonnen  im  Jahre  1854. 

§.  10. 

8.  Hilfsanstalten  für  denVerkehr  (National-Bank,  Escompte- 

Gesellschaft,  Credits-Anstalt  etc.). 

Zu  den  Anstalten,  deren  Zweck  auf  die  Förderung  des 

Verkehres  und  namentlich  auf  die  erleichterte  Beschaffung 

*  Ein  Theil  dieser  erhöhten  Ziffer  ist  indess  der  Anwendung  einer 
riektigersB  Werthsehtttzong  der  aufgeführten  Waaren  saznschreiben. 
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dea  hierfeü  erforderlichen  Geldes  geriditet  ist^  gehören  als 
dauernde  die  k.  k.  piivilegirte  österreichische  National- 
Bank,  die  nieder-ÖBterreichische  Escompte-Gesell- 
Schaft  und  die  Credits-Anstalt  für  Handel  und  6e- 

■ 

werbe,  welchen  als  vorübei^ehende  in  Folge  der  ausser- 
gewöhnlichen  Ereignisse  der  Jahre  X848  und  1849  noch  das 
Wiener  Aushilfs-Comit6  und  das  Comitö  für  die 
Unterstützung  mittelloser  Gewerbsleute  in  Wien 
bdzuzählen  sind. 

Das   einflussreichste  Institut  für   den  Verkehr   des   ge- 
aammten    Eaiserstaates   bildet  die  österreichische  ^a* 
tional-Bank,  welche  die  Zweige  einer  Zettdi*,  Escompte-, 
Leih-  und  Giro -Bank  in  sich  vereinigt     Erst  seit  der  im 
Jahre  1816   erfolgten  Gründung   der  National -Bank    erhob 
sich  der  bis  dahin  isolirte  Verkehr  Oesterreich's  zu  seiner 
nachfolgenden   Ausbreitung    und    trat   in    ausgedehnte   Be- 
ziehungen zu  dem  allgemeinen  Verkelire  der  Handelswelt^ 
und  insbesondere  Wien  gestaltete  sich  durch  die  Wirksam- 
keit der  National -Bank  zu  der  grossen  Handels -Metropole 
des  Reiches.    Diese  Wirksamkeit   erhielt  jedoch  durch   die 
besonderen  Umstände,  welche  auf  ihre  Gründung  und  ihre 
sich  entfaltende  Thätigkeit  Einfluss  nahmen ,  eine  eigenthüm- 
liehe  Richtung.    Sie  wirkte  nämlich  nicht  nur  als  der  Re- 
gulator des  Geldmarktes,   sondern   sie   hatte  auch  die  Be- 
stimmung, der  Staatsverwaltung  in  der  Ordnung  ihres  durch 
die  Völkerkriege  tief  erschütterten  Credits- Wesens  zur  wesent- 
lichsten Stütze  zu  dienen.    Diese  tiefgreifende  Bestimmung, 
wenn  sie  gleich  ihrer  Natur  nach  vorübe^ehend  sein  sollte, 
sprach  sich  bereits  bei  ihrer  Gründung  aus.    Die  National- 
Bank  hatte  zwar  schon    ursprünglich   den  Charakter   eines 
privilegirten  Privat-Institutes ;  doch  ging  ihre  Errichtung  von 
der  Regierung  aus,  welche  da.bei  zunächst  den  Zweck  im 
Auge  hatte,  durch  Vermittlung  der  National -Bank  das  im 
Werthe  gesunkene  Staats  -  Papiergeld   (die  Einlösungs-   und 
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Aolicipatioiifi-Scbeiiie  oder  die  sogenanDte  Wiener- Währung) 
aus  dem  Umlanfe  zn  ziehen .  und  die  Oeld-Circulation  durch 
die  Schaffung  eines  neuen  V^kehrs-Hittels  2u  regeln,  welches 
auf  der  Grundlage  eines  Baarfondes  in  edlen  Metallen  jeder- 
zeit in  klingende  MOnze  umzusetzen  und  dadurch  den  ver- 
derblichen Werthschwankungen  entrückt  war.  Jene  Be- 
stimmung zeigte  sich  schon  bei  der  Bildung  des  Bank-Capitals, 
da  für  jede  Actio  1.000  fl.  in  Wiener-Wfthrung  und  100  fl. 
in  Silbermünze  eingezahlt  werden  mussten.  Die  einlaufenden 
Summen  des  Papiei^eldes  wurden  der  Regierung  übergeben, 
welche  der  Bank  dafür  ^Vjpercentige  Staats-Schuldverschrei- 
bungen  Qe  100  fl.  für  200  fl.  Wiener-Währung)  einhändigte, 
die  das  Stammvermögen  der  National-Bank  bildeten,  jedoch 
allmählich  von  der  Regierung  getilgt  wurden.  Auch  naqh 
Errichtung'  der  Bank  ging  die  Einlösung  des  Wiener- Wäh- 
rung-Papi^geldes  durch  die  National-Bank,  welche  dafür 
Banknoten  herausgab,  fort,  und  obgleich  diese  Einlösung 
im  Jahre  1817  eingestellt  ward,  so  wurde  sie  doch  im 
Jahre  1820  wieder  aufgenommen,  und  bis  zur  Stunde  fort- 
gesetzt, wodurch  das  gesammte  Wiener- Währung-Papiei^eld 
bis  auf  einen  geringen  Rest  aus  dem  Umlaufe  gezogen  wurde. 
Die  National-Bank  erhielt  hierfür  zum  Theile  4percentige, 
zum  Theile  unverzinsliche  Staats  -  Schuldverschreibungen, 
welche  mittelst  der  durch  Anlehen  aufgebrachten  Baar- 
sommen  und  mittelst  einer  jährlichen,  durcli  Hinzuschlagung 
der  Zinsen  der  hierdurch  bedeckten  Schuldverschreibungen 
successiv  sich  vei^rössemden  Ratenzahlung  allmählich  getagt 
werden.  Auf  diese  Weise  entstand  die  erste  noch  nicht  völlig 
getilgte  Schuld  des  Staates  an  die  National-Bank,  welche 
jedoch  mittelst  des  festgehaltenen  Tilgungs- Planes  nach 
wenigen  Jahren  gänzlich  zurückgezahlt  sein  wird. 

Auch  in  mehrfacher  anderer  Weise  unterstützte  die  Na- 
tional-Bank die  Finanz  -  Operationen  der  Regierung,  theils 
durch  ihre  Dazwiscbenkunft  bei  den  Staatsanlehen,  theils  durch 
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die  Esoomptinuig  too  Oaitral*Oaa0e*AnweiBuiigeD^  welche 
naeh  dra  Monaten  siUbar  ausgestellt  wuirden.  Hierdaieb 
waid  keine  eigentiiehe  Schuld  des  Staates  begründet,  da  die 
Titel,  anf  welche  die  benOglfehen  Vorschüsse  geleistet  wnidea, 
in  stetem  Wedisd  begriffen  waren.  Im  Beginne  des  Jalunes 
1848  befiuiden  sich  in  den  Bankcassen  solche  noch  nicht  AI* 
lige  Gasse -Anweisungen  fhr  ungefllhr  45  Millionen  Gulden. 
Insoweit  die  von  der  National-Bank  aasgegebenen,  durch 
ihren  SUberschatz  fundirten  Banknoten  nicht  durch  die  Ein- 
Utoong  des  Staats-Papiergeldes  und  die  übrigen  ftlr  die  Be* 
gierung  besorgten  Geschifte  in  Ansprach  genommen  wurden, 
betrieb  die  National -Bank  damit  das  Esoorapte-  und  Leib- 
Geschfift;  aber  auch  hierbei  machte  sich  die  oben  erwähnte, 
durch  die  besonderen  Umstände  bedingte  eigenthOmliche 
Richtung  geltend.  Das  damals  herrschende  Prohibitiv- System 
sland  dein  AufiKsfawunge  des  inländischen  Gewerbfleisses  und 
namentlich  der  Anknüpfung  lebhafterer  Handels-Verbindnngen 
mit  dem  Auslande  hindernd  entgegen.  Mit  Ausnahme  einiger 
durch  jenes  Verbot- System  privilegirter  Productions- Zweige 
entwickelte  sich  die  einheimische  Industrie  mehr  in  gewerbs- 
mässigen, für  den  nächst^i  Bedarf  avbeitenden,  als  in 
Fabriks-Untemehmungen ,  deren  Erzeugniss  für  weithin  rei- 
chenden Absatz  in  grosseren  Mengen  berechnet  ist;  hierdurch 
ward  die  Ausbildung  des  Credit -Systems  gehemmt  und  die 
Nachflnge  nach  Capital  beschränkt  Weit  schneller  und  um- 
fiftssender  hatte  sich  der  Effecten-Handel  auf  d^  Wien^  Börse 
ausgebildet  Die  Schaffimg  der  neuen ,  in  Gonyentions-Münse 
verzinslichen  Staatsschuld  im  Jahre  1816  sammt  den  nach- 
folgenden Staats -Anlehen,  wozu  sich  die  alte  Staatssohuld 
mit  ihren  yerschiedenartigen  Titeln  gesellte,  bot  diesem 
Handel  yielAütige  Nahrung,  welcher  durch  die  Werthpapi^re 
der  grossartigen  Prirat-Untemehmungen ,  der  DampfscbifflTahr- 
ten  und  Eisenbahnen ,  in  der  neueren  Zeit  noch  mehr  belebt 
wurde.  Die  hierbei  zu  erreichende  Verzinsung,  welche  häufig 
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dte   gewdhnlieheD  Zitirfass   ttberstieg)   dowie  der  Reis  des 
diirfA  die  O(mn-Flaclafttioii6&  rasch  sa  eranetenden  Gewinnes 
ki^fce  die  Oapitale  um  so  mftchtiger  an,  als  der  VerkeMr 
inü   Waaren-   vukd   Ifonnfaetur- Handel   ihnen   eine  weniger 
gftnstige  Verwendung   darbot.     Aber    nicht  allein   die  im 
PriTSt- BesiiiBse  handlichen  Oapitale  suchten  ihre  Anlage  in 
dem  EiSecten- Handel;  dorch  Bentttsung  des  Bank- Credites 
fand  äne  künstliche  Capitala-Strömung  zu  dieser  Verwendung 
Stattw     Da  die  JSfationaUBank  ihren  Zinsftass  bei  der  Esoomp* 
timng  und  der  VorschussreistüDg  auf  Staatspapiere  sehr  bald 
von  dem  ursprttnglichen  Satze  von  6  Peroent  auf  5  Peicent, 
spAter  selbst  auf  4  Percent  herabs^te  und ,  nach  dner  sdt« 
weiligen  Erhöhung  auf  5  Percent  (in  den  Jahren  1831  bis 
18S3),  in  der  Folge  bei  alten  Schwankungen  dies  aUgemeiiien 
Zfiofifos^es  auf  diesem  Satze  —  um   nicht  durch  Erhöbung 
deaselbeii  nachtheilig  auf  den  allgemeinen  Zinsfiiss  zu  wirken 
—  beharrte y  so  lag  die  Versuchung  nahe,  sich  um  diesen 
Preis  Geld  zu  schaffen  und  damit  im  Bffeeten-Handel  höhere 
Zinsen  zu  gewinnen.    Ander^nseits  führte  der  Hangel   von 
Filial-Escompte- Anstalten  und  das  den  Verhftltuissen  ent- 
sprechende Debergewicht   des   Wiener    Handelsstandes   für 
die  Industriellen  und  Handelsleute  die  Nothwendigkeit  herbei, 
sieh  der  Vermittlung  eines  Wiener  Banquiers  zu  bedienen, 
um  ihre  Wechsel  bankfähig  zu  machen  und  bei  der  Bank 
zur  Escomptirung  zu  bringen.    Beide  Umstände  zogen  eine 
Ungleichheit  in  der  Benützung  des  Bank-Credites  und  in  der 
(in  einem  Theile  rasch  rotirenden ,  in  dem  andern  stockenden) 
Creld-CSrculation  nach  sich,  welche,  zumal  in  Zeiten  der  Han^ 
dels-Krise,  wo  das  Gapital  sich  aus  dem  Verkehre  zurückzog 
und  den  Bedarf  des  Gredites  steigerte,  fühlbar  wurde.    Das 
Verhältniss  zwischen  dem  Bankschatze  und  der  Noten-Circu- 
lation  wurde  zwar  rom  Staate  überwacht,  aber  nicht  zur 
Veröffentlichung  gebracht;  hierdurch  entfiel  die  unter  allen 
Umstanden  für  Bank  -  Institute  heilsame  Controle  der  öffent- 
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liehen  Meinting  und  gewann  die  nicht  begrttndete  Ansiehl 
Rann» ,  das  (wohlrerstandene)  Interesse  der  National-Bank  als 
Actien -Gesellschaft  lasse  sich  von  jenem  d^  Besitser  da 
nmlanfenden  Banknoten^  d.  i.  der  gesammten  Staatsgesell« 
achaft,  scheidtti. 

Als  die  stQnnischen  Ereignisse  des  Jahres  1848  herein- 
brachen, versetzten  dieselben  die  Elnanz-Verwaltang  in  eine 
sehr  bedrängte  Lage.    Denn  während  durch  den  Anftland 
in  Italien  nnd  die  Loslarennung  von  Ungern  die  HilfsquelleQ 
der  Regiemng  zum  grossen  Theile  versiegten,  führten  der 
ftnssere  Krieg  und  die  Bekämpfling  des  Auflruhrs  im  Innern 
einen  ausserordentlichen  Geldaufwand  herbei,  zu  dessen  Be- 
streitung es  der  Re^emng  an  Mitteln  gebrach.     Die  Anf- 
nähme  eines  Anlehens  ward  durch  die  Ungunst  der  Zeit  auf 
das  Aeusserste  erschwert,  wo  nicht  unmöglich  gemacht,  nnd 
h&tte  jedenfalls  nicht  die  schleunige  Unterstützung  dargeboten, 
welche  der  Staatsschatz  bedurfla   Sonach  erübrigte  der  Regie- 
'  ning  nichts  anderes,  als  die  erste  Aushilfe,  vorbehaltlich  nach- 
fblgender  Ausgleichung,  von  der  National-Bank  anzusprech^i. 
Inzwischen  war  auch  letztere  von  den  Drangsalen  der  Zeit 
um  so  härter  betroffen  worden,  da  sie  im  Anfonge  der  Be- 
wegung, unter  dem  Einflüsse  der  Rückwirkung  derselben, 
nicht  schleich  die  beabsichtigte  Einstellung  der  Verwechsr 
lung  der  Banknoten  durchflkhrte,    sondern  zu  derselben  erst 
allmählich  schritt,    als  ihr  MOnzschatz  zum  grossen  Theile 
geleert  war.    Dessenungeachtet  gewährte  die  National-Bank 
der  Regierung  die  verlangten  Vorschüsse  im  vollen  Haasse 
und  handelte  damit  ebenso  patriotisch  als  umsichtig.    Denn, 
wenn    es   in  Zeiten    der  Gefahr,    insbesondere   wo  es  sich 
um   die   Erhaltung    des   Staates   und   seines    ungefährdeten 
Bestandes    handelt^    Jedermanns  Pflicht  ist,  das  öffentliche 
Interesse  mit  aller  Kraft  zu  unterstfitzen,  so  lag  diese  Ver- 
bindlichkeit für  die  mit  umfossenden  Privil^en  au^estatr 
tote  National-Bank  noch  näher;  sie  verhütete  aber  zugleich 
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dea  ToUsIftndigeo  Ruin  der  Handels-  und  Gewerbs-Interefisen 
roD  Oesfterreich,  indem  sie  wesentlich  dazu  beitarug,  die  Ka- 
tastrophe ferne  zu  halten,  welche  den  Verfall  jener  Interes-r 
sen ,  wie  diess  anderwftrts  geschah ,  in  der  nfichst^i  Zukunft 
herb^gefahrt  hätte.    Sie  that  femer  hierbei  ihr  Möglichstes 
ZOT  Abwehr  von  Fällen  ^  in  welchen  die  durch  die  Suspeh- 
sioo  der  Verwechslung  in  ihrem  Credite  erschütterten  Bank- 
noten gänzlicher  Entwerthung  entgegengehen  und  die  noch 
vorhandenen  Münzvorräthe  fOr  die  National-Bank  verloren 
sein  konnten.    Die  letztere  beschränkte  sich  aber  in  jenem 
kritiseben  Zeitpuncte  nicht  darauf,  durch  Unterstützung  der 
.Regierung  die  befürchtete  Krise  von  dem  inneren  Verkehre 
ferne  zu  halten;  sie  liess  demselben  auch  unmittelbare Hilfo 
angedeihen,  indem  sie  dem  Handels-  und  Gewerbe-Stande  in 
den  Kfonländem  Vorschüsse  von  mehr  als  10  Millionen  Gul- 
den  leistete,  das  Aushilfs-Comit^  für  den  Wiener  Handels- 
stand mit  4  Millionen  dotirte  und  unter  ihre  Leitung  nahm^ 
den  grossen  Industrie-  und  Transports-Untemehmungen  einen 
namhaften  Credit  und  den  Wiener  Gewerbetreibenden  einen 
nnvendnslichen  Vorschuss  bis  zum  Betrage  von  2  Millionen 
Gulden  (unter  Garantie  der  Regierung)  gewährte.    Sobald 
die  Gefahr  beseitiget^  und ,  Dank  der  Tapferkeit  des  Heeres, 
Krieg  und  Aufstand  siegreich  beendiget  war,  liess  es  sich 
die  Finanz- Verwaltung  angelegen  sein,  die  Verbindlichkeiten 
gegen  die  National-Bank  durch  Aufoahme  von  Anlehen  und 
durch  Zuwendung  ihres  Ergebnisses   an   die  letztere  nach 
Thunlichkeit  zu   tilgen,   und   durch  Ueberlassung   der  von 
Sardinien  einzuzahlenden  Kri^pBCntschädigung   sowie  durch 
andere  Zuflüsse  den  Mttnzschatz  der  National-Bank  zu  ver- 
stärken.  Die  Umstände  traten  jedoch  einer  völligen  Abwick- 
lung dieser  Verbindlichkeiten  hemmend  entgegen.    Denn  die 
Folgen  der  vorausgegangenen  Erschütterungen,  die  völlige 
Neugestaltung  der  Verwaltung,  die  Einbeziehung  der  ehe- 
mals ungrischen  Länder  in    das   allgemeine  Verwaltungs- 
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System^  sowie  auswärtige  Vei-wicklWigen  und  die  dadarcb  her- 
beigefbhrten  EriegsrQsiangen  erforderten  eine  fiolche  Anatreo* 
gang  der  finanziellen  Staatskräfte,  dass  die  laufenden  Eia- 
nahmen  in  keiner  Weise  hierfür  genügen  konnten.  Zwar 
wurde  der  Grundsatz  aufgestellt  und  auch  festgehalten ,  da» 
die  National-Bank  mit  einer  weiteren  Leistung  tod  Vorschüs- 
sen für  die  Staatsyerwaltung  nicht  in  Anspruch  sn  ndioien 
sei ,  wie  auch  ein  Maximal-Betrag  für  die  Ausgabe  ron  Bank- 
Noten  festgesetzt;  doch  konnten  die  früher  g^pen  dieselbe 
eingegangenen  Schulden  nicht  sämmtlich  sogltich  getilgt 
werden  und  die  Staatsverwaltung  musste  sich  auf  einem  an- 
deren Wege,  durch  die  Ausgabe  von  Staats-Papiei^eld  mehr 
ibcher  Art,  in  den  Besitz  der  augenblicklich  erforderlicben 
Geldmittel  setzen.  Die  Nachtheile  der  CircuIatioQ  dieser 
vielfachen  Werthzeichen  machten  sich  jedoch  so  sehr  fühlbar, 
dass  es  bei  der  Unmöglichkeit,  sie  durch  klingende  Münie 
zu  ersetzen,  für  den  Staats-  und  National -Haushalt  als  em 
erheblicher  Yortheil  angesehen  werden  musste,  wenn  diese 
Werthzeichen  durch  Auswechslung  gegen  Banknoten  aus  dem 
Umlaufe  gezogen  wurden,  und  eine  Wiederkehr  derselbeD 
durch  die  von  Seite  der  Staatsverwaltung  ausgeaprochCDe 
Veizichtleistung  auf  jede  fernere  Ausgabe  von  Staats-Fapie^ 
geld  mit  Zwangs-Gours  nicht  mehr  zu  besorgen  stand.  Vit 
National-Bank  legte  sich  hierbei  unbestreitbar  ein  namhaftes 
Opfer  auf,  indem  dadurch  die  Menge  der  umlaufenden  Bank- 
Noten  um  ungefähr  146  Millionen  Gulden  vermehrt  wurde 
und  die  diessfolls  von  der  Regierung  zugestandenen  Eück- 
zahlungs- Modalitäten  eine  gänzliche  Tilgung  dieser  Schuld 
(welche  durch  eine  Ueberlassung  von  jährlich  10  Millionao 
Gulden  aus  den  in  Silber  eingehobenen  Zolleinkünften  erfol- 
gen sollte)  noch  in  die  Ferne  rückten.  Die  verwickeltes 
Beziehungen  der  Staatsverwaltung  zu  der  National-Bank 
hatten  behufs  ihrer  Regelung  zu  den  Uebereinkttnflen  vcni 
6.  December  IStö,  23.  Februar  1852  und  23.  Februar  1854 
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gieftkhrt,   wobei  die  National -Bank  ihr  eifrigeB  Btreben,  der 
Rnaaa- Verwaltung,  welche  der  ersteren  durch  die  namhaften 
Zinsenzahlnngen  den  reichlichsten  Antheil  ihres  Ertriignisses 
ngewendet  hatte,  jede  thanliche  Untersttttsnng  und  Erleich: 
Imng  in  der  Abtragung  der  eingegangenen  Schaldverbind- 
KckkeiteD  angedeihen  ssu  lassen,  thatkräftig  bewährte.    Eine 
wesentliche  Verbesserung  in  diesen  Besiehungen  ward   der 
KatifMial  -  Bank  durch  die  grossaitige  Finanz -(^wration  des 
National-Anlehens  in  Aussicht  gestellt,  da  ein  grosser  Theil 
desselben  zur  RackziAlang  der  durch  die  Auswechslung  des 
StBats-Piapiergeldes  mit  Banknoten  entstandenen  neuen  Schuld 
Tcrwendet  und  hiermit  auf  die  Verbesserung  der  Landes- 
währung gewirkt  werden  sollte.    Ein  dem   Betrage  dieser 
Schuld  entq[>rechender  Antheil  der  besQglichen  Subecriptionen 
ward  der  National -Bank  zugewiesen,  so  dass  nach  der  bis 
von  August  1858  hierauf  zu  bewerkstelligenden  Einzahlung 
nm  184  V<2  Ifillion  Gulden  die  gesammte  Schuld  des  Staates 
an  die  National-Bank  bis  auf  den  Betrag  tou  80  Millionen 
Childen   getilgt  werden   sollte.     Die  Einzahlungen  auf  das 
Nati(mal-Anlehen  flössen  so  unerwartet  reichlich  ein,  dass 
die  hierndt  zu  tilgende  Schuld  Ton  IW/^  Million  Oulden 
vkgm  xni  Ende  des  Jahres  1855  auf  den  Betrag  von  unge- 
flibr  37'/,  Million  Gulden  vermindert  war.    Inzwischen  hatte 
die  herang^MTOchene  orientalische  Verwicklung  die  Nothwen- 
digkeit  ftbr  Oesterreich  herbeigeführt,  zur  Wahrung  seiner 
liacAtstellung  und  seiner  bedrohten  Interessen  umfassende 
Kriegarttstongen  yorzunehmen ,  ein  bedeutendes  Heer  an  der 
QBt-Grftnze  des  Reiches  aufeustellM.     Die  Bedeckung  der 
Uerdnrch  f&r  die  Staatsverwaltung  erwachsenen  ausserordent- 
Uehen  Auslagen  war  einer  der  wesentlichen  Zwecke,  welche 
toch  das  National- Anlehen  erftlUt  werden  sdlten.  Da  jedoch 
die  Einsnthlungen  für  dasselbe  auf  fünf  Jahre  vertheilt  wur- 
dan  und  ein  bedeutender  Theil  derselben  vorweg  der  Na- 
tional-Bank  zugewiesen  worden  war,  so  reichte  der  Ueberrest 
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fü^  den  durch  jtae  Truppen  -  Aufstellung  vera&la88t(W  Auf- 
wand nicht  hin,  und  es  musste  auf  ßine  anticipaÜTe 
Flüssigmachung  der  später  fällig  werdenden  Raten  des  Na- 
tional-Anlehens  fbrgedacht  werden.  Zu  diesem  Ende  leistete 
die  National  -  Bank  Interimal- Vorschüsse  von  80  Milli<Hieii 
Oulden ,  wozu  später  noch  20  Millionen  Gulden  kamen ,  welche 
durch  Staats  -  Obligationen  statu  tenmässig  bedeckt  wurden. 
Diese  Vorschüsse  bildeten  keine  eigentliche  Schuldv^ermehrüng^ 
da  sie  in  den  nachfolgenden  Einzahlungen  auf  das  National- 
Anlehen  ihre  bereits  zugewiesene  Deckung  zu  finden  hatten. 
Nichtsdestoweniger  ward  hierdurch  das  Verhältniss  zwischen 
der  National-Bank  und  der  Finanz- Verwaltung,  dessen  all- 
mähliche Ausgleichung  durch  die  früher  erwähnten  Verein- 
barungen erzielt  werden  sollte ,  neuerdings  verwickelt  Aber 
alle  Umstände  drängten  zu  der  Noth wendigkeit,  die  Ver- 
pflichtungen der  Finanz- Verwaltung  gegen  die  Naüonal-Bank 
in  umfassendster  Weise  und  baldigst  zu  lösen,  letztere 
hierdurch  ihrer  eigentlichen  Bestimmung  zur  Förderung  des 
inzwischen  mächtig  angewachsenen,  ihre  Unterstützung  immer 
mehr  in  Anspruch  nehmenden  Verkehres  wiederzugeben  und 
die  Herstellung  einer  allen  Schwankungen  entrückten  Lan- 
deswährung herbeizuführen.  Die  Erreichung  dieser  segens- 
reichen Zwecke  ist  durch  den  grossartigen  Beschluss  der 
Staatsverwaltung  in  nahe  Aussicht  gestellt,  zufolge  dessen 
der  National-Bank  Staats-Domänen  in  einem  den  Betrag  von 
155  Millionen  Gulden  übersteigenden  Schätzungswerthe  zu 
dem  Ende  überwiesen  werden ,  dass  sie  aus  dem  Erträgnisse 
und  successiven  Verkaufe  derselben  die  von  ihr  zuletzt  ge- 
leisteten Vorschüsse  von  100  Millionen  und  nebstbei  die  noch 
nach  den  früheren  Verträgen  erübrigende  Forderung  an  d^ 
Staat  von  55  Millionen  decke.  Die  Ausfuhrung  dieses  Be- 
schlusses ist  bereits  im  Werke.  Nach  der  Begleichung  dieser 
Angelegenheit  wird  nur  noch  die  aus  der  Einlösung  des 
Wiener -Währung -Papiergeldes  hervorgegangene  Schuld  des 
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Staates  von  ungeffthr  60  Millionen  Gulden  erübrigen,  welche 
durch  die  vertragsmässig  geleisteten  Tilgungs- Raten  binnen 
wenigen  Jahren  gänzlich  zurückgezahlt  sein  wird.  Hiermit 
ist  der  Zeitpunct  sehr  nahe  gerückt,  in  welchem  die  Natio- 
nal-Bank  unabhängiger  von  der  Staatsverwaltung,  als  dieses 
seit  ihrer  Gründung  der  Fall  war,  wirken  und  ihr  inzwi- 
schen verdoppeltes  Capital  der  Förderung  des  neuem 
Aufechwunge  entg^engehenden  Verkehres  ungeschmälert  zu 
widmen  in  der  Lage  sein  wird.  Diese  Wirkung  wird  dadurch 
Doch  namhaft  erhöht  und  weiteren  Kreisen  zugänglich^  dass 
sie  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  ihren  übrigen 
Geschäftszweigen  noch  eine  Abtheilung  für  den  Hypothekar- 
Credit,  welcher  (nebst  den  bis  zum  Betrage  von  200  Millio- 
nen Gulden  auszugebenden  Pfandbriefen)  ein  Capital  von 
40  Millionen  Gulden  gewidmet  wird,  beifügt  und  dadurch 
neben  dem  kaufmännischen  auch  den  Real-Credit,  wie  diess 
schon  ursprünglich  bei  ihrer  Gründung  beabsichtiget  worden, 
kräftig  zu  unterstützen  vermag. 

Auch  in  anderer  Hinsicht  hat  die  National-Bank  in  dem 
seit  1848  yerflossenen  Zeitabschnitte  mitten  in  politischen 
nnd  finanziellen  Krisen  den  Weg  des  Fortschrittes  einge- 
schlagen und  ihre  inneren  Einrichtungen  vielfach  vervoll- 
kommnet. Schon  seit  dem  Februar  1848  begann  sie,  den 
Stand  des  Müuzschatzes  und  der  Banknoten-Circulation,  sowie 
ihre  Greschäftsgebarung  durch  monatliche  Ausweise  zur  öf- 
fentlichen Kenntniss  zu  bringen.  Die  nachfolgende  politische 
Eischüttening  brachte  für  dieses  National-Institut  eine  harte 
Prüfung  mit  sich.  Das  schwindende  Vertrauen,  der  hierdurch 
veranlasste  Zudrang  zur  Banknoten  -  Auswechslung  gegen 
Silber,  die  desshalb  nothwendig  gewordene  Suspension  der 
Baarzahlung,  und  als  unmittelbare  Folge  davon  die  Entwer- 
thung  der  Banknoten,  —  alle  diese  Umstände  mussten  an 
sich  sclion  den  Stand  der  National-Bank  in  mehr  als  einer 
Hinsicht  gefährden.    Hierzu  kamen  noch,  durch  die  politi- 
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sehen  EreigniMe   herrorgerufen  und  durch  die  natOrlidien 
Bluciuaiionen  der  Speculaiion  gefördert,  die   verderblidieD 
Schwankungen  im  Disagio  der  Banknoten,  welche  auf  den 
gesammten  National- Wohlstand  um  so  nachtheiliger  wirkten, 
als  der  sinkende  und  hftufig  wechselnde  Werth  des  fast  ehi- 
sdgen  oder  doch    rorzüglichsten-  umlaufenden  Greldaeidiens 
eine    Devaluation  und    Werthsunsicherheit  des   gesammten 
Tolkswirthschaftlichen   Capitals   und  des  Staatseinkommens 
nach  sich  zog.    Mit  rühmlicher  Anstrengung  und  Ausdauer, 
vor  allem  aber  durch  die   thatkräftige  Beihilfe  der  Staats- 
verwaltung, gelang  es  der  National  -  Bank ,  die  Oeftthr  der 
Lage  zu  bewältigen  und  nach  der  Wiederkehr  geordneter 
Verhältnisse  die  von   dem  Verkehre  geforderte  Ausbildung 
ihrer  Einrichtungen  und  ihrer  Wiri^sftmkeit  zu  bewerkstel- 
ligen.   Um  den  von  ihr  gewährten  Credit  dem  Verkehre  in 
den  Eronländem  zugänglicher  zu  machen,  vnirden  fiast  an 
allen  grossen  Handelsplätzen  der  deutschen,  ungrischen  und 
slavischen    Eronländer  Filial-Escompte- Austalton    errichtet 
und  mit  einer  nach  Umständen  beträchtlich  erhöhten  Dota- 
tion versehen ;  in  Wien  wurden  Domicil-Wechsel  (welche  fro- 
her davon  ausgeschlossen  waren)  zurEscomptirung  zugelaasen, 
und  der  geringste  Betrag  eines  bankfllhigen  Wechsels  auf 
hundert  Gulden  ermässiget.    Insbesondere  zur  Erleichterung 
der  Einzahlungen  auf  das  National  -  Anlehen  errichtete  die 
National  «Bank  Filial  •  Leihanstalten   (zur   VerpISndung  von 
Staatspapieren)  an  den  Haupt- Verkehrsplätzen  der  oben  ge- 
nannten Eronländer.    Femer  wurde  das  Bank-Capital  durch 
die  Emission  der  noch  vorräthigen  Actien  verdoppelt  und 
hiermit  auf  die  volle  ursprünglich  beabsichtigte  Höhe  ge- 
bracht,  wodurch  die   bereits   in  Folge  der  Einlösung  der 
BiCidisschatzscheine  namhaft  vermehrte  Circulation  der  Bank- 
noten gehölig  geregelt  und  dem  Verkehre  eine  umfassendere 
Unterstützung  gewährt  werden  konnte.   In  dieser  Weise  ge- 
langten fast  alle  Anträge  zur  Ausftbbrung,   welche  die  in 
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störmidcher  Zeil  einberufene,  aas  allen  Theilen  des  Reiches 
durch  sachkundige  Männer  des  Handels-  und  BesUasstandes 
beschickte  Commission  zum  Behufe  der  Rehabilitirung  und 
Consolidirung  der  Bankzustände  gestellt  hatte.  Endlich  er- 
ftihr  die  National-Bank  in  der  neuesten  Zeit  eine  folgenreiche 
Erweiterung  ihres  Wirkungskreises  durch  die  bereits  erwähnte 
Gründung  der  mit  ihr  verbundenen  und  mit  einem  Fonde 
von  40  Millionen  Gulden  dotirten  Abtheilung  für  den  Hypo- 
thekar-Credit 

Durch  diese  inneren  Verbesserungen  und  Erweiterungen, 
sowie  durch  das  nunmehr  vollständig  ^geordnete  Yerhältniss 
zwischen  der  National-Bank  und  der  Finanz-Verwaltung  hat 
die  erstere  eine  feste  Begründung  und  eine  Wichtigkeit  für 
den  Verkehr  von  Oesterreich  erlangt ,  wie  sie  noch  in  keiner 
froheren  Periode  vorhanden  war  und  doch  einer  Anstalt  ge- 
ziemt, welche  den  höchsten  Regulator  des  Verkehres  im  ganzen 
Reiche  bildet.  Zwar  erübriget  noch  Manches  und  Wesent- 
liches für  die  Zukunft;  denn  noch  immer  ist  der  Münzsohafz 
nicht  in  dem  angemessenen  Verhältnisse  zur  Banknoten-Cir- 
ciüation  und  noch  ist  die  Aufhebung  des  Zwangs -Ck>urset^ 
sowie  der  Wiederbeginn  der  Baarzahlung  nicht  möglich  ge- 
worden. Allein  das  erstere  ist,  ohne  übermässige  Opfer  zu 
bringen,  nicht  alsogleich  ausführbar,  ja  kaum  erwünscht, 
wenn  nicht  die  dadurch  unausweichlich  entstehenden  Cours- 
Schwankungen  neue  Verluste  herbeiführen  sollen;  eine  all- 
mähliche Vermehrung  wird  aber,  wie  diess  selbst  die  letz- 
ien  Monats-Ausweise  darthun,  ernstlich  angestrebt  und  von 
der  Finanz-Verwaltung  wirksam  gefördert. 

Die  Wiederaufnahme  der  Baarzahlung  (wenn  letztere  blei- 
bend s^n  soll)  herbeizuführen,  hängt  nicht  lediglich  von  der 
National-Bank,  ja  selbst  nicht  von  der  Finanz -Verwaltung 
ab,  wenngleich  der  Münzschatz  die  gewünschte  Höhe  er- 
reicht hätte.  Die  Erftthrung  lehrt,  dass  die  Wiedeiiierstel- 
lung    der    gestörten    national  -  wirtbschaftlichen  Verhältnisse 
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nur  aUmfthlich  und  skifenweise  erfolgen  kann;  bei  der  »agen 
Verbindung  der  sämmtlichen  Handelsstaaten  unter  einander 
wirkt  unter  solchen  Umständen  jedes  auswärts  rorfbllende 
widrige  Ereigniss  auf  die  Geldverhältnisse  jenes  Staates  zu- 
rück, in  Welchem  dieselben  ihrem  normalen  Zustande  ent- 
rückt sind.  Nur  ein  geordneter  Zustand  der  europftisdien 
Verhältnisse  und  die  Wiederkehr  des  allgemeinen  dem  Ver- 
kehre sich  zuwendenden  Vertrauens  kann  eine  solche  Gon- 
solidirung  der  national-wirthschaftlichen  Zustände  herbeifüh- 
ren, durch  welche  die  Wiederaufnahme  der  Baarzahliingen 
bedingt  ist.  Hierbei  ist  jedoch  ausdrücklich  hervorzuheben, 
dass  für  die  Wiederherstellung  der  Landeswährung  und  die 
Aufhebung  des  Zwangs-Gourses  die  Actirirung  der  Banknoten- 
Verwechslung  mit  Silber  nicht  unerlässlich  ist,  indem  durch 
den  Aufschwung  des  inneren  und  auswärtigen  Verkehres  das 
Verhältniss  dieser  in  ihrer  Circulation  auf  ein  gewisses  dem 
Bedarfe  entsprechendes  Maass  beschränkten  Geldzeichen  zu 
einem  Werthe  sich  feststellen  kann,  welcher  demSilberwerthe 
vollkommen  gleich  kömmt.  Die  gegenwärtig  in  Oesterreich 
zur  Erscheinung  kommenden  und  sich  vorbereitenden  Staats- 
wirthschaftlichen  Reformen  haben  bereits  in  dieser  Richtung 
zu  wirken  begonnen  und  berechtigen  zu  der  Erwartung,  dass 
diese  Wirkung  eine  vollständige  werde. 

Im  näheren  oder  ferneren  Zusammenhange  mit  der  öster- 
reichischen Kational-Bank  standen  die  für  vorübergehende 
Zwecke  ins  Leben  gerufenen  Anstalten,  das  Wiener  Aus- 
hilfs-Comitö  und  das  Comit6  für  dieUnterstützung^ 
mittelloser  Gewerbsleute  in  Wien.  Diese  beiden 
Anstalten  wurden  zur  Zeit  der  politischen  und  Handelskrise 
des  Jahres  1848  errichtet  und  hatten  die  Unterstützung  des 
Wiener  Handels-  und  Gewerbestandes  für  die  Dauer  der 
durch  diese  Krise  hervorgerufenen  ungünstigen  Verhältnisse 
zur  Aufgabe;  beide  beendigten  ihre  Wirksamkeit,  als  der 
Zweck  ihrer  Errichtung  erreicht  war.    Das  Aushilfe -Comit^ 
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stand  unter   der  unniittelbaren  Leitung  der  Bank  -  Dirtetion 
und   erhielt   Yon   derselben   seine   Dotation,   womit  es  den 
Handelsleuten  und    Industriellen  Wien's,   welche  credit-be- 
dürftig  waren  und  sich  den  Credit  nicht  auf  andere  Weise 
am  verschaffen  veraiochten,  letzteren  unter  erleichterten  Be- 
dingungen gewährte.    Das  Gomit6  zur  Unterstützung  der  Ge- 
werbsleute war  aus  patriotischen  Privatmännern  zusammen- 
gesetzt, welche  mit  einer  von  der  National-Bank  vorgeschos* 
senen,  von  der  Finanz-Verwaltung  bewilligten  Dotation  ins- 
besondere dahin  arbeiteten ,  den  kleinen  Gewerbsleuten  durch 
Vorschösse  oder  Arbeitgebung  Beschäftigung  und  Unterhalt 
zu  gewähren.    Beide  Anstalten  wirkten  segensreich  für  den 
Wiener  Handels-  und  Gewerbestand  während  der  Zeit  der 
drQckendsten  Noth ,  und  es  muss  anerkennend  hervorgehoben 
werden,  dass  die  von  den  beiden  genannten  Anstalten  ge- 
währten Unterstützungen  (welchen  eine  Summe  von  mehr  als 
Auf  Millionen  Gulden  gewidmet  war)  von  den  Unterstützten 
bis  auf  einige   minder  bedeutende   Beträge    seither   insge- 
sammt  rQckerstattet   worden   sind.     Eine  bleibende  Unter- 
stützung .für  den  Handel  zu  gewähren,  hat  sich  die  nieder- 
österreichische Escompte- Gesellschaft  zum  Ziele 
gesetzt     Wiederholt  hatte  sich  unter  dem  Wiener  Handels- 
stande  das  Bedürfniss  kundgegeben,  Credit  unter  leichteren 
Bedingungen  und  für  geringere  Summen,  als  ihn  die  Natio- 
oal-Bank  statutenmässig  zu  gewähren  vermochte,   zu  erlan- 
gen.  Auch  hatte  sich  bereits  vor  dem  Jahre  1848  der  Wunsch 
nel&ch  geltend  gemacht,  die  National-Bank  möge  die  Strenge 
jener  Bedingungen  mildem  und  dadurch  ihren  Credit  all- 
gemein zugänglich  machen.      Allein  Erwägungen  der  ern- 
stesten Art  Hessen  es  als  unzulässig  erscheinen,   dass  die 
National-Bank  ihren  Credit  (d.  h.  jenen  ihrer  Noten)  ge^ 
flUirde,  indem  sie  von  der  Strenge  der  zur  vollen  Sicherheit, 
geford^en  Bedingungen  bei  ihrer  Credit-Gewährung  abliesse 
und  sich  den  WechselfftUen  des  kleinen  und  des  mindere 
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Garantie  bietenden  Verkehres  aussäte.  IMess  musste  als 
die  Aofgabe  eines  beschränkteren ,  lediglich  diesem  Geschäfte 
sich  zuwendenden  Institutes  betrachtet  werden ,  welches  keine 
dgenen  Zettel  ausgibt  und  im  Stande  ist,  auch  bei  erl^ch- 
terter  Credit-Grewährung  sich  vor  ungdnstigen  WechselflUleD 
durch  seine  Bewegung  auf  einem  beschränkteren  Gebiete, 
auf  welchem  es  die  Solidität  der  dabei  Betheiligten  bis  zu 
der  untersten  Kategorie  hinab  zu  überwachen  rermag,  sicher 
zu  stellen.  Hiemach  entstand,  von  dem  Finanz  -  Minister 
IVeiherm  ▼.  Baumgartner  zunächst  in  Anregung  gebracht, 
die  nieder-österreichische  Escompte-Gesellschaft  (auf  Actien), 
welche  ihren  Theilnehmem  Credit  unter  der  Haftung  zweier 
Wechselschuldner  und  auf  die  Dauer  von  vier  bis  sechs  Mo- 
naten gewährt,  sich  aber  dadurch  vor  Verlusten  sichert,  dass 
jeder  ihrer  Credit-Inhaber  für  die  sämmtlichen*  Verbindlich- 
keiten der  übrigen  Credit-Inhaber  gegen  die  Gesellschaft  bis 
zur  Höhe  seiner  Credits-Betheiligung  haftet  Ihr  Actien-Fond 
beträgt  ftinf  Millionen  Gulden ,  ihre  Wirksamkeit  wird  aber 
dadurch  viel  bedeutender,  dass  die  National-Bank  der  Ge- 
sellschaft einen  den  doppelten  Betrag  ihres  Fondes  errei- 
chttiden  Credit  zu  dem  bankmässigen  Zinsftisse  einräumte. 
Ungeachtet  ihres  kurzen  Bestandes  hat  diese  Gesellschaft 
bereits  eine  sehr  wohlthätige,  kaum  mehr  zu  entbehrende 
Wirkung  auf  den  Handels-  und  Fabriks-Stand  von  Wien  und 
Nieder-Oesterreich  überhaupt  geäussert,  indem  dort,  wo  die 
National-Bank  ihre  Wirksamkeit  einstellte,  die  Escompte- 
Gesellschäft  die  ihrige  begann  und  den  beschränkten  Geschäf- 
ten, sowie  den  entstehenden  Unternehmungen,  welche  in 
ihrer  Gtesammtheit  die  Grundl^e  des  industriellen  Lebens 
in  Oesterreich  bilden,  die  Bahn  zu  einer  gedeihlichen  Ent- 
wicklung eröfihete. 

Was  die  nieder-österreichische  Escompte-Gesellschaft  für 
den  kleinen  Wechselverkehr  der  Reichshauptstadt  und  des 
bezüglichen  Kronlandes  war,  diess  fttr  den  Gesammtverkehr 
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des  ganzen  Reiches,  nameDÜicbfUr  die  grossartigen  Indnstrie- 
Uoternehmungen ,  zu  leisten,  war  dieAuf^be  eines  strichen 
Dimensionen  entsprechenden  Institutes,  dessen  OrQndung  in 
die  neueste  Zeit  fällt  Das  wirthschaftliche  Leben  Oesterreich's 
hat  in  der  kurzen  Zeit  seiner  freieren  Regsamkeit  seit  dem 
Jahre  1848  einen  früher  ungeahnten  Auüschwung  genommen. 
Die  grossen  Güter  und  die  kleine  Landwirthschaft,  die  Dampf- 
schifiFahrt   und  die  Eisenbahnen,  der  Handel  in  laodwirtfa- 
schaftlichen  Producten,  sowie  der  Verkehr  mit  industriellen 
Erzeugnissen,  —  alle  diese  wirthschaftliehen  Bestrebungen 
nahmen    bedeutende  Summen    in   Anspruch,    wofbr   Arüher 
weder  Begehr  noch  Verwendung  vorhanden  war.    Das  nur 
allmfthlich   sich   erzeugende   Capital   war   nicht   vorhanden, 
oder  doch  in  kleine  für  den  grossen  Verkehr  unbenutzbare 
Fiactionen  zersplittert,  der  Credit  beschränkt  und  Wenigen 
zogftnglich.  Dadurch  entstand  eine  Vertheuerung  des  Geldes, 
welche  die  volle  Benützung  der  sich  allenthalben  eröffnenden 
Hil&quellen  hinderte,  auf  die  grossen  Unternehmungen  läh- 
mend  einwirkte  und   den   Staats-Credit  durch  die  nothge- 
drangene  Verwerthung  so  vieler  EflTecten  drückte.    Wenn  die 
dem  Handel  ertheilte  freiere  Bewegung  und  die  Entlastung 
des  Grundbesitzes  nachhaltig  und  im  vollen  Umfange  für 
den  wirthschaftliehen  Aufschwung  des  Reiches  und  für  die 
Erhöhung  der  gesammten  Steuerkraft  wirksam  werd^i  sollte, 
80  musste,  gleich  der  Hypotheken-Bank  für  den  Real-Besitz, 
eine  Anstalt  von  grossartigem  Umfange  geschaffen  werden, 
welche,  indem  sie  die  kleinen  Capitale  an  sich  zieht  und 
zu  einer  den  grössten  Verkehr  befruchtenden  Verwendung 
bringt,  den  gleichen  Dienst  für  die  Industrie  nnd  den  da- 
dorch  genährten  Verkehr  überhaupt  zu  leisten  vermag.  Diess 
erkannte  der  Finanz-Minister  Freiherr  v.  Brück,  und  rief  die 
Gredits-Anstalt  für  Handel  und  Gewerbe  mit  einem 
Fonde  von  60  Millionen  Gulden  in's  Leben ,  an  deren  Spitke 
die  Bankhäuser  Rx>thschild  und  Lämel  im  Vereine  mit  den 
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Fttrsien  Max  ▼.  FOrsienberg,  Adolf  ▼.  SchwarsBenberg,  Vinocnz 
▼.  Aaersperg,  dem  Grafen  Otto  v.  Choiek  und  dem  Fabri- 
canten  Louis  v.  Haber  traten.  Die  vor  Kurzem  begonnene 
Wirksamkeit  dieses  Institutes  vermag  in  kaum  zu  berech- 
nender Weise  auf  die  grossen  Unternehmungen  durch  eine 
dem  Umfange  der  Aufgabe  entsprechende  Leitung  woblth&tig 
einzuwirken,  indem  sie  gewinnreiche  Unternehmung»!,  wroxa 
es  an  Capital  gebrach,  in's  Leben  ruft,  andere  wohlbestellte 
Geschäfte  durch  ihre  Betheiligung  an  denselben  zu  Credit 
und  Ansehen  erhebt,  die  Industrie- Actien  durch  Vorschuss- 
leistung auf  dieselben  vor  Entwerthung  sichert,  den  Staats- 
Credit  unterstützt,  imd  den  flüssig  gewordenen  Geldumlauf 
auf  dem  gesamroten  Gebiete  der  wirthschaftlichen  Thäti^eit 
beschleuniget.  Gleichwie  durch  den  Handelsvertrag  und  die 
früher  oder  später  eintretende  Zolleinigung  mit  Deutschland 
das  Handelsgebiet  Oesterreich's  sich  zu  einem  mittel-europäi- 
sehen  erweitern  wird,  gewährt  die  Credits-Anstalt  die 
Aussicht,  dass  sie  den  einheimischen  Credit  mit  dem  aus- 
ländischen innig  verschmelzen,  Oesterreich  dadurch  aus 
seiner  Credit-Isolirung  emporheben ,  und  sein  Credit- Wesen 
zu  einem  integrirenden  Gliede  der  grossen  Geldwirthschaft 
der  Handelswelt  gestalten,  die  fremden  Beschäftigung  su- 
chenden Capitale  zu  den  unermesslichen  noch  unausgebeuteten 
Hilfsquellen  Oesterreich's  hinleiten  und  durch  die  Förderung 
des  Wohlstandes  im  Reiche  allen  daran  Betheiligten  reichen 
Ciewinn  zugänglich  machen  werde.  Die  günstige  Aufnahme, 
welche  das  Institut,  sobald  dessen  Errichtung  bekannt  wurde, 
bei  den  heimischen  und  auswärtigen  Capitalisten  fand,  be- 
rechtiget zu  der  Erwartung,  dass  die  Ueberzeugung  von 
dessen  Nützlichkeit  und  Rentabilität  allgemein  getheilt  werde, 
und  es  bedarf  nur  der  nachhaltigen  Befestigung  dieser  Ueber- 
zeugung, um  die  Erwartungen  zu  der  Wirklichkeit  des  Er- 
folges umzuwandeln. 

Unter  allen  Verkehrs-Instituten  mueste  die  k.  k.  privilegirte 
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Natienal-Bank  von  d«i  SHünneD  des  Jahres  1848  und  den  nach- 
Iblgeoden  Bedrftagnissen  am  empfindlidisten  betrofTen  werden.  Denn 
während  der  Zadrang  zu  den  Verwecfaslungs- Gassen  binnen  weni^ 
gen  Monaten  ihren  Baarfond  nahezu  erschöpfte,  musste  die  Nalio- 
oal-Bank  der  Staatsverwaltung  durch  namhafte  Vorschüsse  und  an- 
derweitige finanzielle  Vermittlungen  zu  Hilfe  kommen.  Da  in  dem 
Zeitraame  1848—1855  die  Beziehungen  der  National-Bank 
EU  dem  Staate  die  überwiegend  wichtigen  geworden,  und  auf  die 
St  hmg  derselben  gegenüber  dem  Verkehre  bedingend  einwirkten, 
wL  1  es  dieUebersicht  der  Oesammtverhältnisse  erleichtem,  wenn  die 
enteren  Beziehungen  zunächst  in  ihrem  Zusammenhange  nachgewiesen 
werden.  Hierbei  kann,  zur  Vermeidung  von  Wiederholungen,  auf 
Dasjenige  hingedeutet  werden,  was  über  die  Mitwirkung  der  Na- 
tional-Bank zur  Regelung  der  Finanzen  bei  der  Darstellung  der  Fi- 
nanz-Verwaltung bemerict  wurde. 

Laut  Uebereinkunft  vom  20.  April  1848  übernahm  es  die  Na- 
tional-Bank,  ftlr  Rechnung  des  Staates  30  Millionen  Oulden  in  Hy- 
pothekai^Anwebungen,  die  auf  der'k.  k.  Saline  Omunden  versi^ert 
sind,  zu  emittiien,^  und  diese  Summen  gegen  4percentige  Verzin- 
sung auf  Rechnung  der  Hypothekar -Anweisungen  vorzuschiessen. 
Da  an  solchen  Anweisungen  im  Laufe  des  Jahres  ftlr  8,890,950  fl. 
in  Umlauf  gesetzt  wurden,  betrug  der  Vorschuss  der  National-Bank 
zu  Ende  des  Jahres  noch  21,109.050  fl.,  wozu  ftlr  verfiillene  und 
eingelöste  Anweisungen  und  Ck)upous  noch  die  Summe  von  1,613.612  &• 
kam.  Zur  Unterstützung  der  Gewerbetreibenden  in  Wien  wurde 
von  der  Bank-Direction  unterm  9.  October  1848  der  Finanz^  Ver- 
waltung ein  Credit  von  2  Millionen  Gulden  gegen  Staats -Central- 
Casse-Anweisungen  und  Rückzahlung  in  zwei  Jahren  zinsenfrei  er- 
öffiiet,'  von  welcher  Summe  bis  Ende  December  1848  der  Betrag 
von  900.000  fl.  erhoben  ward.  Femer  sicherte  die  Bank-Direction 
der  fInanz-Verwaltung  die  Escomptirung  von  14  Millionen  Gulden 
in  5percen(igen  k.  k.  Casse- Anweisungen  zu,^  und  erfolgte  diese 
Summe,  wovon,  nachdem  die  National-Bank  an  Anweisungen 
1,905.900  fl.  übernommen,  zu  Ende  des  Jahres  noch  12,094.100  fl. 
aiishaftend  verblieben.    In  Folge  der  Submission  vom  1.  October 

>  KnndmachiiDgen  der  Nadonal-Bank  vom  1%.  Mai,  14.  Juni  and 
11  August  1848. 

*  Znschrift  des  Finanz-Ministeriums  vom  30.  September  1848. 

*  Zuschrift  des  Finanz-Ministeriums  vom  18.  October  1848. 


1848  winde  der  Finanz- Verwaltung  ein  Credit  von  6  MillioneD  Gul- 
den^ Ttteksahlbar  in  einem  Jahre,  unyeninslich  eröflhet,  und  diese 
Samme  aiioh  wirklich  hinauagegeben.  Laut  der  nachfolgenden  Sub- 
mifleion  tooi  9.  December  1848  wurde  der  Finanz- Verwaltung  tkki 
der  Naiional-Bank  ein  weiterer  Credit  von  20  Millionen  Grulden,  ge- 
gon  Ruckzahlung  in  anem  Jahre,  zinsenfrei  eröffnet,  wovon  bis  Ende 
des  Jahres  3,500.000  fl.  wh-klich  erhoben  wurden.  Endlich  hatte 
die  National-fiank  zu  Ende  des  Jahres  noch  aushaftende  Vorschüsse 
an  den  Staat  von  281.859  fl.  für  Rttckesoomptirung  von  Spercentigeii 
8taat»Oential-Ga8se- Anweisungen  und  von  648.430  fl.  fiir  5peroenti^ 
Gasse- Anweisungen,  wozu  noch  die  Forderui^n  für  8über-Bezug»- 
Spesen,  Prftgekosten  und  Zinsen  für  Antidpationen  auf  Hypothekar- 
und  Gasse-Anweisungen  im  Oesammtbetn^e  von  2,714.079  fl.  kamen. 
Die  Gesammtschuld  des  Staates  an  die  National-Bank,  welche  zu  Ende 
1847  sich  auf  132,452.364  fl.  gesteUt  hatte,  war  demnach  Ende  1848 
naeh  Abschlag  der  auf  die  fundirte  Schuld  für  dicEinlösung  des  Wiener- 
Wfthrung-Pfetpiergeldes  geleisteten  Rückzahlung  von  2,020.287  fl.  und 
ausBohhesshch  des  vom  Staate  garantirten  Vorschusses  von  900.000  fl., 
welchen  die  National-Bank  zur  Untersttttzung  der  Grewerbetreibenden 
geleistet  hatte,  auf  die  Summe  von  178,393.208 fl.  gestiegen.  —  Die 
immer  wachsenden  Anforderungen  an  die  Bankcasse  zur  Verwechs- 
lung der  Banknoten  g^en  Silber  hätten  den  Baarfond  der  National- 
Bank  gftnzlich  erschöpft,  wenn  nicht  gesetzliche  Vorkehrungen  da- 
gegen eingetreten  wären.  Diese  wurden  durch  das  Allerhöchste 
Pfttent  vom  2.  Juni  1848  getroffen,  wodurch  die  Einführung  des 
Zwangsumlaufes  für  die  Banknoten,  die  Beschränkung  der  Ver- 
wechslung der  Banknoten  gegen  Münze  auf  den  Maximal-Betrag  von 
25  fl.  und  die  Hinausgabe  von  Banknoten  von  1  und  2  fl.  zur  Er- 
leichterung des  Verkehrs  im  Kleinen  angeordnet  ward ;  *  da  aber  auch 
nach  ol»gBr  Beschränkung  der  Abfluss  des  Silbers  noch  erheblich 
war ,  wurde  späterliin  der  Maximal-Betrag  der  Verwechslung  auf  5  fl. 
herabgesetzt,  und  endlich  die  Verwechslung  gänzlich  eiugestellt 

Nachdem  Seine  k.  k.  Majestät  unterm  8.  Januar  1849  das  Fi- 
nanz-Ministerium zur  Hinausgabe  von  25  Millionen  Gulden  in  Speroen- 
tigen   Gasse -Anweisungen  ^   unter  Mitwirkung  der  National-Bank 

'  Die  vorläufige  Beschränkung  erfolgte  bereits  durch  die  Kundmachang 
der  Bank-Direction  AX>in  21.  Hai  1848. 

^  Die  National-Bank  hatte  der  Regierung  bereits  im  Jahre  1822  gegen 
Empfangnahme  von  Central -Gasse -Anweisungen  den  Credit  für  eine  den 
Betrag  von  6  Millionen  Gulden  erreichende  Summe  eröiFnet  ^  welche  in  der 
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ennflchtigt  halle,  löste  letztere  dieselben  eiO)  und  ttbeniahm  deren 
Eaoomptirang  bis  zum  obigen  Belaufe.  Dadurch  ward  eine  Erhö- 
hung der  Summe  der  umlaufenden  Banknoten  veranlasst,  da  die 
Cssse-Anweisungen  bald  mehr  als  zur  H&lfte  in  die  Bankeassen  zn- 
rOekflossen.  Ueber  einen  aUerunterthänigsten  Vortrag  des  Finanz- 
lÜDisteriums  in  Betreff  der  Mittel  zur  Bedeckung  der  Staatserfor- 
demisse  und  zur  Herstellung  der  Ordnung  im  Geldwesen  erfloss 
dss  Allerhöchste  Patent  vom  28.  Juni  1849,  wodurch  der  Zwangs- 
GooTB  der  3percentigen  Gasse -Anweisungen  dnd  die  Vermehrung 
derselben  auf  50  Millionen  Gulden  angeordnet,  andererseits  aber 
bestimmt  wurde,  dass  die  National -Bank  zur  Deckung  der  Staats- 
Erfordemisse  mit  einer  weiteren  Vermehrung  der  im  Umlaufe  be- 
findlichen Noten  nicht  mehr  in  Anspruch  zu  nehmen  seL  .  Gleich- 
seitig wurde  die  National -Bank  der  Verbindlichkeit  enthoben,  die 
vorkommenden  Spercentigen  Gasse-Anweisungen  baar  einzulösen. 
Wenn  sich  nun  auch,  in  Folge  jener  Allerhöchsten  Anordnung, 
die  Menge  der  umlaufenden  Banknoten  innerhalb  des  vom  Finanz- 
Ministerium  bezeichneten  Maasses  erhielt,  so  konnte  ein  Zurttok- 
strümen  der  Gasse -Anweisungen  in  die  Bankeassen  in  Folge  des 
Zwangs -Gourses  nicht  vermieden  werden;  zu  Ende  1849  befan- 
den sich  darin  über  16  Millionen  Gulden  in  solchen  Anweisungen. 
Um  die  Verhältnisse  der  National-Bank  und  deren  Beziehungen  zu 
der  Staatsverwaltung  zu  verbessern,  wurden  in  dem  alierunterthft- 
nigsten  Vortrage  des  Finanz- Ministers  vom  10.  September  1849 
oacbstehende  Maassregeln  als  geeignet  bezeichnet:  1.  die  Eröffnung 
einer  Anleihe;  2.  die  Zuweisung  der  Ergebnisse  derselben  und  der 
sardinischen  Kriegsentschädigung  an  die  National-Bank;  3.  die 
zwischen  der  Staats-  und  Bank- Verwaltung  einverständlich  zu  pfle« 
geode  Richtigstellung  der  Gesammtforderung  der  National-Bank  an 
den  Staat,  die  F'estsetzung  der  Verzinsung  dieser  Schuld  und  die 

Folgezeit  nach  dem  Ziusfusse  zwischen  3  und  4  Peroeut  und  nach  den 
Beträgen  bis  zu  dem  Maximum  von  20  Millionen  Qulden  wechselte.  Im 
Jahre  1835  wurde  dieser  Credit  bis  30  Millionen  erhöht^  später  aber  (1842) 
auf  24  Millionen  Gulden  vermindert.  In  diesem  Jahre  wurden  neue  auch 
dem  Publicum  zugängliche  Central-Casse- Anweisungen  ausgefeiligt,  die  in 
ihrem  umlaufe  von  3  bis  10  Millionen  Gulden  schwankten  und  auch  bis 
in  die  neueste  Zeit  bestehen ,  während  die  anderen  bloss  für  die  National- 
Bank  aosgesteUten  Gentitil-Casse- Anweisungen  ^  deren  Summe  sich  im  Be- 
gione  des  Jahres  1848  auf  45  Millionen  Gulden  beiief,  durch  die  nach  dem 
Jahre  1849  geschlossenen  Verträge  ihr  Ende  erreichten. 


968 


Yembiedung  der  alltnähKchen  Tilgang  und  SidiersteUung  derseBwn^ 
4.  die  (mit  18.  September  1849  wirksam  gewordene)  Aufbebung 
des  Mttnzausfiihr-Yerbotes  und  5.  die  Bemtbungen  einer  aus  Ye^ 
trauensmännem  der  verscbiedenen  Eronländer  zaBammengefletzteii 
Oommission  mit  der  Bank  -  Direction  über  die  Yerbfiltoisse  dieses 
InBtitates.  Das  Staatsanlehen  wurde  zu  4%  Percent  im  Betrage 
von  71  Millionen  Gulden  im  Wege  freiwilliger  Einzdchnung  aas- 
geschrieben; die  Bankverwaltung  zeichnete  hierftlr  den  an  der  vol- 
len Summe  nach  geschlossener  Subscription  noch  at^fingigen  Be- 
trag von  Sy,  Millionen  Gulden.  Yon  dieser  Anleihe  erhidt  die 
Nationalbank  bis  Ende  des  Jahres  1849  einen  Betrag  von  33^563.50Dfl., 
sowie  von  der  sardinisch^  Kriegsentschädigung  6,020.763  fl.  in 
Silber,  als  Rückzahlung  auf  ihre  Forderungen  an  den  Staat.  Die 
gegenseitige  Yerrechnung  zwischen  der  Staatsverwaltung  und  der 
National'Bank  führte  zu  dem  Uebereinkommen  vom  6.  December 
1849,  durch  welches  sämmtliche  Forderungen  der  National-Bank  an 
den  Staat  aus  dem  Titel  der  geleisteten  Yorschüsse  —  mit  Aus- 
nahme der  durch  die  Einlösung  des  Wiener- Währung-Papiergeldes 
entstandenen,  gehörig  fundirten  Schuld  und  der  Yorschüsse  von 
50  Millionen  Gulden  für  die  3percentigen  Gasse- Anweisungen  —  za 
einer  einzigen  verschmolzen  und  ihre  Yerzinsung  eu  2  Pereent 
festgesetzt  wurde.  In  Folge  dieses  Yertrages  übernahm  die  Natio- 
nal-Bank  auch  die  Beischaffungskosten  des  neu  bezogenen  Silber- 
vonathes,  welche  ursprünglich  von  der  National-Bank  und  der  Fi- 
nanzrYerwaltung  gemeinschaillich  nach  einem  festsetzten  Maass- 
stabe getragen  werden  sollten.  Die  auf  die  angedeutete  Art  ent- 
standene sogenannte  verschmolzene  Forderung  der  National-Bank 
an  den  Staat  machte  96,948.768  £1.  aus,  welche  aber  durch  die  e^ 
wähnten  Rückzahlungen  aus  dem  neuen  Anlehen  und  der  sardini- 
sehen  Kriegsentschädigung  zu  Ende  des  Jahres  bis  zu  dem  Betrage 
von  57,364.505  fl.  vermindert  wurde.  Mit  demselben  Yertrage 
wurde  die  regelmässige  stufenweise  Yerminderung  der  Staatsschuld 
an  die  National-Bank  stipulirt  Nachdem  an  der  Wiener- Wäbrung- 
Einlösungsschuld  die  ratenweise  Rückzahlung  von  2,586.421  fl.  er- 
folgt, andererseits  aber  an  Zinsen  etc.  eine  schwebende  Forderung 
der  National-Bank  entstanden  war,  bezifferte  sich  die  GesammtschuM 
des  Staates  an  die  National-Bank  zu  Ende  1849,  einschliesslich  der 
escomptirien  50  Millionen  und  der  rückescomptirten  16  Millionen 
Central -Gasse- Anweisungen,  des  Restes  der  zusammengezogenen 
Schuld  und  der  schwebenden  Forderungen,  etwas  über  205  Blillioneo 
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GttldeB.  Im  Jahre  1849  wurde  die  sweite  Auikige  der  Bank- 
NoteB  zu  ein  und  zwei  Ghildaa  mh  OenehmigiiDg  der  Regierung 
hinanegegeben. '  Um  die  nngrischen  Noten  zu  einem  und  zwei 
Gulden,  welche  im  Jahre  1848  von  dem  bestandenen  uhgrischen 
Finanz -Ministerium  emittirt  worden  waren,  aus  dem  Umlaufe  zu 
ziehen  und  den  Yerkelur  von  diesem  nachtheUig  wirkenden  Um- 
taufeniittel  zu  befreien,  wurde  die  Einwechslung  dieser  ungrischen 
Noten  gegen  Noten  der  österreichischen  National-Bank  verfügt,' 
welche  zur  Ausftlhrung  dieser  Maassregel  bereitwilligst  die  Hand  bol. 
Im  Jahre  1850  erhielt  der  Vertrag  vom  6.  December  1849 
seine  volle  Anwendung;  während  des  Jahrs  wurde  vom  Staate  der 
Natümal-Bank  aus  den  Einzahlungen  auf  das  4'/2peroeiiüge  Anlehen 
die  Summe. von  26,978.430  fl.  und  aus  der  sardinischen  Kriegs-Con- 
tribution  der  Betrag  von  5,979.237  fl.  in  Silber  entrichtet,  wodurch 
die  Rfiekzahlung  auf  die  verschmolzene  Forderung  die  Summe  von 
^957.667  fl.  erreichte  und  letztere  mit  dem  Reste  von  24,406.838«. 
auf  das  folgende  Jahr  überging.  Da  die  Staatsverwaltung  noch 
fiberdiess  die  vertragsmässige  Ratenzahlung  an^der  Ursehuld  (für 
die  Fapiergeld-EiDlösung)  mit  2,622.174  fl.  leistete ,  und  andemtheils 
die  National-Bank  für  Zinsen  und  andere  schwebende  Posten  eine 
Forderung  von  772.597  fl.  geltend  zu  machen  hatte,  so  belief  sich 
die  Oesammtziflfer  der  Staatsschuld  an  die  National-Bank  zu  Ekide 
1850  (einschliesslich  der  escomptirten  Spercentigen  Central -Casse- 
AnweisEungen  im  Betrage  von  50  Millionen  und  227,  Million  zurück- 
esoomptirter,  dann  der  eingelösten  Reii^sschatzaeheine  und  Anwei- 
sungen auf  die  ungrischen  Landeseinkttnfle  von  23*/,  Million  Gulden) 
auf  nahezu  196*/,  Million  Gulden.  Die  Spercentigen  Gasse-Anwei- 
sungen des  Jahres  1849  wurden  in  den  höheren  Beträgen  von  100  fl., 
500  fl.  und  1.000  fl.  gegen  die  neu  ausgefertigten  Reichsschatz- 
scheine umgewechselt  Die  bedeutenden  Rückzahlungen  des  Staates 
von  mehr  als  35  Millionen  Gulden  konnten  jedoch  ihre  voUe  Wir- 
kung nicht  äussern,  da  sich  in  den  Gassen  der  Bank  die  mit  Zwangs- 
Gours  umlaufenden  3percentigen  Oasse- Anweisungen,  Reichsschatz- 
scheine und  ungrischen  Landes -Anweisungen,  welche  Ende  1849 
im  Betrage  von  16,047.348  fl.  daselbst  vorhanden  waren,  bis  Ende 
1850  auf  46,027.095  fl.,  somit  um  30  Millionen  Gulden,  vermehrt 

*  Kandmachung  der  Bank-Direction  vom  31.  Mal  und  20.  Septem- 
ber 1849. 

^  Finanz-Minist.  Erlass  vom  24.  Febraar  1849.  Verordnung  des  Feld- 
marschalls Fürsten  Windischgr&tz  vom  12.  März  1849. 
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hatten.  Die  su  Anfiing  dee  Jahree  18S0  zasammengetretene 
miaaon  cur  Berathung  über  die  BankverhäHnisae  war  von  der  Di- 
rection  der  National-Bank  beschickt  worden  und  erstattete  ihre  An- 
träge an'  das  Finanz-Ministerium , '  wekhe  jedoch  erst  in  späterer 
Zeit  EU  theiiweiser  Ausf)lhrung  gelangten. 

Die  Httckzahlungen  der  Staatsverwaltung  nahmen  im  Jahre  1851 
ihren  Fortgang.  Als  vertn^smässige  Tilgungsrate  auf  die  durch  die 
PftlHcrgeld- Einlösung  entstandene  Schuld  wurden  2,727.061  fl.  zu- 
iUckgesahlt,  von  der  sardinischen  Kriegs-CSontribution  12  MiUionen 
Gkilden  in  Silber  der  National-Bank  überwiesen,  und  derselben  von 
der  Staats-Central-Casse  16,179.435  fl.  baar  entrichtet  Die  Rückzah- 
lungen der  Staatsverwaltung  erreichten  demnach  in  diesem  Jahre 
die  Summe  von  90,906.496  fl.,  wodurch  sich  die  Oesammtadiald 
des  Staates  zu  Ende  des  Jahres,  mit  Inbegriff  der  scliwebenden 
Forderungen  der  National-Bank  von  2,202.821  fl.,  auf  die  Sunune  von 
145,548.755  fl.  stellte,  wovon  auf  die  Papiergeldschuld  72,496.422  fU 
auf  die  escomptirten  3percentigen  Staats-Central-Casse- Anweisungen 
39y,  Million,  auf  die  zusammengezogene  Forderung  7^^  MilKoo  und 
auf  das  in  der  Bankcasse  vorhandene  Staats-Papiergeld  23,849.512  fl. 
entfielen.  Da  ein  bedeutender Theil  des  letzteren  (21,418.500  fl.)  in  den 
mit  3  Pereent  verzinslichen  Reichsschatzscheinen  bestand,  woitlr  (un- 
verzinsliche) Banknoten  im  Umlaufe  warea,  so  stellte  die  National-Bank 
die  hierAlr  entMende  Zinsensumme  von  1,392.589  fl.  (nebst  354.995  fl^ 
welche  in  das  Jahr  1852  fielen)  der  Finanz- Verwaltung  zur  Verfügung. 

Von  Bedeutung  fOr  die  Besserung  der  Lage  der  National-Bank 
erschien  das  Allerhöchste  Patent  vom  15.  Mai  1851,  womit  eine 

*  Siehe  den  Bericht  der  Commission  in  der  „Austria**  Nr.  110  vom 
9.  Mai  1850.  Die  Commission  beantragte  folgende  Maassregeln :  1.  Ueber- 
nahme  der  1  fl.  und  2  ü,  Banknoten  durch  den  Staat  2.  Ausgabe  von 
ReichsBchatzscheinen  nicht  unter  100  fl.  mit  Zwangs-Cours  nur  als  lieber^ 
gangsmaassregel.  3.  £ine  Anleihe  von  150  Millionen  Gulden  auf  natio- 
naler Basis.  4.  Hinausgabe  der  49.379  Bank-Actien.  5.  ZurückBahluiig 
der  ganzen  Schuld  des  Staates  an  die  Bank  mit  Ausnahme  der  von  der 
Einlösung  des  Wiener- Währung -Papiergeldes  herrührenden  77  Millicmen 
Golden.  6.  Regelung  des  Banlinoten-Umlaufes.  7.  Errichtung  von  Bank- 
f^ilialen.  8.  Beförderung  von  Hypotheken-Banken  und  Renten-Anstalten. 
9.  Beförderung  von  Gewerbebanken.  10.  Reform  des  Miinzwesens  im 
Vereine  mit  den  Staaten  Deutschland^s.  11.  Zurückziehung  aUes  Papier- 
geldes des  Staates,  zuvörderst  der  Münzscheine.  12.  Ansgabe  von  Rmcbs- 
schatzscheinen  ohne  Zwangs-CJours.  13.  Aufhebung  des  Zwaogs-Courses 
der  Banknoten.    14.  Zurückziehung  aller  Banknoten  unter  10  Gulden. 


271 


iBmnmeDhfingende  fbige  von  Haassregeln  zur  Herstellung  der  Begel-t 
m&ägkeit  des  Geldumlaufes  in  nächste  Aussteht  gestellt  und  an- 
geordnet wurde,  dass  das  Staats-Papiergeld  nicht  tlber  eine  bestimmte 
Moige  Termehrt  und  auch  die  National -Bank  zur  Deckung  der 
Staatserfordemiflse  nicht  mit  einer  Yennehrung  ihrer  Noten  in  An* 
sprueh  genommen  werden  soll.  Diesem  Allerhöchsten  Patente  ge- 
aifis%  folgte  am  1.  September  1851  die  Eröfihung  eines  5peroentigen 
Staataanlehens,  zu  dessen  Ausfilhrung  im  Wege  freiwilliger  ^n- 
zeidmnng  die  National -Bank  mit  allen  ihr  zu  Gebote  stehenden 
Mitteln  ^frigst  mitwirkte.  Da  der  Zweck. dieses  Anlehens  auf  <iie 
Venninderung  des  im  Umlaufe  befindlichen  Staats-Papiergeldes  —  wo- 
von^ wie  erwähnt,  ein  bedeutender  Betrag  sich  in  den  Bankoassen 
be&nd  —  und  auf  die  Umgestaltung  der  schwebenden  Schuld  in 
€9ne  fimdirte  hinzielte,  so  kam  die  Betheiligung  der  National-Bank 
an  diesem  Anlehen  mit  einer  Summe  von  10  Millionen  Gulden  in 
Anregung,  insofeme  die  Einzeichnungen  aufnlas  Anlehen  nicht  den 
vollen  Betrag  bedecken  würden;  doch  unterblieb  sie  in  Folge  des 
sogleich  anzuillhrenden  Vertrages. 

Während  des  Jalires  1852  wurde  in  doppelter  Biditung  auf  die 
Regelung  der  Beziehungen  zwischen  der  National-Bank  und  der 
Staatsverwaltung  hingewirkt,  durch  ein  Uebereinkommen  und  durdi 
beträchtliche  Rfickzahlungen.  Das  Uebereinkommen  vom  23.  Fe- 
bniar  1852  zielte  auf  die  Vereinfachung  der  Rechnungen  zwischen  der 
Finanz-Verwaltung  und  der  National-Bank,  sowie  auf  die  Anbahnung 
der  Bedeckung  sämmtlicher  Forderungen  der  Bank  an  den  Staat  ab, 
und  zwar  mittelst  folgender  Bestimmungen :  1.  Die  Betheiligung  der 
Natiooal-Bank  an  dem  Staatsanlehen  vom  Jahre  1851,  zu  der  sie 
äch  bis  zur  Summe  von  10  Millionen  Gulden  bereit  erklärt  hatte, 
unterbleibt.  2.  An  der  vertragsmäsaig  fortschreitenden  Tilgung' 
der  aus  der  Papiergeld -Einlösung  entspringenden  Schuld,  welche 
am  27.  Januar  1852  im  Ganzen  72,260.077  fl.  ausmachte,  wird 
nichts  geändert  3.  Die  nachstehenden  Forderungen  der  Bank  sind 
in  einen  einzigen  Posten  zusammenzuziehen,  und  mit  2  Percent  zu 
veizinsen:  a)  die  am  27.  Januar  1852  in  der  Bankcasse  vorrä- 
thig  gewesenen  verzinslichen  Reichsschatzscheine  im  Betrage  von 
24,055,300  f].,  6/ die  zu  gleicher  Zeit  in  derselben  vorhandenen 
unverzinslichen  Reichsschatzscheine  und  Anweisungen  auf  die  Lan- 
deseinkünile  Ungeni's  im  Betrag  von  3,213.407  fl. , '  c)  die  gegen 

*  Beide  letztere  Posten  vereinigt  weisen  dm  QeBammtbetrag  des  in 
der  fiänkcasse  am  27.  Januar  1852  befindlich  gewesenen  Staats-Papieiigeldea 
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RcftUiypotlidL  eecomptirten  3peroeiitigen  Central-GaaBe-AnwdsnDgen, 
welche  dureh  die  inzwischen  stattgefundene  Rttekzahlang  und  Ab- 
lechnung  (von  2%  Million  Gulden)  sich  auf  37  Millionen  Gulden 
yennindert  hatten,  d)  der  Restbetrag  der  laut  Vertrag  vom  6.  De- 
eonber  1849  zusammengezogenen  zu  2  Peroent  veninslich«!  Staats- 
schuld in  der  Summe  von  1^/^  Million  Gulden.  4.  Das  in  sfimmtfi- 
chen  Bankcassen  befindliche  verzinsliche  und  unverzinsliche  Sl^ts- 
Papiergeld  sammt  den  37  Millionen  Oentral-Casse-Anweisungen  sind 
der  Finanz -Verwaltung  zurückzustellen.  Die  Gesammtsumme  der 
sonach  neu  umgestalteten  Schuld,  im  Betrage  von  71,768.707  fl^ 
wird  auf  71'/)  Million  abgerundet,  und  der  Rest  baar  ausgeglichen. 

5.  Die  Zinsen  werden  nach  dem  bisherigen  Maasse  bis  31.  Januar 
1852  bezahlt,   und   vom   1.  Februar  an  mit  2  Percent  berechnet 

6.  Ueber  die  Gesammtforderung  wird  eine  Schuldverschreibung  von 
der  Finanz- Verwaltung  ausgestellt,  und  auf  die  sogleich  zu  erwäh- 
nende  Hypothek    einverleibt;    die   geleisteten    Abschlagszahlungen 
werden  abgeschrieben.    7.  Die  Sicherstellung  dieser  zusammenge- 
zogenen Forderung  erfolgt  mit  Allerhöchster  Genehm^ng  auf  die 
Salinen  von  Gmunden,  Aussee  und  Hallein.    8.  Die  Rflckzablungeo 
an  dieser  Gesanmitforderung  erfolgen,   sobald  und  insoweit  es  die 
Verhältnisse  der  Staats -Fmanzen  gestatten,  zu  welchem  Ende  das 
allgemeine  Staatseinkommen  in  Anspruch  genommen ,  wie  auch  bei 
AbschHessung  künftiger  Staatsanlehen  die  Tilgung  dieser  Forden»^ 
in  besonderen  Betracht  gezogen  werden  wird.    9.  Die  Rüdizahlasg 
des  aus  dem  Geschäfte  der  Speroentigen  Gentral-Gasse- Anweisungen 
entstandenen  Vorschusses  von  1,160.409  fl.  erfolgt  sogleich,  und 
wird  künftig  jeder  solche  durch  Rückescomptirung  entstandene  Vo^ 
schuss  unmittelbar  vom  Staate  zurückerstattet    10.   Jene  Betrfige, 
welche  die  National-Bank  vorschussweise  auszulegen  haben  wird, 
um  die  Emission  der  5peroentigen  Hypothekar -Anweisungen  auf 
die  hmitirte  Maximal -Smnme  von  40  Millionen  Gulden  zurttdua- 
ftlhren,  sowie  die  durch  weitere  Einlösung  von  Hypothekar- An- 
weisungen entstandenen  Vorschüsse   werden   der   National  -  Bank 
sogleich    zurückersetzt ,    da   sie  diese    beiden    Geschäfte  conin>>^ 
sionsweise  ftlr  Rechnung  der  Finanz- Verwaltung  besorgt.    11.  Die 
Bank  wird  da«  Staats -Papiergeld,  weiches  in  Zukunft  bei  ihr  zu- 
rückbleiben könnte,  monatlich  der  Finanz -Verwaltung  übei^ben, 

mit  27,268.707  fl.  nach;  da  zn  Ende  1851  dieser  Stand  mit  23,849.512  fl. 
ausgewiesen  wurde,  so  hatte  äch  derselbe  im  ersten  Monate  des  Jahres 
1852  um  3,419.195  Ü.  vermehrt. 


873 


weielie  es  gegen  Banknoten   emwecheebi  wird.      Das  mil  Aller- 
hßAsteae  Entschlieaaang  Tom  3.  September  1862  angeordnete  Btaats- 
Ankhen  Ton  80  Minionen  Gulden  bekräftigte  folgerichtig  die  zum 
Beaten  der  National- Bank  ausgesprochenen  Abeichten  der  Finanz* 
Yerwaltting;  die  Bank-Direction  übernahm  und  besoigte  durch  ihre 
Beamten   zugleich  mit  der  Staatacasse  die  Einzdchnung  und  Aus- 
führung   dieses  Staatsanlehens.      Von   demselben   wurden  15  Mil- 
Monen  Gulden  zu  Zalüungen  an  die  National  -  Bank  bestimmt,  und 
«Ddere  25  Millionen  Gulden    zur  Verminderung  des  umlaufenden 
Staats-Papiergeldes  verw^idet.    Der  Stand  det  Gesammtforderung 
der   National  -  Bank ,    welcher   zu   Ende   1851    den   Betrag   von 
121^699.243  fl»  und  mit  Hinzurechnung  des  in  der  Bankcasse  be- 
tindlidien  Staats -Papiergeldes  im  Belaufe  von  23^9.5n  fl.  den 
Betrag  von  145,548.75511.  ausmachte,  hatte  sich  durch  die  Summe 
von  ^419.195  fl.  an  neu. hinzugekommenem  Staats-Papiergelde  auf 
148,967.950  fl.  vermehrt     Dagegen  wurden  an  der  zusammenge- 
zogenen Forderung  10'/,  Million  Gulden  getilgt^  w^tere  Rttckzah* 
langen  vom  Staate  fUr  4,971.528  fl.  gemacht,  und  die  vertragsmäa- 
fflge  TOgungsrate  für  die  alte  Einlösungsschuld  mit  2^836.143  fl. 
entrichtet,  womach  sich  die  sämmtlichen  Abzahlungen,  welche  der 
Staat    an    die   Natknial  -  Bank    im   Jahre    1852    entrichtete,    auf 
18,307.671  fl.  beliefen.    Die  Gesammtschuld  des  Staates  stellte  sich 
demnaeh  m  Ende  1852  auf  die  Summe  von  130,660.279  fl.,  welche 
nur  noch   aus  den  beiden  Posten  der  alten  Einlösungsschukl  mit 
69,660.279  fl.  und  dem   Beste  der  zusammengezogenen  Forderung 
mit.  61  Millionen  Gulden  bestand. 

Das  Jahr  1853  brachte  in  den  gegenseitigen  Beziehnng^i  keine 
weitere  Aenderung  hervor,  als  dass  sieh  die  Staatsschuld  an  die 
Bank  um  neun  Millionen  Gulden  verminderte.  D^an  während  in 
diesem  Jahre  die  National-Bauk  mit  keiner  Vorschuss-  oder  sonsti- 
gen Geldleistung  von  der  Staatsverwaltung  in  Anspruch  genom* 
nen  wurde,  zahlte  letztere  nebst  der  vertragsmiissigen  Rate  von 
2,949.589  fl.  an  der  alten  Einlösungsschuld  die  Snmme  von  6  Mü« 
Sanen  Gulden  auf  die,  zuaammaiigezogene  Forderung  aurttek;  zu 
Ende  dieses  Jahres  ertlbrigte  demnach  noch  eine  Forderung  der  Na» 
tional-Bank  an  den  Staat  von  121,710.690  fl.,  wovon  66,710.690  fl. 
auf  die  alte  Einlösungsschuld  und  55  Millionen  auf  die  zusammen- 
gezogene Forderung  entfielen. 

Entscheidende  Maassregeln  für  die  Regelung  des  Geldumlaufes 
and   die  Abwicklung    der   Verbindlichkeiten,    welche   die   Staats- 

V.  Czoernig,  Oesterrcich's  NeiigeMnltuiig.  18 
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werdeu  solle,  wekshe  hiiireicht,  um  iu  YerbiDdiiiig  mit  den  bei- 
Iftufig  3'/«  MiUiOD  Gulden  jährlich  betragenden  normativen  'Hlgaih 
gen  an  der  alten  £inl()8UDg88chuld  und  den  Zahlungen  von  10  Mil- 
liouen  Gulden  jährlich  aus  dem  Ertrage  der  Zölle  laut  Ueberein- 
kommens  vom  23.  Februar  1854  die  gesammte  Schuld  des  Staates 
an  die  fiank  innerhalb  der  Einzalilungs- Periode  auf  das  Anlehen 
bis  zu  dem  Betrage  von  80  Millionen  Gulden  zu  vermindern.  Diese 
Bestimmungen  erhielten  ihre  Durchführung  mittelst  des  f1nanz-Mi- 
nisterial- Erlasses  vom  31.  August  1854.  Die  GesammtforderuBgen 
der  Natioiial-Bank  beliefen  sich  im  Jahre  1854  auf  268  lIBllioneii 
Gulden  (nämlich  ungeilihr  67  Millionen  fiir  die  Papiergeld -Ein- 
lösungssehuld )  55  Millionen  für  die  zusammengezogene  Forderung, 
im  Ganzen  zu  Ende  1853  ungeilihr  122  Millionen  Gulden  ausma- 
chend, wozu  für  die  Einlösung  des  Staat&-Papiergeldes  noch  imge- 
fähr  146  Millionen  kamen).  Hiervon  sollten  80  Millionen  als  Schuld 
verbleiben,  und  der  Rest  von  188  Millionen  bis  zum  24.  Ai^st 
1858  getilgt  sein.  Diese,  Tilgung  sollte  (während  dieser  4  Jahre) 
stattfinden  mit  13,629.334  fl.  durch  die  Tilgungsraten  der  alten  Ean- 
lösungsschuld,  mit  40  Millionen  zu  Folge  des  Uebercinkommeiu 
vom  23.  Februar  1854  aus  den  Erträgnissen  der  Zölle,  und  mii 
134  Vs  Million  aus  den  Erträgnissen  des  National-Anlehens.  Zu  lelz- 
terem  Behufe  wurden  der  National -Bank  überwiesen:  die  Erträg- 
nisse aller  Subscriptionen  bei  der  National -Bank  in  Wien  und  bei 
ihren  Filialen  in  den  Kronländem,  in  der  runden  Summe  von  52 
Millionen  Gulden,  und  die  Erträgnisse  der  Subscriptionen  bä 
allen  Staatscassen  in  Oesterreich  ob  der  Enns  (16'/,  Million),  Böh- 
men (53  MilUonen),  Mähren  (29  Millkinen),  und  in  dem  Pest-Ofoer 
Verwaltungsgebiete  Ungern 's  (22  Millionen),  zusammen  mit  IJO'/s 
Million,  sonach  einschliesslich  der  Subscriptionen  bei  derNational-Bank 
mit  172y,  Million.  Nach  Abzug  der  in  den  oben  genannten  Kron- 
ländem  durch  die  Staatsbeamten,  welchen  liierftir  besondere  Be- 
günst^ungen  zugestaAden  wurden,  eingezeichneten  Summe  vGn4'/j 
Million  erübrigte  ein  Subscriptionsbetrag  von  168  Millionen  Gulden, 
auf  welchen  bis  zum  24.  August  1858  mindestens  85  Peroente  des 
Emissions-Preises,  somit  142,801.00011.,  einzuffiessen  haben.  Sobald 
aus  diesen  Einzahlungen  der  Betrag  von  134'/^  Million  beglichen 
ist,  wird  der  Ueberschuss  derselben  von  der  Bank  an  die  Finanz- 
Verwaltung  abgeHihrt  AndemÜieils  aber  wird  die  National-Banfc 
aufgefordert,  an  einem  einverständlich  mit  dem  Finanz-Ministerium 
zu  bestimmenden  möglichst  nahen  Termin  innerhalb  des  Zettraume« 


2T7 


der  erwähnten  Rückzahlungen  die  EinlöBung  ihi*er  Noten  mit  Me- 
talfanttnze  wieder  aufzunehmen.  Die  der  National -Bank  zugewie- 
senen Einzahlungen  gingen  in  der  That  eo  rasch  von  statten,  dass 
sie  zu  Ende  des  Jahres  1855  bereit«  die  Höhe  von  100  Millionen 
Gulden  erreicht  hatten. 

Die  Gesammtschuld  des  Staates  an  die  National-Bank ,  welche^ 
wie  erwähnt,  zu  Ende  des  Jahres  1853  121,710.690  fl.  betragen 
hatte,  vermehrte  sich  im  Jahre  1854  um  die  Summe  des  eingelösten 
Papiergeldes  von  145,960.525  fl.  und  um  schwebende  Forderungen 
fttr  15,020.000  fl.  Sie  verminderte  sich  dagegen  durch  die  Vertrags- 
mfissige  Tilgungsrate  der  alten  Wiener- Währung -Einlösuugsschuld 
um  3,067.572  fl.  und  durch  die  Einzahlungen  vom  National- Anlehen 
und  durch  sonstige  Rückzalilungen  um  65,417.147  fl.,  wodurch  sich 
die  Gesammtschuld  zu  Ende  1854  auf  214,226.495  fl.  (nämlich  alte 
ESnIÖBungsschuld  63,643.117  fl.,  zusammengezogene  Forderung  55 
Millionen  Gulden,  eingelöstes  Staats  -  Papiergeld  und  sehwebende 
Forderungen,  nach  Abzug  obiger  65%  Millionen  noch  verbleibende 
95^583.377  fl.)  stellte.  Hierzu  kömmt  noch  ein  Interimal-Vorschuss 
von  80  Millionen  Gulden,  welchen  die  National -Bank  zur  Bestrei- 
tung der  Ausrüstung  eines  bedeutenden  an  der  Ost-Grttnze  des 
Reiches  aufgestellten  Heeres  der  Staatsverwaltung  auf  Rechnung 
der  Anlehens- Einzahlungen  leistete,  der  aber  keine  bleibende  Er- 
höhung der  Schuld  des  Staates  zu  bilden  hatte,  sondeni  schleunigst 
zurückgezahlt  werden  sollte. 

Auf  gleiche  Art  wurden  im  Jahre  1855  noch  20  Millionen  Gul- 
den von  der  National -Bank  gegen  Einlage  von  30  Millionen  an 
Staata-Schuldverschreibungen  der  Staatsverwaltung  vorschussweise 
abgeliefert.  Eben  dieses  Jahr  wurde  jedoch  das  entscheidende  zur 
endgiltigen  Regelung  der  Verhältnisse  zwischen  der  Finanz- Verwal- 
tung und  der  National-Bank.  Mit  dem  Vertrage  vom  Jahre  1854 
waren  die  verschiedenen  Gattungen  der  Forderungen  der  Nätional- 
Bank  vereint  worden,  und  die  Abtragung  derselben  bis  auf  den 
bleibenden  Rest  von  80  Millionen  sollte  in  der  Zeit  bis  August 
1858  auf  dreifache  Weise  erfolgen,  durch  vieijährige  Tilgungsraten 
der  alten  Einlösungsschuld ,  durch  die  vierjährigen  vertragsmässigen 
Einzahlungen  aus  den  Zoll -Erträgnissen  und  durch  die  Zuweisung 
der  Einzahlungen  aus  dem  National -Anlehen  bis  zum  Betrage  von 
134»/,  Million  Gulden.  Inzwischen  waren  aber  die  InterimaJ- Vor- 
schüsse im  Belaufe  von  100  Millionen  Gulden  hinzugekommen, 
welche  baldigst  zurückerstattet  werden  sollten.    Diess  veranlasste 
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die  Fiiwnx-Yerwalluiig,  su  eiiiem  Deueo  umfasseDden  'n^;ui]gFphiie 
SU  achraten,  wobei  die  ToDstftiidige  AfaKahlung  aller  SchukleD  des 
Steaftes  an  die  National-Bank  beabsichtigt  und  dabei  auf  die  dn- 
lefaien  Schuldtitel  Rflcksicht  genonunen  wurde.  Die  Finanz-Verwal- 
tung aberwies  in  Folge  Allerhöchster  Entschliessung  vom  12.  Oc- 
tober  1855  laut  des  üebereinkonunens  mit  der  National-Bank  vom 
18.  Odober  1855  an  letztere  Staate-Domänen  im  Schfttzungswerthe 
von  156 Vj  MüBon  Gulden,  welche  in  der  Art  von  der  Naüonal- 
fiank  verwaltet  und  veranssert  werden  sollen,  dass  mit  ihrem  Er- 
trignisse  und  dem  aus  ihrer  Yer&usserung  gezc^enen  Erlöse  die 
Forderung  der  National-Bauk  im  Belaufe  von  155  Hillionen  befrie- 
digt werde.  Diese  Forderung  umfasste  die  kürzlich  geleisteten  In- 
terimal-Yorschüsse  von  100  Millionen  Gulden,  und  den  Best  der 
aus  dem  Vertrage  vom  23.  Februar  1852  sich  ei^ebenden  zusam- 
mengezogenen Forderung  von  55  Millionen  Gulden.  DieUeberwei- 
sung  der  National-AnlehensSubecriptionen  vdrd  die  aus  der  Einlö- 
sung des  Staats-Papiei^ldes  entstandene  Schuld,  welche  zu  Ende 
des  Jahres  1855  noch  37,722.000  Gulden  ausmachte,  bis  zum  Mo- 
nate August  1858  decken,  und  die  im  Jahre  1854  aufgelaufeDe 
achwebende  Schuld  von  15  Millionen  wurde  in  eben  diesem  Jahre 
bereits  abgetragen,  indem  die  Rückzahlungen  des  Staates  im  Jahre 
1854  nahe  an  65%  Million  Gulden  betrugen,  wovon  nur  ungeföbr 
51  Millionen  aus  den  Einzahlungen  des  National-Anlehens  herrühr- 
ten. Nach  diesen  Abzahlungen  wird  nur  nodi  mehr  die  alte  aus 
der  Einlösung  des  Wiener  -  Währung  -  Papiei^eldes  entstandene 
Schuld  erübrigen,  welche  zu  Ende  1855  60,452.842  ü.  ausmachte, 
und  deren  Abtn^ung  durch  die  vertragsmässigen  jährlichen  Til- 
gungsraten binnen  einer  kuizen  Reihe  von  Jahren  sichergestellt 
ist  Durch  die  eben  erwähnte  Modalität  der  rascheren  und  umfas- 
senderen Abzahlung  des  Hauptstammes  der  Schuld  des  Staates  an 
die  NatLonal-Bank  eotßel  der  Gegenstand  der  in  den  Vertri^en  vom 
23.  Februar  1852  und  23.  Februar  1854  enthaltenen  Bestimmungen, 
welche  sonach  ausser  Kraft  treten. '  Die  Gesammtschuld  des  Staa- 
tes an  die  NationalrBank,  welche  sich  mit  Ende  des  Jahres  1854 
(einschliesslich  des  Interimal- Vorschusses  von  80  Millionen  Gulden) 
auf  294,226.495  fl.  belief,  wurde  im  Laufe  des  Jahres.  1855,  unge- 

'  Die  nähei*en  Beetimmuugeu  des  neuen  Uebereinkommens  vom  18.  Oc- 
tober  1855  sind  bereits  bei  der  Darstellung  der  Finans- Verwaltung  S.  175  ff. 
aufgeführt  worden. 
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aci^ei  des  sugewachflenen  VorsdioBsöe  von  30  Millionen  und  schwe- 
bender Poeten  von  688.875  fl.,  dennoch  durch  die  von  der  Staats- 
verwaltung anf  die  Wiener  -  Wfihrung  -  EinlöBungsschuld  mit 
3,190.275  fl.  und  auf  die  durch  die  Einlösung  des  übrigen  Staats- 
Papi^-geldes  entstandene  Schuld  mittelst  der  an  die  Bank  überlasse- 
nen  ESnzahlungen  auf  das  Natipnal-Anlehen  und  mittelst  sonstiger 
Leistungen  mit  58,549.923  fl.,  im  Ganzen  also  mit  61,740.198  fl. 
geleisteten  Rückzahlungen  auf  den  Betrag  von  353,175.172  fl.  ver- 
imndeTL 

Bei  der  Zusammenfassung  der  Wechselbeziehungen  zwischen 
der  Nafäonal-Bank  und  der  Staatsverwaltung  während  der  Epoche 
vom  Januar  1848  bis  Ende  December  1855  ei^bt  sich,  dass  erstere 
in  diesem  2^tabschnitte  der  letzteren  Vorschüsse  im  Betrage  von 
388,882.293  fl.  gelebtet,  worauf  die  Staatsverwaltung  bisher  (aus- 
sdiliesslich  der  erfolgten  Ueberweisung  der  Domänen)  die  Summe 
von  268,159.485  fl.  zurückbezahlt  hat  Der  Ueberschuse  der  Vor- 
schüsse von  120,722.808  fl.,  zu  der  Anfangs  Januar  1848  bestande- 
nen Schuld  des  Staates  an  die  National -Bank  von  132,452.364  fl. 
hinzugefügt,  gibt  den  Bestand  dieser  Schuld  zu  Ende  des  Jahres 
1855  mit  253,175*172  fl.,  wobei  bemerkt  werden  muss,  dass  hi^> 
unter  auch  die  Ergebnisse  des  Wiener- Währung-Papiergeld-Einlö- 
sangsgeschäftes  begrifien  sind,  dessen  Durchführung  sofort  näher 
besprochen  wird. 

Ein  specieUes  in  der  Abwicklung  begriffenes  Oesdbäft,  welches 
die  National-Bank  ftlr  die  Staatsverwaltung  besorgt,  besteht  in  der 
Einziehung  des  Wiener- Währung-Papiergeldes.  Die 
Summe  des  umlaufenden  Wiener  -  Währung  -  Papiergeldes  belief 
sich  nach  hergestelltem  Frieden  im  Jahre  1815  auf  678,715.925  fl. 
Hiervon  zog  die  Staatsverwaltung  den  Betrag  von  131,829.887  fl. 
unmittelbar  aus  dem  Verkehre.  Die  Mitwirkung  der  National-Bank 
erstreckte  sich  sonach  behufs  dieser  Einziehung  noch  auf  den  Be- 
tr^  von  546,886.038  fl.;  davon  wurden  durch  dieselbe  in  den  Jah- 
ren 1816  und  1817  gegen  Ausfolgung  von  y,  des  Nennwerthes  in 
lälbennünze  und  y,  in  Ipercentigen  Staats-Obligationen  46,552.200 
Gulden  eingelöst,  und  durch  die  Einlage  von  50.621  Actien  ge- 
langte die  Kational-Bank  in  den  Besitz  von  weiteren  50,621.000  fl. 
Päpiei^eld,  welches  von  der  Staatsverwaltung  gegen  die  Ausfol- 
gung von  2y2percentigen  (in  der  Folge  eingelösten)  Staats -Obliga- 
tionen' eingezogen  und  vertilgt  wurde.  Da  sohin  noch  die  Summe 
von  449,712.838  fl.  Papiergeld  im  Umlauf  geblieben  war,  so  über- 
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aahm  kraft  der  Uebefdnkonft  vom  3.  Mänt  1820  (mcNlifieiit  durob 
den  Vertrag  Vom  30.  November  1822)  die  NaüoDal-Bank  die  aU- 
mfiUidie  Einlöeung  dieses  Papiergeldes,-  welche  am  20.  Mälz  1820 
begum  ond  bis  Eode  1847  sich  auf  442,193.700  fl.  erstareekte.  In 
den  8  Jahren  1848  bis  1855  kamen  nur  noch  1,485.375  fL  zur 
Einlösung,  welche  in  den  letzten  Jahren  nicht  mehr  als  je  30.000  bia 
60XXX)  fl.  betrog,  da  dieses  Papiergeld  aus  dem  Umlaufe  fast  gftnz- 
Kch  verschwunden  ist,  so  dass  nur  noch  die  Summe  von  6,033.763  fl. 
andngel5st  erübrigt,  wovon  indess  der  grösste  Theil  durch  Zeralo- 
rung  oder  Verlust  abgängig  geworden  sein  dürfte.  Um  dieses  noch 
anhängige  Geschäft  schUesslidi  zu  ordnen,  ward,  wie  bereits  esr- 
wähnt,  eine  Verlligung  in  Aussicht  gestellt,  welche  die  Einberu- 
fung des  gesammten  Wiener- Währung -P(^>iergeldes  binn«[i  einer 
zu  bestimmenden  Frist  anordnen  soll.  Die  Schuld,  welche  dem 
Staate  durch  die  erwähnte  Einziehung  (insofeme  sie  nicht  baar 
vergütet  wurde)  erwächst,  belief  sich  auf  110  Millionen  Gulden 
(wovon  60  Miilionen  zu  4  Percent  verzinset  wurden  und  50  Mil- 
lionen unverzinslich  waren),  deren  gleichmässige  Abtragung  durch 
die  hinzugeschlagenen  Zinsen  alljährlich  mit  steigenden  TUgiuiga- 
raten  bis  zum  Jalire  1870  erfolgt.  Diese  alte  Einlösungsschuld 
hatte  zu  Anfang  1848  82,452.364  fl.  betragen  und  war  bis  Ende  1855 
auf  60,452.842  fl.  zurückgeführt  worden,  wornach  die  Rückzahlun- 
gen während  dieser  Periode  sich  auf  21,999.522  fl.  beliefen. 

In  der  organischen  Einrichtung  der  National-Bank  erga- 
ben sich  während  der  Jahre  1848  bis  1855  wichtige  Veränderun- 
gen. Bereits  bei  ihrer  Gründung  im  Jahre  1816  war  der  Bankfond 
auf  100.000  Actien  (ursprünglich  zu  1.000  fl.  Papiei^eld  und  100  fl. 
Silbermünze  eingezahlt)  festgesetzt  worden,  doch  ward  zu  Ende 
des  Jahres  1819,  als  50.621  Stück  Actien  ausgegeben  waren,  mit 
Rücksicht  auf  die  den  Bedürfliissen  des  Bankgeschäftes  entspre- 
chende Höhe  des  Fondes  beschlossen,. keine  weiteren  Actien  mehr 
auszugeben.  Bei  der  mit  Allerhöchstem  Patente  vom  1.  Juli  1841 
erfolgten  Erneuerung  des  Bank-Privilegiums  wurde  im  $.  1  festge- 
setzt: „Der  bis  jetzt  ftir  die  Bewegung  und  fiir  die  Zwecke  der 
National -Bank  erforderliche  Fond  ist  gebildet^  sollte  sich  in  der 
Folge  die  Noth wendigkeit  zeigen,  so  ist  die  Bank  verpflichtet,  ihren 
Fond  nach  Maassgabe  des  sich  darstellenden  Bedürfnisses  zu  er- 
weitern^. Diese  Noth  wendigkeit,  den  Bankfond  mit  Rücksk^ht  auf 
die  durch  die  Verhältoisse  bedingte  Erhöhung  des  Banknoten-Um- 
laufes  zu   vermehren,    war   unzweifelhaft  in   den   letzten   Jahren 
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dogetretoi,  wie  deiui  iauefa  bereits  die  obto  eihvfihiite  Gommissioii^ 
wdehe  sich  mü  der  Untersuchung  des  Zustandes  der  National-Bank 
besehfiftigte,  die  Eriiöhung  des  Bankfondes  bis  auf  100.000  Actien 
besDtngt  hatte.  Im  Jahre  1858  beschloss  demnach  die  durch  eine 
dnbenifene  ausserordentliche  Versammlung  des  Bank -Ausschusses 
hiemi  ermfichtigte  Bank-Direction  im  Einvernehmen  mit  dem  fl- 
naoz-Miuisterium,  den  Bankfond  durch  die  Emission  der  bis  dahin 
sarttckbehaltenen  Bank- Actien  zu  erhöhen.  Diesem  zu  Folge  wurde 
die  Gesanuntzafal  der  Actien ^  welche  den  Bankfond  bilden,  wie 
unprUiiglich  bestimmt  war,  auf  100.000  Stück  festgesetzt;  Air  jede 
iMme  Actie  waren  (mit  Rücksicht  auf  den  entiallenden  Antheil  vom 
Beeerve-Fond)  800  fl.  Bank-Valuta  einzuzahlen.  Den  Besitzern  der 
Üb  dahin  ausgegebenen  50.621  Stück  Actien  ward  das  Vorrecht 
auf  eine  neue  Actie  gegen  Vorweisung  einer  Actie  der  früheren 
Aoflgftbe  und  Zahlung  des  obigen  Betrages  eingeräumt  Zur£inzah^ 
]Qiig  wurden  16  Raten,  jede  zu  50  fl.  Bank -Valuta,  anberaumt' 
Die  Actionäre  machten  von  dem  ihnen  eingeräumten  Vorrechte  d^ 
umfassendsteu  Oebrauch ,  indem  von  den  49.379  Actien  nur  275  Ao- 
tiea  zu  anderweitiger  VerDigung  erübrigten. 

Eine  abermalige'  Vermehrung  des  Bank-Fondes  um  weitere 
50.000  Actien  ist  im  Zuge,  indem  die  National-Bank  mit  Allerhöch- 
ster Genehmigung  vom  12.  October  1855  behufs  der  Unterstützung 
des  Real-Besitzes  zur  Errichtung  einer  Hypotheken-Bank  be- 
mfeo  wurde  und  zu  diesem  Zwecke  ihren  Fond  um  35  Millionen  in 
Silbermünze  zu  vermehren  beschloss.  Schon  bei  Gründung  der  Bank 
vurde  derselben  eine  solche  Wirksamkeit  zugedacht,  indem  das 
AUerböcbste  Pateiit  vom  1.  Juni  1816  als  die  Bestimmung  derselben 
liczeichnete :  1.  Die  Ausgabe  von  Banknoten.  2.  Die  Escomptirung 
▼on  Wechseln  und  anderen  kaufmännischen  Effecten.  3.  „Im  Falle 
^  ihr  Capital  später  eine  ausgedehntere  Wirksamkeit  zuliesse,  die 
^«wtuug  von  Darlehen  auf  übende  Güter  gegen  volle  Sicherheit^ 
^^he  Hypothekar- Anstalt  indess  damals  nicht  zu  Stande  kam. 
Oegenwärt^  erschien  aber  der  Zeitpunct  hierzu  um  so  angemes- 
^^CDef)  als  nicht  nur  der  Real-Credit  einer  Hebung  dringend  bedarf, 
*^eni  auch  die  Vermehrung  des  Baarfondes  auf  die  Gonsotidirung 
de6  Standes  der  l^ational-Bank  und  Wiederherstellung  der  Landes- 
währung förderlichen  Einfluss  zu  nehmen  geeignet  ist 

'  Kandmachungen    der  Bank-Direction  vom  9.  Mai  1853  und  vom 
^1  September  1854. 


ftr  wM  Aem  ftber  die  obenerwiluite  Aller- 
hfifhilt  EBlecUenmg  liHmkiicb  FbMUi-lCiiiBlerial -Erbsse  vom 
M.  OidolKr  1855*  bnlgKrii  jener  Gesdiftfte,  welche  sie  in  ihrer 
AMKing  ab  HypottekoKBuik  Ahit,  nebel  den  in  den  Stalnteo 
¥QB  1.  Mi  1841*  «ad  iB  der  A]lerii5di8ien  EntscÜiessang  Tom  13- 
Jafi  1841  ■■if^iinMiirfcrnin  Yoneefaten  nachfolgende  BegOnst^ungen 
üugui—it:  1.  Die  pririlegirle  öeterreiehische  National-Bank  ist  in 
allen  aaf  die  HrpoÜiekm-Bank  Bemg  nehmenden  Gesdiftften  von 
jeder  dm  Hfihe  des  ZinsfasBeB  besduinkenden  geselsiiehai  Yer- 
DlgBi^  ffer  jctat  and  dir  die  Zoknnft  losgexfihh.  %  Behnfe  der 
GdlendmachaBg  ihier  Fovderaii^^en  gegen  die  Darieibensnehmer  und 
gegen  diüte  Beeüaer  des  ihr  Terpftndelen  Gutes  werden  ihr  alle 
Krfcieiiteiimgen  gewiint,  welche  der  galiasch-st&ndisdien  Credits- 
Anstak  xa  ghachcaB  Zwedce  mit  dem  AllerfaOohslen  Patente  Tom 
3.  Ko^ember  1841  mgeslaiiden  worden  und  nidit  durdi  die  eigen- 
thümichen  Yerhiltmase  jener  Anstalt  bedingt  sind.  3.  Die  National- 
Buik  ist  berechtiget,  Pfandbriefe  bis  zum  funfbcheo  Betrage  des 
ftf  die  Glesehifte  der  H jpotheken-Bank  bestimmten  Ftmdes  mit 
einer  wai^gtens  12  Monate  lanfendoi  Verbllmeit  sä  emitliren. 
Eine  kOnere  YtifaDsaeit  ist  an  die  Zostimmong  des  Finanz-M inistare 
gebonden.  4^  Die  Pftndbride  der  National-Bank  können  zor  fruchir 
bringenden  Ankgnng  Ton  Ospitali«!  der  Gemeinden,  Körperschaften, 
Stiftungen,  mder  öflentficher  Aufeidit  stehenden  Anstalten,  dann 
dar  Papillär-  und  Depositen-Gelder  verwendet  werden,  da  für  die 
pOnctüche  Yeninsung  und  BOekzahlung  des  im  Pbndbriefe  ausge- 
druckten OapitaleB  das  gesammte  bew^liche  und  unbeweglidie 
Yarmögen  der  National-Bank  sammt  den  zu  Gunsten  dieser  An- 
stalt bestehenden  Hypotheken  haftet  5.  Die  Pfandbriefe  der 
National-Bank  dürfen  an  der  Börse  ver&ussert  oder  verpfandet  und 
ihr  Cours  darf  m  dem  Börseblatte  notirt  werden.  6.  Die  Abtre- 
tung oder  Yerpfandung  soMier  Pfandbriefe  von  Seite  des  Eigen- 
thOmers  an  einen  Anderen  geschieht  gebtlhrenfreL  7.  Die  National- 
Bank  ist  berechtiget,  ihre  Pfandbriefe  unter  Beobachtung  der 
statutenmässigen  Bestimmungen  und  nach  Zuläi^lichkeit  des  daftlr 
festzustellenden  Baarfondes  zu  esoomptiren  oder  Yorschttsse  darauf 
zu  erfolgen;  sie  darf  dieselben  auch  vor  ihrer  Yerfallsaeit  dnlöeen. 
8.  Diese  Begünstigungen  reichen  auch  über  die  Dauer  des  der  Na- 
tional-Bank mit  Allerhöchstem  Patente  vom  1.  Juli  1841  veriieheneo 

'  KundmachuDg  der  Bank-Direction  vom  24.  October  1855. 
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PriT0egittin''8,  insoferne  dieeelben  zur  vMHgen  Abwioklang  ihres  Hy* 
poCheken-Gesßhäftes  nothweiidig  sind. 

In  Uebereinstiminung   mit    diesem   Finanz -Mimsterial^Briasse 
wurde  unterm   24.  Oetober  1855  von  der  Direction  der  National- 
Bank  dne  Kundmaehung  erlassen,   zufolge  welcher  die  NatioDal- 
Bank  50.000  Stück  Actien,  jede  für  den  Betrag   von   700  fl.  in 
kfingender  l^bermflnze,  unter  nachfolgenden  Bestimmungen  hinana^ 
gibt    Je  zwei  der  bestehenden  100.000  Stttek  Bank-Actien  haben 
gegen  Eänzahlang  von  700  fl.  in  klingender  Silbermttnze  den  An- 
sprach, eine  neue  Bank-Actie  zu  erlangen ;  der  Beätzer  einer  Bank«- 
Aetie  hat  das  Recht  auf  eine  halbe  neue  Actie.    Die  neu  hinaus« 
zugebenden  Actien  erhatten  gleiche  Form  und  gleiche  Becfate  mit 
den  froheren.     Mit  der  Anmeldung  zum  Bezüge  einer  neuen  Actie 
muss  die  erste  Rate  eingezahlt  werden;  die  Anmeldung  und  Ein- 
zahlung wird   in  Wien  am  5.  November  1855   eröffiiet  und  mit 
1.  December,  als  dem  Prädusiv-Termine,  geschlossen.    Vom  5.  No- 
vember an  können  auch  mehrere  Raten  oder  die  volle  Einzahlung 
m  jeder  Zeit  geleistet  werden.    Die  Yersäumniss  der  Fiinzahlimg 
was  immer  für  einer  Rate  zu  dem  festgesetzten  Termine  hat  den 
Verlust  des  Anspruches  auf  die  neue  Actie  und  der  hierauf  ge- 
leisteten früheren  Einzahlungen  zur  Folge.    Die  Einzahlungen  sind 
entweder  in  klingender  Silbermttnze  oder  in  nicht  über  ein  Jahr 
ftffigen  Coupons  von  Staats-Schuldverschreibungen  zu  leisten,  die 
in  klingender  Münze  verzinst  werden.  Um  den  Theilnehmem  an  der 
neuen  Emission  die  Einzahlung  zu  erleichtern,  gestattet  das  Finans- 
^pmsterittm,  dass  die  Nadonal-Bank  die  in  klingender  SUbermünze 
anzuzahlenden  Beträge  beischaSe,  wogegen  die  Parteien,  weiche 
<fie  Einzahlung  in  Bank -Valuta  leisten  wollen,  der  Natk>nal-Bank 
^  Vergütung  in  Bank -Valuta  nach  dem  Course  auf  Augsbuxg, 
^^  solcher  an  dem  der  Einzahlung  vorbeigegangenen  BOrsentage 
^rt  wurde,  mit  Hinzurechnung  eines  halben  Percentes  zu  leisten 
^^'^  Werden.   Es  werden  10  Einzahlungsraten,  jede  zu  70  Gulden, 
^^^tgesetzt,  und  zwar  für  folgende  zugleich  als  Prftclusiv- Termine 
pitende  Tage :  1.  Deoember  1855,  31.  Januar,  29.  Februar,  31.  Man, 
'^1-  Hai,  15.  Juli,  15.  September,  31.  Octobw,  30.  November  und 
^  Deoember  1856.     Die   Anmeldung  und  Emzahlung  geschieht 
^'iSQehKesslich  bei  der  Aetien-Einlagscasse  in  Wien.    Bei  der  ersten 
Bozahlang  wird  eine  Empfimgsbestfttigung  ausgefertiget,  filr  welche 
^^  einer  bestimmten  Frist  Interims-Scheine  erfolgt  werden.    Bei 
^  Anmeldung  ist  die  Stamm- Actie  vorzuweisen,  auf  weksher  die 
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AanieldaDg  öuttdai  AufdrOekuDg   «ines  SUImpelfi  b^ 
fliiiigel  wird.     Die  Anmeldiiiig  moas  Yon  mier  dsmh  die  Pbiiei 

OnnuyMition  begleitei  sem,   worin  die  Goupons- 
der  Torgewieeeneo   Aeltei   ao^eftlhrt   sind;    auch  bei 
VwciBung:  ▼m  Interiina-SdicJiien  moss  eine  ConsigDatioD  mit  den 
Mwiieni  der  Interims-Selienie  beigefögt  werden.    Für  die  dnge- 
tihMeii  Bebrige  weidm  vom  Tage  der  Efaizahlang  bis  31.  Decem- 
ber  1^6  vierpereent^e  Zäneen  in  kfingender  Silbermttnze  veigUtet 
Wer  aber  die  ESnnhhuig  yw  dem  1.  Januar  1866  yoUstiUidig  leistet^ 
etbik  die  Zinsen  nor  bis  31.  Deoember  1855  und  nimmt  dagegen, 
gkäeh  den  Besitiem  der  Aclien  frUherer  Emissi^Mien,  an  dem  Bank- 
crtrtgmsse  des  Jahres  1856  Theil.    Vom  1.  Januar  1857  weiden 
keine  Zinsen  mehr  yergfltei,  sondern  von  diesem  Tage,  naeh  ge- 
leisteter Tolier  fiSnahlong,  treten  aile  Actien  neuer  Emissk»  in 
gau  gleiche  Bedite  mit  den  Bank-Aetien  der  früheren  EmissioDeo. 
Der  Zeitpnnct,  in  welchem  die  Abtheilung  Dir  den  Hypothdcar- 
Oedit  ihre  WiAsamkeit  sn  beginnen  hatte,  wurde  durch  den  Floans- 
IBnisterial-Eriass  vom  20.  Mars  1856  auf  den  1.  JuU  1856  festge^ 
aetit;  die  nih»en  Bestimmungen  aber  die  Art  ihrer  WukaaBokA 
enthalten  die  Statuten  und  das  R^lement  derselben,  welche  mit 
AüeihOehster  Entschfiessung  vom   la  Mäis  1856  genehmigt  und 
mit  dem  eben  erwfihnten  Finanz -IGnisterial -Erlasse  veröffentlicht 
wurden.    In  Oemfissheit  dieser  Statuten  bleibt  der  gedachten  Ge- 
sehiftsahthdlung  ein  Betrag  von  40  Millionen  Bank -Valuta  neM 
den  durch  die  Hinausgabe    von  Pfandbriefen    eiofliessenden  Geld- 
mitlein  gewidmet  ($.  1>    Die  der  Nadoual-Bank  in  dieser  Hinsichl 
angestandenen  B^^lnstigungen  bezwecken  hauptsfichlich  das  Hin- 
wegrfiumen  der  Hindemisse,  welche  der  Entwicklung  des  Oreditee 
im    Wege   stehen,   wohin   namentlich   die  Loszählung   von  jeder 
die  Höhe  des  Zinsfiisses  beschränkenden   gesetzlichen  Verfiigang 
(von  dem  Wucher-Ptetente)  und  ein  sehr  abgekürztes  gericfatlicbes 
Verfahren  bei  Eintreibung  der  Schuldforderungen  und  der  Zinsen 
gehört    Der  Hypotheken -Bank  steht  hiemach  das  Recht  zu,  mit 
Umgehung  des  gerichtlichen  Verfalirens  verMene  Zinsen  in  der 
Art  einbringen  zu  lassen,  wie  die  landesfürstliche  Gmndsteuer  er- 
hoben wird.    Auf  Gmnd  der  in  ihren  Händen  befindlichen  Sehuld- 
Documente  und  der  Auszüge  aus  den  Hauptbüchern,  welche  über 
den  Betrag  der  in  Execution  zu  ziehenden  Forderung  einen  vollen 
Beweis  machen ,  darf  sie  (nüt  Ausnahme  des  Falls  eines  CoDcurBes) 
bei  Einbringung  des  Oapitals  ohne  Erkenntnissver&hren  unmittelbar 
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zar  Eseeotion  achreiteii,  wobei  sie  noeh  der  SchäiiUDg  infiofeme 
eDtbunden  kt,  eis  sie  bei  unbewegKehea  Gtttern  den  bei  ESi^ehung 
der  Hjpoäiek  ermittelten  Werth  als  Schätzungswearth  annehmen^ 
und  bei    beweglichen  Sachen,   auf  welche   sie   gegenüber   einan 
persönlich  veipfliehteten  Schuldner  zu  greifen  das  Recht  hat,  die 
Schätzung  mit  der  Pföndung  oder  selbst  mit  derFeilbietung  zugleich 
vornehmen  kann  (SS.  1,  8,  9^20-38).    Die  National-Bank  darf  nur 
dann  ein  Darleh^i   geben,   wenn  dasselbe  durch  eine  Hypothek 
ToüsftSndig  sichei^estellt,  d.  h.  wenn  der  Werth  der  letsteren  mit 
dem  darauf  versicherten  Darldien  höchstens  bis  zur  Hälfte  enehöpft 
ist  (J.  6).     Der  Werth    der  Hypothek  kann   durch  gerichtUche 
Sebätzongen,  mehrjährige  Ertrfignissausweise  oder  durch  Kauf-Con- 
tncte  ermittelt  werden  ($.  8>    Der  Betrag  des  Darlehens  und  ob 
dasselbe  im  Baarrai  oder  in  Pfandbriefen  gegeben  werden  soll,  die 
FestsetKong  der  Zeit  der  Rückzahlung  und  ob  diese  auf  einmal  oder 
io  Baten  geschehen  soQ,  endlich  die  Höhe  des  Zinsfusses,  wird  dem 
beiderseitigen  Uebereinkommen  überlassen  (S-  10>  ^    Der  Schddner 
luuui  die  Rückzahlung  des  Capitals  ganz  oder  zum  Theile  auch  vor 
Ablauf  der  festgesetzten  Zahlungsfrist  leisten  ($.  16).  —  Die  Na- 
üonal-Bank  ist  berechtigt,  Pfandbriefe  bis  zum  ttiniTachen  Betrage 
des  für  die  (Geschäfte  der  Hypothekar-Credits-Abtheilui^  bestimmten 
Fondes  hinauszugeben,  doch  darf  die  Gesammtsumme  der  hinaus* 
g^benen  Pfandbriefe  niemals  die  Gesammtsumme  der  jeweilig  be- 
stehenden Hypothekar-Forderungen  überschreiten  (S.  41).  Die  Pfand- 
briefe geniessen  den  Vorzug  der  öffenthohen  Effecten  bei  der  frucht- 
bringenden Anlegung  von  Capitalien  der  CorporatioDen,  sowie  von 
FupQlar-  und  Depositen-Geldern ;  die  National-Bank  escomptirt  sie, 
^^t  Yorschüase  darauf,  ucd  kann  sie  auch  vor  ihrer  Vcärfallsoeit 
ODiöeen  (8$.  42—44). 

£^  weitere  Ausdehnung  der  Geschäftsthfttigk^  der  Bank 
l^^stand  darin,  dass  sie  vom  1.  August  1853  an  domicilirte,  in  Wien 
lUT  Zahlung  angewiesene  Wechsel,  wenn  dieselben  mit  zwei 
^  dem  nieder-österreichiaehen  Handelsgerichte  protokollurten  Wiener 
™o«a  versehen  sind,  zur  Bscomptirung  zuliess;  femer  wuide  der 
'"sdahitt  auf  300  fl.  bestimmte  Minimal -Betrag  der  zu  esoomp- 

'  Im  Beginne  ihrer  Wirksamkeit  will  die  National-Bank  Darleihen  nur 
^  ^Pereeatigen  Pfandbriefen  leisten ,  walohe  anf  12  Monate  lasten ,  jedoch  so, 
^  ihnen  noch  durch  weitere  6  Monate  die  Verzinsung  vorbehalten  bleibt. 
^^  Zinsfass  für  Daridhen  sind  vorläofig  6  Fercent  bestimmt. 


tnenden  Weehsel  auf  100  B.  hembgeeeiEt  >  Der  die  General^Ter. 
aammlaDg  der  Actionäre  reprSaentirende  Bankausschuss  beetdit 
aus  hundert  MitgUedem^  und  zwar  aus  jenen  Aetionftren,  welebe 
öfttenreichifiche  Unterthanen  gind^  in  der  freien  Verwaltung  flures 
VermögenB  stehen ,  und  seehs  Monate  vor  und  zur  Zeit  der  Einbe- 
rufung  des  Ausschusses  die  grösste  Anzahl  von  Actien  besilien. 
Die  geringste  Actien-Zahl,  deren  Besitz  hieran  beftfaigte,  war  zehn; 
von  der  nächsten  Versammlung  des  Bankausschusses  nach  Anfang 
des  Jahres  1851  an  beginnend,  genügte  der  Besitz  von  fünf  Actien, 
um  Mitglied  des  Ausschusses  zu  weiden. '  Vor  dem  Jahre  1848 
hatte  die  National -Bank  an  verschiedenen  Handelsplätzen  in  den 
Kronländem  Bank -Filial- Gassen,  bei  welchen  die  Banknoten -Ver 
wechslung  stattfand  und  Bankanweisungen  auf  Wien  aosgefertigit 
oder  solche  von  Wien  ausbezahlt  wurdbn,  und  an  anderen  PlStzeo 
Bank-8ub-Fi1ial-Cassen,  wo  bloss  die  Banknoten- Verwechslung  e^ 
folgte  i  in  Prag  war  femer  seit  dem  Jahre  1847  eine  Filial-Esoompte- 
Anstalt  eingerichtet,  welche  mit  einer  Dotation  von  2  Miilioneii 
Oulden  versehen  war  und  von  einer  von  der  Bank-Direction  ab- 
hängigen Direction,  mit  Einschluss  der  Censoren,  verwaltet  wurde.' 
Das  durch  den  regen  Handelsverkehr  entstandene  Bedttrfniss  eues 
erweiterten  Geldumsatzes  bestimmte  die  National -Bank,  in  den 
meisten  grösseren  Handelsplätzen  der  Monarchie  Filial-£s- 
com pte- Anstalten  zu  errichten  und  mit  einer  entsprediendeD 
(grösstentheils  in  der  Folge  erhöhten)  Dotation  zu  versehen.  Auf 
diese  Weise  gelangten  in  den  Besitz  einer  solchen  Escompte-Anstalt 
Pest  im  Jahre  1861,  Unz  im  Jahre  1852,  Lembeig,  Brunn  und 
Triest  im  Jahre  1853,  Olmtttz,  Troppau,  Kronstadt  im  Jahre  1854, 
6ratz  und  Klagenfurt  im  Jahre  1855,  endhch  Krakau,  Laibaoh, 
Fiume,  Debrezin,  Temesvdr  und  Reichenberg  im  Jahre  1856.  Der 
Gesammtbetrag  der  diesen  Escompte- Anstalten  bewilligten  Dota- 
tionen beträgt  gegenwärtig  22  Millionen  Gukien.  Ausserdem  be- 
stehen Bank -Filial- Gassen  in  Linz,  Salzburg,  Gratz,  T^^«^ 
Göiz,  Innsbruck,  Prag,  Brunn,  Krakau^  Lemberg,  Gzemowits, 
Pest,  Kasdiau,  Temesvär,  Agram,  Hermannstadt  und  Kronstadt 
Dag^en  wurde  die  Verwechslungs- Gasse  in  Ofen  mit  dar  Filial- 
Escompte  -  Anstalt   in    Pest   vereinigt.     Bei    der  Filial  -  Gasse   in 

*  KundmaehuDgen  der  Bank-Direction  vom  23.  Juni  nnd  3.  Juli  1853. 
'  Knndmachang  der  Bank-Direction  vom  10.  October  1850. 
'  Kundmachung  der  Bank-Direction  vom  10.  April  1847. 
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Teneflivir  werden  aiidi  BankanweiBnngen  auf  Pest  und  Agnm  aus- 
gefertigl,  and  von  dort  ausgeBtellte  besaMt  Endlich  worden  cor 
Erleiehtening  der  Einzahlungen  auf  das  National- Anlehen  Leih- 
AD8t alten  an  1?  Plätzen  (nämlieh  bd  den  FUial-EBOomte-Anfltalten 
Tiiest,  OfanütK  and  Troppau,  dann  bei  den  Bank-Filial-Verwechs- 
hiDgscassen  in  Uns,  Salzburg,  Gratz,  Innsbruck,  ^^^^  Brttnn, 
Knkau,  Lemberg,  Pest,  Easchau,  Temesvir,  Agram,  Hermann- 
flfaidt  und  Kronstadt)  errichtet  Bei  diesen  Leihanstalten  werden 
Vorsdiflsse  aaf  österreichische  Staats-Schuldv^^hreibungen  nnd 
Grondentlastungs-Obligationen  an  die  im  Orte  der  Bank-FiliaJ-Ldh- 
amialt  ansässigen  Bewohner  (und  durch  deren  Vermittlung  auch 
an  Auswärtige)  ertheilt;  für  jede  einzehne  Anstalt  wird  von  Zeit 
ZB  Zdt  eine  Maximal-Summe,  welche  diesem  Gtesdififte  gewidmet 
werden  darfl,  bestimmt  * 

In  der  Hinausgabe  von  Banknoten  ei^cdgten  ebenftdls 
mehrfiiehe  Veränderungen.  Um  den  Bedttrfirissen  des  EJein^Ver^ 
kebes  zu  genügen,  wurden  im  Jahre  1848  Banknoten  zu  1  und 
2  OaMen  hinausgeg^ben,  ^  und,  da  bei  dieser  Emission  die  wün* 
sehenswertiie  technische  Ausstattung  der  Besohleamgung  halber 
nieht  beachtet  werden  konnte,  dieselben  im  Jahre  1849  und  18fi0 
gigen  eine  neue  Auflage  eingewediseit '  Ebenso  wurden  die  im 
üinlaiiib  befindlichen  Banknoten  der  IV.  Form  zv  5  fl.,  10  fi., 
lOQ  fl.  und  1.000  fl.  eingezogen,  und  dafür  neue  Banknoten  d^ 
V.  Form  gleicher  Kategorien  hinausgegeben.  ^  Fflr  die  Ausfolgong 
voo  fiankanwdsungen  wurde  em  neuer  Tarif  der  Ptofisions-Oebtthren 
kundgemacht,  zuf<^ge  dessen  für  die  Ausstellung  solcher  Anwei- 
NBgeD  von  oder  aaf  Wien,  bei  Brunn,  Gratz  and  Linz  ein 
Zwanzigstel,  bei  Ofen  und  Prag  ein  Sechzehntel,  bei  Triest  ein 
Zwölflei,  bei  InnsbrudE  und  Kasohau  ein  Zehntel,  bei  Temesyär 
vnd  Agram,  dann  zwischen  Agram  und  Temesy4r  dn  Achtel,  bei 
Imb&g  em  Sechstel,  bei  Hermannstadt  und  Kronstadt  ein  FünfM 
Pfe!ceiit(oder30kr.,  37%  kr.,  60 kr.,  Ifl.,  Ifl.l6kr.,  18.40 kr. 
ttBd  2  fl.  von  je  Tausend  6alden)  eingehoben  wird.  ^  Um  die  Unter. 

'  Kundmachung  der  Bank-Direction  vom  23.  Juli  1854. 

'  Kundmachnng  der  Bank-Direction  vom  25.  Mai  1848. 

'  Kundmachungen  der  Bank-Direction  vom  31.  Mai  und  20.  Septem- 
Jw  1849,  dann  vom  18.  April  1850. 

*  Kundmachungen .  der  Bank-Direction  vom  1.  Mai  und  12.  Octo- 
ber  1851. 

^  Kundmachung  der  Kational-Bank  vom  1.  Mai  1851. 
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flUUEung  des  Veriiehis  dvroh  den  von  der  Natknal^Bnik  gefwiltttan 
Credit  desto  wiriisamer  bu  macben,  wurde  dafür  gesmgfc,  daas  die 
Benttteung  des  Bank-Credites  bei  der  Wecbsei-Esoomptiriiiig  dueh 
die  limitiniDg  der  höheren  Anforderungen  g^eichmfiasiger  erfolge. 
Ausserdem  ist  hier  die  bereits  umständhcher  erwähnte  Maassregd, 
durch  welche  den  Banknoten  seit  dem  Jahre  1848  ein  Zwanga-Conn 
ertheüt  wurde,  lu  beartthren.  In  der  Leitung  der  Natbnal-Bank 
ergab  sich  die  Yerftnderung,  dass  der  gegenwärtige  k.  k.  geheime 
Bath  Dr.  FipitE  im  Jahre  1849  zum  Bank-Gouverneur,  und  der 
frühere  Bank-Director  Georg  Freiherr  von  8ina  '  sum  Bank-Gouver- 
neure-Stellyertreter  AUerhödlist  ernannt  wurde. 

Bevor  «i  der  Nachweisung  der  regehnässigen  Bankgeschäfte 
ttbergegangen  wird,  maas  noch  jener  ausserordentlichen  Un- 
terstützung gedacht  werden,  welche  die  Nationai-Baak  zur  Zrit 
der  poUtisdien  Wirren,   des   inneren    und    äusseren  Kri^ea  dem 
Fisbrika-  und  Handdsstande  d^  Monarchie  durch  Brtheilung  est- 
spiechender  Yorachflsse  unter  gehöriger  SidiersteUnng  zukoramen 
Ikss.    Bereits  im  Monate  Mai  1848  bewiUigte^sie  den  Fabricanlen 
«m1  Haadelsleuten   eme   Gesammtunterstülzung    im  Betage   voo 
»,920.000  &,  wovon  3  Millionen  auf  Nieder-Oesterreicb,   1  Milfion 
aaf  Ungern,  900.000  auf  Böhmen,  1  Million  auf  Mähren,  150.000  8. 
auf  Schlesien,  %  Millionen  auf  das  Küstenland  entfielen,  woeu  noch 
VorsobOsse  von  GOOjOOO  fl.  an  den  östarrebhischen  liojd  und  vw 
lyV70.000  fl.  an  die  Sparcassen  in  den  Kronländem  luunen.    Diese 
meist  für  die  Hauptstädte   der  gedachten  Kronländer    bestiaiBateD 
Unterstütaungen  erfolgten  theik  im  Wege  der  Weehset-Esoomplei 
dieüs  unmittelbarer  Darlehen,  und  wurden  .nur  aUmähüdi  «sib^ 
und  ebenso  allmählich  wieder    abgezahlt    Hiaxu  geseUt^i   aidi 
aoeh  andere  Aushilfen  an  einige  grössere  HandelsuntamehmungeD, 
an  Stad^emcinden  and  an  Versatzämter  im  Betrage  von  1  bia  i 
Millionen  Gulden.   Mit  der  fUr  Nieder-Oesterreksh  besttnmiten  Unter- 
sttttsungsaumme  wurde  das   Wiener  Aoshilfs-Comit^  dotirt, 
wehühes  sich  im  Mai  1848  zu  dem  Ende  gebildet  hatte,  um  die 
kleineren  Fabricanten  uud  Handelsleute  Wien's  durch  Escomptirui^ 
ihrer  Wechsel  oder  Vorschüsse  auf  Waaren    im   erwerbafthigen 
Stande  zu   erhalten;   diese  Dotation  wurde  nach  der  Hand   auf 
4  Millionen  Gulden  erhöht    Femer  wurde  im  Jahre  1848  mittel- 
losen   Gewerbetreibenden    Wien's     unter    Garantie    der 

*  Gestorben  am  18.  Mai  18S»6. 
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Behexung  em  unverEuisKchee  Darlehen  bis  zum  Betrage  von  2  Mil- 
Ikmen  Gulden  gewährt^  wovon  jedoch  nnr  900.000  fl..  in  Anspruch 
genomnien  wurden.  Alle  diese  Vorschüsse  sind  bereits  bis  auf  den 
Beat  von  768.000  fl.  von  letzterwähntem  Darlehen  zurückbezahlt 
worden.  Bei  einer  durch  den  orientalischen  Krieg  herbeigefilhrten 
augenblicklichen  Bedrftngung  desTriester  Platzes  gewährte  die  Na- 
tional-Bank  demselben  unter  Haftung  der  ersten  Firmen  des  dortigen 
fia&delsstandes  einen  Vorschuss  von  3  Millionen  Gulden.  Endlich 
ist;  hierbei  noch  des  Credits  zu  erwähnen,  welcher  yon  der  Nar 
tional-Bank  der  im  Jahre  1854  in  Wien  errichteten  nieder- öster- 
reichischen Escompte-Anstalt  gewährt  wird,  uud  frOher 
in  8  Millionen  bestand,  neuerlich  auf  10  Millionen  Gulden  erhöht 
wurde;  durch  Vermittlung  dieser  Anstalt  wird  die  Wohlthat  der 
Wechsel-Escomptirung  zu  billigerem  Zinsfusse,  über  den  Cours  der 
bankfiib^en  Wechsel  hinaus,  bei  völliger  Sicherheit  der  creditge- 
wählenden  National-Bank  erstreckt 

Auf  die  regelmässige  Gebarung  der  National-Bank  übergehend, 
muss  zuerst  des  Münz-Schatzes  derselben  gedacht  werden. 
Derselbe  betrug  zu  Anfang  des  Jalires  1848  über  70  Millionen 
Gulden ,  sank  jedoch  bis  Ende  Juni  desselben  Jahres  auf  20  Mil> 
lionen  Gulden  herab.  Seit  jenem  Zieitpuncte  vermehrte  sich  der^ 
selbe,  und  zwar  noch  im  Jahre  1848  auf  30,  im  Jahre  1851  auf 
4SI  und  1855  auf  beinahe  49*/,  Million  Gulden.  Die  Ursache  des 
Sinkens  des  Baarfondes  lag  in  den  Ereignissen  der  Jahre  1848 
und  1849,  da  im  Jahre  1848  allein  62  und  im  Jahre  1849  11% 
IGDion  Gulden  in  Silber  aus  der  Bank  abflössen,  und  zwar  zu- 
Bächal  durch  die  Auswechslung  der  Banknoten,  sodann  auch  durch 
de  Bedürfnisse  des  Heeres  und  andere  Anforderungen.  Seitdem 
war  der  Abfiuss  weit  minder  erheblich;  er  betrug  ün  Jahre  1850 
5'/,  Million,  in  den  nachfolgenden  Jahren  aber  sank  er  von  3  bis 
aof  eine  Million  Gulden  herab.  Im  Ganzen  hatte  die  National- 
Bank  während  der  Jahre  1848  bis  Ende  1855  eine  Silbereusgabe 
von  beinahe  90  Millionen  Gulden  zu  bestreiten.  Hinwieder  war 
&  National-Bank  darauf  bedacht,  einen  neuen  Silbervorrath  nach- 
zosehaflfen,  und  zwar  durch  Ankauf  von  nahezu  28  Millionen 
Golden  in  den  Jahren  1848  und  1849,  femer  durch  Zuweisung 
von  der  Staatsverwaltung,  wobei  die  sardinische  Kriegsentschädi- 
gqng  mit  24  Millionen  Gulden  in  den  Vordergrund  trat,  und  an- 
dere Bezüge.'  Die  Gresammtsumme  des  1848  bis  Ende  1855  zuge- 
flüiiseDen  Silben  betrug  69  Millionen  Gulden.    Die  Difierenz  von 

y.  Czoernig,  Oesterreich's  Neugestaltung.  19 
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21  Mfllioiien  in  Yorgiodiiiiig  mit  der  8flbermii8gabe  entspiioht  der 
Vennindenmg  des  Mflnzaeliaizes  Yon  TD  aaf  48  MillioDen  GukleB. 

Die  im  Umlaufe  befindlichen  Banknoten  betrugen  Ende 
1847  ai9  Mfliionen,  nnd  Ende  1848  223  Millionen  Gnlden;  dioa 
Umlauf  stieg  bis  zum  Jahre  1850  auf  255  Millionen  Gulden,  imd 
fiel  in  Folge  der  von  dar  Staatsverwaltung  geleisteten  ROdoah- 
hu^ien  im  Jahre  1853  Ins  auf  188  Millionen  Gulden.  Die  Umtaii- 
sehung  des  Staals-Papiergeldes  in  Banknoten  musste  natfirtieh  auf 
den  Betrag  der  circulirendai  Banknoten  erh5h«id  einwirken,  ao 
dass  derselbe  Ende  1854  die  Höhe  von  383'/,  Millk>n  Gnlden  e^ 
reichte,  eu  Ende  des  Jahres  1855  aber  wieder  auf  3?7,880.000  & 
herabgedrOckt  war,  wobei  allerdings  zu  berttcksichtigen  ist,  dass 
der  Bankfond  durch  die  inzwischen  erfolgte  Ausgabe  von  49^ 
Actien  nahezu  verdoppelt  wurde.  Das  Verhältniss  des  MOnzschstaes 
zu  den  Banknoten  im  Umlaufe,  welches  Anfangs  1848  wie  1:3 
gestanden  war,  sank  im  Juni  desselben  Jahres  auf  1  : 9,  and  e^ 
holte  sich  bis  zum  Jahre  1853  auf  1 :  4.  In  Folge  des  Umtansohes 
des  Staats-Papiergekies  stand  es  Ende  1855  auf  1 :  Ty^,. 

Das  Anweis angsgeschäft,  welches  hauptsftchlidi  duch 
den  Verkehr  der  Residenz-Stadt  mit  den  Kronländem  hervoigerufeD 
wird,  bewirkte  im  Jahre  1848  einen  Umsatz  von  63  Millionen 
Gulden,  weldier  nach  Unterbrechung  des  Yerkehies  mit  den  ung- 
rischen  Ländern  im  Jahre  1849  auf  34  y,  Millionen  zurückging,  seit- 
dem aber  im  stetigen  Steigen  bis  zum  Jahre  1853  die  Summe  von 
85  Millionen  Gulden  erreichte.  In  welchem  überraschenden  ye^ 
hfiltnisse  dieser  Yeikehr  seither  zunahm,  drückt  die  Ziffer  der  im 
Jahre  1854  und  1855  stattgefundenen  Bankanweisungen  mit  150 
und  154  Millionen  aus. 

Die  wichtigste  Geschäftsabtheilung  der  Naticmal-Bank,  das 
Escompte-Geschäft,  wodurch  die  erstere  zum  B^;ulator  de8 
Verkehres  in  der  Monarchie  sich  erhebt,  war  zunächst  durch  die 
hieritlr  verfügbar  bleibende  Summe  bedingt,  da  bei  dem  von  der 
National-Bank  festgehaltenen  geringen  Zinsfusse  von  4  Peroent  die 
Anforderungen  zur  Esoompte  stets  die  Möglichkeit  ihrer  B^edi- 
gung  zu  übersteigen  pflegen.  Die  im  Ganzen  esoomptirten  Summen 
btieben  in  den  ersten  sedis  Jahren  (1848  bis  1853]^  nahezu  gleich 
auf  der  Höhe  von  200  bis  230  Millionen  Hir  escomptirte  Wechsel, 
und  erhoben  sich  erst  in  den  beiden  letzten  Jahren  in  Folge  des 
grösseren  diesem  Geschäfte  gewidmeten  Fondes  und  der  in  den 
Kronlands-Hauptstädten   errichteten  Bank-Filial-Escompte-Anstalten 
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«af  325  und  414  IfilKoneii  Oulden.  Wenn  man  die  eaoomptirten 
Gentral-Oasse-Anweismigen  in  Abzng  bringt  und  sich  auf  die  ea- 
eomptirten  Weehselbriefe  beaehrfinkt,  ao  hatte  die  National -Bank 
in  ihrem  Portefeuille  einen  Wechselvorrath  von  24  MillioiHni 
Gulden  zu  Ende  1848,  von  90  Millionen  zu  Ende  1850,  von  53 
Bfillionen  zu  Ende  1853,  von  73  Millionen  zu  Ende  1854  und  von 
86%  MiOionen  zu  Ende  1855.  Demnach  waren  diesem  Geachllile 
zu  Ende  1848  etwas  über  10  Percent  und  Ende  1855  nahezu  23 
Percent  des  Betrages  der  umlaufenden  Banknoten  gewidmet,  und 
das  Wechsel -Portefeuille  der  National-Bank  war  auf  das  Dreifache 


Das  Leihgeschäft  war  in  den  ersten  Jahren  der  Periode 
1848  bis  1853  dn  untergeordnetes  geblieben,  da  die  gegen  einge- 
igte Pfönder  erfolgten  Vorschüsse  zu  Ende  der  bezüglichen  Ji^re 
nicht  mehr  als  14  bis  23  Millionen  Gulden  ausmachten.  Erst  im 
Jahre  1854  erhob  sich  zunächst  in  Folge  des  Nadonal-Anlehens 
mad  der  an  die  ehemaligen  Grundherren  ausgefertigten,  zur  Yer- 
pjfluidung  zugelassenen  Grundentlastungs-Obligationen  der  Gesamml- 
betrag  der  geleisteten  und  bis  zu  Ende  des  Jahres  noch  ausstän- 
digen Vorschüsse  auf  48  Millionen  Gulden,  wovon  9  Millionen  auf 
die  Filial-Leihanstalten  in  den  Kronländem  entfielen.  Zu  Ende  1855 
hatte  eine  weitere  Erhöhung  auf  79  Millionen  Guld^  (wovon  15 '/^ 
Million  für  die  Filial-Leihanstalten)  stattgefunden.  Zu  Anfang  der 
Periode  hatte  die  Verwendung  auf  das  Leihgeschäft  6  Percent,  im 
Jahre  1854  aber  bereits  12*4  Percent  und  im  Jahre  1855  nahezu 
20  Percent  des  Betrages  der  Banknoten-Circulation  in  Anspruch 
genonomen,  und  die  zu  Ende  des  Jahres  ausständigen  Vorschüsse 
hatten  sich  im  Laufe  der  Periode  mehr  als  verdreifacht 

Wenn  man  die  beiden  letzterwähnten  Geschäftsabtheilungen  der 
National-Bank,  welche  für  den  Verkehr  die  einflussreichsten  sind, 
zusammenfasst,  so  zeigt  sich,  dass  die  National-Bank  denselben  zu 
Ende  1848  38  Millionen  Gulden  oder  17  Percent  ihrer  Circulation, 
zu  Ende  1854  aber  121  y,  Million  Gulden  oder  mehr  als  31'/,  Per- 
cent, zu  Ende  1855  mehr  als  tß&y^  Millionen  Gulden  oder  beinahe 
43  Percent  ihrer  (inzwischen  fast  auf  das  Doppelte  erhöhten)  Bank- 
noten-Circulation zuwendete. 

Das  Depositen-Geschäft,  bei  welchem  die  National-Bank 
nur  als  Verwahranstalt  auftritt,  erhielt  sich  während  der  ganzen 
Periode  nahezu  auf  der  gleichen  Höhe  von  83  bis  90  Millionen  an 
hinterlegten  Werthen. 
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ZuDftehsi  auf  den  I/Mfied-Verkehr  von  Wien  beädit  aicb  das 
Giro -Geschäft  der  National-Bank,  dessen  Gang  die  Bewegung 
des  Verkehres  sehr  merklich  ausdrückt.  Im  Jahre  1848  hatte 
dieses  Geschäft  noch  den  Betrag  von  121  Millionen  Gulden  umfiust; 
im  nächstfolgenden  Jalire  sank  es  auf  weniger  als  48  MiUionen, 
und  erhob  sich  ziemlich  regelmässig  in  den  nächstfolgenden  Jahren 
auf  87,  115.  und  191  Millionen,  bis  es  im  Jahre  1853  den  Höhe- 
punct  von  236  Millionen  Gulden  eireichte.  Nach  einem  unmerk- 
lichen Rückgange  wälirend  des  Jalires  1854,  stellte  es  sich  1855 
auf  244Vi  MiUion  Gulden. 

Der  Gesammtverkehr  der  sämmtlichen  Bankcassen  erhielt 
sicli  bis  zum  Jalire  1853  auf  der  nahezu  gleichen  Höhe  von  2.300 
Milhoneu  Gulden ;  nur  im  Jahre  1849  erhob  er  sich  auf  2.996  Mil- 
lionen und  1851  auf  3.166  Millionen  Gulden  in  Folge  einer  häufi- 
geren Einnahme  und  Ausgabe  von  Effecten  der  sdiwebenden  Staats- 
schuld und  des  Staats-Papiergeldes.  Der  Umtauschung  des  Staat»- 
Papiergeldes  mit  Banknoten,  sowie  dem  erweiterten  Geschäftsumfange 
der  National-Bank  ist  es  zuzuschreiben,  dass  das  gesammte  Cassen- 
Bevirement  derselben  im  Jahre  1854  auf  3.909  und  im  Jahre  1855 
auf  3.397'/,  Million  Gulden  stieg. 

Der  Reserve-Fond)  welcher  für  die  Deckung  allftlUger 
Verluste  gegründet  ist,  betrug  Ende  1848  den  Nominal- Werth  von 
ftlnf  Millionen  Gulden,  und  stieg  allmählich  bis  Ende  1852  auf 
zehn  Millionen  Gulden;  da  dieser  Betrag  für  die  Bestiipmung  des 
Reserve-Fondes  vollkommen  hinreicht,  wurde  letzterem  seither  kein 
weiterer  Betrag  zugewendet  Der  Cours- Werth  seiner  Eflfecten 
machte  Ende  1855  8,044.000  fl.  aus.  Femer  besteht  ein  Pen- 
sions-Fond für  die  Angestellten  der  National-Bank,  welcher  zu 
Elttde  1848  aus  der  Summe  von  817.000  £L  bestand,  die  sich  bis 
Ende  1855  auf  den  Betrag  von  nahezu  einer  Million  Gulden  (nadi 
dem  Cours-Werthe  der  ihm  zugehörigen  Effecten  auf  1,074.500  flO 
erhöhte. 

Das  Gesammterträgniss  der  Bankverwaltung  wechdelle 
zwar  nicht  bedeutend  in  seinem  Ausmaasse,  wohl  aber  in  den 
Elementen,  aus  welchen  es  gebOdet  wird.  Im  Jahre  1848  b^mg 
es  5,973.000  fl.,  bis  1850  stieg  es  auf  7,162.000  fl.,  sank  in  den 
Jahren  1851  und  1852  auf  6,969.000  und  5,453.000  fl.  herab,  und 
erhob  sich  in  den  Jahren  1854  und  1855  wieder  auf  6,802^000 
und  8,656.000  fl.  Die  Hauptursache  dieser  Schwankungen  liegt  in 
dem  Umstände,  dass  während  der  ersteren  Jalire  der  Periode  die 
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vorzüglichste  Qnelle  des  Eitrfignisses  der  Bftnk  in  den  Zinsen  Air 
die  der  Staatsverwaltung  geleisteten  Vorschüsse  ]ag,  welche  durch 
die  in  den   nachgefolgten  Jahren  geschehenen  Rückzahlungen  des 
Staates  bedeutend  herabgesetzt  wurden.     Die  günstigen  Ergebnisse 
der  Jahre  1854  und  1855  aber-  gründen  sich  auf  die  durch  die 
Vermehrung  des  Bankfondes  ermöglichte  Ausdehnung  des  Geschäfts- 
Verkehres.     Bemerkenswerth  ist  übrigens,   dass  die  National-Bank 
im  Jahre  1848  aus  den  Staats-Zinsen  ein  Erträgniss  von  ungefllhr 
4%  M]llH>n  bezog  und  aus  den  ftlr  Verkehr  und  Industrie  gewid- 
meten Beträgen  ein  Elrträgniss  von  etwas  über  1*/,  Million  Gulden 
erhielt,  dass  sich  aber  dieses  VerhSltniss  bis  zum  Jahre  1855  ganz 
umgestaltet  hat,  indem  der  Ertrag  aus  den  Staats-Zinsen  noch  etwas 
über  2  Millionen,  jener  aus  dem  Escompte-,   Leih-   und  Anwei- 
smigs-Gesehftfte  aber  beinahe  6  Millionen  ausmachte.    Um  auf  die 
einzelnen  Elemente  des  Erträgnisses  einzugehen,   lieferte  das  Es- 
compte-Geschäft  in  den  ersten  4  Jahren  2,600.000  bis  2,800.000 
Gulden,   vrovon  jedoch  ungef&hr  zwei  Dritttheile  ftlr  die  Escomp- 
tirung  von  Staats-Effeeten  abzuziehen  sind,  so  dass  ftlr  die  Handels 
Effecten  nahezu  eine  Million  Gulden  erübrigt,   welcher  Betrag  in 
den  nachfolgenden  Jahren  auf  ly^  Millionen  bis  IV^^  Millionen  stieg. 
Das  Leihgeschäft    gewährte  in   den  Jahren  1848  bis  1852  einen 
Ertrag  von   500.000  bis  750.000  fl.,   welcher  sich  in  den  Jahren 
1854  und  1855  auf  1,300.000  und  2,723.000  fl.  erhöhte.    Die  Zinsen 
des  fruchtbringenden  Stammvermögens  rühren  zumeist  aus  den  ftlr 
die  Einziehung  des  Wiener-Währung-Papiergeldes  erhaltenen  Staats- 
Bchuldverschreibungen  her.    Da  sich  durch  die   fortlaufende  ver- 
tragsmässige  Tilgung  der  Betrag  der  bezüglichen  Staatsschuld  ver- 
mindert, sank  auch  während  der  Periode  1848  bis  1855  die  Summe 
der  erwähnten  Zinsen    von  1,604.000  fl.  auf  1,208.000  fl.  herab. 
I)er  Zinsenertrag  Dir  die  dem  Staate  geleisteten  Vorschüsse  machte 
im  Jahre  1848  die  Summe  von  604.000  fl.  aus,  stieg  bis  zum  Jahre 
1850  auf  1,795.000  fl.  und   verminderte  sich  bis   zum  Jahre  1855 
auf  923.000  fl.    Das  Anweisungsgeschäft,  seiner  Natur  nach  nicht 
lucrativer  Natur,  gewährte  einen  von  30.000  fl.  auf  77.000  fl.  stei- 
genden Ertrag,   ebenso  wie  die  Zinsen  des  Reserve -Fondes  von 
252.000  fl.  auf  524.000  fl.  sich  erhöhten. 

Von  den  Gesammterträgnissen  sind  die  auf  die  Gebarungs- 
Srgebnisse  der  betreffenden  Jahre  unmittelbar  Bezug  nehmen- 
deo  Auslagen,  also  nach  Ausscheidung  der  ausserordentlichen 
^oätionen  (Verluste  beim  Ankauf  der  Silberbarren ,  stattgefundene 
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AbschrabuDgen,  Ziiueii  för  die  Ebnahliingen  auf  die  neueo  Buik- 
Aetien  etc.  etc)^  in  Abcug  zu  bringen.  Diese  betrugen  1848  & 
Summe  Ton  G22.000  fl.,  und  stiegen  bis  1852  auf  912^800  fL, 
dun  bis  1854  und  1855  auf  1,179.000  und  1,301.000  fl.  Die  8tei- 
gening  der  Auslagen  gründet  sich  theils  auf  die  mit  der  Ausdeh- 
nung des  Gescfafifisbetriebes  und  mit  der  Errichtung  der  neuen 
Bank-FHial-Oassen  und  Eseompte-Anstalten  im  Einklänge  stehende 
Vermehrung  der  allgemeinen  Regie-Kosten,  hauptsächlich  aber  auf 
die  seit  dem  Jahre  1850  aus  den  Erträgnissen  der  National-Bank 
enlriehtfie  Einkommensteuer,  welche  sich  in  den  Jahren  1852  bis 
1855  auf  20a600,  28&565,  417.145  und  418.467  fl.  beüef. 

Hiemach  ergibt  sich  der  aus  dem  regelmässigen  Geschäfts- 
betziebe  der  National-Bank  heryortretende  Ueberschuss,  welcher 
nach  Abiechnung  der  zur  Bedeckung  der  ausseigewöhnlichen  Aus- 
lagen und  Abschreibungen  zur  Yerstärkui^  des  Reserve- Fondes 
und  zur  Vertheilung  an  die  Acäonäre  bestimmt  ist  Dieser  lieber 
scfauss  beüef  sich  im  Jahre  1848  auf  5,351.000  fl.,  erhob  sich  bis 
nun  Jahre  1850  auf  6,335.000  fl.,  wich  in  den  Jahren  1852  und 
1853  um  nahezu  2  Miitionen  Gulden  zurück,  und  erreichte  in  den 
Jahren  1854  und  1855  die  Höhe  von  5,623.000  und  7,355.000  fl. 
Das  Zurückweichen  der  Ueberschüsse  in  den  Jahren  1852  und 
1853  gründet  sich  auf  die  durch  Oapitals-Rückzablungen  hervorge- 
rufene Verminderung  der  von  der  Staatsverwaltung  zu  entrichtenden 
Zinsen,  und  darauf,  dass  wegen  Mangel  an  Fonds  den  übrigen 
Geechäften  der  National-Bank  noch  nicht  jener  Aufschwung  gege- 
ben werden  konnte,  welcher  die  Ausgleichung  des  AusMles  ia 
dem  Zinsenertrage  hätte  bewerkstelligen  können. 

Mit  den  erzielten  Ueberschüssen  wurden  in  den  Jahren  1848 
und  1849  die  Verluste  bei  dem  in  Folge  der  Ereignisse  im  Jahre 
1848  nothwendig  gewordenen  Silberbarren-Ankäufe  mit  1,985.000 
und  1,256.000  fl.,  in  den  Jahren  1850  und  1851  die  stattgefundene 
Abschreibung  der  Zinsen -Forderungen  ftir  die  mit  unverzinsUohen 
Banknoten  eingelösten  Central-Casse- Anweisungen  und  Rek^sschals* 
scheine  mit  908.000  und  1,392.000  fl.,  in  den  Jahren  1849  und 
1852  die  Abschreibungen  an  dem  Werthe  der  Bankgebäude  mit 
400.000  und  94.900  fl.,  dann  in  den  Jahren  1853,  1854  und  1855 
die  Zinsen  fUr  die  auf  hinau^gebene  neue  Bank-Actien  ein-, 
geflossenen  Theüzahluugen  mit  461.700,  1,320.300  und  55.300  fl. 
bedeckt  Der  erübrigte  Rest  wurde  zur  Vertheilung  an  die  Aclio- 
näre   und   zur   Verstärkung  des  Reserve-Fondes  verwendet,   für 
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inrelehen  jedoch  seit  dem  Jahre  1853  nichts  mehr  Kurttokgelegt 
winde)  weil  er  zu  Ende  des  Jahres  1852  bereits  die  seiner  Bestim- 
mimg  entsprechende  Höhe  von  10  Millionen  Gulden  erreicht  hatte. 

Die  den  Acüonäcen  hinausgegebenen 'Dividenden  beliefen 
sich  in  den  Jahren  1848  bis  1851  gleichmässig  auf  3,290.000  fl. 
oder  65  fl.  illr  jede  Actie,  in  den  Jahren  1852  biss  1854  aber  auf 
3,540.000,  4^200.000  und  4,300.000  fl.,  oder  70,  83  und  85  fl.  für 
jede  der  bestandenen  50.621  Stück  Actien.  Im  Jahre  1855  wurden 
7,900.000  fl.  vertheilt;  allein  ftlr  jede  Actie  entfielen  dennoch 
nur  73  fl.,  weil  von  diesem  Jahre  angefangen  die  neu  hinzuge- 
kommenen 49.379  Actien  in  den  Oenuss  der  Dividende  traten,  so- 
mit die  Vertheilung  des  Uebersohusses  auf  100.000  Acüen  ausge- 
dehnt werden  musste.  Nachdem  die  ursprüngliche  Actien-Einlage 
1.000  fl.  Wiener-Währung-Papiergeld  "und  100  fl.  in  Silbermünze, 
oder  nach  dem  Gourse  berechnet,  zu  welchem  die  Staatsverwaltung 
das  eingezahlte  Papiergeld  durch  Obligationen  bedeckte,  600  fl.  in 
Silbermünze  ausmachte,  ergibt  sich  während  der  erwähnten  Periode 
eine  Verzinsung  dieses  Actien-Capitales,  und  zwar:  in  jedem  der 
ersten  vier  Jahre  von  10%  Percent,  in  jedem  der  nachfolgenden 
drei  Jahre  von  11%  bis  14V«  Percent  und  im  Jahre  1855  von 
lOy^  Percent.  Zur  genaueren  Nachweisung  des  eben  behandelten 
Details  der  Oebarung  der  National-Bank  in  der  Epoche  1848  bis 
1865  dient  die  beifolgende  ziflemmössige  Ueber sieht 

Im  April  des  Jahres  1848  wurde  unter  der  Leitung  und  Auf- 
sicht der  österreichischen  National -Bank  ein  Aushilfs-Comit^ 
gegründet,  welches  den  Zweck  hatte,  den  Wiener  Handels- 
und  Fabriks-Stand  durch  erleichterte  Credit -Gewährung  vor 
den  Folgen  der  damaligen  Erschütterung  zu  bewahren.  Es  ward 
von  der  National-Bank  mit  einem  Fonde  von  vier  Millionen  Gulden 
dotirt,  und  stand  unter  der  Leitung  von  zwei  Bank-Directoren, 
welchen  sich  die  aus  dem  Wiener  Handelsstande  gewählten  Cen- 
soien  beigesellten.  Es  gewährte  Credit  auf  Wechsel,  welche  min- 
destens die  Haftung  zweier  als  solvent  betrachteten  Finnen  an 
sidi  trugen,  und  schoss  zum  Theile  auch  Geld  auf  verpfändete 
Waaren  vor.  Das  Aushilfs-Comit^  setzte  seine  Wirksamkeit  bis 
zum  Jahre  1853  fort,  wo  an  dessen  Stelle  die  nieder-österreichische 
Escompte- Anstalt  trat,  und  erfllllte  seinen  Zweck  so  vollständig, 
dass,  Dank  der  Ehrenhaftigkeit  des  Wiener  Haudebstandes,  dabei 
kein  nennenswerther  Verlust  eintrat  und  nahezu  die  Gesammtheit 
der  voigestreckten  Summen  zurückbezaUt  wurde. 
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Eiinen   ähnÜdieD   UrBpniDg  hatte   das   Comit^zur  Unter 
Stützung  mittelloser  Gewerbsleute  in  Wien.    IKirdi  dii 
Erdgnisse  des  Frühjahres  1848  waren  viele  industrielle  Untemeh 
mungen  in's  Stocken  gerathen,  und  eine  nidbt  geringe  Anzahl  voi 
Oewerbsleuten   sammt  den  von  ihnen    beschäftigten  Arbitern  ii 
ihrem  täglichen  Erwerbe  bedroht    Die  auf  öfienüiche  Kosten  uo 
temommenen  Arbeiten  vermochten  dem  Uebel  nicht  zu  steuem 
abgesehen  davon,  dass  hierdurch  die  Arbeiter  ihrer  gewöhnliche 
Beschäftigung  entzogen  wurden  und  die  Anhäufung  so  vieler  leid 
in  Aufregung  zu  versetzenden  Arbeiter  unter  den  damaligen  Uo 
ständen    f^r  die  öfTentliche  Sicherheit  bedenklich  war.    Nachdei 
die  National-Bank  unter  Haftung  der  Staatsverwaltung  einen  zinsei 
freien  Vorschuss  von  zwei  Hillionen  Gulden  auf  zwei  Jahre  n 
Unterstützung  der  mittdloseb  Gewerbsleute  zugestanden  hatte  <,  tn 
unter  Leitung  der  Ministerien  des  Handels  und  des  Innern  im  Sq 
tember  1848  ein  Ck)mM  patriotischer  Männer  zusammen,   welche 
sich   zur  Aufgabe   machte,     mit   Hilfe  jenes  Credites   die    voi 
Drucke  der  Zeit  betroffenen  Gewerbtreibemden  insolange  zu  untei 
stützen,   bis  Gewerbe  und  Handel  eine  günstigere  Wendung  ge 
nommen  hatten,  und  durch  Wiederbelebung  der  Grewerbsthätigkei 
die  bei  den  verschiedenen  auf  Kosten  des  Staates  und  der  6e 
meinde    unternommenen   Bauführungen,  beschäftigten  Arbeiter  zl 
ihrem  regelmässigen  Erwerbe  zurückzuftlhren.    Die  Unterstützung 
bestand'  in  Zutheilung  von  Geldvorschüssen  als  Abschlagszahlungen 
auf  Bestellungen,  welche  vom  Comit6  ausgingen,  oder  als  Vor* 
Schüsse  von  10  bis  50  fl.  an  solche  Bedürftige,  welche  ftir  directen 
Absatz  arbeiteten,   femer   in  Zutheilung  von  Rohstoffen,   welche 
das  Comit6  selbst  einkaufte,  endlich  in  Anweisung  auf  Arbeit,  in- 
sofeme  das  Comit^  BesteUungen  für  öffentliche  Zwecke  erwiikte 
oder  für  den  Verkauf  in  das  Ausland  ertheilte.    Unterstützt  wurden 
jene   mittellosen   Gewerbsleute  von  Wien,  welche   steuerpflichtig 
sind,  durch  fleiss,  Tüchtigkeit  und  moralischen  Charakter  empfeh-    ^ 
lungswürdig  erschienen,   und  deren   Gewerbe  nur  in   Folge  der     | 
Zeitumstände  ins  Stocken  gerathen  waren.    Die  Mittel  hierzu  fiuid     |' 
das  Ck)mit^  neben   den  freiwilligen  Beiträgen,    welches  zu  erlan- 
gen  vermochte,    hauptsächlich  in    dem    vom   Finanz- Ministerium 
zugeskherten  Betrage  von  einer  halben  Million  Gulden,  welcher  in 
der  Folge  auf  mehr  als  das  Doppelte  erhöht  wurde.   Die  Mitglieder 
des  Comit^'s    leisteten   ihre  Mitwirkung   unentgeltlicL      Letzteres 
versammelte    sich    wöchentiich  zweimal,    ein   engerer  (aus  sechs 
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IHgliedeni  bestehender)  OeecbäftsaiisflchuBa  aber  fungurte  täglich« 
Jede  Gewerbs-Corporation  wählte  ans  ihrer  Mitte  Yertrauensmäoner^ 
rdehe  die  BedüHiiisse  ihres  Gkwerbsstandes  erhoben ,  die  Gesuche 
hier  imteTBtOtzungsbedttriligen  Oewerbsgenossen  einzeln  übemah- 
nen,  prüften  und  mit  ihrem  Gutachten  dem  engeren  Geschäfts- 
lOBschusse  übergaben.  In  dieser  Art  wurde  der  gefiLhrliche  Ver^ 
»ch  der  Einrichtung  allgemeiner  Werkstätten  glücklich  vermieden, 
ind  den  bedürftagen  Gewerbsleuten  das  Mittel  gewährt ,  sich  bis 
Ri  der  Wiederkehr  geordneter  Erwerbszustände  Arbeit  und  Unter- 
lalt  zu  versehafien.  Der  Umsicht  des  Comit^'s  gelang  es^  unter- 
Bttttzt  durch  die  Ehrenhafti^eit  der  betheOten  Gewerbsleute,  diesen 
Zweck  ohne  irgend  namhafte  Verluste  zu  erreichen,  und  die  wohl- 
ihä^e  Unterstützung  ohne  ein  bedeutendes  Opfer  bis  zi|  dem  Zeit- 
pnnete  fortzuführen,  wo  die  Nothwendigkeit  seines  ferneren  Be- 
Bkandes  entfiel.     Seine  Auflösung  erfolgte  im  Jahre  1854. 

Die  in  Folge  Allerhöchster  Entschliessung  vom  16.  November 
1853  gegründete  nieder-österreichische  Escompte-Gesell- 
schaft  verfolgt  zunädist  den  Zweck,  die  Wohlthat  der  Creditr 
Gewährung  jenen  Handels-  und  Gewerbsleuten  des  Eronlandes  zu- 
ZDwenden,  welche  sich  den  Credit  nicht  durch  bankfähige  Wechsel 
zu  verschaffen,  sonst  aber  hinreichende  Sicherheit  zu  gewähren 
verminen.  Die  Escompte-Geseüschaft  selbst  geniesst  behufs  der 
Ausdehnung  ihrer  Operationen  bei  der  National-Bank  gegen  4per- 
«entige  Verzinsung  einen  Credit,  welcher  neuerlich  von  8  auf  10 
Millionen  Gulden  erhöht  wurde.  *        « 

Ihre  Statuten  (genehmigt  mit  dem  Erlasse  des  Mimsteriums  des  In- 
^>cni  Tom  16.  Deoember  1853)  enthalten  die  folgenden  Bestimmangen: 

l^e  nieder-österreichische  Escompte-Gesellschaft  ist  eine 
Actiea-Gesellschaft;  jeder  Actionär  ist  Mitglied  derselben,  Theilnehmer 
^  I>erjenige,  welcher  das  Recht  erlangt  hat,  bei  der  Gesellschaft  Credit 
«^Qsprechea  (Credit-Inhaber).  Der  Fond  der  Gesellschaft  soll  aus  10  MUlio- 
o«n  Gulden  bestehen  and  durch  20.000  auf  den  Namen  der  Actionftre  lautend« 
Acüea  gebildet  werden,  wovon  vorläufig  nur  die  Hälfte  ausgegeben  wird. 
J^er  Actitmär  ist  Miteigenthümer  an  dem  ganzen  Gesellschafts- Vermögen, 
niul  geniesst  Zinsen  von  4  Percent  auf  den  Nennwerth  seiner  Actien. 
^o&  dem  übrigen  jährlichen  Reinertrage  werden  80  Peroent  als  Dividende 
^  die  Actionäre  vertheilt,  der  Rest  von  20  Percent  aber  in  zwei  Theile 
8^«üt,  wovon  der  eine  mit  5  Peroent  in  einen  Reserve-Fond  der  Gesell- 
^^ft  einbezogen,  der  andere  mit  15  Peroent  aber  zur  Bildung  eines  be- 
'^^1*^^'^  Reservo-Fonds  für  die  theilnehmeDden  Credit-Inhaber  verwendet 
'^^1  welcher  letztere  die  Bestimmung  hat,    Zahlungsrfiokstäiide    und 
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Bin  ungemein  wichtiges  Institut  ftir  den  Aufschwung  des  Ver- 
kehres im  Allgemeinen,  insbesondere  aber  ftir  das  ZustandekommeB   , 

Verluste  zu  bedecken,  die  entstehen,  wennCredit-Iuhaber  ihre  Verbindlichr 
keiten  gegen  die  Gesellschaft  am  Verfallstage  nicht  eifüllen.  Die  GeschÜk 
der  Gesellschaft  zerfallen: 

A.  In  solche,  welche  unmittelbar  zum  Zwecke  haben,  den  Credit -In- 
habern statutenmässig  Geldmittel  zuzuwenden,  und  zwar  nach  Maaa^be 
der  jedem  Einzelnen  zugestandenen  Credit-Betheiligung. 

Zu  diesen  Geschäften  gehören: 

a)  das  Esoomptiren  von  gezogenen  auf  Conventions -Münxe  lanteoda 
Wechseln  und  eigenen  Wechseln  im  Betrage  von  mindestens  50  iL. ,  welcke 
vom  Tsge  der  Einreichung  nicht  weniger  als  5  Tage  und  nicht  mehr  ak 
6  Monate  zu  laufen  haben,  in  Wien  oder  aufplatzen,  wo  eine  Filiale  der 
österreichischen  National-Bank  oder  eine  Agentie  der  Escompte-Gesellachaft 
besteht,  zahlbar  sind,  und  welche  ausser  der  Haftung  des  Credit-Inhabexs  die 
Haftung  von  noch  wenigstens  einer  als  solvent  betrachteten  Firma  darbieten; 

b)  das  Escomptiren  von  nicht  länger  als  4  Monate  laufenden  Tratten, 
welche  von  der  nieder -österreichischen  Escompte- Gesellschaft  auf  Oedit* 
Inhaber  gezogen  sind ,  imd  welche  nicht  bloss  mit  dem  Acoepte  der  Credift- 
Inhaber  versehen,  sondern  auch  durch  Deponirung  von  der  EntwerUinng 
nicht  unterliegenden  Waaren  mit  vollkonmiener  Sichei'heit  bedeckt  werden; 

c)  das  Escomptiren  eigener,  die  Verfallzeit  von  4  Monaten  nicht  über- 
schreitender Wechsel  dei*  Credit-Inhaber  ohne  Bedeckung,  welche  Credit- 
Gewährung  jedoch  nur  für  höchstens  den  vierten  Theil  der  Credit^Bethä- 
ligung  stattfinden,  und  nicht  zugleich  erneuert  werden  kann; 

d)  das  Escomptiren  von  Wechseln ,  welche  auf  eine  protokollirte  Firma 
des  Wiener  Platzes  gezogen  und  von  derselben  acoeptirt  oder  von  einer 
solchen  Firma  ausgestellt  sind,  im  Betrage  von  mindestens  dO  fl.,  deren 
noch  abzulaufende  Verfallfrist  100  Tage  nicht  überschreitet,  und  welche 
von  dem  Censur  -  Collegium  ohne  Berücksichtigung  der  Firma  des  Credit- 
Inhabers,  der  sie  zum  Escomptiren  übergibt,  für  vollkommen  sicher  er- 
kannt werden; 

e)  der  Verkauf  von  Wechseln  auf  das  Ausland  unter  dem  Giro  der 
Gesellschaft; 

f)  die  Eincassirung  von  unpr^udicirten  Wechseln  im  Betrage  von^ 
mindestens  300  fl.  in  allen  erheblichen  Verkehrsplätzen  der  Monarchie. 

B.  In  andere  Geschäfte ,  durch  welche  die  fruchtbringende  Verwendung 
der  zu  den  Geschäften  A.  nicht  erforderlichen  Fonde  der  Gesellschaft  beab- 
sichtiget wird. 

Hierzu  gehört: 

a)  die  Esoomptirung  von  bankmässigen  Wechseln; 

b)  der  Ankauf  von  Effecten  der  schwebenden  Staatsschuld,  welche 
auf  Verlangen  oder  höchstens  nach  3  Monaten  rückzahlbar  sind. 
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Bid  das  Gedeihen  der  grosseren  geselbehaftlichen  Untemehmnngen 
8ft  die  im  Beginne  des  Jahres  1856  gebildete  Credits-Anstalt 

C.  In  solche,  welche  die  Befördenmg  eines  grosseren  Qesch&ftsain- 
«tzes  bezwecken,  d.  i.: 

a)  in  dem  Reesoomptiren  der  Wechsel,  welche  durch  EBComptire&  ein- 
gegangen  sind,  unter  dem  Giro  der  Qesellschalt; 

b)  in  der  üebemahme  von  Greldem  in  laufender  Rechnung  oder  auf 
lästere  bestimmte  Termine. 

Die  dem  Eeoompte-Gfeschäfle  gewidmete  Snmme  darf  den  fQnifachen 
Betrag  des  wirklich  eingezahlten  Actien  -  Fondes  nicht  überschreiten.    Es 
ist  der  Gesellschaft  nicht  gestattet,  Darlehen  anf  Gold  oder  Silber  oder 
auf  Wechsel  in  ausländischer  Valuta  zu  geben.    Die  Qeschäite  der  Gesell« 
sdiaft  werden  toq  einer  periodisch  einzuberufenden  General-Versammlung 
und  von  einem  Verwaltungsrathe  geführt    Als  Hilfs- Organe  sind  den- 
selben eigens  aufgenommene  Beamte,   an   deren  Spitze  ein  Director  und 
ein  StellTertreter   desselben,    und  Diener   beigegeben.     Jeder  Actionttr, 
welcher  wenigstens  5  auf  seinen  Namen  lautende  Actien  3  Monate  vor 
der  Einberufung    besitzt    und   8  Tage   vor    dem  Zusammentreten  depo* 
nirt,  ist  Mitglied  der  General -Versammlung;   er  hat  immer  nur  eine 
Summe.    Eine  General -Versammlung  findet  regelmässig  Jährlich  einmal 
Statt    Dieselbe  vernimmt  den  Bericht  des  Verwaitungsrathes  Über  die 
Angelegenheiten  der  Gesellschaft,  und  beschliesst  über  die  Anträge  des 
fiechnungs-Revisions-Ausschusses.    Sie  bestimmt  das  Ausmaass  der  Divi- 
dende und  entscheidet  Über  die  Vermehrung  des  Actien -Fondes;  sie  er- 
wählt die  Mitglieder  des  Verwaitungsrathes  und  bestimmt  die  Bezüge  der^ 
wlben,  sovile  des  Comit6's  der  Oredit-Inhaber;  sie  entscheidet,  jedoch  nur 
mit  einer  Stimmenmehrheit  von  drei  Viertheiien  der  Abstimmenden  und 
vorbehaltlich  der  Allerhöchsten  Genehmigung,  über  Anträge  auf  Verän- 
denmg  der  Statuten,  Verlängerung  oder  Abkürzung  der  Dauer  der  Ge- 
s^Usdiaft,  sowie  anf  Erweiterung  ihres  Geschäftsbetriebes.    Der  Verwal- 
tnngsrath  besteht  aus  12  Mitgliedern ,  welche  in  Wien  wohnende  stimmfähige 
Aetkmäre  sind;   ihr  Amt  dauert  8  Jahre,  der  Präsident  sammt  seinen  2 
Steilvertretem  wird  ans  ihrer  Mitte  for  die  Dauer  eines  Jahres  gewählt 
I>er  Verwaltnngsrath  repräsentirt  die  Gesellschaft  und  vertritt  dieselbe  als 
gesetzlich  Bevollmächtigter;  er  ernennt  den  Geschäfts -Director  sowie  die 
^gen  Beamten  und  Diener  der  Gesellschaft,  bestimmt  den  Wirkungs- 
^ic^  derselben  und  ihre  Bezüge,  er  ernennt  unter  gleicher  Bestimmung 
^  Beamten  und  IMener  des  Gomit^'s  der  Credit-Inhaber  über  Vorschlag 
desBelben,  femer  bezeichnet  er  die  Orte  zur  Errichtung  von  Agentien  und 
*"*«Böt  die  Agenten.    Er  verfügt  über  die  Aufbewahrung  der  Gelder, 
S^fccten  und  Urkunden  der  Gesellschaft,   sowie  der  deponirten  Waaren, 
^Alurt  die  Mitsperre  der  Gassen,  bestimmt  den  Zinsfuss  fär  die  Escompti- 
'^gen  der  Gesellschaft^  sowie  die  vorkommenden  Geschäfts- Provisionen, 
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flr  Hsadel   and  Gewerbe.     Die  fiedentong  dieees  laMäm 
wmd  •■•  ikrea  SlitaIeD  enidilich,  weldie  rar  Briai^ung 


HdH  dir  Amtai^  war  AJtmadenmg  der  Ststaten  oder  Vemiehninf  des 
Attitm-Faadtm^  mmd  eBtechädd  in  aUcn  Fillen^  wddie  nidit  aosdrücklick 
dv  Offial  YiiMiHMliing  Torbekslten  smd.  Der  YorriUende  ist  bencb- 
t%C  die  AmtMamMig  ein»  mil  Stimmeninekrhelt  geftsslen  Beei  liliiwn 
hii  tmr  aidHtai  Stsang^  xa  sisliren;  wiid  jedoch  in  dieeer  der  BesdifaMi 
fcftili^t,  so  erfolgt  die  Ansfohning. 

Die  TWil—hme  an  der  Eseompte^Gcedbchaft  wird  nur  in  Folge  ciafli 

■■  ehrenhafte,  in  Iße^kr-Oeetenodi  anjwMwige,  ei  werlifliMgt 

aolroite  IViaooeM  ngevtandcn.    Die  Anfiiafame  ab  Theünefaimr  ^ 

wihrl  daa  Redit^   einen  beatinuntai  inncriialb  gewiaaer  Grinsen  etDga> 

arhiaaaeMn   Ckcdit,   welcher  nüttelal  der  bei  A.  aofgeudüten  Ges^illi 

gewihrt  wird^  bei  der  GeaeUachaft  aninapredien ,  und  an  allen  atetntai* 

den  Ckedlt-Inhabem  xoatdienden  Vortheilen  Theil  so  nehmea; 

nhcfninuni  jeder  Oedit-Inhaber  vom  T^  aeinea  EintriUea  dii 

Miüiaftniy  Ar  die  atnunllidien  Yobindlichkeiten  der  übrigen  Credit-Inhabff 

die  GeaeUachaft  bia  snr  Höhe  aeiner  Oedit-Belheilignng.     Ds 

Betrage   lor  weichen  eine  Credit -BetheHigang  atattfindet,  iel 

300  IL,  der  hocfaate  darf  2  Feroent  dea  jeweilig  baar  eingexahlten  Acticn- 

Fondea  nicht  ilberateigen;  doch  darf  aber  Ansachen  eine  Erweiterong  dir 

nrapriIngfiBhen  Credil-Betheiligang  auf  das  Doppelte  deraelben  sugealandei 

wcnlen^   welche  aber  aaaadüieaBlidi   nur  dnrdi  Einreiehang  der  obIk 

A.  d)  beMichnelcn   Wechael   benfitit  werden   kann.     Jeder   BagelaaseaB 

Üieilnefamer  iat  bei  aeiner  Aufnahme  verpflichtet,  5  Peieent  des  ihm  za> 

gesprochenen  Credites  baar  einiozahlen.  *  Ans  diesen  Einiahlangen  wixd 

ein  Sidierstellongs-Fond  gebildet,  welcher  ein  JSigentham   der  einzdaes 

Theilnehmer  ist,  aber  mit  seiner  Gesammtheit  für  die  Verbindlichkeita 

aller  Theilnehmer  gegen  die  Gesellachaft  haftet    Diese  Einzahlungen  we^ 

den  an   den    statntenmissigen  Geschäften   verwendet  and   mit  4  Pttonl 

jährlich  veninaet.     Der  Bei^erber  am  die  Theilnahme  mosa  das  Vothaa- 

denaein  der  atatatenmissigen  Eigenschaflen  darf  hon,  zugleich  aber,  wcaa 

er  nicht  Mitglied  nnd  nicht  in  Wien  wohnhaft  ist,  ein  in  Wien  befiad- 

lichea  Domicil  namhaft  madien.    Die  Credit* Fähigkeit  kann  ganz  oder 

theilweiae  aber  Bürgschaft  dritter  Personen  nnd  gegen  Verpfändiing  ösle^ 

reichischer  Staatspapiere  oder  anderer  böraenmftssiger  gut  verwerthbarer 

Effecten  logestanden  werden.     Das  Comit6  der  Credit-Inhaber  begntacbtet 

das  Gesuch,  und  stellt  den  Antrag  darüber  bei  dem  Verwaltungsntbe. 

ivelcher  die  beantragte  Credit -Summe  herabsetzen  oder  eine  vermehrte 

Sieherstellang  verlangen   kann,   im   Uebrigen   aber  an  den   Antrag  dm 

Comii6*s  gebunden  ist    Wenn  ein  Credit-lnhaber  seinen  Verbindlichkeitai 

gegen  die  Gesellschaft  am  Verfallstage  nicht  nachkömmt,  wird  die  Zab* 

long  ana  dem  Reaerve-Fonde  der  Credit-lnhaber,  und,  ist  dieser  erachöpA^ 
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beren  Einsicht  in  die  Veriiättniflse  dieser  Anstalt^  an  deren  6e- 
Aen  eich  so  viele  und  grosse  Erwartungen  knüpfen  ^  hier 
rem  ganzen  Inhalte  naeh  aufgeführt  werden.  * 

IS  den  TOD  den  Credit- Inhabern  eingezahlten  Beiträgen  geleistet.  Der 
nach  ang^^rlSene  Siciherheits-Fond  ist  sogleich  durch  Zuzahlangen  aller 
redit-lnhaber  zu  ergänzen,  welcher  Ergänzungsbetrag  sammt  4peroen- 
^en  Zinsen  ans  dem  Reserve-Fonde  der  Credit-Inhaber,  sobald  er  hierzu 
isreicht,  rückerstattet  wird.  Wenn  ein  Credit-Inhaber  binnen  15  Tagen 
ie  abgelic»rderte  Nachzahlung  nicht  leistet,  oder  seine  Zahlungen  über 
iupi  ^ngesteUt  hat,  wird  er  ans  der  Zahl  der  Credit-Inhaber  ausge- 
fihlossen.  Ein  Credit-Inhaber,  welcher  die  aus  seinem  Giro  erwachsenen 
Verbindlichkeiten  nicht  zur  rechten  Zeit  erfüllt,  oder  dessen  Aoce|>t  wegen 
langelan  Zahlung  protestirt  wird,  kann  seinen  Credit  bei  der  Qesell- 
ehaft  nicht  mehr  benützen.  Die  BetheiÜgung  eines  Credit-Inhabers  kann 
Dwohl  dorch  einen  Beschluss  des  Comit^'s  als  des  Verwaltungsrathes  ohne 
ingabe  der  Gründe  vermindert  oder  ganz  aufgehoben  werden. 

Wenn  ein  Credit-Inhaber  sein  Verhältniss  zur  (Gesellschaft  auflöst,  hat 
BT  vom  Tage  der  gemachten  Anzeige  nicht  mehr  das  Recht,   von  seinem 
Qiedite  Gebrauch  zu  machen,  bleibt  aber  noch  bis  zu  dem  binnen  6  Jlo- 
saten  vom  Tage  seiner  Kündigung  nächstfolgenden  Bilanz -Abschlüsse  in 
ter  Haftung  eines  Credit-Inhabers.    Zur  Ausübung  der  Rechte  der  Credit- 
hhaber  und  zur  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  wird  ein  grösserer  und 
oa  engerer  Ansschuss  (Comit^)  ans  der  Zahl  der  Credit-Inhaber  gebildet, 
ud  denselben  aar  Besorgung  der  laufenden  Geschäfte  eine  bestimmte  Zahl 
Tim  Beamten  und  *  Dienern  bdg^feben.    Der  grössere  Ausschuss  besteht 
MS  allen  jenen  Credlt-Inhabem,  welche  eine  Credit-Belheiligung  von  nicht 
weniger  als  2.500  il.  geniessen;   er  versammelt  sich  jährlich  wenigstens 
iveimal,  und  nimmt  dabei  die  Wahl   der  Mitglieder  des  Comit^'s,  der 
tohnnngs-Revision  -  Commission ,  des  Liquidations- Ausschusses  vor.    Der 
«DStte  Ausschuss  (Comit6)  repräsentirt  die  Gesammtheit  der  Credit-Inhaber 
'ff^M  der  Gesellschaft,  als  jedem  einzelnen  Credit-Inhaber  gegenüber. 
^^^  Mitglieder  werden  aus  der  Zahl  der  stimmfähigen  Credit-Inhaber 
Sswäblt;  ihre  Zahl  darf  nicht  unter  18  und  nicht  über  36  seyn,  und  we- 
nigstens der  dritte  Theil  davon  muss  aus  Industriellen  und  Gewerbetrei- 
^^^■Mlen  bestehen.    Das  Comit^  wählt  aus  seinen  MitgÜedem  diejenigen, 
^  dem  Censur-Collegium  beizuwohnen  haben,  es  berathet  über  die  Auf- 
^^^^tiiBA  von  Credit-Inhabern ,  über  die  Grösse  des  einem  solchen  zu  bewil- 
%sden  Credites,  und  leitet  den  Beschluss  an  den  Yerwaltungsrath.    Zur 
^ügkeit  dieser  Beschlüsse  müssen  wenigstens  12  Mitglieder  anwesend  sein, 
^  zwei  DriUtheile  davon  einwilligen. 

'  Statuten  der  kaiserL  königL  privilegirten  österreichischen  Credits- 
^'^^^  für  Handel  und  Gewerbe. 
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Von  dem  Aotien-Oapitale  von  sechsig  IGlUonen  OnldcB  lw> 
sAiihmten  die  Grtlnder  einen  Betrag  von  fünfzehn  MilUonen  QMm 

Erster  Titel.    Allgemeine  Besümmangen. 

$.  1.  Die  k.  k.  priv.  österreichische  Credits- Anstalt  für  Handd  ni 
Gewerbe  ist  ein  auf  Actien  gegründeter  Privat- Verein  zum  Betriebe  der  m 
diesen  Statuten  beieichneten  Qeschäfte.  Dieselbe  steht  unter  d< 
und  unter  der  Oberaufsicht  der  Staatsverwaltung.  Die  Firma,  li 
„k.  k.  priv.  österreichische  Credits- Anstalt  fiir  Handel  und  Gewerbe*  «M 
bei  dem  Handelsgerichte  in  Wien  protokoHirt 

§.  2.  Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sits  in  Wien.  Sie 
Erfordemiss  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  Filiale  in  di 
Monarchie.  Die  Rliale  werden  fär  einen  oder  mehrere  der  in  diesen  dl^ 
taten  bezeichneten  Geschäftszweige  errichtet;  es  stehen  ihnen  diesplbfji 
Rechte  und  Pflichten  wie  der  Anstalt  selbst  zu. 

§.  3.    Die  Dauer  der  Qesellschaffc  ist  auf  90  Jahre,  von  dem  Tage  da 
Allerhöchsten  Genehmigung  dieser  Statuten  an  gerechnet^  feetgeeetxt 
Zweiter  Titel.    Von  den  Geschäften  der  Anstaltw 

§.  4.  Die  Gesellschaft  ist  zu  nachfolgenden  Geschäften  brfugt:  a)  ver 
zinsliche  Vorschüsse  zu  geben  auf  österreichisehe  Staatspapiere  und  Grond- 
entlastungs-Obligationen,  auf  Actien  und  Obligationen  inländischer  DalB^ 
nehmungen,  auf  Obligationen  aus  Credits-Operationen  einzelner  Kronlindcr, 
Bezirke  oder  Gemeinden,  dann  auf  Rohproducte  und  Waaren;  b)  öaterrei- 
ehische  Staatsanleihen,  Credits-Operationen  einzelner  Kronländer,  Beiirkie 
oder  Gemeinden  zu  übernehmen,  oder  sich  daran  zu  betheiligen,  und  az 
Dritte  zu  überlassen;  c)  mit  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorvehriflai 
industrielle  oder  sonst  das  öffentliche  Wohl  fördernde  UntemehmuDgca 
aller  Art  innerhalb  der  österreichischen  Monarchie  zu  errichten,  sn  dksf 
Ende  die  Umstaltung  schon  bestehender  Gesellschaften  in  Aeüen-GeKll- 
schaften  zu  bewirken,  und  für  alle  derlei  Unternehmungen  und  Qcsstt- 
schaflen  Actien  und  Obligationen  auszugeben;  d)  alle  Arten  tou  utiteifa- 
duschen  Staatepapieren,  von  inländischen  Industrie -Elfeeten«,  daaa 
Privat-Schuld verschreibungen  zu  kaufen  und  zu  verkaufen,  zu  yerpfinte 
und  gegen  andere  Werthsgegenstände  zu  vertauschen;  e)  Blleeten  and 
Werihspapiere  jeder  Art  in  ihren  Depositen-Gassen  aufzunehmen  nnd  aaf- 
zubewahren;  f)  die  Eincassirung  und  Auszahlung  von  Intereseen-Conpoei 
and  von  Dividenden ,  sowie  die  Einbringung  von  anderen  Fordemngcn  für 
Rechnung  Dritter  zu  besorgen;  g)  Geldbeträge  in  laufende  Rechnui^  n 
übernehmen,  und  Bankgeschäfte  zu  betreiben. 

§.  5.  Die  Credits- Anstalt  ist  berechtiget,  eigene  verzinsliche  Schuld- 
verschreibungen  auszugeben.  Der  Gesammtbetrag  der  ausgegebenen  Schuld- 
verschreibungen muss  stets  durch  den  Werth  der  in  den  Gassen  der  Ge- 
sellschaft befindlichen ,  ihr  eigenthtimlichen  Staatspapiere  und  Pri^vat-Effecten 
vollkommen     bedeckt    seyn.      Die  Schuldversehreibungen    der 
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Mr  die  allgemeliie  BeHieiligang.     Die  am    10.  Deoember  erMT- 
nete  und  am  15.  December  1855  gesehloflsene  Subneriptioii  ergab 

Anstfilt  dürfen  nicht  mit  kfinerer  Verfallszeit  als  auf  dn  Jahr  aasgegeben 
werden. 

§.  6.  Ansgeschloflten  von  dem  Wirknngskreise  der  Credits- Anstalt 
sind  alle  in  den  vorhergehenden  §§.  4  und  5  nicht  ausdrücklich  beideh- 
aeten  Qeechäfte^  insbesondere  Käufe  und  Verkäufe  auf  Lieferung,  unbe- 
deckt oder  gegen  Prämie. 

|.  *7.  Die  Credits -Anstalt  darf  die  zur  Bildung  ihres  Fondes  aas- 
gegebenen Actien  weder  ankaufen,  noch  gegen  andere  Werthspapiere  dn- 
taasdieii. 

f.  8.  Die  CreditB-Anstalt  führt  ihre  Reohnungen ,  empfängt  und  uikdt 
in  der  gesetadichen  österrdchischen  Landeswährung. 

Dritter  TiteL    Von  dem  Qesellschaft8*Fonde  und  von*den 
Rechtsverhältnissen  der  Actionäre. 
f.  9.    Das  €hrnndcapital  der  Anstalt  wird  aus  Einhundert  Millionen 
Gulden  bestehen. 

S.  10.  Dieses  Grundcapital  wird  durch  500.000  Actien  gebildet.  Jede 
AeCie  lautet  auf  Zwdhundert  Gulden  und  ist  mit  Coupons  und  mit  einem 
Talon  versehen.^  Die  ^Ausgaben  von  Actien  unter  dem  vollen  Nennwerthe 
ibdet  nicht  Statt 

(.  11.  Yon  diesen  500.000  Actien  werden  vorerst  nur  900.000  Actien 
^^S^l>^-  Ueber  die  Ausgabe  der  wdteren  200.000  Actien,  welche  nach 
Vsassgabe  des  Geschäftsbetriebes  der  Credits -Anstalt  stattzufinden  hat, 
eatsdieidet  der  •  Verwaltungsrath ,  welcher  den  Begründern  der  Credits» 
Anstalt  das  Vorrecht  zur  üebemahme  eines  Drittthdles  der  hinausznge- 
tiQ^en  Actien  einräumen,  und  die  anderen  zwd  Drittthdle  den  Bedtzem 
der  Actien  vorbehalten  muss. 

|.  12.  Zar  Erwerbung  von  Actien  der  Credits -Anstalt  sind  sowohl 
hllnder  wie  auch  Ausländer,  Private  wie  audx'Corporationen  und  Gesell- 
•Aaftcn  berechtiget. 

§•  13.  Die  Actien  werden  mit  fortlaufenden  Nummern  bezdchnet, 
^Q  zwd  Verwaltnngsräthen  oder  von  dnem  Verwaltungsrathe  und  dnem 
dazu  vom  Verwaltungsrathe  besonders  bevollmächtigten  Beamten  unter- 
""ic^t,  und  mit  dem  Stämpel  der  Gksdlschaft  versehen.  Sie  werden 
*of  den  Ueberbringer  lautend  ausgestellt.  Es  steht  jedoch  jedem  Bedtzer 
^^  gegen  Vergütung  der  durch  das  Reglemw^t  bezdchneten  Gebühren, 
Actien  auf  sdnen  Namen  umschrdben  zu  lassen.  Die  auf  bestimmte  Na^ 
^"^  lautenden  Actien  können  in  gesetzlicher  Weise  übertragen  werden. 
&e  Haftung  der  Gesellschaft  für  die  Eehthdt  des  Indossements  oder  der 
'^'B^^ig^  üebertragnngs^Urkanden  hat  jedoch  nkht  Statt 

§•  14.    Jeder  Actionär  kann  sdne  Actien  bd  der  Casse  der  Gesell- 
"^^  hinterlegen,    und   dagegen    dnen    auf  sdnen   Namen   lautenden 
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das  Resultat,  dass  25.348  Parteien  die  Summe  von  644,518.400  fl. 
gezeichnet  hatten.  Demnach  wurde  eine  Reduction  der  so  ve^ 
theilenden  Zahl  von  75.000  (von  den  Gründern  auf, 75.539  Stfiek 

Empfangsschein  erheben.  Die  Form  dieses  Empfangsscheines  und  die  Ge- 
bühr, welche  für  die  Hinterlegung  zu  entrichten  sein*  wird,  bestimmt  der 
Verwaitungsrath. 

%.  15.  Die  Umschreibung  einer  Actie  in  mehrere  Theilactien  oder 
mehrerer  Actien  in  Eine  findet  niemals  Statt  In  Verlust  geraüiiene  Ac- 
tien  oder  Coupons  und  Talons  müssen  auf  gesetzliche  Weise  amortisrt 
werden. 

f.  16.  Die  Ausfertigung  der  Actien  findet  erst  nach  erfolgter  tqU- 
st&ndiger  Einzahlung  des  Nominal-Betrages  Statt  Bis  dahin  werden  nur 
Interims-Scheine  ausgefolgt,  auf  welchen  die  geleisteten  Einzahlungen  ec^ 
sichtlich  zu  machen  sind.  Nach  erfolgter  Einzahlung  von  30  Percent  des 
Nennwerthes,  das  ist  von  60  fl.  auf  jede  Actie,  dürfen  die  Interims-Scheioe 
an  der  k.  k.  öffentlichen  Börse  zu  Wien  notirt  werden,  und  eignen  sich 
dieselben  zu  Börsegesch&ften. 

§.  17.  Die  Einzahlung  der  ersten  30  Percant  des  Nennwerthes  der 
Actien  erfolgt  in  drei  gleichen  Monats-Raten,  deren  jede  10  Peroent  des 
Nennwerthes  oder  zwanzig  Gulden  auf  jede  Actie  beträgt  Die  erste  Rate 
wird  am  15.  Januar  1856  fällig.  Die  weiteren  70  Percent  sind  im  Lauft 
des  Jahres  1856  und  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1857  einsuzahlen. 
Die  dessfallsigen  Raten  und  Einzahlungs -Termine  bestimmt  der  Verwa^ 
tnngsrath.  ' 

§.  18.  Die  Uebertragung  eines  Interims -Scheines,  auf  welchen  eine 
Einzahlung  zur  Verfallzeit  nicht  geleistet  wurde,  ist  ungiltig. 

$.  19.  Für  jede  nicht  am  Verfallstage  geleistete  Einzahlung  sind  der 
Gesellschaft  Verzugszinsen  von  5  Percent,  vom  Verfallstage  an,  zn  ver> 
guten.  Die  Nummern  der  Interims -Scheine,  auf  welche  die  Einzahlung 
am  Verfallstage  nicht  erfolgt  ist,  werden  in  der  Wiener  Zeitung  und  in 
anderen  vom  Verwaltungsrathe  dafür  zu  bestimmenden  Blättern  veröffent» 
licht  Vierzehn  Tage  nach  dieser  Veröffentlichung  ist  die  Ctesellschaft  be- 
rechtiget, diese  Interims -Scheine  für  Rechnung  und  auf  Gefahr  des  im 
Ausstande  gebliebenen  Actionärs,  ohne  irgend  weitere  Förmlichkeiten,  an 
der  k.  k.  Börse  zu  Wien  durch  einen  beeideten  Sensal  verkaufen  zu  las- 
sen, und  zwar  auf  Einmal  oder  in  Abtheilungen  an  Einem  oder  an  mdi- 
reren  Tagen.  Dieses  Verfahren  hindert  die  Gesellschaft  nicht  an  weiteren 
gerichtlichen  Schritten  gegen  den  im  Ausstande  gebliebenen  Actionär. 

§.  20.  An  der  Stelle  solcher  erloschener  Actien-Berechtignngen  wer- 
den neue  Interims-Scheine  oder  Actien  ausgegeben.  Der  nach  Abzug  der 
Kosten  verbleibende  Erlös  der  verkauften  Effecten  dient  dazu,  die  Geseli- 
Schaft  für  den  ausständigen  Betrag  bezahlt  zu  machen.  Ergibt  sich  dabei 
ein  Abgang,   so  bleibt  der  frühere  Actionär  der  Gesellschaft  dafür  in 
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erhöhten)  Aeden  in  der  Art  Toi^nommen,  dasa  jeder  Subecribeüt 
auf  50  Aetien  je  ein  Stück  erhielt,  deiyenigen  22.^94  Parteien  9b&t^ 

Haftaog.    Ergibt  sich  jedoch  «in  ÜebefschoBa^  so  wird  dieser  dem  Bethei-' 
Hgten  znrttck  erstattet. 

§.  21.  Jeder  Actionär  ist  nach  Maassgabe  der  Actien-Zahl,  die  er  be- 
ritKt,  Miteigen thümer  an  dem  ganzen  Gesellschaftsvermögen  and  nimmt  in 
demselben  Verhältnisse  Antheil  am  Gewinne  und  Verlaste  der  Gesellschaft 

f.  22.  Das  gesammte  Vermögen  der  Gesellschaft,  mit  Einschlass  des 
Reserre-Fondes,  haftet  für  alle  Verbindlichkeiten  der  Credits-Anstalt  gegen 
dritte  Personen.  Kein  Actionär  ist  über  den  Mominal-Betrag  seiner  Actien 
haftongspflichtig. 

Vierter  Titel.    Organisation  d^r  Gesellschaft. 

$.  23.  Die  zur  Fühnmg  der  Geschäfte  der  Gresellschaft  berufenen 
Organe  sind:  A.  Die  General -Versammlung,  B.  der  Verwältungsrath, 
C.  die  Direction. 

A.  General-Versammlung. 

§.  24.  An  der  General -Versammlung  haben  alle  Actionäre  Antheil^ 
welche  wenigstens  zwanzig  Actien  der  Gesellschaft  besitzen.  Besitzer  von 
20  Actien  sind  zu  einer,  von  50  zu  zwei,  von  100  zu  drei,  von  200  zi( 
^^,  von  400  zu  Hinf  Stimmen,  und  so  fort  für  jede  weiteren  200  Actien 
n  einer  Stimme  mehr  berechtiget  Jedoch  kann  kein  Actionär  ohne  Uut 
terachied,  ob  im  eigenen  oder  Vollmachtnamen,  und  kein  Bevollmächtigter 
eines  oder  mehrerer  Actionäre,  mehr  als  10  Stimmen  ausüben.  Die  Actien, 
rncksichtlich  welcher  das  Stimmrecht  bei  der  General  •  Versammlung  aus-, 
geübt  wird,  müssen  vier  Wochen  vor  dem  für  das  Zu8ammenti*ete;n  der 
Versammlung*  festgesetzten  Tage  bei  der  Gesellschaft  in  Wien,  oder  bei 
denjenigen  Gassen  im  Auslande,  welche  der  Yerwaltungsrath  hierzu  be-; 
leichnen  vnrd,  hinterlegt  werden.  •, 

§.  25.  Die  General- Versammlung  findet  regelmässig  jedes  Jahr  im 
Monate  März  oder  April  Statt.  ^Die  £inberufung  von  ausserordentlichen 
General- Versammlungen  erfolgt,  wenn  dieselbe  entweder  vom  Verwaltung»» 
rathe  mit  einer  Mehrheit  von  zwei  Dritttheilen  der  Stimmen  beschlossen, 
oder  von  wenigstens  sechzig  stimmberechtigten  Aetiouären  in  einer  schrift^ 
liehen  Eingabe  an  den  Verwaltungsrath  in  Antrag  gebracht  wird.  Die 
Einberufung  geschieht  durch  den  Verwaltungsi-ath  mittelst  einer  Veröf-« 
fentlichung  in  der  Wiener  Zeitung  und  in  den  durch  den  Verwaltungsrath 
dazu  bestinunten  öffentlichen  Blättern  des  Auslandes,  welche  mindestens 
42  Tage  vor  dem  zur  Abhaltung  der  Versammlung  anberaumten  Tage  zu 
geschehen  hat,  und  in  welcher  der  Zweck  der  Kinberufung,  sowie,  die 
Gegenstände  der  Verhandlung,  beliannt  zu  geben  sind. 
*  §.  26.  Das  Stimmrecht  in  der  General  -  Versammlung  kann  vom  Ac« 
tiooär  nur  persönlich  oder  durch  Bevollmächtigung  eines  anderen  stimm- 
l^erechtigten  Actionäi's  ausgeübt  werden.    Ausnahmsweise  können  jedoch 

V.  Czoernlg,  Oesteireich's  Neugestaltung.  20 
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die  auf  je  1  bis  25  Aotaeo  geseiehiiel  iiatten,  filr  je  Ewei  Sabscnp- 
tkma-Scbeine  eine  Aede  xugewiesen  wurde. 

Minderjährige  dnrch  ihren  Vormand^  Frauen  durch  ihren  Gatten  oder 
einen  eigens  gewählten  Bevollmächtigten^  Handelsgeseilaehalten  dnrch  eineo 
ihrer  Fiima-Fährer,  Qesellschaften  überhaupt  durch  ein  dasu  bevollmädi- 
tigtee  Mitglied,  Körperschaften,  Inatitute  u.  dgl.  durch  einen  ihrer  Vor- 
stände vertreten  werden. 

§.  27.  In  der  General- Versammlung  führt  der  Präsident  des  Verwal- 
tungarathes,  oder  in  dessen  Verhinderung,  einer  der  Vioe-Plräflideiiten  oder 
ein  durch  den  Verwaltnngsrath  hieran  beaeichnetes  Mitglied  desselben  dea 
Voraits.  Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Ordnung  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  leitet  die  Verhandlung  und  veranlasst  die  Abstimmung.  Za 
Scmtatoren  werden  jene  Actionäre  ernannt,  welche  die  meisten  Stimmen 
au  führen  berechtiget  sind;  im  Weigerungsfalle  die  zunächst  BerechtigiBB. 
Der  Vorsitzende  und  die  Scrutatoren  ernennen  den  Secretär. 

§.  2ß,    Zur  Fassung  eines  giltigen  Beschlusses  in  der  General- Ver- 
sammlung müssen  wenigstens  60  Mitglieder  bei  derselben  gegenwärtig  and 
die  Gegenwärtigen  wenigstens  100  Stimmen  abzugeben  berechtiget  seia. 
In  Ermanglung  dieser  Zahl  findet  eine  neue  Einberufung  der  General- Ver- 
sammlung Statt    In  diesem  Falle  braucht  jedoch  die  öffentliche  Kund- 
machung nur  10  Tage,  und  die  Hinterlegung  der  Actien  nur  5  Tage  w 
dem  neu  anberaumten  Tage  au  erfolgen.    Die  Gilügkeit  der  von  einer 
solchen  zum  zweiten  Male  einberufenen  Versammlung  gefaasten  Beschlüsse  ist 
an  eine  bestimmte  Anzahl  von  Mitgliedern  und  von  Stimmen  nicht  gebunden. 
|.  29.    In  der  General- Versammlung  wird  nur  über  jene  Gegenstände 
Terhandelt,   welche  in   dem   vom   Verwaltungsrathe   bekannt  gemachtea 
Programme  beaeichnet  sind.    Jedem  stimmberechtigten  Mitgliede  steht  zwar 
das  Kecht  zu,  selbständige  Anträge  zu  stellen;  jedoch  wird  über  dieselben 
nicht  sofort  berathen  und  entschieden,  sondern  es  hat  die  Versammlung, 
wenn  ein  solcher  Antrag  von  wenigstens^  Mitgliedern  unterstützt  wird, 
vorerst  nur  zu  entscheiden ,  wann  derselbe  in  Verhandlung  zu  nehmen  seL 
§.  30.    Die  General -Versammlung  wählt  die  Mitglieder  des  Verwal- 
tungsrathes,   zu  welchem  Behufe  ihr  das  Verzeicfaniss  der  wahlfähigen 
Actionäre  vorgelegt  wird.    Sie  vernimmt  den  Bericht  dea  Verwaltung^ 
Rathes  über  die  Angelegenheiten  der  Gesellschaft    Sie  erwählt  aus  ihrer 
Mitte  einen  Revisions-Ausschuss,  welcher  nach  dem  nächstfolgenden  Bilanz- 
Abschlüsse  die  demselben  durch  den  Verwaltnngsrath  zu  übergebenden 
Rechnungen   zu   prüfen   und    darüber  der  nächs^ährigen  r^gelmässigCD 
General- Versammlung  Bericht  zu  erstatten  hat    Sie  beschliesst  sohin  über 
die  vom  Revisions- Ausschusse  geprüften  Rechnungen  und  bestimmt  die 
Höhe  der  auf  jede  Actie  zu  vertheilende  Dividende.    Sie  ertheilt  dem  Ver» 
waltungsrathe  in  allen  Fällen,  welche  in  den  Statuten  nicht  vorgesehen 
sind,  die  nöthige  Ermächtigung. 
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9.    Commanications- Anstalten  (Land-  und  Wasaerstrasaen). 

Bei  der  Darstellung  der  Communicatioiis- Anstalten  kom- 
men zunächst  die    Land-    und    Wasserstrassen,    die 

|.  31.  Die  Beschläsae  der  General- Venwunmlnng  werden  in  der  Regel 
Dich  abeolater  Stimmenmehrheit  gefasst.  Bei  gleichen  Stimmen  entscheidet 
jene  des  Vorsitzenden.  Anträge  auf  Veränderung  der  Statuten,  anf  Ver- 
lingerong  der  Dauer  der  Oesellachaft,  oder  über  deren  Auflöenng  vor  der 
tetgesetzten  Zeit,  oder  aof  Erweiterung  ihres  Oeschäftsbetriebes,  dürfen 
von  der  General  -  Versammlung  nur  mit  einer  Stimmenmehrheit  von  drei 
Viertheilen  der  Abstimmenden  entschieden  werden;  zur  AusfBhrang  der- 
sdben  ist  die  Allerhöchste  Genehmigung  erforderlich. 

(w  32.  Alle  Wahlen  geschehen  durch  schriftliche  Abstimmung  mit- 
telst Stimmzetteln.  Wird  bei  einer  Wahl  in  Folge  der  ersten  Abstimmung 
die  absolute  Stimmenmehrheit  nicht  erreicht,  so  erfolgt  das  Serutin  zwi- 
schen den  Mitgliedern,  welche  bei  der  ersten  Abstimmung  die  meisten 
Stimmen  erhielten,  und  zwar  wird  in  solchem  Falle  die  doppelte  Anzahl 
der  noch  zu  wählenden  Mitgieder  in  die  engere  Wahl  gebracht.  Bei  glei- 
cher Zahl  der  Stimmen  entscheidet  die  Höhe  des  Actien- Besitzes,  bei 
Gleichheit  des  letzteren  das  Loos. 

§u  33.  Die  statutenmässigen  Beschlüsse  der  General- Versammluikg  sind 
^  alle  Actionäre  bindend.  Eine  Einsprache  oder  Berufung  dagegen  findet 
nicht  Statt. 

i.  34.  Ueber  die  Verhandlungen  der  General- Versammlung  wird  ein 
FrotokoU  geführt,  dem  das  Verzeichniss  der  anwesenden  Mitglieder  bei- 
ge%t  wird.  Das  Protokoll  wird  vom  Vorsitzenden  und  von  dem  die 
Bwisten  Stimmen  besitzenden  M\^liede  der  Versammlung  unterzeichnet 
und  bedarf  der  Mitfertigung  des  landesfürstiichen  Commissärs.  Es  werden 
in  dasselbe  nur  die  Resultate  der  Verhandlung  aufgenommen. 

B.    Verwaltungsrath. 

8*  35.  Der  Verwaltungsrath  besteht  ans  21  Mitgliedern.  Dieselben 
werden  von  der  General -Versanmilnng  aus  den  stimmfähigen  Actionären 
gwähli    Uure  Wahl  unterliegt  der  Bestätigung  der  Staatsverwaltung. 

§.  36.  Ztt  Verwaltungsräthen  können  sowohl  inländische  oder  in 
Oesterreich  wohnende,  als  ausländische  oder  im  Auslande  wohnende  Ae- 
^OD&tt  gewählt  werden.  Der  Verwaltungsrath  muss  jedoch  immer  bis  zu 
wenigstens  zwei  Dritttheilen  aus  Actionären  bestehen,  welche  in  Wien 
il^iren  Wohnsitz  haben.  Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  binnen 
8  l^Bgen  nach  seiner  Ernennung  50  Actien  bei  der  Geselljchaft  für  die 
l^er  seiner  Function  zu  hinterlegen.  Erst  wenn  dieses  geschehen  ist, 
^Aim  es  seine  Functionen  antreten. 
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grösseren  DampfschifffaU^ts  -  Unternehmungen,  die 
Eisenbah/ien^  die  Telegraphen  und  das  Postwesen 
in  Betracht. 

§.  37.  Das  Amt  eines  Mitgliedes  des  Verwaltnngsratbes  daaert  in  der 
Regel  sieben  Jahre. 

§.  38.  Jedes  Jahr  treten  drei  Mitglieder  nach  der  Reihenfolge  ihrer 
AmtsdMier  aus.  Bis  die  Reihe  im  Austritte  sich  gebildet  hat,  entschieidet 
darüber  das  Loos.  Die  zum  Austritte  Bestimmten  können  jedoch^  wieder 
gewählt  werden. 

§.  39.  Ausnahmsweise  wird  für  die  Dauer  der  ersten  sieben  Ge- 
schä/tsjahre  der  Verwaltungsrath  von  und  aus  den  Personen  gewählt  wer* 
den,  welche  das  Grundcapital  von  sechzig  Millionen  Guido:!  einzelchDcn 
und  ttbemehmea  werden. 

§.  40.  Erledigt  sich  die  Stelle  eines  Mitgliedes  des  VerwaltungBrathc», 
ehe  dieses  die  Reihe  zum  Austritte  trifft,  so  ernennt  der  Verwaltungsrath 
einstweilen  einen  stimmfähigen  Actionär  zum  provisorischen  Mitgliede  des- 
selben. Die  diessfäUige  definitive  Ersatzwahl  erfolgt  in  der  nächstfolgen- 
den Qeneral- Versammlung.  Das  auf  diese  Weise  im  Wege  der  Ersatz- 
wahl in  den  Verwaltungsrath  berufene  Mitglied  tritt,  rücksichtlich  der 
Dauer  seiner  Function,  an  die  Stelle  jenes  Mitgliedes,  an  dessen  Stelle  es 
gewählt  wurde. 

$.  41.  Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  mit  absolut» 
Stimmenmehrheit  einen  Präsidenten  und  zwei  Vice- Präsidenten  auf  die 
Dauer  eines  Jahres,  welche  nach  Ablauf  ihrer  Amtszeit  wieder  wählbar 
sind.  Er  ernennt  im  Falle  ihrer  Verhinderung  eines  seiner  Mitglieder, 
welches  den  zeitweiligen  Vorsitz  zu  führen  hat  Der  Präsident  und  die 
Vioe-Präsidenten  müssen  ihren  Wohnsitz  in  Wien  haben. 

§.  42.  Dem  Verwaltungsrathe  steht  die  Oberleitung  aller  Geschäfte 
der  Gesellschaft  und  die  Ueberwachung  der  Direction  zu.  Er  beetinust 
zu  diesem  Zwecke  die  innere  Geschäfts -Ordnung.  Er  vertritt  die  Gesell- 
schaft als  deren  Bevollmächtigter  mit  allen  jenen  Befugnissen,  zu^ welchen 
nach  §.  1008  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  eine  besondefe, 
auf  die  Gattung  des  Geschäftes  lautende  Vollmacht  nothwendig  ist  Er 
ist  ausserdem  berechtiget,  zum  Zwecke  jener  im  §.  4  bezeichneten  Geschäfte, 
welche  solches  erfordern,  Gesellschaftsverträge  zu  errichten.  Ueberhanpt 
entscheidet  er  in  allen  Fällen ,  welche  nicht  ausdrücklich  der  General- Ver- 
sammlung vorbehalten,  oder  zu  Folge  dieser  Statuten,  oder  nach  der  Oe- 
schäfts-Ordnung,  der  Entscheidung  der  Direction  überlassen  sind. 

|.  43.  Der  Verwaltungsrath  ist  verpflichtet,  die  strenge  Beachtung 
der  Statuten  und  die  Geschäfts-Führung  der  Direction  und  der  Beamten 
EU  überwachen.  Er  muss  jährlich  wenigstens  zweimal  unter  Zuziehung 
eines  Directions-Mitgliedes  aussergewöhnliche  Cassen-Revisionen  durch  eines 
oder  mehrere  seiner  Mitglieder  vornehmen  lassen. 
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Die  Land-  und  Wasserstrasseo  dienten  bis  in  die 
neueste  Zeit  ausschliesslich  zur  Vermittlung  des  Verkehres; 

§.  44.  I>er  Verwaliongsrath  verflunmelt  sich  regelmässig  zweimal  in 
jedem  Monate,  anf  Einladung  des  Präsidenten  oder  dessen  Stellvertreters. 
AnsBergewöhnliche  Sitzungen  können  von  dem  Präsidenten^  so  oft  er  es 
noUdg  erachtet,  und  müssen  jedesmal  auf  Antrag  von  6  MitgUedem  des 
Verwaltangarathes  angeordnet  werden. 

$.  45.  Der  Verwaltnngsrath  wird  bestimmen,  über  welche  G^gen« 
stände  und  in  welcher  Art  die  Meinung  der  auswärtigen  Mitgliede)r  vor 
der  Beschlassfaasnng  einzuholen  ist 

§.  46  Zur  giltigen  Beschlussfbssung  des  Verwaltungsrathes  ist  ausser 
dem  Vorsitaenden  die  Anwesenheit  von  wenigstens  6  MitgUedem  desseibea 
nöthig.  Kein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  kann  mehr  als  Eine  Stimme 
führen.  '         . 

|.  47.  Der  Verwaltungsrath  fiisst  seine  Beschlüsse  in  der  Regel  mit 
absoluter  Stimmenmehrheit;  bei  gleichen  Stimmen  wird  jene  Meinung  «im 
Beschlüsse  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

§.  48.  Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  sind  Sitzung»- 
Ptotokolle  zu  führen.  Diese  Protokolle  sind  von  dem  Vorsitzenden  und 
allen  Stimmfuhrem  zu  unterzeichnen.  Die  in  Folge  der  Beschlüsse  nöthigen 
Ausfertigungen  des  Verwaltungsrathes  sind  von  dem  Vorsitzenden  und 
«inem  Mitgliede  zu  unterzeichnen. 

§.  49.  Der  Verwaltungsrath  kann  einen  Theil  seiner  Vollmachten 
duYch  eine  specielle  Ermächtigung  einem  oder  mehreren  seiner  Mitglieder 
t^  einen  besondem  Zweck  auf  eine  beschränkte  Zeit  übertragen. 

8.  50.  Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  Anweseuheits- 
marken,  deren  Werth  durch  die  General -Versammlung  bestimmt  werden 
^nrd.  Üeberdiess  geniessen  sie  den  im  §.  56  bestimmten  GewinnantheiU 
§.  51.  Den  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  erwächst  aus  ihrer 
Amtsführung  keine  persönliche  Haftung  hinsichtlich  der  Verbindlichkeiten 
der  QesellschafL  Jedoch  sind  bei  BesciUüssen  und  Handlungen ,  welche 
die  Gränzen  der  Vollmacht  des  Verwaltungsrathes  überschreiten,  der  Ge- 
MUsehaft  jene  Mitglieder  verantwortlich,  welche  sie  veranlasst,  unternom- 
men oder  bei  denselben  mitgi*wirkt  haben. 

C.  Direction, 
f.  52.  Die  Direction  besteht  aus  drei  Directoreu,  aus  welchen  der 
Verwaltungsrath  den  Hauptdirector  wählt  Zu  Directoreu  können  sowohl 
hüönder  wie  au£h  Ausländer  ernannt  werden.  Die  Ernennung  derselben 
^i^gt  durch  den  Verwaltungsrath;  dieselbe  bedarf  jedoch  der  Genehmi- 
^oag  der  Staatsverwaltung.  Der  Verwaltungsrath  bestimmt  deren  PQich- 
^1  Befugnisse  und  Bezüge,  und  kann  auch  die  Entlassung  derselben 
v«il&geii.  Diie  Directoreu.  wohnen  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes 
°üt  berathender  Stimme  bei.    Sie  allein  sind  mit  der  Aasführung  der  Be- 
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Wfthrend  die  Wasserstnussen  an  den  durch  die  Natur  tot- 
geseichneteo  Lauf  der  Flüsse  und  die  in  dieselben   einai&ii- 

8chltl80e  des  YerwaltangtraÜMB  betraut  Sie  stefaeo  alleo  Beamten  and 
Dienern  der  Gesellschaft  vor,  and  beantragen  bei  dem  Verwaltnagaratie 
deite  Ernennung  und  Absetzung^  sowie  deren  Besüge. 

|.  53.  Im  Falle  der  Verhinderung  oder  Abwescsiheit  eines  Bireeloni 
wird  dessen  Amt  durch  einen  vom  Verwaltungsrathe  au  beBtimmmdea 
Stellvertreter  versehen. 

|.  54.  Die  Gesellschafts-Firma  wird  gemeinschaftlich  von  einem  Ver^ 
waltungsrathe  und  von  einem  Director  geführt  Für  eimelne  Gesdiills» 
zweige  kann  durch  Beschluss  des  Verwaltungsrathes  die  Fimta-ZfltdmBng 
auch  an  einen  oder  mehrere  Beamte  der  GeseUsehaft  übertragen  werden, 
in  welchem  Falle  die  ertheilte  Procura  gehörig  zu  protokolliren  U^ 
Fünfter  Titel.     Von  der  Geschäflsffihrung. 

§.  55.  Das  Geschäftsjahr  der  Credits- Anstalt  beginnt  am  1.  Januar 
und  endet  am  31.  Deoember.  Das  erste  Geechäft^ahr  wird  jedoch  dm 
Zeitraum  zwischen  dem  Tage,  an  welchem  dieses  Statut  die  Ailerhöchsle 
Genehmigung  erhält,  und  dem  31.  Deoember  1856,  begreifen.  Am  Ende 
eines  Jeden  Geschäftsjahres  wird  durch  die  Direction  ein  allgemeines  In- 
ventar der  Activa  und  Passiva  der  Gesellschaft  aufgestellt,  und  die  BilaDS 
gezogen.  Es  ist  Jedoch  auch  am  Ende  eines  jeden  Semesters  eine  vor- 
läufige Uebersicht  des  Standes  der  Gesellschaft  durch  die  Direi^ion  aufim- 
stellen.  Der  Verwaltungsrath  regelt  die  Rechnungen,  legt  sie  dem  durch 
die  General- Versammlung  ernannten  Revisions-Ansschosse  vor,  and  unter- 
zieht sie  den  Beschlüssen  der  General- Versammlung,  welche  die  Rechnungen 
genehmiget  oder  verwirft,  und  die  Dividende  bestimmt 

§.  56.  Der  Gevdnn  der  Anstalt  besteht  aus  den  Rainerträgnissen  nadi 
Abzug  aller  Unkosten.  Aus  dem  Gewinne  werden  vor  Allem  fünf  Pcnent 
auf  das  eingezahlte  Grundcapital  an  die  Aciionäre  vertheilt  Nadi  Abzug 
des  obigen  Betrages  werden  von  dem  übrigen  Gewinne  wenigstens  5  und 
höchstens  20  Peroent  in  den  Reserve -Fond  einbezogen.  Der  dann  noch 
verbleibende  Gewinn  wird  vertheilt,  wie  folgt:  10  Peroent  erhalten  die 
Mitglieder  des  Verwaltungsrathes.  Ueber  die  Art  der  Vertheilnng  der^ 
selben  unter  seine  einzelnen  Mitglieder  entscheidet  über  Antrag  des  Firäsi- 
denten  der  Verwaltungsrath.  10  Peroent  werden  dazu  verwendet,  den 
Directoren  und  verdienstlichBten  Beamten  einen  Mitgennss  an  den  Resul- 
taten zu  gewähren,  zu  welchem  sie  mitgewirkt  haben,  dann  zn  Remu- 
nerationen und  Unterstützungen  an  die  übrigen  Beamten  und  an  die  Dianer 
der  Anstalt.  80  Peroent  werden  an  die  Actionäre  als  Dividende  vertheilt 
Die  Auszahlung  der  Dividende  findet  Jährlich  am  1.  Juli  Statt  Jedoch 
darf  der  Verwaltungsrath,  nachdem  er  von  den  Resultaten  des  abgelaufen« 
Jahres  hinreichende  Kenntniss  erlaugt  hat,  den  Actionären  an  jedem  1,  Ja- 
nuar eine  Abschlagszahlung  verabfolgen  lassen. 
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denden  Canäle  gebunden  «bleiben,  verbreitet  sich  das  NeU 
der  Landstraaten  Qber  das  Gesamniigebiel  des  Reiches.    Sie 

§.  57.  IMvideodfn.)  wdehe  nicht  biimen  5  Jahran  ii«ch  dem  Tage, 
SB  weichend  sie  lahlbar  waren,  erhoben  werden,  sind  der  Gesellschaft 
verfiülen. 

f.  58.  Die  Credita-Anstolt  gründet  einen  Reeerve-Fond,  welcher  darch 
die  im  §.  56  beieiehneten  Zuflüsse  allmählich  bis  aar  Höhe  yqn  20  Per- 
cent des  Nominal -Betrages  der  emittirten  Actien  anwachsen  kann.  Der 
Reserve-Fond  bleibt  ein  Eigen thnm  der  Anstalt  und  sämmtlicher  Actionärä, 
nikd  wird  sn  den  statateomissigen  Geschäften  verwendet,  ohne  dass  eine 
Sünsenvergütnng  dalTür  stattfindet 

I.  59.  Hat  der  Reserve-Fond  die  im  f.  68  bezeichnete  Hohe  erreich^ 
so  h6r«n  die  im  §.  56  ihm  angewiesenen  Bezüge  auf.  Wenn  in  irgend 
einem  Jahre  die  Reinerträgnisse  der  Anstalt  nicht  hinreichen  sollten,  am 
5  Pereent  Zinsen  anf  das  einbeaahlte  Actien -Capital  daraus  su  vergüten, 
SD  wird  das  «n  dem  Betrage  dieser  5  Peroent  fehlende  aas  dem  Reserve- 
VMide  eigmnzt,  insofeme  dessen  Bestand  daza  hinreicht  8iokt  der  Re- 
serve-Fond unter  die  im  |.  68  bestimmte  Höhe  herab,  so  beginnen  die  im 
|.  66  ihm  angewiesenen  Bezüge  von  Neuem. 

C«  60.    Streitigkeiten  aus  dem  Gesellsehafts- Verbände  zwischen  der 

Qesellsch^  und  einzelnen  Actionären ,  oder  zwischen  der  Gesellschaft  und 

ten  Yerwaltnngsrathe,  oder  zwischen  einzelnen  Mitgliedern  desselben, 

abd  doreh  ein  Schiedsgericht  in  Wien  zu  entscheiden.    Zu  diesem  Ende 

wählt  in  solchem  Falle  jeder  Theil  zwei  Schiedsrichter,  die  einen  Fünften 

ab  Obmann   benennen.    Jeder  Theil  ist  verpflichtet,  seinen  Gegner  von 

der  von  ihm  getrolfenen  Wahl  mittelst  gerichtlichen  oder  Notariats -Actes 

verständigen  zu  lassen.    ErfoJgt  von  Seite  des  Gegners  binnen  14  Tagen 

nach  erhaltener  Verständigung  keine  Anzeige  der   vcm  ihm   gewählten 

flchiedsriehter^   so   haben    die    vom   klagenden    Theile   gewählten    zwei 

Schiedsrichter  sofort  einen  Obmann  zu  wählen,  und  zum  Schiedsrichter- 

hdien  Spruche  zu  schreiien.    Falls  sich  die  gewählten  Schiedsrichter  über 

die  Person  des  Obmanns  nicht  vereinigen  können,  entscheidet  hierüber 

das  Looe.    Gegen  die  Entscheidung  des  Schiedsgerichtes  findet  keine  Be- 

nfteng  Statt 

Sechster  Titel.  Besondere  Vorrechte  der  Credits-Anstalt 
§.  61.  Die  GeseBsciiaft  «führt  den  kaiserlichen  Adler  mit  der  Um- 
Khrift:  „k.  k.  privilegirte  österreichische  Credits-Anstalt  für  Handel  und 
^siverbe'*  und  untersteht  als  Geklagte  ia  allen  Streitsachen,  in  welchen 
nicht  die  Ooropetenz  eines  besonderen  Real-  oder  Causal- Gerichtsstandes 
^gründet  ist,  dem  Handelsgerichte  zu  Wien. 

|u  fit  Die  Afloortisirung  von  in  Verlust  gerathenen  Actien,  Interims- 
Bc^BBMQ,  OMigatiomm  und  sonstigen  Urkunden  der  Credits-Anstalt  oder 
i^urer  Filialen,  muss  ebenfalls  bei  dem  Haodeligerichte  in  Wien  angesucht 
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erhalten  eben  dort,  wo  die  Natur  ihnen  die  meisten  Hemm- 
nisse entgegenstellt,  ihre  vorzugsweise  Wichtigkeit,  indem 

werden.  DaBaelbe  verführt  hierbei  nach  den  fiir  die  AmortiBiraDg  dffent- 
licher  Staatopapiere  bestehenden  Vorschriften. 

§.  63.  Die  Verfälschung^  sowie  die  Nachahmung  der  von  derCrediti- 
Anstalt  ausgestellten  Urkunden  von  was  immer  fttr  einer  Art^  wird  mit 
den  gegen  die  Verfälschung  oder  Nachahmung  öfientlicher  Urkunden  tal- 
gesetzten Strafen  geahndet 

§.  64  Alle  Urkunden,  welche  von  der  Credits- Anstalt  in  den  t§.  4 
und  5  aufgeführten  Geschäften  aufgestellt  werden,  mit.  Ausnahme  dar 
Actien,  Wechsel  und  verzinslichen  Schuldverschreibungen,  dann  der  Vcr- 
irllge  über  unbewegliches  Vermögen,  geniessen  die  Freiheit  von  den  im 
Allerhöchsten  Patente  vom  9.  Februar  1850  vorgeschriebenen  Gebühren. 

§.  65.  Alle  gerichtlichen  Verständigungen,  insbesondere  alle  Verbote 
auf  die  bei  der  Anstalt  für  Rechnung  Dritter  erliegenden  Gklder  oder 
fifiTecten,  oder  sonstigen  gerichtlichen  Aufträge,  müssen  der  Oedita-Aft* 
Btalt  zu  Händen -der  Direction  durch  das  Handelsgericht  in  Wien  zogesteUt 
werden ,  widrigenfalls  sie  dieselben  nicht  anzunehmen  verpflichtet  ist.  Die 
Credits- Anstalt  kann  in  solchem  Falle  die  von  dem  Verbote  getroffenea 
Gelder  oder  Effecten  bei  dem  Handelsgerichte  in  Wien  erlegen,  oder 
während  der  Dauer  des  Verbotes  zurückbehalten.  Insofieme  wührend 
dieser  Zeit  von  der  Credits-Anstalt  eine  Zahlung  des  mit  Verbot  belegten 
Betrages  zu  leisten  wäre,  ist  dieselbe  zur  Vergütung  von  Zinsen  nicht 
verbunden. 

§.  66.  Die  österreichische  Credits-Anstalt  ist  berechtigt,  sich  ans  den- 
jenigen Geldern,  Effecten  oder  sonstigen  Werthsg^genständen,  welche  ihr 
von  dem  Schuldner  oder  für  denselben  zu  ihrer  Sicherheit  übefigeben 
worden  sind,  oder  in  deren  Inhabung  sie  durch  ein  ihr  statatenmässig 
zustehendes  Geschäft  gekommen  ist,  vor  allen  anderen  Gläubigem  zahl- 
haft zu  machen,  ohne  hierzu  die  gerichtliche  Hilfe  ansuchen  zu  müasen. 
Nur  bei  jenen  Effecten,  die  von  dem  börsenmässigen  Verkehre  ausge- 
schlossen sind ,  hat  sie  die  Versteigerung  bei  dem  HandeLsgerichte  in  Wien 
anzusuchen.  Dieselbe  muss  der  Credits-Anstalt  gegen  Vorlegung  eines 
Ausweises  über  den  ziffermässigen  Betrag  ihrer  Forderung  sofort  bewilliget, 
und  bei  einem  einzigen  anzuberaumenden  Termine  vorgenommen  werden. 
Börsenmässige  Effecten  lässt  die  Credits-Anstalt  in  sdchem  Falle  durch 
einen  beeideten  Börse-Sensal  an  der  Börse  zu  Wien  verkaufen. 

§.  67.  Die  Gesellschaft  kann  in  der  Geltendmachung  ihrer  Ansprüche 
auf  die  im  §.  66  erwähnten  Gegenstände  weder  durch  den  T6d  desSchnld- 
ners  oder  des  Eigenthümers,  noch  durch  die  Eröffnung  des  Coneorses  über 
das  Vermögen  eines  derselben  gehindert  werden.  Sie  ist  bloss  verpflichtet, 
den  nach  BefHedigung  ihrer  Forderung  erübrigten  Betrag  an  die  Verlatien- 
schafts-  oder  Concurs-Hasse  zn  erfdgen. 
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«ie  die  durch  Gebirge  getrennten  Landestheile  dem  gegensei- 
tigen Verkehre  eröffnen.    Oesterreich,  als  das  umfassendste 

§.  68.  Selbst  fHiher  erworbene  Rechte  dritter  Personen  auf  die  von 
dem  Schuldner  oder  f&r  denselben  der  Credits -Anstalt  zn  ihrer  Sicher- 
steiliiDg  öbergobenen  Gegenstände,  gehen  den  Ansprüchen  derselben  nur 
dann  Tor ,  wenn  jene  früheren  Rechte  ihr  schon  bei  der  Uebergabe  bekannt, 
oder  doch  für  sie  unzweifelhaft  erkennbar  gewesen  sind. 

Siebenter  Titel.  Auflösung  der  Gesellschaft. 
;§.  69.  IMe  Anstalt  hat  sich  anfiEulösen,  bei  Ablauf  der  im  (.  3  fest- 
gesetzten Dauer  von  90  Jahren,  wenn  nicht  eine  Verlängerung  derselben 
in  der  in  dem  letzt  vorhergehenden  Jahre  abzuhaltenden  General- Ver- 
sammlung besdilossen.  und  von  der  hohen  Staatsverwaltung  bewil- 
figet  wird. 

§.  70.  Die  Gesellschaft  kann  sich  vor  Ablauf  der  im  (.  3  festgesetztes 
Dauer  auflösen ,  wenn  I.  der  Antrag  zur  Auflösung  von  dem  Verwaltungs- 
rathe  oder  von  einer  Anzahl  Actionäre,  welche  den  Besitz  von  wenigstens 
der  Halfle  der  Actien  ausweisen  müssen ,  gestellt  wird ,  oder  n.  wenn  laut 
einer  endgiltig  festgestellten.  BUaflz  der  Reserve -Fond  und  die  Hälfte  des 
Qrundcapitales  verloren  sein  sollten.  In  der  in  beiden  Fällen  -eljazuberu- 
fenden  General -Versammlung  muss  wenigstens  ein  Dritttheil  der  Actien 
vertreten  sein,  und  die  Auflösung  durch  eine  Mehrheit  vou  zwei  Dritt- 
Üieileii  der  Stammen  beschlossen  werden. 

§.  71. .  Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  werden  von  der  Ge- 
neral-Versammlung  fünf,  nicht  zum  Verwaltungsrathe  gehörige  stimm- 
fthige  ActioDfire,  und  vier  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  zu  Liquida^ 
toren  gewählt.  Diese  haben  die  Liquidation  unverzüglich  au  beginnen 
vnd  durchzuführen ,  und  der  nächsten  General* Versammlung  über  den  Ab* 
Khloss  der  Geschäfte  und  über  die  weiteren  Modalitäten  der  Auflösung 
Bericht  zu  erstatten.  Mit  der  Ernennung  der  Liquidatoren  hört  die  Wirk* 
aamkeit  des  Verwaltungsrathes  auf. 

S.  72w  Bei  der  Auflösuttjg  ist  das  gesammte  Bigenthum  der  Anstalt 
in  baara  €teld  umzusetzen,  sämmtliche  fremde  BaarschafI  hinauszuzahlen, 
^  Kosten  und  Rechnungen  zn  begleichen,  endlich  der  erübrigte  Betrag 
onter  die  GeeellschaftsgUeder,  nach  dem  Verhältnisse  der  Actien,  gleich- 
iBiMig  zu  yertheilen.  eilten  bei  der  Auflösung  Streitigkeiten  sich  ergeben, 
•«>  smd  dieselben  auf  die  im  (.  60  vorgeschriebene  Weise  schiedsrichterlich 
-zu  entscheiden. 

Achter  Titel.    Oberaufsicht  der  Staatsverwaltung. 
§.  73.    Die  Staatsverwaltung  übt  die  fortwährende  Aufsicht  über  die 
8«UQe  Beobachtung  der  Statuten  und  über  die  Einhaltung  der  dem  Ge- 
Khaftsbetriebe  der  Credits-Anstait  gezogenen  Qränzen,  durch  den  von  ihr 
finsimteu  landesfürsüichen  Commissär. 

9.  74.    Der  landesfürsliche  Commissär  ist  berechtiget,  in  die 
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Gebiigslaad  IGttel-Earopa's,  war  insbesondere  auch  ange- 
wiesen, durch  Anlegung  von  Strassen  seine  ProTinsen  ans 
ihrer  natürlichen  Isolirang  emporzuheben  und  der  Handels- 
strömung zu  erschliessen.  Die  Regierung  erkannte  firQhzettig 
dieses  Bedürftaiss  und  war  schon  unter  Karl  VI.  darauf  be- 
dacht,  in  den  Hauptrichtiingen ,  namentlich  zur  Verbindung 
mit  der  SeekOste,  Strassen  zu  erbauen.  Dank  diesen  dordi 
anderthalb  Jahrhunderte  mit  sehr  namhaftem  AuArande  fort- 
gesetzten Betrebungen  Ferbreitete  sich  das  Strassennetz  in 
den  (nicbtungrischen)  Eronl&ndem  nach  allen  Bichtungeo 
und  es  gibt  kaum  einen  nur  ii^end  bedeutenden  Landestheil, 
welcher  nicht  mit  dem  allgemdnen  Strassennetze  in  V^bin- 
dung  stände;  insbesondere  hat  Oesterreich  die  grossartigsteo 
Oebii^sstrassen  aufzuweisen ,  welche,  die  Alpen  übersteigend, 
Deutschland  mit  Ober^Italien  und  der  Küste  des  adriatischen 
Meeres  in  Verbindung  setzen. 

D\ese  Strassen  sind  jedoch  in  den  einzelnen  Kronländeni 
▼on  sehr  ungleicher  Beschaffenheit  Man  unterscheidet  Reichs-, 
Land-,  Bezirks-,  Gremeinde-  und  Privat -Strassen;  hier  wird 
bloss  von  den  für  den  Verkehr  wichtigsten  dieser  Verbin- 
dungswege, den  Reichsstrassen  ^  gehandelt  Aber  selbst  lelsi- 
tere  sind  bloss  in  der  Lombardie,  in  Venedig  and  in  Böhmen 

gpbsruDg  der  Anstalt,  in  die  bezüglichen  Rechnungen  and  AnderweitigCB 
Urkunden  Einsicht  lu  nefamen,  und  allen  Venammlungen,  soweit  er  es 
für  nothwendig  erachtet^  beizuwohnoi ;  er  ist  inabeeondere  Terpflichtet,  bd 
der  Qeneral-Venwunmlnng  anwesend  za  sein. 

f.  75.  Dem  landesfürstlichen  Gonunissär  steht  die  Befngniss  zn^ 
gegen  jeden  Beschluss  des  Verwaltnngsrathes  oder  der  General* Veraanm- 
lung,  durch  welchen  er  das  Interesse  des  Staates,  oder  die  Statuten  tw- 
' letzt  oder  übersehritten  erachtet,  Einsprache  zu  thun.  Üeber  die  Aus- 
führung eines  solchen  Beschlusses  ist  die  höhere  Entscheidung  einzuholen, 
und  es  bleibt  erstere  aufgeschoben,  bis  diese  Entscheidung  erfolgt 

§.  76.  In  aUen  Gegenständen,  bei  weichen  die  Mitwirkung  der  Staslt- 
Verwaltung  oder  die  Allerhöchste  Genehmigung  erforderlich  ist,  hat  die 
Credits-Anstalt  dessfalls  unmittelbar  bei  dem  Finanz -Ministerium  einza- 
schrsiten. 
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gronsentheila  clmofiato^inässig,  d.  i.  mit  solider  Slelngnind* 
lage^  eiDem  über  das  Terrain  erhobenen  Niveau ,  Banketten 
mxi  Waflserabflnss-Orftben  rersdien  und  mit  einer  höchstens 
4  Zoll  anf  die  Lftngenklafter  betragenden  Steigung  angelegt. 
Iif  den  flbrigen  Eronlftndern  entsprechen  zwar  auch  die  in 
neaester  Zeit  erbauten  oder  verbesserten  Reichsstrassen  stren- 
geren Anforderungen ,  während  die  aus  früherer  Zeit  herrüh- 
renden den   Charakter    von  Landwegen,   welche  mit  einer 
stärkeren  oder  schwftch^«n  Schotterlage  ausgestattet  wurden, 
beibehielten.    Diese  Verschiedenheit  ging  aus  mannigfaltigen 
Local- Verhältnissen  hervor.     In  d^i  Gtebirgsgegenden  von 
Steiermark,  Eämthen  und  Krain  ziehen  die  Strassen  durch 
enge,  schattige  Tbäler,  Hohlwegen  ähnlich,   sind   grossem 
klimatischem  Wechsel  ausgesetzt,  erfordern  viele  Kunst- Ob- 
jecte  und  haben  in  den  Kalkgebirgen  ein  schlechtes  Material 
«ir  Verwendung.    Nicht  viel  besser  gestalten  sich  die  Ver- 
hältnisse in  Salzburg ,  in  Oesterreich  ob  und  unter  der  Enns, 
in  welchem  letzteren  Lande  noch  die  ausserordentlich  starke 
Frequenz  in  der  Nähe  der  Residenz  die  Erhaltung  bedeutend 
kostspieliger  macht   In  Galizien  endlich ,  welchem  Lande  es 
bei  seiner  Einverleibung  fast  gänzlich  an  Strassen  gebrach, 
mussten  Strassenzüge  in  der  grössten  Ausdehnung  angelegt 
werden,  wobei  man  nur  das  nächste  Bedürftiiss  eines  bal- 
digen Ausbaues  im  Auge  behalten  konnte.    Andern  Theiles 
wirkten  selbst  ethnographische  Verhältnisse  auf  diese  Ver- 
schiedenheit ein,  indem  die  Bewohner  der   lombardischen, 
venezianischen  und  Tiroler  Oebii^gegenden  eine  ausgezeich- 
nete Geschicklichkeit  fOr  Stein-,  Mauer-  und  überhaupt  für 
Strasse- Arbeiten  besitzen,  während  in  Böhmen  (dessen  so- 
genannte „Teichgräber^  im  ganzen  Reiche  Verwendung  fin- 
den) die  Bewohner,  insbesondere  des  czechischen  Landes- 
theiles,  für  die  Ausführung  von  Erd-  und  Damm -Arbeiten 
vorzugsweise  geeignet  sind. 

Bei    dem    Vorhandensein    eines    bereits    ausgebildeten 
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Slrassennetees  in  den  Kionländern,  mit  Ausnahme  der  ehe^ 
uials  ungrischen  Länder,  hatte  die  Regierung  während  der 
Jahre  1848  bis  1855  zunächst  die  Aufgabe,  die  bestehenden 
durch  die  MiUtfir-Transporte  in  höheren  Anspruch  genomme- 
nen StrassOQ  in  gutem  Stande  zu  erhalten,  oder  zu  ver- 
bessern, die  ungünstig  gelegten  oder  yerwahrlosten  Sirecken 
umzubauen,  die  durch  Elementar -Ereignisse  zerstörten  nea 
au&uführen  und  die  mangelhaft  construirten  oder  besdiädig- 
ten  Brücken  in  soliderem  Stande  herzustellen,  wie  auch  neue 
zu  erbauen.  Diess  geschah  namentlich  in  Sedzhui^,  wo  die 
früher  ungenügenden  Strassen  in  die  besten  umgewandelt 
wurden.  Aber  auch  Neubauten*  fanden  auf  grossen  Strecken 
Statt,  wie  in  Böhmen  die  wichtige  Riesengebirgs- Strasse 
«eben  mehreren  andirn  Strecken ,  in  Salzburg  die  Strasse  an 
der  Münduüg  des  Piuzgauäs,  welche  die  Vetrbindung  mit 
Tirol  henStellt,  die  grosse  Gebirgsstrasse  in  Tirol,  welche 
über  den  Tonale  nach  der  Lombardie  fl\hrt,  mit  der  Vel^ 
längerung  derselben  in  letzterem  Eronlande  überEdolo  und 
den  Aprica-Pass  nach  dem  VelÜin,  zum  künftigen  Ersätze  für  die 
allzusehr  den  zerstörenden  klimatischen  Einwirkungen  ausg& 
setzte  Stilfser  Strasse.  Die  wichtigste  Vorkehrung  jedoch  be- 
stand in  der  Entwerfung  eines  Systems  der  Strasseneinthei- 
lung,  indem  die  wichtigsten  Strassenlinien ,  welche  die  Eron- 
lands-Hauptstftdte  mit  einander  und  mit  der  Residenz  ver 
•binden,  welche  sich  an  die  auswärtigen  Strassenzüge  an- 
knüpfen oder  sonst  für  den  Verkehr  von  hervorragender  Be- 
deutung sind,  als  Reichs -Strassen  erklärt  wurden,  deren 
'Ausbau  und  Erhaltung  unter  der  unmittelbaren  Ueberwa- 
chung  und  Leitung  des  Ministeriums  für  Handel,  Grewerbe 
und  öffentliche  Bauten  steht  und  aus  dessen  Dotation  bestrit- 
ten ¥rird.  Hierdurch  wird  nicht  nur  die  Einheit  und  gleich- 
massige  Behandlung  dieses  wichtigsten  Zweiges  der  öffent- 
lichen Bauten  gewährleistet,  sondern  auch  die  Höglichkdt 
geboten ,  bei  vorkommenden  Beschädigungen  oder  gänzlicher 


3J7 


Zeniörang  einzelner  Strecken '/ deren  Herstellung  mil;  dem 
Aufvirande  aller  erford^Iicheu  Mittel  schleunig  zu  bewerk-^ 
stelligen. 

In  einem  wesentlich  rerschiedenen  Zustande  befanden 
sich  die  Strassen  in  den  ehemals  ungrischen  Ländern,  als 
diese  unter    die  Central -Verwaltung  traten.    Bei  der  dort 
früher  bestandenen  Municipal-Verwaltung  war  die  Anlegung 
der  Strassen  eineEomitats-Angelegenheit;  jedes  Eomitat  baute 
und  verwaltete  die  Strassen,  ohne  irgend  einem  Plane  eines 
allgemeinen   Strassennetzes   zu   folgen,    ohne   Verpflichtung 
zur  Verständigung   mit   den   angränzenden  Eomitaton,  füc 
sich  mit  den  jeweilig  yerfügbaren  geringen  Mitteln,  worun* 
ier  die   Verpflichtung   der   Landwirthe   zur  unentgeltlichen 
Leistung  von   öffentlichen  Arbeiten   das   vorzüglichste  war. 
Desshalb  beschränkte  sich  die  Bestellung  der  Strassen  mit 
Schotter  auf  die  Linie  längs  der  Earpathen  in  Ungern  und 
auf  einige  Strassen  in  dem  Banate ,  Eroatien  und  Siebenbür- 
gen, wo  eben  das  Schotter-Material  vorhanden  war.   In  dem 
grössten.  Theile  dieser  Eronländer,  insbesondere  in  den  ausn 
gedehnten  Ebenen  Ungem's  und  des  Banätes  (mit  Ausnahme 
der  mit  sehr  guten  Strassen  versehenen  Militärgränze,  welche 
der  Central -MilitärT Verwaltung  unterstand),   bestanden  die 
Strassen  und  bestehen  zumeist  noch  in  einem  breiten  von 
swei   kleinen  Gräben   begränzten  Streifen   wüsten  Bodens, 
welcher  den   Fuhrwerken,    Viehtrieben    und  Menschen  als 
^eg  diente,  ohne  dass  an  demselben  irgend  ein  Bauwerk 
ausgeführt  und  erhalten  oder  sonst  eine  künstliche  Pflege 
angewendet  wurde.    Diese  Strassen,  auf  dem  blossen  natür- 
lichen Boden,  waren  zwar  im  Sommer  und  bei  trockener 
Witterung  practicabel,    im    Winter   aber   und   bei   nassem 
Wetter  gänzlich  unbenutzbar.    Die  Folge  davon  musste,  wie 
^klärlich,  sein,  dass  in  jenen  weiten  und  fruchtbaren  Oe- 
gendeu  der  Verkehr  während  eines  grossen  Theiles  des  Jahres 
gftnzlich  unterbrochen  war,   und    diese  Unterbrechung  des 
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Veriiehres  bildete  das  Haopthindernifls,  welches  dem  ökono- 
mischen Aufschwünge  der  von  der  Natur  mit  der  reichsten 
Fülle  ihrer  Oaben  gesegneten  Länder  im  Wege  stand,  die 
Bewohner  in  ArmuUi  erhielt  und  den  Anbau  des  Bodo» 
unmöglich  machte.  Nach  der  Unterordnung  dieser  Kronliii- 
der  unter  die  ^Gentral-Verwaltung  wurden  die  wichtigsten  der 
vorhandenen  Strassenlinien  in  einer  Länge  von  811  MeOeo 
ausgeschieden  und  in  Staatspflege  genommen.  Diese  Strassen 
bestanden  zum  grössten  Theile  in  Landwegen,  deren  Instand- 
setaung  und  Erhaltung  wc^pen  der  bedeutenden  Entfernung, 
aus  welcher  das  hierzu  erforderliche  Material  bezogen  wer 
den  muss,  sehr  schwierig  und  kostspielig  ist,  wie  es  denn 
z.  B.  im  Oedenburger  und  Orosswardeiner  Verwaltungs- Ge- 
biete Oegenden  gibt,  wo  die  Strassenanlage  mit  Beschotte- 
rung in  der  Länge  einer  Meile  einen  Aufwand  von  200.000 
bis  300.000  fl.  erfordert  Um  mit  der  gebotenen  Besdilen* 
nigung  den  Zustand  der  Strassen  zu  verbessern,  wurde  die 
frühere  Verpflichtung  der  Gemeinden ,  sich  an  den  Strassen- 
arbeiten  zu  betheiligen,  mit  einigen  Modificationen  in  Un- 
gern, dem  Banate  und  Siebenbürgen  aufrecht  erhalten,  weil 
ohne  dieselbe  nicht  nur  ein  ganz  übermässiger  Aufwand 
veranlasst,  sondern  auch  die  Unmöglichkeit  herbdgefllhit 
worden  wäre,  die  erforderlichen  Arbeitskräfte  herbeizuschaffen. 
Mit  dieser  Unterstützung  und  einer  aus  dem  Reichsschatie 
dargebotenen  sehr  bedeutenden  Dotation  gelang  es  binnen 
kurzer  Zeit,  die  Strassen,  welche  die  Hauptverbindungs-Ii- 
nien  in  Ungern  bilden,  in  einen  zu  allen  Zeiten  ftthrbaren 
Stand  zu  versetzen,  und  im  Banate  neben  der  Wiederher 
Stellung  der  bestandenen,  aber  in  der  Eriegs-Epoche  veifiü- 
lenen  Strassenlinien  zwei  neue  wichtige  Strassenzüge  von 
Temesvär  nach  Szegedin  und  nach  Wenschetz  in  Angriff  zn 
nehmen  und  mindestens  zum  Theile  auszubauen.  Die  Strassen 
Siebenbüi^en's,  grössten theils  ohne  Orundbau  ausgeführt, 
waren  zu  den  schlechtesten  Landwegen  herabgesunken,  da 
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sie  fttther  nor  nothdQrftig  eihalten  worden,  während  der 
BeTolation  aber  für  ihre  Conservirung  gar  nichts  geschah. 
An  eimelnen  Strecken  war  die  Verwahrlosnng  so  weit  vor- 
gesehritten,  dass  jede  Bpur  der  B^^nznng  der  Fahrbahn 
▼erloren  ging.  Für  die  Sicherheit  war  weder  bei  den  höhe- 
reo  Däaimen,  noch  bei  den  steilen  Bergstrecken  mit  Ab- 
gründen zur  Seite,  noch  bei  den  Flössen,  an  deren  Ufern 
die  Strassen  hinziehen,  Sorge  getragen.  In  diesem  Znstande 
der  Strassen  ging  während  der  vier  Jahre  von  1850  bis  1853 
eine  so  totale  Veränderung  vor  sich,  dass  es  dafür  in  der 
Geschichte  kaum  ein  Beispiel  geben  dürfte.  Auf  die  dort 
ausgeschiedenen  Staats-Strassen  in  der  Länge  ron  173V,  Meile 
wurden  von  den  Gemeinden  nicht  weniger  als  47,221.812  Eu- 
bik-Fu8S  Schotter,  d.  i.  68  Kubik-Fuss  auf  jede  Längenklafter 
der  Strasse,  beigestellt;  diese  Schottermenge  kostete  dem 
Staate  nur  6.921  fl.  und  wurde  dasu  benutzt,  neben  der 
Fahrbahn-Conservirung  der  173  >4  Meile  langen  Reichsstrassen 
auch  einen  grossen  Theil  ihrer  Grundlage  zu  verbessern, 
oder  eine  neue  zu  bilden,  wo  dieselbe  fehlte.  Femer  wur- 
den insbesondere  in  Folge  der  Elementar-Ereignisse  des  Som- 
mers 1851 ,  welche  im  südlichen  Theile  Siebenbürgen's  über 
huDdert  Brücken  zerstörten ,  bedeutende  Reconstructionen  und 
Verbesserungen  durch  das  Zusammenwirken  der  Staatsver- 
waltung  und  der  Gemeinden  vorgenommen.  Ueber  die  drei 
wichtigsten  Pässe,  welche  Siebenbüi^n  mit  der  Moldau  und 
der  Walachei  verbinden,  am  Ojtoz,  Ehredjal  und  Rothenthurm, 
von  welchen  die  zwei  ersten  im  Winter  gar  nicht  und  im 
Sommer  nur  mit  Saumthieren,  der  dritte  kaum  mit  Wagen 
zu  passii-en  waren ,  wurden  mit  grossem  Eostenaufwande  vom 
Staate  neue  und  bequeme  Strassen  angelegt  und  grOssten- 
tbeils  vollendet,  und  endlich  die  gef&hrlichsten  und  beschwer- 
lichsten Strecken  der  Haupt- Strassen  Verbindungen,  welche 
mit  8  bis  18  Zoll  Steigung  auf  eine  Klafter  behaftet  waren, 
umgel^  und  bequem  hergestellt,  durch  welche  (ebenfkdis 
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von  der  Regierang  in  Verbindung  mit  den  OemeiDdeD  be- 
werkstelligte) radicale  Verbesserungen,  an  der  Stelle  der 
früher  gef&hrlieben  und  unwegsamen,  yortr^Fliche  StrasseD 
in  einer  Länge  von  19  Meilen  ausgeführt  worden  sind.  Audi 
in  Siebenbürgen  ist  eines  ethnographisehen  Umstandes  m 
erwähnen,  welcher  zur  Förderung  der  Strassenarbeiten  we^ 
sentlich  beitrug.  Als  die  Arbeiten  am  Pre^jal-Passe  began- 
nen, war  der  Mangel  geübter  Strassenarbeiter,  namenfhdi 
flUr  das  Stein-  und  Mauerwerk ,  sowie  die  schlechte  Beschaf- 
fenheit der  landesüblichen  Werkzeuge  sehr  hinderlich.  Die- 
sem Mangel  ward  dadurch  abgeholfen ,  dass  man  Ob^  den 
Antrag  des  thätigen  Baudirectors  Menapace  eine  Oolonie 
gewandter  Arbeiter  aus  Süd-Tirol  herbeizog,  welche  duidi 
ihre  persönliche  Verwendung  und  durch  die  Unterweisong 
der  einheimischen  Arbeiter,  sowie  durch  die  Anfertigaiig 
vollkommenerer  Werkzeuge,  sowohl  ftlr  den  Ausbau  jener 
Strasse  als  für  die  Verbesserung  des  Strassenbaues  in  jenem 
Lande  überhaupt  sehr  gedeihlich  wirkten.  Am  schleditesten 
ist  es  mit  dem  Strassenwesen  noch  in  Kroatien  und  Slayo- 
nien  bestellt;  das  Strassen-System  dieser  beiden  Eronländer 
steht  noch  in  keinem  Zusamnienhange,  in  Kroatien  ist  das 
Material  sehr  kostspielig,  in  Slavonien  theilweise  gar  nicht 
yorhanden ,  und  da  die  Arbeitspflicht  der  Gemeinden  nicht 
mehr  besteht,  so  mangelt  es  in  jenem  dünn  bevölkerteir 
Lande  an  Arbeitskräften.  Nur  durch  die  bereits  eingeleitete 
Wiederaufnahme  der  öffentlichen  Arbeitsleistung  von  Seite 
der  Gemeinden  wird  es  ausführbar,  daselbst  die  so  drin- 
gend nothwendigen  Verbesserungen  und  Vermehrungen  der 
Strassen  herbeizuführen. 

Die  österreichische  Monarchie  ist  durch  die  natürliche 
Anlage  für  Wassetverbindungen  mehr  als  irgend  ein     ' 
anderer  Staat  des  europäischen  Continentes  begünstigt  Ihre 
Lage  in  der  Mitte  dieses  Continentes  hat  zur  Folge,  dass  sie  V 
sich  über  die  verschiedensten  Flussbecken  von  Europa  erstreckt,    \ 
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wie  dens  ihr  Gebiet  mittelst  der  Weichsel  (sammt  dem  San) 
und  der  Oder  mit  der  Ostsee,  mittelst  der  Elbe  (mit  der 
Moldau)  und  dem  Rheine  mit  der  Nordsee,  mittelst  des  Po, 
der  Etsch,  des  mit  diesen  und  anderen  Küsten  Aussen  ver- 
knüpften Sjstemes  schiffbarer  Canäle  im  lombardisch- vene- 
zianischen Königreiche,  des  Isonzo  und  der  Narenta  mit  dem 
zahlreiche  österreichische  Häfen  bespülenden  adriatisehen 
Heere,  durch  den  Dniester  (und  Dnjepr)  mit  dem  schwarzen 
Heere  in  unmittelbarer  Wasserverbindung  steht.  Besässe 
aber  auch  die  österreichische  Monarchie  alle  diese  Wasser- 
verbindungen nicht,  so  würde  die  gewaltige  Donau,  Eu- 
ropa^s  schönster  und  wichtigster  Strom,  welcher  das  Kaiser- 
reich in  dessen  ganzer  Breite  durchzieht,  mit  seinen  auf 
Hunderte  von  Heilen  der  SchiSfahrt  eröffneten  Nebenflüssen, 
Oesterreich  den  ersten  Rang  unter  den  Continental -Staaten 
Europa'*8  bezüglich  seiner  Anlage  für  den  Welthandel  an- 
weisen. Der  Werth  dieser  natürlichen  Anlage  wird  aber  um 
80  bedeutender  durch  den  Reichthum  der  Länder  Oester- 
reich's  an  landwirthschaftlichen  und  Mineral -Erzeugnissen, 
welche  zunächst  die  hiefür  ganz  besonders  geeigneten  Was- 
ser-Transporte in  schwunghaftem  Betriebe  erhalten. 

Neu-Oesterreich  hat  auch  in  dieser  Richtung  seine  Mis- 
sion erkannt,  denn  in  keinem  früheren  Zeitabschnitte  wurde 
so  Vieles  und  so  Bedeutendes  für  die  Verbesserung  der  Was- 
ser-Communicationen  geleistet,  als  in  den  letzten  sieben 
Jahren,  trotz  der  Ungunst  der  Verhältnisse,  welche  in  den 
ersten  Jahren  dieser  Periode  die  Entwicklung  der  materiellen 
Staatskräfte  lähmte.  Die  Erfolge  dieser  Thätigkeit  machten 
sich  nach  allen  Seiten  hin  fühlbar.  Abgesehen  von  der  Er- 
haltung so  vieler  natürlicher  und  künstlicher  Wasserwege 
und  der  daftlr  bestehenden  Ufer -Schutzbauten,  wurden  die 
letzteren  verbessert  und  erweitert  (bloss  in  den  sechs 
JjAaen  1850  bis  1855  erhielten  die  Schutzbauten  ohne  Einrech- 
^Miung  der  ausgedehnten  und  kostspieligen  Dammanlagen,  eine 

f  V.  Czoernig,  Oesterreich's  Neugestaltung.  21 
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VerläDgeruDg  von  130.300  Klaftern),  grossartige  Regoli- 
rungs-Bauten  begonnen  und  theilweise  durcbgeftlhrt  Die 
SchiSTahrt  auf  der  Weichsel  und  dem  San  ward  verbessert,  der 
Lauf  der  Elbe  und  Moldau  in  Durchführung  des  mit  den 
Elbe-Uferstaaten  bestehenden  Vertrages  vom  23.  Juni  1821 
und  13.  April  1844  auf  eine  bedeutende  Strecke  neu  reguliit 
und  zum  Theile  der  Schifffahrt  erst  eröffnet.  Die  obere  Adda 
wurde  durch  eine  neue  Hündung  in  den  Comer  See  geleitet, 
die  kurz  vorher  begonnene  grossartige  Regulirung  der  Brenta 
und  des  Bacchiglione  rasch  fortgeführt.  Der  grosse  Meeres- 
damm an  der  nördlichen  Seite  der  Mündung  des  Hafens  von 
Malamocco  in  den  Lagunen  von  Venedig  ward  vollendet  und 
jener  an  der  südlichen  Seite  desselben  begonnen,  dieRhede 
von  Fiume  durch  Anlegung  des  Meeresdammes  in  einen  sichern 
Hafen  verwandelt,  das  System  der  Hafendämme  in  Triest 
vervollständigt,  die  Regulirung  der  unteren  Drau  und  Save 

vorbereitet. 

Wichtiger  noch  als  die  bezeichneten  Neubauten  sind  die 
in  diese  Periode  fallenden  Regulirungs-Bauten  an  der  Etsch 
in  Tirol ,  an  der  Donau  in  Oesterreich  und  an  der  llieiss 
in  Ungern,  nebst  den  Canal-Bauten  in  der  Wojwodschaft 

Seit  einem  Jahrhunderte  hatte  man  die  Regulirung  der 
Etsch  in  Tirol  in  Anregung  gebracht,  um  das  fruchtbareThal- 
gelände  vor  den  häufigen  üeberschwemmungen  und  der  stei- 
genden Versumpfung  zu  bewahren.  Man  gelangte  jedoch  lange 
nicht  zur  Ausführung,  und  als  man  in  den  Jahren  1818  bis 
1826  die  ersten  Durchstiche  an  der  oberen*  Etsch  Tomahm, 
unterlagen  in  Folge  des  dadurch  beschleunigten  Plusslaufes 
die  Gemeinden  an  der  unteren  Etsch  noch  mehr  als  früher 
den  üeberschwemmungen.  Erst  im  Jahre  1845  wurde  von 
dem  tüchtigen  Hydrotechniker  Pasetti  ein  durchgreifendes 
Regulirungs-Project  ausgearbeitet,  dessen  Ausführung  bald 
darauf  begonnen,  jedoch  seinem  grösseren  Umfange  nach 
AP«t  in  den  Jahren  1850  bis  1865  zu  Ende  geführt  wurde. 
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Darch  dieses  in  technischer  IGnsicht  epochemachende  Un- 
iernehmen  wurde  mit- dem  Aufwände  von  einer  Million  Gul- 
den eine  Grundfläche  von  nahe  an  15  Millionen  Quadrat- 
Klafter  vor  der  Versumpfung  oder  zeitweiligen  üeberschwem- 
roungen  bewahrt,  letztere  Gefahr  auch  für  die  Stadt  Trient 
und  vier  andere  Ortschaften  beseitiget,  der  Flusslauf  abge- 
kürzt und  die  Schifffahrt  verbessert. 

'  Eine  so  gewaltige  Wassermasse  auch  der  Donau- Strom 
mit  sich  fUhrt,  so  bereitet  derselbe  in  seinem  oberen  Laufe 
der  Schifffahrt  sehr  bedeutende  Hindemisse ,  indem  der  Fluss 
an  einzelnen  Stellen  durch  Felsenriffe  beengt  wird  und  an 
anderen  durch  Ausöstung  in  viele  Seitenarme  sich  Untiefen, 
sowie  zeitweise  üeberschwemmungen  bilden ,  und  das  Fahr- 
wasser beständigem  Wechsel  unterliegt.     Das  langgefühlte 
Bedürfniss  einer  Verbesserung  seines  Laufes  erhielt  jedoch 
in  früheren  Zeiten  keine,  oder  nur  durch   örtliche  Vorkeh* 
rangen  und   stellenweise  Herstellung  nothdürftiger  Treppel- 
wege ungenügende  Abhilfe.    Erst  seit  dem  Jahre  1819  war 
man  darauf  bedacht,  die  Regulirung  der  Donau  durch  Fixi- 
rang  der  Ufer  und  Concentrirung  des  Stromes  im  Erzher- 
zogthume  Oesterreich  anzustreben;  doch  schwankte  man  in 
dem  Bauver&hren   und   erzielte  durch    vereinzelte  Bauten 
noch  keinen  bemerkenswerthen  Erfolg.    Seit  dem  Jahre  1830 
begannen  die  Regulinmgs- Bauten  an  der  Donau  und  dem 
Wiener  Donau -Canale  mit  Uferwerken  aus  Stein  an  Aus- 
dehnung zu  gewinnen;   doch  waren  nicht  alle,  meist  von 
localen  Bedürfnissen  hervorgerufene  Werke  dem  Zwecke  der 
Regulirung  entsprechend,  und  es  gebrach  an  einem  umfas- 
senden Systeme,   welches   nicht  nur  dem  augenblicklichen 
Bedürfnisse  genügte,  sondern  geeignet  gewesen  wäre,  Be- 
schädigungen durch  angemessene  Bauten  im   Vorhinein  zu 
verhindern,  die  Natur  des  Flusses  und  dessen  eigene  Kräfte 
zurR^ulirung  zu  benützen.    Ein  solches,  vonPasetti  entwor- 
fenes System  wurde  erst  mit  dem  Jahre  1850  angenommen 
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und  damit  eine  bessere  Methode  sowohl  im  technischen  als 
im  administratiren '  Verftihren  rerbmiden.  In  Folge  dieses 
Planes  wird  die  Ausführung  der  Donau-Bauten  auf  eine  Reihe 
von  Jahren  vorhinein  in  Pacht  gegeben^  jedem  Jahre  an- 
nähernd seine  Aufgabe  gestellt,  um  mittelst  dieser  Bauten 
dem  Strome  ein  stabiles  Bett  anzuweisen,  die  vorhandenen 
Bauten  mit  einander  zu  verbinden  und  die  natürliche  Ten- 
denz des  Flusses  zu  dessen  Verbesserung  zu  benützen.  Die 
seitherigen  Erfolge  sprechen  für  die  Richtigkeit  dieses  Sj- 
stemes,  denn  schon  hat  sich  seitdem  der  Strom  an  der  in 
Angriff  genommenen  Strecke  concentrirt,  ein  tieferes  Fahr- 
wasser gebildet,  und  die  ihm  angewiesene,  der  Schiffilahrt 
günstige  Richtung  genommen.  Diese  Wirkungen  zeigten 
sich  insbesondere  in  der  Nähe  von  Wien,  wo  die  Ausmün- 
dung des  Donau -Canales  durch  die  entstandenen  Schotter- 
inseln mit  gänzlicher  Versandung  bedroht  und  nur  für  kleine 
Schiffe  zu  befahren  war,  während  g^enwärtig  der  Strom- 
strich der  Donau  sich  dahin  gewendet,  die  Sandbänke  weg- 
geschwemmt und  den  Dampfschiffen  eine  sichere  Fahrt  be- 
reitet hat. 

Die  von  den  Schiffern  seit  jeher  so  gefürchteten  Hinder- 
nisse des  Strudels  und  Wirbels  bei  Grein  werden  binnen 
wenigen  Jahren  nur  noch  in  der  Erinnerung  leben,  indem 
bereits  der  Plan  genehmigt  und  theilweise  in  Angriff  genom- 
men ist,  mittelst  eines  verbesserten  Sprengverfahrens  die 
Felsen  des  Haussteines,  welcher  den  Wirbel  erzeugt,  bis 
auf  6  Fuss  Tiefe  unter  dem  niedrigsten  Wasserstande  gänz- 
lich zu  beseitigen,  und  im  Strudel  einen  zweiten  Ganal  aus- 
zusprengen, und  denselben,  wie  den  bereits  bestehenden, 
auf  die  gleiche  Tiefe  von  6  Fuss  unter  dem  NuUpuncte  zu 
bringen. 

Die  grössten  Gefahren  und  Hindernisse  findet  jedoch  die 
SehiffTahrt  auf  der  Donau  an  den  Stromschnellen  oberhalb 
und  unterhalb  Orsova,  wo  der  Felsengrat  der  Earpathen  in 
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vielverzweigten  Richtungen  quer  über  den  Fluss  zieht.  Diese 
durch  die  Natur  dargebotenen  Hindernisse  können  nur  durch 
die  kolossalsten  Anstrengungen  im  Laufe  einer  langen  Reihe 
von  Jahren  beseitiget  werden.  Der  Eaiserstaat  Oesterreich 
ist  jedoch,  als  Hüter  der  Donau,  berufen,  in  seiner  Verjün- 
g:ung  auch  diese  Hindemisse  zu  überwinden,  und  sich  da- 
durch den  Dank  der  gesammten  Handelswelt  zu  erwerben. 
Die  eben  jetzt  vor  sich  gehende  Entwicklung  der  einem 
kaum  geahnten  Aufschwünge  entgegeneilenden  SchifiTahrt 
und  des  Handels  an  den  Gestaden  der  unteren  Donau  drängt 
unaufhaltsam  hierzu ,  und  schon  sind  die  Anzeichen  gegeben, 
dass  Oesterreich  vor  dieser  gewaltigen  Aufgabe  nicht  zurück- 
schreckt. Denn  die  k.  k.  Regierung  hat  angeordnet,  Ein- 
leitungen zur  Herstellung  einer  ungehemmten  Schififfahrt  an 
dem  berüchtigten  Passe  des  eisernen  Thores  zu  treffen,  und 
bereits  besuchten  Ingenieure  die  Stelle,  um  den  hierzu  füh- 
renden Plan,  welcher  einer  sehr  gründlichen  Erwägung  be- 
darf, vorzubereiten. 

Die  Theiss -Ebene,  vielleicht  der  fruchtbarste  Land- 
strich unseres  Erdtheils ,  bietet  eine  jener  wunderbaren  Er- 
scheinungen, an  denen  das  Wunderland  Ungern  so  reich  ist. 
Der  tief  in  das  angeschwemmte  Land  eingeschnittene  Fluss 
durchzieht  trägen  Laufes  in  vielverschlungenen  Krümmungen^ 
welche  die  Stromentwicklung  auf  mehr  als  das  Doppelte  der 
Thallänge  erhöhen,  jene  fruchtbare  Ebene,  und  verwandelt 
dieselbe  durch  seine  und  seiner  Nebenflüsse  periodische 
Ueberschwemmungen  in  eine  zusammenhängende  Reihe  von 
unübersehbaren,  die  Communicationen  hindernden,  durch  ihre 
Rücklässe  das  Land  versumpfenden  und  verpestenden  Seen. 
Hierdurch  bildete  sich  dort,  wo  die  üppigsten  Saaten 
schwellen  und  die  reichsten  Ernten  herbeiführen  konnten, 
ein  Zustand  des  Ersterbens  und  apathischer  Unthätigkeit, 
welcher  jenen  Landstrich  der  Gultur  schwer  zugänglich 
machte    und    mit    noch    ernsteren    Gefahren    der    Zukunft 
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bedrohte.  Schon  im  Jahre  1845  war  die  Regulirung  der  Theiss 
beschlossen ,  wodurch  ihr  Lauf  auf  die  Hälfte  abgekürzt  und 
durch  Anlegung  von  Dämmen  das  rückwärts  gelegene  Ufer- 
gelände  vor  Ueberschwemmungen   gewahrt   werden   sollte, 
und  an  die  Spitze  der  Ausführung  dieses  Beschlusses  trat 
der  vielverdiente  Graf  Stephan  Sz6ch6nyi.     Der  Erfolg  lies« 
nicht  auf  sich  warten,  doch  zeigten  sich  in  den  dortlands 
ungewohnten  gesellschaftlichen  Unternehmungen  Symptome 
der  Stockung  in  technischer  sowohl,  als  noch  mehr  in  finan- 
zieller Hinsicht,  welche,  den  Fortgang  desselben  selt)8t  dann 
bedroht  hätten,  wenn  nicht  die  nachfolgende  Revolution  eine 
totale  Unterbrechung  darin  herbeigeführt  haben  würde.    Auch 
hier  trat  die  Staatsverwaltung  rettend  und  fördernd  ein ,  indem 
über  Antrag  des  Handels  -  Ministers   Freiherm    von  Brück 
Seine   k.  k.  Majestät  im  Jahre  1850  die  Errichtung  einer 
Central -Commission  zur  Ueberwachung  und  Leitung  dieses 
grossartigen  Unternehmens   anzuordnen    und    derselben    die 
erforderlichen  Geldmittel  zuzuweisen  geruhte,  um  das  Unter- 
nehmen so  weit  zu  fördern,   bis  dessen  Fortsetzung  durch 
eigene  Mittel  möglich  wird.    Die  bisherigen  Fortschritte  des 
Unternehmens  berechtigen  zu  der  Erwartung  eines  gedeih- 
lichen und  vollständigen  Erfolges,  von  dessen  Grossartigkeit 
man  sich  einen  Begriff  machen  kann,  wenn  erwogen  wird, 
dass  durch  diese  Regulirung  200  Quadrat-Meilen  (d.  i.  ein  der 
bebauten  Bodenfläche  des  Königreiches  Sachsen  gleichkom- 
mender Landstrich)  des  fruchtbarsten  Bodens  für  die  Cultor 
gewonnen ,  und  durch  Beseitigung  der  Ursachen  der  dort  herr- 
schenden Sumpfdeber  für  die  Ansiedlung  fleissiger  und  wohl- 
habender Menschen  zugänglich  gemacht  werde.     Wenn  man 
in  Betracht  zieht,  dass  das  Unternehmen  der  Theiss-Reguli- 
rung  im  Jahre  1848  gänzlich  gelähmt  und  sein  Fortbestand 
durchaus  zweifelhaft  geworden  war,  so  dass  der  Verlust  der 
Früchte  so  vieler  bis  dahin  aufgewendeter  Mühen  und  Aus- 
lagen drohte,  und  wenn  dessen  damaliger  Zustand  mit  dem 
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gegenwärtigen  verglichen  wird,  so  überwältigt  das  Grefühl 
des  Staunens  und  der  Dankbarkeit  gegen  den  Monarchen, 
welcher  das  Unternehmen  grossmüthig  seinem  gewissen  Un- 
tergange entrissen,  dessen  administrative,  technische  und 
finanzielle  Einrichtung  neu  organisirt,  durch  Macht  und  Mittel 
unterstützt,  und  in  so  kurzer  Zeit  auf  einen  solchen  Stand- 
pnnct  des  Gedeihens  emporgehoben  hat,  dass  hierdurch  das 
Aufblühen  eines  nicht  geringen  und  zwar  des  fruchtbarsten 
Tbeiles  von  Ungern  in  nahe  Aussicht  gestellt  ist. 

Der   Franzens-Canal,   welcher   die   mittlere  Theiss 
mit  der  Donau  in  gerader  Richtung   verbindet,  die  Korn- 
kammer der  Monarchie  durchzieht  oder  nahe  berührt  und 
der  Schiffiahrt  den  langen  Zug  bis  zur  Theiss-Mündung  und 
sohin   die  Donau   hinauf  bis  Batina  erspaft,  war  sehr  ver- 
nachlässigt, so  dass  er  bedeutende  Herstellungen   und  eine 
Verbesserung  seiner  durch  die  zu  hohe  Anlage  der  Drem- 
pel  die  Schifffahrt  hinderlichen  Mündungen  erforderte.    Diese 
Verbesserung    gelaugte    an    der    Mündung   in    die   Donau, 
welche    durch    Verlängerung    des     Franzens -Canales    um 
l*/i  Meile  an  eine  günstigere  Stelle  verlegt  wurde,   bereits 
mit  der  neuen  Erbauung  grossai*tiger  Eammerschleussen  zur 
Ausführung.      Der  Bega-Canal,   welcher,   der  Richtung 
des  Bega-Flusses  folgend  und  zum  Theile  in  dessen  Bette, 
von  TemesvÄr  durch  das  getreidereiche  Banat  bis  zur  Mün- 
dung der  Theiss  bei  Titel  zieht,    hat  eine   für  die  Schiflf- 
fahrt    ungünstige   Richtung,    da    die    auf  ihm    verschifften 
Erzeugnisse   meist  für   die   oberen   Donau-   und   Theissge- 
genden   bestimmt  sind.     Desshalb   besteht  der  Plan,   ihm 
eine   günstigere  Richtung    durch    Aushebung    eines    neuen 
Canals  zu  ertheilen,  welcher  jenen   von  Kiek  aus  in  mög- 
lichst directer  Linie  mit  der  Theiss  verbinden  würde.    Mit- 
telst dieses  Canals  werden  die  Fruchtvorräthe  des  Banates 
auf  dem   kürzesten   Wege   zur   Theiss   und   sohin    mittelst 
des   Franzens  -  Canals   zur   Donau   gelangen,   wobei   sie  in 
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Vergleicbaiig  ai  der  gegenwärtigen  SehiflEbhrtBlinie  zur 
onteren  Theiss  und  -Donau  drei  Vieriheile  des  Wasserweges 
ersparen  wenleu. 

Das  Strassennetz  der  Monarchie*  wurde  m  dem  Zeit- 
ramne  n»  1848  bis  1855  ToroDstindigt  und  wesentlich  verbessert 
Die  erfaebficfaslen  AendeniDgen,  insofeme  sie  sich  auf  die 
Reichs^StrasseD  benehen,  betrefien  die  nachstehenden  Puncte.  In 
O esterreich  onter  der  Enns  wurden  die  innerhalb  der  Linien 
Ton  Wien  und  ausserhalb  derselben  gegen  das  kaiserliche  Lustschloss 
Schönbrann  zu  gel^enon  Tom  Staate  eihaltenen  Yerbindungs- 
slrassen,  welche  bisher  beschottert  waraa,  zum  grössten  Theüe  gepfla- 
stert; bei  St  P^ten  wurde  dne  BrOcke  über  die  Traisen  gebaut, 
und  bei  Deutsch -Altenbuig  die  Strasse  nach  Pressbuig  umgel^t 
In  Oe  st  erreich  ob  der  Enns  fand  die  Umlegung  mehrerer 
Strassen  und  eine  reichlichere  Beschotterung  derselben  Statt  Die 
Strassen  des  Kionlandes  Salzburg,  welche  sonst  zu  den  schlech- 
teren gehörtan,  wurden  in  die  besten  Terwandelt,  und  eine  neue 
grossartige  Reichsstrasse  am  Eingange  des  Finzgaues  nächst  Taxen- 
bach mit  namhallem  Kostenaufwande  erbaut  Ebenso  wurde  die 
ürolegung  der  Unzer  Strasse  am  6asteig-Be^  sowie  der  Oasteiner 
Strasse  bei  Lend  bewerkstelligt  In  Steiermark  wurde  die  Drau- 
walder  Strasse  in  der  Strecke  einer  Meile  umgelegt,  der  Zustand 
der  Strassen  in  Ober-Steiermark  wesentlich  Yerbessert  und  der  Bau 
neuer  Brücken  bei  Judenburg  und  Leoben  vorgenommen.  Die 
Elementar-Ereignisse  des  Jahres  1851  hatten  in  Kärnthen  grosae 
Verwüstungen,  namentlich  im  oberen  Drau-Thale,  verursacht,  von 
welchen  fönf  an  den  Einmündungen  von  Wildbfichen  in  die  Drau 
gelegene  Ortschaften  schwer  heimgesucht  wurden.  Seine  Majestät 
der  Kaiser  ordnete  sogleich  AUerhöchst^inen  Greneral-Adjutanten, 
Feldmarschall-Lieutenant  Fieiherm  v.  Kellner,  an  die  Orte  der 
Verheerung  ab,  und  Hess  denselben  schleunigste  Hülfe  angedeihen; 
die  Communicationen  wurden  hergestellt,  die  Gefahren  beseitigt 
und  die  Wildbäche  mit  Thalsperren  verbaut.  Ausserdem  wurde 
die  italienische  Strasse  zwischen  Tarvis  und  Arnoldstein  in  einer 
Strecke  von  drei  Meilen  mit  sehr  namhaftem  Kostenaufwande  in 
einem  günstigeren  Niveau  neu  gebaut,  die  Brücke  über  die  Fella 
l)ei  Pouteba  neu  hergestellt,  und  die  zweite  Verbindungsstrasse 
mit  Krain  durch  das  Kappel-  und  Kanker-Thai  grösstentheils  io 
Staatspflege    übernommen.      Nachdem    die   Staats -Eisenbahn    bis 
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Laibach  geführt  worden,  wurde  in  Krain  die  Verbindungsstrasse  mit 
Kroatien  von  Steinbrück  über  Ourkfeld,  sechs  Meilen  lang,  in 
Staatspflege  übernommen,  und  eine  Brücke  übe^  die  Save  bei  littai 
erbaut  Die  durch  den  vermehrten  Verkehr  sehr  in  Anspruch  ge- 
nommene Triester  Strasse  erhielt  yielfache  Verbesserungen.  Im 
Küstenlande  ward  eine  Strecke  von  zwei  Meilen  in  besseren 
Stand  versetzt,  und  der  Bau  einer  neuen  Strasse,  welche  den  in- 
neren Theil  von  Istrien  mit  der  Staats -Eisenbahn  in  unmittelbare 
Verbindung  setzen  soll,  begonnen.  In  Tirol  fanden  neben  der 
Verbesserung  mehrerer  Strassenstrecken  in  der  Länge  von  vier 
und  einer  halben  Meile  grossartige  Strassenbaue  Statt  Der  wich- 
tigste hiervon  ist  jener,  welcher  vom  Nonsberge  über  den  6.200 
Fuss  hohen  Tonale  nach  der  Lombardie  geführt  wird  und  mit  der 
auf  lombardischem  Gebiete  bewerkstelligten  Fortsetzung  bis  Tre- 
senda  im  Valtellin  bestimmt  ist,  die  wegen  ihrer  Höhe  von  8.550 
Fuss  über  dem  Meere  allzu  schwierig  zu  erhaltende  Strasse  über 
das  Stilfser  Joch  zu  ersetzen. .  Auch  über  den  bekannten  Pass  der 
Fuistermünz  zwischen  dem  oberen  Inn-Thale  und  dem  Vintschgau 
wurde  statt  der  früheren  steilen  und  unwegsamen  eine  sehr  be- 
queme Strasse  mit  bedeutendem  Aufwände  hergestellt,  sowie 
(fie  StraBse  von  Innsbruck  über  Telfs  nach  Reutte  in  der  Richtung 
zu  der  bairischen  Eisenbahn  umgelegt  wurde.  Obwohl  das  König- 
reich Böhmen  seit  der  Verwaltung  des  Grafen  Chotek  sich  eines 
aasgedehnteren  Netzes  der  besten  Strassen  erfreut,  so  wurden  doch 
daselbst  in  dem  erwähnten  Zeiträume  über  20  Meilen  neue  Reichs- 
strassen erbaut,  und  ausserdem  drei  Kettenbrücken  —  über  die  Mol- 
dau bei  Podolsko,^  über  die  Eger  bei  Postelberg  und  über  die  Elbe 
bei  Tetschen  (letztere  von  einer  Actien-Gesellsehaft  mit  Unterstützung 
vom  Staate  unternommen  und  kürzlich  beendigt) — femer  vier  gewölbte 
Brücken  —  über  die  Sazava  bei  Porzic  und  Deutschbrod ,  über  die 
Daubrovka  bei  Kobihiitz  und  über  den  Cidlina-Fluss  bei  Chlumec  — 
erbaut  Die  bereits  im  Jahre  1847  begonnene  Riesengebirgs-Strasse, 
welche  in  einer  Länge  von  17  Meilen  von  Reichenberg  nach  Trautenau 
führt,  wurde  fortgesetzt  und  vollendet,  die  neue,  schöne  Strasse 
von  Karlsbad  nach  Marienbad,  vier  Meilen  lang,  erbaut;  ausser- 
dem wurden  10  Meilen  Landstrassen  zu  Reichsstrassen  erklärt  und 
in  Staatspflege  übernommen,  und  Strecken  von  2*/,  Meile  Länge 
restaurirt  In  Mähren,  welches  Land  von  den  Eisenbahnen  in 
den  Hauptrichtungen  durchzogen  wird,  beschränkten  sich  die  Ver- 
besserungen  meist   auf  Brückenbauten;   Kettenbrücken    über   die 
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Oder  bei  Miliiiseh-OBtraii  und  Ober  die  Zwittawa  bei  BrOnn  wurden 
»baol,  nnd  bei  200  andere  BrOckoi^  froher  meisl;  aus  Hob,  wurdoi 
in  Manerweik  anageHlhil   In  Schlesien  ist  der  Ban  der  grossei 
Weichselbracke  bei  Skotschan  nnd  der  Brücke  aber  die  Olsa  hä 
Woidiin,  nebst  dem  Umfaane  der  OsUauer  Strasse  zu  erwUhneii. 
Der  schlechte  Zostand  der  Strassen  in  Galizien  und  der  Buko- 
wina eiforderte  vor  Allem  die  Verbesserung  der  Hauptverbindung»- 
Wege;  sonach  wurden  Strecken  von  mehr  als  20  Meilen  theils  reoan- 
slmirt,  theils  nmgel^t)  und  14  Brücken  (darunter  die  über  den  Pnitfa 
beiCgemowita,  über  die  Biala,  den  San-Fluss)  erbaut.  Bereits  ist  aber 
die  Hand  an  eine  höchst  bedeutende  Ausdehnung  des  galizischen 
Strassennetzes  gelegt  worden,  da  der  Bau  der  nachstehend  auig^ 
lldirten  Strassen  in  einer  Lange  von  78*/,  Meile  bereits  genehmigt 
nnd  in  Angriff  genommen  worden  ist    Auf  das  Krakauer  Yer- 
waltni^sgebiet  entfiülen  davon  die  Strecke  von  Deutsch -Batzdorf 
Ober  Anschwitz  nnd  Zator  nach  Podgone  lV/^  Meile,  von  Niepo- 
iomice  nach  Bochnia  3  Meilen,  y<m  Gdöw  nach  Biencz  und  von 
Garlioe  nach  Zmigröd  IS'/,  Meile;  auf  das  Lern  berger  Verwal- 
tongBgebiet  die  Stiecke  von  Nowy-Jas6w  nach  Zaleska  wola  5'/« 
Meiloi,   Ton  Delatyn  bis  an  die  ungrische  Grftnze  g^en  Szigeth 
6  Meilen.    Sfimmtliche  bisher  aufgezählten  Strassenslrecken  werden 
nach   ihrer  Vollendung  als  Reichs -Strassen  in  Staatspflege  übei^ 
noounen  werden,   während  die  folgenden  aus  dem  Landes -Fonde 
m  erhalten  sind :  von  Lemberg  über  Dawidöw  in  die  Chauss^  Pod- 
grodzie-Rohatyn  9*/«  Meile,  von  Demianöw  nach  Halicz  %%  Meile, 
von  Siwka  nadi  Halicz  2%  Meile,  von  Halicz  zur  Mariampoler  Ueber- 
luhr  und  über  Tlumacz  von  Horodenka  nach  Seraflnce  (von  wo  sie 
auf  Bukowiner  Gebiete  3  Meilen  weit  bis  zur  Gzernowitzer  Haupt- 
strasse  geitlhrt  wird)  13  Meilen,  von  Monasterzjska  über  Buczacz 
nach  Geortköw  7  Meilen.    In  Dal matien  befinden  sich  die  Strassen 
in  einem  ungenügenden  Zustande,   und  sind  zum  Theile  nur  Reit* 
sieige,   was  namentlich  von  der  zweimal  vom  türkischen  Grebiete 
unterbrochenen  Strasse  von  Ragusa  bis  an   die  südliche  Landes- 
gränze  gilt;  daselbst  wurde  eine  Strassen -Correction  in  der  Länge 
von   5   Meilen   vorgenommen,    und  der  Bau  von   11   steinernen 
Brücken  bewerkstelligt    Der  vortreffliche  Zustand  und  die  grosse 
Ausdehnung  des  Strassennetzes  in  der  Lombardie  (in  die  Stadt 
Mailand  münden  13,   in  jede  einzelne  Delegations- Stadt  [Sondrio 
ausgenommen]  5 — 7  verschiedene  Reichs-Strassen  ein)  sind  bekannt 
In  der  erwähnten  Periode  wurde  die  Hauptthätigkeit  auf  den  Bau 
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von  Bracken  über  den  Brembo,  Oglio,  Aver,  die  Adda  und  den 
Gravellone  (einen  die  Grfinze  gegen  Sardinien  bildenden  Seitenann 
des  Tessin  bei  Pavia)  gerichtet.  Doch  fand  auch  der  Neubau  der 
7  Meilen  langen  wichtigen  Strasse  von  Tresenda  in  der  Valtellina 
über  den  Aprica-Pass  nach  Edolo  bis  an  den  Tonale  zur  An- 
knüpfung an  die  jenseits  auf  Tiroler  Gebiete  gebaute  Strasse  Statt, 
welcher  grösstentheils  zu  Ende  gebracht  wurde.  Aus  den  gleichen 
Ursachen  war  man  auch  in  dem  Kronlande  Venedig  hauptsäch- 
lich auf  den  Bau  von  Brücken  und  zwar  über  die  Brenta,  Livebza, 
Fella,  den  Nonoelto  und  die  Acquetta  bedacht  Eine  besondere  Er- 
wähnung verdient  der  Neubau  der  stabilen  Brücke  über  die  Etsch 
bei  Boara,  wo  bisher  lediglich  eine  fliegende  Brücke  die  Ver- 
bindung nur  sehr  ungenügend  erhalten  hatte.  Neubauten  und 
Umlegungen  von  Strassen  fanden  in  ehier  Länge  von  S'/,  Meile 
Statt 

Als  die  ehemals  ungrischen  Länder  unter  die  Gentral-Verwai- 
tung  traten,  waren  dieselben  fast  ganz  ohne  chauss^e- massige 
Strassen,  und  die  bestehenden  Landwege  mit  wenigen  Ausnahmen 
nur  bei  trockenem  Wetter  befahrbar.  Die  Hauptlinien  der  Stras- 
sen Verbindungen ,  in  einer  Länge  von  811  Meilen,  wurden  in  Staats- 
pflege übernommen;  vor  Allem  aber  mussten  in  diesen  Richtungen 
erst  fahrbare  Strassen  hergestellt  werden.  In  dem  Königreiche 
Ungern  wurden  449  Meilen  in  Staatspflege  übernommen.  Zu- 
nächst war  man  darauf  bedacht,  auf  den  fiauptlinien  jene  Strecken, 
welche  des  Neubaues  oder  einer  grösseren  Verbesserung  bedurften, 
herzustellen,  sie  machen  eine  Länge  von  33  Meilen  aus;  gleich- 
zeitig wurden  44  Brücken  neu  erbaut  oder  hergestellt,  Durchlässe 
und  Wasser- Schutzweri^e  errichtet,  Strassensäulen,  Pflöcke  und 
Geländer  aufgestellt  und  Einräumerhäuser  errichtet.  Die  Recon- 
stnictionen  fanden  Statt:  von  Pressburg  in  der  Richtung  gegen  Ga- 
lizien,  das  Easehauer  und  Ocdenburger  Verwaltungsgebiet  und 
Kroatien,  von  Ofen  gegen  Wien,  Kaschau,  Essek  und  über  Stuhl- 
weissenburg  gegen  Körmend,  von  Kaschau  über  Munkacs  nach 
Szigeth  und  von  da  gegen  Gküizien  und  Siebenbürgen,  von  Gross- 
wardein  gegen  Debreczin  und  Arad.  Im  Pressburger  Verwaltung»- 
gebiete  wurden  im  Jahrfe  1854  abermals  6%  Meile  Strassen  in 
Staatspflege  übernommen.  Die  geringsten  Fortschritte  machte  die 
Strassenverbesserung  in  Kroatien  und  Slavonien,  wodieStras- 
sen  sich  in  einem  sehr  schlechten  Zustande  beiden,  die  VeiMlt^ 
nisee  ftlr  den  Strassenbau  sehr  ungünstig  sind  (namentlich  ist  der 
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Schotter  iibennäsaig  theuer),  und  keine  Arbeitskräfte  zu  Gebote 
standen.  Dennoch  wurde  die  Strasse  von  Agrem  nach  Karlstadt 
in  einer  Länge  von  1^1^  Meile  (welche  man  früher  bei  schlechtem 
Wetter  kaum  in  2 — 3  Tagen  mit  doppelter  Vorspann  zurücklegte) 
neu  hergestellt,  die  Drau-Brücke  bei  Yarasdin  reparirt,  die  Regu- 
lirung  des  Flusses  in  Angriff  genommen,  und  die  Save-Brücke  bei 
Agram  unter  gleichzeitiger  R^;ulirang  des  Stromes  zu  bauen  be- 
gonnen. Noch  aber  hängt  das  Strassen -System  von  Kroatien  mit 
jenem  von  Slavonien  nicht  zusammen,  wesshalb  es  sich  ereignet, 
dass  Reisende,  welche  sich  von  Essek  nach  Agram  begeben  wol- 
len, vorziehen,  mittelst  des  Dampfsehiflb  und  der  Eisenbahn 
über  Pest  und  Wien  zu  reisen,  wobei  sie  ungeachtet  eines  Um- 
weges von  fast  200  Meilen  früher  in  Agram  anlangen  als  auf  dem 
geraden  Landwege.  In  der  Wojwodschaft  und  dem  Banate 
wutden  141  Meilen  Strasse  in  Staatspfl^e  übernommen,  von  daien 
jedoch  nur  337,  Mole  mit  Schottergmnd  versehen,  aber  auch  diese 
während  der  Revolutions-Zeit  gänzlich  verlallen  waren.  Es  sind 
diess  die  Strecken  von  Temesvär  nach  Arad,  dann  von  Temesvdr 
nach  Lugos  mit  der  Verlängerung  nach  Siebenbürgen  und  in  die 
Militfii^ränze,  welche  nunmehr  in  guten  Stand  hergestellt  änd. 
Femer  wurde  die  Strecke  von  Temesv^  bis  Szegedin  und  von 
Temesvdr  bis  Werschetz  in  der  Gesammtlänge  von  18  V,  Meile  in  An- 
griff genommen,  und  der  Bau  derselben  zum  Theile  ausgeführt 
In  Siebenbürgen  wurden  173%  Meile  Strasse  in  Staatspflege 
übernommen.  Nirgends  waren  die  Strasseii  (wenn  die  schlechte- 
sten Landw^e,  bei  denen  zum  Tbeil  jede  Spur  der  Begränzung 
der  Fahrbahn  verloren  gegangen  war,  diesen  Namen  verdienen) 
in  so  verwahrlostem  Zustande,  als  in  Siebenbürgen  bis  zum  Jahre 
1850;  nii^nds  fand  aber  auch  binnen  so  kurzer  Zeit  ein  solcher 
Aufschwung  des  Strassenbauwesens  Statt,  als  eben  dort  Binnen 
vier  Jahren  wurden  durch  Vermittlung  der  Gemeinden  auf  die 
1737,  Meile  Staatsstrassen  47  Millionen  Kubik-Fuss  Schotter,  d.  i. 
68  Kubik-Fuss  auf  jede  Längenklailer,  beigestellt,  und  hiermit 
(nebst  der  Fahrbahn -Ck)nservirung)  ein  grosser  Theil  ihrer  Grund- 
lage verbessert  oder  neu  hergestellt  Ausserdem  wurden  über  hun- 
dert Brücken,  welche  die  Regengüsse  im  Sommer  1851  zerstört 
hatten,  in  besserer  und  soliderer  Weise  erneuert,  wodei  ebenfalls 
die  Gemeinden  die  Zufuhr  der  Materialien  und  die' Roharbeiten 
unentgeltlich  leisteten,  und  gleichzeitig  ward  der  Bau  der  wichti- 
gen Handelsstrassen  über  die  drei  Pässe  Ojtoz,  Predjal  und  Rothen- 
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thunn,  wovon  der  entere  nach  der  Moldau,  die  zwei  letzteren 
nach  der  Walachei  filhren,  welche  früher  im  Winter  gar  nicht 
und  im  Sommer  nur  mit  Saumthieren  zu  passiren  waren,  in  Bau 
genommen.  Die  Strasse  ttber  den  Ojtoz-I^iss  in  einer  Lfinge  von 
3  Meilen  ist  zum  grösseren  Theile,  jene  tiber  den  Predjal  ganz 
fertig,  und  die  Strasse  aber  den  Rothenthurm-Pass  ist  noch  im 
Baue  begrifien.  Diese  beispiellos  günstigen  Resultate  sind  zunächst 
der  energischen  Einwirkung  des  dortigen  Hilitär-  und  Civil-6ou- 
vemeurs,  Feldmarschall-Lieutenants  Fürsten  Karl  Schwarzen- 
berg,  welcher  dabei  von  dem  thädgen  Bau-Director  Menapace 
unterstützt  wurde,  zu  danken. 

Zu  Ende  des  Jahres  1853  hatten  die  Reichs-Strassen  (unge- 
rechnet die  Land*,  Bezirks-,  Gemeinde-  und  Privat -Strassen)  eine 
Lange  von  3.353  Meilen,  worunter  522  auf  Böhmen,  449  auf  Un- 
gern, 388  auf  Galizien  sammt  der  Bukowina,  377  auf  die  Lom- 
berdie  und  233  auf  Venedig  entfielen.  In  den  4  Jahren  1850—1853 
zusammen  sti^  der  Schotterverbrauch  auf  314  Millionen  Eubik- 
Fuss,  woran  die  Lombardie  und  Siebenbürgen  mit  je  47  Millionen, 
Galizien  mit  3573  Million,  Oesterreich  unter  der  Enns  mit  30  Mil- 
lionen, Böhmen  mit  26,  Ungern  mit  23  und  Venedig  mit  22  Mil 
honen  Kubik-Fuss  Theil  nahmen^  die  Kosten  dieses  Schotters  betrugen 
11  Millionen  Gulden  (2  Millionen  in  Galizien,  1%  Million  in  Böh- 
men, 1%  Million  in  Oesterreich  unter  der  Enns  und  1%  Million  in 
der  Lombardie).  Die  sonstigen  Auslagen  für  die  Erhaltung  und 
kleinen  Verbesserungen  der  Reichs-Strassen  beliefen  sich  in  diesem 
vieljährigen  Zeiträume  auf  16*/,  Million,  der  Aufwand  ftlr  grössere 
Bauten  und  Verbesserungen  auf  6%  Millionen  und  die  Gesammt- 
ausiagen  für  die  Reichs-Strassen  auf  33%  Million  Gulden,  von  welcher 
letzteren  Summe  4  Millionen  in  Galizien,  S%  Million  in  Böhmen, 
37,  Million  in  Oesterreich  unter  der  Ekms,  3  Millionen  in  der  Lom- 
bardie und  je  nahe  an  3  Milüonen  in  Venedig  und  in  Ungern  ver- 
wendet wurden  ').  Wird  die  relative  Vertheilung  der  Reichd-Strassen 
auf  die  Kronländer  in  Betracht  gezogen ,  so  entfielen  im  Jahre  1853 
an  Reichs-Strassen 


*  Umständlichere  NachweistiDgen  über  das  Strassenwesen  in  Oester- 
reich in  deD  Jahren  1850 — 1853  enthält  der  vom  k.  k.  Sections-Chef  Frei- 
herm  von  Czoemig  an  den  Handels  -  MüuBter  Freiherm  von  Baomgartner 
erstattete  Verwaltangsbericht,  abgedruckt  in  den  „Mittheilongen  ans  dem 
Gebiete  der  Statistik, <*  Jahrgang  1854,  Heft  7. 
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sien  18      ^ 
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Die  Wasserstrassen  sind  zwar  zunächst  von  der  Natur 
gegeben,  ihre  Erhaltung  im  schiffbaren  Zustande,  die  Versicherang 
ihrer  Ufer  und  die  Bewahrung  derselben  vor  Ausartungen,  sowie 
deren  Vervollkommnung  durch  Abkürzung  der  Krümmungen,  er- 
fordern jedoch  unausgeseüEte  Obsorge  und  einen  bedeutenden  Au^ 
wand,  wobei  auch  deijenige  in  Betracht  kömmt,  welcher  ftlr 
Entsumpfungen  und  Bewahrung  des  Uferlandes  vor  Ueberschwem- 
mungen  bestritten  wird.  In  den  Jahren  1848 — 1855  wurden  sehr 
erhebliche  und  kostspielige  Arbeiten  zu  diesen  Zwecken  bewerk- 
stelliget, wovon  hier  nur  die  hauptsächlichsten  hervorgehoben,  die 
anderen  bloss  in  Kürze  angedeutet  werden.  In  Galizien  fandeo 
Gonservirungs-Arbeiten  und  Neubauten  ftir  den  Uferschutz  und  die 
Erhaltung  der  Schiffbarkeit  der  Weichsel,  des  Dun^ec,  des  San  * 
und  des  Dniesters  Statt  In  Böhmen  wurde  die  Begulirung  der 
Moldau  und  der  Elbe,  um  eine  hinreichende  und  gleichförmige 
Tiefe  zu  errächen,  im  Jahre  1850  begonnen,  und  die  Verbesse- 
rung der  fehlerhaftesten  5.876  Klafter  langen  Strecken  vorgenom- 
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men^  zugleich  wurden  namhafte  UferschutE-Bauten  bewerkstelliget, 
und  die  Arbeiten  behufe  der  Schifiharmachung  der  oberen  Moldau 
von  Humwald  bis  Hohenfurt  (10  Meilen)  auf  Staatskosten  b^on- 
uen.  In  Tirol  und  Vorarlberg  wurde  der  zum  Staatshafen  er- 
klärte Bregenzer  Hafen  wiederhergestellt,  erweitert,  vertieft  und 
mit  grossen  Staudämmen  eingeiasst,  am  Inn  wurden  Uferbauten 
erhalten,  verbessert  und  neu  hergestellt;  zugleich  ward  der  Haller 
Triftrechen  beseitigt,  wodurch  die  Beschiffung  des  hm  auf  einer 
Strecke  von  IV,  Meile  von  Hall  bis  Innsbruck  möglich  gemacht 
wird.  In  der  Lombardie  erfordert  die  Erhaltung  und  Verbesse- 
rung der  Uferbauten  an  den  dortigen  zahlreichen  Flüssen  und  Ga- 
nälen  einen  bedeutenden  Aufwand.  Um  die  Verbindung  des  Corner 
Sees  mit  dem  oberhalb  gelegenen  Mezzola-See  sicherzustellen,  das 
Crebiet  zwischen  denselben  zu  entsumpfen  und  den  Lauf  der  Adda 
zu  reguliren,  wurde  dieser  Fluss  mittelst  eines  Durchstiches  von 
2u214  Klaftern  unteriialb  des  Forts  Fuentes  in  den  Oomer  See  ge- 
leitet, während  das  aufgelassene  Bett  behufs  der  Schiffiahrts- Ver- 
bindung zwischen  den  beiden  Seen  regulirt  werden  soll.  In  dem 
Kronlande  Venedig  bilden  die  Wasserbauten  und  die  Erhaltung 
der  schifibaren  Flüsse  und  Canäle  einen  der  wichtigsten  Zweige 
der  Verwaltung,  woftir  in  den  vier  Jahren  1860 — 1853  nicht  we- 
niger als  5,62^000  fl.,  ungerechnet  den  von  Privat- Vereinen  bestrit- 
tenen Aufwand,  ausg^eben  wurden.  Zu  den  wichtigsten  Neu- 
bauten daselbst  gehört  die  Fortsetzung  der  Begulirung  der  Flüsse 
Brenta  und  Baoehiglione,  welche  im  Jahre  1847  begonnen  und 
nach  der  durch  die  Revolution  herbeigeführten  Unterbrechung  im 
Jahre  1850  wieder  aufgenommen  wurde;  in  jenem  vierjährigen 
Zeiträume  wurde  dafür  nahe  an  eine  halbe  Million  Gulden  ausge- 
geben. Um  den  Hafen  von  Malamocco,  welcher  die  Einfahrt  in 
die  Lagunen  von  Venedig  bildet,  zu  einer  ftlr  die  grossen  Seeschifte 
erforderlichen  Tiefe  von  20 — 24  Fuss  zu  bringen,  wurde  bereits 
im  Jahre  1838  an  der  Nord -Seite  der  äusseren  Mündung  die  Er- 
bauung eines  grossen  1.119  KJafter  langen  Meerdammes  mit  dem 
Aufwände  von  IV«  Millionen  Gulden  genehmigt,  und  im  Jahre  1852 
die  Herstellung  eines  zweiten  mit  dem  vorigen  parallelen  Dammes 
an  der  Süd -Seite,  welcher  über  %  Million  Gulden  kosten  wird, 
bewilligt.  Der  Nord-Damm  wurde  1840  begonnen,  und  hierauf  bis 
1849  926.000  fl.  ausgegeben,  seither  ist  er  mit  einer  Auslage  von 
mehr  als  600.000  fl.  zu  Ende  geführt  worden;  der  Süd -Damm 
wurde  im  Jahre  1853  begonnen  und  die  Arbeiten  daran  werden 
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Ibrtgeselzt  Unter  den  nodi  in  AusfÜhrang  begriflenen  Arbeiien  ist 
der  Bau  eines  Hafens  an  dem  abgedämmten  nördlichen  Arme  des  Po, 
Po  di  Levante  genannt,  zur  Erleiditerung  der  Dampf8ch]ffiiElhrt8-Ye^ 
bindnng  Tom  Heere  nadi  dem  Po,  die  Erbauung  grosser  Sehleuseen  an 
dea  Seen  von  Mantua^  und  die  grossartige  Untemehmang  ein^  Ent- 
sompfong  der  tief  gelegenen  Yalli  grandi  Veronesi  und  Ostiglien 
anznlühren.  Im  Küstenland e  sind  die  Arbeiten  im  Hafen  von 
Triest,  wodurch  drei  der  dortigen  Hafendämme  (Moli)  im  Ganzen 
um  170  Klafter  verlängert  werden,  um  eine  grossere  Anzahl  von 
Schiefen  sicher  tot  Anker  zu  legen,  in  Finme  (mit  Kroatien  ve^ 
anigt)  die  Verwandlung  der  Rhede  in  einen  sicheren  Hafen  mitr 
telst  der  Anl^nng  eines  120  Klafter  langen  Dammes  und  die  Ban- 
mung  und  Herstellung  des  Hafens  ftlr  kleinere  Schifte  an  der 
Mfindung  der  Reka,  und  in  Dalmatien  ist  die  im  Werke  begrif- 
fene Begulirung  der  schiffbaren  Narenta,  wodurch  zugldch  die 
bekannten  Narenta,- Sümpfe  ausgetrocknet  werden  sollen,  zu  er- 
wähnen. In  Kärnthen,  Krain,  Kroatien  und  Slavonien 
wurden  mehrereArbeiten  an  den  grossen  Nebenflüssen  der  Donau,  der 
Drau  und  der  Save,  vorgenommen;  hierbei  wird  eine  solche  Regu- 
lirung  der  beiden  Flüsse  beabsichtigt,  dass  die  Dampfschiffe  auf 
der  Drau  von  Essek  bis  Legrdd,  und  auf  der  Save  von  Sissek  bis 
Rugvica  in  der  Nähe  von  Agram  vordringen  können.  In  Salz- 
burg wurden  Uferschutzbauten  an  der  Saale  und  der  Salzach,  in 
Oesterreioh  ob  der  Enns  an  dem  Inn,  der  l'raun,  Agger^ 
Vökla  und  finns,  in  Oesterreich  unter  der  Enus  soldie  an  der 
March  und  Leitha  vorgenommen.  Hierzu  kommen  die  grossen  £nt- 
sumpfungsarbdteu  im  Pinzgau  und  im  Gasteiner  Thale,  welche  seit 
1823  bereits  eine  halbe  Million  Oulden  in  Anspruch  nahmen  und 
im  Jahre  1867  beendigt  werden  sollen ;  endlich  ist  die  imConcurreuz- 
Wege  mit  Staatsbeiträgen  bewerkstelligte  R^ulirung  der  Leitha, 
wodurch  mehrere  Ortschaften  vor  der  Versumpfung  bewahrt  we^ 
den,  anzuftlhren.  In  Ungern,  der  Wojwodschaft  und  dem 
Bauate,  dann  in  Siebenbürgen,  wird  auf  die  Regulirung  der 
Haros  und  deren  Scliiffharmachung  in  dem  untern  Laufe  bis  zu 
ihrer  Einmündung  in  die  Tlieiss  kräftig  hingewirkt 

Unter  den  grossartigen  Wasserbauten,  welche  in  diese  Periode 
fallen,  müsden  jedoch  besonders  die  Regulirung  der  Etsch,  der 
Donau  und  der  Theiss  sammt  den  Canal -Bauten  in  der  Woj- 
wodschaft und  dem  Banate  hervoi^ehoben  werden.  Bereits 
vor  mehr  als  einem  Jahrhunderte  war  in  Tirol  die  Regulirung  der 
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Etaeh  von  Branzoll ,  wo  sie  echiffhar  wird ,  bis  zur  Landesgränze 
in  Anregung  gekommen.  Mehrere  Projecte  waren  entworfen,  und 
in  den  Jahren  1818—1826  sechs  Durchstiche  zwischen  Botzen  und 
Kurtinig  ausgeitihrt  worden.  Indem  diese  Durchstiche  der  oberen 
Gegend  eine  Erleichterung  gewährten,  bedrdhten  sie  jedoch  durch 
die  Beschleunigung  des  Flusslaufes  die  Lage  der  unteren  Gegen- 
den, welche  immer  mehr  der  Ueberschwemmung  ausgesetzt  wur- 
den. Im  Auftrage  der  Regierung  entwarf  der  damalige  Hofbaurath 
Ptoetti  im  Jahre  1845  eis  umfassendes  Project,  womit  die  gründ- 
liche Regulirung  der  Etsch  und  der  in  dieselbe  sich  ei^essenden 
Wildbäche  Noce  und  Fersina,  sowie  die  künftige  Behandlung  des 
Flusses  und  der  übrigen  Wildbäche  in  Tirol  in  Antrag  gebracht 
war.  Dieser  Plan  wurde  im  Jahre  1846  genehmigt,  und  alsbald 
nahmen  die  Arbeiten  ihren  Anfang,  so  dass  bis  Ende  1849  die 
Etsch -Durchstiche  von  ischia  Perotti  und  Lidorno,  1.600  Klafter 
lang,  ausgeführt  und  die  Ableitung  des  Noce -Wildbaches  in  der 
Niederung  von  Zambana  begonnen  war.  In  den  Jahren  1850—1853 
wurde  die  Noce -Ableitung  mit  Herstellung  eines  neuen  von  Stein- 
taluds  eingeschlossenen  Flussbettes,  sowie  die  Verlängerung  des 
Kälterer  Abzugsgrabens  nahezu  (und  bald  darauf  gänzlich)  vollen- 
det. Die  Verheerungen ,  welche  die  Elementar-Unftllle  des  Herbstes 
1851  auch  an  der  Etsch  verursachten,  bewogen  Seine  k.  k.  Majestät, 
Allerhöchst-Ihren  General- Adjutanten ,  F:  M.  L.  Freiherm  von  Kellner, 
zur  Anordnung  der  augenblicklich  erforderlichen  Schutz-  und  Al>- 
hilfs-Maasaregeln  und  zur  Anregung  beschleunigter  Ausführung 
der  Noce-Bauten  und  des  Etsch-Durchstiches  bei  Masetto  abzuordnen, 
welche  letztere  im  Jahre  1854  zur  Vollendung  gelangte,  sowie 
auch  in  der  Folge  der  Etsch -Durchstich  bei  Genta,  wodurch  die 
Stadt  Trient  vor  der  Ueberschwemmung  bewahrt  wird,  begonnen 
wurde.  Bei  der  Ausftihrung  des  Steintaluds  am  neuen  Noee-Bette 
gebrach  es  am  Materiale,  welches  mit  bedeutendem  Aufwände  aus 
weiter  Feme  hätte  zugeführt  werden  müssen.  Da  ward  der  kühne 
Plan  gefasst,  von  der  oberhalb  sich  hinziehenden  Dolomit-Felsen- 
wand ein  vorspringendes  350  Fuss  hohes,  380  Fuss  breites  und 
80  Fuss  dickes  Riff  abzulösen;  denonach  wurde  dieser  1,500  Fuss 
ober  der  ThaJsohle  anstehende  Felskörper  unterhöhlt,  gesprengt, 
und  in  das  Flussthal  hinabgestürzt,  wo  dessen  Trümmer  eine  Fläche 
von  25.000  Quadrat -Klaft:em  bedeckten  und  das  trefiflichste  Mate- 
riale ftir  diesen  Bau  sowohl,  als  für  die  künftigen  Bauten,  mitEin- 
Bchluss   jener  einer   grossen   steinernen   Brücke   über   die  Etsch^ 

Y.  Czoernig,  Oesterreicirs  Neugestaltung.  22 
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des  Fttss  einneincr  Höhen  bespoh.    Die  Hindernisse,  welche  ssf 

dkatsi  Strome  der  SrhiUhhit  entgegenstehen,   rühren  theilß  vob 

der  Emengni^  des  Flmsbetles  durch  Fdsen,  thdls  von  der  regd- 

losen  Ansistnne  des  Stromes  in  viele  Seitenarme  und  der  dadureh 

heibdgcilibiten  Yerinderiiehkeit  des  Stromstriches  und  Gefthrdusg 

der  SdiÜBhhrteilinie  her.    Behufs  der  Regulining  dieses  Flusses  im 

fiiheinogthame  Oesterreich  tauchten  vielfache  Plane  auf,  und 

mancfaeriei  Arbeiteq  wurden  voi^noomien,  allein  im  Ganzen  wurde 

bis  zum  Jahre  1818  vrenig  zur  Verbesserung  der  Schiffiahrt,  die 

Strecke  bei  Wien  ausgenommen,  erzielt;  die  Bauten  beschrfinkten 

sieh  auf  feeale  Reparaturen,  um  das  Weitei^;ieifen  von  AbbrOcbeD 

zu  hindern,  und  auf  die  stellenweise  Herstellung  von  Treppelw^en. 

Vom  Jahre  1819  angefiingen^  wurde  die  Regelung  der  Donau  mit* 

telst  Fizirung  der  Ufer  in  angemessenen  Linien  und  durch  Abbauung 

von  Seitenarmen  zur  Concentrirung  des  Wassers  im  Hauptrinnsale 

angestrebt    Das  Bauver&hren  schwankte  jedoch  zwischen  Spomen- 

und  Lfiogen- Bauten  und  zwischen  der  Anwendung  von  Easchinen 

und  Steinmaterial;   zwar  wurden  zwei  Durchstiche  bewerkstelligt 

und  Uferschutzbauten  beigestellt,  waren  aber  zu  vereinzelt,  um 

einen   bemerkenswerthen  Erfolg  zu  liefern.     Seit  1890  begannefl 

die  Bauten  mit  Uferwerken  aus  Stein  an  Ausdehnung  zu  gewinnen. 
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ittid  bis  1849  wurden  sehr  viele  Strecken  der  beiden  Ufer  durch 
steinerne  Lftngenbanten  regelmfissig  fixirt;  insbesondere  wurde  der 
Wiener  Donau  «Canal  regulirl»  und  mittelst  eines  Durchstiches  Ter* 
längerl,   um.  denselben  unter  einem  spitsen  Winkel  in  die  Donau 
auszumünden,   seine  Ufer  wurden  mit  einem  Steintalnd  bekleide! 
und  die  Dämme  oberhalb  Wien  erhöht,   dann  eine  Beoonstruirung 
der  Scheere  am  Beginne  des  Canales   vorgenommen.    Im  Jahre' 
1850   legte   der  im  Wasserbaufache  sehr  erfahrene  SectionsrtttK' 
Pasetti    einen    umfassenden    Regulirungs^Plan    vor,    welcher  die 
Genehmigung  des  Handels -Ministers  Freiherrn    von  Baumgartner 
erhielt    Bis   dahin  waren  die   ausgeführten  Werke   meist  dorch 
locale  Bedürfnisse  und  Yerhttltnisse  hervorgerufen;  man  nahm  nur 
dann  und  dort  etwas  vor,   wann  und  wo  sich  die  absolute  Koth« 
wendigkeit  erwies,   und  zwar  nur  so  viel,  als  das  augenblickliche 
Bedürfniss  zur  Abhaltung  des  Schadens  erforderte.    Auch  war  die 
Auslbhrung  der  Projecte  sehr  schleppend  und  selten  zum  Ziele 
führend,  indem  das  Project  meist  nach  den  Eisgängen  verfasst  und 
die  beste  Bauzeit  des  Fiilhjahres  durch  die  Vorverhandlungen  ver- 
loren wurde;  meldeten  sich  dann  die  wenigen  Bauunternehmer  mit 
befichränkteu  Uitteln,  so  mussten  erst  die  Materialien  und  Werkzeuge 
herbeigeschafil  werden,    man   begann  im   Herbste  die  Arbeiten, 
welche  bis  zum  Winter  nicht  vollendet  und  durch  den  nachfol* 
genden  Elisgang  häufig  wieder  zerstört  wurden.    Diese  Unzukömm- 
lichkeiten beseitigte  der  neue  Plan;  sämmtliche  Donau -Bauten  in 
Oesterrelch  ob  und  unter  der  Enns  wurden  nach  Einheitspreisen 
auf  sechs  nach  einander  folgende  Jahre  mit  der  Yerbindüchkeit 
verpachtet,  dass  jedes  Jahr  die  auszuführenden  Bauten  einen  zwi- 
schen zwei  bestimmten  Extremen  liegenden  Betrag  erreichen.   Das 
bei  diesen  Bauten ,  die  seitdem  einen  erfolgreichen  Fortgang  hatten, 
befolgte  System  besteht  darin  ^   dem  Strome  ein  bestimmtes  Bett 
anzuweisen,   die  vorhandenen  Bauten  mit  einander  zu  verbinden, 
und  die  nattlrliche  Tendenz  des  Flusses  vortheilhait  zu  benützen« 
Seither  wurden  melnrere  Arbeiten  in  Oesterreich  ob  der  Enna 
am  Zizekuer  Arme,   bei  Steining  an  der  Raigerau,  am  Ousenet 
Arme  und  am  Miirktau^r  Durchstiche  vorgenommen;  bedeutender 
noch  waren  die  Bauten  in  Oesterreich  unter  der  Enns,   wo 
in  der  sehr  schwierig  zu  beschiffenden  2.000  Klafter  langen  Strecke 
am  HoUer  durch  Verbindung  der  Inseln  und  vorbestandener  Sohutz- 
werke  der  Fluss  nach  der  Regulirungs- Linie  geleitet  und  eine  be- 
ständige für  die  Schififahrt  mehr   als   hinreichende  Tiefe  erzielt 
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wurde.  Noch  groesartigere  YoiiLehniDgen  wurden  in  der  uDinittdr 
hären  Nähe  von  Wien  getroffen.  Dort  nahm  der  FI068  eine  jfihe 
Wendung  nördlich  nach  der  Lobau  und  entfernte  sich  400  Klafter 
von  der  Mündung  des  Donau -Canales^  welche  seit  mehr  als  15 
Jahren  von  der  Donau  umgangen  und  durch  Untiefen  und  bewach- 
sene Schotterbänke  beeinträchtigt  war;  weiter  unten  theilte  sidi 
der  Flusfi  in  zwei  Anne,  in  deren  linkem  4.700  Klafter  langen, 
dem  Mtthlleitner  Arme,  sich  die  Naufahrt  befand.  In  Folge 
der  zu  grossen  Breite,  Zertheilung  und  Ablenkung,  w*elcher  die 
Donau  in  der  Lobau  und  bei  MUhlleiten  unterlag,  fand  die  Schiff- 
falirt  bedeutende  Schwierigkeiten,  wie  auch  die  AusmUndung  des 
Wiener  Donau -Canales  nur  für  kleine  Fahrzeuge  offen  blieb.  In 
dem  Zeiträume  von  1850—1853  wurde  die  Naufiskhrt  nach  der  be- 
stimmten Linie  an  der  Ausmündung  des  Wiener  Donau  -  Canales 
vorbei  und  nach  Wegschwemmung  der  dort  bestandenen  sehr  be- 
trächtlichen Schotterinseln  mit  einer  bedeutenden  Tiefe  in  den  Dorf- 
wasser-Arm  geleitet,  wodurch  die  Schififahrt  bei  jedem  Wa88CH> 
Stande  ungehinderten  Fortgang  findet  Es  erübrigt  nur  noch, 
mehrere  Stellen  am  linken  Ufer  zu  flxiren,  um  den  Fluss  von  der 
Ausmündung  des  Kaiserwassers  bis  nach  Fischamend  in  einem  sta- 
bilen Bette  zu  erhalten.  Dadurch  werden  aber  noch  andere  sehr 
bedeutende  Vortheile  für  die  Residenz  erzielt;  denn,  wenn  mit  der 
Zeit  nothwendiger  Weise  eine  merkliche  Eintiefung  des  Flusses 
erfolgt,  so  ist  dieses  von  derselben  Wirkung,  als  wenn  das  an- 
gränzende  Terrain ,  auf  welchem  sich  die  den  Ueberschwemmungen 
ausgesetzten  Vorstädte  befinden,  um  eben  so  viel  erhöht  würde, 
sowie  auch  durch  die  Vereinigung  der  ganzen  Kraft  des  Flusses 
in  einem  constanten  Bette  die  Bildung  der  Eisdecke  erschwert 
oder  im  Falle  ihres  Entstehens  ihr  Abgang  erleichtert  werden  wird, 
während  bisher  an  den  ausgebreiteten  seichten  Stellen  der  Donau, 
vom  Kaiserwasser  bis  zur  Lobau,  die  Eisschollen  sich  anachopplen 
und  Anschwellungen  des  Wassers  verursachten,  wodurch  die  niedrig 
gelegenen  Vorstädte  häufig  den  Ueberschwemmungen  ausgesetzt 
waren» 

Bekannt  sind  die  Gefahren  und  Verzögerungen,  welche  in 
dem  Felsenbette  der  oberen  Donau  nächst  Grein  der  Strudel  und 
der  Wirbel  der  Schififalirt  entgegensetzten.  Am  Strudel  ist  das 
Bett  der  Donau  in  emer  200  Klafter  langen  Strecke  mit  Felsen» 
zacken  besäet,  durcli  und  über  welche  der  Strom  Cascaden  biMet 
und  zugleich  eine  scharfe  Wendung  macht,   wesshaib  die  Schiffe 
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nur  bei  höherem  Wasserstande  durchzukommen  vermoehten.  Am 
Wirbel,  unterhalb  des  Strudels,  erhebt  sich  in  der  Donau  eine 
mit  dem  rechten  Ufer  in  Verbindung  stehende  Felsinsel,  der 
Hausstein;  der  Fluss,  dessen  Stromstrich  gegen  das  rechte  Ufer 
gerichtet  ist,  wird  dadurch  aufgehalten  und  eingeschränkt,  er  wirft 
sich  gegen  das  linke  Ufer,  prallt  zurtick  und  erzeugt  grosse  trich- 
terförmige Wirbel,  deren  Trichter  eine  Tiefe  von  4  —  6  Puss  er- 
reichen und  Flösse  und  kleinere  Schiffe  mit  der  Gefahr  de«  Unter- 
ganges bedrohen.  Im  Jahre  1778  begann  am  Strudel  gegen  das 
rechte  Ufer  zu  die  Aussprengung  eines  16  Klafter  breiten,  120 
Klafter  langen  Canals,  an  welchem  bis  1849  350  Kubik- Klafter 
Steine  ausgehoben  wurden,  womit  die  beabsichtigte  Tiefe  bis 
6  Fuss  unter  Null  noch  nicht  erreicht  war;  die  Beschränktheit 
dieses  Canals  und  die  heftige  Strömung  des  Flusses  gestattet 
immer  nur  den  Durchgang  eines  Schiffes,  welchen  die  übrigen 
Schiffe  weit  unterhalb  und  oberhalb  der  Stromschnelle  abwarten 
mOseen.  Von  1850  bis  1855  wurde  am  Strudel  die  Aushebung  des 
Canals  durch  Absprengung  von  73'/j  Kubik-Klafter  Felsen  fortge- 
setzt. Bei  dem  Wirbel  beabsichtigte  man,  den  Canal  am  rechten 
Ufer  zu  er^'eitem  und  zu  vertiefen.  Zu  diesem  Behufe  wurden 
nach  den  bei  den  Noce- Bauten  gemachten  Erfahrungen  Felsspren- 
gongen  mit  Anwendung  eines  verbesserten  Verfahrens  vorgenom- 
men; auf  diese  Weise  wurden  am  28.  December  1853  in  Gegen- 
wart einer  eigenen  Commission  über  200  Kubik-Klaftier  abgesprengt, 
und  dabei  das  Resultat  erzielt,  dass  man  unter  Wasser  in  einer 
liefe  von  9  Fuss  sprengen  und  die  Sprengungen  ober  und  unter 
Wasser  mit  dem  vierten  Theile  des  früheren  Zeit-  und  Kosten- 
Anfwandes  bei  ähnliciien  Verrichtungen  bewirken  konnte.  In  Folge 
dieser  gelungenen  Versuche  genehmigte  Seine  k.  k.  Majestät  unterm 
7.  Mai  1854,  dass  der  ganze  Hausstein  bis  auf  die  ftlr  grosse 
Schiffe  erforderliche  Tiefe  vollkommen  entfernt,  und  mit  dem  hier- 
ana  gewotinenen  Materiale  die  unförmliche  und  ge&hrliche  Einbuch- 
tung des  linken  Fiuss-Ufers  abgebaut,  dann  das  rechte  Ufer  mittelst 
eines  Dammes  in  einer  angemessenen  Richtung  r^ulirt  und  darauf 
^ein  bequemer  Treppelweg  hergestellt  werde;  ferner  dass  am  Strudel 
ein  zweiter  Canal  längs  des  linken  Ufers  ähnlieh  dem  am  rechten 
Ufer  in  dem  Felsbette  ausgehoben  werde,  damit  einer  ftlr  die  Thal- 
fahrt, der  andere  für  die  Bei'gfahrt  diene.  Diese  Arbeiten  wurden 
im  Jahre  1854  begonnen,  und  werden  nach  ihrer  Vollendung  alle 
(Tefahren   tmd    Verzögerungeil,    welche   die    Schifllahrt  an  jener 
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durch  Jahrhunderte  gefürchteten  Stelle  erhtt,  fllr  immer  beseitigien. 
Bereits  wurde  am  Haussteine  eine  compacte  Masse  von  5.900  Ru- 
bik- Klaftern  Steine  abgesprengt^  welche  theils  zur  Abbaunng  der 
Bucht  am  linken  Ufer,  theils  zur  Herstellung  des  ReguUrungs-Dam- 
mes  am  rechten  Ufer  dienten^  und  die  Insel,  mit  Ausnahme  der 
vordersten  Spitze,  bis  zu  dem  Niveau  des  Nullpunctes  abgetragen. 

Auf  die  Regulirung  der  Donau -Strecke  von  Tlieben  an  der 
ungrischen  Gränze  bis  zur  Ausmündung  der  Raab  waren  bereits 
1831—1843  ly*  Million  Gulden  verausgabt  worden  5  diese  seither 
unterbrochene  Regulirung  wai'd  im  Jahre  1851  wieder  aufgenom- 
men und  soll  nach  einem  gleichen  Regulirungs- Plane  wie  in 
Oesterreich  zu  Ende  geftihrt  werden. 

Von  der  Ausmündung  der  Raab  bis  zu  den  Stromschnellen 
bei  Orsova  strömt  die  Donau  auf  eine  Strecke  von  lO^y,  ^^^  ^ 
ihren  eigenen  Alluvionen  versenkt  In  der  oberen  Donau  •  Strecke 
von  der  Staatsgränze  bis  zur  Raab  besteht  die  Sohle  des  Fluss- 
bettes aus  dem  von  den  Gebirgen  herabgeschwemmten  SchotCfer, 
während  die  Ufer  in  den  unteren  Schichten  aus  feinem  Sehotter 
und  Erde,  in  den  oberen  aus  blosser  Erde  gebildet  sind ;  die  Fluss- 
sohle  ist  daher  viel  widerstandsfllhiger  als  die  Ufer,  wo  sie  nidit 
durch  Natur  oder  Kunst  befestigt  sind,  welche  desslialb  den  An- 
grißen  des  Stromes  leicht  nachgeben:  dets  Fiussbett  erweitert  sieh 
auf  eine  grosse  Breite,  der  Stromstrich  äudert  bei  jedem  Wechsel 
des  Wasserstandes  seine  Richtung,  der  Fluss  theilt  sich  in  ve^ 
schiedene  Arme  und  besitzt  eine  unbeständige,  bei  niedrigem  Was- 
serstQ^nde  Air  die  SchifSahrt  ungenügende  Tiefe.  Von  der  Mün- 
dung der  Raab  an  tritt  der  Fluss  in  die  grosse  ungrische  Ebene, 
sein  Gerinne  ist  in  der  oberen  Strecke  aus  feinem  Schotter  und 
Sand,  in  der  unteren  aus  Sand  und  Schlamm  gebildet,  und  die 
Ufer  bestehen  aus  Schichten  von  grösserer  Widerstandsföhigkdt 
als  die  Sohle  des  Flussbettes;  der  Fluss  ist  daselbst  mehr  zusam- 
mengehalten, tritt  selten  bei  Hochwässern,  wohl  aber  bei  Eisgängen 
aus,  und  hat  bei  jedem  Wasserstande  eine  hinreichende  Hefe.  In 
dieser  Strecke  hat  die  Regulirung  mehr  die  Sicherung  der  dem 
Wasser  ausgesetzten  Grundflächen  und  locale  Voricehrungen  zum 
Zwecke.  Während  der  erwähnten  Periode  wurden  Durchstiche  der 
Donau  bei  Bogyiszlö,  bei  Bezdin  und  Vörösmart  in  einer  Ge- 
sammtlänge  von  nahezu  2  Meilen  ausgeführt,  wodurch  der  Lauf 
der  Donau  um  4  Meilen  abgekürzt  wurde. 

Die  furchtbarsten  Hindemisse,  welche  sich  dem  Laufe  der  Donau 
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von  Ihrer  Quelle  bis  zu  ihrer  Mündung  entgegenstellen,  beireitet 
ihm  der  nächst  Orsova  vom  Uniien  auf  das  rechte  Ufer  übersetzende 
Gebirgszug  der  südlichen  Karpathen;  oberhalb  Orsova  ist  an  sieben 
Stellen  —  Stenka,  Kozla^  Dcjke,  Izlas,  Tachtalia,  Greben,  Jutz  ge« 
nannt  —  das  Bett  der  Donau  der  ganzen  Breite  nach  mit  Felsbftnken 
durchzogen«  Die  hierdurch  in  einer  Länge  von  2.800  Klaftern  ge- 
bildeten Untiefen  erzeugen  Stromschnellen,  welche  nur  bei  einem 
Wasserstande  zu  Orsova  von  6  Fuss  ober  Null  von  den  Schiffen 
durchaus  zu  befahren  sind.  Ein  noch  grösseres  Hindemids  bildet 
eine  Meile  unterhalb  Or^va  das  berüchtigte  eiserne  Thor,  wo 
die  Donau  bei  einer  Breite  von  300—500  Klaitern  von  einem  Fels- 
rücken mit  vielen  Zacken  und  Spitzen  auf  1.400  Klafter  Länge 
durchkreuzt  ist  und  von  Schiffen  nur  bei  einem  Wasserstande  von 
d%  Fuss  ober  Null  am  Pegel  von  Orsova  befahren  werden  kann. 
An  den  oberen  Untiefen  wurden  unter  Leitung  des  Grafen  Sz^h^yi 
1832 — 1834  einige,  jedoch  nicht  ausreichende  Felsensprengungen 
vorgenommen,  ebenso  wie  die  österreichische  Donau -Dampfsehiff- 
fahrts-Gesellschaft  noch  vor  dem  Jahre  1848  die  hervorragendsten 
Felsspitzen  am  eisernen  Thore  absprengen  Hess.  Neuerlich  wurden 
von  der  k.  k.  Regierung  einige  vorbereitende  Schritte  zu  Arbeiten 
angeordnet,  welche  in  ihrer  weiteren  £ntwickelung  das  eiserne 
Thor  der  Schiffialirt  zugänglicher  zu  machen  geeignet  wären.  Die 
Local-Yerliältnisse  setzen  dem  Unternehmen  solche  Schwierigkeiten 
entgegen,  dass  dasselbe,  wenn  es  gelingen  soll,  nach  einem  gross- 
artigen Plane,  welcher  der  reiflichsten  Erwägung  bedarf,  in's  Werk 
gesetzt  werden  mnss. 

Zu  dem  Schifflhhrts- Systeme  der  Donau  gehört  der  Franzens- 
Canal  und  der  Bega-Canal,  an  welchen  in  der  neueren  Zeit 
ebenfalls  grosse  Verbesserungen  bewerkstelligt  und  vorbereitet 
wurden.  Erst  er  er  verbindet  die  Donau  bei  Monostorszeg  mit  der 
Thdss  bei  Földvär,  ist  14*/,  Meilen  lang  und  trägt  Ruderschiffe  mit 
einer  Ladung  von  8 — 10.000  Centnem;  zu  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts von  einer  Privat* Gesellschaft  angelegt,  ging  er  erst  vor 
einem  Jahrzehende  in  das  Eigenthum  des  Staates  über.  Bei  Er- 
bauung der  Kammerschleussen  an  seinen  beiden  Mündungen  wurden 
die  Schleussendrempel  zu  hoch  angelegt,  so  dass  die  Schiflfahrt 
bei  niedrigem  Wasserstande  unterbrochen  wird;  femer  war  die 
Fiximng  seiner  Mündung  in  die  Donau  verfehlt,  indem  sie  im 
Scheitel  einer  grossen  Krümmung  der  Donau  angelegt  wurde^ 
welche  der  FIuss  allmählich  verliess,  indem  er  sich  einen  Weg 
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dulrch  die  schmale  Erdzunge  zwisohen  den  beiden  Enden  der  Kröm- 
mungslinien  bahnte;  auch  war  die  Erhaltung  der  Bau*Objecte  und 
der  Tiefen  in  den  inneren  Haltungen  vemachlftssigt  Die  Beseiti- 
gung dieser  Mängel  ward  bereits  im  Jahre  1845  beschlossen,  und 
es  begannen  die  Arbeiten  behufs  der  5.224  Klafter  betrageoden 
Verlängerung  des  Canals  von  Monostomeg  aufwärts  bis  gegenüber 
von  Batina,  weil  daselbst  am  rechten  Donau-Ufer  der  Berg  einea 
Hxen  Punct  bildet,  während  am  linken  Ufer  die  Schleussen  und 
die  Uferversicherungen  ebenfalls  dnen  Halt  bieten  werden,  zwi- 
Bchen  welchen  Puncten  die  für  die  ganze  Donau  erforderliche 
Weite  bleibt.  Die  Drempel  der  neu  zu  erbauenden  KammeTschleusse 
am  linken  Donau -Ufer  sollten  in  der  gehörigen  Tiefe  angebracht 
werden,  um  den  grössten  Schüfen  mit  voller  Ladung  den  Durch- 
gang zu  gewähren.  Die  Arbeiten  wurden  durch  die  Revolution 
unterbrochen,  während  welcher  auch  die  vorbereiteten  Gerätlie  und 
Materialien  zerstört  und  verschleppt  wurden.  Seither  wurden  diese 
Arbeiten  wieder  aufgenommen  und  zu  Ende  geitlhrt  Erwäh- 
nung verdient  der  Beton -Körper,  welcher  die  Schleusse  bildet; 
er  hat  792  Fuss  Länge,  58  Fuss  Breite  und  36  Fuss  Höhe, 
mit  Einrechnung  der  27  Fuss  hohen  Wände,  und  ist  wahrscheinlich 
der  grösste  vorhandene  künstlich  erzeugte  Monolith.  Ausserdem 
wurden  die  Bau-Objecte  und  Haltungen  des  Canals  erhalten  und  ver- 
bessert, dieHjiumung  und  Eindämmung  der  zweiten  Haltung  theil- 
weise  bewerkstelligt  Der  Gesammtaufwand  für  diese  Arbeiten  am 
Franzens- Cauale  betrug  in  der  letzten  Periode  über  eine  halbe 
Million  Gulden. 

Die  Gorrection  des  Franzens -Canals  gewinnt  bedeutend  an 
Wichti^eit  durch  die  Verbindung  desselben  mit  dem  Bega- Ca- 
uale. Letzterer  beginnt  oberhalb  Temesvär  bei  Kostil,  wo  er  ver- 
mittelst einer  Schleusse  und  eines  Canals  aus  dem  nalien  Temes- 
Flusse  gespeist  wird,  theilt  sieh  in  der  Vorstadt  von  Temesvär 
unter  mei)rere  Schleussen,  weiche  zur  Holztriftung  und  zu  Mahl- 
werken, nicht  aber  zur  SchifiTahrt  dienen,  fUhrt  von  Temesvär  bis 
Kiek  in  einem  sehr  verwahrlosten  Zustande,  welcher  nur  Schiffen 
von  geringer  Tragfähigkeit  Zugang  gestattet,  und  läuft  mit  ver- 
bchiedenen  die  Schiffiahrt  belästigenden-  aber  nicht  hemmenden 
Ki-ümmungen  von  Kiek  bis  Titel,  wo  er  in  die  Theiss  nahe  an 
deren  Ausflusse  in  die  Dcmau  einmündet  Die  Beseitigung  der  be- 
deutendsten dieser  Gebrechen  sind  in  Angriff  genommen.  Die 
Wichtigkeit  dieses  Canals  für  den  Frnchtliandel  des  Banates  und 
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von  ganz  Ungern  wird  jedoch  dareh  die  mit  AUerhöchster  Ent- 
8cb]ie88UDg  vom  2^  Juli  1853  voti  Seiner  Majestät  bereits  geDoli- 
migte  directe  Verbindung  desselben  mit  der  Theiss  ungemein  erhiVht. 
Diese  grossartige  Maasregel  bezweckt  den  Bega-Canal  durch  einen 
neu  auszuhebenden  Canal  mit  der  Theiss  auf  möglichst  kurzem 
und  angemessenem  Wege  in  Verbindung  zu  bringen  ^  wobei  übri- 
gens der  gegenwärtige  Lauf  der  Bega  ttber  Gross  ••Beckerek  nach 
Titel  offen  bleibt.  Hierdurch  wird  es  m^lich  werden,  den  Trans- 
port des  aus  dem  BansLte  nach  der  Donau,  der  oberen  Theiss  und 
der  Maros  bestimmten  Geüreides  und  sonstigen  Producte^  statt  die- 
selben auf  dem  langen  Umwege  über  die  Mündung  der  Theiss  auf 
der  Donau  aufwärts  zu  leiten,  in  gerader  Richtung  gegen  den 
Franzens- Canal  und  mittelst  desselben  in  die  Donau  zt}  führen, 
wqbei  er  nicht  nur  bei  jedem  Wasserstande  der  Theiss  sicherge- 
stellt, sondern  auch  die  hierzu  erforderliche  Zeit  auf  ein  Vierttheil 
reducirt,  und  die  Störungen  durch  Hochwasser  vermieden  werden. 
Die  Arbeiten  zu  diesem  Zwecke  dürften  bald  beginnen. 

Die  grössten  national -ökonomischen  Erfolge  stellt  die  Reguli- 
rung  der  Theiss  von  Tisza-Ujlak  bis  zu  ihrer  Ausmündung  in  die 
Donau  in  Aussicht,  deren  Hauptzweck  allerdings  auf  die  Sicherung 
der  Ufergelände  vor  den  periodischen  Ueberschwemmungen  ge» 
richtet  ist,  welche  aber  auch  der  SchifiTahrt  wesentlich  zu  statten 
kömmt  Die  Theiss  entspringt  in  den  Karpathen  und  bildet  einen 
Gebirgsstrom  bis  Tisza-Üjlak,  wo  sie  in  die  offene  fast  horizontale 
unabsehbare  Ebene  tritt.  Ihre  Länge  von  Tisza-Üjlak  bis  zur  Mün- 
dung beträgt,  nach  dem  Laufe  des  Flusses  gemessen,  159%  Meilen, 
d.  i.  mehr  als  das  Doppelte  des  72  Meilen  langen  Thaies,  in  wel- 
chem sie  herabströmt.  Ihr  Rinnsal  ist  beständig  und  tief  in  das 
Terrain  eingeschnitten.  Die  Höhe  der  Hochwässer  übersteigt  in 
vielen  und  langen  Strecken  die  Höhe  der  Ufer,  und  veranlasst 
Uebersdiwemmungen,  welche  sich  jedoch  nur  3—5  Fuss  über  das 
Ufer  erheben.  Die  Sohle  des  Flussbettes  ist  aus  feinem  Schlamme 
gebildet,  demnach  weniger  widerstandsi&lüg  als  die  aus  ange- 
schwemmtem Erdreiche  gebildeten  Ufer,  wesshalb  der  Fluss  nicht 
iu  Arme  getheilt  oder  von  Insehi  besetzt  ist  und  sein  concentrirtes 
Bett  für  die  SchifiTahrt  hinreichende  Tiefe  darbietet  Das  ausneh- 
mend geringe  Gefälle  und  die  vielen  Krümmungen  der  Theiss  sind 
die  Hauptursachen  des  trägen  Laufes  so  wie  der  übermässigen  Er- 
hebung der  Hochwässer  und  der  Ueberschwemmungen,  welche 
abgesonderte    mehr    oder    minder    grosse    Flächen    oder   Becken 
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überzieheD;  diese  Umstände  maehen  es  möglich,  dass  die  BeguUniDg 
der  Theias  und  ihrer  einen  gleichen  Charakter  an  sieh  tragendeo 
Nebenflüsse  (Sxamos,  Bodrog,  S^jo,  die  drei  Koros  mit  dem  Be* 
rettyö,  und  Marcs)  in  mehreren  und  verschiedenen  Strecken 
gleichzeitig  unternommen  werden  kann.  Die  gesammte  Bodeo- 
fiftche,  welche  den  pmodischen  Ueberschwemmungen  der  Theias 
unterlag,  betrug  1,670.000  ungrische  Joche,  und  das  von  den  Ne* 
benflttssen  derTheiss  zeitweise  tIbentohwemmteGebiet  980.000  Joche. 
Diese  zeitweisen  Ueberschwemmungen  eines  Terrains  von  ^V,  Mil^ 
Hon  Jochen  oder  200  österreichischen  Quadrat-Meilen,  Velche  bsi 
nach  der  ganzen  Länge  einen  See  bildeten,  die  Ck)mmunica(ion 
zwischen  dem  Landesgebiete  auf  beiden  Ufern  des  Flusses  er« 
schwerten  oder  selbst  unterbrachen,  die  Luft  verdarben,  den  karges 
Ertrag  der  überschwemmten  Bodenflftehe  verwüsteten  und  dnen 
Zustand  des  Ersterbens  und  der  theilnahmlosen  Unthfttigkeit  her- 
beiftüirten,  gaben  den  ersten  Anlass  zu  der  durch  die  grosse  Aus- 
'  dehnung  der  Operation  und  die  Menge  der  dabei  Betheiligten  aller* 
dings  sehr  erschwerten  Regulirung  der  Theiss.  In  den  Jahren 
1843  und  1844  bildeten  sich  i)lr  isolirte  Strecken  zwei  gesellschaft- 
liche Vereine,  im  Jahre  1845  ward  durch  den  damaligen  Reichs- 
Palatin,  Seine  kaiserliche  Hoheit  Erzherzog  Joseph,  die  Reguli- 
rung der  ganzen  Theiss  und  ihrer  Nebenflüsse  in  Anregung  ge- 
bracht, und  der  entsprechende  Beschluss  geüsisst,  dessen  Ausfllh- 
rung  im  Jahre  1846  dem  energischen  und  patriotischen  Grafen 
Stephan  Sz^h^ji  übertragen  wurde.  Der  Regulirung&Plan  dieses 
gesellschaftlichen  von  der  Regierung  mit  bedeutenden  Geldmitteln 
unterstützten  Unternehmens  ging  von  der  damaligen  ungrischen 
Landes-Baudirection  aus,  und  wurde,  nachdem  man  sich  über  die 
dabei  zu  befolgenden  Grundsätze  geeinigt  hatte,  bis  zur  Zeit,  wo 
die  Revolution  diesen  segensreichen  Arbeiten  Stillstand  gebot,  so 
weit  ausgeführt,  dass  Dämme  in  einer  Litnge  von  56.483  Klaftern 
he^estellt,  Durchstiche  in  einer  Länge  von  11.690  Klaftern  ausge- 
hoben ,  und  mit  einem  Gesammtkostenauiwande  von  687.%U  fl. 
28.073  Joch  vor  Ueberschwemmungen  gänzlich,  161.000  Joch  theil- 
weise  geschützt  wurden,  und  die  Durchstiche  den  Lauf  des  Flusses 
um  31.353  Klafter  oder  nahezu  8  Meilen  abkürzten.  Aber  schon 
vor  jenem  Stillstande  hatte  die  bestandene  Unsicherheit  des  tech- 
nischen Vorganges  sowohl  als  der  Aufbringung  der  erforderiichen 
Geldmittel  den  Fortgang  dieses  grossartigen  Unternehmens  bedroht. 
Zu  dessen  Gedeihen   war  ein   von   den   vielen  Partei -Interessen 
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uDabhSngigeir  Oütnü-Pttnct  des  Wiricens  eribrderlich,  tod  welchem 
man  diese  Interessen  unbefangen  berücksichtigen  ^  die  Mittel  zur 
Auefühmng  schaffen  und  letztere  pach  den  Bestimmungen  der 
obersten  Bau-Organe  leiten  konnte.  Insbesondere  war  ein  Baarfond 
oothwendig,  welcher  hinreichte,  das  Unternehmen  so  weit  zu  t&t* 
dern,  dass  die  weitere  Fortsetzung  durch  eigene  Mittel  m^lieh 
ward.  Diess  wurde  Über  Antrag  des  Handels-Ministers  Freiherm 
von  Brack  durch  die  Allerhöchste  £ntschliessung  Seiner  Majestät 
vom  16.  Juni  1850  herbeigeführt.  Als  Organ  des  Ministeriums 
ward  in  Pest  die  k.  k.  Central -Commission  f^r  die  Theiss-Regufi* 
rang  niedergesetzt,  deren  Aufgabe  es  ist,  die  Anträge  und  An- 
sprüche der  Bezirks*  und  Sondervereine  dem  Ministerium  gegenüber 
zu  vermitteln,  die  technischen  Fragen,  Bauantriige  und  Entvirürl^ 
zur  Entscheidung  vorzubereiten,  und  deren  sachgemfisse  Ausfüh-* 
rung  zu  überwachen.  Die  Vereine  haben  durch  ihre  Aussdiüsse 
ihre  eigenen  Interessen  zu  wahren  und  zu  vertreten,  und  die  Re- 
gierung übt  nur  einen  theihiehmenden  und  überwachenden  Einfluss 
insoweit,  als  diess  die  Gesammtinteressen  aller  Vereine,  so  wie 
jene  des  Staates  erheischen.  Die  erforderliche  Oelduntersttttzung 
wurde  vom  Staate  dadurch  gewährt,  dass  er  das  früher  contra- 
birte  Anlehen  zurückzahlte,  einen  weiteren  Vorschuss  aus  Staats- 
mitteln mit  jährlichen  100.000  fl.  auf  ftlnf  Jahre  gewährte,  und 
die  Kosten,  welche  die  Verbesserung  des  Flussbettes  und  die  Fluss- 
tiberwachung  erfordern,  so  wie  die  sämmtlichen  Kosten  des  Perso- 
oalstandes  und  der  Verwaltung  der  Central-CkMumission  zu  bestreiten 
ttbemahm.  Da  jedoch  jener  jährliche  Vorschuss  von  100.000  fl. 
für  die  Bewerkstelligung  der  Dammarbeiten  nicht  hinreicht,  so 
wurde  voriäufig  bis  zur  Ausmittlung  einer  genaueren  Vertheilung 
der  Beiträge  bestimmt,  dass  von  jedem  Joche  der  gegen  Uebeiv 
sciiwemmungen  bereits  sichergestellten  Gründe  ein  Gulden  in 
die  gesellschaftliche  Gasse  jährlich  eingezahlt  werde.  In  den 
Jahren  1850  bis  1856  wurden  unter  der  Aufsicht  der  Staatsver^ 
waltung  18a237  Längenklafter  Dämme  hergestellt,  '24.079  Klafter 
Durchstiche  ausgehoben,  wozu  eine  Auslage  von  2,742^586  fi. 
verwendet  wurde.  Das  Gesammtergebniss  dieses  grossartigen  Un* 
temehmens  während  der  Jahre  1846  —  1856  weiset  sohm  bereits 
die  Errichtung  von  25  Meilen  fertiger  Dämme,  die  Aushebung  von 
349.343  Kubik -Klaftern  Erde  zum  Behufe  von  37  Durehsticlien, 
welche  den  Flusslauf  um  327,  Meile  abkürzen  werden,  an  der 
Theiss,   vier  an  der  Ondova  und  Topla  (Nebenflüsse  des  Bodrog), 
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eioer  au  der  Boraova  und  einer  an  der  Auamftndungder  vereiniglen 
KÖTÖ6  tbeils  vollendet,  theils  in  AusfÜhmng  begriftn  sind.  IGi 
einem  Aufwände  von  3,430.407  fl.  wurden  durch  diese  Arbeiten 
bereits  Über  522.000  ungrische  Joche  oder  40  österreichische  Qua- 
drat-Meilen vor  Ueberschwemmungen  geschützt,  und  dadurdi  in 
das  fruchtbarste  Ackerland  verwandelt,  welcher  Erfolg  noch  weit 
grösser  gewesen  wäre,  wenn  nicht  die  lange  andauernden  und 
bedeutenden  Hochwässer  der  Theiss  in  den  Jahren  1851 ,  1853  und 
1855,  dann  der  Mangel  an  Arbeitskräften  in  der  günstigsten  Bauzeit 
Hindemisse  und  Verzögerungen  herbeigeföhrt  hätten.  Letzteren 
Mangel  wird  in  der  Folge  dadurch  abgeholfen  sein,  dass  Seine 
k.  k.  Hoheit  Eizherzog  Albrecht,  Militär-  und  Civil-Gouvemeur 
von  Ungern,  die  öffentliche  Arbeitsleitung  der  Gemeinden  znrVer- 
fügung  der  Theiss-Regulirungs-Central-Commission  gestellt  hat,  so 
wie  anderseits  das  Fortschreiten  dieses  Unternehmens  bedeutend 
durch  die  seit  1850  entstandenen  ftinfeehn  neuen  Sondervereine 
gefördert  wird,  welche  sich  den  Schutz  abgeschlossener  Boden- 
flächen durch  die  mittelst  eigener  Geldmittel  auszuDlhrenden  Damm- 
arbeiten zur  Aufgabe  gestellt  und  mit  diesen  Arbeiten  t)ereits  be- 
gonnen haben. 

Um  endlich  die  Leitung  der  Theiss-ReguHrung  mit  der  neuen 
politischen  Organisirung  Ungem's  in  Zusammenhang  zu  setzen^ 
wurde  eine  neue  Vorschrift  liierUber  erlassen,  welche  aber  noch 
nicht  in  Wirksamkeit  getreten  ist.  * 

Nach  derselben  soll  die  Oberleitung  der  Regulirung»-Arl)eiten 
den  politischen  Landesbehörden  zustehen,  welchen  ftlr  die  techni- 
schen Geschäfte  ein  Gentral-Inspectorat  zu  Ofen  mit  6  Bau-Aemtem 
beigegeben  ist  Der  Staat  bestreitet  die  Kosten  aller  jener  Arbei- 
ten, welche  die  Verbesserung  des  Flusslaufs  zur  Erleichterung  der 
Schifilahrt  bezwecken,  wogegen  die  Kosten  der  Inundations-Dämme 
von  den  Interessenten  bestritten  werden  müssen ,  denen  die  Staats- 
Verwaltung  nur  Vorschüsse  bewilligt  Jede  Fluss-Section  zerfllllt 
in  Bau-Bezirke  (Consortien),  deren  Grundbesitzer  einen  Bau- Verein 
bilden  und  die  Angelegenheiten  de88elt)en  durch  einen  Ausachuss 
verwalten.  Die  Concurrenz  der  Interessenten  zu  dem  Aufwände 
eines  Bau- Vereins  wird  mit  Rücksicht  auf  die  Abstufungen  des 
ihnen  zugehenden  Nutzens  festgesetzt.  Die  Einhebung  der  betreffen- 
den Umlagen  erfolgt  durch  die  Steuer-Aemter  nach  dem  ftlr  die 

'  MiDitt-Verord.  vom  9.  October  1656.- 
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Emkebung  der  Grundsteuer  festgesetzten  Verliihren.  Das  abgebaute 
Flussbett  gdit  in  das  Eigenthum  des  Staates  aber,  welcher  es 
den  Aurainem  auf  ihr  Ansuchen  gegen  angemessenes  Entgelt  Über- 
läfist 

Schliesslich  werden  die  hauptsächlichsten  der  in  den  Jahren 
1850—1855  ausgeführten  Uferschutzbauten  in  Vergleichung  zu  den 
früher  bestandenen  hier  angeDihrt: 

Kronländer'  Früher  bestandene    1850—1855  enrichtete 

UferschuUbauten     (ohne  Dammnnlagen) 

Galizien  (an  der  Weichsel,  Dunajec, 

San  und  Dniester) 118.480  Klafter,  16.170  Klafter, 

Böhmen  (Moldau  und  Elbe)    .    .    .    95.561      ,,        19.903      „ 

Tirol  (Inn  und  Etach) 34.177      „  7.632      „ 

Lombardie  (Po  ohne  Nebenflüsse)    .    19.267      ^  3.318      „ 

Venedig Iia390      ^  4.204      „ 

Krain(Save) 13.297      ,.  3.010      „ 

Oesterreich  ob  und  unter  der  Enns 

mit  Salzburg  (Donau,  Saale,  Salz- 

ech,  Inn,  Enns,  Traun,  Agger, 

Yökla,  March,  Leitha).    .    .    .255.950      „        71.090      „ 
Ungern  (Donau  ohne  Kebenfltisse)  .      5.751      ,,  4.964      „ 

Die  gesammten  vom  Handels-Ministerium  bestrittenen  Auslagen 
Htr  die  Erhaltung  und  Verbesserung  der  Wassei^strassen  betrugen 
in  den  6  Jahren  1850  —  1855  20  Millionen  Gulden,  wovon  allein 
auf  Venedig  8  Millionen,  auf  Oesterreich  unter  der  Enns  2  Mil- 
lionen, auf  die  Lombardie,  Oesterreich  ob  der  Enns  mit  Salzburg, 
die  Wojwodschaft  mit  dem  Banate,  Tirol  und  Böhmen  mehr  als 
je  1  Million  entßelen.  ' 

§.  12. 

10.  Communications-Anstalten  (Dampfschifffahrts- Unternehmungen). 

Zu  den  Unternehmungen,  welche  sich  in  Oesterreich 
<^m  firOhesten  aus  vereinzelter  Beschränktheit  emporhoben 
und  ihren  Antheil  an  der  Vermittlung  des  Weltverkehres 
nahmen ,  gehören  die  DampfschifiTahrts-Gesellschaften.    Unter 

•  Umständlichere  Nachweisungen  über  die  Ergebnisse  des  Wasserbaues 
in  Oesterreich  während  der  Jahre  1850—1853  enthält  der  oben  angeführte 
Verwaltungsbericht  des  Freiherm  von  Czo«rnig. 
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daneben  lagen  ^or  allen  anderen  die  Donan  •Dampf* 
sehifffahrts-Gesellschafft  und  dieDampfschifffabrts- 
Gesellschaft  des  österreichischen  Lloyd  herTor,  an 
welche  sich  in  zweiter  Linie  die  Gesellschaften  für  die  Be- 
fchrnng  der  Elbe,  der  Weichsel  und  mehrerer  Seen  mittelst 
DampfiM^hiffen  ruhen.  Oesterreieh  besitzt  fOr  die  Dampf- 
schiflBhhri  eine  ungemein  günstige  Anlage  durch  den  gewal- 
tigen I>onau- Strom,  dessen  Benützung  für  den  Welthandel 
erst  in  die  jüngste  Zeit  filllt,  und  durch  die  mit  trefflichen 
Hafen  au^estattete  Meeresküste,  weicht  am  tiefsten  in  den 
eoropaisehen  Continent  einschneidet  und  dem  Verkehre  mit 
der  Levante  und  den  angranzenden  Ländern  die  Bahn  er- 
öffnet Freilich  stellt  der  Donau -Strom  durch  seine  Aas- 
ästungen  und  dadurch  erzeugten  Untiefen ,  durch  seinen  ver- 
finderlichen  Stromstrich  und  die  an  mehreren  Stellen  den 
Fluss  durchziehenden  Felsenriffe  der  Schifflßahrt  bedeutende 
Hindernisse  entgegen,  wesshalb  auch  bei  dem  ersten  miss- 
Inngenen  Versuche  der  Einführung  der  Dampfschifflbhrt  auf 
demselben  (1819)  die  Ansicht  sich  allgemein  geltend  machte, 
dass  dieser  Fluss,  seiner  eigenthümlichen  Beschaffenheit 
wegen ,  sich  ftlr  die  BampfschifiTahrt  nicht  eigne.  Inzwischen 
gelang  es  der  unennüdeten  Ausdauer  und  dem  Untemeh- 
mungsgeiste  der  Gesellschaft,  welche  sich  im  Jahre  1830  zu 
Wien  über  Anregung  des  Freiherm  Johann  von  Putbon  für 
den  Betrieb  der  Dampfschififahrt  auf  der  Donau  gebildet 
hatte,  diese  Hemmnisse  zu  überwinden,  und  binnen  wenigen 
Jahren  ihre  SchiffTahrt  über  den  ganzen  Lauf  der  Donau  von 
Linz  abwärts  bis  zur  Mündung  und  selbst  bis  in  das  schwarze 
und  äg&ische  Meer  auszudehnen.  Ihr  Fortschritt  bis  zum 
Jahre  1848  war  ein  regelmässiger,  doch  wurde  er  innerhalb 
bestimmter  Gränzen  gehalten,  da  die  politische  Sonderstel- 
lung üngern's,  in  welchem  Lande  der  Schwerpunct  ihrer 
Thfttigkeit  liegt,  ihre  freie  Bewegung  vielfach  hemmte,  und 
wahrscheinlich ,  wenn  jene  Tendenzen  obgesiegt  hfttten ,  ihren 
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Untergang  herbeigeftkhrl  hätte,  wie  denn  auch  während  dea 
Insnrrections- Krieges  der  grösate  Theil  ihrer  Fahrbetrieba^ 
Mittel  mit  Einschluss  ihres  Werftes  yon  der  revolutionären 
Herrschaft  in  Beschlag  genommen  wurde.    Kaum  war  jedoch 
der  Aufstand  überwunden  und  die  Freiheit  des  Verkehres 
hergestellt,    so  schritt    die   Gesellschaft   mit  so  mächtiger 
Energie  zu  der  durch  die  neu  entstandene  Handelsbelebcing 
nothwendig  gewordenen    Vermehrung   ihrer   Betriebi^mittel, 
däss  sie  ihr  darauf  verwendetes  Capital  binnen  acht  Jahren 
von  8'/,  Million  bis  auf  321/2  Million  Gulden  erhöhtCy  somit 
vervierfachte,  und  dass  sie  dieses  vielleicht  einzig  dastehen- 
den Aufschwunges  ungeachtet  noch  immer  auf  eine  aberma"' 
lige  Ausdehnung  ihrer  Kräfte  hinarbeitet    Ist  diese  so  plötz- 
lich eingetretene  Vermehrung  des  Verkehres   zunächst  die 
Vereinigung   der   ungrisehen   Kronländer  mit   den   übrigen 
Theilen  des  Reiches,  wodurch  die  frühere  Absperrung  be* 
seitigt  und  gleiches  Gesetz  sowie  gleiche  Verwaltung  in  dem 
gesammten  Kaiserstaate  eingeführt  wurde,   zu  danken,   so 
ergab  sich  ein   ebenfalls   auf  den  Verkehr  höchst  günstig 
tinwirkender  Umstand  durch  die  Besetzung  der  Moldau  und 
Walachei  von  den  kaiserlichen  Truppen,  v^on  welchem  Zeit* 
poncte  an  die  frühere  Absonderung  des  walaohisch-moldaui- 
schen   von  dem  türkischen  Donau -Ufer  aufhörte,  und   die 
FOrstenthümer  mit  Oesterreich   in   einen   engeren  Verkehr 
traten.    Hierdurch  fanden  die  Opfer,  welche  die  Gesellschaffr 
darch  mehr  als  20  Jahre    bei  der  Befahrung  der  unteren 
Donau-Strecke  standhaft  gebracht  hatte,  ihr  Ende,  und  eben 
beginnt  sie  durch  den  befreiten  Verkehr  daselbst  die  ersten 
Früchte  ihrer  Ausdauer  zu  ernten.    Die  innere  Entwicklung 
der  Gesellschaft  hielt  gleichen   Schritt   mit  ihren  äusseren 
Erfolgen ,  und  wenn  sie  sich  durch  den  Umfbng  ihrer  Mittel 
(sie  zählt  113  eiserne  Dampfboote  mit  12.031  Pferdekraft^ 
und  bei  500  eiserne  Schleppschiffe  von  200—600  Tonnen 
Ladungsfähigkeit)  und  ihrer  Leistungen   in  der  Reihe  der: 
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beBtehenden  DampüKhifBfUirts-Gesellscbaften  auf  die  höchste 
8lofe  emporgeschwungeQ  hal,  so  behauptet  sie  ihren  Rang 
SQch  durch  ihre  EüimchtangeD,  indem  sie  in  technischer 
VerroUkommniiDg  am  weitesten  yorgeschritten  ist,  das  grösste 
aller  Torhandenen  Primat -Werfte  in  Thätigkeit  erhält,  deii 
Schleppdienst  zq  einer  bisher  nicht  gekannten  Höhe  ausge- 
bildet, und  sich  mit  ihren  eigenen  Kohlengruben  und  einer 
beträchilichen  Eisenbahn  zunächst  föiT  die  Sicherung  ihres 
eigenen  Dienstes  ausgestattet  hat.  Also  ausgerüstet  wird  die 
Cresellschaft  die  fireie  Ck>ncurrenz,  welche  in  Folge  des  neuesten 
Pariser  Friedensschlusses  in  der  Donau-DampfschifiTahrt  ein- 
treten  soll,  erfolgreich  bestehen  können. 

So  belangreich  eine  jede  der  beiden  grossen  österreichi- 
schen DampfschifBTahrts-Ldnien  an  sich  ftkr  den  Weltverkehr 
ist,  80  wird  ihre  Wichtigkeit  doch  noch  dadurch  bedeutend 
erhöht,  dass  sie  sich  beide  in  dem  Anschlusspancte  Galacz 
die  Hand  bieten,  und  dadurch  eine  österreichische  Dampf- 
schiflBbhrts- Verbindung  herstellen,  welche,  den  ganzen  illj- 
rischen  Länder -Ck>mplex  umspannend,  ron  Passau  entlang 
der  Donau,  des  schwarzen,  ägäischen,  jonischen  und  adria- 
tischen  Heeres,  bis  Triest  reichen.  Hier  wurde  wenige  Jahre 
nach  dem  Entstehen  der  Donau-Dampfschififahrts-Gesellschaft, 
TOn  unternehmenden,  den  Blick  in  die  Zukunft  richtenden 
Männern  (an  deren  Spitze  der  Ritter  von  Reyer  stand)  die 
Gesellschaft  des  österreichischen  Lloyd  gegründet,  dessen 
DampfschiffiBethrt  zunächst  die  österreichische  Seeküste,  die 
jonischen  Inseln,  Griechenland,  die  Türkei,  Klein -Asien, 
Syrien  und  Aegypten  in  regelmässige  Verbindung  mit  dem 
ersten  österreichischen  Seehafen  setzte.  Sein  Aufblühen  ver- 
dankt der  österreichische  Lloyd  der  energischen  und  umsich- 
tigen Leitung  des  Freiherrn  von  Brück,  welcher  binnen 
wenigen  Jahren  die  Unternehmung  auf  die  Höhe  eines  der 
ersten  europäischen  Institute ' dieser  Art  erhob;  den  Wett- 
kampf mit  allen  seefahrenden  Nationen  nicht  scheuend ,  nahm 
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der  Llojd  bald  die  vorderste  Stelle  unter  allen  die  Levante 
befahrenden  DampfischiffFahrts- Gesellschaften  ein,  seine  An- 
strengungen wuchsen  mit  den  Schwierigkeiten,  die  ihm  ent- 
gegentraten, das  Netz  seiner  Linien  wurde  immer  weiter 
ausgedehnt,  so  dass  es  gegenwärtig  keinen  nur  irgend  nen- 
nenswerthen  Hafen  der  von  seinen  Schiffen  durchfurchten 
Meere  mehr  gibt,  der  nicht  von  den  Dampfern  des  Osterrei- 
chischen Lloyd  regelmässig  besucht  würde.  Insbesondere 
rühmenswerth  sind  seine  Anstrengungen,  den  Verkehr  von 
West -Europa  mit  Aegjpten  und  Ost -Indien  über  Triest  zu 
leiten,  ungeachtet  die  directen  Fahrten  nach  Alexandrien 
ihm  sehr  namhafte  Opfer  kosteten.  Schon  stellen  seine 
Schiffe  die  kürzeste  Verbindung  zwischen  Alexandrien  und 
Europa  her,  schon  gewöhnt  sich  der  Zug  der  ostindischen 
Reisenden  trotz  aller  rivalisirenden  Anstrengungen  der  eng- 
lischen Dampfboote  an  die  Richtung  über  Triest,  und  mit 
Rücksicht  auf  die  begünstigenden  geographischen  Verhältnisse 
kann  die  unfehlbare  Ueberzeugung  ausgesprochen  werden, 
dass  er  in  dem  hartnäckigen  Wettstreite  obsiegen  und  den 
Verkehr  nach  jenen  fernen  Ländern  in  seine  natürliche  Bahn 
leiten  werde. 

Doch  ist  der  Schauplatz  der  Thätigkeit  des  österreichi- 
schen Lloyd  nicht  auf  das  Meer  beschränkt;  neuerlich  fügte 
er  die  Beschifiimg  des  Po  mittelst  Dampfern  seinen  Linien 
bei,  welche  durch  die  Verbindung  der  lombardischen  Canäle 
und  Seen  bis  an  den  Fuss  des  Simplon  und  die  Ufer  der 
italieniacben  Schweiz  reichen :  das  fruchtbare,  dichtbevölkerte 
und  wohlhabende  Land  an  beiden  Ufern  des  grössten  italie- 
nischen Flusses  verspricht  dieser  Verbindung  jener  Länder 
mit  den  Seeplätzen  eine  blühende  Zukunft.  Der  orientelische 
Kri^  und  die  durch  denselben  erhöhten  See -Frachten  ver- 
ursachten dem  österreichischen  Lloyd,  welcher  mit  Gesell- 
schaften ^  die  von  ihren  Regierungen  beträchtlich  subventio- 
nirt'sind)  zu  rivalisiren  hat  und  seine  Kohlen  bisher  aus 

V.  Cz  o e r  n  i  g ,  Oesterrrich*!!  Neugestaltung.  23 
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Eogluid  beziehen  musste,  bedeotende  Verluste.  Hierdurdi 
fand  sieh  die  kaiserliebe  Regierung  bewogen,  diesem  f&r 
den  österreichischen  Seehandel  so  wichtigen  Institute  für  zehn 
Jahre  eine  jährliche  ßubrention  von  einer  Million  Gulden  zu 
bewilligen,  daför  aber  auch  der  Unternehmung  die  Eiuricl)- 
tmtMg  direcler  Fahrten  nach  Eonstautinopel,  welche  dieselbe 
ans  eigeoeo  Mitteln  nicht  zu  gründen  vermochte,  zur  Pflicht 
zo  machen.  Auf  diese  Weise  gereicht  die  weise  Fürsorge 
der  Regierung  nicht  bloss  dem  österreichischen  Lloyd,  son- 
dern dem  gesaromten  österreichischen  Seehandel  zum  we- 
seaUichen  Vortheile,  und  wird  reiche  Früchte  tragen,  iodeoi 
der  Lloyd,  hierdurch  in  seiner  schwierigen  Uebergangs- Pe- 
riode aufrecht  erhalten,  in  der  bevorstehenden  Entwicklung 
seiner  BetHebsmittel  (mit  seinem  nunmehr  auf  20  Millionen 
Gulden  anwachsenden  Fonde)  die  Kraft  zu  der  siegreichen 
Bestehung  der  fluiden  Ck>ncurrenz  und  den  Boden  zu  der 
immer  wachsenden  Ausbreitung  des  durch  ihn  vermittelten 
Verkehres  finden  wird.  Schon  gegenwärtig  haben  sich  durch 
die  sinkenden  Seefrachten  für  die  Beschaffung  der  Kohlen 
die  Umstände  zum  Besseren  gewendet,  und  diese  Vermin- 
derung der  Betriebskosten  wird  eine  dauernde,  von  äusseren 
Verhältnissen  unabhängige  werden,  sobald  mit  der  demnächst 
bevorstehenden  Verlängerung  des  Eisenbahnbetriebes  bis  Triest 
die  reichen  Kohlengruben  der  Steiermark  für  die  Benützung 
des  Lloyd  zugänglich  gemacht  sein  werden. 

Die  k.  k.  priv.  österreichische  Donau-Dampfschifffahrts- 
Gesellschaft,  welche  im  Jahre  1830  ihren  bescheidenen  Anfimg 
mit  einem  Dampfboote  nahm  und  binnen  wenigen  Jahren,  im 
Vorgeftlhle  ihrer  künftigen  Mission,  nebst  der  Donau  das  schwarze 
und  ögäische  Meer  befulir,  besass  gleichwohl  im  Jahre  1844,  als 
sie  die  Seeschiffe  an  den  österreichischen  Lloyd  überlassen  hatte, 
nur  28  Dampfboote  mit  2.442  Pferdekraft  nebst  wenigen  eisernen 
und  mehreren  hölzernen  Schleppschiffen.  Zu  Ende  des  Jahres  1847 
waren  ihre  Betriebsmittel  auf  41  Danipfboote  von  4.262  Pferdekraft 
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(nebsi  8  noch  im  Haue  begriffenen)^   dann  auf  101  meist  eiserne 
Sehleppschifie  (nebst  22  im  Baue  begriffenen)  gestiegen;  ihr  Fond 
betrug  6  Millionen  Gulden  an  Actien  -  Capital  und  2,900.000  fl.  an 
Anlehen- Capital^   und  sie  hatte  in  diesem  Jahre  437.000  Reisende 
and  2  Millionen  Centner  Güter  befördert    In  den  Jahren  1848  und 
1849  ward  der  Bestand  dieser  Gesellschaft  auf  eine  harte  Probe 
gestellt,  indem,  mit  Ausnahme  der  oberen  Donau-Strecke  von  Linz 
bis  Wiep,   und  der  untersten  unterhalb  Orsova,   dann  der  Save 
und  der  Drau,  alle  SchiüTahrtsiinien  der  Gesellschaft  auf  der  Donau 
und  der  Theiss,  sowie  ein  beträchtlicher  ^Dieii  ihrer  Schiffe,  nebst 
dem  grossen  Schiffswerfte  zu  Altofen,  von  den  Insurgenten  in  Be- 
schlag genommen  wurden.    Nach  Besiegung  des  Aufstandes  gelangte 
die  Gesellschaft  wieder  in  den  Besitz  ihres  Eigenthumes,  und  ver- 
doppelte ihre  Anstrengungen ,  um  den  stets  wachsenden  Bedürfnissen 
des  Verkehres  nach  Möglichkeit  zu  genügen,  zu  welchem  Behufe  sie 
ihr  Actien -Capital  im  Jahre  1851  um  3  Millionen,  im  Jahre  1852  um 
4y2  Million,  im  Jahre  1853  abermals  um  4'/,  Million  Gulden  erhöhte, 
und  im  Jahre  1855  dasselbe  neuerdings  um  6  Millionen  Gulden  zu 
vermehren  und  ausserdem  ein  neues  Anlehen  im  Betrage  von  6  Mil- 
lionen Gulden  aufzunehmen  beschlose.    Die  Vermehrung  des  Actien- 
C&pitals  bis  zum  Belaufe  von  24  Millionen  Gulden  hat  beririts  stattge- 
funden,  wornaeh  der  Fond  der  Gesellschaft  bei  der  eben  eingelei- 
teten Aufnahme  des  Anlehens  sich  im  Jahre  1857  auf  32 '/^  Million 
Gulden  erhöhen  wird.    Mittelst  dieses  Fondes  hat  die  Gesellschaft 
bis  zu   Ende  1856   ihren  Schiffs -Stand  auf  100  Dampfboote   von 
10.183  Pferdekraft  (worunter  11  Schrauben-Dampfboote  und  2  Bag- 
gerschiffe, letztere  mit  37  Pferdekraft)  erhöht;  ausserdem  sind  ini 
Baue  begriflen  und  bestellt  15  Dampfboote  mit  1.885  Pferdekraft 
(worunter  Dampfer  von  200  und  400  Pferdekraft  nebst  7  Schrau- 
bendampfem);   femer  besitzt  die  Gesellschaft  359  eiserne  Schlepp- 
schiffe von  200  bis  600  Tonnen  Ladungsf&higkeit,   wozu  noch  die 
im  Baue  befindlichen  oder  doch  bestellten  140  Schleppboote  und 
10  hölzerne  Lastschiffe  (die  eisernen  Stehschifie  und  Plätten  unge- 
rechnet) kommen.    Mit  den  ihr  im  Jahre  1856  zu  Gebote  gestan- 
denen Fahrmitteln  wurden  1,300.000  Reisende  und  7,400.000  Centner 
Güter  befördert,   wofür  7,700.000  fl.  eingenommen  wurden,   wäh- 
rend die  gleiche  Roheinnahme  im  Jahre  1847  nur  noch  3,147.000  fl. 
betragen  hätte.    In  dieser  Zeit  des  Aufschwunges  war  die  Gesell- 
schaft besonders  darauf  bedacht,   den  technischen  Bestand  ihrer 
Fahrmittel  fortwährend  zu  verbessern ;  sie  entsendete  zeitweise  ihre 
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Ingenieure  und  Capif  äne  nach  England  und  den  vereinigten  Slaaten 
von  Nord- Amerika^  um  alle  dort  im  Zweige  der  Fluss-DampfBchiff- 
fahrt  auftauchenden  Fortechritte  in  Erfahrung  zu  bringen  und  »ch 
anzueignen.  Sie  war,  so  viel  bekannt,  die  erste  UntemehmuDg 
auf  dem  Continente,  welche  die  eisernen  Schiffskörper  und  die 
Höhreukessel  einführte  und  die  amerikaniaciien  Verdeck -Salons 
nach  Europa  verpflanzte,  sowie  sie  auch  zuerst  in  Europa  die  Ve^ 
gleichung  der  Leistungen  der  amerikanischen  Dampfboot-Maschinen 
mit  den  gewöhnlichen  (englischen)  durchführte.  Ihr  Werft  lu 
Altofen,  auf  welchem  bereits  an  400  Schiffe  gebaut  wurden,  ist 
die  grossariigste  Anstalt  dieser  Art,  welche  je  von  einer  Privat- 
Geseilschaft  errichtet  wurde.  Vorzüglich  aber  brachte  sie  den 
Schleppdienst  n  wodurch  die  Leistung  der  Fluss-DampfschiHfahrt 
auf  das  höchste,  alle  anderen  Transport-Mittel  überragende  Maaas 
gebracht  wird,  zu  einer  solchen  Ausbildung,  wie  sie  nirgend 
anderswo,  selbst  nidit  auf  dem  Miasisippi,  angetroffen  wird,  weil 
in  Europa  kein  anderer  hierfür  so  geeigneter  Strom  als  die  Dooau 
vorhanden  ist  und  auf  dem  Missisippi  keine  einzelne  Unternehmung 
einen  solchen  Umfang  hat;  es  bietet  namenUich  auf  der  Lmie  zwi- 
schen Pest  und  Semlin  ein  überraschendes  Schauspiel  dar,  wenn 
sicli  solche  schwimmende  Karawanen  in  bedächtigem  aber  regel- 
mässigem Laufe  b^egnen  und  zehn  bis  zwölf  Schleppschiffe  mit 
einer  Ladung  von  40.000  bis  50.000  Centnem ,  von  .einem  einzigen 
Remorqueur  gezogen,  den  Fluss  entlang  gleiten.  Eine  weitere 
wesentliche  Verbesserung  besteht  in  der  Einftihrung  der  Propeller, 
d.  i.  gewöhnlicher  Schleppboote,  an  den^m  Hintertlieile  eine  kleine 
Sclirauben-Maschine  eingesetzt  wird,  welche  billig  zu  beschaffende 
Schmubendampfer  leicht  beweglich  sind,  und  bis  an  10.000  Gent* 
ner  fassen.  Auch  in  den  inneren  Einrichtungen  der  Gesellsoliaft 
machte  sich  die  allseitige  Entwicklung  geltend.  Als  das  Pri- 
vilegium der  Gesellschaft  abgelaufen  war,  wurde  derselben  im 
Jalire  1852  ein  neues  Privilegium,  d.  h.  das  Alleinrecht  der  Be- 
fahrung  der  österreichischen  Donau  sammt  ihren  Nebenflüssen, 
bis  zum  Jahre  1880  unter  folgenden  das  Interesse  des  Verkehres 
sichernden  Bedingungen  verliehen:  sie  muss  die  Donau  sanrnit  allen 
schiffbaren  Nebenflüssen  ndt  Dampf  befahren,  ihre  Betriebemittel 
jeweilig  auf  den  von  dem  Verkelire  geforderten  Stand  erhöhen, 
ihre  Fahr-  und  Fracht -Tarife  der  Genehmigung  der  Staatsverwal- 
tung unterziehen  und  die  Postsendungen  unentgeltlich  besorgen. 
Die  Haupterwägung,  welche  der  Ertheilung  eines  solchen  mit  den 
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herrschenden  Ideen  der  möglichsten  Freiheit  des  Verkehres  in  allen 
Zweigen  im  Widerspruche  stehenden  Monopols  zum  Grunde  lag, 
bestand  darin,  dass  es  einer  Reihe  von  Jahren  und  des  Zusam- 
mentreflens  günstiger  Umstfinde  bedarf,  ehe  ein  so  ausgedehntes 
Unternehmen  hinreichend  erstarkt,  um  sich  im  freien  Wettkampfe 
eriiaUen  zu  können.  *  Hierzu  kam  noch,  dass  die  G^esellschaft  seit 
zwanzig  Jahren  die  untere  Donau  von  Orsova  bis  Oalacz  beffitfirt, 
'  ohne  sich  durch  einen  jährlichen  Verlust  von  50.000  bis  250.000  fl., 
zunächst  die  Folge  des  dortigen  Quarantaine- Wesens,  hiervon  ab- 
schrecken zu  lassen;  es  war  wOnschenswerth,  dass  die  Oesellschaft 
in  den  Stand  gesetzt  werde,  diese  Fahrten,  wodurch  die  unmittel- 
bare -  Handelsverbindung  zwischen  Deutschland,  Oesterreich  und 
dem  Oriente  hergestellt  wird,  so  lange  fortzusetzen,  bis  sie  an 
sieh  lohbend  werden.  Dieser  erfreuliche  Stand  ist  in  Folge  der 
Beschränkung  der  Quarantaine  in  den  Donau  •  Fttrstenthttmem 
(welche  nunmehr  mit  dem  türkischen  Donau -Ufer  frei  verkehren) 
und  in  Folge  der  Besetzung  derselben  durch  kaiserliche  Truppen, 
seit  welcher  Zeit  der  Handel  daselbst  einen  unerwarteten  Auf- 
schwung nahm,  bereits  im  Jahre  1855  eingetreten.  Inzwischen 
bereitet  sich  eine  neue  Phase  für  die  Gesellschaft  durch  den 
neuesten  Pariser  Friedensschluss  vor,  in  dessen  Folge  die  Befahmng 
der  Donau  mittelst  Dampfschiffen  in  ihrem  ganzen  Laufe  frei  er- 
klärt werden  soll,  womit  folgerecht  das  erwähnte  Privilegium 
entfallen  muss.  Die  von  der  Regierung  eingeleiteten  Maasnahmen 
■sowie  die  Vorkehrungen,  welche  die  Gesellschaft  bezüglich  der 
Vermehrung  ihrer  Betriebsmittel  trifft,  sind  inzwischen  von  der 
Art,  dass  hierdurch  eine  Benachtheiligung  der  Gesellschaft,  welche 
ftir  den  freien  Wettkampf  der  Concurrenz  vollkommen  gerüstet 
ist,  nicht  zu  besorgen  steht. 

Die  Gesellschaft  fasste  femer,  in  richtiger  Würdigung  ihrer 
Stellung  als  einer  der  Hauptfactoren  der  österreichischen  Verkehrs- 
thfttigkeit  und  den  sicheren  Bück  in  die  Zukunft  gerichtet,  einen 
Beschluss,  welcher  mehr  als  alles  Andere  geeignet  ist,  ihren  Be- 
stand und  gedeihlichen  Erfolg  ftlr  die  kommenden  Jahre  auf  eine 
vollkommen  sichere  Grundlage  zu  stellen.    Die  Kohlen -Production 

'  Diese  Erfahrung  hat  auch  die  verschiedenen  DanipfschifftahrtM-Ge- 
selischaften  auf  dem  deutschen  Rheine  veranlasst,  ihre  gegenseitige  Con- 
currenz aufzugeben  und  sich  zu  einer  einzigen  Gesellschaft  zu  ver- 
einigen. 
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Dahni^  ittilieisoiidere  vor  der  £jiiführang  des  neuen  Berggeäetzes, 
hl  Oesterreich  nielit  in  dem  Maarae  zu^  als  ee  der  steigende  Ver- 
brauch nanienÜieh  der  Dampfsehififiihrto^esensclmfi  erforderte;  m 
war  gezwungen  n  den  ihr  eribrdertiehen  Kolilen-Vorrath  ans  den 
versdiiedensttfi  Richtungen,  aus  Tirol,  Baiem,  Oesterreieh  ob  und 
unter  der  Enns,  aus  Böhmen,  Mahren,  Schlesien,  Ungern,  Krciin^ 
Slavonien,  dem  Banate  und  der  Militftrgränze,  ja  selbst  ftir  die 
imtere  Donau  aus  England  herbeizuscliaflen.  Häufig  gelang  diess 
nur  mit  grosser  Mähe  und  einem  betrachtlieh  (riiöhten  Aufwände; 
bei  dem  bevorstehenden  Aufschwünge  der  Schifffaiirt  war  zu  be- 
sorgen, dass  sie  ihren  vermehrten  Bedarf  an  Kohlen  nicht  voll- 
ständig, oder  doch  nur  zu  so  erhöhten  Kosten,  dass  hierdurch  die 
Einnahmen  aufgezehrt  wttrden,  zu  beschaffen  vermöchte.  Im  sOd- 
lichen  Ungern  ist  nächst  Fttnfkirchen  ein  sehr  ausgedeliiltes  Koh- 
len-Revier vorhanden,  wdches  die  trefflichste  Kohle  in  unberechen- 
baren Massen  darbietet,  aber  iK>ch  fast  gar  nicht  ausgebeutet  wurde. 
Die  Gesellschaft  erwarb  und  pachtete  dort  Kohlenfelder  von  soldier 
Ausdehnung,  dass  durch  deren  bereits  sichergestellte  Erzeugung 
jeder  künftige  Bedarf  der  SchifDahrt  bedeckt  werden  und  nocii 
eine  sehr  beträchtliche  Menge  zu  industriellem  Gebrauche  erübrigen 
wird.  Da  jedoch  die  Kohlenflötze  in  einer  Entfernung  von  8  Meilen 
vom  Donau* Ufer  bei  Mohäcs  gelegen  sind  und  die  gewöhnliehen 
Fuhrmittel  der  Landfracht  fUr  massenhaften  Transport  ganz  unzu- 
reichend erscheinen,  so  beschloss  die  Gesellschaft,  eine  Eisenbalin 
von  FUnfkirchcn  und  den  dortigen  Kohlengruben  bis  an  die  Donau 
bei  HoliÄcs  zu  führen,  welcher  Besehluss  mit  einem  Aufwände  von 
sechs  Millionen  Gulden  eben  ausgeführt  wurde.  Nachdem  eine 
Strecke  der  Eisenbahn  von  den  Kohlen-Gruben  bis  Oszög  nächst 
Fünfkirchen  bereits  seit  1.  December  1854  von  der  Locomotive 
befahren  wurde,  ist  seit  dem  1.  Mai  1857  die  ganze  Linie  von 
Mohäcs  bis  zu  den  Kohlengruben  fahrbar  hergestellt 

Die  neueste  Phase  in  der  Entwicklung  der  gesellschaftlichen 
Verhältnisse  ftihrte  der  obenerwähnte  Vertrag  herbei ,  welcher  von 
den  am  Pariser  Congresse  Theil  nehmenden  Mächten  untenn 
30.  März  1856  abgeschlossen  wurde.  In  Folge  dessen  wurde  ani 
23.  Mai  1857  ein  Uebereinkomnien  zwistthen  der  Staatsverwaltimg 
und  der  gedachten  Gesellschaft  getroffen,  wodurch  die  letztere  für 
die  Auflassung  dieses  Privilegiums  vor  dem  Jahr  1880,  bis  wohin 
es  zu  laufen  hatte,  entschädigt  wurde.  Kraft  dieses  Uebereinkom- 
mens  fällt  der  gewährte  Schutz  gegen  fremde  Concurrenz  in  dem 
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Zeitpuncte  weg,  welcher  nachträglich  dafür  bestimmt  werden  wird. 
Von  diesem  Zeitpuncte  an  wird  der  Gesellschaft  als  Ersatz  für  den 
erwähnten  Wegfall  bis  zum  Jahr  1880  die  Garantie  eines  jährlichen 
Heinerträgnisses  von  1,920.000  £1.  (ungeilihr  8  Peroent  des  Aktien- 
Capitals)  aus  dem  Staatsschatze  unter  gewissen  Bedingungen  ge- 
währt Der  wesentliche  Inhalt  dieser  Bedingungen  bezieht  sich 
auf  die  Art  der  Berechnung  des  Reinerträgnisses,  auf  die  Aaf- 
rechthaUung  des  Reserve-Fondes  und  auf  die  Bestimmung,  dass  der 
auf  Grund  der  Gewährleistung  von  der  Staatsverwaltung  entrichtete 
Betrag  als  ein  mit  4  Percent  zu  verzinsender  Vorschuss  behandelt 
wird,  welchen  die  Gesellschaft  in  dem  Maasse  zurückzuzahlen  hat^ 
als  der  Reinertrag  in  künftigen  Jahren  die  genannte  Höhe  von 
1,920.000  ü.  übersteigt.  Wenn  am  Schlüsse  des  Jahres  1880  aus 
diesem  Titel  noch  eine  Schuld  der  Gesellschaft  an  den  Staat  besteht, 
hat  sie  dieselbe  nur  insoweit  abzutragen,  als  dadurch  nicht  der  Ge- 
sammtbetrag  des  gewährleisteten  Minimums  während  der  Garantie^ 
Periode  beeinträchtigt  wird;  löst  sich,  die  Gesellschaft  früher  auf, 
0O  ist  sie  die  ganze  Schuld  zu  berichtigen  verpflichtet.  Ein  mit 
der  Armee -Verwaltung  geschlossenes  Uebereinkommen  wird  aufge- 
hoben, der  Gesellschaft  wird  die  Ermächtigung  zur  Aufnahme 
eines  Anlehens  von  sechs  Millionen  Gulden  nach  dem  voigelegten 
Plane  ertheilt,  und  sie  ermächtigt,  ihre  früheren  Anlehen  auf  der 
bisherigen  Höhe  zu  erhalten,  wogegen  die  Gesellschaft  ihre  Be- 
triebsmittel auf  dem  jetzigen  Stande  erhalten  muss.  Der  Gesell- 
schaft w^ird  es  jederzeit  freistehen,  von  diesem  Uebereinkommen 
zurückzutreten  und  die  volle  Freiheit  der  Bewegung  zu  erlangen, 
welche  gegenwärtig  insofeme  beschränkt  ist,  als  sie  ihre  Tarife 
der  Genehmigimg  der  Staatsverwaltung  vorlegen,  alle  schiffbaren 
Nebenflüsse  der  Donau  befahren  und  die  Postseinlung  unentgeltlich 
beiordem  muss. 

Die  Dampfschifffahrts-Gesellschaft  des  österreichi- 
schen Lloyd  nalun  ungeachtet  der  Hindemisse,  welche  ihr  der 
ungünstige  Lauf  der  Zeiten  entgegenstellte ,  in  den  letzten  Jahren 
einen  nicht  minder  raschen  Aufschwung.  Sie  begann  im  Jalire 
1836  mit  dem  Capitale  von  emer  Million  Gulden,  welches  sich  bis 
zum  Jahre  1847  auf  drei  Millionen  erhöht  hatte.  Durch  die  Er- 
eignisse der  Jahre  1848  und  1849  in  Uirer  Thätigkeit  vielfach  be- 
einträchtigt, verdoppelte  sie  nach  hergestellter  Ordnung  der  Ver- 
hältnisse ihre  Anstrengungen,  und  erhöhte  ihren  Fond  im  Jahre 
1852  auf  7,   und  bis  zum  Jahre  1855  auf  15  Millionen  Gulden, 
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woTOD  9  MülioneD  Gulden  auf  das  Actien-Cbpilal  und  6  Millionen 
Gulden  auf  Anleben  entfielen.    Im  Jahre  1847  zählte  ihre  Flotte 
21  Dampfeehille  Ton  2.470  PfendekTaft  nebrt  neun  im  Baue  befind- 
lidicn  DrapTeni;  ihre  Sehiffis  Ic^n  auf  726  Rdaen  334.555  See- 
■Kflen  nrOck,   und   hAkderten  127.000  Beisende   und.  3154)00 
C^ntner  Waaren,   nebrt  41.000  Gebinden,  296.000  Briefen  and 
37  Milionen  Gulden  an  GeMsoidungcn.    Bis  zum  Jahre  1854  slhlte 
ihre  Flotte  60  Dunpfer  Ton  10.060  Pfeidekraft  nebst  zwei  im  Bane 
b^riffsnen  Dampimi  und  93  Schleppschiflfen  und  anderen  Fah^ 
aengen;   auf  1.875  Beisen   legten  ihre  Schiffe  857.776  Seemeilen 
sullck,  and  beftiderten  361.000  Beisende,  1,613.000  Centner  Waaren 
4a000  ficken,  900.000  Briefen  und  85,000.000  Gulden  an 
Die  Gesanunteinnahmen,  welche  sieh  im  Jahre 
1847  auf  1,828.000  Gulden  belaufen  hatten,  waren  im  Jalire  1854 
aaf  5,148^000  Gulden  gestiegen.   Sonach  hatte  sich  in  diesem  Zeit- 
ahachnitte  von  7  Jahren  der  Geschaftsumfang  der  Untemehraimg 
rctdniMbL   Dieas  konnte  nur  dureh  eine  bedeutende  Ausdehnung 
der  Ywi  ihr  beiahrenen  Linien  geschehen.    Kicht  nur  wurden  die 
KoBeii  auf  den  bereits  froher  bestandenen  linien  vermehrt,  zwi- 
sehen  Triest  und  KiMistantinopel  und  zwischen  letzterem  Hafen  und 
TheaBaBen^  dann  zwischen  Triest  und  Griechenland  (Lutraki),  so- 
wie xwiBohen  Triest  und  Dalmatien  wöchentliche,  femer  zwischen 
Triest  und  Venedig  U^^iiche  Fahrten  eingerichtet,  scHidem  es  kamen 
auch  neue  liuien  hinzu ,  insbesondere  die  directen  Fahrten  zwischen 
TUeat  und  Alexandiien,  dann  zwischen  letzterem  Hafen  und  Kon- 
slantinopel  (nebst  den  Fahrten  in  gleicher  Bichtting  Über  Palästina 
und  Srrien)^  zwischen  Konstantinopel  und  Vama  (nebst  einer  Ve^ 
MMshiting  der  Fahrten   zwischen   Konstantinopel  und   TVapezunt), 
zwischen  (ialacz  und  Biaila,   femer  die  Ausdehnung  der  Schiff- 
lahrts-Linie  über  die  gesummte  Gst-KUste  des  adriatischen  Meeres 
von  l'riest  Ober  Istrien,  Fiume,  die  kroatische  Militürgränze,  Dal- 
matien und  TOrkisch-AlbanieD  bis  zum  Ansclilusse  mit  Gorfü.    Die 
neuen  linien  von  Gorfü  nach  Malta  und  Messina  mussten  bis  zn 
der  bevorstelieuden  weiteren  Vermchmng  der  Schilie  wieder  zeit« 
weilig  aufgegeben  werden.    Daftlr  aber  ftlgte  die  Gesellschaft. des 
Osterreichischen  Llojd  im  Jalire  1853  ihrem  Geschäfte  einen  neuen, 
fbr  die  Zukuiifl  höchst  wichtigen  Zweig  dureh  die  K'nrichtung  der 
Dampfschiinahrt  auf  dem  Po,   mit  der  Verbindung  einerseits  auf 
den  lombardiscben  Canälen  und  Seen  bis  zu  dem  schweizerischen 
Ufer  de»  Lsgo  Maggiore  und  andererseits  mitteist  See-Dampfechiffen 
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bis  Triest,  fautta.  Die  neu  gesehaifene  Flnss-Floltille  wurde  durch 
das  k.-  k.  Fk>ltiUen-Coip0  bemannt  und  von  den  Offieieren  deeaelben 
befehligei.  So  lange  die  Seedampfer  nicht  in  den  Po  di  Levante 
einkufen  können,  woku  mehrere  bereits  im  Zuge  befindliehe  See- 
Bauten  an  der  Mündung  desselben  erforderlieh  sind,  werden  die 
Waaren  von  Triest  nach  dem  Hafen  von  Chioggia  gebracht,  von 
wo  aus  sie  durch  die  inneren  Canäle  nach  dem  Po  bei  CSavanella 
gefengen  und  weiterhin  bis  zur  AusmUndung  des  Tessin ,  dann  auf 
letzterem  FIusbc  bis  Pavia  mittelst  Dampfern  transportirt  werden. 
Zur  Vervollkommnung  des  Betriebes  der  GesellschtJl  trug  wesent- 
lidi  die  Ansehaflung  von  Schraubendampfem  (welche  in  der  oben 
angei%lhrten  Zahl  von  60  Dampfbooten  inbegriffen  sind)  bei,  indem 
hierdurch  grossere  Waaren -Transporte  mit  geringeren  Kosten,  als 
mit  Rjiderdampfbooten  möglieh  ist,  bewerkstelliget  werden  können. 
Ebe  weitere,  höchst  belangreiche  Yervollstftndigung  des  Unterneh- 
mens ging  durch  die  Anlegung  eines  grossartigen  Werftes,  eines 
JSee-Arsenals  und  eines  Dry-Dock  in  der  Meeresbucht  von  Muggia 
nächst  Triest  vor  sich.  Die  Arbeiten  zur  Errichtung  dieser  umfas- 
senden Anstalt  wurden  im  Jahre  1853  begonnen  und  sind  bereits 
in  ihren  wesentlichen  Theilen  mit  Ausnahme  des  Trocken -Docks 
der  Yollendnng  nahe.  Hierdurch  wird  die  Gesellschaft  in  den  Stand 
gesetat,  ihre  zahlreichen  Schiffe  Innnen  der  kürzesten  Zeit  und  mit 
weil  geringeren  Kosten  als  bisher  auszut)essem,  sie  stets  in  gutem 
Stande  zu  halten  und  neue  zu  bauen. 

Ungeachtet  des  ausserordentlichen  Aufschwunges,  welchen  der 
DampfsehifiTahrtB-Betrieb  der  Gesellschaft  gewonnen  hatte,  gerieth 
dieselbe  dennoch  in  letzter  Zeit  in  eine  ungünstige  ökonomische 
Lage*  Da  die  Unternehmung,  insolange  die  Staats-Eisenbahn  nicht 
bis  Triest  eröflnet  ist  und  den  wohlfeileren  Transport  der  steier- 
märkischen  Steinkohlen  möglich  macht,  genöthiget  ist,  ihren  Koh- 
lenbedarf aus  England  zu  beziehen,  der  Bezug  dieser  Kohle  aber 
in  Folge  des  durch  den  orientalischen  Kri^  ungemein  vertheuerten 
8ee-Tranqx>rtes  im  Jahre  1854  einen  Aufveand  von  2*/^  Millionen 
Gulden  verursachte,  so  wurde  hierdurch  im  Jahre  1854  der  Rein- 
ertrag aufgezehrt  und  ein  Deficit  von  950.000  fl.  veranlasst 

In  eine  noch  ungünstigere  Lage  jedoch  kam  die  Gesellschaft 
dadurch,  dass  sie  in  der  Levante,  wohin  der  Hauptbetrieb  des 
Unternehmens  gerichtet  ist,  mit  der  DampfschiffTahrt  auswärtiger 
Unternehmungen  zu  concurriren  hat,  welche  zum  Theile  sehr  be- 
deutende Subventionen  von  ihren  Regierungen  erhalten  und  dadurch 
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in  der  Lage  sind,  ihren  Fraehtaats  niediiger  zu  sieUen,  wie  denn 
der  Dampfaehifilahrta-OeaeUaebaft  der  franzdaiachen  Mesaageriea  die 
ihr  von  der  eigienen  Regierung  bewilligte  Subvention  kürzlick  vou 
3  auf  8  Millionen  Franken  erhöbt  wurde.  Um  unter  aolchen  Dm- 
atfinden  den  Wettkampf  erfolgreich  m  beatmen ,  nahm  die  GeaeU- 
aehaft  die  ceitweilige  UnterstQCzung  der  Staataverwaltung  in  An- 
aprucb,  wekshe  ihr  dann  auch,  in  Erwägung  der  Wichtigkeit  dieses 
Institutes  ftlr  den  öeterreichiachen  See-Handel,  eine  jährliche  Unte^ 
Stützung  von  1  Milhon  Gulden  für  die  nilchsten  10  Jahre  bewilligte 
und  noch  anderweitige  Zugeständnisse  machte.  Jene  Bewilligung 
wurde  jedoch  an  Bedingungen  geknüpft,  welche  geeignet  sind,  die 
Dampfsekiffiahrt  des  österreichischen  Uojrd  für  den  Handel  nodi 
nutzbarer  zu  machen  und  deren  Bestand  auf  eine  feste  Grundlage 
zu  stüteen.  Die  GeseUschaft  wurde  nfimlieh  verpflichtet,  ihre  bis- 
herigen Course  zwischen  Triest  und  Konslantin<^el  in  Schnellfahr- 
ten umzuwandeln, '  um  eine  möglichst  schnelle  Yerbmdung  dieser 
beiden  Häfen  herbeizuführen,  welche  durch  directe  Fahrten  ohne 
Anlandung  an  den  Zwischenhäfen  zu  erzielen  ist.  Die  übrigen 
bisher  betriebenen  linien  müssen  beibehalten,  die  Po-8chifflahit  ia 
einer  den  commerciellen  Bedürfnissen  entsprechenden  Weise  be- 
trieben, der  Betrieb  nach  Maass  der  steigenden  Eribrdemiase  des 
Verkehres  vervollkommnet  und  erweitert  werden,  das  Dieust-Begle- 
ment  und  die  Bestellung  der  Personalkräfie  der  Central- Verwaltung 
sind  der  nunmehrigen  grösseren  Ausdehnung  des  Unternehmens 
anzupassen,  für  die  jährlich  zu  bemessenden  Quoten  auf  Abschrei- 
bungen am  Werthe  des  Materials  ist  ein  fester  Maasastab  zu  be- 
stimmen, der  Reserve-Fond  und  ein  neu  zu  begründender  Versiebe- 
rungsfond  zu  dotiren.  Die  jährliche  Subsidie  wird  nur  insoweit 
entrichtet,  als  es  der  Betriebserfolg  des  bezüglichen  Jahres  noth- 
wendig  macht,  so  zwar,  dass,  nacli  Abzug  aller  WerÜiabachrei- 
bungen,  der  4percentigen  Interessen  des  Actien-Capitals,  der 
Tantiemen  und  der  Dotation  des  Asseouranz-Fondes,  ein  Dritttheil 
der  festgestellten  Super -Dividende  zur  Verminderung  der  Jahies- 
Subsidie  verwendet  werden  soll.  Die  jährlichen  Abschreibungen 
werden  betragen:  vom  Werthe  emes  jeden  Dampf- Schifies  5  Per- 
cent und  eines  jeden  Schleppbootes  8  Percent  (von  wdchen 
Abschreibungen  ein   Dritttheil   der   im    Betriebsjahre    bestrittenen 

*  Diese  Einrichtung  der  ßchnellfabrteii  ist  bereits  (Anfangs  Mai  1856) 
in's  Ijeben  getreten  und  die  Fahrzeit  auf  5  Tage  vermindert  worden. 
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Repnratnr-  und  Nachscliai!iing8-Ko8ten  in  Abztig  gebracht  wird)  und 
vom  Werthe  der  Fahrnisse  15  Percent;  dem  Aesecuraihs-Fonde 
wird  ,)flhr1ich  ein  Percent  des  Werthes  der  Dampf-  und  Schlepp- 
boote, dann  der  sonstigen  Fahrzeuge  zugewendet.  In  den  Reserve* 
Fond  fliessen  die  nach  Abzug  der  Abschreibungen  und  Tantiemen, 
der  Dotation  des  Assecuranz-Fondes,  der  4peroentigen  Interessen 
des  Actien  -  Capitals  und  der  Super -Dividenden  erübrigenden  Sum- 
men, wogegen  dieser  Fond  in  ungünstigen  Jahren  den  Abgang  zu 
decken  hat.  Die  übrigen  Zugeständnisse  der  StaatsverwaUung 
bestehen  darin,  dass  der  Lloyd  die  DampfscIiifiTahrt  auf  dem  Po 
kflnilig  unabhängig  von  den  Bedingungen  des  (mit  Allerhöchster 
E^tschliessnng  vom  5.  Juni  1855  aufgelösten)  Vertrages  vom  Jahre 
1852  frei  betreiben  darf,  dass  ftlr  die  durch  die  Postanstalten  dem 
Lljod  übergebenen  Privat- Fahrpost -Sendungen  die  Fracht-  und 
Aasecuranz- Gebuhr  nach  dem  allgemeinen  Tarife  bezahlt  werden 
soll  (früher  erhielt  er  nur  eine  unbedeutende  Vergütung  dafür), 
endlich  wurden  mancherlei  Erleichterungen  durch  Beseitigung  so- 
wohl materieller  als  zollamtlicher  Hindernisse  wie  auch  durch  die 
Ehtnässigung  verschiedener  Auflagen  und  Verpflichtungen  ge- 
währt. » 

Um  den  Betrieb  nach  diesen  Bestimmungen  in  der  geforderten 
grussartigen  Weise  einrichten  zu  können ,  beschloss  die  Gesellschaft 
eine  abermalige  Vermehnmg  des  Actien  -  Capitlils  um  3  Millionen 
Gulden  und  die  Aufnahme  eines  Anlehens  von  2  Millionen  Gulden, 
zu  dessen  Realisirung  in  der  geeignetsten  Weise  der  Verwaltungs- 
Kalh  ermächtiget  wurde,  so  zwar,  dass  das  Capital  künftig  auf  20 
Millionen,  wovon  12  in  Actien  und  8  in  Anlehen,  sich  belaufen 
wird.  Im  Jahre  1856  besass  die  Gesellschaft  68  Dampfer  von 
ia260  Pferdekraft,  nebst  94  Schleppschiffen  und  Flussbarken;  auf 
2.114  Reisen  legten  ihre  Schiffe  928.833  Seemeilen  zurück,  und 
beförderten  364.000  Reisende,  2,239.000  Centner  Waaren  nebst 
SSJOOO  Packe«,  1,168.000  Briefen  und  86,000.000  fl.  an  Baarsen- 
dongen.  Ende  Juli  1857  beginnen  die  Postiahrten  nach  Malta  und 
die  Waareniahrten  nach  Bari,  Messina,  Palermo,  Catanea,  Mar- 
seille und  Barcellona. 

Die  DampfschiffTtthrts- Gesellschaft  des  österreidiischen  Lloyd, 
aus  unscheinbaren  Anfangen  sich  entwickelnd,   hat  sieh  durch  die 

'  Allerhöcliste  Eiif^chliessuiig  vom  5.  Juni  1855.  Minist.-Erlass  vom 
r>.  Jiuii  1855. 
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Thfttigkeit,  GewandÜieit  imd  mathige  Ausdauer  ihrer  Leitong  nach- 
gerade Bu  emem  80  wicht^en  Factor  des  österrdchisehen  Seehandds 
emporgesdiwui^en,  dass  ihr  dauernder  Bestand  und  ihre  den  wach- 
senden BedOrfnissen  angepasste  Entwidilung  zur  unerlasalidien 
Bedingung  des  Gedeihens  des  österreichischen  Seehandels  sich  ge- 
stehet hat  Seit  einem  Jahrzehende  ist  in  der  Betreibung  des  See- 
handek  eine  wesentfidie  Aenderung  vor  sich  gegangen.  IMe 
Dampfsehifihhrt,  frtther  zunächst  auf  den  Personen-Transport  be- 
redinet,  hat  seit  der  allgemein  gewordenen  Einführung  dar  Schrau- 
bendampfer  den  Transport  der  werthyollen  O^enstände  dea  See- 
verkehres fast  ausschUesslich  an  sich  gezogen,  und  nimmt  bereits 
einen  hervorragenden,  immer  grösserer  Ausbreitung  enigegengehen- 
den  Antheil  an  dem  Verkehre  aller  dem  Welthandel  eröffneten 
Sec^pUUze.  Dem  österreichischen  Llojd  ist  es  zu  danken,  daas 
dieser  Aufschwung  Ash  audi  in  den  österreichischen  Seehafen  be- 
merkbar gemacht  hat,  und  obwohl  nicht  sämmtliche  Vortheile, 
weldie  den  Handels -Operationen  zunächst  mit  jenen  Ländern,  mit 
denen  keine  oder  nur  eine  sehr  erschwerte  Verbindung  zu  Lande 
besteht,  durch  die  beschleunigte  Communication  mittelst  der  regel- 
mässigen Dampfbootfahrten  zugehen,  sich  ziffermässig  ausdrflcken 
lassen,  so  deuten  doch  auch  schon  die  in  Zahlen  nachweisbaren 
Ergebnisse  auf  die  zunehmende  Wkshtigkeit  d^  durch  den  öater- 
reichischen  Lloyd  vermittelten  Verkelires  in  Vergleichung  zu  dem 
durch  die  SegelschiflQahrt  bewerkstelligten  hin.  Im  Durchschnitte 
der  Jahre  1844 — 1846  umfassten  die  in  Triest  eingelaufenen  Segel- 
Schiffe  436.000  Tonnen,  und  die  daselbst  eingelaufenen  Uojd- 
Dampfer  49.800  Tonnen;  im  Jahre  1855  war  die  Tonnenzahl  der  ein- 
gelaufenen Segelschiffe  auf  555.791  Tonnen,  jene  der  Uoyd-Dampfer 
auf  200.074  Tonnen  gestiegen,  womach  ^ich  ihr  Antheil  an  der 
gesammten  Schifffahrtsbewegung  jenes  Hafens  von  dem  zehnten 
auf  nahezu  den  vierten  Theil  erhoben  hatte.  Noch  auffallender 
tritt  diese  Entwicklnng  in  den  Vordergrund,  wenn  man  bloss  die 
Bewegung  der  österreichischen  in  Triest  eingelaufenen  Schiffe  in^s 
Auge  fasst;  denn  während  in  den  erwähnten  Epochen  die  Bewe- 
gung der  österreichischen  Segelschiffe  sich  nur  von  325.000  auf 
338.000  Tonnen  vermehrte,  stieg  die  Bewegung  der  österreichischen 
(Lloyd-)  Dampfschiffe  von  50.000  auf  200.000  Tonnen,  womach 
fast  die  gesammte  Vermehrung  der  einheimischen  SchiffTahrts- 
Bewegimg  dem  österreichischen  Lloyd  zufiel. 
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8.  13. 
11.    Communications- Anstalten  (Eisenbahnen). 

Die  Ausbreitung  der  Eisenbahnen,  oder  richtiger  die 
Verbindung  der  einzelnen  Linien  zu  eiueni  grossen  ganz 
Mittel-Europa  um&ssenden  Eisenbahnnetze,  bereitet  eine  to* 
tale  Umw&IzuDg  der  Verkebrsverhftltnisse  TOr,  und  hat  die- 
selbe zum  Tbeile  bereits  herbeigeführt.  Es  war  eine  glück- 
liehe FQgnng  für  Oesterreich,  dass  sein  gewaltiger  innerer 
Aufschwung  mit  dieser  Bildung  des  Schienenverkehrs  zu- 
sammenfiel. 

In  Oesterreich  wurde  die  erste  Eisenbahn  des  Oontinents 
(1015—1882)  erbaut,  die  Pferdebahn  von  Budweis  nach  Linz. 
Wenige  Jahre  nachher  traten  Prirat'Oesellschaften  zusammen, 
welche  den  grossartigen  Bau  der  Eaiser-Ferdinands-Nordbahn 
und  der  Wien-Gloggnitzer  Bahn  unternahmen;  diese  beiden 
Bahnen  gehen  von  Wien ,  dem  Central-Puncte  der  Monarchie, 
aus,  und  bildeten  den  ersten  Stamm  des  üsterreichischen 
Eisenbahnnetzes.  Ein  eigentliches  System  der  österreichi- 
schen Eisenbahnen  aber  wurde  zuerst  durch  die  Allerhöchste 
EntSchliessung  vom  19.  December  1841  begründet,  welche 
die  österreichischen  Staatsbahnen  ins  Leben  rief  und  zu- 
gleich die  Hauptrichtungen  denselben  nach  Norden,  Südtti, 
Südwesten  und  Osten  (damals  noch  mit  Ausschluss  der  ungri- 
sohen  Länder)  vorzeichnete.  Durch  diesen  ewig  denkwürdigen 
Beschluss  beurkundete  Oesterreich,  dass  es  unter  den  grös- 
seren Staaten  zuerst  die  Nothwendigkeit  erkannte,  das  neue 
grossartige  Verkehrsmittel  unter  den  unmittelbaren  Einfluss 
der  Staatsverwaltung  zu  stellen.  Wenn  auch  bei  der  Fest- 
setamng  jenes  Systems  bereits  Rücksicht  auf  die  Richtung 
des  Welthandels  von  der  Nordsee  nach  dem  adriatischen 
Meere  genommen  wurde,  so  fusste  das  System  dennoch  haupt- 
sächlich auf  dem  Grundsatze,  die  einzelnen  Theile  des  Rei- 
ches einander  näher  zu  bringen   und  alle   enger  mit  der 
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Uaapl-  und  Resktenzstadt  zu  yerbinden.  Diese  RQcksidil 
war  die  wirfatigste,  sie  lag  znnftehst  und  konuie  anfänglich 
bei  deni  damals  noch  qioradischen  Bestände  isolirter  Eiaea- 
bahnsliecken    io    den  Nadibarlftndi^rn    allein    maassgebend 


Das  Sjrsleiii  worde  lasch  und  so  krfiftig  durchgenihrt, 
ak  es  die  tod  der  Flnans- Verwaltung  verfügbar  gemachten 
ICllel  mliesBen:  es  wurde  aber  auch  ftusserlich  durch  den 
Cebeigaag  mehrerer  Prirat-Bahnen  in  das  Staatseigentham 
Tcrrcdlslindigt    Gleichwie  nämlich  die  durch  Beengung  des 
Geldmarktes  bedrängte  ökonomische  Lage  der  grossen  Prival^- 
Biahneo  die  nächste  Veranlassung  zu   dem  Beschlüsse  der 
Erbanoiig  der  StaaCsbahnen^   welche,   an  die  ersteren  an- 
knüpfend, deren  Ertrag  bedeutend  erhöhen  mussten,  darge- 
boten hatte,  so  wurde  ihnen  aucli  in  der  späteren  Zeit  die 
bei  der  Regierung  nachgesuchte  Unterstützung  und  HQlfe 
eriheilt     Diess   geschah  zuerst  durch   die   Creining  eines 
Slaatsfondes  von  25  Millionen  Gulden,   aus  dessen  Mitteln 
Actien  der  PriTat-Bahnen  gekauft  wurden,  um  das  Sinken 
ihres  Preises  unier  den   wahren  Werth   zu    hindern.     Als 
hierauf,  unmittelbar  nach  den  durch  die  Revolution  herbä- 
geführten  Erschütterungen  der  ökonomischen  Zustände,  die 
Prirat-Bahnen  sich  ausser  Stande  sahen,  die   noch   zu   er> 
bauenden  Strecken  zu  vollenden  oder  den  Betrieb  auf  deo 
vollendeten  Bahnen  mitVortheil  zu  betreiben,  boten  sie  ihr 
Eigenthum  der  R^erung  zur  Abtretung  an ,  worauf  letztere 
einsttgehen  sich  um  so  eher  veranlasst  finden  konnte,  als 
sie  sich  durch  die  Operationen  jenes  Staatsfondes  bereits  im 
Besitze  eines  grossen  Theiles  der  Actien   der   bezüglichen 
Bahnen  befimd.    Auf  diese  Weise  gelangte  die  Staatsverwal- 
tung in  den  Besitz  der  Ei-akau-obersch lesischen,  der  ungri- 
sehen  Central-Bahu,  der  Mailand-Comer  und  der  lombardisch- 
venezianischen  Ferdiuands-Bahn ,  worauf  bald  auch  die  Er- 
werbung der  die  Endstrecke  der  südlichen  Staats-Eisenbahii 
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bildeoden  Wteo-Gloggnitzer  und  der  Wiener-Neustadt-Oeden- 
burger  Bahn  folgte.  Insoweit  jene  Bahneii  noch  unvollendet 
waren ,  wurde  der  Weiterbau  in  energischen  Angriff  genom- 
nnen  und  zum  grossen  Theile  auch  zu  Ende  geführt. 

Obgleich  hierdurch  das  österreichische  Eisenbahn-äysteni 
eine  nicht  unbeträchtliche  Ausdehnung  erhielt,  war  trotzdem 
die  Lage  Oesterreich's  in  Bezug  auf  Eisenbahnen  eine  un- 
günstige geworden,  und  drohte  sich  immer  misslicher  zu  ge- 
stalten, wenn  nicht  durch  kräftige  Maassnahmen  der  Staats- 
Verwaltung  dieser  Zustand  baldigst  zum  Besseren  gewendet 
worden  wäre.  Das  Ausland,  namentlich  das  benachbarte 
Nord-Deutschland ,  hatte  Oesterreich  durch  die  dort  gemach- 
tßn  Fortschritte  des  Eisenbahnbaues  bedeutend  Qberholt,  und 
die  Frage  des  rascheren  Fortbaues  war  nicht  mehr  eine  Frage 
der  Nützlichkeit,  sondern  eine  Frage  der  Nothwendigkeit 
geworden,  die  eine  rasche  und  günstige  Lösung  erforderte, 
sollte  nicht  der  Staat  von  schweren,  später  kaum  wieder 
gut  zu  machenden  Nachtheilen  betroffen  werden.  Die  Ur- 
sachen dieses  Zurückbleibens  Oesterreich's  in  dem  friedlichen 
Wettkampfe  der  Ausbreitung  der  Verkehrslinien  lagen  nahe. 
Eb  war  der  Finanz- Verwaltung  nicht  möglich,  grössere  Sum- 
men als  die  verausgabten  für  den  Bau  der  Staats-Eisenbahnen 
anzubringen;  die  gewaltige  Erschütterung  der  Revolutions- 
Epoche  war  gleichfalls  nicht  geeignet,  den  Eisenbahnbau  zu 
fordern.  Die  hauptsächlichste  Ursckche  des  Zurückbleibens 
lag  aber  darin,  dass  während  dieser  Periode  die  Privat-Thätig- 
k^t  nicht  mit  jener  der-Steatsyerwalteng  zusammenwirkte 
and  sonach  letzterer,  bei  äusserer  Beschränkung  ihrer  Mittel, 
die  Förderung  des  Eisenbahnbaues  allein  überlassen  blieb. 
Die  Privat^peculation  ward  durch  eine  Allerhöchste  Ent« 
Schliessung  rom  10.  Juli  1845  ferne  gehalten,  welche  an- 
ordnete, dass  bis  zum  Jahre  1850  keine  Concession  zu  neuen 
Privat-Bahnen  ^theilt  werden  sollte,  wornach  sich  die  Privat« 
Thätigkeit  während  dieses  Zeitraumes  auf  den   theilweisen 
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Weiterbau  der  bereits  früher  concessionirten  Linien  reducirte. 
Aber  selbst  nach  Verlauf  jenes  Zeitraumes  betheiligte  sidi 
die  PrivatrThäti^keit  nur  in  untergeordneter  Weise  bei  dem 
Baue  neuer  Eisenbahnlinien,  wohl  zunächst  darum)  weil  die 
bestehenden  Concessions-Gesetze  der  Speculation  ungünstigere 
Bedingungen  und  somit  weniger  Raum  darboten,  als  ander- 
wärts der  Fall  war.  Da  erkannte  die  Staatsverwaltung, 
dass  die  Zeit  gekommen  war,  wo  jedes  Hemmniss  mit  kräf- 
tiger Hand  beseitiget,  wo  ein  den  vorhandenen  Bedürfnissen 
entsprechendes  vollständigeres  Eisenbahnnetz  entworfen 
und  der  Ausbau  der  Bahnen  innerhalb  desselben  in  aller 
Weise  gefördert  werden  musste.  Diese  Bedürfnisse  eutstan- 
den  theils  aus  der  inneren  Lage  des  Reiches^  theils  aus  den 
Beziehungen  zu  den  Nachbarländern.  Die  Osthälfte  des 
Reiches  war  in  den  engsten  Verband  mit  den  übrigen  Eroo- 
ländern  getreten,  und  dadurch  die  der  Cultur  und  dein 
Wohlstande  nicht  minder  als  der  Machtstellung  und  der 
Staatssicherheit  so  förderliche  Gentralisation  der  obersten 
Verwaltung  durchgeführt  worden.  Diese  Länder  der  Ost- 
häUte  verlangten  aber  der  Wohlthaten  der  Gentralisation 
und  der  Cultur,  namentlich  der  Verbesserung  der  Verkehrs- 
mittel, theilhaftig  zu  werden,  und  hatten  ein  um  so  grös- 
seres Recht  darauf,  als  in  dieser  Beziehung  während  ihrer 
Sonderstellung  fast  nichts  geschehen  war,  als  ihre  Frocbt^ 
barkeit  und  sonstigen  Hülfsquellen  nur  der  Aufschliessung 
bedürfen,  um  reichlichen  Ertrag  zu  gewähren,  und  als  sie 
zu  der  Tragung  der  Staatslasten  mehr  als  früher  beigezogen 
wurden.  Bei  ^m  grossen  Hangel  an  Verkehrsmitteln  und 
bei  der  im  fruchtbaren  mittleren  und  südlichen  Theile  jener 
Länder  vorkommenden  Kostspieligkeit  der  Anlage  von  Land- 
strassen wegen  mangelnden  Materials  ist  aber  die  Erbauung 
von  Eisenbahnen  das  einzige  und  sicherste  Mittel,  den 
Wohlstand  zu  wecken.  Doch  auch  die  anderen  Kronlän- 
der  bedurften  nicht  minder  eines  erweiterten  Systems  der 
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Eisenbahoen.  Es  ist  eine  durch  die  Erfahruog  bewährte  That- 
sache,  dass  die  Gebiete,  durch  welche  Eisenbahnen  ziehen^ 
rasch  aufblühen  und  dass  der  Werth  des  Bodens  und  der 
Arbeit  daselbst  bedeutend  steigt,  und  mindestens  unter  den 
producirenden  Classen  die  Wohlhabenheit  zunimmt,  während 
die  von  den  Eisenbahnlinien  entfernten  Länderstrecken  der 
Verarmung  entgegen  gehen.  Die  gestiegenen  Staatsausgaben 
erheischen  eine  Vermehrung  der  Einnahmen,  welche  nach- 
haltig wieder  nur  durch  die  Erhöhung  der  Steuerkraft  des 
Volkes  erzielt  werden  kann.  'Hierfür  aber  gibt  es  kein  bes- 
seres Mittel  als  die  Belebung  der  Industrie  und  des  Handels 
und  sohin  auch  der  Landwirthschaft,  welche  wieder  heuti* 
gen  Tages  zunächst  durch  wohlfeile  und  beschleunigte  Com- 
munications-Mittel  —  Eisenbahnen  und  Dampfschifffahrt  — 
bedingt  ist. 

Wenn  aber  auch  die  Eisenbahnen  nicht  die  angedeuteten 
unschätzbaren  Vortheile  für  den  Staat  darböten,  so  müsste  eine 
weise  und  vorschauende  Regierung  sich  zu  dem  Baue  oder  zur 
Förderung  desselben  entschliessen ,  sobald  die  übrigen  (na- 
mentlich die  benachbarten)  Staaten  in  der  Anlage  derselben 
rasch  vorangehen.  Geschähe  dieses  nicht,  würde  im  Falle 
eines  Krieges  der  Kriegsschauplatz  jedesmal  in  das  Inland 
verlegt  werden,  da  die  feindlichen  Heere  rascher  an  die 
Staatsgränze  vordringen  könnten ,  als  die  österreichischen  an 
die  jenseitige;  femer  würde  der  Welthandel  in  andere  Bah- 
nen geleitet  werden,  und  bekanntlich  lässt  sieh  dieser  nicht 
leicht  in  die  frühere  Richtung  zurückführen,  wenn  er  ein- 
mal eine  neue  eingeschlagen  hat. 

Stand  der  Entschluss  fest,  im  Baue  der  Eisenbahnen 
das  Versäumte  nachzuholen  und  thatkräfbig  den  Fortbau  zu 
betreiben ,  so  war  unter  den  obwaltenden  Umständen  zweier- 
lei erforderlich.  Es  musste  eine  Reform  der  bestehenden 
Gesetzgebung  in  Bezug  auf  die  Concessions-Ertheilung  für 
Privat-Eisenbahnen  stattfinden,  und  ein  Eisenbahnnetz  für  den 

Y.  Czoernig,  Oesterreich's  Neugestaltung.  21 
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g«BMnmten  Kuaentaat  entworfen  werden,  welches  aileu  hie^ 
bei  in  Betracht  kommenden  Anfi»derungen  genOgte  and  dea 
Untemebmungidnstigen  die  Lini^i  bezeichnete,  anf  deren 
Änsban  sie  ihre  Specnlaäon  richten  konnten.  Das  erste  ge* 
achah,  indem  durch  das  nene  Concessions-Gesets  tob 
14.  September  1854  die  bis  dahin  rorgescbiiebenen  weitr 
Iftofigen  Förmlichkeiten ,  welche  bei  Briangang  einer  soicheii 
Ooncession  beobachtet  werden  massten,  bedeutend  wemn- 
laeht  und  abgekürzt  wnrden ,  indem  das  Mazimam  der  Oon- 
cesöons-Dauer  Yon  50  aaf -90  Jahre  hinansgerOckt,  und  den 
Privaten  die  Aussicht  auf  eine  sicherere  und  lohnendere  Be- 
triebsrente, bei  wichtigen  Linien  selbst  durch  eine  Zinseo- 
Oewfthrleistung  oder  sonstige  Bethöligung  der  Staatsverwal- 
tung, erMfhet  ward.  Hierbei  konnte  letztere  sich  zugleiek 
den  gehörigen  Einfluss  auf  die  Feststellung  der  Tarife  wah- 
ren, welcher  noth wendig  ist,  um  das  Interesse  des  Vor 
kehres  gegen  allfiUlige  Debergriffe  der  Prirat-Speculation  der 
Eisenbahn^Gesellschaften  sicher  zu  stellen. 

Unmittelbar  hierauf  (10.  November  1854)  erfolgte  die 
Bekanntmachung  des  Allerhöchst  genehmigten  Eisenbahn* 
netz  es  für  die  Monarchie.  Bei  der  Entwerfiing  desselben 
ging  man  von  dem  Grundsatze  aus,  nicht  nur  alle  Krön- 
Iftnder,  je  nach  ihren  Bedüifbissen ,  möglichst  gleichmfiss^ 
zu  bedenken,  sondern  auch  im  Allgemeinen  jene  ZweokS) 
welche  durch  die  Anlage  der  Eisenbahnen  im  Interesse  des 
Staates  und  des  Volkshaushaltes  verfolgt  werden  sollen,  so 
erreichen.  Sonach  wurden  dabei  die  strategisdien ,  die  ad- 
ministrativen, die  Handels-  und  die  industriellen  Bedürfnisse 
erw(^en,  und  in  Folge  dessen  ein  System  von  Bahnlinien 
zusammengestellt,  welche  die  gesammten  Eronländer  nach 
allen  Richtungen  durchkreuzen,  und,  an  die  auswärtigeD 
Bahnen  anknüpfend,  ihren  Mittel-  und  Schwerpunct  in  der 
B^ichshauptstadt  finden. 

Ueberraschend  und  alle  Erwartungen  übersteigend  waren 
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die  unmittelbaren  Fidgen  dieser  Verittgungen  der  Regierung. 
Denn  nocli  waren  kaum  zwei  Jahre  seit  der  Bekanntmachung 
derselben  verflossen,  und  schon  waren  in  dieser  kursen  Zeit 
fast  alle  in  dem  entworfenen  Eisenbehnnetsie  enthalten^i 
32  neuen  Linien  mit  einer  Gesammtlänge  von  744  Meilen 
(wozu  ttberdiess  mehrere  neue  Linien  kamen)  bis  Ende  des 
Jahres  1856  behufs  ihrer  Anlage  in  Verhandlung  gelangt, 
and  zum  Theile  selbst  in  Bauangriff  genommen,  so  dass 
gegenwärtig  677  Meilen  Eisenbahnen  bereits  im  Betriebe 
oder  doch  im  Baue  stehen,*  559  Meilen  definitiv  cönces- 
sionirt  *  sind  und  für  328^2  Meile  die  vorläufige  Conoession 
erfolgt  ist  oder  vom  Staate  die  Projecte  vorbereitet  werden. 
Die  Gesammtsumme  der  Eisenbahnen,  deren  Au^hrung  in 
Oesterreich  gegenwärtig  bewerkstelliget  ist  oder  beabsichtigt 
wird,  beträgt  demnach  nicht  weniger  als  1.564 V^  Meile '^, 
während  im  Beginne  des  Jahres  1854  die  Länge  der  im  Be- 
triebe befindlichen  324,  der  im  Baue  begriffenen  131,  jene 
der  in  Vorbereitung  stehenden  69  und  die  Gesammtlänge 
der  österreichischen  Eisenbahnen  524  Meilen  ausmachte.  Von 
den  fast  900  Meilen  neu  projectirter  und  definitiv  oder  vor- 
Iftofig  concessionirtei  Eisenbahnen  können  450  Meilen,  somit 
genau  die  Hälfte,  als  für  den.  Bau  bereits  gesichert  ange- 
sehen werden,  während  bei  anderen  diess  in  nächster  Zu* 
kunft  erfolgen  dürfte.  Hierbei  sind  aber  weder  die  bereits 
im  Betriebe  stehenden  485  Meilen,  noch  die  im  Baue  be* 
gonnenen  192  Meilen,  sowie  die  von  der  Staatsverwaltung 
daftkr  vorbereiteten   65   Meilen   mitgerechnet,   so  dass   die 

'  Hiervon  erhielten  bereits  die  definitive  Allerhöchste  Conoession  521 
Meilen;  für  die  übrigen  38  Meilen  sind  die  Verhandlungen  geschlossen^ 
und  es  wird  nor  noch  der  Allerhöchsten  Qenehmigang  des  Ergebnisses 
derselben  entgegengesehen,  welche  demnächst  erfolgen  dürfte. 

'  Hierza  konunen  noch  jene  projectirte  Bahn  •Unternehmungen,  fUr 
welche  die  vorläufige  Conoession  bereits  angesucht  aber  noch  nicht  ertheilt 
worden  ist,  die  nach  Abrechnung  der  mit  andern  bereits  ooncessionirten 
Bahnen  znsammenfSsUenden  Strecken  eine  Linge  von  238  Meilen  amüusen. 
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Geaammtheit  dieBer  Linien  ihrer  Ij&nge  nach  nahezu  ausrticht, 
das  ganze  Eisenbahnnetz,  wie  es  ursprünglich  eotworfi^  und 
später  yer^rollstfindigt  wurde,  auszufüllen.  Bei  den  für  die 
voraussichtliche  Rentabilität  dieser  Bahnen  so  ungemein 
günstigen  Umständen  wird  der  Ausbau  derselben  nur  durch 
die  Möglichkeit,  die  ausserordentlich  bedeutenden  hierfür  er- 
forderlichen Geldmittel  aufzubringen,  innerhalb  bestimmter 
Gränzen  gehalten  werden. 

Dem  angenommenen  Grundsatze,  der  Pri vat-Thätigkeit  bei 
der  Anlage  und  dem  Betriebe  der  Eisenbahnen  den  freiesten 
Spielraum  zu  lassen,  entsprechend,  wurden  in  der  neuesten 
Zeit  mehrere  zum  Theil  bereits  eröffnete,  zum  Theil  noch 
im  Baue  begriffene  Staatsbahnen  an  Privat-Gesellschaflen  Über- 
laßsen.    So  übernahm  die  österreichische  Staats-Eisenbahn- 
Gesellschaft  im  Beginne  des  Jahres  1855  den  Betrieb  der  nörd- 
lichen und  der  südöstlichen ,  sowie  der  Banater  Montan-Eisen- 
bahn,  mit  der  Verpflichtung,  die  südöstliche  Staatsbahn  mit- 
telst einer  Anknüpfung  an  die  Montan-Bahn  bis  an  die  Donau 
unweit  der  türkischen  Gränze  zu  führen.    In  Folge  eines 
mit  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  17.  April  1856 
genehmigten  Vertrages  wurde  die  lombardisch-renezianische 
Staatsbahn  au  eine  andere  Gesellschaft  von  Capitalisten  über- 
geben, welche  sich  verbindlich  machte,  das  dortige  Bahn- 
System,  sowie  die  italienische  Central-Bahn  auszubauen,  und 
ersteres  mit  der  südlichen  Staatsbahn  in  unmittelbare  Ver- 
bindung zu  bringen.    Ebenso  ist  weiterhin  die  Ueberlassung 
der  Staats-Eisenbahnstrecke  von  Szolnok  nach  Debreczin  und 
Grosswardein   an   die  Theiss-Bahngesellschaft,    welche    ein 
ToIIständiges  Eisenbahn-System  im  östlichen  Ungern  auszufüh- 
ren beabsichtigt,  erfolgt.    Eine  gleichartige  Uebertragung  an 
die  Gesellschaft  der  E[aiser-Ferdinands-Nordbahn  bezüglich  der 
östlichen   Staatsbahn   lag   in   der  Allerhöchsten   Entschlies- 
sung   vom    3.  Januar  1857.     Bei   dieser   verpflichtete  sich 
die   erwähnte   Gesellschaft,  die  Bahn   un verweilt  bis  nach 
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Przemjsl  auszubauen,  wo  eine  an  galizische  Grundbesitzer 
und  deren'  Genossen  concessionirte  Eisenbahn  an  dieselbe 
anknüpfen  sollte,  durch  welche  das  galizische  Eisenbahn- 
System  seine  Yervollständigung  vermittelst  der  Verlängerung 
der  Linie  nach  Lemberg  und  von  da  einerseits  bis  an  die 
russische  Gränze  jenseits  von  Brody  und  andererseits  über 
Czernowitz  bis  an  dl#  moldauische  Gränze  finden  wird.  Fer- 
ner steht  in  naher  Aussicht,  dass  die  Staats-Eisenbahnstrecke, 
welche,  bei  Steinbrück  sich  von  der  südlichen  Staatsbahn 
abzweigend,  nach  Agram  gebaut  wird,  einer  Gesellschaft 
von  Grundbesitzern  und  Capitalisten  zum  Behuf  ihrer  Weiter- 
fbhrung  nach  Sissek  und  eventuell  nach  Karlstadt  (und  Vnko- 
vÄr)  übergeben  wird,  wie  auch  eine  andere  Gesellschaft  von 
Gapitalisten  sich  um  die  Ueberlassung  der  im  Baue  begrif- 
fenen Staats-Eisenbahnstrecken  von  Verona  nach  Botzen  und 
von  der  bairischen  Gränze  bei  Kufstein  nach  Innsbruck  be- 
wirbt und  dabei  die  Verbindung  derselben  durch  eine  von 
Innsbruck  nach  Botzen  anzulegende  Eisenbahn  zu  bewerk- 
stelligen sich  erbietet.  Durch  diesen  Uebergang  von  Staats- 
Bahnen  in  Privat -Hände  wird  nicht  nur  ein  beschleunigter 
Ausbau  dieser  Bahnen  herbeigeführt,  die  einheimische  In- 
telligenz und  Erfahrung  durch  die  fremde  verstärkt,  sondern 
es  wird  durch  die  zufliessenden  auswärtigen  Capitalien  auch 
der  Stand  des  inländischen  Geldmarktes  verbessert  und  der 
Staatsverwaltung  das  Mittel  geboten ,  den  Ausbau  der  Bahnen 
auf  den  ihr  vorbehaltenen  Linien  desto  rascher  zu  betreiben, 
wodurch  der  National -Wohlstand  in  allop  Richtungen  gefördert 
wird.  Hiermit  aber  ist  der  Anstoss  zu  einer  Entwicklung 
der  volkswirthschaftlichen  Zustände  gegeben,  deren  Folgen 
schon  in  dem  kurzen  seither  verflossenen  Zeiträume  alle  Er- 
wartungen überstiegen,  deren  Endergebnisse  aber  sich  jeder 
Berechnung  entziehen,  wenn  gleieh  ein  dadurch  herbeizu- 
führender gänzlicher  Umschwung  aller  ökonomischen  Ver- 
hältnisse Oesterreich^s  schon  jetzt  in  Aussicht  gestellt  werden 
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kann.  Denn  wenn  schon  die  verbesserten  Commutiicaiions 
IGttel,  insbesondere  die  Eisenbahnen,  überhaupt  geeignet 
sind,  das  Gedeihen  der  Gewerbsthätigkeit  und  des  Handels 
mächtig  zu  fördern ,  so  ist  der  durch  sie  herbeigeführte  Auf- 
schwung doch  in  jenen  Ländern  am  fühlbarsten,  in  welchen, 
wie  in  Oesterreich,  der  Hauptreich thum  durch  die  Bodenpro- 
duction  (da  diese  nur  bei  der  HögHlhkeit  eines  massen- 
haften Transportes  zur  höchsten  Blüthe  gelangen  kann)  ge- 
bildet wird,  namentlich  wenn  es  in  diesen  Ländern,  wie  in 
Ungern,  selbst  an  den  gewöhnlichen  Strassen  gebricht 

Das  Eisenbahnwesen  erhielt  jedoch  nicht  allein  eine 
überraschend  schnell  auwachsende  äussere  Entwicklung  in 
Oesterreich;  die  Fortschritte,  welche  hier  während  der  letz- 
ten Jahre  in  der  Technik  des  Eisenbahn baues  und  Betriebes 
gemacht  wurden,  sind  noch  erheblicher,  und  reichen  jeden- 
falls mit  ihren  Folgen  weit  über  die  Gränzen  des  Reiches. 
Es  sind  namentlich  die  Staats-Eisenbahnbauten  in  dem  engen 
Defil^  der  Save  nächst  Steinbrück,  am  Semmering  nächst 
Gloggnitz  und  ganz  neuerlich  am  Karst  in  der  Nähe  ron 
Triest,  welche  nicht  nur  die  grossartigsten  Ck>nstructionen 
in  ungewöhnlicher  Ausdehnung  aufzuweisen  haben,  sondern 
welche  auch  bisher  für  unbesiegbar  gehaltene  Schwierig- 
keiten glücklich  besiegten,  und  einen  Triumph  der  Wissen- 
schaft über  die  spröden  Naturkräfte  begründen.  Die  süd- 
liche Staatsbahn  übersteigt  die  Alpen  zweimal,  zuerst  die 
Central- Alpenkette  am  Semmering,  wo  die  Eisenbahn  in  einer 
Entwicklung  von  nur  vier  Meilen  eine  Höhe  von  1.460  Fuss 
erklin^mt,  sodann  überwältigt  sie  die  julischen  Alpen  in  ihrer 
Ausbreitung  von  Laibach  bis  Triest  Insbesondere  bildet  die 
Semmering -Bahn,  der  fast  ron  allen  Eisenbahn -Technikern 
Europa's  besuchte  Zielpunct  ihrer  Wanderungen,  eine  bei- 
nahe ununterbrochene  fortlaufende  Reihe  von  Eunsttmuten 
jeglicher  Art;  fünfzehn  Tunnels,  wovon  der  Haupttunnel  in 
der  Ausdehnung  einer  englischen  Meile  von  Oesterreich  nach 
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Steiermark  reicht,  grossartige ,  zum  Theil  aus  zwei  Biock- 
werken  bestehende  Viadacte  zur  Uebersetzong  steiler  Ab- 
gründe, tiefe  Felseneinschnitte,  vorzOglich  aber  die  bis  da- 
hin noch  nirgends  vorgekommene  gleichzeitige  Bewältigung 
der  drei  bedeutendsten  Schwierigkeiten,  nämlich  die  grösste 
bisher  angewendete  Steigung  von  1  :  40,  verbunden  mit  der 
stärksten  Krümmung,  von  100  Klaftern  Radius,  und  dieses 
Alles  auf  einem  schlank  in  die  Lüfte  ragenden  Viaducte  — 
bilden  für  den  Sachkundigen  den  Gegenstand  der  Bewun- 
derung. Der  Vorstand  der  k.  k.  Central-Direction  ftlr  Eisen- 
bahnbauten, Ministerial-Ratb  von  Ghega,  welcher,  unbeirrt 
durch  die  seinem  Entwürfe  entgegengesetzten  Beurtheilungen, 
den  Bau  der  Semmering-  und  der  Karst-Bahn  durchführte,  er- 
warb sich  dadurch  vollen  Anspruch  auf  die  ihm  allseitig  zu 
Theil  gewordene  Anerkennung.  Als  jene  Gebirgsbahn  ihrer 
Vollendung  entgegen  ging  und  man  für  die  Einleitung  des 
Betriebes  derselben  bedacht  sein  musste,  schrieb  der  Handeiis- 
Minister  Freiherr  von  Brück  einen  Preis  von  20.000  Ducaten 
für.  die  geeignetste  Locomotive  neuer  Gonstruction  aus,  da 
die  bisherigen  stärksten  Locomotive  keine  hinreichende  Zug- 
kraft auf  jener  steilen  Bahn  ausübten.  Es  bewarben  sich 
vier  Locomotiv-Fabriken  mit  ihren  beigestellten  Loeomotiven 
um  den  Prds,  welcher  auch  einer  derselben,  die  das  Pro- 
gramm erfüllt  hatte,  zuerkannt  wurde.  Gleichwohl  entsprach 
die  Preis -Locomotive  den  Anforderungen  eines  geregelten 
Betriebet  nicht.  Da  gelang  es  dem  k.  k.  technischen  Rathe 
Engerth,  welcher  die  Versuche  mit  jenen  Loeomotiven  ab- 
zuführen hatte,  mit  Benützung  der  hierbei  beobachteten 
Ifeuerungen  eine  Gebirgs-Locomotive  zu  construiren,  wel- 
che den  Anforderungen  des  Dienstes  auf  dem  Semmering 
vollkommen  entspricht,  sogleich  auch  in  Frankreich,  der 
Schweiz  und  Deutschland ,  insbesondere  bei  Bahnen  mit  star- 
ken Steigungen,  Eingang  gefunden  hat  und  auf  der  Pariser 
Industrie- Ausstellung    der    höchsten    Anerkennung    würdig 
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befunden  wucde.  Es  sind  demnach  (toterreichiflche  Ingenieiire, 
welche,  und  zwar  durch  ihre  Verwendung  bei  den  grosa- 
artigen,  von  der  Regierung  nntemooimenen  Eisenbahnanlagen, 
einen  neuen  und  sehr  belangreichen  Fortschritt  in  der  Tech- 
nik des  Eisenbahnbaues  und  Betriebes  herbeigeführt  haben. 

Die  in  den  letzten  Jahren  concessionirten  Bahnen  sieben 

• 

noch  im  Beginne  des  Baues,  und  die  Aufbringung  der  hier- 
für erforderlichen  Geldmittel  wird  grossentheils  der  näch- 
sten Zukunft  anheimfallen.  Nichtsdestoweniger  sind  die  bis- 
her für  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  in  OesteiTeich 
bereits  aufgewendeten  Geldmittel  sehr  bedeutend,  und  na- 
mentlich wurden  in  den  letzten  Jahren  sehr  betrftchtliche 
Ausgaben  hierfür  bestritten.  Seit  dem  Beginne  des  ESsen- 
bahnbaues  im  Jahre  1825  bis  zu  Ende  des  Jahres  1856 
wurde  für  Eisenbahnzwecke  die  sehr  ansehnliche  Summe 
von  371 '/j  Million  Gulden  verwendet;  hiervon  entfiel  auf  die 
Periode  der  ersten  vier  und  zwanzig  Jahre  bis  Ende  1848 
181 '/4  Million,  und  auf  die  letzten  acht  Jahre  1849—1866 
24OV4  Million  Gulden.  Den  Hauptantheil  an  diesem  Auf- 
wände nahm  die  Staatsverwaltung  mit  291  Millionen  Gulden, 
womach  für  die  Privat -Eisenbahnen  nur  noch  die  Summe 
von  80 1/2  Million  erübrigt  Allerdings  beläuft  sich  die  von 
Privat-Gresellschaflen  für  Eisenbahnen  aufgewendete  Gesamml- 
summe  auf  139%  Million  Gulden  \  wovon  inzwischen  der 
Betrag  von  58y^  Millionen  auf  jene  Privat -Bahnen  entfällt, 
welche  durch  Kauf  von  der  Staatsverwaltung  erworben  wur- 
den. In  der  nächsten  Zukunft  wird  sich  dieses  Verhftltniss 
in  veränderter  Weise  herausstellen,  nachdem  der  grösste 
Theil  der  Staatsbahnen  an  die  Privaten  Oberlassen  wurde 
oder  demnächst  überlassen  zu  werden  bestimmt  ist;  immer 

*  Mit  Hinzurechnung  der  von  der  Staats -Eisenbahn -Gesellschaft  und 
von  der  lorabardisch- venezianischen  Eisenbahn -Gesellschaft  in  den  Jahren 
1855  und  1856  auf  die  oonoessiouirten  Strecken  verwendeten  Summen  von 
rZ  Millionen  Luiden  steigert  sich  dieser  Betrag  auf  151V«  MillioQ  Ouldeo. 
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aber  wird  die  ftkr  diese  Communicaiions-Hittel  aufgewendete 
ileihe  tod  Millionen  wohlthätig  und  neu  belebend  für  den 
Aufschwung  des  Verkehres  wirken! 

Um  die  während  der  Jahre  1848—1857  im  Eisenbahnwesen 
des  Kaiserstaates  erzielten  Fortschritte  übersichtlich  nachzuweisen, 
ersriieint  es  angemessen,  vorerst  die  in  diesem  Zeit- Abschnitte 
dem  Verkehre  neu  eröfineten  Bahnstrecken  aufeufllhren,  sohin  die 
in  dem  Umfange  der  Staats-Eisenbahnen  vor  sich  gegangenen  Aen- 
derungen  zu  erwähnen,  worauf  die  Reformen  in  der  bezüglichen 
Gesetzgebung  und  die  in  Folge  derselben  eingeleiteten  Unternehmun- 
gen zum  Zwecke  von  Eisenbahnbauten  dargestellt  und  die  wichtig- 
sten technischen  Ldstungen,  welche  in  diesem  Fache  bewerkstel- 
liget wurden,  besprochen  werden,  woran  sich  eine  Nachweisung 
der  für  den  Bau  von  Eisenbahnen  in  Oesterreich  bisher  veraus- 
gabten Summen  reiht 

Die  1848—1856  eröffneten  Strecken  gehörten  theils  Privat- 
Bahnen,  theils  den  Staats-Bahnen  an.  Die  Kaiser-Ferdiiiands-Nord- 
bahn  (welche  überdiess  in  den  Jahren  1852  und  1853  das  zweite  Geleise 
auf  ihrer  Sbredce  vcm  Oänsemdorf  Ihs  Lundenburg  legte  und  eben 
damit  sieb  besehäitigt,  dasselbe  bis  Oderbei^  zu  verlängern)  er- 
weiterte ihre  Linien  im  Jahre  1848  um  2'/,  Meile  durch  die  Strecke 
von  Gänsemdorf  nach  Marchegg  zum  Anschlüsse  an  die  ungrische 
Central -Bahn  und  um  V,  Meile  durch  die  Strecke  von  Oderberg 
an  die  preussische  Gränze  zum  Anschlüsse  an  die  preussischen 
Bahnen.  Neuerdings  fttnd  zu  Ende  1855  die  Eröffnung  der  Flügel- 
bahn von  Schönbmnn  nach  Troppau  auf  eine  Strecke  von  4  Meilen 
und  die  Vollendung  der  11  Meilen  langen  Strecke  von  Oderberg 
nach  Oswiecim  (einschliesslich  der  Flügelbahn  von  Dzieditz  nach 
Bielitz)  zum  Anschlüsse  an  die  östliche  Staatsbahn  Statt,  wovon 
die  Strecke  von  Oderberg  bis  Dzieditz  und  die  Flügelbahn  von  da 
nach  Bielitz  noch  im  December  1855,  die  Strecke  von  Dzieditz 
nach  Oswi^dm  aber  am  1.  März  1856  dem  Verkehre  übergeben 
wurde.  Von  der  gegenwärtig  der  k.  k.  Staats-Eisenbahn-Gesell- 
schaft gehörigen  Wien-Kaaber  Bahn  wurde  im  December  1855  die 
Strecke  von  Brück  an  *der  Leitha  bis  Raab,  10  Meilen,  und  im 
August  1856  jene  von  Raab  nach  Neu-Szönj,  5  Meilen  lang,  dem 
Betriebe  übergeben.  Die  ungrisciie  Central -Bahn  erö£äfete  im  Jahre 
1848  die  Strecke  von  Marchegg  bis  Pressburg  (27,  Meile).  Im 
Jahfe  1849  erfolgte  die  Verlängerung  der  von  Mailand  nach  Monza 


378 


führenden  Bahn  Ue  naeh  Oamerlata  nftohal  Como,  in  einer  Strecke 
von  4y,  Meile,  sowie  auch  die  lombardisch-yeneEianiadie  Feidinandat 
Bahn  in  demselben  Jahie  um  6  Meilen  von  Yicenza  nach  Verona 
und  im  Jahre  1851  um  5  Meilen  von  Verona  nach  Manfcua  (woso 
spftter  die  Verbindungsbahn  zwischen  den  beiden  Bahnhöfen  von 
Verona  kam),  dann  um  2y,  Meile  von  Mestre  nach  Treviso  ver> 
Ifingert  wurde.  Ausserdem  gelangten  noch  mehrere  KiAlenbahnen 
zur  theilweisen  Eröfinung,  wie  die  V,  Meile  lange  Westenholz'ache 
Flügelbahn  von  Dabrowa  nach  Szczakowa,  die  Strecke  von  llio- 
masroith  nach  H<rfienbaumgarten  (1848)  und  von  dort  Ina  an  die 
linz-Salzburger  Landstrasse  nftchst  Attnang  (1855),  der  Traunthaler 
Kohlengewerkschaft  gehörig  (1%  Meilen),  die  1%  Meile  lange 
Strecke  von  Wolfse^  nach  ^neitenschutzing  (1854),  dem  Grafen 
St  Julien  gehörig  (die  letzteren  zwei  Strecken  in  Oesterreieh  ob 
der  Enns),  die  Bahn  von  der  Eisenbahn -Station  Hrastnik  nfichet 
Cilli  bis  zu  den  dortigen  y,  Meile  entfernten  Kohlengruben  (1849), 
endlich  die  erste  Strecke  der  Fünfkirchen- Mohäcser- Bahn  von  den 
Kohlengruben  (Gesztenjös)  nach  Oszög,  '/4  Meilen  lang  (1854); 
alle  diese  Kohlenbahnen  werden,  die  letztere  (und  demnächst  die 
Westenhok'sche)  ausgenommen,  mit  Pferden  betrieben.  Die  i)lr 
den  Locomotiv-Betrieb  eingerichtete  Kohlenbahn  von  Kladno  bis  an 
die  Moldau  nächst  Kralup  (2y,  Meile)  wurde  ebenso  wie  jene  von 
Rossitz  nach  Brünu  (3  Meilen)  ioi  Jahre  1856  dem  Betriebe  über- 
geben. 

Weit  rascher  erfolgte  der  Ausbau  der  Staats-Eisenbahnen 
in  diesem  Zeitabschnitte.  Der  nördlichen  Staatsbahn  wurde  die 
Strecke  von  Brttnn  nach  Trübau  (12  Meilen),  wodurch  der  9  Mei- 
len betragende  Umweg  über  Olmütz  erspart  wird,  beigefügt  (1849), 
und  dieselbe  erhielt  ihre  volle  Ausdehnung  durch  die  Verlängerung 
von  Prag  nach  Aussig  (14  Meilen)  im  Jahre  1850  uud  von  da  über 
Bodenbaeh  bis  zur  sächsichen  Gränze  (4*/,  Meile)  im  Jahre  1851. 
Die  südliche  Staats -Eisenbahn  erhielt  im  Jahre  1849  ihre  Ver- 
längerung von  Cilli  nach  Laibach  (11 V,  Meile),  und  die  Lücke 
zwischen  Gloggnitz  und  Mürzzusehlag  wurde  durch  die  merkwürdige 
Bahnstrecke,  welche  den  Semmering  übersteigt  (5*/,  Meile),  aus- 
gefüllt (1854).  ^Als  die  ungrische  Gentral-Bahn  (wie  sogleich  zu 
erwähnen)  an  den  Staat  übei^ng,  bestand  sie  aus  dem  Theilstttcke 
von  Marche^  nach  Pressburg  (2*/,  Meile)  und  der  Strecke  von 
Waitzen  über  Pest  nach  Szolnok  (18  Meilen).  Zur  südöstlichen 
Staats-Eisenbahn  umgewandelt,  wurde  im  Jahre  1850  die  Bahn 
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voD  PrettbuTg  nach  WaitsEen  durch  den  Ausbau  der  Zwisehenstrecke 
SU  ekiein  Ganzen  verbunden  (23%  Meile)  und  von  Csegl^  aus  im 
Jahre  1853  bis  FelegyhAza  (7y,  Meile)  und  im  Jahre  1854  von  da 
bis  Scegedin  (7y,  Meile)  weiter  geführt.  Die  aus  der  ehemaligen 
Krakau-obersehlesischen  Bahn  entstandene  östliche  Staatabahn 
eiiiielft  ihre  Verlängerung  von  Krakau  über  Boehnia  und  Tamöw 
naeh  D^foica  (15  Meilen)  in  der  Richtung  gegen  Lemberg,  femer 
durch  den  FIflgel  von  Trzebinia  nach  Oswiecim  zum  Anschlüsse 
an  die  Kaiser-Ferdinands-Nordbahn  (3  Meilen);  die  Eröfihung  dieser 
beiden  Bahnstrecken  ist  am  1.  Mära  1856  erfolgt.  Im  Bannte 
wurde  die  zunächst  zur  Verführung  der  Oraviczer  Kohlen  an  die 
I>ooau  bestimmte  (neuerlich  der  Staats-Eisenbahn-Gesellschaft  ttber- 
laasene)  Montan*Bahn  von  Oravicza  nach  Basiasch  (8  Meilen) 
erbaut,  und,  nachdem  sie  bereits  seit  1854  ftkr  den  Kohlen-Trans- 
port benützt  wurde,  am  1.  November  1856  dem  Betriebe  vollständig 
ttbeigeben.  Seit  die  lombardisch-venezianische  Ferdinands- 
Bahn  an  den  Staat  abgetreten  worden,  schritt  die  Vervollständigung 
ihrer  Linien  durch  Hinzufügung  der  Strecke  von  Verona  Ober 
Brescia  nacl)  Coccagho  (11  Meilen)  im  Jahre  1854,  und  von  Tre- 
viao  Ober  Pordenone  nach  Casarsa  (9/,  Meile)  im  Jahre  1855  be- 
deutend vor. 

Im  Jahre  1857  wurden  auf  den  (bisherigen)  Staats-Eisen- 
bahnen im  Baue  vollendet:  nebst  dem  Theile  der  Wiener 
Verbindungs-Bahn  vom  Bahnhofe  der  südlichen  Staats -Eisenbahn 
bis  zum  Hauptzollamte  (7,  Meile),  die  Strecke  von  Laibach  nach 
Triest  (19  Mdlen),  femer  die  (an  die  Theiss-Bahngesellschaft  über- 
gegangene) von  Szolnok  nach  Debreczin  (16  Meilen),  die  an  die 
Staats -Eäsenbahn-Gesellschaft  gefallene  und  von  ihr  zum  Ausbau 
ttbemommene  Strecke  von  Szegedin  nach  Temesvär  (15  Meilen), 
die  auf  Kosten  der  Donau -Dampfschifflahrts- Gesellschaft  erbaute 
Bahn  von  Üszög  nach  Molidcs  C?*/,  Meile),  die  Flttgelbahnen  der 
öatüdien  Staatsbahn  von  Szczakowa  nach  Jaworzno  (1  Meile)  und 
von  Bierzanow  naeh  Wieliczka  (V,  Meile),  endlich  die  der  lom- 
faaidisch-venezianischen  Gesellschaft  gehörige  Strecke  von  Cocca^k) 
Ober  Bergamo  nach  Treviglio  (6%  Meilen).  Im  Bau  begriffen 
sind:  der  Rest  der  Wiener  Verbindungsbahn  vom  Hauptzollamte 
bb  zum  Nordbahnhofe  (nahezu  V,  Meile),  der  FlOgel  der  Debrecziner 
Bahn  von  Püspök-Laddny  bis  Grosswardein  (9  Meilen),  die  Fort- 
setzung der  (nunmehr  der  Staats-Eisenbahn-Gesellschaft  gehörigen) 
Montan -Bahn  von  Oravkza  nach  Steierdorf  (6  Meilen),  dann  die 
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Veriäl^rung  der  ösiBchen  Staata-ESsenbafan  von  D?bica  bis  Rzeezöw 
(6  Meilen),  nebst  der  Flttgelbahn  von  Podlese  nach  Niepolomice 
(V,  Meile),  die  der  lombardisch -venezianischen  Gesellschaft  abge- 
tretene Strecke  von  Casarsa  bis  Udine  (47,  Meile),  femer  die  Bahn 
von  Verona  nach  Botzen  (19 y,  Meile),  endlich  jene  von  Innsbruck 
bis  znr  bairischen  Orflnze  jenseits  Eufstein  (10  Meilen)  und  Ae 
Bahn  von  Steinbrflck  bis  Agram  (10  Meilen),  eine  Seitenbahn  der 
südlichen  Staats -Eisenbahn,  welche  an  eine  Privat -Gesellschaft 
Überlassen  wird  und  von  derselben  bis  Karlstadt  und  Sissek,  dann 
nach  Yukovär  weiter  geillhrt  werden  soll.  Ausserdem  waren  von 
der  Staatsverwaltung  die  Vorarbeiten  ftir  mehrere  unten  im  De- 
tail zu  erwfthnenden  Eisenbahnstrecken  b^onnen ,  welche  zur  Ver^ 
bindung  bereits  bestehender  Linien  oder  zur  Verlängerung  derselben 
bestimmt  sind. 

Von  den  (ursprOnglichen)  Privat-Bahnen  standen  zu  Ende 
November' 1857  im  Baue:  die  Verbindungsbahn  von  Temesvär  bis 
an  die  Oravicza-Basiascher  Bahn  bei  Jassenova  (13 '/^  Meile),  der 
Staats-Eisenbabn- Gesellschaft  gehörig,  die  Gratz-Köflacher  Kohlen- 
bahn (5  Meilen),  die  Reichenbei^- Zittauer  Bahn  (bis  an  die  Landes- 
grftnze  3  Meilen),  die  Reichenbei^-Pardubitzer  Bahn  (24  Meilen), 
von  welcher  die  Strecke  Pardubitz- Josephstadt  mit  5%  Meile  schon 
im  Betriebe  steht,  die  Aussig -Teplitzer  Bahn  (2*/,  Meile),  die 
Kais^rin-Elisabeth-Bahn  (Wien-Salzburg,  Wien-Passau,  55  Meilen), 
die  Strecke  der  Kämthner  Bahn  von  Unter- Drauburg  bis  Klagen(\irt 
(10  Meilen)  und  jene  der  Theiss-Bahn  von  Szolnok  bis  Arad 
(18%  Mdlen). 

Eben  so,  wie  der  bedrängte  finanzielle  Zustand,  in  welchem 
sich  die  beiden  grössten  Privat-Bahnen,  die  Nordbahn  und  die 
Wien-Gloggnitzer  Bahn,  zu  Ende  des  Jahres  1841  befanden,  die 
Veranlassung  darbot,  dass  die  Staatsverwaltung,  in  weiser  Sorglalt 
für  die  zu  beschleunigende  Vervollständigung  der  österreichischen 
Eisenbahnen,  den  Weiterbau  der  Eisenbahnen  im  Anschlüsse  an 
die  bereits  bestehenden  erwähnten  Privat-Bahnen  in  die  eigene 
Hand  zu  nehmen  beschloss,  wodurch  zugleich  der  Ertrag  jener 
Privat-Bahnen  gesteigert  und  deren  ökonomische  Lage  verbessert 
werden  musste,  bahnte  ein  ähnlicher  Zustand  im  Jahre  1847  den 
Weg  zu  dem  nachfolgenden  Ankaufe  der  meisten  grösseren  Privat- 
Bahnen  von  Seite  der  Staatsvierwaltung.  Cm  der  Entwerthung  der 
Actien  der  Privat-Bahnen  vorzubeugen  und  deren  ökonomische  Ver- 
hältnisse zu  consolidiren ,  hatte  die  Staatsverwaltung  beschlossen, 
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einen  f  oud  veifllgbar  zu  macbeD,  und  mittekt  deseeiben  die  Aetien 
der  grOsaeren  Bahnen  nach  ihrem  wahren  (durah  den  Beinertrag 
naehgewieeenen)  Werthe  einzuUVeen.  Auf  diese  Weise  hatte  die 
Staatsverwaltung  eu  Ende  1848  einen  Betrag  von  nahe  an  26  Mil- 
lionen Gulden  verwendet,  wofUr  sie  40.004  Stück  Aetien  der  ungri- 
sehen  Central- Bahn ,  30.056  Stück  der  lombardisch -venezianischen 
Ferdinands-Bahn  und  11.781  Aetien  der  Wien-Gloggnitzer  Bahn 
angekauft  hatte,  nebst  2.771  Stück  Aetien  der  Oedenburg-Wien- 
Keustfidter  Bahn,  welche  sich  im  Besitze  der  Depositen -Casse  des 
Tilgttngsfondes  befanden.  Die  Folgen  dar  Revolution  hatten  sich 
besonders  in  jenen  Ländern  fühlbar  gemacht,  welche  der  unmittel* 
bare  Schauplatai  derselben  gewesen  waren,  wodurch  auch  der 
Weiterbau  der  in  der  Ausführung  begriffenen  Eisenbahnen  daselbst 
in  das  Stocken  gerieth.  Die  Gesellschaften  wendeten  sich  desshalb 
an  die  Regierung  um  Abhilfe,  welche  in  der  für  den  allgemeinen 
Verkehr  zusagendsten  Weise  dadurch  erfolgte,  dass  die  Regierung 
die  ihnen  gehörigen  meist  unvollendeten  Bahnen  ablöste  und  den 
Weiterbau,  bezfl^ch  die  Vollendung  derselben,  in  ene^schen  An- 
griff nahm.  Die  DurehiÜhmng  dieses  Beschlusses  wurde  der  Re- 
gierung dadurch  wesentlich  erleichtert,  dass  sie  sich,  wie  erwähnt) 
bereits  im  Besitze  eines  grossen  Theiles  der  Aetien  der  erwähnten 
Bahnen  be&nd,  und  sonach  nur  jenen  Theil,  welcher  sich  noch  in 
den  Händen  der  Privat- Besitzer  befiind,  einzulösen  hatte.  Hierdurch 
wurde  der  Zweck  vollständig  erreicht,  die  Vollendung  jener  für 
den  Verkehr  so  wichtigen  Bahnen  sicher  zu  stellen  und  zu  be- 
aehleunigen,  wofür  den  G^esellschaften  in  Folge  der  Zeitumstände 
die  Mittel  abgingen.  Aus  einem  andern  Grunde  ward  die  im 
schwunghaften  Betriebe  stehende  Wien-Gloggnitzer  Bahn  eingelöst, 
weil  nur  auf  diese  Weise  die  nach  Triest  führende,  von  Gloggnitz 
aus  auf  Staatskosten  erbaute  Bahn  schon  von  ihrem  Ausgangs- 
punct  Wien  an  in  den  Besitz  der  Staatsverwaltung  gelangen  und 
unter  anbeitliche  Jicitung  gestellt  werden  kounte.  Bei  der  Dar- 
stellung der  Finanz-Verwaltung  wurde  des  Ankaufes  der  einzelnen 
Bahnen  in  so  weit  gedacht,  als  dadurch  die  Staatsschuld  vermehrt 
ward;  jene  Andeutungen  finden  in  nachstehenden  Bemericungen« 
ihre  Vervollständigung. 

Die  ungrische  Gentral-Bahn  fiel  an  den  Staat  mittelst 
Vertrages  vom  7.  März  1850,  in  dessen  Folge  der  Betrieb  derselben 
von  der  Staatsverwaltung  im  April  1850  übernommen  wurde.  Letz- 
tere befiind  sich  bereits  im  Besitae  von  40.004  Stück  Aetien,  welche 
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die  CrediU- Gasse  um  dea  Betrag  von  9t,797.601  fl.  blVTseroftasig  an 
sich  gebracht  hatte.  Demnach  waren  nur  noc^  die  im  Prival- 
Besitse  befindlichen  32.000  Stück  Actien  zu  250  fl.  einsolOeen,  was 
durch  die  Hinausgabe  4percentiger  Obligationen  im  lüominal-Werthe 
von  8  Millionen  Gulden  erfolgte,  die  innerhalb  8  Jahren,  von 
1.  December  1851  an  gerechnet ,  zur  voUstfindigen  Veriosung  und 
Hinauszahlung  gelangen  werden.  Femer  übernahm  die  Staatsver- 
waltung die  Tilgung  der  Schuld  von  2,660.700  fl. ,  mit  welcher 
Privat -Gesellschaft  für  ihre  von  der  National -Bank  übemo 
und  bezahlten  W^hsel  belastet  war,  sowie  die  Tilgung  der  fllr  das 
Jahr  1849  rückständigen  4percentigen  Zinsen  von  den  obenerwähn- 
ten 32.000  Stück  Actien.  Die  Kosten  der  Erwerbung  dieser  Bahn 
ftlr  den  Staat  betragen  demnach,  ausschliesslich  der  Berichtigung 
der  zuletzt  erwähnten  Zinsenrückstände,  20,45a361  (L 

Die  Krakau-oberschlesische  Bahn  wurde  von  dem 
Staate  mittelst  Vertrages  vom  30.  April  1850  erworben,  und  vom 
1.  Januar  1851  angefangen  auf  eigene  Rechnung  in  Betrieb  geselzt. 
Für  die  Ueberlassung  dieser  Bahn  an  den  Staat  wurden  die  von 
der  Privat- Gresellschaft  hinausgegebenen  und  noch  nicht  zur  ESn* 
lösuug  gelangten  17.929  Stück  Actien  zu  100  Thaler  preussiseh 
(Jourant  um  2,561.286  fl.  und  3.585  Prioritäts-SchuMverschreiboD- 
gen  zu  100  Thaler  preussiseh  (Mourant  um  512.143  fl.,  zusammen 
um  3,073.429  fl.,  mittelst  Hinausgabe  von  verlosbaren  Staatsschoki* 
Verschreibungen  im  gleichen  Nominal- Werthe  eingelöst.  Die  Ver- 
zinsung dieser  Obligationen  erfolgt  bis  Ende  1890  mit  4  und  vom 
1.  Januar  1891  angefangen  mit  3'/,  Peroent,  und  die  Einkteung 
derselben  geschieht  mittelst  jährlicher  Verlosung  und  Baarer  Hinaaa- 
zahlung  der  verlosten  Beträge. 

Die  ursprünglich  aus  zwei  gesonderten  Unternehmungen,  Mai* 
land-Monza  und  Mailand -Como,  bestandene  Bahngesellschaft  d^ 
Mailand-Monza-Gomo-Bahn  übertrug  ihr  Eigenthum  an  die 
Staatsverwaltung  mittelst  des  auf  Grundlage  der  All^höchslen  Er- 
mAohtigung  abgeschlossenen  Vertrages  vom  7.  März  1851,  und  es 
ward  der  Betrieb  derselben  vom  1.  Januar  1851  an  flir  Rechnung  des 
Staates  geftlhrt  Die  Staatsverwaltung  entrichtete  dafilr  2^530.000  fl. 
in  4peroentigen  binnen  neun  Jahren  (vom  2.  Januar  1850  an)  ver- 
losbaren  Obligationen  an  die  Actionäre,  bezahlte  die  Forderungen 
von  Privaten  an  die  Gesellschaft  im  Betrage  von  674.585  fl.,  und 
eine  weitere  Forderung  des  Hauses  Amstein  und  Eskeles  von 
93.724   fl.,   sowie  eine  durch   37  Jahre  fortlaufende  Rente   von 
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84.000  &  fllr  xKe  von  der  GeselkclMlt  emittirteii  Rentenscheine^ 
iiBd  veniebkete  endlich  auf  einen  Voreehuss  von  einer  Million  Otd- 
den^  welchen  das  Aeiar  von  den  Jahren  1849  und  1850  her  von 
ihr  zu  fordern  hatte.  Die  Ankaufflsumme  dieser  Bahn  belftuft  sieh 
demnach,  wenn  die  Summe  der  sämmtüehen  37  Jahresrenten  durch 
das  entsprechende  im  Laufe  dieser  Zeit  zur  Auszahlung  gelangende 
Gkpital  von  3,108.000  fl.  angedrückt  wird ,  auf  7,406.309  fl. 

Die  Einzahlui^n  auf  die  Actien  der  lom bardisch- vene- 
zianiseben  Ferdinands-Bahn  waren  schon  im  Jahre  1842  in's 
Stocken  gerathen.  Um  die  Gesellschaft  vor  der  Gefahr  ihrer  Auf- 
lösung und  das  begonnene  Unternehmen  vor  der  Unterbrechung  zu 
bewahren,  ward  derselben  mit  AUeidiöchster  Entschliessung  vom 
2uL  December  1842  das  Zugeständniss  gewfihrt^  dass  die  Staatsver- 
waltung sich  bereit  erklärte,  ttber  Ansuchen  der  G^eseUschaft  die  er> 
baute  Bahn,  oder,  wenn  die  Mittel  der  Gesellschaft  zur  Vollendung 
der  Bahn  nicht  hinreichen,  d^  Weiterbau  auf  eigene  Kosten  zu 
ttbemehmen  und  die  Gesellschaft  ftlr  die  wirklich  verwendeten  und 
nttldichen  Baukosten  durch  Ablösung  der  Actien  mittelst  4percen- 
tiger  Obligationen  zu  entschftdigen.  Die  Einzahlungen  flössen  hierauf 
wieder  ein,  doch  war  die  Bahn  noch  weit  von  ihrer  Vollendung 
eatCmit,  als  die  revolutionären  Ereignisse  der  Jahre  1848  und  1849 
den  Weiterbau  völlig  unterbrachen  und  die  vorhandenen  Bauwerke 
(naoaentU^  die  grosse  Lagunen -Brücke  von  Venedig)  zum  Theile 
der  2jefstörung  zuführten.  Nach  Wiederherstellung  der  Ordnung 
Ubemahm  die  Staatsverwaltung  den  Weiterbau  sowie  den  Betrieb 
auf  der  eröffiaeten  Strecke  fttr  Rechnung  der  Gesellschaft.  Doch 
befand  sich  die  CteseUschaft  in  einer  misslichen  Lage,  da  zur  Voll- 
endung der  Bahn  von  Venedig  bis  Biailand  noch  weitere  50  Millio- 
nen österreichischer  Lire  {16%  Millionen  Gulden),  d.  i.  eben  soviel 
als  das  ursprünglich  berechnete  und  eingezahlte  Actien -Capital 
betrug,  erforderlich  gewesen  wären.  Bei  der  Unmöglichkeit,  diese 
Summe  aufzubringen ,  ersuchte  die  Gresellschaft  die  Staatsverwaltung 
um  die  Ablösung  der  Bahn,  welche  denn  auch  mittelst  des  in  Folge 
AUerhöchster  Ermächtigung  vom  27.  Mai  1852  abgeschlossenen 
Vertrages  vom  9.  Juni  1852  erfolgte.  Die  Staatsverwaltung^  welche 
bereits  dOJ06ß  Actien  dieser  Bahngesellschaft  durch  börsemässige  Ein- 
lösung der  Credits- Gasse  mit  dem  Betrage  von  10,604.102  fl.  eigen- 
thttmlich  an  sich  gebracht  hatte,  löste  kraft  dieses  Vertrages  die 
noch  im  PrivatrBeflitEe  befindlich  gewesenen  19.944  Actien  ein, 
übernahm  die  Tilgung  der  seit  1.  JuK  1849   bis  80.  Juni   1852 
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haftend  gebliebenen  Zinsen  und  übergab  dafUr  den  Action&ren  etnen 
Betmg  von  7  Millionen  Gulden  in  4percentigen  binnen  hieben  Jahrai 
(vom  1.  April  1853  an)  verlosbaren  Obligationen.  Der  Ankauf 
dieser  Bahn  verursachte  demnach  fttr  öie  Staats-Yerwaltung^  obige 
Zinsenberiehtigung  ungerechnet,  einen  AufWand  von  17)604.102  fl< 
Die  Wien-Gloggnitzer  Eisenbahn-Gesellschaft  hatte 
die  Strecke  von  Wien  bis  Gloggnitz  mit  den  Seitenflfigeln  nach 
Lazeuburg  und  Katselsdorf  (lO*/«  Meilen),  femer  jene  von  Wien 
bis  Brück  an  der  Leitha  (5*/,  Meile)  ausgebaut.  Durch  das  lieber- 
einkommen  vom  4.  August  (Aüerhöchst  genehmigt  am  90.  August) 

1853  erwarb  die  Staatsverwaltui^  von  derselben  die  Wien-Glo^ 
nitzer  Strecke  sammt  Seitenflügeln,  und  verlieh  ihr  beEüglich  der 
erübrigenden  Strecke  Wien- Brück  die  Concesdon  zur  Yerlfingening 
der  Bahn  bis  nach  Raab  und  Neu-Szönj  gegenüber  von  Komom. 
Für  die  an  die  Staatsverwaltung  überlassene  Strecke  bezahlte  die- 
selbe (welche  sich  bereits  durch  die  früher  um  den  Betrag  von 
6,459.264  fl.  stattgefundene  börsemässige  Einlösung  im  Beaitse  vod 
11.781  Actien  befand)  für  jede  der  noch  im  Privat- Besitze  befiod- 
licheu  13.219  Actien  den  Betrag  von  675  fl.  (im  Ganzen  8,922.825  fl.) 
in  5percentigen  binnen  fünf  Jahren  (vom  1.  October  1854  an)  ve^ 
losbaren  Obligationen,  und  übernahm  nebstbei  die  fundirte  5per- 
centige  Sdiuld  der  Eiticnbahngesellschaft  im  Betrage  von  2i,7to.000fl. 
Zugleich  wurde  auf  den  Antheil  verzichtet,  welcher  an  dem  noeh 
erübrigenden  Eigenthume  der  Gesellschaft  auf  die  im  Besitze  der 
Staatsverwaltung  beändlichen  Actien  entfallen  konnte.  Abgeseben 
von  dieser  Yerzichtieistung  hatte  demnach  die  Staatsverwaltung  flir 
die  Erwerbung  der  gedachten  Bahnstrecke  einen  AuAnrand  voo 
18,132.089  fl.  zu  bestreiten. 

Die  Wiener-Neustadt-Oedenburger  Eisenbahn,  welpbe 
bei  Katzelsdorf  an  die  vorhergehende  sich  anknüpft  und  deren  Be* 
trieb  bereits  pachtweise  von  der  Wien-Gloggnitzer  Unternehmung 
beso]^  wurde,  be&nd  sich  bei  der  geringen  Ausdehnung  der  Linie 
(3%  Meilen)  und  den  ungünstigen  Betriebs -Verhältnissen  in  einer 
bedrängten  Lage,  und  suchte  bei  der  Staatsverwaltung  um  die 
Ablösimg  nach,  welche  mittelst  des  Uebereinkommens  vom  31.  Juli 
(genehmigt  durch  die  Allerhöchste  Entschliessung  vom  26.  August) 

1854  erfolgte.  Die  Staatsverwaltung,  b  deren  Händen  sich  berrits 
2.771  um  den  Betrag  von  339.516  fl.  börsemässig  eingelöste  Actien 
dieser  Bahngesellschaft  befanden ,  bezahlte  flir  die  noch  im  Privat-Be- 
sitze  befindlichen  10.K22  Actien  die  Ablösungssumme  von  1,500.000  fl. 
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m  5percentigen  binnen  ftlnf  Jahren  (vom  1.  Februar  1855  an)  ver- 
lofibaren  Obligalionen,  und  leistete  auf  einen  Yorschuee  von  250.000  fl. 
Yerzicht,  welchen  sie  der  Oesellsehaft  in  Folge  Allerhöchster  £nt- 
sdiliessung  vom  14.  Januar  1850  gemacht  hatte.  Der  Oesaromi- 
anfvrand  für  die  Einlösung  dieser  Bahn  belauft  sich  sonach  auf 
2,069.516  fl. 

Eine  wieitere  Vervollständigung  der  österreichischen  Btaats- 
Bahnen  und  bezüglich  deren  Fortsetzung  auf  ausländischem  Gebiete 
erfolgte  durch  den  Vertrag  vom  1.  Mai  1851 ,  welcher  zu  Rom 
zwischen  Oest^reich,  dem  Kirchenstaate,  Toscana,  Hodena  und 
Ptana  abgeschlossen  wurde.  Kraft  dieses  Vertrages  verbanden 
ach  die  erwähnten  ftlnf  Mächte  zu  der  Erbauung  der  italieni- 
schen Central-BahU)  welche,  von  Piacenza  ausgehend,  Über 
FSarma,  Beggio,  Modeca  und  Bologna  filhrt,  den  Apennin  ttber- 
stdgt  und  in  Pistoja  endigt,  wo  sie  sich  an  die  toscanischen  Bahnen 
aoschliesst  Von  Reggio  entsendet  sie  einen  Flügel,  welcher  an 
die  nahe  österreichisdie  Gränze  und  von  dort  auf  österreichischem 
Gebiete  weiter  zieht,  den  Po  übersetzt  und  sohin  über  Borgoforte 
nach  Mantua  läuft;  in  Piacenza  soll  der  Anschluss  an  die  von  Mai- 
land dahin  anzulegende  Bahn  erfolgen.  Hierdurch  wird  das  Eisen- 
bahnnetz tiber  ganz  Mittel -Italien  gespannt,  und  dasselbe  an  zwei 
Puncten,  bei  Piacenza  und  Mantua  (bezflglich  Borgoforte),  mit  der 
kxmbardisch- venezianischen  Bahn  in  unmittelbare  Verbindung  ge- 
setzt Die  Leitung  und  Ueberwachung  des  Baues  dieser  70  Meilen 
langen  Bahn  (wovon  die  österreichische  Strecke  von  der  Gränze 
bis  Borgoforte  nur  zwei,  und  bis  Mantua  etwas  tiber  vier  Meilen 
beträgt)  wurde  einer  aus  den  Abgeordneten  der  fUnf  Regierungen 
zusammengesetzten  in  Modena  tagenden  internationalen  Commission 
abertragen.  Auch  bildete  sich  eine  Actien- Gesellschaft  zur  Aus- 
filhrung  des  Baues  und  Betriebes  dieser  Bahn,  die  von  den  ftinf 
Begierangen,  welche  die  Garantie  einer  5pereentigen  Verzinsung 
des  Anlage-Oapitals  übernahmen,  concessionirt  wurde  und  den  Bau 
der  Bi^  bereits  an  mehreren  Puncten  in  Angriff  genommen  hatte. 
Leider  trat  in  dem  Fortgange  dieses  Unternehmens  eine  bedaueriiche 
Stockung  ein  9  zu  deren  Beseitigung  im  Monate  Februar  1856  eine 
Verhandlung  zwischen  den  betlieiligten  Regierungen  zu  Wien  Statt 
fand,  in  deren  Folge  das  Unternehmen  auf  eine  dauernde,  den  be- 
schleunigten Ausbau  sichernde  Grundlage  gestellt  wurde.  Die  bd 
der  Convention  vom  1.  Mai  1851  betheiligten  Regierungen  kamen 
dahin  ttberein,  daas  sie  der  gedachten  Actien -Gesellschaft  die  ihr 
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ertheilte  Goncessioii  entzogen,  und  dieselbe  mittekt  Yerlnges  von 
17.  März  1856  an  die  durch  den  Henog  von  Galliera  repritoratiTta 
€k>nce68ionäre  der  lombardisch- venezianischen   Ebenbahnen  flber- 
trugen,  wobei  im  Wesentfiehen  nachstehende  neue  Bestinrnrangeai 
vereinbart  wurden.    Die  Central -Bahn  wird  in  drei  Hauptstreeken 
getheilt,  wovon  die  erste  von  Piacenza  nach  Bolc^a  föhr^  binnen 
drei  Jahren,  die  zweite   von  Bologna   bis   nach  Kstoja  reiehead 
binnen  ftlnf  Jahren,  und  die  dritte  von  Reggio  bis  an  das  linke 
Po -Ufer  bei  Borgoforte  (die  Fortsetzung  der  Bahn  von  dort  bis 
Hantua  wurde  dem  lombardisch-venezianischen  Eisenbahn -Systene 
angereiht)  binnen  sechs  Jahren,  vom  1.  Juli  1866  an  gerechnet, 
vollendet  und  dem  Betriebe  übergeben  sein  soll.    Die  Ausflihraiig 
der  Central -Bahn  geschieht  mittelst  eines  eigenen,  von  jenem  der 
lombardisch-venezianischen  Eisenbahnen  abgesonderten  Fondes;  und 
eben  so  bestellen  die  Conoessionäre  für  die  Central -Bahn  mßa 
eigenen  ans  drei  Personen  bestehenden  Directions-  und  Verwaltungs- 
Rath,  welcher,  iiüls  er  nicht  in  Modena  residirt,  dort  einen  Ver- 
treter behuils  der  Vermittlung  der  Beziehungen  zu  der  interoatioDalen 
Commission  einsetzt    Vor  Ablauf  des  Monates  Juni  1856  werden 
die  Concessionäre  in  den  Besitz  der  bisherigen  Bauwerke  und  Aber 
haupt    des    Activnms    der    ursprOnglichen    Oesdlsehaft    gcoeW) 
wogegen  sie  zur  Verfügung  der  internationalen  Commission  den 
Baarbetrag  von  6,840.000  italienischer  Lire  stdl^i,  ans  wdchem 
einschliesslich   des  Cassenrestes  der   abtret^den  Verwaltung  die 
bisher  ausgeführten   Arbeiten   bezahlt,    die  unter  Bttrgadiaft  der 
Regierungen  an  Zahlungsstatt  ausgegebenen  OMigationen  eiogengen, 
die  Actien  der  ftliheren  Gesellschaft  eingelöst  und  das  Comit^  dieser 
Gesellschaft  entschädigt  werden.    Die  Concession  dauert  bis  finde 
des  Jahres  1948,   und  eben  so  lange  währt  die  von  den  fünf  Re- 
gierungen zu  leistende,  nach  Vollendung  der  ganzen  Central -Bahn 
beginnende  Garantie  eines  Minimal-Ertrages  von  6%  MiilioD  italie- 
niseher  Lire;  die  in  Folge  dieser  Garantie  an  die  Oonoessioaiie 
eventuell  i^  leistenden  Zahlungen  übernimmt  die  kaiserliehe  Re- 
gierung, gegen  Ersatz  Seitens  der  übrigen  beüieil%ten  Regienii^«a 
zu  bewerkstelligen.    Bis  zum  erfolgten  Ausbaue  treten  naeh  Voll- 
endung der  einzelnen  Strecken  specielle  Garantien  von  Seite  der 
einzelnen  Regierungen  ein.     Mit  .Ende  1868  erlangen  jedoch  die 
fünf  Regierungen  das  Recht,  die  Concession  einzulösen,  insoferne 
sie  diess  gleichzeitig,  jede  für  die  in  ihr  Gebiet  fallende  Strecke, 
thun;  den  Maassstab  der  Entschädigung  Mldet  der  Durchschnitt  des 
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jfthriidieii  Reinertragee  der  letzten  sieben  Jahre,  wovon  jedoch  die 
zwd  ungttnstigßten  Jahrgänge  auegenommen  werden;  föllt  dieser 
Darehsehnitt  unter  den  Betrag  von  6%  Million  italienischer  lire, 
so  mass  mindestens  dieser  Betrag  bis  zum  Ablaufe  der  Concessions- 
Dauer  au  die  Goncessionäre  jährlich  entrichtet  werden.  Die  Central- 
Bahn  ist  bezüglich  ihres  Privilegiums  sowie  ihres  Betriebes  als  un- 
theilbcur  anzusehen.  Am  Ende  der  Concesdon  fallen  die  unbeweg- 
lichen Bestandtheile  der  Central -Bahn  an  die  Regierungen  bezüglich 
der  ihr  Gebiet  durchlaufenden  Strecke,  während  das  bewegliche 
Hateriale  den  Concessionären  zum  Schätzungswerthe  vergütet  wird. 
Den  Wendepunct  in  dem  Aufschwünge  des  österreichischen 
Eisenbahnwesens  bildet  das  Concessions-Oesetz  vom  14.  Sep- 
tember 1854  und  das  unmittelbar  hierauf  veröffentlichte  Allerhöchst 
genehmigte  Eisenbahnnetz  des  Kaiserstaates.  Nachdem  die 
Staatsverwaltung  den  Beschluss  gefasst  hatte ',  die  Hauptlinien  des 
österreichischen  Eisenbahn-Systems,  als  welche  eine  nördliche,  eine 
südliche,  eine  östliche  und  eine  westliche  bezeichnet  wurden,  durch 
Staats-Eisenbabnen  auszufällen,  erfolgte  am  10.  Juli  1845  die  An- 
ordnung, dass  bis  zum  Jahre  1850  keine  Concessionen  für  Privat- 
Bahnen  ertheilt  werden  soUten,  um  den  beschleunigten  Ausbau  der 
Staatsbahnen  nicht  zu  hemmen.  Als  aber  auch  dieses  Hindemiss 
Air  die  Privat-Bahnen  weggefallen  war,  regte  sich  dennoch  der 
Untemehmung^eist  f\)r  derlei  Bauten  nicht,  zunächst  und  abge- 
sehen von  den  schwierigen  Zeitverhältnissen  wohl  auch  desshaJb, 
weil  das  bestehende  Concessions-Sjstem  vom  Jahre  1838  den  Unter- 
nehmungslustigen,  bei  der  auf  50  Jahre  beschränkten  längsten 
Dauer  der  Conoession  und  bei  vielartigen  anderen  hindernden 
Förmlichkeiten,  zu  wenig  Aussicht  auf  eine  gewinnreiche  Anlage 
ihrer  Capitalien  darbot  Inzwischen  war  durch  den  gewaltigen 
Umschwung  der  Verhältnisse  und  die  Neugestaltung  der  Staats- 
Einrichtungen  ein  reges  Leben  in  allen  Richtungen  der  volkswirth- 
sehalüichen  Thätigkeit  erwacht,  und  hatte  das  Bedürfniss  nach 
verbesserten  Communications-Anstalten  in  den  verschiedenen  Theilen 
des  Reiches  hervorgerufen.  Es  lag  am  Tage,  dass  so  vielen  gleich- 
zeitig in  allen  Kronländem  durch  den  zunehmenden  Verkehr  ge- 
stellten Anforderungen  durch  den  alleinigen  Bau  der  Staats -Eisen- 
bahnen, mochte  derselbe  auch  noch  so  energisch  mit  allen  von  den 
Finanzen  zur  Verfügung  gestellten  Mitteln  betrieben  werden,  nicht 

*  Allerhöchste  Entschliessung  vom  19.  December  1841. 
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genügt  werden  konnte.  ISoUte  daher  der  Verkehr  in  seiner  begin- 
nenden Entwicklung  nicht  gehemmt  werden,  so  musste  die  Pnval- 
Thfitigkeit  einen  hervorragenden  Antheil  an  dem  Ausbaue  der 
Elisenbaiinen  nehmen.  Dazu  war  vorerst  eine  Reform  der  Gesetz- 
gebung erforderlich,  welche  derselben  einen  freieren  SjHelraum  und 
Aussicht  auf  einen  entsprechenderen  Gewinn  gewährte.  Diess  ge- 
schah durch  das  auf  Grundlage  der  Allerhöchsten  Entschliessung 
vom  8.  September  1854  bekannt  gemachte  neue  Concessions- 
Gesetz  \  welches  nachfolgende  Hauptbestimmungen  enthält.  Für 
die  Anlage  einer  Eisenbahn  zu  eigenem  Gebrauche  bedarf  der  Un- 
ternehmer bloss  den  allgemeinen  Bau-CJonsens,  wenn  er  dieselbe 
auf  eigenem  Grunde  uud  fioden,  oder,  unter  Zustimmung  des  Eägen- 
thUmers,  auch  auf  fremdem  Grunde  anlegt  Wenn  dieselbe  jedoch 
als  öffentliches  Transport -Mittel  für  Personen  und  Sachen  dienen 
oder  dadurch  eine  Landstrasse  in  eine  Eisenbahn  umgewandelt 
werden  3pll^  ist  die  besondere  Bewilligung  der  Staatsverwaltung 
erforderlich,  und  zwar  a)  die  Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten^ 
welche  von  dem  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche 
Bauten  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  und  d«n 
Armee-Ober-CJommando  ertheilt  wird,  b)  die  Concession  zur  Anlage 
der  Bahn  und  der  dazu  gehörigen  Gebäude  selbst,  deren  Bewilli- 
gung Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät  vorbehalten  ist  Die 
Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten  kann  sowohl  einzelnen  Personen 
als  Vereinen,  welche  nach  Vorschrift  des  Verein^setaes  vooi 
26.  November  1852  gebildet  sind ,  ertheilt  werden.  Um  eine  sofa^he 
Bewilligung  zu  erlangen,  muss  der  Plan  des  Unternehmens,  ins- 
besondere die  Richtung  der  beabsichtigten  Bahn,  wenigstens  in 
allgemeinen  Umrissen  dargestellt  und  die  Zeit  angegeben  werden, 
innerhalb  welcher  die  Vorarbeiten  vollendet  werden  sollen.  Durch 
eine  solche  Bewilligung,  welche  nur  für  den  bestimmten  Zeitrauna 
Giltigkeit  hat,  erhält  der  Concessions- Werber  bloss  das  Becht,  die 
Vorerhebungen  zu  pflegen  und  die  nöthigen  Vermessungs-  und 
Nivellirungs- Arbeiten  vorzunehmen;  ein  Vorrecht  auf  die  definitive 
Concession  oder  sonst  ein  ausschliessendes  Befugniss  wird  dadurch 
nicht  erlangt,  wesshalb  eine  solche  Bewilligung  verschiedenen  Be- 
werbern zu  gleiciier  Zeit  ertheilt  werden  kami.  Behufs  der  Eir- 
wirkung  der  definitiven  Bau -Concession  muss  der  Unternehmer  die 
Bewilligung   zu  den   Vorarbeiten  erlangt  haben  und  nachweisen, 

^  Verordnnog  des  Handels -Ministeriums  vom  14.  September  1854. 
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dass  die  projectirte  Bahn  dem  ÖßeDtlichen  Interesse  zum  Yoriheile 
gereiche  und  auf  welche  Art  die  erforderlichen  Geldmittel  beige- 
schafft  werden  sollen.  Dem  Gesuche  muss  ein  Plan  des  ganzen 
Unternehmens,  das  gehörig  ausgearbeitete  Prqject  und  der  Kosten- 
Yoranschlag  beigeschlossen  sein;  dem  Handels  -  Ministerium  bleibt 
es  vorbehalten,  nach  Umständen  von  den  Concessions- Werbern 
den  Erlag  einer  Caution,  oder  bei  Vereinen  mindestens  die  Nach- 
weisung zu  fordern,  dass  bereits  ein  hinlönglicher  Fond  von  den 
Theilnehmern  ftlr  das  Unternehmen  gesichert  ist.  Bevor  das  An- 
suchen der  Allerhöchsten  Schlussfassung  unterzogen  werden  kann, 
ist  zu  prüfen,  ob  das  Bauwerk  irgend  etwas  enthalte,  was  mit  den 
bestehenden  Gesetzen,  mit  den  öffentlichen  Rtlcksichten  und  mit 
bereits  früher  erworbenen  Privat -Rechten  nicht  im  Einklänge  wäre. 
Zu  diesem  Behufe  wird  über  Auftrag  des  Handels -Ministeriums 
von  der  Statthalierei  eine  (Kommission  von  Sachverständigen  beru- 
fen, welche  mit  Zuziehung  der  competenten  Behörden  und  der 
Betheiligten  an  Ort  und  Stelle  den  Befund  aufnimmt  und  das  be- 
zügliche Gutachten  erstattet,  worüber  mit  dem  Ministerium  des 
Innern  und  dem  Armee- Ober- Commando  das  Einvernehmen  ge- 
pflogen wird.  Die  definitive  Concession  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  Eisenbahn  zur  öffentlichen  Benützung  wird  auf  eine  bestimmte 
Zeit  ertheilt,  welche  die  Dauer  von  neunzig  Jahren  nicht  tiber- 
schreiten ,  wohl  aber  auch  auf  eine  kürzere  Dauer  bemessen  werden 
kann;  diese  Frist  beginnt  mit  dem  Tage,  an  welchem  die  Bahn 
ganz  oder  zum  Theile  der  öffentlichen  Benützung  übergeben  wird. 
Nach  Ablauf  der  Dauer  des  Privilegiums  geht  das  Eigenthum  an 
der  Eisenbahn  selbst,  an  dr>m  Grunde  und  Boden  und  den  dazu 
gehörigen  Bauwerken  ohne  Entgelt  und  unmittelbar  an  den  Staat 
über;  den  Unternehmern  bleibt  jedoch  das  Eigenthum  an  allen 
ausschliesslich  zu  dem  Transport -Geschäfte  bestimmten  Gegenstän- 
den, Fahrnissen,  Vorrichtungen  und  Realitäten.  Die  Unternehmung 
hat  die  Bahn  sammt  Zugehör  in  brauchbarem  Stande  zu  übergeben. 
Die  erhaltene  Concession  zur  Anlage  einer  Eisenbahn  schliesst  in 
der  Regel  (wenn  die  Concessions -Urkunde  nicht  besondere  Be- 
schi-änkungen  enthält)  in  sich :  a)  selbstverständlich  das  Recht  zur  Er- 
bauung der  Eisenbahn  nach  der  in  dem  genehmigten  Projecte  vor- 
gezeichneten Richtung,  b)  das  ausschliessende  Recht  zu  dem  bezüg- 
lichen Eisenbahnbaue,  so  dass  während  der  Concessions -Dauer 
Niemandem  gestattet  ist,  eine  andere  Eisenbahn  für  die  Benützung 
des   Pnblicums   zu   errichten,  welche  dieselben    Endpuncte,   ohne 
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Berührung  neuer,  strategisch,  politisch  oder  commersiell  wichtiger 
ZwischenpuDcte  in  Verbindung  bringen  würde,  wogegen  es  der 
Staatsverwaltung  vorbehalten  bleibt,  die  Anlage  von  Zweigbahnen 
oder  einer  Eisenbahn  in  fortgesetzter  Richtung  der  concessioniiten 
Bahn  andern  Unternehmern  zu  bewilligen  oder  selbst  auszuiiihren, 
e)  das  Recht  der  Expropriation  in  Beziehung  auf  jene  Räume, 
welche  zur  Ausführung  der  Unternehmung  als  unumgänglich  noth- 
wendig  erkannt  werden,  welches  sich  auch  auf  die  zeitliche  Be- 
nützung fremden  Eigenthums  unter  der  gleichen  Bedingung  erstreck^ 
endlich  d)  das  Recht,  auf  der  erbauten  ELsenbahn  Personen  und 
Sachen  nach  dem  festgesetzten  Tarife  zu  befördern,  insoweit  der 
Transport  durch  das  Post-Regal  nicht  der  Postanstalt  ansschliesslkdi 
vorbehalten  erscheint  Dagegen  haben  die  Concessionäre  von  ESsen- 
bahn  -  Unternehmungen  folgende  VerbiDdlichkeiten  zu  erftilleu : 
a)  Sie  haben  vor  der  Ausfuhrung  der  Bahn  die  Detail -Pläne,  auB 
denen  die  Steigungen  und  Krümmungen  der  Bahn  entnommen 
werden  können,  die  Spur-  und  Greleis- Weite  derselben  (das  zulflis- 
sige  Maass  der  Bahnbreite)  zur  Genehmigung  vorzulegen,  uud  die 
ihnen  ertheilten  Vorschriften  genau  zu  erfüllen.  6)  Sie  sind  zur 
Vergütung  alles  durch  den  Eisenbahnbau  veranlassten  Schadens  an 
Öffentlichem  und  Privat -Oute  und  zu  den  Vorkehrungen  behufs  der 
Verhütung  eines  solchen  Schadens  verpflichtet,  c)  Sie  haben  die 
durch  die  Eisenbahn  gestörte  Communication  mittelst  öffentlicher 
Wege,  Brücken,  Stege  etc.  wiederherzustellen,  d)  Wo  die  Elsen- 
bahn einen  öffentlichen  Weg,  eine  Brücke  oder  einen  Damm  über- 
setzt, haben  sie  für  eine  der  Sicherheit  angemessene  Einfriedung  zu 
soi^n.  e)  Die  festgesetzten,  von  drei  zu  drei  Jahren  einer  Revision 
zu  unterziehenden  Tarife  für  den  Personen-  und  Sachen -Transport 
und  für  die  Nebengebühren  sind  dem  Handels -Ministerium  zu  seiner 
im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  zu  ertheiienden 
Genehmigung  vorzulegen.  Bei  der  Festsetzung  des  Tarifes  wird 
auf  die  obwaltenden  Verhältnisse,  auf  die  Rentabilität  der  Bahn, 
auf  die  Tarife  der  Nachbarbahnen  etc.  angemessene  Rücksk^ht 
genommen.  Wenn  die  reinen  Erträgnisse  der  Balm  15  Percent  der 
Einlagen  überschreiten,  bleibt  es  der  Staatsverwaltung  vorbehalten, 
auf  eine  billige  Herabsetzung  der  Tarif-  Preise  einzuwirken,  f)  Bei 
dem  Betriebe  der  Eisenbahn  sind  die  bestehenden  Vorschrülen  über 
den  Eisenbahn -Betrieb  zu  beobachten,  wozu  auch  die  unentgelt- 
liche Beförderung  der  Postsendungen  und  der  Postbediensteten  ge- 
hört.   Wenn  die  Militär- Verwaltung  eine  Beförderung  von  Truppe» 
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oder  Hilit&r- Effecten  verftlgt,  siDcl  die  UDternehmer  verpflichtet, 
derselben  alle  zum  Transporte  dienliehe  Mittel  gegen  Vergütung 
nach  demselben  Tarif- Satze  zur  Yerftlgung  zu  stellen,  welcher  ftlr 
diese  Beförderung  in  dem  jeweiligen  Tarife  der  Staats -Eisenbahnen 
featgesetzt  ist  g)  Die  Eisenbahn-Unternehmung  hat  sich  mit  den 
smgrftnzenden  Eisenbalinen  in  Betreff  der  Fahr  -  Ordnung ,  der 
wechselseitigen  Benützung  der  Bahn  und  der  Betriebs -Mittel  und 
Oberhaupt  bezüglich  der  Ordnung  der  wechselseitigen  Yerkehrs- 
Verhältnisse  einzuverstehen  ^  wenn  das  gütliche  Uebereinkommen 
nicht  zu  Stande  kömmt,  oder  dasselbe  den  öffentlichen  Interessen 
nicht  entspricht,  triiil  das  Handels- Ministerium  die  erforderlichen 
Verftlgungen  von  Amtswegen,  welchen  Anordnungen  sich  die 
Eisenbahn- Unternehmungen  zu  fügen  haben,  h)  Letztere  haben 
die  Errichtung  einer  Staats -Telegraphen -Leitung  längs  der  Eisen- 
bahn auf  ihrem  Grunde  oder  dip  Benützung  ihrer  alliälligen  eigenen 
Telegraphen-Einrichtungen  unentgeltlich  zu  gestatten,  i)  Die  Eisen- 
bahn-Unternehmungen  sind  ohne  besondere  Bewilligung  der  Staats* 
Verwaltung  nicht  berechtiget,  Anleihen  mit  Hinausgabe  von  Obli- 
gationen oder  in  Form  von  Actien- Emissionen  oder  Aufzahlungen 
zu  den  früheren  Actien  zu  schliessen.  Es  bleibt  übrigens  dem  Er- 
messen der  Staatsverwaltung  überlassen,  einer  Eisenbahn -Unter- 
nehmung nach  den  besonderen  obwaltenden  Verhältnissen  eine  oder 
die  andere  Verbindlichkeit  zu  erleichtem,  oder  andererseits  in  einem 
ganz  besonderen  Falle,  z.  B.  wenn  von  der  Staatsverwaltung  eine 
Zinsen -Garantie  für  das  Unternehmen  übernommen  wird,  bei  Er- 
theilung  der  Concession  die  Erfüllung  noch  anderweitiger  Verbind- 
lichkeiten zur  Bedingung  zu  machen*.  Die  ertheilte  Eisenbahn- 
Concession   erlischt:   a)   wenn    der  Zeitraum  verstrichen  ist,  für 

*  Den  wichtigsten  bis  finde  1856  ooDoessionirten  Eisenbahnen  wurden 
besondere   Vortheile   zugestanden    und    dardr   anderweitige   Verbindlich- 
keilen  auferlegt,  welche  aas  nachstehender  Uebersicht  zu  entnehmen  sind. 
Die  Vortheile  bestanden: 

1)  in  der  Ueberlassung  von  bereits  im  Betriebe  oder  doch  im 
Baue  befindlichen  Staats-Eisenbahnstrecken  (östei-reichische  Staats- 
Eisenbahn-Geselischaft,  lombardisch- venezianische  Eisenbahn,  Theiss-Bahn); 

2)  in  der  Garantie  von  5  Percent  Zinsen  und  V^  Percent  Amorti- 
sation für  die  Daaer  des  Privilegiums  und  zwar  von  dem  gehörig  nach- 
zuweisenden Anlage-Capital  (d.  i.  von  den  Baukosten  sammt  5percentiger 
Verzinsung  bis  zor  vollen  Betriebs -Eröffnung  und  von  den  Kosten  der 
Betriebs -Einrichtung  bis  zu  Ende  des  ersten  Betriebs -Jahres)  überhaupt 
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welchen  die  Goneession  ertheilt  wurde,  b)  wenn  der  filr  die  Vofl- 
endung  der  Eisenbahn,  sowie  Air  die  Eröffiiung  des  Betriebes  in 

(lombardisch -TeDesianische  Eisenbahii^  Reichenberg -Zittaaer  Bahn  [diese 
KU  4  P^rcent  von  dem  CapiUle  und  nur  für  40  Jahre,  aber  ohne  Ver- 
pflichtung zur  Rückzahlung]),  oder  bis  zn  einer  bestimmten  Maximal- 
Summe  (Staats-Eisenbahn-Qesellschaft,  Kaiserin-Elisabeth-Bahn,  Reidieo- 
berg-Pardubitzer-Bahn,  Theiss-Bahn,  Kämthner  Bahn,  Franz -Josephs- 
Orient- Bahn); 

3)  in  der  Zugestehung  eines  Maximal- Tarif  es  für  Personen-  und 
Waarenbeförderung  auf  eine  bestimmte  Zeit;  dieser  Maximal-Tarif  betrügt 
20,  15  und  10  Kreuzer  für  die  drei  Wagen  -  Classen  bei  dem  Personen- 
Transporte  per  Person  und  österreichische  Meile,  mit  20  Peroent  Zuschlag 
bei  den  Schnellzügen,  dann  bei  dem  Waaren- Transporte  1,  Vf^  osd 
2  Kreuzer  per  Centner  und  österreichische  Meile  (Staats-Eisenbahn-Gesdt- 
schaft,  Kaiserin -Elisabeth -Bahn.,  lombardisch-venezianische  Bahn,  Fnoa- 
Josephs-Orient-Bahn),  l*/«,  IV4  und  2'/,  Kreuzer  (Theiss-Bahn,  Kämthner 
Bahn),  l'/^,  1V„  2'/,  Kreuzer  (Reichen berg-Pardubitzer  Bahn),  2  Kreuzer 
(Fünfkirchen-Mohäcser  Bahn,  Gratz-Köflacher  Bahn,  Kladno-Kraluper  Bahn, 
Schwadowitzer  Flügel  der  Reichenberg -Pardubitzer  Bahn),  und  dieser 
Tarif  wird  zugestanden  für  die  Dauer  des  Privilegiums  (Staats-Eisenbahn- 
Gesellschaft,  Kaiserin- Elisabeth -Bahn,  lombardisch- venezianische  Bahn, 
Franz-Josephs-Orientbahn  [bei  den  beiden  letzteren  in  so  lange  der  Reinertrag 
nicht  15  Percent  übersteigt]),  oder  für  die  ersten  15  Jahre  des  Betriebes 
(Theiss-Bahn ,  Kämthner  Bahn),  oder  für  10  Jahre  (Reichenberg- Piarda- 
bitzer  Bshn),  oder  für  3  Jahre  (Gratz-Köflacher  Bahn,  Kladno-Kraiuper 
Bahn),  wo  sohin  eine  Tarifs-Revision  eintritt  (und  zwar,  bei  der  Theisa> 
Bahn,  der  Köflacher  und  Kraluper  Bahn  von  3  zu  3  Jahren,  bei  d«r 
Kämthner  Bahn  von  10  zu  10  Jahren  und  bei  der  Reichenberg- Pardu- 
bitzer Bahn  nur  dann,  wenn  das  Reinerträgniss  15  Peroent  des  Anlage- 
Capitals  übersteigt).  Ausnahmen  von  diesen  Tarif- Sätzen  finden  Statt 
für  die  Militär-Transporte,  bei  welchen  die  Ermässigung  auf  ein  Dritttheil 
des  allgemeinen  Tarif-Satzes  für  die  Personen  und  auf  die  Häifle  deeseiben 
für  den  Sachen -Transport  stattfindet,  und  bezüglich  der  unentgeltiicheD 
Beförderang  der  Staats -Beamten,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsidii 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behör- 
den oder  zur  Wahrung  der  aus  der  Oonoession  entspringenden  Interessen 
des  Aerars  die  Eisenbahn  benützen  (Theiss-Bahn,  Kämthner  Bahn,  Franz- 
Josephs-Orient-Bahn)  ;  endlich  kann  in  Fällen  ausserordentlicher  Theumng 
der  Lebensmittel  die  Staats  •  Verwaltung  eine  zeitweilige  Herabsetzung 
der  Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximal  -  Satzes  Terlan- 
gen  (Staats-Eisenbahn-Gesellschaft,  Kaiserin-Elisabeth-Bahn,  lombardiseh- 
venezianische  Bahn,  Reichenberg- Pardubitzer  Bahn,  Theiss-Bahn,  Franz- 
Josephs-Orient-Bahn,  Kämthner  Bahn); 


303 


der  ConcesBions- Urkunde  ausdrücklich  vorgeschriebene  Termin  nicht 
zugehauen  wird,  vorausgesetzt,  dass  in  dieser  Beziehung  nicht  aus 

4)  in  der  Bewilligung  zur  Ausgabe  vou  Prioritäts-Obligationen, 
deren  Modalität  von  der  Staats  -  Verwaltung  genehmigt  werden  mnss 
(Staats  •  Eisenbahn  -  Cresellechaft ,  Kaiserin  -  JSlisabeth  -  Bahn ,  lombardiseh- 
Tenezianische  Bahn,  Reichenberg-Pardubitzer  Bahn,  Theiss-Bahn,  Franz- 
Josephs -Orient -Bahn,  Eärnthner  Bahn)  und  zu  welcher  in  der  Regel 
CKaiseriD- Elisabeth -Bahn,  Theiss-Bahn,  Kärnthner  Bahn)  erst  dann  ge- 
schritten werden  darf,  wenn  50  Percent  des  Actien-Capitals  eingezahlt 
worden  sind; 

5)  in -gewissen  Begünstigungen  bei  der  Entrichtung  von 
Taxen,  und  zwar  in  der  Reduction  der  Stämpelgebühr  auf  1  Gulden 
für  den  Abschluss  des  Uebereinkommens  mit  der  Staatsverwaltung  be- 
anglich  der  Erwerbung  der  Staatsbahnen  (Staats -Eisenbahn -Gesellschaft, 
lombardisch  -  venezianische  Bahn),  in  der  Befreiung  von  den  Vermögens- 
Uebertragungs- Gebühren  bei  der  Uebertragung  des  Privilegiums  an  eine 
AcUen-Gtesellschaft  (Staats-Eisenbalm-Gesellschaft,  Theiss-Bahn,  Kärnthner 
Bahn),  in  der  Befreiung  von  der  Uebertragungs- Gebühr  bei  der  Erwer- 
bung von  Grund  und  Boden  (lombardisch  -  venezianische  Bahn),  in  der 
Befreiung  von  der  Einkommensteuer  bis  zu  dem  Zeitpuncte,  wo  die  Zins- 
Garantie  einzutreten  hat  (lombardisch -venezianische  Bahn,  Theiss-Bahn, 
Kärnthner  Bahn^  Franz^osephs-Orient-Bahn),  oder  bis  zu  einem  andern 
naheliegeiiden  Zeitpuncte  (Staats- Eisenbahn -Gesellschaft); 

6)  in  dem  Nachlasse  der  Hälfte  der  Zollgebühren  bei  der 
Einfahr  von  Gegenständen ,  welche  zum  Baue  und  Betriebe  der  Eisenbahn 
noth wendig  sind,  und  zwar  theils  von  allen,  theils  von  gewissen  bezeich- 
neten Gegenständen  dieser  Art;  der  Nachlass  ist  in  der  Regel  auf  den 
Bedarf  für  den  Bau  und  die  erste  Betriebs  -  Einrichtung  beschränlEt,  und 
erstreckt  sich  insbesondere  rücksichtlich  der  Einfahr  von  Schienen  nur 
auf  einen  Theil  des  Bedarfes,  welcher  auf  die  einzelnen  Baujahre  ver- 
theilt  wird  (Staats-Eisenbahn-Qesellschaft  [mit  besonderen  Modificationen], 
Kaiserin -Elisabeth^Bahn,  lombardisch  -  venezianische  Balin,  Reichenberg- 
Pardubitzer  Bahn,  Theiss-Bahn,  Franz -Josephs- Orient -Bahn,  Kärnthner 
Bahn,  Aussig-Teplitzer  Bahn); 

7)  in  der  Bewilligung  des  Vorrechtes  gegen  dritte  Bewerber  bei 
Anlegung  von  Parallel-Bahnen(inso  weit  dieselben  zulässig  erscheinen) 
und  Flügel-Bahnen,  weiches  Vorrecht  jedoch  in  der  Regel  binnen  einer 
gewissen  Zeit  geltend  gemacht  werden  muss  (Staats -Eisenbahn -Gesell- 
Schaft,  Kaiserin-Elisabeth-Bahn,  lombardisch- venezianische  Bahn,  Reichen- 
l>erg-Pardubitzer  Bahn,  Theiss-Bahn,  Franz-Josephs-Orient-Bahn,  Kärnth- 
ner Bahn,  Aussig-Teplitzer  Bahn). 

Die  bei  der  Ck>ncession  einzelner  Bahnen  insbesondere  auferleg- 
ten Verpflichtungen  beziehen  sich: 
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besonders   rttoksdehtewardigen  Gründen ,   s.   B.   wegen   Snlretens 
unabwendbarer  und  unvorhergeaehener  Ereigniase,  eine  beeondeie 

1)  auf  die  Verbindlichkeit,  bei  der  Errichtang  der  Acden-Gepellschaft) 
deren  Statuten  yorläofig  die  Allerhöchste  Genehmigung  erhalten  moasen, 
die  Actien  nieht  «her  abzugeben,  als  bis  30  Peroent  des  Nominal -Be- 
trages derselben  einbezahlt  sind  (Staats -Eisenbahn -Gesellschaft^  Kaiserin- 
Elisabeth-Bahn,  Reichenberg^Pardubitzer  Bahn,  lombardisch- venezianische 
Bahn,  Theiss-Bahn,  Franz-Josephs-Orient-Bahn,  K&rnthner  Bahn); 

2)  auf  die  Anl^ung  eines  doppelten  Geleises  der  Fahrbahn  and 
zwar  auf  die  Erwerbung  der  Grundflächen,  Herstellung  der  Erd-  und 
Kunst -Arbeilen  schon  bei  den  ersten  Anlagen,  Legung  des  zweiten  GeloseB 
aber  erst  dann,  wenn  der  Rohertrag  per  Meile  auf  eine  gewisse  Höhe 
(90—150.000  Gulden)  steigt  (StaaU- Eisenbahn -Gesellschaft,  Kaiseriu- 
Elisabeth-Bahn,  Fraoz-Josephs-Orient-Bahn),  oder  Erwerbung  der  Grund- 
flächen  und  Herstellung  der  Kunst-Arbeiten  bei  Anlage  der  Bahn,  wobei 
jedoch  die  Erdarbeiten  für  das  zweite  Geleise  erst  dann  auszufahren 
sind,  wenn  bei  einem  Roherträge  von  260.000  Gulden  das  zweite  Gelein 
gelegt  werden  muss  (Kärnthner  Bahn),  oder  nebst  der  Erwerbung  der 
Grundflächen  die  Verpflichtung  zur  Erbauung  der  aus  Mauerwerk  hersa- 
stellenden  Brücken  über  Flüsse  bei  der  ersten  Anlage,  während  die  übri- 
gen Arbeiten  für  die  Herstell  ung  des  zweiten  Geleises  erst  bei  einem  Roh- 
ertrage  von  150.000  Gulden  per  Jahr  und  Meile  vorzunehmen  sind  (Theiss* 
Bahn) ,  oder  die  Verpflichtung  zur  tauglichen  Herstellung  der  Grundfläche 
an  jenen  Stellen,  wo  die  spätere  Anlage  des  zweiten  Geleises  den  Betrieb 
beeinträchtigen  würde,  wie  bei  Tunnels,  bei  den  Felsen -Ein-  und  Ab- 
schnitten sogleich  bei  der  ersten  Anlage,  und  zur  übrigen  Herrichtang 
für  zwei  (^eise,  wenn  der  Rohertrag  150.000  Gulden  per  Jahr  and 
Meile  überschreitet  (Reichenberg-Pardubitzer  Bahn) ; 

3)  auf  das  bezüglich  der  Post  Versendungen  dem  Handels-Mini- 
sterium einzuräumende  Recht,  für  einen  in  jeder  Richtung  täglich  abza- 
sendenden  Zug  die  Abfiüirts-Stunden  und  die  Geschwindigkeit  zu  bestim- 
men (Staats-Eisenbahn-Gesellschaft,  Theiss-Bahn,  Reichenberg-Pardubits«r 
Bahn,  Franz -Josephs -Orient -Bahn,  Kärnthner  Bahn),  und  die  Verpflich- 
tung, täglich  einen  Waggon  zur  ausschliesslichen  Verfügung  der  Postver- 
waltung beizustellen  (Staats -Eisenbahn -Gesellschaft,  lombardisch-venezia- 
nische Bahn,  Kärnthner  Bahn); 

4)  auf  die  Verpflichtung,  die  Herstellung  einer  Staats -Telegra- 
phen-Leitung  längs  der  Bahn  zu  gestatten  und  dieselbe  durch  die 
Bahnwärter  unentgeltlich  zu  bewachen,  wobei  jedoch  der  Untemehmoqg 
unter  Aufsicht  des  Staates  die  Errichtung  eines  eigenen  Telegraphen  für 
die  Zwecke  des  Betriebes  und  beziehungsweise  die  Befestigung  der  dazu 
bestimmten  Dräthe  an  die  Pfähle  des  Staats-Telegraphen  eingeräumt  wird 
(Staats -Eisenbahn -Gesellschaft,  lombardisch- venezianische  Bahn,  TheisB- 
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Nachsicht  von  der  Steatsverwdtiuig  arwirkt  worden  ist    Im  letz- 
teren Falle  bleibt  zwar  das  erworbene  Eligenthum  an  Grundsttfoken, 

Bahn ,    Reicbenberg  >  Pardabitzer    Bahn ,    Franz  -  Josephs  •  Orient  -  Bahn, 
Kämthner  Bahn); 

5)  aaf  die  Berechtigung  der  Staatsverwaltung,  durch  ein  abzusen- 
dendes Organ  Einsicht  in  alle  Gebarungen  zu  nehmen,  nm  sich  zu 
überzeugen,  ob  die  Garantie  des  Staates  nicht  ohne  rechtfertigenden 
Grund  in  Anspruch  genommen  werde  (Staats-Eisenbahn- Gesellschaft, 
Kaiserin -Elisabeth -Bahn,  lombardisch  -  venezianische  Bahn,  Theiss-Bahn, 
Reicbenberg -Pardubitzer  Bahn,  Franz- Josephs -Orient -Bahn,  Kftmthner 
Bahn),  ferner  einen  Commissär  abzuordnen,  welcher  den  Sitzungen  des 
Yerwaitungsrathes  beiwohnen  und  allDUlige  dem  Aerar  naektheüige  Ver- 
fügungen sistiren  und  zur  Entscheidung  der  Ministerien  bringen  kann 
(Kaiserin-Elisabeth-Bahn,  Reichen berg-ParduMtzer  Bahn); 

6)  auf  das  Recht  der  Staatsverwaltung,  nach  einer  gewissen  Reihe 
von  Jahren  die  ooncessionirten  Bahnstrecken  einzulösen,  wobei  der 
jährliche  Reinertrag  während  der  dieser  Einlösung  vorausgehenden  7  Jahre, 
nach  Abzug  der  zwei  ungünstigsten  Jahre,  zur  Grundlage  des  Durchschnitts- 
Betrages  angenommen  wird,  welcher  der  Gesellschaft  bis  zur  Erlöschung 
der  Conoession  als  Jahresrente  in  Gold  -  oder  Silber-Münze  ausbezahlt  wird 
and  in  keinem  Falle  weniger  als  5*4  Percent  des  Anlage-Capitals  (Kaiserin- 
Elisabeth -Bahn,  lombardisch* venezianische  Bahn,  Relcfaenberg-Pardubitzer 
Bahn,  Theiss-Bahn,  Franz -Josephs -Orient- Bahn,  Karnthner  Bahn)  und 
bei  der  Staats-Eisenbahn-Gesellschaft,  so  wie  anch  bei  der  Franz-Josepha- 
Orient-Bahn  nicht  weniger  als  den  Reinertrag  des  letzten  der  7  Jahr^ 
betragen  darf;  dieses  Recht  wird  wirksam  nach  30  Jahren  vom  Zettpuncte 
der  vollen  Betriebs -Eröffiiung  bei  der  Kaiserin -Elisabeth -Bahn,  Theiss- 
Bahn,  Reichenberg-Pardubitzer,  Wien-Raaber,  Franz-Josephs-Orient- Bahn, 
Kämthner  Bahn,  zu  Ende  des  Jahres  1887  bei  der  Staats -Eisenbahn-Ge- 
sellschaft, und  zu  Ende  des  Jahres  1889  bei  der  lombardisch' veneziani- 
schen Bahn ,  nach  12  Jahren  vom  Tage  der  Concessions-Ertheilung  bei  der 
Aussig -Teplitzer  Bahn,  nach  25  Jahren  bei  der  Reichenberg  -  Zittauer 
Bahn,  wo  sodann  im  Falle  der  Einlösung  das  Anlage -Capital  zurückzn- 
erstatten  ist; 

7)  auf  das  Recht  der  StaatsverwaUnng,  bei  der  Erlöschung  der 
Concession  nicht  niur  alle  unbeweglichen  Objecto  der  Eisenbahn 
(Staats-Eisenbahn-Gesellschaft),  sondern  auch  die  gesammte  bewegliche 
Betriebs-Einrichtung  und  das  dazu  gehörige  Material,  entweder  in 
seinem  vollen  Bestände  (lombardisch -venezianische  Bahn),  oder  doch  in 
jener  Menge  und  bezüglich  Werthsumme  unentgeltlich  an  sich  zu  brin- 
gen, welche  der  in  dem  Anlage-Oapitale  enthaltenen  ersten  Betriebs -Ein- 
richtung (d.  i.  jener,  welche  zu  Ende  des  ersten  Jahres  nach  eröffne- 
tem vollen  Betriebe  vorhanden  war)  entspricht  (Kaiserin- Elisabeth -Bahn, 
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GefaAuden  etc.  den  Untemehaierii;  der  Staatsverwaltung  ist  es  jedoch 
unbeDommeD,  einer  anderen  nachfolgenden  Unternehmung  dieOon- 
oesaion  zu  dem  fraglichen  Eisenbahn -Baue  zu  ertheilen  oder  den- 
selben auf  Staatskosten  zu  voUenden.  Wenn  die  Eisenbahn-Unter- 
nehmung ungeachtet  wiederholter  Ermahnung  die  Anordnung  der 
vorgesetzten  Behörden  nicht  befolgen ,  oder  wesentlichen  Bestim- 
mungen der  Concessions- Urkunde  oder  der  Eisenbahn -Betriebs- 
Ordnung  zuwiderhandeln  sollte,  so  kann  das  Handels* Ministerium 
die  Sequestration  der  concessionirten  Eisenbahn  auf  Greiahr  und 
Kosten  der  Betriebs- Unternehmung  anordnen.  Angelegenheiten, 
welche  sich  auf  die  Vollziehung  dieser  Bestimmungen  beziehen, 
sind  von  dem  Rechtswege  ausgeschlossen  und  gehören  vor  die 
administrativen  Behörden. 

Um  das  neue  Ck)ncessions- System  zur  practischen  Gleltung  zu 
bringen,  war  es  nothwendig,  die  Richtungen  zu  bezeichnen,  in 
welchen  die  "neu  anzulegenden  fäsenbahnen  geführt  werden  sollten, 
damit  die  Privat-Speculation  zunächst  sich  zur  Wald  der  ihrer  Be- 
werbung offen  stehenden  Linien  zu  bestimmen  und  die  Staatsver- 
waltung ihre  eigenen  Eisenbahnbauteil  hiermit  in  Einklang  zu  setzen 
vermöge.  Diess  konnte  am  sichersten  durch  die  Entwerfung  eines 
die  gesammte  Monarchie  umfassenden  Eisenbahnnetzes  enielt 
werden.  Die  Staatsverwaltung  ging  hierbei  von  folgenden  Er- 
wi^Dgen  aus.  Auf  die  Bildung  eines  Eisenbahnnetzes  wirken  fast 
alle  Factoren  der  Regierung  und  der  volkswirthschafUichen  Thfttig- 
keit  ein;  daher  müssen  bei  der  Entwerfung  desselben  vor  Allem 
1.  djß  strategischen,  2.  die  administrativen ,  3.  die  industriellen  und 
4.  die  Handels-Rücksichten  ihre  volle  Beachtung  finden.  Die  stra- 
tegischen Rücksichten  erfordern,  dass  durch  die  Eisenbahnen  die 
Wehrkraft  und  Vertheidigungsf&higkeit  des  Reiches  nach  Aussen, 
sowie  die  Erhaltung  und  Wiederherstellung  der  öffentlichen  Rabe 
und  Sicherheit  im  Innern  erleichtert  und  gewährleistet  werde.  Die- 
ser Rücksicht  entsprechen  die  Eisenbahnlinien,  welche  von  den 
grossen  Sammelplätzen  der  Truppen  im  Inlande  nach  den  Gränzen 
laufen  und  zwar  in  solcher  Richtung,  in  welcher  ein  Heereszug 
am  vortheilhaflesten  auszuführen,   fremder  Einfall  am  kräftigsten 

Keichenberg-Pardubitzer  Bahn,  Theiss-Balm,  Franz -Josephs -Orient -Bahn, 
Käi'nthner  Bahn) ,  wobei  jedoch  das  zur  Eisenbahn  nicht  gehörige  Eigen- 
thum  der  Qesellschaft  letzterer  ausdrücklich  vorbehalten  bleibt  (Staat»- 
Eisenbahn- Gesellschaft,  lombardisch- venezianische  Bahn,  Franz -Josephs* 
Orient- Bahn). 
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abzttluilteii  ist,  welche  die  Festungen  des  Reiches  unter  ach  und  mit 
den  übrigen  Sammelplfttzen  der  Truppen,  dann  mit  den  Haupt- 
städten der  Kronländer  verbinden.  In  administrativer  Rück* 
sieht  wird  zu  verlangen  sein,  dass  die  durch  Verträge  mit  aus- 
wärtigen Staaten  vereinbarten  Eisenbahnlinien  angelegt  werden; 
femer  dass  die  Haupt-  und  Residenzstadt  mit  allen  Kronlands- 
Hauptstädten  in  möglichst  nahe  Verbindung  trete,  dass  einzelne 
Kronländer  nicht  ganz  von  dem  Eisenbahnnetze  ausgeschlossen  wer- 
den, dass  die  Eisenbahnen  sie  thunlichst  gleichmässig  durehsdehen, 
endlich  dass  jedes  Kronland  wo  möglich  auf  zwei  entgegengesetz- 
ten oder  doch  verschiedenen  Puncten  mit  dem  übrigen  Staatsgebiete 
in  einer  Bahnverbindung  stehe,  damit,  wenn  die  eine  unterbrochen 
ist,  die  andere  noch  benutzt  werden  kann.  In  industrieller 
Hinsicht  ist  es  eine  Hauptau%abe  der  Eisenbahnen,  die  Mineral- 
Kohlen-Lager  mit  den  Hauptverbrauchsorten  der  Mineral-Kohle,  so- 
wie überhaupt  mit  dem  gesammten  übrigen  EisenbahnnetEC  zu  ver< 
binden.  Die  Handelsrücksichten  werden  gehörig  bedacht, 
wenn  die  wichtigsten  industriellen  Gebiete  mit  den  Hauptabsatz- 
plätzen für  ihre  Erzeugnisse  durch  Eisenbahnen  verbunden  werden, 
wenn  die  Eisenbahnen  möglichst  in  die  Richtung  des  Welthandels 
iallen,  und  sonach  bis  an  die  Oränze  in  der  Richtung  der  wichtig- 
sten Handelsplätze  des  Auslandes  gezogen  werden.  Diese  verschie- 
denartigen Rücksichten  werden  durch  einzelne  Eisenbahnlinien  mehr 
oder  weniger  gldichmässig  bedacht,  durch  deren  Aneinanderrdhung 
sich  eine  zusammenhängende  Folge  von  Eisenbahnstrecken  bildet, 
welche  in  ihrer  Totalität  die  HauptiUden  des  Eisenbahnnetzes  dar- 
stellen. In  dieser  Auflassung  wird  das  österreichische  Eisenbahn- 
netz gebildet:  a)  durch  die  Linien,  welche  von  Wien,  als  dem 
Central -Punct  derselben,  in  der  Richtung  nach  Norden,  nach  Nord- 
osten, nach  Osten,  nach  Südosten,  nach  Süden,  nach  Südwesten, 
nach  Westen  und  nach  Nordwesten  bis  an  die  Staati^;]:änzen  lau- 
fen^ b)  durch  die  linie,  welche  im  Norden  quer  durch  die  Mo- 
narchie, von  dem  westlichsten  bis  zu  dem  östlicfasten  Puncte 
derselben  sich  hinzieht;  c)  durch  die  Linie,  weldie  im  Süden  des 
Reiches  vom  westlichsten  zum  östlichsten  Puncte  läuft;  d)  durch 
die  linie,  welche  in  der  Mitte  des  Reiches  vom  westlichsten  Puncte 
zum  östlichsten  reicht;  e)  durch  die  Linie,  welche  im  Westen  des 
Reiches  vom  nördlichsten  zum  südlichsten  Puncte  geht;  f)  durch 
die  Linie,  welche  im  Osten  des  Reiches  den  nördlichsten  mit  dem 
südlichsten  Puncte  verbindet ;  g)  durch  die  Linie,  welche  vom  nord- 
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westUdiBten  Puncte  dtegonal  durch  das  Rdcfa  zu  dem  sOdösdiohfllen 
gelangt;  h)  durch  die  liiue,  welche  Toni  sttdwestlichBten  Punele 
diagoDal  zum  nordöetKcbBten  reicht;  i)  endlich  durch  die  Venwci- 
gungen  und  die  Zwischenverbindungen  obiger  Linien,  sowie  dunh 
weitere  isoUrte  Bahnstrecken.  Die  Frage,  welche  Eisenbahnen  dtf 
Staat  bauen,  welche  er  den  Privaten  zum  Baue  flberlassen  solle, 
konnte  im  Interesse  der  zu  beschleunigenden  Vervollständigung  des 
fiSsenbahnnetzes  vorläufig  nur  dahin  ihre  allgemeine  Lösung  eriial- 
len,  dass  der  Staat  die  bereits  in  Angriff  genommenen  Staals-ELseo- 
bahnen  zu  vollenden  und  femer  jene  Bahnen  selbst  zu  bauen  habe, 
welche  f)lr  notiiwendig  erkannt  werden,  und  wofür  sich  keine 
PrivatrGesellsehafien  melden,  um  deren  Bau  zu  Übernehmen.  Seine 
Dazwischenkunft  wird  namentlich  dort  eine  wohlthätige  Wirkung 
äussern,  wo  einzelne  rentable  Eisenl>ahnlinien  von  Zwischenstrecken 
getrennt  werden,  welche  der  Privat -Speculation  nicht  genug  Reiz 
darbieten,  während  ihr  Ausbau  den  Zusammenhang  zwischen  den 
c^nzduen  der  Privat- Thätigkeit  anheim  gefallenen  Linien  herstellt 
Wenn  der  Staat  hier  suppletorisch  eintritt,  und  wenn  er  den  Bsu 
solcher  Bahnen  in  der  Reihenfolge  ihrer  Wichtigkeit  übernimmt, 
so  verharrt  er  in  der  ihm  naturgemäss  oblic^ndeu  Stellung,  dort 
wirksam  einzuschreiten,  wo  selbst  die  vereinten  Kräfte  der  Ein- 
zelnen nicht  ausreichen ;  hierdurch  fördert  er  zugleich  am  sicherBten 
das  Zustandekommen  des  gesammten,  in  seinen  verschiedenen  üieilen 
verbundenen  Eisenbahnnetzes. 

Auf  Ghrundlage  dieser  Erwägungen  wurde  das  österreichische 
Eisenbahnnetz  entworfen,  und  nach  der  mit  den  Allertiöchsten  Eni- 
Schliessungen  vom  1.  Juni  und  1.  November  1854  erfolgten  Aller- 
höchsten Genehmigung  in  der  Wiener  Zeitung  vom  10.  November 
^854  bekannt  gemacht  Die  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  empfiehlt 
den  hier  folgenden  Abdruck  des  erwähnten  amilichen  Artikels. 

^Oesterreich's  Eisenbahnnetz.  Kaum  ein  Jahizehent, 
nachdem  zwischen  Liverpool  und  Manchester  die  erste  Locomotiv- 
Bahn  eröfinet,  und  bald  nachher,  als  dieses  Mittel  beschleunigter 
Communication  auf  den  Gontinent  verpflanzt  worden  war,  fand  sich 
die  kaiserliche  Regierung  im  Jahre  1841  veranlasst,  die  Anlegung 
von  Eisenbahnen  in  den  Hauptverkehrs -Richtungen  der  Monarchie 
anzuordnen  und  zur  sicheren  und  schleunigen  Ausführung  dieses  Be- 
schlusses den  Bau  derselben  auf  Staatskosten  zu  bewerkstelligen. 
Die  seit  jener  Zeit  eingetretene  Entwicklung  der  Verhältnisse,  ins- 
besondere  aber   die  Gleichstellung  aller  Theile  des  Reiches  und 
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deren  Vereüngiing  unter  einer  gemeinsamen,  die  raedie  ErMfaung 
der  Hilfsquellen  der  öffßntKchen  Wohlfahrt  bezweckenden  Gesets- 
gebung  führten  zu  der  Uebeizeugong,  dass  jene  einzelnen  Linien 
bei  aller  ihrer  Wichtigkeit  und  selbst  in  der  ihnen  seither  zu  Theil 
gewordenen  Erweiterung  mit  Einschluss  der  bestehenden  Privat^ 
Bahnen  dem  sich  kundgebenden  Bedttrftiisse  nicht  mehr  genügten. 
Der  Fall  der  Schranken  des  innem  Verkehrs,  die  Entlastung  des 
Omnddgenthums,  die  Reform  der  2k>l]geeetzgebung,  die  verein- 
berte  Erleichterung  des  Verkehres  mit  den  benachbarten  Staaten, 
die  auf  die  östlichen  Kronländer  ausgedehnte  österrochische  Civil- 
Gesetzgebung  und  die  Erweiterung  der  Wirksamkeit  der  Kittional- 
Bank  übten  einen  eben  so  raschen  als  wohlth&tigen  Einfluss  auf 
den  Aufschwung  der  Boden -Cultur,  auf  die  Entwicklung  der  In- 
dustrie und  die  Verzweigungen  des  Handels.  Die  hierdurch  ge- 
stdgerten  Anforderungen  an  den  Verkehr  Hessen  die  Nothwendig- 
keit  einer  schnelleren  und  für  die  Bewegung  grösserer  Gütermengen 
geeigneten  Circulation  zwischen  den  verschiedenen  Gebieten  des 
Reiches  erkennen,  welche  nur  durch  eine  Vervollständigung  des 
Systems  der  Eisenbahnen  erzielt  werden  kann,  die  überdiess  durch 
die  inzwischen  in  den  Nachbarstaaten  erfolgte  VervielfÜltigttng  der 
Bsenbahnlinien  geboten  schien,  um  der  hiermit  drohenden  Geliadir 
der  Ablenkung  des  Verkehrs  nach  anderen  Richtungen  zu  begegnas. 
Welche  überwiegende  Vortheile  der  Bestand  der  alle  einzehien 
TheQe  des  Reiches  verbindenden  Eisenbahnen  für  die  VerthekU- 
gungsfthigkeit  des  Reiches  darbietet,  wurde  durch  die  Elriahrung 
überzeugend  dargetfaan. 

In  Allei^ädigster  Erwägung  dieser  Verhältnisse  haboi  Seine 
k.  k.  Apostolische  Majestät  -—  bewogen  von  der  arhabenen  Für- 
sorge für  das  rasdie  Aufblühen  der  Wohl&hrt  des  Kaiserreiches 
und  für  die  Erhöhung  seiner  Wehrkraft  -*  den  Allerhöchsten  Befehl 
erlassen,  bei  der  Anlage  der  üSsenbahnlinien  des  österrächischen 
Kaiserreiches  nach  einem  wohlOberdachten,  alle  Theile  des  Staats- 
gebietes angemessen  berücksichtigenden  Systeme  vorzugehen,  und 
sowohl  in  der  Richtung,  als  in  der  Verzweigung  der  Linien  einem  im 
Voraus  entworfenen,  in  strategisöher,  national-ökonomisdier  und  han- 
delspolitischer Rücksicht  wohlbegründeten  Eisenbahnnetze  zu  folgen. 

Diesem  Allerhöchsten  Befehle  gemäss  wurde  mit  Berücksich- 
tigung der  BedOrfoisse  des  EUdches  und  jedes  Kronlandes  insbe- 
sondere das  Eäsenbahnnetz  für  den  österreichischen  Kaiserstaat 
entworfen,   von  Seiner  k.   k.   Apostolischen  Majestät  Allerhöchst 
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genehmigt  und  dem  HandelB-Ministerium  zur  Veröffeniliehung  dieBes 
Eiaenbehnnetzee  die  AUergnädigste  EnnächtiguDg  erth^t 

Das  gedachte  EisenbahDoetz  (nach  seiner  Vollendang  in  einer 
GesammÜftnge  von  ungefilhr  1.268  deutschen  Meilen)  enthftlt  aasBer 
den  bereits  vollendeten  oder  im  Baue  begonnenen  Eisenbahnen  nod 
vorbehaltlich  aller  nach  Umständen  etwa  erforderlichen  Abänderan- 
gen  und  Ergänzungen  folgende  Hauptrichtungen: 
Wien-Linz-Salzburg  bis  zur  bairi-      Oedenburg  -  Or.  -  Kanischa , 


sehen  Oränze, 

LJnz  bis  an  die  bairische  Oränze 
gegen  Passau, 

Prag -Pilsen  an  die  bairische 
Gränze  gegen  Amberg  und 
Nürnberg, 

Pilsen -Eger- Asch, 

Pilsen-Budweis, 

Aussig  -  TepHtz  -  Eger , 

Reichenberg  an  die  sächsiBche 
Oränze  bei  Zittau, 

Reichenberg  -  Pardubitz , 

Oswiecim  -  Podgorze , 

Oswi^cim  -  Chelmek  zum  An- 
schlüsse an  die  Krakauer  Bahn, 

Krakau  -  Przemysl  -  Lemberg- 
Brody, 

Przemysl -Gzemowitz  bis  an  die 
Gränze  der  Moldau, 

Pest-Mbkolcz-Easchau  bis  zum 
Anschlüsse  an  die  galizische 
Bahn , 

Debreczin  -  Tokay  -  Miskolcz , 

Ofen-Stuhlweissenburg-Gr.  -  Ka- 
nischa-Agram, 


Gr.  -  Kanischa-  Fünfkirchen , 

Gr.  -  Kanischa  -  Marburg , 
Szegedin-M.-Theresiopel-Mohto- 

Essek, 
Sz^edin  -  Peterwardein  -  Semlin , 

Szolnok-Arad) 
Temesvir-Weißskirchen  bis  an 

die  Donau, 
TemesvAr  -  Arad  -  Hermannstadt 

bis  an  die  walachische  Grftioc 

und  Kronstadt, 
Hermannstadt  -  Karlsburg  -  Klaa- 

senburg    zum   Anschlüsse  an 

die  ungrische  Bahn, 
Fiume-St  Peter  zum  Anscbhiaee 

an  die  südliche  Staatsbahn, 
Klagenfurt-  Marburg , 
Klagenfiirt  -  Y  illach  -  Udine , 
.  Innsbruck-  Botzen , 
Mantua  •  Borgoforte 

Schlüsse    an    die 

Central -Bahn, 
Bergamo^  Lecco, 
Mailand  -  Piacenza , 
Mailand -Pavia. 


zum    Ad- 
italienische 


Durch  dieses  Eisenbahnnetz  wird  die  österreichische  Monarchie 
mittelst  dreier  Hauptlinien  von  Westen  nach  Osten  und  mittelst 
eben  so  vieler  Linien  von  Süden  nach  Norden  durchschnitten,  and 
es  werden  die  wichtigsten  Orte  der  Monarchie  nicht  bloss  unter- 
einander, sondern  auch  mit  sämmtlichen  Nachbarstaaten  in  sc^- 
verheissende  Verbindung  gebracht 

Um  die  raschere  Vollendung  dieses  Eisenbahnnetzes  h^beix»' 
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flihien  ^  haben  ferner  Seine  k.  k.  Apostolische  Hajest&t  dem  Grund- 
sätze nach  Allergnfidigst  genehmigt,  dass  Privat -Unternehmungen 
sich  an  der  Ausftlhrung  dieser  Eisenbahnen  betheiligen  können, 
und  zwar  entweder  unmittelbar  oder  in  Gremeinschaft  mit  der  Staats- 
Verwaltung  (durch  eine  werkthätige  Betheiligung  oder  Unterstützung 
der  letzteren,  wo  überwiegende  Gründe  hierzu  obwalten);  die  Ent- 
scheidung der  Frage,  ob  die  bezügliche  Bahn  Privaten  zum  Baue 
und  Betriebe  überlassen  werde,  ist  in  Folge  der  diessfiills  von  den 
Privaten  zu  stellenden  Ansuchen  fttr  jeden  einzelnen  Fall  der  Aller- 
höchsten Schlussfassung  vorbehalten. 

Um  diese  Allerhöchsten  Begünstigungen  des  Privat-Eisenbabn- 
Banes  desto  wirksamer  und  erfolgreicher  zu  gestalten,  wurde  in 
Folge  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  8.  September  1854 
mit  der  Verordnung  des  Handels-Ministers  vom  14.  September  1854 
eine  neue  Vorschrift  ftlr  die  Concessions-Ertheilung  erlassen ,  welche 
in  Veigleichung  mit  den  früheren  diessftlligen  gesetzlichen  Anord- 
nungen den  Privat -Eisenbahnbau -Unternehmungen  besondere  Er- 
leichterungen und  Vortheile  gewährt.  Auf  diese  Weise  wird  einer- 
seits der  Privat -Speculation  bei  dem  Eisenbahn-Bau  in  Oesterreich 
ein  gewinnversprechendes  Feld  eröffiiet,  andererseits  aber  jedes 
Privat -Unternehmen  dem  Dienste  der  Gesammt- Interessen  unter- 
geordnet und  auf  solche  Weise  das  öffentliche  Wohl  mit  den  auf 
Gewinn  berechneten  Unternehmungen  der  Einzelnen  in  volle  Ueber- 
einstimmung  gebracht^ 

Die  im  vorstehenden  Artikel  aufgezählten  Eisenbahnen  um- 
fassen eine  Länge  von  744  Meilen;  wenn  man  hierzu  noch  die  in 
diese  Aufzählung  nicht  einbezogenen  Bahnen,  welche  im  Jahre  1854 
bereits  yollendet,  im  Baue  begriffen,  oder  doch  AUerhödist  geneh- 
migt waren,  mit  524  Meilen  rechnet,  so  ergibt  sich  ftlr  das  öster- 
reichische Eisenbahnnetz  eine  Gesammtlänge  von  1.208  Meilen. 
Durch  die  Ausführung  aller  dieser  Linien  würde  sich  das  Eisen- 
bahnnetz Oesterreich's  in  der  Art  vervollständigen,  dass  alle  Ein- 
gangs bezeidmeten  Linien  als  verbindende  Fäden  dieses  Netzes 
hergestellt  wären.  Es  würde  nämlich  dieses  Netz  in  sich  begreifen : 
aj  Die  von  Wien,  als  dem  Mittdpuncte  desselben,  nach  den  Or&n- 
zen  der  Monarchie  reichenden  Linien  im  Südwesten  bis  an  die 
Gränze  der  fremden  italienischen  Staaten  und  der  Schwm,  im 
Boden  bis  an  das  adriatische  Meer  und  die  türkischen  Gränzen,  im 
Südosten  bis  an  die  walachische  Gränze,  im  Osten  an  die  mol- 
dauische Gränze,  im  Nordosten  an  die  russische  Gränze,  im  Norden 

V.  Czoprnig,  OesU'm'ich*»  Neugestultung.  26 
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an  die  russiscli- polnische,  preuasische  und  söchsische  Granze^  im 
Nordwesten  und  Westen  an  die  bairische  Gränze.  Die  von  der 
Eisenbahn  berührten  Gränzpuncte  wären  Pavia,  Piacenza,  Boi^go- 
forte,  Venedig,  Triest,  Fiume,  Karlstadt,  Semlin,  Basiasch,  Her- 
manustadt, Kronstadt,  Itzkani  (stidHeh  von  Gzemowitz),  Brody, 
Granica  und  Szezakowa  bei  Krakau,  Oderberg,  Reichenberg,  Bo- 
denbach, Eger,  Pilsen  (jenseits  dieser  Stadt),  bei  Passau,  Salzbuig 
tind  Kufstein.  An  fremdländische  Eisenhahnlimen  würden  an- 
knüpfen: Pavia,  nach  Genua  und  Turin,  Piacenza  und  Borgoforte 
an  die  italienische  Central -Bahn,  Graniea  und  Szezakowa  an  die 
Warschauer  und  oberschlesische  Eisenbahn,  Oderberg  an  Breslau 
und  Berlin,  Reichenl)erg  an  Zittau,  Dresden  und  Berlin,  Boder- 
bach  au  Dresden,  Eger  an  Hof  oder  Kuimbach,  Pilsen  an  Nürn- 
berg und  Regeusbui^,  Passau  an  Regensburg,  Salzburg  an  Mön- 
chen, Kufstein  an  Rosenheim  und  durch  dieses  an  München.  b)ln\ 
Norden  des  Reiches  ginge  die  Verbindung  von  Eger  über  Aussig, 
Prag,  01müt2,  Oderberg,  Oswimm,  Krakau,  Lembei-g  nach Brody 
(md  Gzemowitz.  cj  Im  Süden  des  Reiches  würde  man  gelangen 
von  Pavia  über  Mailand,  Verona,  Mestre,  Udine,  Nabresina,  Lai- 
bach, Steinbrück,  Agram,  Kanischa,  Fünfkirchen,  Moluics,  Baja, 
Szegedin,  Temesvär  nach  Hermannstadt  und  Kronstadt,  d)  Durch 
die  Mitte  des  Reiches  ginget  fast  parallel  mit  obigen  Linien  von 
Westen  nach  Osten  jene  von  Salzburg  und  Passau  über  Linz  nadi 
Wien,  Pest,  Debrecziu  und  Grosswardeiii.  ej  Von  Norden  nach 
Süden  an  der  Westgränze  des  Reichs  die  Linie  von  Eger  Ober 
Pilsen,  Budweis,  Linz,  Salzburg,  Kufstein,  Innsbruck,  Botzen, 
Verona,  Pavia  und  Borgoforte.  fj  Von  Norden  nach  Süden  in  der 
Mitte  des  Reiches  von  Szezakowa  (Krakau)  überTarnöw,  Kaschau, 
Miskolcz,  Debreczin,  Szolnok,  Arad,  Temesvdr,  Baja  nach  Essek 
und  Bemlin.  g)  Von  Norden  nach  Süden  an  der  Ost- Gränze  des 
Reiches  von  Czernowitz  über  Klauseuburg  nach  Hermannstadt. 
hj  Diagonal  von  Nordwesten  nach  Südosten  würde  die  Linie  von 
Eger  über  Prag,  Wien,  Pest,  Temesvär,  nach  Basiasch  und 
Kronstadt  streichen,  ij  Diagonal  von  Südwesten  nach  Nordosten  liefe 
die  Linie  von  Pavia,  Mailand,  Verona,  Udine,  Laibach,  Agram, 
Ofen  und  Debreczin  nach  Czernowitz. 

Bei  der  ungeheueren  Ausdehnung  dieser  einen  ansehnlichen 
Theil  von  Mittel  -  Europa  umfassenden  Linien  und  bei  der  in  der 
jüngsten  Zeit  noch  bedeutend,  erhöhten  Kostspieligkeit  des  Eisen- 
bahnbaues konnte  selbstverständlich  die  Voraussetzung  gelten,  dass 
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68  einer  Reihe  von  Jahren  bedürfen  würde,  ehe  jene  linien  voll- 
stfindig  zum  Ausbaue  gelangen.  Desto  überraschender  musste  die 
Rührigkeit  erscheinen ,  welche  sich  in  Oesterreich  in  der  jttngsten 
Zeit  in  den  Eisenbahn  -  Unternehmungen  kund  gab.  Kaum  waren 
zwei  Jahre  verflossen,  seit  das  neue  Concessions-Gresetz  in  Wirk- 
samkeit trat  und  das  Eisenbahnnetz  verüflTentlicht  wurde,  und  schon 
waren ,  ungeachtet  des  solchen  Unternehmungen  hindernd  entgegen- 
getretenen kriegerischen  Zeitlaufes,  die  Bewerbungen  um  37  ver- 
schiedene Eisenbahnen  in  einer  Gesammtlänge  von  1.168  Meilen 
angemeldet,  welche  nicht  nur  alle  Verzweigungen  des  aufgestellten 
Eisenbahnnetzes  in  sich  enthalten,  sondern  demselben  noch  neue 
Unien  hinzufltgen;  diese  neu  en^'achte  Thätigkeit  bildet  den 
schlagendsten  Beweis  von  der  durch  die  Erlassung  jener  Verfügun- 
gen beurkundeten  richtigen  Erkenntniss  des  obwaltenden  Bedürf- 
nisses und  von  dem  Vertrauen  in  die  Hilfsquellen  des  Kaiserstaates, 
von  deren  Eröffnung  durch  die  verbesserten  und  vermehrten  Com- 
munications-Mittel  der  reichste  Erfolg  itir  das  Gedeihen  des  Staates 
und  der  Privaten  mit  Zuversicht  er^'artet  wird. 

Um  die  in  dem  Eisenbahnwesen  herrschende  Bewegung  über- 
sichtlieh zu  machen,  erscheint  es  passend,  hier  die  Nachweisung 
der  bereits  dem  Betriebe  eröffneten,  der  im  Baue  b^riffenen,  der 
definitiv  oder  vorläufig  concessionirten  und  der  im  Stadium  der 
Vorbereitung  befhidlichen  Strecken  der  Staats-  und  Privat -Eisen- 
bahnen anzureihen.  Vorläufig  aber  muss  noch  der  Veränderungen 
Erwähnung  gethan  werden,  welche  seit  dem  Beginne  des  Jahres 
1854  in  dem  Bestände  der  Staats-  und  der  Privat-Bahnen  erfolgten. 
Als  Staatsbahnen  wurden  ursprünglich  gebaut  und  in  Betrieb 
gesetzt:  die  nördliche  Staatsbahn  von  Brunn  und  Olmütc  bis 
B.  Trübau  und  von  B.  Trtlbau  über  Prag  bis  an  die  sächsische  Gränze 
nächst  Bodenbach',  fiSy,  Meile  lang,  die  südliche  Staatsbahn 
von  Gloggnitz  bis  Triest,  66  Meilen,  die  südöstliche  Staats- 
bahn  von  Pressbui^  bis  Waitzen  und  von  Czegl4d  bis  Szege- 
din,  SSy,  Meile,  die  östliche  Staatsbahn  von  Krakau  bis 
Debica  und  von  Oswiecim  bis  Trzebinia,  18  M^len,  die  lombar- 
disch-venezianische Staatsbahn  von  Verona  bis  Coocaglio 
und  von  Treviso  bis  Casarsa,  SOy,  Meile,  die  Montan-Bahn  von 

'  Der  Betrieb  der  an  die  Bäcbsisclie  Staats  -  Eisenbahn  anknüpfenden 
Strecke  von  Bodenbach  bis  an  die  sächsische  Gränze,  V/^  Ifeile,  warde 
an  die  königlich-sächsische  Regierung  tiberlassen. 
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Oravicza  nach  Besiaeeh,  8  Meilen,  zusammen  214*/,  Meile.  Hieran 
reihen  sich  jene  Bahnen,  welche,  ursprünglich  von  Privat -Gesell- 
schaften erbaut,  durch  Ankauf  an  den  Staat  übei^ngen,  und 
theils  den  Stamm  der  obener^'ähnten  Staatsbahnen ,  theils  die  Ver- 
längerung derselben  bilden,  nämlich  die  Krakau-oberschle- 
sische  Bahn  von  der  preussischen  Orftnze  nächst  Szczakowa  bis 
Krakau  nebst  der  Zweigbahn  von  Szcsakowa  nach  Granica,  9  Mei- 
len, die  ungrische  Central-Bahn  von  Marchegg  nach  Press- 
burg und  von  Waitzen  tlber  Pest  nach  Szolnok,  20%  Meile,  die 
lombardisch-venezianische  Ferdinands-Bahn  von  Venedig 
bis  Verona  und  Mantua,  mit  der  Abzweigung  von  Mestre  nach 
Trevis^  und  der  Bahnstrecke  von  Mailand  nach  Treviglio,  26V2  Meile, 
die  Maiiand-Monza-Como-Bahn,  OMeileu,  die  Wien-Glogg- 
nitzer  Bahn  mit  der  Ausästung  von  Mödling  nach  Laxenburg 
und  von  Wiener- Neustadt  nach  Katzelsdorf,  10%  Meilen,  endlich 
die  Oedenburger  Bahn  von  Katzelsdorf  nach  Oedenbuig, 
3%  Meilen,  im  Ganzen  76%  Meile.  Von  der  Staats-Verwal- 
tung ursprünglich  in  Bau  genommen  wurden:  die  Witoier 
Verbindungsbahn  von  dem  Süd -Bahnhofe  zum  Nord-Balinhofe 
1  Meile,  von  welcher  die  Hälfte  schon  im  Betriebe  steht,  die  Strecke 
von  Debica  nach  Rzeszöw,  6  Meilen,  die  Zweigbahnen  von  Bier- 
zanöw  nach  Wieliczka,  von  Podleze  nach  Niepolomice  und  von 
Szczakowa  nach  Jaworzno,  2  Meilen,  die  Linie  von  Szolnok  nach 
Debreczin  mit  der  Ausästung  von  PUspök  -  Laddny  nach  Grosswar- 
dein,  25  Meilen,  jene  von  Szegedin  nach  Temesvär,  15  Meilen, 
von  Oravicza  lach  Steierdorf,  6  Meilen,  von  Fünikirchen  nach 
Mohäcs,  8*/4  Meile,  von  Steinbrück  nach  Agram,  10  Meilen,  vom 
Innsbruck  bis  zur  bairischen  Gränze  nächst  Kufstein,  10  Meilen, 
von  Coccaglio  nach  Bergamo,  4  Meilen,  von  Casarsa  nach  Udine, 
47^  Meile,  von  Verona  nach  Botzen,  lOy,  Meile,  zusammen 
llly^  Meile.  Demnach  umfassten  die  Staatsbahnen,  bevor  die 
einzelnen  Theile  an  Privat -Gesellschaften  übergingen,  291  Meilen, 
welche  bereits  im  Betriebe  standen,  und  111 V«  Meile,  welche  im 
Baue  begriffen  waren,  sohin  im  Ganzen  402*74  Meile.  Nebstbei 
sind  noch  jene  Bahnstrecken  zu  erwähnen,  deren  Bau  von  der 
Staatsverwaltung  vorbereitet  wird  (oder  vor  Ueberlassung  der  be- 
züglichen .Strecken  an  Private  vorbereitet  wurde)  und  woftlr  zum 
TlieUe  die  Projecte  in  der  Arbeit  sind,  ohne  dass  der  wirkliche 
Bau  schon  in  Angriff  genommen  wäre.  Dahin  gehören  die  an  die 
lombardisch -venezianische  Eisenbahn -Gesellschaft   übergegangenen 
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Strecken  von  Udine  nach  Nabresiua ,  durch  vvelche  die  loinbardisch- 
veoezianische  Bahn  mit  der  südlichen  Staats-Eisenbahn  in  Yerbin 
düng  tritt,  9  Meilen,  von  Mantua  nach  Borgoforte,  2  Meilen, 
weiche  die  erstere  mit  der  italienischen  Central-Bahn  in  Zusammen- 
hang bringen  wird,  dann  von  Bergamo  nach  Mouza,  4\^2  Meile', 
zur  Herstellung  der  Eisenbahn- Verbindung  von  Venedig  nach  Mai- 
land bestimmt,  femer  die  an  diö  östliche  Staatsbahn  sich  anschlies- 
senden Strecken  von  Rzesz6w  über  Ja  roslau  nach  Przemjgl, 
11  Va  Meile,  die  von  der  galizischen  Eisenbahn  -  Gesellschaft  aus- 
zuführenden Strecken  von  Przemysl  nach  Lemberg,  i3%  Meile, 
und  von  Lemberg  über  Czernowitz  bis  an  die  moldauische  Grftnze 
bei  Itzkani,  64  Meilen,  die  an  die  kroatische  Eisenbahn -Cresell- 
schaft  fallende  Strecke  von  Agram  nach  Sissek  und  Karlstadt, 
ISy«  Meilen,  eiidlich  die  dem  Staate  noch  verbleibenden  Strecken  von 
St  Peter  (an  der  Süd-Bahn)  nach  Fiume,  7  Meilen,  von  Salzburg 
nach  Leoben  (in  der  Richtung  von  Bnick  an  der  Mur),  27  Meilen, 
von  Czap  nach  Szigeth  (für  den  Salz-Transport),  25  Meilen,  ferner 
von  Czap  nach  Unghvär  (für  den  Holz -Transport),  3  Meilen,  und 
von  Hieflau  nach  Eisenei*z  (Montan -Bahn),  3  Meilen,  zusammen 
183'/,  Meile. 

Seither  hat  der  neuerlich  angenommene  Grundsatz,  dass  der 
Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  vorzugsweise  den  Privat -Kräften 
zu  überlassen  und  die  Staatsver^^'altung  nur  dort  einzutreten  berufen 
sei,  wo  diese  Privat -Kräfle  nicht  zureichen,  eine  rasche  Durchfüh- 
rung erhalten,  wodurch  das  Verhältniss  der  Staats-  zu  den  Privat- 
Bahneu  ein  wesentlich  anderes  geworden  ist.  Diese  DurchlÜhrung 
begann  mit  dem  Uebereinkommen,  welches  die  Staatsverwaltung 
am  1.  Januar  1855  (unter  nachfolgender  Allerhöchster  Genehmigung 
vom  8.  Januar  1855)  mit  einer  Gesellschall  österreichischer  und 
französischer  Capitalisten  traf,  kraft  dessen  derselben  mehrere  Linien 
der  Staats -Eisenbahnen  ftlr  die  Dauer  bis  zum  31.  December  1947 
überlassen  wurden.  Diese  Concession  umfasste:  1.  die  nördliche 
Staatsbahn  von  Bodenbach  bis  Brunn  und  Olmütz;  2.  die  südöst- 
liche Staatsbahn  von  Marchegg  nach  Szolnok  und  Szegedin  \  3.  die 
im  Baue  begriffene  Staatsbahn  von  Szegedin  nach  Temesvdr;  4.  eine 
von  Temesvär  gegen  die  Donau  zu  erbauende  Eisenbahn,  welche 

'  Diese  Strecke  wurde  neuerlich  aufgegeben  uud  dafür  die  Strecke 
Ton  Bergamo  nach  Treviglio  in  Bau  genommen  und  der  Bau  derselbe» 
auch  bereits  zu  Ende  geführt.    8.  8.  408. 
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in  die  von  lisaawa  über  Oravicza  nach  Basiasch  itthrende  Eisen- 
bahn einmünden  soll;  5.  die  Eisenbahn  von  lissawa  (Steierdorf) 
nach  Basiasch.  Die  hierfKir  zu  entrichtende  Summe  beträgt  170 
Millionen  Franken  (65^540.000  fl.)^  welche  in  klingender  Münze  in 
36  Monatsraten  zu  entrichten  sind.  Gleichzeitig  übertrug  die  Staats- 
Verwaltung  an  die  gedachten  Capitalisten  das  Eigenthum  mehrerer 
Mineral -Kohlengruben  in  Böhmen,  der  Bergwerke,  Steinkohlen- 
gruben, dann  Hüttenwerke  im  Banate  nebst  den  der  Montan -Ver- 
waltung daselbst  gehörigen  Domänen '  um  den  Preis  von  30  Mil- 
lionen Franken  (11,550.000  fl.),  welche  ebenfalls  in  36  Monatsraten  zu 
entrichten  sind.  Die  Staatsverwaltung  leistet  für  die  auf  die  conces- 
sionirf^n  Eisenbahnen  aufgewendeten  Ankaufs-,  Bau-  und  üänricli- 
tungs- Kosten  die  Garantie  von  5  Percent  Zinsen  und  '/^  Percent 
für  die  Amortisation  bis  zum  Betrage  von  77  Millionen  Gulden  in 
der  Art,  dass  die  kraft  dieser  Garantie  wirklich  ausbezahlten  Sum- 
men als  ein  zu  4  Ptrcent  verzinslicher  Vorsehuss  behandelt  werden« 
welcher  in  dem  Maasse  zurückzubezahlen  ist,  als  der  Reinertrag 
jener  Bahnstrecken  57^  Percent  des  erwähnten  Anlage- Capitals 
übersteigt.  Die  gedachten  Gapitalisten  gründeten  zum  Betriebe  der 
ihnen  überlassenen  Eisenbahnen  und  Liegenschaften  eine  Actieu- 
Gesellschail ,  welche  den  Titel:  K.  k.  privilegirte  Staats- 
Eisenbahn-Gesellschaft  führt  und  alsbald  in  Wirksamkeit  trat. 
Die  bereits  im  Betriebe  stehenden  Eisenbahnstrecken  (welche  schon 
vom  1.  Januar  1855  au  für  ihre  Rechnung  verwaltet  worden  waren) 
übernahm  sie  am  1.  April  1855  in  eigene  Regie.  Die  Strecke  von 
Szegediu  nach  Temesvär,  welche  die  Staatsverwaltung  hätte  aus- 
bauen und  nach  der  Vollendung  an  die  Gesellschaft  zu  Ende  1856 
übergeben  sollen,  ging  durch  neuerliches  Uebereinkommen  (vom 
10.  Juni  1856)  unmittelbar  in  der  Art  an  die  Gesellschaft  über, 

'  Das  an  die  Gh^sellschaft  übertragene  Staatseigentiium  umfasst  die 
ürauukoblenlager  bei  Sobocblebeu  und  die  Steinkohienwerke  von  Kladno 
und  Braudeisl  in  Böhmen,  die  Kupferwerke  (zum  Theil  mit  Silbei*-  und 
Eisenstein -Bergbau)  Aon  Oravicza  mit  Ceiklova,  Dognacska,  Saska  and 
MoldoTa,  die  Steinkojilen werke  von  Domen ,  Kuptor-Szekul  and  Steicr- 
dorf,  die  Eisenwerke  und  Eisensteingniben  vou  Heschitza  mit  Franzdorf 
(zugleich  Steinkohlengrube),  Bogscban  (zugleich  Kupferhammer),  Giadna^ 
Moraviza  und  Hamina,  sämmtlich  im  Uauate,  endlich  die  dem  Moutaii- 
Aerar  daselbst  gehörigen  Grundstücke  und  Waldungen  <97.(X)0  Jodi). 
dann  die  dem  Cameral  •  Aerar  in  den  Bezirken  Oravicza  und  Bogscban 
ci^nthümlicbeQ  Grundstücke  (113.(X)0  Joch)  und  Gebäude. 
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da86  dieselbe  den  begonnenen  Bau  für  eigene  Rechnung  fortsetzte^ 
und  dafür  eine  Pauschsumnie  erhielt,  von  welcher  die  auf  diesen 
Bau  bereits  verwendeten  Beträge  in  Abzug  zu  bringen  waren.  Die 
Weiterführung  dieser  Bahn  bis  an  die  Oravieza-Bahn,  in  welclie  sie 
l)ei  der  Station  Jassenova  einmünden  wird,  ist  bereits  in  AngrifT 
genommen  worden  und  soll  bis  Ende  1857  bewerkstelligt  sein. 

Eine  weitere  Aenderung  in   dem  Bestände  der  Staatsbahnen 
trat  durch  die  Ueberlassung  der  lombardiseh- venezianischen  Staats- 
Eisenbahn  an  eine  Gesellschaft  österreichischer,  fhinzösischer  und 
englischer  Capitalisten   mittelst  des  unterm   14.  März  1896  abge- 
schlossenen und  unterm  17.  April  1856  Allerhöchst  genehmigten  Ver- 
trages  ein.     In  Folge  dieses  Vertrages  geben  an  die  von  jenen 
Capitalisten  gebildete  ^Actieu-Gesellschaft  der  lombardisch- 
venezianischen  Eisenbahnen^  auf  die  Dauer  bis  zu  Ende 
des  Jahres  1948  über :  a)  die  bereits  im  Betriebe  stehenden  Strecken 
der  lombardisch- venezianischen  Staats-Eisenbahn :  Venedig-Coccaglio, 
Verona -Mantua  und  Mestre-Casarsa,  dann  Mailand  -  Treviglio  und 
Mailand -Ck)mo  (Camerlata);  b)  die  im  Baue  begrifFenen  Strecken 
von  Coccaglio   nach  Bei*gamo  und   von  Casarsa  nach  Nabresina; 
c)  diejenigen  Strebken,  welche  zur  Vervollständigung  des  lombar- 
disch-venezianischen  Eisenbahnnetzes  zu  erbauen  und  in  Betrieb  zu 
setzen  die  Gesellschaft  sich  verpflichtet,  nämlich  Bergamo  -  Monza, 
Mailand -Piacenza,  mit  der  Ausästung  von  Melegnano  nach  Pftvia 
zum  Anschlüsse  an  die  italienische  Central -Bahn  und  an  die  sar- 
dtnischen  Bahnen ,  Mailand  -  BufTalbra  zum  Anschlüsse  an  die  sardi- 
nischen Bahnen,    Mailand -Sesto  Calende   an  das  Ufer  des  Lago 
Biag^ore,  Mantua -Borgoforte  zum  Anschlüsse  an  die  italieiiische 
Central-Bahn.     Ueber   die  Fortsetzung  der  Strecke  Mailand-Tre^ 
viglio   bleibt  es  der  Gesellschaft  überlassen,   bis  Ende  1857   den 
Antrag  zu  stellen.    Der  Gesellschaft  wird   überdiess  die  freie  Mit- 
benützung der  Bahnstrecke   von  Nabresina    nach  Triest  und  der 
Bahnhöfe  an  diesen  beiden  Endpuncten  der  eben  erwähnten  Streeke 
zugestanden,   wogegen   iUr  die  in  der  Staats -Regie   verbleibende 
Bahnstrecke  von  Botzen  nach  Verona  die  freie  Mitbenüteuug  der 
beiden  Bahnhöfe  von  Verona  bedungen  wird.    Als  Entschädigung 
für  die  auf  jene  Bahnen  bereits  verwendeten  Kosten  entrichtet  die 
Gesellschaft  an  die  Staatsverwaltung  die  Summe  von  100  Millionen 
österreichischer  lire  (33'/,  Million  Gulden),  wovon  20  Millionen 
Lire  drei  Monate  nach  der  erfolgten  Allerhöchsten  Genelunigung 
des  Vertrages,   50  Millionen  Lire  in  fünf  nacheinander  folgenden 
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Jahrearaten  zu  enirichlen  sind,  uDd  die  leteten  90  MillioiieD  Life 
in  der  Art  abgestattel  werden,  dass,  wenn  die  gesammten  ccnaees* 
sionirten  Bahnen  ein  jfihrliches  Ertrftgniss  von  mehr  als  7  Peieeoi 
abwerfen,  die  Hälfte  des  UeberBchusaes  zu  der  Abtragung  dieser 
Summe  zu  verwenden  ist,  welche  letztere  Summe  inzwischen  auf 
20  Millionen  verhindert  wird,  wenn  die  Oesellschaft  es  vorzieht, 
dieselbe  in  zwei  Jahresraten  nach  erfolgter  Abtragung  obiger  70  Mil- 
lionen zu  erlegen.  Die  Strecke  von  Coccaglio  nach  Bergamo  rouss 
binnen  zwei  Jahren,  jene  von  Bei^mo  bis  Monza  und  von  Casarsa 
bis  Nabresina  binnen  drei  Jahren  und  jene  von  Mailand  nach  Pia- 
oenza  binnen  fünf  Jahren  vom  1.  Juli  1856  an  vollendet  und  dem 
Betriebe  übergeben  sein.  Zu  den  Kosten  des  scliwierigeu  Baues 
der  Brücke  über  den  Po  nficlist  Piacenza  trägt  die  Staatsverwaltung 
die  Hälfte  des  hierftir  bestrittenen  Aufwandes  bei  und  leistet  ftir 
die  gesammten  Kosten  des  Ankaufes  und  des  Baues  die  Grarantie 
von  5!/j  Peroent  ftlr  Zinsen  und  Amortisation  in  der  oben  erwähn- 
ten Art  Späterhin  hat  (mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
27.  November  1856)  diese  Ck)nce8sion  dahin  eine  Aenderuug  eriit- 
ten,  dass  die  Strecke  Bergamo -Monza  aufgegeben,  dag^en  der 
Gesellschaft  das  Recht  verliehen  wurde,  die  Bahn  von  Bergamo 
nach  Cassano  an  die  Mailand -Treviglio- Bahn  zu  Alhren  und  die 
Mailand -Treviglio-Balm  über  Grema  bis  Cremona  zu  verläugem. 
Femer  wurde  eventuell  die  unmittelbare  Verbindiwg  der  bestehenden 
Bahnstrecken  durch  den  Bau  der  Strecke  Coccaglio-Treviglio  angeord- 
net; der  Bau  der  Strecke  Beigamo-Treviglio  (Cassano)  ist  auch  be- 
reits beendigt  worden,  so  dass  die  directe  Verbindung  zwischen 
Mailand  nnd  Venedig  mittelst  der  Eisenbahn  hergestellt  ist  Dass 
derselben  Gesellschaft  auch  der  Bau  und  Betrieb  der  italienischen 
Ceutral-Bahn  übertragen  wurde,  ist  bereits  oben  erwähnt  worden. 
In  Ungern  gab  es  noch  eine  Bahnstrecke,  weldie  auf  Staats- 
kosten erbaut  wurde,  jene  von  Szolnok  nach  Debreczin  und 
Grosswardein.  Diese  Strecke  würde  in  ihrer  Isolirung  nicht 
mit  Nutzen  zu  betreiben  gewesen  sein ,  während  sie  in  den  Händen 
von  Privaten  den  Grundstock  eines  ausgebreiteten  Bahn-Syste- 
mes  bilden  konnte.  So  geschah  dieses  auch,  indem  eine  Gresell* 
Schaft  von  ungrischeu  Grundbesitzern,  an  deren  Spitze  Graf  Georg 
AndrAssy  stand,  im  Vereine  mit  der  Gredits- Anstalt  für  Uandet 
und  Gewerbe,  hauptsächlich  aber  mit  deutschen  Gafatalisten,  den 
Ausbau  eines  Eisenbahn -Systemes  im  östlichen  Ungern  und  zu 
diesem  Behufe  die  Gründung  einer  Actien- Gesellschaft  beschloss. 
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Dieses  Bahn-System  reicht  von  Arad  an  der  8ttdo«t-Gnüi2e  Ungefn's 
bis  an  die  gaKzische  Bahn  und  ist  vorzugsweise  zur  Befruchluog  der 
Ilieiss-Oegend  bestimmt)  wesshalb  jenes  Sjstem  audi  mit  dem  Namen 
der  Thelss-Bahn  bezeichnet  wird.  Unterm  28.  September  1856 
erfolgte  die  Allerhöchste  definitive  Conoession,  kraft  welcher  den 
CkMioessions"  Werbern  (bezüglich  der  von  ihnen  zu  grflndenden 
A<^en  -  Gesellschaft)  die  von  Szolnok  nach  Debreczin  und  von 
PUspök-Ladänj  nach  Orosswardein  ftihrenden,  im  Baue  befindlichen 
Staats-Eisenbahn-Strecken  (deren  letztere  von  der  ersteren  abzweigt) 
in  der  Ausdehnung  von  25  Meilen  zum  Ausbaue  ftlr  den  Locomotiv- 
Betrieb  ttberiassen,  und  ftkr  diese  Strecken  sowohl  als  Itlr  die 
Strecken  von  Pest  nadi  Miskolcz,  von  Miskolcz  nach  Kaschau,  von 
Miskolcz  übet  Tokay  nach  Debreczin,  dann  von  Arad  zum  An- 
schlüsse an  die  Eisenbahnlinie  Szolnok-Debrecziu  auf  der  Strecke 
zwischen  PUspOk-Ladäny  und  dem  linken  Theiss-Ufer  das  aus- 
schliess^de  Recht  zum  Baue  und  zum  Betriebe  einer  Locomotiv- 
Bahn  verheben  wurde.  Ferner  wird  den  OoncessioDftren  das  Vor- 
recht ftlr  die  Fortsetzung  der  Bahn  von  Kasclmu  nech  OaUzien 
zum  Anschlüsse  an  die  dortige  Hauptbahn  mit  einer  FlOgelbahn 
bis  Wallendorf  in  der  Zips  ftlr  den  Zeitraum  von  ftlnf  Jahren 
nach  Vollendung  der  obenerwähnten  concedirten  Bahnen  ertfaeilt. 
Für  die  überlassenen  Staats -Eisen bahn -Strecken  sind  die  CJonees- 
sionäre  verpflichtet  dem  Aerar  die  von  demselben  bestrittenen  Bau- 
kosten zu  erstatten  und  zwar  mittelst  der  Uebergabe  von  Prioritilts- 
OUigationen,  welche  von  der  Betriebserbfinang  auf  den  gedaditeu 
Strecken  an  mit  j&hrlichen  5  Peroent  zu  verzinsen  und  nach  einem 
von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane  nacli  und 
nach  zurückzuzahlen  sind.  Die  Strecke  vom  linken  Theiss-Ufer 
bei  Szolnok  bis  Debreczin  und  von  Pttspök-Ladäny  nach  Gross- 
wardein  muss  bis  Ende  1858^  der  Ausbau  vom  linken  Theiss-Ufer 
gegentlber  von  Szolnok  Ihs  Szolnok  bis  Ende  1862,  die  Strecke 
von  Arad  bis  zum  Anschlüsse  an  die  Linie  Szolnok -Debreczin  bis 
Ende  1859  und  die  anderen  Linien  von  Debreczin  über  Miskolcz 
nach  Kaschau,  dann  von  Miskolcz  nach  Pest  müssen  bis  Ende  1862 
beendet  sein.  Für  Zinsen  und  Amortisation  des  Anlage -Oapitals 
leistet  die  Staatsverwaltung  eine  Garantie  von  57^  Percent  bis  zur 
Maaumal -Summe  von  55  Millionen  Gulden.  Die  Dauer  des  Privi- 
legiums erstreckt  sich  auf  90  Jahre  vom  1.  Januar  1858  an  gerech- 
net. Die  Lftnge  der  einzelnen  concessionirieu  Strecken  betrügt, 
und  zwar:  von  Szolnok  nach  Debreczin   16  Meilen,  von  Püspök- 
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LadilLoy  nach  Orosswardem  9  Meilen^  vou  Pest  nadi  MiskuScx 
(welche  Linie  indes»  durch  ein  Uebereinkommen  *  mit  der  Btaats- 
Eisenbahn- Gesellschaft  eine  Abkürzung  erleiden  dürfte)  23  Meileii, 
von  MiriEoIcz  nach  Kaschau  lOy«  Meilen,  von  Miskolcz  überTokay 
nach  Debreczin  18  Meilen  und  vou  Arad  bis  zum  Anschlüsse  au 
die  Szohiok-Debrecziner  Linie  I8V4  Meilen.  Diess  bildet  eine  6e- 
sammteretreckung  der  coneessionirten  Bahn  von  95 V,  Meile,  wozu 
noch  die  eventuelle  Verlängerung  von  Kaschau  bis  zum  Anschlusee 
an  die  galizische  Hauptbahn  mit  27  Meilen  sammt  der  FlQgelbahu 
bis  Walletdorf  in  der  Zips  mit  6  Meilen  zu  rechnen  ist 

Weiterhin  wurde  mit  der  Allerhöchsten  Ekitschliessuog  vom 
3.  Januar  1857  genehmigt,  dass  die  östliche  Staatsbabn, 
welche  nur  erst  noch  einen  minder  bedeutenden  Tiieil  des  galizi- 
Hchen  Bahn-Sjstemes  ausftlllt,  in  der  Absicht,  die  Vollendung  diesem 
Sjstemes  im  Interesse  des  Landes  zu  beschleunigen ,  an  die  Gesell^ 
scbaft  der  Kaiser-Ferdinands -Nordbahn  übei^ehe.  Dieselbe  sollte 
nebst  den  bereits  vollendeten  und  im  Betriebe  stehenden  Strecken  von 
Oswiecim  bis  "frzebinia  und  von  der  preussischen  Gränze  bei  äzc»- 
kowa  Über  Trzebinia  und  Erakau  bis  D.'bica  und  der  im  Baue  be- 
grifienen  Strecke  von  Debica  nach  Rzesz6w,  mit  Einschluss  der 
ebenfalls  im  Baue  befindlichen  Seitenbahnen  nach  Wieliczka  und 
Niepolomice,  gleichzeitig  die  Cloncession  zum  Weiterbaue  obiger 
Bahn  von  Rzeszöw  über  Jaroslau  nach  Przemj'sl  erhalten.  Hier- 
durch hätte  die  Kaiser- Ferdinands-Nordbahn  ihre  volle  Ausbildung 
erlangt,  indem  sie  sodann  von  Wien  bis  in  das  Herz  von  Galizieu 
reichte  und  nach  neun  Endpuncten  hin  Seitenflügel  streckte.  LKe 
von  der  Staatsverwaltung  bezüglich  des  Ankaufes  und  des  Baues 
der  übei^ebenen  Strecken  bestrittenen  Kosten  hätte  die  Kaiser -Fer 
dinands -Nordbahn  in  dem  noch  näher  auszuweisenden  Beirage  (von 
ungefiihr  16  MiUionen  Gulden)  der  Staatsverwaltung  zu  vergüten 
und  überdiess  die  Verpflichtung  zu  übernehmen,  die  im  Baue  be- 
griffenen oder  neu  anzulegenden  Theile  der  Bahn  binnen  3  Jahren 
7M  vollenden  und  dem  Betriebe  zu  übergelien.  Gleichzeitig  wurde 
auf  die  Fortsetzung  der  galizi sehen  Bahn  von  Przemysl  über 
Lemberg  einerseits  bis  an  die  rusBische  Gränze  bei  Brody ,  andererseits 

*  Diesom  bereits  abgeechlosseneii  Uebereinkommen  gemäss  uberlässt 
die  Staats -Eisenbahngesellschaft  die  Strecke  vou  Szolnok  nach  Czegl<^l 
der  Theiss-Bahngesellschaft,  wornach  obige  Linie  eine  Modification  erleiden 
durfte. 
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von  Lemberg  über  C^rnowiiz  bis  an  die  moldaiikiche  Gränze. 
mit  einer  Verbindungsbahn^  welche  von  Przemysl  ausgeliend  die 
letztere  der  beiden  Haiiptlinien  am  rechten  Dniester-Ufer  erreichen 
soll,  Bedacht  genommen,  und  mit  Allerhöchster  EntschHessung  vom 
3.  Januar  1857  der  Bau  und  Betrieb  dieser  ausgedehnten  Bahnlinien 
einer  Gesellschafl  von  galizischen  Grundbesitzern  im  Vereine  mit 
In-  und  ausländischen  Capitalisten  überlassen.  Gegenwärtig  handelt 
es  sich  jedoch  um  den  Uebergang  der  der  Nordbahn  *  Gesellschaft 
zugedachten  Strecke  von  Krakau  nach  Debica  an  die  galizische 
Eisenbahn -Gesellschaft,  womach  die  Nordbahn  ihre  Endpuncte  in 
Krakau  und  nächst  Szczakowa  an  der  preussischen  Gränze  finden 
würde.  Die  Dauer  der  an  diese  Gesellschaft  ertheilten  Ck>noession 
beti-ägt  90  Jahre;  die  Staatsverwaltung  wird  5  Percent  Zinsen  von 
dem  Anlage -Capitale  (55  Millionen  Gulden)  nebst  y^  Pereeiit  ftlr 
die  Amortisation  desselben  gewährleisten  und  die  Baim  nrass  von 
Przemysl  bis  Lemberg  Ende  1860,  bis  Brodj  und  Ozemowitz  Ende 
1866  vollendet  sein. 

Der  i'olgenreiche  Gedanke  der  Herstellung  einer  unmittelbaren 
Schienenverbindung  zwischen  den  fruchtbaren  Productions- Ländern 
des  Ostens  und  den  Oesterreich^s  Welthandel  vermittelnden  Abaatz- 
orten  an  den  Hafenplätzen  bewog  einige  Triester  Häuser,  in  Ge- 
meinschaft mit  in-  und  ausländischen  Capitalisten  sich  bereit  zu 
erklären,  die  Verbindung  der  südlichen  nach  Triest  ausmündenden 
Staatsbahn  mit  dem  Banate  und  den  Donau -Ländern  dadurch  her- 
zustellen, dass  ihnen  (oder  der  von  ihnen  zu  gründenden  Gesell- 
Hchait)  die  im  Baue  stehende  Staatsbahn -Linie  von  Steinbrttck 
nach  Agram  überlassen  werde,  welche  sie  sich  verpflichten 
würden,  nach  Sissek,  biß  wohin  die  Dampfschiflfahrt  von  der  Donau 
aus  reicht,  weiter  zu  bauen  und  eventuell  einerseits  bis  Vukovär, 
andererseits  bis  Karlstadt  fortzusetzen,  um  das  Schienen -System 
zwischen  der  Drau,  der  Save  und  dem  Meere  zn  vervollständigen. 
Die  Hauptaufgabe  dieser  Linie  würde  es  sein,  den  Getreide-  und 
Holz -Handel  zu  vermitteln,  und  jene  (rebicte  mit  den  überseeischen 
Producten  zu  versehen.  Die  Linie  bis  Sissek  würde  bis  zum  Monate 
Juni  des  Jahres  1860  vollendet  sein,  und  es  ist  alle  Aussicht  vorlianden, 
dass  dieses  bereits  festgestellte  Unternehmen  bald  in'^s  Leben  tretei 

Noch  ist  hier  der  Fttnfkirchen-Mohäcser  Bahn  zu  er- 
wähnen, welche  zwar  den  Namen  einer  Staatsbahn  l)eibehalten  hat, 
aber  auf  Kosten  der  Donau -Dampfschifflkhrts-Gesellschaft  gebaut 
wurd«,  wüfttr  letzere  das  Betriebsrecht  auf  dieser  Bahn  ftlr  die  Dauer 
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von  45  Jahren  erhielt.  Sie  beginnt  bei  den  der  genannten  Gesell- 
aohaft  in  der  Gemeindemarkung  von  Fünfkirchen  (bei  der  Localität 
GeflEtenyOs)  eigenthOmlich  zugehörigen  Steinkohlengraben,  läuft  von 
dort  in  der  Richtung  gegen  die  Stadt  FUnfkirchen  nach  Oszög^  und 
geht  von  da  Über  Villiny  nach  Mohäcs  an  der  Donau.  Das 
Bedttrfiniss  der  genannten  Gesellschaft,  zum  Betriebe  der  SehiflSahrt 
eine  hinreiehende  Menge  Kohlen  von  geeigneter  Qualität  sich  sicher 
zu  stellen,  veranlasste  dieselbe  zu  dem  Ankaufe  und  dem  Pachte 
von  Kohlengruben,  und  zu  dem  Baue  der  erwähnten  Eisenbahn, 
ohne  welche  die  ausgebrachten  Kohlen  bis  zu  der  8  Meilen  ent- 
fernten Donau  mit  den  vorhandenen  Fuhrmitteln  nicht  hätten  ge- 
bracht werden  können.  Die  Strecke  von  den  Kohlengruben  nach 
ÜsEög,  '/i  Meilen  lang,  ist  bereits  seit  1854  im  Betriebe;  die  Ifin* 
gere  linie  aber,  von  Üszög  nach  Mohäcs,  l^j^  Meile  lang,  ist  im 
Jahre  1857  vollendet  und  (ftlr  den  Kohlen-Transport)  dem  Betriebe 
übergeben  worden. 

Die  grosse,  in  das  Eisenbahnnetz  Oesterreich's  einbezc^ene 
Verbindui^sstrasse,  welche  Süd -Deutschland  durch  Tirol  mit  Ober- 
Italien  verbindet,  besteht  gegenwärtig  aus  zwei  mit  einander  nicht 
zusanmienhängenden  Staatsbahnstrecken,  von  Verona  nach  Bo- 
tzen  und  von  der  bairischen  Oränze  nächst  Kuf stein  nach  Inns- 
bruck, zwischen  welchen  sich  die  noch  nicht  in  Angriff  genom- 
mene Linie  von  Innsbruck  nach  Botzen  befindet,  eine  Linie, 
die  nicht  nur  durch  die  Uebersehreitung  des  Brenners,  welcher 
Pass  den  niedrigsten  Uebergangspunct  des  Central- Alpenzuges  bildet, 
sondern  auch  durch  die  Fahrbarmachung  des  Engpasses  des  Kun- 
tersweges  sehr  namhafte  Schwierigkeiten  zu  überwinden  hat  So 
eben  ist  eine  Gesellschaft  in  der  Bildung  begriffen,  welche  die 
Ueberiassung  der  genannten  beiden  Bahnstrecken  nach  ihrer  Voll- 
endung vom  Staate  verlangt  und  sich  verbindlich  macht,  die  zwi- 
schenii^ende  Strecke  von  Innsbruck  nach  Botzen  bis  zum  Jahre 
1862  auszubauen.  Auf  diese  Art  würde  eine  der  wichtigsten  mittel- 
europäischen Bahnen,  das  unmittelbare  Verbindungsglied  zwischen 
Deutschland  und  Italien,  zu  Stande  kommen,  was  einen  nicht 
zu  berechnenden  Aufschwung  des  Verkehres  zwischen  diesen  bei- 
den so  reichen  Ländergebieten  zur  Folge  haben  müsste. 

Am  21.  Juni  1851  wurde  mit  Baiem  ein  Vertrag  bezüglich 
der  Anknüpfung  der  österreichischen  an  die  bairischjeu 
Eisenbahnen  geschlossen,  in  dessen  Folge  die  Balm  von  Inns- 
bruck bis  an  die  Imirische  Griinze  nächst  Kufstein  und  jene  von 
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Brack  an  der  Mur  bid  an  die  bairisehe  Oranze  nichat  Sahburg 
binnen  vier  nnd  bezüglicb  Innnen  sechs  Jahren  erbaut  werden  aollAe. 
Die  erstere  Bahn  wurde  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  sogleich 
in  Angriff  genommen,    und   der  Bau   derselben  ist  naheKu   voll* 
endet    Anlässlich  der  Projectirung  der  zweiten  Bahn  zeigten  sich» 
die  Hindemisse  bei  der  Ueberschreitung  der  Alpen  im  Sakburgiachen 
so   bedeutend ,    dass    die   Vollendung   dieser  Bahn  in   der  anbe- 
raumten Frist  sich  als  unmöglich  darstelHe.     Währand  demnach 
die  Vorarbeiten  Air  diese  Bahn,  Air  welche  vielleicht  noch  eine 
günstigere  Trace  aufgefunden  wird,  fortdauern,  wurde  die  Herstel- 
lung der  Eisenbahn -Verbindung  in  der  Richtung  von  Wien  nach 
Salzburg  in  raschen  Angriff  genommen,  so  dass  die  Projectirung 
derselben  im  Frühjahre  1856  nahezu  vollendet  war.    Ein  neuer, 
unterm  f^l,  April  1856  zwischen  Oesterreich  und  Baiem  abgeschlos- 
sener Vertrag  regelte  den  gegenseitigen  Eisenbahnanschluss  dahin, 
dass  sich  Oesterreich  anheischig  machte,   nebst  der  Strecke  von 
Verona  nach  Botzen  auch  jene  von  Innsbruck  bis  an  die  bairisehe 
Gränze  nfichst  Kufstein  bis  zum  1.  October  1858  zu  vollenden  und 
in  Betrieb  zu  setzen,  während  die  Linie  von  Wien  über  lins  bis 
an  die  bairisehe  Gränze  nächst  Salzbui^,  dann  die  Linie  von  linz 
bis  an  die  bairisehe  Gränze  nächst  Passau  binnen  fünf  Jahren  voll- 
endet sein  wird.    Ausserdem  sollte  eine  von  Prag  über  Pilsen  füh- 
rende Bahn  bis  an  die  bairisehe  Gränze  in  der  Richtung  gegen 
Amberg  und  Nürnberg  (vorbehaltlich  der  gemeinschaftlichen  Fest- 
setzung des  gegenseitigen  Anschlusspunctes)  geführt,  und  ebenso 
ein  AnschluBS  der  böhmischen  Bahnen   an  die  bairischen  in  der 
Nähe  von  Eger  bewirkt  werden.    Baiem  verpflichtete  sieh  dagegen, 
die  Bahn  von  München   über  Rosenheim   an   die  Tircder  Gränze 
nfichat  Eufstein  ebenfalls  bis  zum  1.  October  1858  und  die  Fort^ 
Setzung   derselben  von   Rosenheim   an  die  österrekdiische  Chränze 
nfichst  Salzburg  binnen  fünf  Jahren  zu  vollenden  und  in  dem  glei- 
chen Zeiträume  eine  von  Nürnberg  über  Regensburg  nach  Passau 
führende  Eisenbahn  zu  erbauen,   und  dieselbe  einerseits  mit  der 
böhmischen  Bahn  in  der  Richtung  von  Pilsen  (und,  bezQglieh  der 
ober-pfälzischen  Bahn ,  nächst  Eger)  und  andererseits  mit  der  Linzer 
Sahn  nächst  Passau  in  Verbindung  zu  setzen.    Bei  einer  kürzlich 
stattgefundenen    Commission   von  österreichischen   und   bairischen 
Sachverständigen  wurde  bezüglich  der  von  Pilsen  nach  Nürnberg 
zu  führenden  Bahn  der  Anschluss  der  beiderseitigen  Bahnstrecken 
bei  Fürth  als  der  geeignetste  befunden. 
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Fa«t  gleichzeitig  mit  dem  Abschlusee  .Jenee  Vertrages  wurde 
der  entscheidende  Schritt  zur  Erfüllung  seiner  vorzüglichsten  Be- 
Stimmung  getban^  indem  die  Ck)ncession  ftir  den  Bau  und  Betrieb 
der  Eisenbahn  von  Wien  nach  Linz,  von  linz  an  die  burische 
^rrftnze  nächst  Salzburg,  dann  von  Unz  an  eben  diese  Crfinie 
nächst  Passau,  dem  k.  k.  General -CSonsul  in  Hambui^,  Enist 
Merk,  und  dem  Grosshändler  H.  D.  lindheim  mit  Allerhödister 
Entsohliessung  vom  8.  April  1856  ertheilt  wurde.  Die  genannten 
Concessionäie  bildeten  sohin  ftir  diese  Unternehmung  eine  Actien- 
Gesellschaft  mit  dem  Gapitale  von  65  Millionen  Gulden,  wekbe 
diese  Linien  binnen  fünf  Jahren,  von  der  Genehmigung  der  Bau- 
[däne  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  in  Betrieb  zu  setzen  hat. 
Die  Dauer  der  Concession  lautet  auf  90  Jahre  und  die  Staatsver- 
waltung leistet  in  der  üblichen  Art  die  Garantie  von  5  Percent  f&r 
die  Zinsen  und  von  y^  Percent  ftir  die  Amortisation;  der  Bau  auf 
der  Strecke  von  Wien  nach  Linz  ist  bereits  in  Angriff  genommen. 
Keine  andere  Eisenbahnlinie  des  Kaiserstaates  zog  die  Aufmerksam- 
keit des  Auslandes  in  dem  Grade  auf  sich,  als  die  Strecke  von 
München  (Salzburg)  nach  Wien^  weil  hierdurch  die  letzte  Lücke 
auf  der  grossen  Verkehrsstrasse  von  dem  atlantischen  Ooean  und 
Paris  bis  Wien  (und  bald  auch  bis  Konstantinopel)  ausgeftlUt  wird, 
gleichwie  auch  das  specifisch- österreichische  Eisenbahnnetz,  welches 
seinen  Schwerpunct  in  der  Haupt-  und  Residenzstadt  findet,  nur 
noch  in  dieser  Richtung  nach  Westen  seine  Vervollständigung  er> 
wartete.  Die  erwähnte  Bahn,  welcher  Allerhöchst  gestattet  wurde, 
den  Namen  Kaiserin-Elisabeth-Bahn  ftihren  zu  dürfen,  istflkr 
Süd -Deutschland  und  für  Ungern,  deren  Gebiete  dadurch  in  un- 
mittelbare Schienenverbindung  gelangen,  nicht  weniger  wiclitig,  als 
für  das  Erzherzogthum  Oesterreich  selbst  und  ftir  das  südliche 
Böhmen ,  zumal  die  Geeellscbail  auch  die  bereits  bestehenden  Bahnen 
von  linz  nach  Budweis  und  Gmunden  an  sich  gebracht  hat 

Nicht  minder  wichtig,  als  die  Kaiserin-Elisabeth-Bahn,  als  deren 
Fortsetzung  sie  betrachtet  werden  kann,  erscheint  die  den  bezeich- 
nenden Allerhöchst  genehmigten  Namen  der  Franz- Josephs- 
Orient-Bahn  führende,  unterm  24.  August  1856  an  eine  Gesell- 
schaft von  ungrischen  Gutsbesitzern  und  von  in-  und  ausländischen 
Capitalisten  AUerhöclist  definitiv  concessionirte  Bahn,  welche  zu 
dem  Zwecke  erbaut  wird,  um  dem  westlichen  überaus  fruchtbaren 
und  der  Residenz  nahe  liegenden  Theile  von  Ungern  (am  rechten 
Ufer  der  Donau)  die  volle  Benützung  der  durch  seine  Lage  und 
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seinen  Bodenreichthum  dargebotenen  Vortheile  zu  gewfthrleisten, 
und  die  vollständige  Schienenverbindung  auf  österreiehischem  Boden 
in  der  Richtung  der  grossen  Weltbahn  von  Paris  nach  Konstan* 
tinopel  herzustellen.  Diese  Bahn  wird  aus  vier  Linien  bestehen^ 
wovon  die  erste  von  Wien  über  Oedenburg  und  Gross -Kaniseha^ 
FOnfkirehen  berührend,  nach  Essek,  die  zweite,  anknüpfend  an 
die  Wien -Raaber  Bahn,  von  Neu-Szöny  über  Stuhlweisaenburg 
nach  Essek,  die  dritte  von  Ofen  über  Gross -Kanischa  zum  An- 
schlüsse an  die  südliche  Staats- Eisenbahn  in'  der  Nähe  von  Pölt- 
sehach,  und  die  vierte  von  Essek  nach  Semlin  ziehen  wird.  Daraus 
ist  zu  entnehmen,  wie  der  ganze  Westen  von  Ungern  dadurch 
befruchtet,  Wien  unmittelbar  mit  Semlin  und  Belgrad,  Pest  und 
Ofen  mit  Triest  und  dem  Meere  verbunden,  und  selbst  ftir  den 
Verkehr  zwischen  Wien  und  Triest  ein  zweiter  Schienenweg  über 
Oedenburg,  Gross -Kanischa  und  Pöltschach  gewonnen  wird.  Die 
Gesammtlänge  der  zu  dieser  Bahn  gehörigen  Linien,  welche  binnen 
10  Jahren  vollendet  sein  müssen,  beträgt.  150  Meilen,  und  .das 
daftlr  von  der  bezüglichen  Actien -Gesellschaft  aufzubringende  Ca- 
pital 100  Millionen  Gulden,  wovon  60  Millionen  durch  Actien  und 
40  Millionen  durch  Anlehen  beschafft  werden  soll. 

Zu  der  Vervollständigimg  des  ungrischen  Eisenbahnnetzes  ge- 
hört eine  Bahn ,  welche  von  ungrischen  Grundbesitzern  im  Vereine 
mit  belgischen  Capitalisten  imEipel-  und  Sbjö-Thale  anzulegen 
beabsichtiget  wird,  um  die  metall-  und  holzreichen  nördlichen 
Komitate  mit  dem  grossen  österreichischen  Bahnnetze  in  unmittel- 
bare Verbindung  zu  bringen.  Diese  Bahn  wird  von  der  Station 
Szobb  der  südöstlichen  Staatsbahn  ausgehen  und  nach  Miskolcz 
Dlbren  (32  Meilen),  von  Banreve  aber  einen  Flügel  nach  Rosenau 
und  Kaschau  entsenden  (12  Meilen)  und  im  Ganzen  44  Meilen 
lang  sein.  • 

Das  fruchtbare,  volkreiche  und  in  der  Cultur  am  meisten  vor- 
geschrittene Königreich  Böhmen  war  bei  der  Anlage  der  dieses 
Land  durchschneidenden  nördlichen  Staatsbahn  nur  unvollständig 
bedacht  worden,  indem  weder  der  gewerbreiche  Nordosten,  noch 
die  von  der  Natur  mit  einer  Fülle  von  Producten  ausgestattete 
Westhälfte  des  Königreiciis  dadurch  der  Wohlthat  einer  unmittel- 
baren Schienenverbindung  thdlhaiUg  geworden  ist. 

Diese  doppelte  Lücke  wird  nun  in  der  nächsten  Zeit  ausgefüllt 
werden.  Drei  Industnelle,  Johann  Uebieg,  Albert  Klein  und  Adal- 
bert  Lanna,  erhielten  im  Vereine  mit  dem  Fürsten  Camill  Rohan, 
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dem  Grafen  Franz  Harraeh  und  den  Banquiers  Moriz  Zdekauer 
und  Karl  Zenion  unterm  9.  Mai  1856  die  definitive  Allerliöehste 
Concesdon  zum  Baue  der  Reichenberg-Pardubitzer  Bahn 
und  einer  von  Jaromierz  zu  den  Kohlengruben  von  Sc'hwadowiti 
reichenden  Seitenbahn,  im  Ganzen  mit  einer  Länge  von  24  Meilen. 
Die  sfimmdiehen  Bahnstrecken  sind  binnen  vier  Jahren  zu  vollenden« 

m 

Die  Dauer  des  Privilegiums  ist  auf  90  Jahre  festgesetzt  .^  und 
die  Staatsverwaltung  leistet  in  der  üblichen  Art  die  Zinsen-  und 
Amortisations-Garantie  für  das  von  den  Gründern  bezüglich  der 
bereits  gebildeten  Actien-Gesellschaft  aufzubringende  Anlage-Capital 
bis  zu  dem  Maximal-Betrage  von  18  Millionen  Gulden.  Diese  Bahn 
wird  einerseits  den  gewerbreichsten  District  des  Kaiserstaates ,  Ra- 
chenberg sammt  dem  Landstriche  am  Fusse  des  Riesen -Gebirges^ 
unmittelbar  mit  Wien  verbinden,  und  andererseits  mittelst  der  im 
Baue  begriffenen  Bahn  von  Reichenberg  nach  Zittau  dieselbe  Ver- 
bindung mit  den  Häfen  der  Nordsee  und  der  Ostsee  herstellen. 
Eine  besondere  Widitigkeit  erhält  diese  Bahn  durch  den  Umstand, 
dass  sie  naliezu  in  der  Axe  der  directen  Verkehrslinie  zwischen 
Hamburg  und  Wien  sammt  Triest  Kegt  und  sohin  diese  Endpuncte 
in  einer  weit  kürzeren  Linie,  als  die  Bahn  über  Prag  und  Dresden 
oder  als  jene  über  Oderbeiig  und  Breslau,  verbindet.  Diese  Be- 
stimmung drückt  die  Allerhöchst  genehmigte  Benennung  derselben 
als  Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn  aus.  Neuerlich 
eriiielt  diese  Gesellschaft  auch  die  vorläufige  Concession  zur  Vei^ 
läogerung  der  Schwadowitzer  Flügelbahn  über  Trautenau  nadi 
Schatzlar  und  von  da  zur  nahen  preussischen  Gränze,  wodurch 
nicht  nur  das  Schatzlarer  Kohlenlager  in  den  Bereich  der  Bahn 
kommen ,  sondern  letztere  durch  eine  auf  preussischem  Gebiete  an- 
zulegende Verlängerung  von  4  Meilen  bis  Waidenburg  in  unmittel- 
baren Zusammenhang  mit  «Jen  schlesischen  Bahnen  treten  dtlrfte 
Zur  Herstellung  einer  Verbindung  der  Reichenberg-Pardubitzer  Bahn 
mit  dem  nord-deutschen  Eisenbahn-Netze  wird  die  Reichenberg- 
Zittauer  Bahn  dienen,  Itlr  welche  auf  Grundlage  des  mit  der 
k.  sächsischen  Regierung  unterm  24.  April  1853  abgeschlossenen 
Vertrage»  eine  Concessions-Dauer  von  50  Jahren  zugestanden  wurde. 
Diese  binnen  drei  Jahren  zu  vollendende  Bahn  wird,  von  Reichen- 
berg  ausgehend,  nach  Ueberschrdtung  der  Landesgränze  (bis  wo- 
hin sie  3  Mdlen  lang  ist)  in  Zittau  ausmünden,  und  daselbst  an 
die  Zittau-Löbauer  Bahn  anschliessen.  Derselben  ist  auf  die  Dauer 
von  40  Jahren  eine  4percentige  Gkirantie  des  nachzuweisenden  Bau- 
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Oapitals  von  der  österreichisohen  Staatsverwaltung  zugesichert  wqr* 
den.  An  diese  Bahn  will  sich,  doch  auf  sächsischem  Gebiete,  eine 
Rumburger  Bahn  anschliesSen ,  welche,  von  Zittau  ausgehend,  die 
nördliche  Spitze  des  Leitmeritzer  Kreises  durchziehend,  Georgen- 
thal, Rumburg  und  Schluckenau  berührend,  und  sodann  abermals 
nach  Sachsen  übertretend,  in  die  sächsisch-böhmische  Bahn  nächst 
Schandau  ausmünden  würde.  Diese  beabsichtigte  Bahn  hat  eine 
Ausdehnung  von  ungeitLhr  6  Meilen,  wovon  3  in  das  österreichi- 
sche Gebiet  fallen.  Ein  anderes  zur  Verhandlung  gekommenes 
Project  beabsichtiget  diese  Verbindung  durch  Führung  einer  Bahn 
von  Tetschen  über  Kreibitz  nach  Warnsdorf  (6  Meüen)  und  von 
da  auf  sächsischem  Gebiete  nach  Zittau  (2  Meilen)  zu  bewerk* 
steDigen.  Noch  ist  eine  dritte  Verbindung,  welche  von  Tumau^ 
ausgehend  an  die  nördliche  Staatsbahn  bei  Prag  anknüpfen  soll 
(9'/,  Meile),  projectirt  und  in  Verhandlung. 

Eine  zweite  grössere ,  von  den  topographischen  und  geographi- 
schen Verhältnissen  ausnehmend  begünstigte  und  hierdurch  beson- 
dere Wichtigkeit  erlangende  Bahn  ist  bestimmt,  den  Westen  des 
Ki'migreichs   zu    beleben.     Mit   Allerhöchster  Entschliessung   vom 
6.  Februar  1857  erhielt   der  Grosshändler  Ritter   von  Lämel   im 
Vereine  mit  Ihren  Durchlauchten  den  Fürsten  Clemens  von  Metter- 
Dich,  Alfred  von  Windischgrätz  und  Max  von  llium  und  Taxis 
die    Allerhöchste   Concessiou   zum   Baue  einer  Bahn   von   Prag 
über  Pilsen  bis  an  die  bairische  Gränze  (bei  Furth)^  wo 
die  bairische  von  Nürnberg  über  Amberg  und  Regensburg  nach 
Passau   ftihrende  Bahn   an  dieselbe   anknüpfen   wird.     Die   Bahn 
wird  25'/,  Meile  und  mit  der  Seitenbalm  nach  den  Kohlengruben 
von  Radnitz  und  Wejwanow  28 y,  Meile  lang  sein,  und  ein  Capital 
von  30  Millionen  Gulden  (für  deren  Aufbringung  eine  Actien- Ge- 
sellschaft gebildet  wird)  in  Anspruch  ^  nehmen.    Diese  Bahn  wird 
sohin  eme  Verlängerung  von  Pilsen  nach  Eger  (bezüglich  zum 
Anschlüsse  an  die  bairische  Bahn  in  der  Ober-Pfalz)  und  Karls- 
bad einerseits,  und  von  Pilsen  nachBudweis  zum  Anschlüsse 
an  die  bestehende  Budweis-Linzer  Bahn  andererseits,  zusammen  in 
einer  Länge  von  41  Meilen,  erhalten,  woiür  ein  Capital  von  36  Mil- 
lionen Gulden  bestimmt  ist.    Mittelst  der  obigen  Bahn  werden  die 
reichen  Kohlenschätee  des  Pilsner  Kreises  sowohl  nach  Prag,  als 
uach  Nürnberg,  Regensburg  und  selbst  von  dort  bis  nach  Wien 
versendet    und    die   Eisensteine   der   bairischen  Gränzgegeud    f)lr 
die    Pilsner   Eisenwerke    bezogen,    so    wie    im    Allgemeinen    der 

V.  Czoernig,  O»»storrolch'.'*  NeupostfllUinR.  27 
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Mnerscböpfliche  Mineral-ReichthuBi  jenes  Theties  von  Böhmen  voll- 
stäxMlig  ausgebeutet  werden  können.  Böhmen  wird  mit  Mittel- 
Deutschland  und  durch  dieses  mit  Frankreich  m  unmittelbare  Ver- 
bindung gelangen,  und  überhaupt  die  westliche  Hälfte  des  König- 
reichs dadurch  erst  in  die  grosse  Verkehrsstrtoiung  treten. 

Auch  för  den  Nordwesten  Böhmen's  eröffnet  sich  die  Aussidit, 
der  Wohlthai  der  Schienen -Verbindung  theilhaftig  zu  werden  und 
dadurch  mit  dem  grossen  österreichisch -deutschen  Bahnnetze  in 
Verbindung  zu*  treten.  Bereits  ist  der  Anfang  mit  der  am  2.  Au- 
gust 1856  Allerhöchst  definitiv  concessionirten  Bahn  von  Aussig 
»ach  Teplitz  (27,  Meile  lang)  gemacht  worden.  Diese  Couoeß- 
sion  (deren  Dauer  auf  80  Jahre  bemessen  ist)  wurde  einer  Eisen- 
bahn- und  Bergbau -Gesellschaft,  an  deren  Spitze  der  Fürst  von 
Glary  steht,  verliehen,  welche  zunächst  die  Verwerüiung  des  be- 
deutenden Kohlenreichthums  jenes  Bezirkes  durch  die  unmittelbaiv 
Schienenverbindung  desselben  mit  der  nördlichen  Staatsbahn  be- 
absichtigt. Diese  bereits  im  Baue  (welcher  binnen  18  Monaten 
vollendet  sein  muss)  stehende  Strecke  wird  aber  nicht  vereinzelt 
bleiben,  denn  schon  ist  die  vorläufige  Bau-Ooncession  ftir  eine  Ver- 
längerung derselben  nachgesucht  worden,  welche  (11  Meilen  lang) 
von  Teplitz  nach  Karlsbad  reichen  und  daselbst  an  die  oben- 
erwähnte west- böhmische  Eisenbahn  anschliessen  wird. 

Alle  Kronländer  der  Monarchie  hatten  sich  durch  die  bereits 
vollendeten  oder  doch  schon  concessionirten  und  bezüglich  der 
Vollendung  sichergestellten  Bahnen  der  Verbindung  mit  dem  gros- 
sen Bahnnetze  des  Kaiserstaates  zu  erfreuen,  nur  die  beiden  Ge- 
biigsländer  Kärnthen  und  Siebenbürgen  waren  bisher  davon 
ausgeschlossen.  Nunmehr  geht  aber  auch  diese  Isolirung  ihrem 
Ende  entgegen.  Unter  dem  anregenden  Einflüsse  der  ständischen 
Verordneten-Stelle  bildete  sich  in  Kärnthen  eine  Gesellschaft,  an 
deren  Spitze  der  Feldzeugmeister  Graf  yon  Thurn-Valsassina  steht^ 
die  den  Bau  einer  Eisenbahn  beabsichigt,  weiclie  dieses  Kronland 
durchziehen  und  an  die  südliche  Staats-Eisenbuhu  einerseits,  an  die 
Tiroler  Bahn  sowie  an  die  lombardisch  -  venezianische  Eisenbahn 
andererseits  anschliessen  wird.  Diese  Gesellschaft  erliielt  unterm 
24.  October  1856  die  Allerhöchste  definitive  Concession  für  eine 
Locomotiv-Eisenbahn ,  welche,  von  der  südlichen  Staats -Eisenbahn 
bei  Marbu^  ausgehend,  über  Klageufurt,  Villach,  Lienz  und 
Bruunecken  zur  Einmündung  in  die  Tiroler  Bahn  in  der  Umgegend 
von  Brixen  filhren,  und  von  welcher  sich  in  Villach  eine  FIflgelbahn 
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EMI  Ansdiliisse  an  die  von  Verona  nach  Triest  ziehende  Eisen- 
bahn abzweigen  eoU.  Die  Conoeefiloil  ftlr  die  I^ttgelbahn  ist  an 
die  Bedingung  geknüpft^  dass  das  Project  binnen  zwei  Jahren 
vollendet  und  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorgel^ 
und  die  Naehweisnng  über  die  Sicherstellung  der  hierzu  nöthigen 
Geldmittel  geliefert  werde«  Bezüglich  der  Hauptbahn  muss  die 
Slreelie  von  Marburg  nach  Villadi  binnen  ftinf,  und  jene  von 
Yillach  bis  zum  Anschlüsse  an  die  Tiroler  Bahn  binnetfi  zehn  Jahren 
vollendet  sein.  Die  Staatsverwaltung  gewfthrleistet  in  der  ttbKehen 
Art  jährliche  57^  Percent  für  Verzinsung  und  Amortisation  des 
Anlage-Capitals  bis  zu  der  Maximal-Summe  von  62  MiUioiilen  Gul- 
den, wovon  26  Millionen  auf  die  Strecke  Marburg- Villach  und 
96  Millionen  Gulden  auf  die  weitere  Stredse  von  Villach  bis  zum 
Anschlüsse  an  die  Tiroler  Bahn  entfallen.  Die  für  die  Villacher 
Flügelbahn  zu  bestimm^de  Maximal- Summe ,  von  welcher  die 
Zinsen-  und  Amortisations- Garantie  zu  leisten  ist,  wird  von  der 
Staatsverwaltung  bei  Genehmigung  des  Projectes  i^stgesetet  wer- 
den. Die  Daiier  des  Privilegiums  gilt  ftlr  90  Jahre,  vom  Jahte 
1860  angefangen.  Die  Länge  der  einzelnen  concessionirten  Linien 
betragt  von  Marburg  bis  Villach  21  Meilen,  und  von  Villach  bis 
zum  Anschlüsse  an  die  Tiroler  Bahn  29  Meilen,  wozu  noch  die 
cpncessionirte  Flügelbahn  von  Villach  bis  zum  Anschluss  an  die 
italienische  Bahn  mit  19'/3  Meile  zu  rechnen  ist,  mit  deren  Ein- 
schluss  die  Gesammtlänge  der  Bahn  69 'Z,  Meile  betragen  würde. 
Durch  diese  Bahn  werden  die  eisenerzeugenden  Districte  Käm- 
then^s  nicht  nur  mit  Wien  und  Triest,  dann  mit  Italien  in  die 
nächste  Schienenverbindung  gelangen,  sondern  auch  mittelst  der 
das  Alpenland  durchschneidenden  Bahn,  an  welche  bei  Brixen  die 
Innsbrucker  Bahn  anknüpfen  wird,  der  kürzeste  Weg  von  Nord- 
Frankreich,  Grossbritannien,  Holland,  Belgien  und  dem  westlichen 
Deutschland  nach  Triest  und  über  das  adriatische  Meer  nach  dem 
Oriente  hergestellt  werden,  welche  Verbindung  sammt  derjenigen, 
die  sie  zwischen  der  lombardisch-venezianischen  und  der  stKllichen 
Staatsbahn  vermittelt,  geeignet  ist,  dieser  Bahn  eine  hohe  Bedeu- 
tung für  den  Weltverkehr  zu  ertheilen. 

Eine  nicht  minder  wichtige  Aufgabe  wird  der  Siebenbürger 
Bahn  zufallen,  deren  Verwirklichung  bereits  auf  einem  zweifachen 
Wege  angestrebt  wird.  Es  ist  nämlich  eine  von  der  Staatsver- 
waltung bereits  bekannt  gegebene  und  von  ihr  geförderte  Unter- 
nehmung im  Entstehen,  welche,  von  der  Theiss-Bahn   bei  Arad 
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ttuegeheud)  eine  Balm  iRug»  der  Marc»  über  Deva.  Broos  und 
Mühlenbach  (mit  einem  Seitenflügel  nach  Karlsburg)  nach  Her- 
mannstadt und  von  da  über  Kronstadt  bis  zum  Bodza -Pässe,  wo 
sie  an  die  walachische  Bahn  anschliessen  soll,  anzulegen  beabdeh- 
tiget.  Diese  Bahn  würde,  meist  auf  günstigem  Terrain  geführt^ 
72  Meilen  lang  sein.  Andererseits  hat  ein  Verein  siebenbüipscher 
Grundbesitzer,  an  deren  Spitze  Graf  Toldolaghi  sieht ^  die  vor- 
läufige Concession  zum  Baue  einer  Balm  von  Grosswarddn  über 
Klausenburg  und  Maros-Vasarhely  nach  Kronstadt  und  an  die  mol- 
dauische Grunze  am  Ojtoz- Passe  mit  einer  eventuellen  Zweigbahn 
nach  Karlsburg  und  Hermannstadt,  welche  Strecken  zusanmien 
eine  «Länge  von  83  Meilen  haben  würden,  erlangt.  Femer  beab- 
sichtigt die  Staats -Eisent>ahn- Gesellschaft,  von  Temesvär  aus  ihre 
Hauptbahn  mit  der  im  Maros-Thale  hinziehenden  Balm  durch  einen 
über  Lugos  zu  fithrenden  (14  Meilen  langen)  Seitenflügel  in  Ver- 
bindung zu  bringen. 

Ohne  die  übrigen  kleineren  Eisenbahnen,  deren  Bau  im  Werke 
steht  oder  doch  vorbereitet  wird,  zu  erwähnen  ',  werden  hier  nur 
noch  die  K  o  h  1  e  n  b  a  h  n  e  n  insbesondere  angeführt.  Obgleich 
Oesterreich  einen  natürlichen  Uebcrfluss  an  Mineral-Kohlen  besitzt, 
so  ist  deren  Ausbeute  verhältnissmässig  doch  nur  noch  gering, 
weil  es  bisher  an  Transport -Mitteln  gebrach,  wodurch  die  Kohlen 
von  den  Gruben  zu  den  Verbrauchsorten  gebracht  werden  konnten. 
Indem  die  pro^ectdrten  Kohlenbahnen  bestimmt  sind,  diesem  Mangel 
abzuhelfen,  erhalten  sie  fUr  die  volkswirthschaftliche  Entwicklung 
des  Kaiserstaates  eine  ungemeine,  ihre  Längenentwicklung  weit 
tiberragende  Wichtigkeit  Man  findet  deren  last  in  allen  Kron- 
Iftndem.  Die  bereits  der  Vollendung  zugeftlhrte  Fünfkirchen-Mo- 
hacser  Bahn  (Sy«  Meile)  in  Ungern  wird  die  kaum  begonnene 
Ausbeute  der  trefflichen  Fünfkirchuer  Steinkohlen  an  die  Donau 
schafien,  ebenso  wie  die  Oraviczer  Bahn  (8  Meilen  und  mit 

'Eine  derselben,  Jene  von  Tornavento  nach  Sesto  Calejide  (4'/}  Meüe), 
zeichnet  sich  durch  ihre  Eigenthümlichkeit  aus.  Sie  ist  nämlich  weder 
für  den  Personen-  noch  für  den  Waaren  -  Transport  ^  souderu  dazu  be- 
stimmt, die  zwisciien  dem  Lago  maggiore  uiul  Alailand  verkehrenden 
Schiffe,  welche  auf  ihrer  Bergfahrt  die  Stromschnellen  des  in  einem  engen 
Felseubette  dahinrauschenden  Tessin's  nicht  zu  überwinden  ^  ermögen ,  von 
der  Einmündung  des  Naviglio  Orande  in  den  Tessin  bis  zum  Ausflusse 
des  letzteren  aus  dem  Lago  maggiore  bei  Sesto  Calendc  zu  Ijuide  zu 
transportiiTu. 
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ihrer  im  Baue  stehenden  Verlängerung  von  Oravicza  nach  Bteier- 
dorf  14  Meilen  lang)  im  Banale  bereits  gegenwärtig  die  dortigen 
ganz  vorzüglich  gehaltreichen  Oraviezer  Kohlen  an  die  Donau  hei 
Basiasch  ftihrt.  Die  Gratz-Köflacher  Bahn'  (5  Meilen)  winl 
die  Braunkohle  des  Lankowitzer  und  Voiteherger  Kohlen -Reviers 
und  die  Schwamberg^Leibnitzer  Bahn  (3*  j  Meile)  jene  von 
Steieregg,  Kalkgrube  Schwarzenbach ,  Eibiswald  etc.  nach  Grafz 
fördern.  Noch  wird  in  Steiermark  die  Bahn  von  Brück  nach 
Leoben  und  Vordernberg  (4  Meilen)  die  vorzügliche  Leobner 
Kohle  in  den  allgemeinen  Verkehr  bringen ,  wie  diess  bezüglich 
der  Hrastniker  Kohle  bereits  mittelst  der  Bahn  von  den  Kohlen- 
gruben nach  der  Südbahn-Station  Hrastnik  (%  Meile)  geschieht, 
während  die  Steinbrück-Agramer  Bahn  durch  den  Transport 
der  Reichenburger,  nächst  der  Bahn  geförderten  Kohle  auch  als 
Kohlenbahn  lungiren  wird.  In  Oesterreich  unter  der  Enns 
wird  die  Wiener-Neustadt-Buchberger  Bahn  (4'/a  Meile) 
zunächst  die  Bestimmung  als  Kohlenbahn  haben,  während  in 
Oesterreich  ob  derEnns  die  neu  gebildete  Traunthaler  Actien- 
Gesellschaft  ihr  Kohlen-Revier  (wo  bereits  die  Bahnstrecke  von 
Thomasroith  nach  Attnang  der  chemrtligen  Traunthaler  Ge- 
werkschaft und  jene  von  Wolfs  egg  nach  B  reite  n  seh  (Itzing 
des  Grafen  St.  Julien  —  zusammen  *V  ^  Meile  —  im  Betriebe 
stehen  und  fllr  die  Fortsetzung  derselben  bis  nach  Schwanenstadt 
an  die  Agger  und  an  die  Linz-Gmundner  Bahn  bereits  die  definitive 
(Joncession  erlangt  worden  ist,  deren  Gebrauch  aber  nunmehr  ent- 
Itillt,  da  die  schon  betriebenen  Strecken  bis  zur  Linie  der  neu  zu 
erbauenden  Kaiserin -Elisabeth -Bahn  reichen)  mit  der  gedachten 
Kaiserin -Elisabeth -Bahn  zu  verbinden  bemüht  ist.  In  Böhmen 
erscheint  die  Bahn  von  Prag  nach  Pilsen  und  Fürth  als  die 
wichtigste  (und  der  Seitenflügel  von  Holaubkau  nach  Radnitz  imd 
Wejwanow,  3  Meilen,  als  eine  eigentliche)  Kohlenbahn,  welchei: 
sich  die  Kohlenbahnen  von  Kladno  nach  Kralup  (2'/a  Meile) 
und  von  Lana  und  Veyhibka  nach  Prag  (Pferdebahn  7Va  Meile 
lang)  anschliessen.     Die  Strecke  der  nördlichen  Staatsbahn 

*  Die  definitive  Allerhöchste  Concessiou  für  den  Bau  und  Betrieb  dieser 
Bahn  wurde  am  36.  August  .1856  der  Voitsberg  -  Köflach  -  Lankowitzer 
Steinkohlen -Gewerkschaft  auf  die  Dauer  von  80  Jahren  verliehen,  und 
der  Bau  derselben,  welcher  binnen  zwei  Jahren  vollendet  sein  muss,  ist 
bereits  eingeleitet.  Das  dafür  bestimmte  Actien  -  Capital  beträgt  3  Mil- 
lionen Gulden. 
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von  Prag  uach  .Bodenbach  findet  ihre  haupttiächlichBie  Beschäfti- 
gung in  dem  Kohlen -Transporte  von  Ausgig  und  von  Kcalup  nach 
Prag,  sowie  die  bereits  Allerhöchst  concessionirte  Bahn  von  Tep- 
litz  nach  Aussig  (2'/,  Meile)  von  einer  Kohlen -Gewerkschall 
zunächst  Air  den  Vertrieb  ihrer  Kohle  angelegt  wird.  Zur  Ausbeute 
der  im  Osten  des  Königreiches  befindlichen  Kohlenflötze  soll  die 
Bahn  von  Lampertsdorf  nach  Gabelsdorf  nächst  Schatzlar 
(1  Meile)  und  die  FlUgelbalm  von  Schwadowitz  zur  Rachen- 
berg-Pardubitzer  Bahn  (3  Meilen)  dienen.  In  Mähren  ist  die 
Rossitfc-Brünner  Kohlenbahn  (3  Meilen)  bereits  im  Betriebe^ 
jene  von  Wittkowitz  nach  Mührisch-Ostrau  (%  Meile)  col- 
cessionirt;  in  S<^hle8ien  wird  von  Polnisch-Ostrau  (1'/,  Meile) 
und  von  Peterswald  (2  Meilen)  eine  Koblenbahn  nach  der  Nord- 
bahn-Station Hruschau  angelegt.  In  Galizien  bestell!;  bereits 
die  Kohlenbahn  von  Dabrowa  nach  Szczakowa  (7,  Meile),  wo- 
hin auch  die  yon  Jaworeno  fülireude  (1  Meile)^  so  wie  nächst 
Czieszkowice  eine  kleinere  ausmündet  Sonach  werden  Unnen 
wenigen  Jahren  zwei  und  zwanzig  Kohlenbahnen  in  einer  Länge 
von  71  Meilen  (wovon  34%  Meile  bereits  im  Betriebe  sind)  der 
En&eugung  und  dem  Verbrauche  der  Mineral-Kohlen  in  Oesterreich 
als  mächtige  Vermittler  dienen,  wozu  noch  die  grösseren  hier  niclit 
mitgezählten  Bahnen ,  welche  ebenfalls  wesentlich  mit  dem  Kohlen- 
IVansporte  beschäftiget  sind,  gerechnet  werden  müssen. 

Bei  der  folgenden  Nachweisung  der  österreichischen  Eiseu- 
bahnen,  welche  erbaut  oder  concessionirt  sind,  oder  deren  Er- 
bauung in  Verhandlung  steht,  wird  der  zu  Ende  November  1857 
geltende  Stand  als  maassgebend  angenommen. 

▲.    Im  Betriebe  stehendt  Eisenbaluieii. 

Staatsbahnen. 
EiÖflTiiungi'jtthr.  Meilen. 

1844—1657.  Südliche  Staats-Eisenbahu  (Wien-Triest 
sammt  Flügelbahn  nach  Laxenburg,  und  Wiener -Neu- 
stadt-Oedenburg)  '     80'/, 

1857.    Wiener  Verbinduugsbahn   1.  üälfle    .    .    ,    . % 

81 

*  Als  StaatsbBhn  ist  auch  die  Strecke  von  Bodenbach  zur  sächsischeii 
Gränze,  deren  Betrieb  der  königlicli  sächsisclieu  Kegierang  überlasseu 
wurde,  mit  ly,  Jf eile,  zu  betrachten,  wornach  obige  Ziffer  sich  auf 
82V,  Meile  erhöbt. 
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Frivat-Bahheu. 

Erömiungyjnbr.  Meilen. 

1827—1836.    Erste  österreichische  Eisenbahn  (Linz- 

Bndweis  und  Linz-Gmunden) 26' 

1837—1856.  Kaiser-Ferdinands-Nordbahn  (Wien- 
Lundenbui^- Oderberg,  Floridsdorf-Stockerau,  Gänsem- 
dorf  -  Marchegg,  Lundenburg  -  Brunn,  Prerau  -  Ohnütz, 
Schönbrunn-Troppau,  Oderberg-Dzieditz-Oswi^ cim-Trze- 
binia,  Dzieditz-Bielitz,  Szczakowa-lVzebinia-Krakau-Debica)  97  * 
1845 — 1856.  Oesterreichische  Staats-Eisenbahn- 
Gesellschaft  (Nördliche  Staatsbahn:  Bodenbach-Prag- 
TrUbau-Brünn,  Trübau-Olmütz  —  Südöstliche  Staatsbahn : 
Marchegg-Pest-Czegl^d-Szegedin-Temesvdr  —  Wien- 
Raaber  Bahn:  Wien -Brück  an  der  Leitha-Raab-Neu- 
Szönj  —  Banater  Montan-Bahn :  Gravicza-Basiasch) .  .  160y4 
18^ — 1855.  Lombardisch-venezianische  Eisenbahn 
(Venedig-  Mestre-  Verona-  Coccaglio  -  Bergamo -Treviglio- 
Mailand ,   Mestre  -  Casarsa ,     Verona  -  Mantua ,    Mailand- 

Monza-Como  [(^merlata]) 59^/^ 

1836—1856.    Prag-Lana J% 

1840—1846.    Pressburg -Tjrnau-Szerid 8% 

1847.    Dabrowa-Szczakowa - '/j 

1848—1855.    Thoniasroith  -  Attnaug V/^ 

1854.     Wolfsegg-Breitenschtiteing l'/j 

1849.    Hrastnik  zu  den  Kohlengruben V, 

1854—1857.    Fünfkirchen-MohÄcs 8V4 

1856.  Kladno-Kralup 2% 

y^        Rossitz  -  Brunn 3 

1857.  Theiss-Bahn  (Czegl^d-Szolnok-Debreczin)     .     .     .    'I9V4 
y^        Süd-Norddeutsche   Verbindungsbahn    (Par- 

dubitz- Josephstadt) 5*/2 

"  402  Va 

Gesammtheit  der  eröfibeten  Staats-  und  Privat-Bahnen  463'/,  Meile, 
und  mit  Zurechnung  der  Strecke  von  Bodenbach  an  die  sSehsisohe 

Gr&nze  (1%  Meile)  485  Meilen. 

*  Geht  in  das  £igeDthum  der  Kaiserin-filisabeth-BahngeBellschaft  über. 

*  Diese  Länge  wird  sich  auf  81  Vj  Meile  reduziren,  wenn  die  Strecke 
Krakaa-I>^bica  sanunt  Zweigbahn  an  die  galizische  Eisenbahn-Gesellschaft 
tibergeht. 
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B.    Im  Baue  begriffene  SifenbahaeB» 

Staatsbahnen. 

Meilen. 

Wiener  Verbindungsbahn  2.  Hälfte   * Va 

Verona -Bolzen 19*/, 

Innsbruck  -  Kufstein  (hairisehe  Gränze) 10 

30 

Privat-Bahnen. 

Kaiser-Ferdinauds-Nordbahn(Debiea-RzesK6w,  Zweig- 
bahn nach  Niepolomice)  * G'., 

O  es  terr  eichische  Staats -Eisenbahn-Gesellschaft 

(Temesvdr-Jassenova,  lissawa-Steierdorf) 19*/« 

.Lombardisch -venezianische    Eisenbahn    (Casarea- 

üdine) 4*/, 

Theiss-Bahn    (Püspök    Laddny-Grosswardein,    Szolnok- 

Arad) 27». 

Kroatische  Bahn  (Steinbrilck- Agram) 10 

Kaiserin -Elisabeth -Bahn  (Wien-Linz,  Linz-Salzburg, 

Linz-Passau) 55 

Süd -Norddeut  sc  he    Verbindungsbahn   (Josephstadt- 
Reichenberg  mit  der  Flügelbahn  nach  Schwadowitz)    .    .     18% 
Reichenberg-  an  die  sächsische  Gränze  nächst  Zittau   .      3 

Aussig-Teplitz 2'/, 

Gratz-Köflach 5 

Kärnthner  Eisenbahn  (Unter- Drauburg- Klagenfurt)      .    10 

Gesammtheit  der  im  Baue  begriffenen  Staats-  und  Privat-Bahnen 

192  Meilen. 

C    Allerhöchst  definitiv  ooneeadonirte  Privat- Bahnen. 

Meiicii. 

Kaiser  -  Ferdinands  -  Nord  bahn  (Rzeszöw -  Jaroslau- 
Przemysl)» 11% 

Lombardiseh  -  venezianische  Eisen  bahn -Gesell- 
schaft (Bergamo-Jjecco,  Mailand-Piacenza  sammt  Meleg- 
nano-Pavia,  Mailand  zur  sardinischen  Gränze  bei  Bufia- 
lora,  Mailand  [Rhö]-Sesto  Calende,  Mailänder  Verbindungs- 

'  Die  Ueberlassung  die«er  Strecken  an  die  galizische  fiisenbaha- Ge- 
sellschaft stellt  in  Verhandlung. 
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Meilen. 

bahn,  Treviglio - Crema -  Cremonay  Mantua -  Boirgofoite, 
Udine-6örz-Nabre»na) 50% 

Theiss-Bahn  (Pest-Miskolcz,  Mifikolcz-Debreczin,  Mis- 
kolcz-Kaschau ,  Kaechau  an  die  galizieche  Eisenbahn  nebet 
einem  Flügel  nach  Wallendorf) (MV, 

Franz  -Josephs -Orient-  Bahn  (Wien-Oedenburg-Ka- 
nischa-Essek,  Neu-Szöny-Stuhlweissenburg-Essek)  Pölt- 
echach-Ofen,  Essek-Semlin) 150 

Kärnthner- Eisenbahn  (Marburg- Unter -Draubui^,  Kla- 
genfurt -  Villaeh ,  Villach  -  Brixen ,  V illaeh  -  lombardisch- 
venezianische  Bahn) 59*/, 

B  öh  mische  Westbah  n  (Prag-Pilsen  an  die  bairischeOränze 
bei  Fürth  mit  dem  Seitenflügel  von  Holaubkau  nach  den 
Radnitzer  Steinkohlengruben,  Pilsen-Eger  bis  an  die  bair. 
Gränze,  Eger- Karlsbad,  Pilsen  - Budweis)       69'/, 

Galizische  Karl-Ludwigs-Bahn  (Przemysl - Lemberg- 
Brody  zur  russischen  Grftnze,  Lemberg-Czemowitz  zur 
moldauischen  Gränze  bei  Itzkani) 91 

Kroatische  Bahn  (Agram-Sissek  mit  Seitenbahnen  nach 
Karlstadt  und  Vukovär) 38 

Tornavento-Sesto  Calende 4*/, 

559 


9.    Torlänfig  (lur  Vornahme  der  Vorarbeiten)  concead^Miirte 

Privat 'Bahnen. 

Meilen. 

Tiroler  Eisenbahn  (Innsbruck* Botzen)       15 

Wiener- Neustadt- Brunn  Fischau*  Buchberg 4'/, 

Steier-Wels 5 

Brück- Leoben -Vordemberg 4* 

Kalkgrub-  (Schwamberg-)  licibnitz 3'/, 

Gabersdorf-  (Schatzlar-)  Lampertsdorf 1 

Raoiburger  Eisenbahn  (auf  österreichischem  Gebiete)       .    ,  3 

Kladno-Nutscliitz-HonEelitz-Ghrbinie 2'/, 

Hohenstadt-Zöptau 3 

Mährisch -Gstrau-Wittkowitz y^ 

Hraschau- Polnisch  «-Ostrau V/^ 

Peteiswald 2 


1^ 


4S« 


Meilen. 

Arad-SiebenbUrger  Bahn  (Arad-Deva-Mühleiibaeh-Her- 
mannstadt- Kronstadt -Bodzaer  Pass  an  der  walacliificheu 
GräDze)' Ti 

6ro68wardein-SiebenbürgerBahn(Gro68wardein-Klaii- 
senburg-Maros-Väsdrhely-KronBtadt-PasB  Ojtoz  an  der  mol- 
dauischen Grunze,  mit  einer  Zweigbahn  nach  Karlsbui^ 
und  Hermaimstadt)  ^ 83 

Staats-Eisenbahn-Gesellschaft  (Temesvir-Lugos  bis 
an  die  Maros) 14 

Szobb-Miskolcz  mit  einer  Flügelbahn  von  Rosenau  naeh  Kaschau    44 

Szegedin-Theresiopel 5 

2637, 

E.    Staatsbahnen,  für  welche  die  Projecte  in  Ausarbeitang  niid. 

Mcilcm. 

Fmnie- St.  Peter 7 

Salzburg -Leol)eu 27 

Gzap-Szigeth  (Salzbahn  mit  den  Seitenfhigeln  nach  Sugatak 

und  Rhonaszek) 25 

Czap-Unghvär  (für  den  Holz -Transport) 3 

Eisenerz- Hieflau 3 

65 
üebenicht. 

Stuats-Bahncii.  Privut-Bahiu  n.  ZusaiiiniiMi. 

Im  Beinebe  stehende  Eisenbahnen  82%  402%       485      Meilen 

Im  Bau  begriffene  ^  30  16^  192 

Definitiv  concessionirte     ^  —  559  559         ^ 

Vorläufig  concessionirte    „  —  263'/j       263%      , 

Vorbereitete  Staatsbahnen     .    .    65  — 65         „ 

177%  TSÖT  1.564%  Meüen. 
»  Bei  der  Aufzählung  der  vorstehenden  Bahnlinien  wurden  einige 
kleinere  unberücksichtigt  gelassen,  welche  (wie  die  durch  die  Mi- 
liUlr- Verwaltung  zum  Transporte  von  Bau -Materialien  angelegten 
Pferdebahnen  von  den  Steinbrüchen  bei  Brunn  am  Steinfelde  bis 
Wiener -Neustadt,  dann  im  Festungs- Rayon  von  Kondom)  nur  ftlr 
vorübergehende  Zwecke  erbaut  wurden.  Auch  wurden  jene  Bahn- 
linien in  die  Uebersicht  nicht  einbez(^en,  deren  Bau  zwar  bei  der 

'  Sollten  jedoch  die  beiden  Siebenbiirger  Bahnen  auf  eine  redacirt 
werden,  so  würde  sich  die  Summe  ihrer  Meilenzahl  um  81  vermindern. 
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StaatdverwaltUBg  in  Antrag  gebracht  worden  ist,  worüber  aber  die 
(erst  kürzlich  eingeleitete)  Vorverhandlung  noch  nicht  weiter  vor* 
geschritten  ist.  Darunter  ist  vor  allem  die  Teplitz^Karlsbader 
Bahn  (11  Meilen  lang)  hervorzuheben,  welche  das Sehienennetz  im 
nordwestlichen  Böhmen  schliesst,  und  ein  reiches  fruchtbares,  &st 
sehier  ganzen  Länge  nach  von  Braunkohlenflötzen  durchzogenes 
Gebiet  beleben  wird.  Hieran  ist  die  Vorarlberger  Bahn  zu  . 
reihen,  welche  von  der  bairischen  Landesgränze  nächst  Bregenz 
aus  über  Bregenz  und  Feldkireh  bis  zur  liechtensteinischen  Oränze 
ziehen  und  sodann  an  die  GraubUndner  Bahn  anschliessen  soll;  sie 
würde  6  Meilen  lang  sein,  und  wenn  auch  nicht  Ar  das  öster- 
leidhisdie  Gesammtsjstem,  so  doch  Air  jenes  gewerbliche  Länd- 
ehen, so  wie  für  den  Verkehr  zwischen  Deutschland  und  dei 
Schweiz  sehr  belangreich  werden,  wofür  auch  eine  andere  Alter* 
native  dieser  Linie  von  Lindau  über  Bregenz  nach  Rheineck  in  An- 
r^;ung  gekommen  ist  Eine  andere  in  Verkelirshinsicht  sehr  be- 
langreiche Bahn  von  Padua  über  Rovigo  nach  Ferrara  (6  Meilen 
auf  österreichischem  Gebiete  lang)  würde  den  Kirchenstaat  (bezüg- 
lich Bologna)  unmittelbar  mit  dem  Kronlande  Venedig  verbinden, 
und  das  lombardisch-venezianische  Bahnnetz  vervollständigen.  Die 
Verwirklichung  dieser  Bahn  wird  von  den  Venediger  Handels- 
Corporationen  lebhaft  angestrebt.  Eine  Gesellschaft  slavonischer 
Grundbesitzer  beabsichtigt  eine  Bahn  von  Vukovdr  über  Agram 
nach  Steinbrück,  dann  von  Agram  nach  Karlstadt  und  von  da  an 
die  adriatJAche  Meeresküste  bei  Fiume,  mit  den  Seitenflügeln  nach 
Legrad  an  der  Drau  und  Brod  an  der  Save  und  der  eventuellen 
Verlängerung  von  Vukovär  nach  Temesvär  anzulegen.  Da  diese 
Bahn  grösstentheils  in  der  Richtung  der  obenerwähnten  kroati- 
schen Bahn  fiele,  so  würde  ihre  Verwirklichung  wohl  nur  dann 
statt  finden  können,  wenn  erstere  die  erbetene  definitive  Con- 
oession  nicht  erhielte.  Geringere  Aussicht  auf  Erfolg  dürfte  die 
gleichfalls  in  Anregung  gebrachte  Verlängerung  der  Pressbufg- 
Szereder  Bahn  im  Waag-Thale,  einerseits  nach  Oswiecim  zum  An- 
schlüsse an  die  galizische  Hauptbahn  (33  Meilen),  und  andererseits 
nach  Kaschau  zum  Anschlüsse  an  die  Theise-Bahn  (37  Meilen)  haben.  * 
Die  Zahl  und  Länge  der  bei  der  Staatsverwaltung  angemelde- 
ten Linien  ist  noch  namhaft  grösser,  als  sie  aus  obiger  Uebersicht 

*  Die  drei  zuerst  genannten  Bahnen  haben  seither  bereits  die  vor- 
läufige Concession  erhalten. 
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£11  entnehmen  ist,  weU  mehrere  projeetirte  Unternehmungen  äch 
mit  einander  verschmelzen.  80  wurden  provisorische  Coneedsionen 
ertheilt  an  eine  Unternehmung  für  die  Linie  Marburg-Kaniseha«,  an 
zwei  Unternehmungen  für  die  Strecke  Oedenbui^-Kanischa,  eben- 
falls an  zwei  Unternehmungen  ftlr  die  Strecke  Fünfkircheu-Kanischa^ 
an  eine  Unternehmung  für  die  Strecke  Neu -Szöny- Stuhl  weissen- 
bui^,  an  eine  Unternehmung  für  die  Strecke  Marburg-Ofen^  welche 
Unternehmungen  sämmtlich  in  der  Gesellschaft  der  Franz-Josephs- 
Orient -Bahn  ihre  Vereinigung  fanden.  Ebenso  wurden  mit  der 
lombardischen  Eisenbahn -Gesellschaft  die  angemeldeten  und  zum 
Ilieile  concessionirten  Unternehmungen  von  Mailand  nach  Piacenza^ 
von  Mailand  nach  Pavia  (zwei  verschiedene  Unternehmungen)^ 
von  Mailand  nach  Buffalora,  von  Mailand  nach  Gallarate^  von 
Bergamo  nach  Lecco  verschmolzen.  Ferner  entfiel  eine  vorläufig 
für  den  Bau  der  Linie  Linz  -  Salzbui^  concessionirte  Unternehmung 
durch  die  der  Kaiserin -Elisabeth -Bahn  ertheilte  definitive  Ck>nce88ion. 
Ueberhaupt  hat  der  durch  die  bisherige  Erfahrung  vollkommen 
bewährte  Satz^  dass  unter  gewöhnlichen  Umständen  nur  grossere 
Eisenbahnlinien  für  die  Theilnehmer  rentabel  erscheinen,  wie  sie 
auch  für  die  Verkehrs -Interessen  sich  als  erwiinsclit  darstellen^  in 
Oesterreich  seine  rasche  Anwendung  gefunden.  Denn,  mit  Aus- 
nahme einiger  Loeal-  und  Kohlenbahnen,  tlieilen  sich  nur  grc>s6ere 
ESsenbahn- Unternehmungen  in  das  österreichische  Eisenbahnnetz. 
Wenn  man  die  im  Betriel)e  stehenden,  im  Baue  begriffenen  und 
im  Stadium  der  Vorarbeiten  befindlichen  Strecken  zusammenfasst, 
so  zeigen  sich  als  grössere  Unternehmungen: 

Meilen. 

die  Staats-Eisenbahn- Gesellschaft  mit 194 

^    noch  verbleibenden  Sfaatsbahnen  mit IT?'/, 

^    Franz -Josephs -Orient -Bahn  mit 150 

^    Theiss-Bahn  mit       132'A 

^    lombardisch- venezianische    Eisenbalm- Gesellschaft    mit  114 Va 

^    Kaiser -Ferdinands -Nordbahn  mit   . 115' 

^    galizische  Eisenbahn -Gesellschaft  mit 91' 

„    Grosswardein-siebenbtirgische  projeetirte  Eisenbahn  mit  83 
^    Arad-siebenbürgische   projeetirte  Eisenbahn  -  Unterneh- 
mung mit •    •  7*2 

'  Nach  dem  Uebergange  der  Strecke  ostwärts  von  Krakau  an  die 
galizische  Eisenbahn -Gesellschaft  wird  die  Länge  der  Nordbahn  8IV21  uiid 
jene  der  galizischen  Gesellschaft  124'',  Heile  betragen. 
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Mcfilen. 

die  böhmische  Westbahn-Gesellschafl  mit 69% 

^    Kärnthner  Eisenbahn -Gesellschaft  mit 69 y, 

^    Kaiserin -Elisabeth -Bahngesellschaft  mit 55 

^    kroatische  Eisenbahn -Gesellschaft  mit 48 

^    nord  -  ungrische  Eisenbahn  -  Unternehmung  (Szobb  -  Mis- 

kolcz)  mit 44 

^    erste  österreichische  Eisenbahn  -  Gesellschaft  (Gmunden- 

Linz-Budweis)  mit 26  * 

^    Süd -norddeutsche  Verbindungsbahn -Gesellschaft  (Rei- 
chenberg -  Pardubitz)  mit       24 

l"465Vr 
welche  16  Bahnen  sohin  eine  Länge  von  1.465%  (oder  naeh  Re- 

duciruog  der  beiden  siebenbürgischen  Bahnen  auf  ei  ne  noch  1.38474) 
Meilen  haben  werden^  während  die  Gesammtheit  der  übrigen 
bestehenden  oder  vorläufig  concessionirten  26  Bahnen'  nur  99% 
Meile  beträgt. 

Die  in  der  (Seite  426  gegebenen)  Uebersicht  enthaltenen, 
definitiv  oder  vorläufig  concessionirten  Privat-Balinen,  einschlieaslidi 
der  ganz  im  Baue  begriffenen  Reichenberg -Pardubitzer,  Kaiserin- 
Elisabeths  Aussig -Teplitzer  und  Gratz-Köflacher  Bahn,  sind  beinahe 
ohne  Ausnahme  erst  seit  Erlassung  des  Gesetzes  vom  14.  Septem- 
ber 1854  in  Verhandlung  gekommen.  Würden  die  sämmtÜchen 
angeftihrten  Eisenbahnstrecken  in  einer  Länge  von  1.564V,  ^^^  ^ 
züglich  1.483%  Meile  ausgebaut ,  so  wäre  damit  das  Allerhöchst  ge- 
nehmigte Eisenbahnnetz  sammt  seinen  späteren  Vervollständigungen 
nahezu  vollkommen  ausgeftlhrt.  Es  ist  inzwischen  nicht  zu  ver-. 
kennen,  dass  die  Geldmittel,  welche  ftir  diesen  Zweck  verftig- 
ber  gemacht  werden  können^  ftlr  ein  rasches  Zustandekommen 
dieser  ausgedehnten  Eisenbahnlinien  nicht  ausreichen  dürften,  wor- 
nach  es  sich  von  selbst  ergeben  wird,  dass  dieselben  in  einer  ge- 
wissen Reihenfolge  in  AngrilT  genommen  werden.  Inzwischen  ist 
die  Vollendung  eines  grossen  Theiles  der  oben  angeftihrten  Eisen- 
bahn-Linien gesichert,  oder  deren  Sicherung  doch  in  nahe  Aussicht 
gestellt     Hierher  gehören  ausser  den  485  Meilen  der  bereits  im 

'  Die  Gesellschaft  löst  sich,  mit  Uebergang  der  Bahn  an  die  Kaise- 
rin-£ii8abeth-Bahn-6esellschaft  auf. 

^  Mit  Inbegriff  der  Tiroler  Bahn,  welche  15,  and  nach  Einbeziehung 
der  unker  den  dem  Staate  verbleibenden  Eisenbahnen  begriffenen  8trecken 
Verona -Botzeil  und  Innsbruck -Knfatein  44  V2  Meile  umfassen  würde. 
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Betriebe  stehenden  Bahnen:  die  im  Baue  begriffenen  Strecken,  in 
einer  Länge  von  192  Meilen;  femer  die  prqjeetirten  Staatsbahnen 
von  Fiume  bis  an  die  südliche  Staatsbahn,  Czap-Sadgeth^  Gzap- 
Unghvdr  und  Hieflau -Eisenerz,  zusammen  mit  38  Meilen,  sodann 
die  bereits  definitiv  consessionirten  Privat-Bahnen,  für  deren  Ausban 
ein  Termin  von  vier  bis  fünf  und  höchstens  von  zehn  Jahren  vorge- 
zeichnet ist,  wie  die  italienischen  Bahnen,  die  Franz- Josephs-Orient- 
Bahn,  die  Theiss-Bahn  bis  Kaschau,  die  Hauptlinie  der  Kftmtiincr 
Bahn  von  Marburg  bis  Brixen,  die  Streeken  von  Rzeszöw  nach 
Przemjsl  und  von  Tomavento  mdi  Sesto  Calende,  sodann  die 
galizische  Bahn,  asd  von  der  west- böhmischen  Bahn  die  Strecke 
von  Prag  Aber  Pilsen  nach  Fürth  sammt  Zweigbahu  nach  Radnitz, 
mit  427 y,  Meile,  endlich  von  der  kroatischen  Bahn, 
welche  die  definitive  Conoession  demnftchst  zu  erwaiieii  ist,  die 
Strecke  von  Agram  nach  Sissek  mit  dy«  Meile,  durch  deren  Aus- 
ftlhrung  sich  das  österreichische  Eisenbahnnetz  auf  I.I5OV4  Meilen 
erstrecken  würde.  Alle  Eisenbahnstrecken,  deren  Bau  in  Verband* 
lang  gekommen  ist,  sind  mit  Ausnahme  einiger  kleineren  Kohlen- 
und  Local'Bahnen,  welche  mit  Pferden  betneben  werden  sollen,  aaf 
den  Locomotiv- Betrieb  eingerichtet. 

Alle  Kronländer  mit  Ausnahme  Dalmatien's  werden  durch  die 
Anlage  der  projectirten  Bahnen  mehr  oder  minder  bedacht.  Wien 
mit  Oesterreich  unter  der  Enns  wird  seine  Verbindung  nach 
Westen,  Nordwesten  und  dem  fernen  Nordosten  und  Sodosten  er- 
halten, gleichwie  es  jene  nach  Norden,  Osten,  Süden  und  Süd- 
westen bereits  besitzt  Oesterreich  ob  der  Enns  sammt  Salz- 
burg käme  in  Verbindung  mit  Wien,  mit  Böhmen,  mit  Baiem 
und  mit  Tirol,  und  würde  sich  demnach  in  Mitten  eines  weit  über 
den  Kaiserstaat  hinausreichenden  Eisenbahnnetzes  befinden.  8teie^ 
mark,  Krain  und  Küstenland  würden  von  der  grossen  Puls- 
ader der  südlichen,  an  das  Meer  reichenden  Staatsbahn  durchzogen; 
ersteres  käme  überdiess  mit  Ungern  und  Kroatien,  sowie  mit 
Kämthen,  Krain  und  Küstenland,  endlich  mit  Fiume,  dem  Hafen- 
platze des  Quamers,  in  Verbindung.  Tirol  verbindet  sich  mit  dem 
ausser-österreichischen  Süd-Deutschland,  mit  Kämtlien  und  mit  dem 
lombardisch-venezianischen  Königreiche,  welches  letztere 
nach  allen  Richtungen  von  dem  Eisenbahnnetze  bedeckt  wird.  Das 
von  der  Natur  mit  den  reichsten  Schätzen  gesegnete,  noch  unge- 
ahnten Aufschwunges  fähige  Königreich  Böhmen  wird  in  seinen 
wichtigsten  Gebieteji  von  Eisenbahnen  durchzogen ,  welche  sidi  an 
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jeoe  aller  NachbarJänder  anknüpfen;  zu  der  Vervollständigung  sei- 
ner inneren  Verbindungen  gehört  nur  noch  die  bereits  im  Werden 
l)^riffene,  voraussichtlich  bald  in  Angriff  zu  nelimende  Strecke 
von  Budweis  über  Pilsen  nach  Eger,  und  die  Bahn  durch  das 
fruchtbare  Eger-Thal  von  Eger  nach  Karlsbad  und  von  da  nach 
Teplitz.  Mähren  und  Schlesien  war  das  Kronlaiid,  welches 
sich  am  frühestea  eines  umfassenden,  neuerlieh  auch  an  Oalizien 
anknüpfenden  Eisenbahnnetzes  erfreute,  und  dadurch  in  seiner  öko- 
nomischen Entwicklung  ausserordentlich  schnell  fortschritt  Oali- 
zien mit  der  Bukowina  erwarten  durch  den  Ausbau  der  diese 
Länder  ihrer  ganzen  Länge  nach  durchziehenden  Eisenbahn  neues 
Leben  und  eine  Verwerthung  ihres  iruohtbaren  Bodens,  und 
Ungern,  das  bis  vor  Kurzem  hinfflchtlieh  seiner  Communications- 
Büttel  am  mdsten  vernachlässigte  Kronland,  wird  (mit  Einschluss 
der  Militärgränze),  wenn  die  projecürten  Eisenbahnlinien  zur 
Ausfübruug  gelangen,  —  woran  nicht  zu  zweifeln  ist,  da  sich  dort 
die  grösste  Rührigkeit  zeigt  und  die  erspriesslichen  Folgen  für  die 
Unternehmer  offen  am  Tage  liegen,  —  alle  übrigen  Kronländer 
durch  das  grossartige  über  das  Königreich  in  seinem  ganzen  Um- 
fange gespannte  Eisenbahnnetz  überholen.  Selbst  das  dem  Ver- 
kehre gänzlich  feriie  gelegene  Kroatien  und  Slavonien  sammt 
dem  Banate  wird  an  seinen  drei  Endpuncten  von  der  Schienen- 
strasse  berührt  und  l>efruchtet  werden.  Kärnthen,  das  bisher 
rQcsksichilich  seiner  Communicationen  am  ungünstigsten  bestellte 
Kronland,  wird  einerseits  durch  den  Anschluss  an  die  südliche 
Staatsbahn  mit  Wien,  Ungern  und  Triest,  andererseits  mit  Italien 
und  Tirol  in  Verbindung  treten,  und  selbst  das  entlegene  Kronland 
Siebenbürgen  würde  durch  die  Verbindung  mit  Ungern  und  den 
Donau -Fürstenthümem  seiner  Isolirtheit  entrissen  werden  und  die 
noch  wenig  benützten  Quellen  ^  seines  Reichthums  erschliesseu. 

Wenn  mau  die  oben  angeführten  vollendeten,  im  Baue  begriffe- 
nen, definitiv  und  vorläufig  concessionirten  Bahnen  nach  den  Krön- 
)&ndeni  vertheilt,  so  gelangt  man  zu  nachstehendem  Ei^ebnisse. 
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Im  Betriebe   Im  Baue    DeAnitiv   ^'orlli'fiK  7,,_.--_,^ 
stehende   begriffene       conceftsionirte      a"«»"»™«^ 

Eisenbahnen. 

Meilen.      Meilen.       Meilen.       MfMien.        Meil«a. 

Krain 19  -  -  3  22 

Küstenland 7  -  16'/,  3  26% 

K&mthen -  10  25%  -  35% 

Tirol '.  -  25%  17  15  57% 

Lombardie 26%  -  45»%  -  72% 

Venedig 33  8%        3%  -  45 

Böhmen 68%  24  69%  6%  168% 

Mähren  ....'...  53%  -  -  3%  57 

Schlesien 16%  -  -  3%  20 

Galizien 32  6%  94%  —  133 

Bukowina —  -  20  -  20 

Ungern 111  27%  180%  81  400 

Wojwod8ehaftu.Teni.Banat  19*%  19  10  31  79'/, 

Kroatien  und  Slavonien     .  —  4  54'/,  1  59'/, 

Militärgränze V/,  %        4%  —  7% 

Siebenbürgen ^-_  —  -  134  134 

Summe    485        m~     559       328«%    1.564% 

Nach  den  grossen  Länder-Ck)mplexen  betrachtet,  entfallen  hier- 
von 368  Meilen  auf  die  deutschen,  398%  Meile  auf  die  sla vischen, 
117'/,  Meile  auf  die  italienischen  Kronländer  und  680%  Meile  auf 
Ungern  sammt  seinen  ehemaligen  Nebenländem.  Hiemach  käme 
bei  dem  Ausbaue  des  östen*eichischen  Eisenbahnnetzes  in  den  ungri- 
sehen  Landein  auf  8-2,  in  den  slavischen  auf  7-3,  in  den  italieni- 
schen auf  6'7  und  in  den  deutschen  Ländern  auf  5*6  Quadrat- Meilen 
eine  Meile  Eisenbahn.  Bei  näherer  Zergliederung  aber  ergibt  sich 
die  Wahl-nehmung,  dass  die  fruchtbarsten  Theiie  des  Reiches  der 
Wohltliat  der  Schienenverbiuduug  am  meisten  theilhaftig  werden 
dürften,  und  dass  diese  Wohlthat  iu  Ungern  mit  ESnschluss  des 
Banates,  wo  es  an  den  gewöhnlichen  Ck)mmunication6- Mitteln  ge- 
bricht, dreifach  segensreich  wirken  würde.  Mit  voller  Ueberzeugung 
kann  man  sohin  den  österreichischen  Bahnen  das  Prognostiken  stel- 
len, dass  sie  zu  den  rentabelsten  Bahnen  unter  allen  europäischen 
gehören  werden,  \vie  diess  auch  die  bestehenden  trotz  ihren  noch 
unvollkommenen  Verbindungen  darüiun. ' 

*  Es  ist  ein  allgemein  angenommener  aber  dennoch  nicht   richtiger 
SatK.    dass   die    Eisenbahnen    in  jenen    Ländern  den    reichsten    Ertrag" 
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Unter  den  vielen  liervorragenden  Bauten,  welche  die  Anlage 
der  Staats -Eisenbahnen  in  Oesterreich  hervorriefen,  sind  jene  der 
Semroering-Bahn  und  der  von  Laibach  nach  Triest  führenden  Karst- 
Bahn  vor  allen  zu  ervi'ähnen. 

Nachdem  bei  der  Anlage  der  südlichen  Staats r Eisenbahn  unter 
Voraussetzung  der  damals  durch  die  Umstände  bedingten  Umge- 
hung des  ungrischen  Gebietes  ein  Uebergang  über  jdie  Dorischen, 
Oesterreich  von  Steiermark  scheidenden  Alpen  gesucht  w^en 
musste,  zeigte  sich  die  Einsattlung  des  Semmering  als  der  siweek- 
massigste  Uebergangspunct,  sowie  die  Anknüpfung  an  die  bestehende 
Eisenbahnlinie  in  den  Endpuncten  Gloggnitz  einerseits  und  Hürz- 
zusehlag  andererseits  als  entsprechend  sidi  darstellte,  Eben  so  ein- 
dringende Untersuchungen,  als  über  die  Wahl  der  Linie,  wurden 
über  die  Wahl  des  Betriebs? Systems  angestellt,  wobei  nebst  dem 
(schliesslich  angenommenen)  Locomotiv-Systeme  auch  das  atmosphä- 
rische und  eine  Pferdebahn  in  Frage  kam.  Der  damalige  Inspector 
Ghega,  welcher  schon  auf  die  Vorbereitungen  einen  maassgeben- 
den  Einfluss  genommen  hatte,  wurde  mit  der  Ausführung  dieses 
kühnsten  aller  bisherigen  Eüsenbahnbaue  betraut.  Der  Bau  begann 
im  Jahre  1848 ,  doch  kapien  erst  im  Jahre  1849  die  Arbeiten  läpgs 
der  ganzen  Linie  in  kräftigen  Gang;  ßie  wurden  so  energisch  be- 
tiiebep,  dass  schon  im  Sommer  1851  die  Strecke  von  Gloggnitz 
bis  Eichlterg  f[lr  die  Probefahrten  der  preiswerbenden  Locomotive 
iahrbar  hergestellt  war,  am  23,  October  1853  die  ganze  Bahn  zum 

gewähren  müssen,  welche  die  reic))ste  Industrie,  den  entwickeltsten  Ver- 
kehr, die  dichtgedrängteste  und  wohlhabendste  Bevölkerung  and  die 
meisten  grossen  Städte  besitzen.  Die  Eisenbahnen  sind  Frachtanstal ten, 
wo  es  am  meisten  zu  transportiren  gibt,  dort  werden  sie  am  reichlichsten 
lohnen.  Der  PersonenrTransport,  welcher  sich  gleich  anfänglich  anf  seine 
ziemlich  coua^tante  Höhe  stellt,  tritt  seinem  Ertrage  nach  bei  grossen 
Bahnlinien  impaer  mehr  in  den  Hintergrund  zurück.  Der  Sachen  -  Trans- 
port aber  muss  \n  jenen  Läpdem  den  Quantitäten  nach,  welche  auch  den 
Ertrag  bestimmen,  ap:i  be^eut^dsten  sein,  welche  die  meisten  Rohpro- 
ducte  zu  verführen  haben,  weil  diese  am  meisten  in  das  Gewicht  fallen. 
Daher  die  Bahnen,  f^ut  welchen  ein  lebhafter  Steinkohlen-Transport  statt- 
findet, allen  übrigen  an  Rentabilität  vorangehen,  ^daher  auch  der  Trans- 
port von  Getreide,  Holz,  Metallen,  Salz  und  ähnlichen  Rohstoffen  für 
Eisenbahnen  sehr  lohnend  wird,  Aus  eben  diesem  Grunde  aber  eröflfhet  sich 
für  die  Bahnen  der  Länder  Oesterreich's,  welche  die  grössten  Mengen  soleber 
Rohproducte  in  den  Verkehr  bringen  können,  die  erfreulichste  Zukunft. 
V.  Cxoerri Ig,  Owterroich's  Neugestaltung,  28 
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ersten  Male  mil  der  Locomotive  l>efahren  und  der  Betrieb  auf  der 
vollendeten  Bahn  am  17.  Juli  1854  erbf&et  wurde.  Die  Schwie- 
rigkeiten ,  welche  bei  dieser  Bahnanlage  überwunden  werden  muas- 
ten,  waren  eine  Folge  der  orographischen  und  der  Terrain -Be- 
schaffenheit jenes  die  letzten  AueJäufer  der  norischen  Alpen  bilden- 
den Gebirgszuges.  Die  Einsattlung  des  Semmering  liegt  3.172 
Wiener  Fuss  über  dem  adriatischen  Meere,  1.848  Fuss  über  der 
Station  Glo^nitz  und  1.067  Fuss  über  jener  von  MürzBuschlag. 
Der  Abiall  gegen  Gloggnitz  zu  ist  dabei  so  steil)  dass  die  Bahn- 
linie eine  bedeutende  Entwicklung  an  den  Lehnen  des  Gotacha- 
Kogels  mit  dem  Eichberge,  des  Kaltenberges,  der  Kumpalpe  und 
des  Wolisbei^es,  welche  im  Osten  der  Bahn-Axe  li^n,  erhalten 
musste,  um  mit  Steigungs -Verhältnissen,  wobei  der  Looomotiv- 
Betrieb  noch  möglich  ist,  die  mittelst  eines  grossen  Tunnels  um 
64  Klafter  ermässigte  Höhe  des  Semmering  zu  gewinnen. 

Alle  ScKwierigkeiten,  welche  der  Eisenbahnbau  kennt,  drftng- 
ten  sich  in  dieser  vier  Meilen  langen  Strecke  von  Glo^nits  zur 
Höhe  des  Simmering  zusammen,  auf  v welcher  Strecke  buchstttblksb 
nicht  eine  Klafter  Bahnlänge  vorkömmt,  welche  nicht  durch  Kunsi- 
arbeit  dem  widerstrebenden  Boden  hätte  abgewonnen  werdaa  mflssen. 
Die  Bahnlinie  zieht  von  Gloggnitz,  wo  sich  das  Reiehenauer 
llial  ausmündet,  dieses  Thal  entlang  bis  zum  Dorfe  Baierbach,  wo 
sie  die  Schwarza  übersetzt,  um  auf  der  andern  Thallehne  nadi 
einer  gewonnenen  Ansteigung  von  600  Fuss  wieder  gegisn  die  Aos^ 
mündung  zurückzubiegen  und  die  Höhe  des  Eichbergs  zu  erreichen. 
Die  Bergabilänge  des  Reiehenauer  Thaies  bestehen  aus  einer  sehr 
harten  Grauwacken- Formation  mit  aufgelagerten  Schichten  von 
Trümmern  des  höher  gelegenen  Gebirges.  Vom  Eüchberge  aus 
setzt  die  Bahn  in  scharfem  Bogen  an  den  immer  steiler  werdendeB 
Berglehnen  bis  zu  den  Ruinen  des  auf  einer  Felsspitze  sieh  erhe- 
benden Schlosses  Klamm  fort;  von  hier  aus  verfolgt  «e  den  sOd- 
lichen  Bei^bhang  des  (vereinigten)  Adlitzgrabens,  welcher  in  seiner 
Verlängerung  bergwärts  eine  sehr  steile  Schlucht  bildet,  über  der 
sich  die  schroffen  Felsmauem  der  Weinzettelwand  erheben.  Hier- 
auf übersetzt  die  Bahn  die  kalte  Rinne,  eine  jäh  abstürzende  Berg- 
schlucht, die  aber  an  Steilheit  noch  von  jener  des  unteren  Adlitz- 
grabens überboten  wird,  zu  welcher  die  Bahn  na^h  einer  neuen 
Wendung  gelangt,  um  sohin  mit  einer  nochmaligen  Waldung  im 
Dieiviertelkreise  um  den  Wolfsberg  den  Semmering -Tunnel  zu  er- 
reichen.    Das  ganze  Terrain  zwischen    der  kalt««    Rinne,    dem 
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unteren  und  oberen  Adlitzgraben  bis  zum  Fusse  dee  Bemmering- 
Kogelfl  ist  von  steilen  Lehnen  gebildet,  welche  durch  mehrere 
Schluchten  in  einzelne  Abhänge  gespalten  werden;  es  besteht  bis 
zu  den  Adlitzgräben  aus  einer  entschieden  ausgeprägten  Kalkstein- 
Formation,  welcher  in  der  Nähe  des  Semmering's  Schiefer-Forma- 
tionen mit  Quarz-  und  Dolomit -Hengungen  folgen.  Doch  nicht 
allein  die  steile  Abdachung  der  Berglehnen  erschwerte  die  Auf- 
findung einer  für  den  Locomotiv- Betrieb  geeigneten  Trace;  sie 
wurde  noch  schwieriger  durch  die  Unmöglichkeit,  die  solchen 
SteiguDgsTerfaftltnissen  entsprechenden  günstigen  Kichtungsverhält- 
nisse  zu  erlangen,  indem  die  tiefen  und  langen  Schluchten  zu  den 
kidnfiten  zulässigen  Krümmungs-Halbmessem  zu  schreiten  nöthigten, 
um  nicht  Bauten  hervorzurufen,  welche  wegen  ihrer  Orösse  unaus- 
ftlhrbar  erscheinen  mussten.  Das  Gelingen  dieses  Riesenbaues  wurde 
durch  die  Festhaltung  an  allerdings  nicht  leicht  durchzuflihrenden 
Grundsätzen  gesichert;  die  so  anhaltende  und  so  beträchtliehe  Stei- 
gung musste  von  Strecke  zu  Strecke  durch  horizontale  und  wenig 
ansteigende  Bahnstücke  unterbrochen,  ferner  musste  Rücksicht  auf 
die  klimatischen  Verhältnisse  genommen  und  in  den  kälteren  neb- 
Jichten  Regionen  dieser  Alpenhöhe  mussten  günstigere  Steigungi- 
und  Richtungs-Yerliältnisse  erzielt  werden,  wie  auch  bei  der  stärk- 
sten Steigung  nie  der  kleinste  Krümmungs- Halbmesser  angewendet 
wurde.  Die  steiermärkische  Abtheilung  der  Semmering-Bahn  bietet 
minder  bedeutende  Schwierigkeiten,  doch  noch  einen  sehr  ertieb- 
iichen  Fall  dar. 

Die  ganze  Bahn  hat  eine  Länge  von  5'/,  Meile  oder  genauer 
21.980  Wiener  Klaftern,  wovon  15.582  Klafter  (4  Meüen)  auf  den 
Ö0ierreichi8ehen  und  6.398  Klafter  (l*/,  Meile)  auf  den  steiermär- 
kiaehen  Bergabhang  ent&llen.  Auf  jener  Seite  finden  sich  (nebst 
5  horizontal^i,  zusammen  994  Klafter  langen  Strecken)  41  Stei- 
gungen in  einer  Länge  von  14.588  Klaftern,  wovon  8  im  Yerfaält- 
niaee  von  1 :  40  und  5  in  jenem  von  1 :  45  zusaaunen  eine  Er- 
streckung von  7.172  Klaftern  oder  beinahe  die  Hälfte  der  ganzen 
Lüne  ausmachen.  Auf  der  steiermäriiischen  Seite  gibt  es  neben 
einer  himzontalen  Strecke  von  151  Klaftern  noch  18  abfallende 
Strecken  in  einer  Länge  von  6.247  Klaftern,  wovon  8  Strecken  ein 
G^Llle  im  Verhältnisse  von  1 :  41  bis  47  auf  einer  Gesammlaiia- 
debnung  von  3.964  Klaftern  oder  mehr  als  der  Hälfte  der  bezüg- 
lichen Linie  haben.  Obwohl  daher  der  österreiehisdie  Bergabhang 
weit  ateiler  und  die  stärksten  Steigungen  daselbst  beträchtlich  läsgee 
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sind  als  auf  der  bt^'ierniärkiBchen  Seite  ^  so  hat  die  letztere  weniger 
entwickelte  Linie  doch  eine  stfirkere  mittlere  Bahnsteigang  Yon 
1  :  56^  als  die  österreichische,  wo  sie  1  :  64  beträgt.  Den  Rieh- 
tungs- Verhältnissen  nach  gibt  es  auf  der  gesammten  Semmering- 
Bahn  105  gerade  Lhiien  in  einer  Länge  von  11.169  Elaflem  und 
109  Krümmungen  von  10.811  Klaftern,  welche  letztere  sonach  fast 
genau  die  Hälfte  der  Bahnlinie  einnehmen.  Von  den  ErOmmungeii 
haben  73  einen  Krümm ungs -Halbmesser  von  150  bis  100  Kltfftem^ 
und  darunter  erreichen  30  den  kleinsten  zulässigen  HalbmesseT 
von  100  Klaftern  in  einer  Länge  von  3.781  Klaftern.  Dieses  Ver- 
hältniss  stellt  sich  noch  ungünstiger  auf  der  an  der  Bei^lehne  sich 
hinziehenden  Hauptbahnstrecke  von  Baierbach  zum  Haupt-Tunnel 
am  Semmering,  wo  7.221  Klaftier  oder  drei  Fünfttheile  der  ge- 
sammten Länge  in  67  Krümmungen  von  200  bis  100  Klaftern 
Radius  zu  liegen  kommen,  während  die  62  geraden  Linien  nur 
4.529  Klafter  ausmachen,  ein  Yeriiältniss,  welches  dasjenige  der 
amerikanischen  Gebirgsbahnen  bedeutend  übersteigt. 

Die  UebeiiBchreitung  so  vieler  einzelner  Schluchten  und  her- 
vortretender Bergrücken  hat  die  Herstellung  sehr  bedeutender  Kunst- 
bauten, Yiaducte,  Tunnels  und  Mauern  unvermeidlich  gemacht. 
Die  Zahl  der  Yiaducte  beträgt  16  mit  einer  Gesammtlänge  von 
738  Klaftiem.  Yon  denselben  liegen  acht  in  einer  Krümmung  von 
100  Klaftern  und  vier  in  jener  von  150  Klaftiern  Halbmesser^  die 
Länge  wechselt  von  16  bis  120  Klaftern,  die  Höhe  von  6  bis  24 
Klaftern,  die  Anzahl  der  Bogen  von  3  bis  10,  die  Spannweite  der 
einzelnen  Bogen  von  3%  bis  lOy,  Klafter  und  es  befinden  sich 
darunter  vier  zweistöckige  mit  einer  doppelten  Bogenstellung.  Der 
Tunnek  gibt  es  15  in  einer  Gesammtlänge  von  2.261  Klaftern, 
worunter  jedoch  die  drei  Tunnels  der  Weinzettelwand,  welche 
mittelst  zweier  gewölbter,  44  Klafter  langer,  an  der  inneren  Seite 
in  den  Felsen  gehauener  Gallerten  verbunden  sind,  als  zu  einem 
einzigen  vereint  vorkommen.  Nach  den  Richtungs-Yerhältnissen 
erseheinen  darunter  4  gerade  Tunnels  und  die  anderen  mit  einer 
Krümmung  von  403  bis  100  Klafl;ern  Halbmesser;  nach  den  Steigungs- 
Yerhältnissen  gibt  es  einen  horizontalen,  die  übrigen  haben  eai 
GefUle  von  1  :  300  bis  1  :  40.  Alle  sind  eingewölbt  und  nur  in 
zweien  kommen  auch  ungewölbte  Stücke  vor;  die  Höhe  des  Ter- 
rains über  den  Tunnels  beträgt  4  Us  60  Klafter.  —  Zu  den  be- 
merkenswerthesten  Kunstbauten  gehören:  der  Yiaduct  über  die 
kalte  Rinne,  die  zwei  Yiaducte,  welche  die  Schluditen  des  Wagner- 
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und  Jfiger- Grabens  übersetzen,  der  Viaduct  tibei'  den  Sehwarza- 
Fluss  bei  Baierbach,  welcher  den  Scheitel  der  Krümmung  bildet, 
mittelst  deren  die  Bahn  sich  zurückbiegt,  um  von  einer  Seite  des 
Reichenauer  Thaies  auf  die  entgegengesetzte  Lehne  zu  gelangen, 
und  jener  über  den  unteren  Adlitzgraben  (bei  welchem  eine  Länge 
von  80  Klaftern  mit  einer  Steigung  von  1  :  45  und  einem  Krüm- 
mungs- Halbmesser  von  100  Klaftern  auf  einer  gemauerten  Höhe 
von  12'/,  Klaftern  zusammentriiit.) ,  endlich  der  grosse  Semmering- 
Tunnel  sammt  den  drei  Tunnels  längs  der  Weinzettelwand.  Die 
Yiaducte  über  die  kalte  Rinne  und  die  Km usel- Klause,  so  wie 
jene  beim  Wagner-  und  Jäger- Graben  haben  je  zwei  Bogenstel- 
lungen,  von  denen  die  untere  durch  kräftige  Formen  und  starke 
Dimensionen  und  durch  Quader -Arbeit  die  Grundveste  des  Werkes 
darstellt,  während  das  obere  Geschoss  höher  als  jenes  in  leichten 
und  eleganten  Verhältnissen  aus  Ziegeln  ausgeführt  ist.  Die  Fun- 
dirung  der  Pfeiler  wurde  meist  durch  die  Natur  der  in  das  Terrain 
scharf  eingeschnittenen,  in  ihrer  Sohle  mit  Geröll  ausgefüllten 
Schluchten  erschwert;  bei  jenen  über  die  kalte  Rinne  *  musste 
42  Fuss  tief  gegraben  werden,  um  die  Pfeiler  auf  die  Felsen  zu 
gründen.  Die  Schwierigkeiten,  welche  bei  den  Tunnel -Bauten  zu 
überwinden  waren,  bestanden  in  Ablösung  des  Felsens,  ausser- 
ordentlichem Erd- Drucke  und  grossem  Wasserzudrange.  Diese 
Erscheinungen  kamen  in  hohem  Grade  bei  dem  Haupt- Tunnel  zum 
Vorschein.  Derselbe,  welcher  genau  in  seiner  die  Landesgränze 
bildenden  Mitte  den  höchsten  Punct  der  Bahn  in  sich  enthält  und 
g^en  die  beiden  Mundlöcher  ein  GefllUe  von  1  :  300  hat ,  ist 
753  Klafter  lang  und  in  einer  geraden  Linie  angelegt.  Er  wurde 
binnen  V/^  Jahren  vollendet,  und  hatte  während  des  Baues  (um 
uifüirere  Angrifispuncte  zu  gewinnen)  9  Schächte,  von  denen  4 
wieder  geschlossen  wurden.  Ueber  seinem  Scheitel  lagert  ein 
60  Klafter  mächtiges,  tlieils  aus  Erde  und  Geröll ,  theils  aus  festem 
Felsen  bestehendes  Gebirge^  doch  besteht  der  grösste  Theil  aus 
Talkschiefer,  welcher  beim  Zutritt  der  Luft  verwitterte  und  dann 
Bewegungen  hervorbrachte.     Desshalb   musste  der   ganze  Tunnel 

*  Dieser  Viaduct  hat  soiiach  eine  Gesammthöhe  vou  189  Fuss^  wo- 
von 147  Fusfi  auf  den  äusseren  ül)er  der  Thalsohle  erhobenen  Theil  ent- 
fallen. Der  bekannte  Göltschthaler  Viaduct  mit  vier  Geschossen  auf  der 
sichsiach-bairischen  Bahn  hat  eine  Höhe  von  73  sächsischen  Ellen  über 
der  Thalsohle,  ist  somit  weniger  hoch^  als  der  aus  Kwei  Geschossen  be- 
stehende Viaduct  über  die  kalte  Rinne. 
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iheil«  mit  Ziegeln^  Hieils  mit  Quadern  aufwölbt  weiden,  und  man 
war  Uberdieaa  genöthigt,  zum  Vorsprunge  des  oberen  Oewcdbes 
ein  ooncaves  Gewölbe  an  der  Sohle  anzubringen.  Der  Tunnel  wird 
mit  Gas  beleuchtet. 

Auch  die  Constructioii  des  Oberbaues  ist  bemerkenswerth.  Die 
aus  einer  Lage  von  Steinen  und  darüber  geschlageltem  Schotter 
bestehende  Steiubettung  deckt  den  Unterbau  in  seiner  ganzen  Breite, 
begünstigt  dessen  trockene  Lage  und  bietet  dem  Geleise  selbst  eine 
feste  Unterstützung.  IMe  Längenhölzer  verleihen  der  Bahn  eine 
m&Bsige  Elasticit&t  und  widerstehen  zugleich  den  Senkungen  und 
den  Ausweichungen  der  Schienenlage.  Dazu,  sowie  zur  Yeiiiin* 
derung  der  verticalen  Bewegung  dient  die  Kuppelung  der  vom 
grössten  bisher  bekannten  Kaliber  aus  gewalzten,  %i  Pfund  auf 
den  Längenfuss  wiegenden  Schienen  durch  eiserne  Seitenlappoi, 
wie  sie  gegenwärtig  allgemein  angewendet  wird. 

Selbst  die  Beischaffung  des  zurSpeisi^ig  der  Locomotive  nöthigen* 
Wassers  auf  jene  quelleuarmen  Höhen  war  von  Schwierigkeit  Das 
Wasser  musste  grösstentheÜs  von  AVeitem  hergeleitet^  in  grossen  Sam- 
mel-Bassins  geeinigt,  sodann  in  gusseisemen  Röhren  zu  den  Stationen 
geführt  und  zum  Theile  mittelst  der  Dampfpumpe  gehoben  werden. 

Nachstehende  Ziffern  -  Angaben  mögen  den  Umfang  der  bei  der 
Semroering-Bahn  vorgekommenen  Arbeiten  veranschaulichen.  Die 
auf-  und  abzutragenden  Erdmassen  machten  aus  295.599  Knbik- 
Klafter,  die  Felsensprengungen  203.162,  das  Bruchstein -Mauerwerk 
50.483,  das  Ziegel -Mauerwerk  26.807  und  das  Quader -Mauerwerk 
12.231  Kubik- Klafter.  Hierzu  waren  64 '/^  Millionen  Ziegel,  welche 
grösstentheils  von  den  grossen  Ziegelöfen  am  Wiener- Berge  mittelst 
der  Gloggnitzer  Bahn  zugeftihrt  werden  mussten,  und  2'/,  Million 
Kubil^-Fuds  vierkantig  bearbeiteter  Steine  erforderlieh.  Die  Steiu- 
bettung des  Oberbaues  nahm  weitere  41.505  Kubik-Kiafter  Steine  in 
Anspruch,  so  dass  die  bei  diesem  Bahn  baue  angewendeten  Erd-  und 
Stein-Materialien  eine  gesummte  Masse  von  629.787  Kubik-KJaftero  in 
einem  Total-Gewichte  von  mehr  als  30  Millionen  (Jentner  ausmachten. 

Auch  die  Karst-Bahn  zählt  viele  und  namhafte  Bauwerke 
von  seltener  Grossartigkeit.  Die  Uebersetzung  des  Laibacher  Moores 
wird  auf  eine  Strecke  von  1.200  Klaftern  durcli  einen  Damm  be- 
werkstelligt, welcher  bis  zu  einer  Tiefe  von  30 — 45  Fuss  in  den 
Sumpf  versenkt  werden  musste,  um  Jen  festen  Untergrund  desselben 
zu  erreichen,  so  dass  nahezu  das  Sechsfache  jenes  AnachttttuDgs- 
Materiales  erforderlich  war,  das  sonst  fUr  einen  Bahndamm  vcmi 
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der  bezeichneten  Länge  genügt  hätte.  Der  Freuasdorfer  Yraduet^ 
mit  120  Fu88  Höhe  und  einer  Profils-Fläche  vour 5.000  Quadmt-Klaf* 
tem^  erforderte  an  Bau-Materialien  1  Million  Kubik-Fuss  Quadern^ 
eben  so  viele  Bruchsteine  und  5  Millionen  Ziegel.  Um  auf  dem 
wegen  seiner  Wasser-Armuth  bekannten  Karate  einen  geregelten 
Eisenbahn-Betrieb  möglich  zu  machen^  wurden  bei  den  Stationen 
Loitsch,  Adelsberg  und  St.  Peter  eigene  Dampf-Maschinen  zur  Hebung 
des  Wassers  aus  Brunnen  in  die  Stations-Reservoirs  aufgestellt^  und 
zwei  Wasserleitungen,  die  eine  mit  5  Meilen  Länge  von  Ober- 
Lesezhe  nach  Proseeco,  die  andere  mit  ly,  Meile  Länge  von  Na- 
bresina  nach  Triest«,  längs  der  Bahn  gellihrt.  Endlich  bildet  der 
Bahnhof  in  Triest,  dessen  Fläche  zum  Theile  der  See  abgewonnen 
werden  musste^  mit  zwei  Etagen,  deren  untere  allein  25%  n.  ö. 
Joch  einnimmt,  und  dem  unmittelbar  das  Meer  mit  der  Schienen- 
strasse  verbindenden  Hafen  für  50  grössere  Kauflaiirteischifre,  einen 
würdigen  Schlussstein  des  kolossalen  Baues. 

Ueber  die  Fortschritte,  welche  in  dem  Betriebe  der  öster- 
reichischen Eisenbahnen  vorkamen,  mögen  neuihstehende 
Andeutungen  genügen.  Bezüglich  der  Construction  der  Locomotive 
ist  vor  Allem  des  neuen  Systems  der  Semmering-Locomotive 
zu  erwähnen.  Die  ausserordentlich  bedeutenden  und  andauernden 
Steigungen,  verbunden  mit  den  scharfen  Krümmungen,  welche  auf 
dieser  Gebirgsbahn  vorkommen,  liessen  vorhersehen,  dass  die  Lo- 
comotive gewöhnlicher  Construction,  wenn  sie  auch  diese  Bahn 
befahren  konnten,  doch  nicht  eine  entsprechende  Zugkraft  äussern 
würden,  um  mit  Nutzen  verwendet  zu  werden.  Der  Handels- 
Minister  Freiherr  von  Brück  schrieb  Preise  von  20.000,  10.000, 
9.000  und  8.000  Ducaten  flir  die  am  meisten  den  Betriebs -Anfor- 
derungen auf  jener  Bahn  genügenden  Locomotive  aus  und  lud  die 
in-  und  ausländischen  Maschinen -Fabrikanten  zur  Bewerbung  um 
diese  Preise  ein.  In  der  That  wurden  von  verschiedenen  Erzeugern 
sechs  Locomotive  beigestellt  und  mit  denselben  Probe -Fahrten  auf 
der  inzwischen  hergestellten  Strecke  der  Semmering-Bahn  von 
Gloggnitz  bis  Eichberg  voi^enommen.  Mehrere  derselben  erfüllten 
die  im  Programme  vorgeschriebenen  Bedingungen ,  und  der  aus  der 
Fabrik  des  Herrn  Maffei  in  München  hervorgegangenen  Locomotive 
^Bavaria^  wurde  auch  der  erste  Preis  zuerkannt;  dennoch  konnte, 
so  manche  sehätzenswerthe  Verbesserung  diese  Locomotive  au&u- 
weisen  vermochten,  keine  derselben  zum  nachhaltigen  Gebrauche 
vortheilhaft  benützt  werden.    Es  blieb  dem  k.  k.  technischen  Rathe 
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Engerth  vort)elialteh,  auf  Gruhdlage  der  bei  jenen  Probe -FiahTton 
gewonnenen  Erftihningen  die  Aufgabe  befriedigend  zu  lösen  und 
eine  Locomotive  eu  construiTen ,  welche  neben  der  Bedingung  eines 
leichten  Granges  in  den.  Curven  zilgleieii  die  Benützung  des  Ge- 
sammtgewichtes  der  Maschine  und  des  ßpeisewassers  zur  Yermeli- 
ning  der  Adhäsion  durchführtet  Die  Richtigkeit  der  dieser  Gon- 
struction  zum  Grunde  liegenden  Berechnung  Wurde  durch  den 
praktischen  Erfolg  glänzend  bewährt.  Dreissig  nach  diesem  Sjsteoie 
erbaute  Locomotive  versehen  seit  zWei  Jahren  anstandslos  den  IHensi 
auf  der  Semmering-Bahn  und  genügen,  den  bedeutenden  auf  dieser 
Strecke. stattfindenden  Verkehr  zu  bewältigen»  Jede  Maschine  zieht 
eine  Brutto*  Last  von  3.000  Wiener  Centnern  mit  der  Fahrgeschwin- 
digkeit von  2  Meilen  in  der  Stunde  über  den  Semmering^  dieae 
Leistung  «Wurde  aber  durch  eine  bei  mehreren  Looomotiven  ange- 
wendete sinnreiche  Zahnräder- Kuppelung  zwischen  der  vorderen 
Achse  des  Tender -Gestelles  und  der  hinteren  Achse  des  Masdiinen- 
Gestelles  auf  4.000  Centiier  gesteigert  Auch  im  Auslande  wurde 
die  Yorzüglichkeit  dieser  Locomotive  nicht  nur  durch  die  Im  der 
Pariser  Industrie -Ausstellung  dem  Erfinder  zuerkannte  höchste  Auf- 
zeichnung, sondern  auch  durch  zahlreiche  Bestellungen  solcher  Lo- 
comotive für  fremde,  namentlich  französische  Bahnen  aneikannt 

Eine  eigenthümliche  Schwierigkeit  entstand  Itir  die  österreichi- 
schen Bahnen  aus  den  Verhältnissen  des  Fe uerungs- Materials. 
In  den  von  den  Bahnen  durchzogeneu  Gegenden  ist  der  Waldstand 
grösstentheils  bereits  gelichtet  ^  und  die  Holzzufuhr  aus  der  Feme 
stellte  eine  fortschreitende  Vertheuerung  des  Betriebes  in  Aussicht 
Die  eigentlichen  Steinkohlen -Lager  kommen  in  Oesterreich  nur  iu 
einzelnen  hiervon  begünstigten  Landstrichen  vor^  und  gehen  den 
ausgedehnten  Alpen -Gebieten  fast  gänzlich  ob,  während  t)eiuahc 
alle  Kronländer  einen  ausserordentlichen  Reichthum  an  Braunkohlen 
aufzuweisen  haben^  Mau  hielt  jedoch  die  Braunkohlen  allgemein 
für  den  Locomotiv- Betrieb  nicht  verwendbar,  Weil  sie  nicht  den 
gleichen  Hitzegrad,  i^ie  die  Steinkohlen ^  entwickeln^  und  Idcht 
zerbröckeln.  Nach  einigen  früheren  weniger  gelungenen  Yersucheu 
setzte  der  Handels > Minister  Freiherr  Vi  Brück  im  Jahre  1850  zwei 
aus  Fachmännern  bestehende  Commissionen  in  Böhmen  (anter 
Leitung  des  rühmlich  bekannten  Professors  Balling)  und  in  Steier- 
mark (unter  der  Leitung  des  Herrn  v;  Pittner)  nieder,  welche  beauf- 
tragt wurden  über  die  Verwendbarkeit  der  Braunkohle  flir  Loco- 
motiv-Heizung  gründliche  Versuche  vorzunehmen.    Diese  beharrlieh 
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dtuchgeiührten  Versuche  führten  zum  Zwecke^  indem  durch  die 
selben  die  Braunkohle  fUr  den  Looomotiv- Betrieb  vollkommen 
auweichend  befunden  wurde.  Von  jener  Zeit  an  fimd  die  Ver- 
wendung derselben  zum  Looomotiv -Betrieb  täglich  mehr  filmgang, 
so  dass  gegenwärtig  die  nördliche  Staatsbahn  grösstentlieDs  und 
die  südliche  Staatsbahn  in  Steiermark  und  Kraiu  zu  mehr  als  der 
Uälile  die  Braunkohle  zur  Locomotiv- Feuerung  benutzt^  wodurch 
Dicht  nur  dem  Eisenbahn -Betriebe,  sondern  auch  der  gesammten 
Volkswirthschaft  ein  nicht  hoch  genug  anzuschlagender  Vortheil 
zageht. 

An  diese  zwei  durchgreifenden  Fortschritte  reihen  sich  mehrere 
andere  Verbesserungen,  die,  theils  in  Oesterreich  erfunden,  theils 
dem  Auslande  entlehnt^  in  ihrer  Gesammtheit  wesentlich  zu  der 
Vervollkommnung  des  Eisenbahn -Betriebes  beitrugen  und  darum 
hier  übersichüich  aufgezälilt  werden.  Die  zunehmende  Verwendung 
der  Braunkohle,  weldie  häufig  leicht  zerklüftet  und  als  Klein-  oder 
Gries- Kohle  theilweise  entweder  unbenutzt  in  den  Aschenkasten 
fällt  oder  halbverbrannt  durch  den  Rauchkasten  entweicht,  verleiht 
der  Erfindung  und  Anwendung  des  Treppenrostes,  wodurch  diese 
Nachtheile  grossentheils  vermieden  werden,  eine  erhöhte  Wichtig- 
keit Der  im  Jahre  1840  in  Oesterreich  erfundene  Klein^sche  Ap- 
parat zur  Verhütung  d^  Funkenwurfes  entspricht  seinem  Zwecke 
gänzlich,  doch  nicht  ohne  Nachüieil  ftir  den  Brennstofi'- Verbrauch 
und  die  Leistungsfähigkeit  der  Maschine.  Der  an  dessen  Stelle  seit 
1854  angewandte  Siebfunken- Apparat,  bei  welchem  in  der  Bauch- 
kästenwand horizontal  über  die  obere  Reihe  der  Siederöhren  ein 
Drathnetz  gespannt  wird,  beseitigt  diese  Nachtheile  und  bewirkt 
eine  namhafte  Ersparung  an  Brennstofi*;  doch  muss  er  bei  der  Ver- 
wendung von  leicht  zerbröckelnder  Braunkohle  auf  die  Lastenzttge 
beschränkt  bleiben.  Zur  Beseitigung  der  Nachtheile,  welche  auf 
einigen  Bahnen  Oesterreich's,  namentlich  dort,  wo  das  Wasser  be- 
deutende Quantitäten  kohlensauren  Kalkes  absetzt,  der  in  den  lo* 
comotiv- Kesseln  sich  bildende  Kesselstein  bereitet,  wurden  mehr- 
fache Mittel  mit  wechselndem  Erfolge  in  Anwendung  gebracht, 
unter  welchen  sich  die  Schoffer^sche  Lauge  am  besten  bewälirte. 
Unter  den  bei  den  Locomotiven  eingeführten  Sicherhdts- Apparaten 
erscheint  das  von  Baill^e  in  Oesterreich  erfundene  Sicherheits- Ventil 
iilT  Dampfkessel,  welches  durch  Volut -Federn  direct  belastet  wird 
und  seines  entsprechend  grossen  Durchmessers  wegen  jede  gefahr- 
bringende Ueberspannung  des  Kesseldampfes  hintanhält,  als  viel- 
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verBpreohend)  und  wird,  wenn  duroh  Erfidirnng  bewfihrt,  allgemetti 
Eur  Geltung  kommen.  Zu  gleichem  Zwecke  wird  in  Oesterreidi 
auoh  die  sehr  praktiaehe  Lemonnier'sche  Federwage  angewendet. 
Unter  den  Dampf- Manometern  yerscliiedener  Construction  verdient 
der  seit  1854  eingeführte  Desbord'sche  saner  Einfachheit  und  Yer- 
lässliehkeit  wegen  besondere  Beachtung.  Die  Dampfpumpen  *  bei 
Locomotiven  wurden  allgemein  emgeftihrt,  die  Krupp^schen  Gusa- 
stahl  •  Triebachsen  für  Locomotive  und  Gussstahl  -  Tyres  ohne 
Schweissnath  zur  Anwendung  gebracht;  letztere  haben  sich  berdta 
durch  zweijährigen  Gebrauch  bewährt,  während  dessen  kein  Ab- 
drehen derselben  noth wendig  geworden,  obwohl  sie  über  5.000 
Meilen  zurückgelegt  hatten. 

Bei  dem  Baue  von  Personen- Wagen  war  das  Streben  vor- 
herrschend dahin  gerichtet,  den  Reisenden  nebst  höherer  Elegans 
auch  grttesere  Bequemlichkeit,  ja  selbst  Comfort  zu  bieten.  Die 
Wagenkasten  wurden  veipx^ssert,  die  Anzahl  der  Sitze  venringerfc, 
die  Polsterungen  verbessert.  Arm-  und  Kopflehnen  eingeföhrt,  das 
Klirren  der  Fenster  beseitigt,  die  Beleuchtung  (mit  Stearinkerzen, 
*Oel,  Hjdrocarbur  und  auch  Kamphin)  verbessert,  der  Zutritt  atmo- 
sphärischer Luft  durch  Ventilations- Schuber  möglich  gemacht;  auch 
wurde  die  Beheizung  der  Personen- Wagen  mittelst  Wärmeflaschen 
in  Anwendung  gebracht,  und  die  Wagen  dritter  Classe  mit  Fei- 
stem, Vorhängen  und  Yentilations- Schubern  versehen,  endlich  (bei 
den  Staatsbahnen)  bei  jedem  Personen- Zuge  der  Gepäckswagen  mit 
einem  Cabinete  und  Aborte  versehen.  Eben  so  wurden  in  der 
Gonstruction  der  Traggerippe  und  Radgestelle  Verbesserungen  dn- 
geftkhrt,  längere  zweckmässig  geformte  und  aufgeliängte  Tragfedem 
bewirken  einen  ruhigeren  und  sanfteren  Gang,  Lagergabel- Gehäuse 
und  Metall-Lager  wurden  verbessert,  die  patentirte  Paget'sche  Od- 
Sehmiere  angewendet,  Zug-  und  Stoss- Vorrichtungen  (namentlicli 
durch  Benützung  der  hier  neu  erfundenen  Baill^e'schen  Spiral-Feder) 
wmtien  vervollkommnet  Die  zur  Anwendung  auf  den  Staatsbahnen 
gelangte  durchgehende  Zugvorrichtung  zeichnet  sich  vor  allen  ähn- 
lichen Einrichtungen  dadurch  aus,  dass  auf  jeden  einzelnen  Wagen 
im  Train  das  Grewicht  der  nachfolgenden  und  deren  Stoss  nicht 
nachtheilig  einwirken  kann,  und  dass  die  Zugstange,  welche  von 
Wagen  zu  Wagen  mittelst  der  Kuppelketten  ein  ununterbrochenes 
Granzes  bildet,  alle  Stösse  allein  aufnimmt,  wodurch  die  Erhaltung 
der  Wagen  sehr  gefordert  wird.  Durch  Einführung  der  Post- 
Ambulance- Wagen   wurde    es  m(^lk^,    dass  das   Publicum   die 


443 


PoelaDBialt  bis  zum  Abgange  der  Post  und  selbst  wfthrend  der  Fahrt 
der  Züge  benützeii  kann. 

Bei  den  La  st- Waggons  war  man  hauptsächlich  bemüht,  auf 
die  Erweiterung  der  Tragfthigkeit  und  die  Venninderung  der  todten 
Last  oder  des  Eigengewichtes  der  Wagen  hinzuwirken,  und  diess 
sowohl  bei  den  acht- räderigen  als  den  sechs -räderigen  und  den  In 
neuester  Zeit  mehr  zur  Anwendung  gekommenen  und  vervoll- 
kommneten vier  -  räderigen  Wagen.  Das  günstigste  VerhältniBS 
zwischen  der  todten  Last  und  der  ^Nutzlast  wurde  bei  den  offenen 
Kohlenwagen  mit  1  :  2*75  und  bei  den  bedeckten  Wagen  mit 
1  :  2*25  en*eicht>  Die  in  Amerika  zuerst  in  Anwendung  gekom- 
menen und  von  Gaus  in  Pest  verbesserten  schmalen  Guss-Räder 
gewähren,  beito  Lastzuge  verwendet,  durch  die  Härte  ihrer  Spur- 
fläche  und  dadurch  herbeigeführte  mindere  Abnützung  der  Räder 
sowohl  als  der  Schienen  erheblichen  Vortlieil. 

In  den  Werks  tat  te-Einrichtungen   wurden  die  im  Aus- 
'lande  gemachten  Fortsehritte  möglichst  benützt,  wie  diess  die  ver^ 
besserten  Räder-Drehbiänke,  Bohr-,  Hobel-,  Nuthstoss-  und  Schrau- 
benschneid-Maschinen,  die  Anwendung  des  hydraulischen  Druckes 
bei  dem  Auf-  und  Abpressen  der  Räder,  die  angelegten  Dampf- 
hämmer und  die  eingeiUhrten  Blak'schen  Sicherheits- Apparate  Itei 
den  Dampfkesseln  darthun.    Zur  Heranbildung  tüchtiger  Arbeiter 
wurden  in  den  grösseren  Werkstätten  der  Staatsbahnen  Sonntags- 
schulen errichtet,  worin  die  Anfangsgründe  der  Mathematik,  Geo- 
metrie,  Mechanik   und  Phjsik   die  Gegenstände  des  Unterrichtes 
bilden.    Auf  allen  Bahnen  sind  bei  den  Personen  -  Zügen  sogenannte 
Rettungskästen  eingeführt,  welche  mit  den  für  gewöhnliche  Fälle 
ausreichenden  Medicamenten  und  einer  Auswahl  chirurgischer  Ban^ 
dagen  und  Instrumente  versehen  sind,  in  deren  Anwendung  und 
Handhabung   die  fähigsten  Conducteure   von  Aeizten   unterrichtet 
werden,  wobei  letztere  fortwährend  Nachsc^liau  pflegen.   Die  Siqher- 
heits-  (Spring-)  Wechsel,   welche  das  Entgleisen  der  Maschinen 
und  Wagen  verhindern,  wurden  eingeführt  und  mit  selbstwirkenden 
Auslösungen  versehen ,  so  wie  die  Scheiben  derselben  zweckmässig 
beleuchtet;  in  beider  Hinsicht  bewähren  sich  die  vom  kcdserl.  In- 
genieur Wolf  Bender  erfundenen  Vorrichtungen  am  besten.    Zur 
Verhütung  von  UnfiUlen  wurden  die .  Kanson'schen  Knall-Signale  in 
Anwendung  gebracht.    Grosse  Brückenwagen  zur  Grewichts-Ermitt- 
lung  der  Looomotive  und   Wagen  wurden  eingeführt  und  derart 
constrnift,    dass   das   auf  jeder   einzelnen  Achse  der  Locomotivc 
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nihende  Gewicht  erholien  und  reguiirt  werden  kann.  Der  von  Uass- 
well  in  Wien  auB  Eisenblech  verfertigte^  auf  Oirculation  basiHe 
Vorwänner  entspricht  seinem  Zwecke  viel  besser,  als  die  bisherigen 
Apparate  zum  Vorwärmen  des  Tender -Speise -Wassers.  Endlich 
wurden  auf  der  südlichen  Staatsbahu  Versuche  mit  dem  Morin^schen 
Dynamometer  vorgenommen,  um  die  verschiedenen  Widerstände, 
wekshe  Locomotive  und  Transport^ Wagen  mit  ihren  mannigfaltigen 
Systemen  auf  Steigungen  und  Neigungen  in  scharfen  Krümmungen 
und  bei  verschiedener  Geschwindigkeit  erleiden,  kennen  zu  lernen 
und  die  dadurch  gewonnenen  Er&hrungen  für  die  Eisenbahn-Technik 
nutzbringend  zu  machen. 

Die  Verwendung  der  ftir  den  Bau  und  die  Betriebs-Einrichtung 
der  Eisenbahnen  in  Gestenreich  erforderlichen  Capitlüe  nahm  glei- 
chen Gang  mit  dem  Fortschritte  dieser  Anlagen,  welche,  wie  oben 
nachgewiesen,  in  dem  Zeiträume  seit  Ende  1848  bis  Ende  1856 
weit  rascher  vor  sich  ging  als  früher.  Bei  der  Nachweisung  des 
verwendeten  Anlage-Capitals  ist  vorerst  zwischen  den  vom 
Staate  und  den  von  Privat-Gesellschaften  unternommenen 
Eisenbahnbauten  zu  unterscheiden.  Die  Staatsverwaltung  verwen- 
dete in  den  beiden  Zeiträumen  vom  Beginne  des  Jahres  1842  bis 
Ende  1848,  dann  vom  Beginne  des  Jahres  1849  bis  Ende  1856 
im  Ganzen  den  Betrag  von  290,933.000  Gulden;  hiervon  sind  vor- 
erst die  darunter  b^;riifenen  Ablösungs  -  Beträge  auszuscheiden, 
welche  die  Staatsverwaltung  an  die  Privat-GeseUschaflen  Dir  die  von 
denselben  gebauten  und  in  der  Folge  an  den  Staat  abgetretenen 
Bahnen  zu  entrichten  hatte,  und  zwar: 

für  die  Wien-Glognitzer  Bahn  mit    .     . 
„     „    Oedenburger  ^        ^  • 

y^     „    ungrische  Central-   ^        „      .     . 
jf     „    Krakau-oberschlesische  Bahn  mit 
w     .    Mailand  •  Como  - 


lombard.-venez.  Ferdinands-Bahn  mit 


18,1*3^000  fl. 
2,090.000  . 

-iO,458.000  „ 
3,074.000  ,, 
7,406.000  ^ 

17,604.000  - 

Zusammen  mit    .     .^  68,764.000  fl. 

Nach  Abrecliuung  dieser  Summe  hat  die  Staatsverwaltung  für 
die  von  ihr  selbst  gebauten  und  fiir  den  Betrieb  eingerichteten 
Bahnen  aufgewendet: 

ftir  die  Wiener  Verbindungsbahn       ......      2,136.000  tl. 

^     ^    südUche  Staatsbahn 89,125.000  ^ 

^     ^    nöitllkshe         ^  48,181.000  ^ 
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nir  die  sadöslliche  Stuatsbahn 26,923.000  fl. 

.  .    ftßtiiche              ^           13,840.000  ^ 

r.  ^    Banater  Montan -Bahn 6,413.000  „ 

y,  „    kroatische  Steatsbahn 2,047.000  „ 

„  ,,    nord-tiroler        ^             5,532.000  „ 

^  r,    süd-tiroler         ,,            3,741.000  „ 

•,  „    lomb.-venez.      ,,            24,045.000  „ 

^  ^  anderen  neu  projeeiirten  Bahnen    ....  186.000  „ 

Summe    .     .  222,169.000  iL 

Die  Staat8ver>va]tung  hat  im  Ganzen  verwendet: 

a)  auf  die  bereits  im  Betriebe  stehenden  Bahnen  244,452.000  f). 

bj  auf  sämmtliche  noch  im  Baue  befindliche  Bah- 
nen, mit  Einschluss  der  Szegedin-Temesvärer, 
Szolnok  -  Debrecziner  und  Laibach  -  Triester 
Strecken  der  schon  betriebenen  Bahnen       .    ,    46,481.000  „ 

Zusammen    .    .  290,933.000  iL 

Von  dieser  Gesammtsumme  entfällt  auf  den  Zeitraum  von 
1842  bis  1848  der  Betrag  von  53,963.000  Gulden,  welcher  aus- 
schliesslich nur  selbst  gebaute  Bahnstrecken  betrifft,  und  auf  jenen 
von  1849  bis  1856  der  Betrag  von  236,970.000  Gulden  (in  runder 
Summe  237  Millionen  Gulden),  worunter  die  Ablösungs- Summe 
für  die  von  Privat -Gesellschaften  bis  Ende  1848  gebauten  Bahnen 
mit  44  und  die  Entschädigung  für  die  von  denselben  bis  zur  Zeit 
der  Uebergabe  ihrer  Bahnen  an  den  Staat  noch  weiters  bestrittenen 
Baukosten  mit  I4V4  Millionen  Gulden,  dann  der  zur  Berichtigung 
aller  mit  dem  Besitzantritte  der  abgelösten  Privat-Bahnen  an  die 
Staatsverwaltung  übergegangenen  Passiv -Rüekstttnde  erforderliche 
Betrag  von  10  Millionen  Gulden  (von  welchen  die  fundirte  Schuld 
der  bestandenen  Wien -Gloggnitzer  Eisenbahn -Gesellschaft  mit  27« 
und  die  Rentenschuld  der  bestandenen  Mailand -Como-Eisenbahn- 
Gesellscfaaft  mit  3  Millionen  Gulden  hervorzuheben  sind,  weil  diese 
Rückstände  erst  in  einer  beträchtlichen  Reihe  von  Jahren  raten« 
weise  zur  Tilgung  zu  gelangen  haben),  endlidi  die  Kosten  Air  die 
vom  Staate  selbst  gebauten  Bahnstrecken  mit  I68V4  Million  Guldep 
begriffen  sind;  in  den  letzten  acht  Jahren  hat  die  Staats- Verwaltung 
sonach  eine  mehr  als  viermal  so  grosse  Summe  als  in  den  uumitlelr 
bar  vorau^egangenen  sieben  Jaluren  hierfür  verwendet 

Die  Privat -Gesellschaften  haben  ftlr  ihre  derzeit  bestehenden 
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Hihntn  seit  dem  Beginne  des  ESsenbnlmbftaes  im  Jahre  1825  bis 
Ende  1856  besfritten,  und  zwar: 

die  KaiBei^Ferdinands-Nonlbahn 59,887.000  0. 

,    Wien-Baaber-Bahn 6,800.000^ 


T> 


lins-Bodweiser  nnd  linz-Omnndner  Bahn    .     .      3.800.000 


ji 


,  IVembiiig-Tymauer  Bahn 1,^M5.000  „ 

,  Plag- Lana- Bahn 7TO.O00  ^ 

^  MofaacB-Ffmndidmer  lUm 4,000^)00 « 

^  Ihrigen  Bahnen 4,500.000  ^ 


Zusammen    .    .    ($0,602.000  fl. 

Die  Privat-Bahnen  hatten  zwar  schon  zu  Ende 

des  Jahies  1848  emen  Aufwand  von 77,330.000  fl. 

in  Anspruch  genommen,  und  derselbe  war  in  den 

Jahren  1849  bis  1856  um 61,930.000  ^ 

gestiegen,  und  hatte  somit  die  Höhe  von  .     .     .     .  130260.000  tl. 

erreicht.  Hiervon  muss  jedoch  der 
bis  Ende  1848^  mit 43,955.000  fl. 

und  voQ  1849  bis  zur  Zeit  der  Ab- 
lösung mit 14,703.000  fl. 

zusammen  mit  .    .    .    .    .    .    58,658.000  fl. 

bestrittene  Aufwand  Ar  jene  Privat-Bahnen  abgerech- 
net werden,  welche  an  die  Staatsverwaltung 
kanfsweise  übergegangen  sind;  nach  dieser  Ab- 
rechnung zeigt  sich  der  von  den  Privat-Gesell- 
schaflen  bis  zum  Jahre  1856  verwendete ,  mit  dem 
oben  nachgewiesenen  übereinstimmende  Betrag  von    80,60:^000  fl. 

von  welchem       .    .    - 33,375.000  ,, 

den  Zeitraum  bis  Ende  1848  und 47,227.000  „ 

die  Periode  von  1849  bis  Ende  1856  betreffen. 

Im  Ganzen  wurde  daher  von  dem  Beginne  des  Eisenbahn- 
Baues  bis  Ende  1856  filr  Eisenbahnzwecke  in  Oesterreich  die  Summe 
von  371  Vs  Miflion  Gulden  ausgegeben,  wovon  291  Millionen  die 
Staatsverwaltung  und  80%  MiUion  die  Privaten  bestritten.  Hier- 
von entfiel  im  Ganzen  auf  die  acht  Jahre  1849  bis  1856  der  Be- 
trag von  24OV4  Million  Gulden  (nAmlich  178'/«  Million  für  die  vom 
Staate  selbst  gebauten  oder  doch  vollendeten  Bahnstrecken;  14'/«  Mil- 
lionen Gulden  ftlr  die  an  den  Staat  abergegangenen  Privat-Bahnen 
und  47%  Million  Gulden  flir  die  den  Privaten  verbleibenden  Bahnen), 
wfthrend  in  den  vier  und  zwanag  vorhergegangenen  Jahren  nur 
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131%  Million  Oulden  ftlr  Eisenbahn-Zwecke  ausgegeben  worden  war. 
Nach  dem  Uebergange  der  meisten  Staatsbahnen  an  Privat -Gesell- 
üchaAen  wird  sich  das  Verh&ltniss  zwischen  der  obigen  Theilsnmme 
wesentlich  ändern,  im  Ganzen  aber  Hir  den  Zeitraum  bis  Ende  1856 
der  nachzuweisende  Aufwand  derselbe  bleiben,  jedoch  mit  Ausnahme 
jener  Beträge,  welclie  die  österreichische  Staats -Eisenbahn -Gesell- 
schaft und  die  lombardisch -venezianische  ESsenbahn- Gesellschaft  bis 
dahin  auf  die  an  sie  übergegangenen  Bahnen  verwendet  haben, 
welche  Beträge  auf  12  Millionen  Gulden  angeschlagen  werden  können« 

§.  14. 

12.    Conimuuications- Anstalten  (TeJqg^rspben). 

Bis  vor  wenigen  Jahren  war  der  optische  Telegraph  ein 
karger  Mothbehelf  ft)r  die  beschleunigte  Mittheilung  kurzer  mit 
wenigen  Zeichen  auszudrückender  Nachrichten,  wenn  Sonne 
und  Wetter  der  Benützung   desselben  günstig  waren.    Seit 
der  Einftkhrnng  des  neu  erfundenen  elektrischen  Telegraphen 
hat  in  der  Benützung  dieses   Communications -Mittels  eine 
ebenso   rasche    als  totale   Umwälzung   stattgefunden.     Die 
rftumliche  Entfernung  hat  aufgehört  ein  Hinderniss  der  Mit- 
theiluDg  zu  sein,  und  alle  öffentlichen  und  Privat-Geschäfte 
haben   eine  solche  Art  des   Betriebes  angenommen,  als  ob 
Elnifemangen  zwischen  den  einzelnen  Yerkehrsorten  gar  nicht 
mehr  beständen.     Die  Zustimmung  Russland's  zu  den  öster- 
reichischen   Friedensvorschlägen    war  nahezu    in  derselben 
Minute,  als  sie  in  Petersburg  ertheilt  worden,  in  Wien  an- 
gelangt und  die  Einnahme  von  Sebastopol  war  in  Paris  in 
derselben  Zeit  bekannt,   welche  man  sonst  gebraucht  hätte, 
nm  die  Nachricht  von  London  nach  Paris  zu  bringen.   Gleich- 
wie die  Eisenbahnen  die  Post,  so  überflügelt  der  Tel^rapb 
die    Eisenbahnen;    das   Concert   der    europäischen   Mächie, 
welche  im  Süden  und  Norden,  im   Westen  und  Osten  ge- 
bieten, findet  sich  auf  engerem  Räume  zusammengeschaart; 
die  Börse-Course  von  Paris  und  Wien  werden  maassgebend 
«Alf  allen  Handelsplätzen,  unmittelbar  nachdem  der  Börsen- 
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saal  sich  von  seinen  Besuchern  geleert  hat;  die  grossen 
Conjuncturen  des  Verkehrs ,  kaum  entstanden ,  werden  noch 
am  selben  Tage  zum  Gegenstande  der  ausgedehntesten  Spe- 
culation  an  den  entferntesten  Puncten  unseres  Erdtheils; 
schon  zieht  sich  der  unterseeische  Telegraph  von  Küste  zn 
Koste,  bald  von  Erdtheil  zu  Erdtheil,  in  nicht  ferner  Zeit 
wird  er  den  Erdball  umspannen,  und  die  astronomische 
Zeitbestimmung  vollends  in  Verwirrung  bringen,  da  schon 
gegenwärtig  eine  in  Wien  aufgegebene  telegraphische  De- 
pesche (scheinbar)  früher  in  Paris  einlangte,  als  sie  in  Wien 
abgesendet  wurde. 

Durch  eine  glückliche  Fügung  kam  diese  ausserordent- 
liche Erfindung,  gleich  so  mancher  anderen,  in  Oesterreieh 
zur  ausgedehnteren  Anwendung,  als  eben  dieses  Reich  in 
den  ersten  Stadien  seiner  inneren  Neugestaltung  begriflR^ 
war.  Die  Anwendung  des  Telegraphen  in  seiner  gewöhn- 
lichen Benützung  ist  eine  dreifache,  für  Staats-Depeschen, 
für  den  Eisenbahnbetrieb  und  für  den  Privat- Verkehr.  Der 
Telegraph  wurde  in  Oesterreieh  mit  Rücksicht  auf  die  grosse 
Wichtigkeit,  die^  er  für  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Zu- 
stände zu  erlangen  vermag,  zum  Gegenstande  eines  Staats- 
Monopols  erklärt.  Seine  erste  Benützung  fand  demnach  für 
den  Verkehr  der  Regierung  mit  den  Behörden  in  den  Kron- 
ländern und  mit  anderen  Regierungen  Statt  Fast  gleich- 
zeitig damit  wurde  seine  Anwendung  für  den  Eisenbahn- 
Betrieb  und  zwar  gewöhnlich  mittelst  eines  besonderen 
Leitungsdrathes  gestattet  Diese  Anwendung  ist  ausseror- 
dentlich wohlthätig,  ja  nachgerade  unentbehrlich  geworden, 
denn  es  wird  damit  nicht  nur  unzähligen  UnglQcksfiUlen 
vorgebeugt,  sondern  zugleich  ein  rascher,  gleichzeitig  auf 
den  verschiedensten  Puncten  thätiger  Verkehr  der  Bahnzüge 
möglich  gemacht,  und  dadurch  erzielt,  dass  ein  so  gewaltig 
verzweigter  Verkehr,  wie  er  auf  der  Kaiser-Ferdinand^- 
Nordbahn  stattfindet,  wo  täglich  108  Züge  verkehren  und 
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sich   an   224  Puncten  kreuzen,  auf  einer  grossentheils  ein- 
spurigen Bahn  bewältigt  zu  werden  vermag.    Die  Nothwen- 
digkeit,  dieee»  Communications -Mittel  dem  Privat -Verkehre 
zur  Benützung  einzuräumen,  lag  zu  nahe,  als  dass  sie  lange 
hätte  verkannt  werden  können.    Einmal  zugestanden,  musste 
sie  von  selbst  zu  einer  Herabsetzung  der  anfänglich  höheren 
Tarif-Sätze  führen,  und  der  Vereinbarung  der  benachbarten  Re- 
gierungen zur  Anknüpfung  einer  möglichst  erleichterten  Tele- 
graphen-Verbindung den  Weg  bahnen.  Hierdurch  entstand  der 
deutsch-österreichische  Telegraphen- Verein ,  welcher  bald  die 
meisten  deutschen  Regierungen  mit  Einbeziehung  der  Nieder- 
lande umschloss  und  durch  Vereinbarungen  mit  den  italieni- 
schen Regierungen  sowie  mit  jenen  von  Frankreich,  Belgien, 
Niederlanden,  Spanien,  Russland  und  der  Türkei  seine  Wirkun- 
gen nahezu  über  den  ganzen  europäischen  Continent  erstreckt. 
Binnen  wenigen  Jahren  war  das  österreichische  Tele^ 
graphen-Netz  so  ausgedehnt,  dass  die  Länge  der  Telegra- 
phen-Leitungen sich  von  hundert  auf  mehr  als  tausend  Meilen 
erweiterte,  und  gegenwärtig  mit  sehr  geringen  Ausnahmen 
fast  keine  irgend  bedeutende  Stadt  mehr  vorhanden  ist,  wo- 
hin der   telegraphische  Drath  nicht  reichte.    Die  Truppen- 
Aufstellungen,   welche  in   den  Jahren   1854  und   1855   im 
Osten  des  Reiches  stattfanden,  zogen,  ebenso  wie  für  die 
Liandstrassen   und  Eisenbahnen,  auch   für  den  Telegraphen 
den  Vortheil  nach  sich,  dass  derselbe  in  den  östlichen  Kron- 
läiidern  eine  rasche  Ausdehnung  erhielt,  welche  selbst  über 
€Üe  Staatsgränzen  hinaus  bis^  Bukarest,   Jassy  und  Galacz 
reichte  und  mit  Fortsetzungen  nach  der  Krim  und  Konstan- 
tinopei  in  Verbindung  trat. 

Die  administrative  Regelung  des  Telegraphen-Wesens 
erhielt  in  Oesterreich  ihren  Abschluss  durch  die  im  Jahre 
1856  erfolgte  Emchtung  der  Direction  des  k.  k.  Staats- 
Telegraphen,  bei  welcher  sich  aHe  diesen  speciellen  Ver- 
waltuogszweig  berührenden  Geschäfte  vereinigen ,  indem  sie 
dicht  HUI"   ^^^  sämmtlichen  Telegraphen  -  Aemter  leitet  und 

|.jijg,  Oestorr<»ich's  NeiiffeRtnltung.  29 
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überwacht,  sondern  auch  die  Vervollständigung*  des  Tele- 
graphen-Netzes durch  Anlegung  neuer  Linien  bewerkstelligt 
Aber  nicht  allein  die  äussere  Ausbreitung  des  Telegra- 
phen erfolgte  während  dieser  Zeit  in  Oesterreieh,  sondern 
auch  die  innere  VerTOllkommnung  dieses  Zweiges  ward 
durch  die  österreichischen  Telegraphen -Beaofiten  auf  eine 
erfolgreiche  Art  angestrebt.  Die  Steinheil-Matzenaaer*sche 
Translation,  wodurch  das  oft  Unklarheit  erzeugende  und 
zeitraubende  Uebertelegraphiren  erspart  wird  und  eine  Nach- 
richt auf  jede  beliebige  Entfernung  mittelst  einmaligen  Tele- 
graphirens  befördert  werden  kann,  ward  bald  nach  ihrer 
Erfindung  in  dem  österreichisch-deutschen  Vereine  allgeniein 
eingeführt  Noch  wichtiger  aber  sind  die  beiden  Erfindun- 
gen des  früheren Telegraphen-Directors  Doctor  Gintl  und  des 
Gen tralamts- Vorstehers  Doctor  Stark,  welche  die  durch  län- 
gere Zeit  für  unlösbar  gehaltene  Aufgabe  des  6egens[Hrechens 
und  des  Doppelsprex^hens  auf  demselben  Drathe  nicht  bloss 
theoretisch  lösten,  sondern  auch  durch  eine  entsprechende 
Venrollkommnung  der  Apparate  und  Vereinfachung  der 
Methode  einer  praktischen  Realisiioing  zuführten. 

Das  Telegraphen- Wesen  verdankt  in  Oesterreich  erst^der 
oeuesten  Zeit  seine  äussere  Ausdehnung  und  seine  innere  Attsbikluog« 
Beide  beginnen  mit  der  Anwendung  des  elektrischen  Telegraphen. 
Derselbe  wurde  in  Oesterreich  durch  den  Freiherm  von  Baumgartoer 
(nachmaligen  Handele-  und  Finanz-Minister)  zuerst  im  Jahre  1846  ein- 
geführt, in  welchem  die  ersten  Versuche  damit  an  einer  zwischen 
Wien  und  Floridsdorf  hergestellten  Probeleitung  aus  Kupferdrath 
gemacht  wurden«  In  demselben  Jahre  ward  der  Bau  einer  Tele- 
graphen-Unie  von  Wien  Ober  Lundenburg  nach  Brttnn  begonnen 
und  zu  Ostern  1847  vollendet.  Im  Laufe  des  Jahres  1847  wurde 
die  Telegraphen -Linie  von  Lundenburg  (abzweigend  von  der  Brfin- 
ner  Linie)  über  Preraa,  Olmütz  und  Böhmisch -Trübau  bis  Prag 
hergestellt  und  (ebenfalls  von  der  Brünner  Linie  abzweigend)  von 
Gftnsemdorf  eine  Seitenlinie  nach  Pressburg  angelegt  In  entgegen- 
gesetzter Richtung  kam  in  demselben  Jahie  die  Tel^raphen*  Linie 
von  Wien  über  Gratz  und  Marbuif;  nach  Cülh  su  Stande. 
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Somit  waren  zu  Anfange  des  Jahres  1848  nachstehende  Tele- 
graphen-Linien vorhanden  *: 

Wien-Brttnn  in  einer  Länge  von    .     .              .  20*3 

Lundenbui^-Prag  in  einer  Länge  von              .  50*2 

Gänsemdorf- Pressburg  in  einer  Länge  von  5*9 

Wien-Cilli  in  einer  Länge  von  ......  48'3 

Im  Jahre  1848  wurde  an  den  vorstehenden  Linien  eine  zweite 

Leitung  fllr  Eisenbahn -Betriebezwecke  angebracht  und  während  der 

Dauer  des  Reichstages  in  Kremsier  diese  Stadt  mit  der  Station  Hul- 

Idn,  sohin  mit  Wien  und  Olmütz,  in   telegraphische  Verbindung 

gesetzt.   Seit  dieser  Zeit  vermehrten  sich  die  Telegraphen-Linien 

in  rascher  Folge,  und  zwar  wurden  errichtet: 

Im  Jahre  1849  Meilen. 

die  Linie  Prerau-Oderbeig    .......      12-9 

^      ^      Brünn-Trübau    ....  12-5 

^       «      Hetzendorf- Salzburg 44*4 

^      ^     Cilli-Triest 30MS^ 

100-4 
Im  Jahre  1850  

die  Linie  Prag -Bodenbach 17*9 

Schönbrunn -Troppau 3*3 

Oderberg- Krakau 20-7 

^      ^     Pressburg- Pest 29*7 

^       ^     Salzburg -Innsbruck 38*5 

TT            ji       bairische  Gränze   ....  1*0 

^      ^      Innsbruck -Bregenz 27*3 

T      f)             fi         Verona 372 

Verona-Mailand 20*2 


"^  Ti 


TT  7)       Mantua 5*6 

^      ^     Steinbrück- Agram 11*0 

^       ^     Triest-Pirano 5*1 

„      „  7,     Wi-^ 6*8 

^      T     Görz-Mestre       24-2 

^      T     Venedig -Verona 16*6 

2651 

'  Alle  hier  folgenden  Zahlenangaben  sind  in  geographischen  Heilen 
za  verstehen,  nach  welchen  der  deutsch -österreichlGche  Telegraphen- 
Verein  bUb  seine  Distanzen  berechnet,  und  beziehen  sich  aaf  den  Stand 
der  Linien  am  1.  Deoember  1867. 
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Im  Jahre  1851 
die  Linie  Krakau-Lemberg    . 
y.     Treviglio- Bergamo 

Im  Jahre  1852 
die  Linie  Laibach- Klagenfurt 
y,      ^      Mantua-Borgoforte 

Im  Jahre  1853 
die  Linie  Peet-Szolnok      .     . 
^       *      GzeglM  -Temeevär 
^       ^      Lovrin-Semh'n    .     . 
^      «      Capo  d78tria-Pola 

^      Mailand -Chiasso 
«       «  «       Buffalora  . 


Meilen. 

47-5 
2-9 
50-4" 


T! 


Im  Jahre  1854 
die  Linie  Lemberg-Gzemowitz  . 
^     Trzebinia-Myslowice   . 
^     Bregenz- Unter -Hochsteg 
^  ^       Höchst      .    . 

^  Feldkirch-Ober-Ried 
^  TemesvÄr  -  Ober  -  Tömös 
^  Lugos-Orsova  .  . 
V.  linz-Schftrding  .  . 
^  Agram  -  Spalato  .  . 
^  Mailand -Piacenza  . 
Trieet-Fiume     .    . 


10-9 

1-5 

124 

13-5 
31-8 
25-5 
15-5 
80 
4^ 
991 

390 

3-7 

0-6 

1-6 

1-3 

59-0 

17-5 

10-7 

65-3 

8-7 

9-4 


216-8 

Im  Jahre  1855 

die  Linie  Szczakowa-Gramca 

0-3 

r        r 

Czernowitz-Nemericzeni       .    .    .    . 

12-8 

r        r 

SemUu- serbische  Oränze      .    .    .     . 

0-9 

•0  •       n 

Szolnok-Debreczin 

.      16-7 

7>           T. 

Neuhäusel- Komom 

41 

T           T 

Salzburg -Ischl 

7-5 

^             T5 

Neustadt -Oedenburg 

5-0 

r        n 

Borgoforte-Luzzara 

2-3 

r^       yi 

Spalato -Cattaro 

.      38-3 

87-9 


i53 

Im  Jahre  1856  teilen. 

die  Linie  Aussig -Karlsbad,  Marienbad,  Frauzensbad  28*6 

Debreczin-Kasehau 20*7 

^       ^      Püspök  Laddny-Grosswardein     ....  8*7 

.^      ^     Temesvär  -  Arad 7*6 

Zloczow-Brody 5*6 

Padua-Rovigo 6'1 

^       ^      Rovigo- Ponte  lago-scuro 4-1 

^      -,      Bergamo -Castasegna 15*3 

^96^ 

Im  Laufe  des  Jahres  1857  kamen  noch  die  Linien  Franzensbad 
zur  bairischen  und  sächsischen  Gränze  mit  3*3,  Pardubifz-Reichen- 
berg  mit  16,  Brody-Radziwilow  mit  2*2,  Wien-Raab  mit  16,  Raab- 
Komom  mit  5*3,  Schuta  lokva-Zengg  mit  3*2,  Fiume-Zengg  mit  10-0, 
Mailand-Pavia  mit  5*5,  Casal  Pusterlengo  Cremona  mit  6*7  und  Linz^ 
Prag  mit  33*1  Meilen  hinzu.  Somit  umfasst  das  ganze  Telegraphen- 
Netz  zu  Ende  November  1857  eine  Entwicklung  von  1.154*8  Meilen. 

Stellt  man  diese  einzelnen  Linien  in  ein  Netz  zusammen  und 
betrachtet  die  divergirenden  Richtungen  der  Fäden  dieses  Netzes, 
so  zeigen  sich  nachstehende  mit  einander  in  Verbindung  stehende 
Linien  -  Complexe. 

In  nördlicher  Richtung  läuft  die  Linie  von  Wien  über  Brttnn 
und  Trtibau  nach  Prag  und  von  da  an  die  Landesgränze  jenseits 
Bodenbach,  wobei  sich  von  Aussig  ein  Ast  nach  den  böhmischen' 
Badeorten  Teplitz,  Karlsbad,  Franzensbad  und  Marienbad  und  von 
Franzensbad  an  die  bairische  und  sächsische  Gränze  bei  Asch  und 
Slster  abzweigt  Von  dieser  Unie  ästet  in  Lundenburg  eine  andere 
aus,  welche  über  Prerau  (mit  einer  Abzweigung  über  Olmütz  nach 
Trübau  zur  Verbindung  mit  der  Prager  Linie)  nach  Oderberg  ilihrt, 
iTvährend  sieh  eine  Seitenlinie  von  Schönbrunn  nach  Troppau  zieht, 
liline  zweite  Ausartung  ftihrt  von  Pardubitz  nach  Reichenberg. 
JMeser  Linien -Complex  hat  eine  Länge  von  165  Meilen. 

In  östlicher,  nordöstlicher  und  südöstlicher  Richtung 
geht  die  (von  der  Wien-Brtinner  Linie  abzweigende)  Linie  von 
Gänsemdorf  über  Pressburg,  Neuhäusel  (von  wo  ein  Seitenflügel 
nach  Komom  geht),  Pest,  Szolnok,  nach  Grosswardein  und  Debre- 
cdn  und  von  hier  nach  Kaschau.  An  diese  Linie  schliesst  sich 
jene  von  Ozegl^d  über  Szegedin,  Lovrin  (mit  einer  Abzweigung 
über  Gross -Kkinda  und  Peterwardein  nach  Semlin,  wo  sie  jenseits 
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der  Save  mit  dem  serbischen  Telegraphen  in  Verbindung  tiitt> 
Temesv&r  (mit  dem  Zweige  nach  Arad)  und  LugOB  (mit  einer 
Seitenlinie  bis  Orsova)  nach  Ober-Tömös,  wo  sie  an  der  Landes- 
gränze  sich  an  die  nach  Bukarest  ftihrende  walachische  Tel^raphen- 
linie  anschliesst  Eine  andere  östliche  Linie  läuft  von  Wien  nach 
Raab  und  Eomom.  Von  der  nördlichen  Linie  ausgehend  besteht  die 
Linie,  welche  von  Oderberg  über  Krakau  (mit  einer  Abzweigung  an 
die  Landesgränzen  bei  Mjslowice  gegen  Preussen  und  bd  Oranica 
gegen  Russisch -Polen)  und  Lemberg  über  Zloczow  (von  wo  ein 
Zweig  nach  Brodj  an  die  russische  Gränze  nächst  Radziwilow  geht) 
nach  Gzemowitz  läuft,  von  wo  sie  bis  Nemericzeni  an  der  mol- 
dauischen Oränze  zum  Anschlüsse  an  die  dortigen  gegen  JasBjr  und 
Galacz  geleiteten  Linien  fortzieht  Die  Gesammtiftnge  dieser  öst- 
lichen Linien  beträgt  394*7  Meilen. 

In  südlicher  und  südwestlicher  Richtung  zieht  die  Linie 
von  Wien  über  Wiener -Neustadt  (mit  der  Abzweigung  nach  Oeden- 
bürg),  Gratz,  Marburg,  Cilli,  Steinbrück,  Laibach  (mit  der  Ab- 
zweigung nach  K'agenfurt)  nach  Triest.  Von  Steinbrück  aus  ver- 
längert sich  die  Linie  über  Agram,  Zara  und  Spalato  nach  Gattaro 
an  der  äussersten  Südspitze  des  Reiches;  eine  Abzweigung  verbindet 
auch  Zengg  mit  dieser  Linie.  Von  Triest  aus  gehen  Zweiglinien 
nach  Pirano,  nach  Pola  und  nach  Fiume  und  Zengg,  die  Haupt- 
Knie  aber  geht  über  Görz,  Udine  und  Treviso  nach  Mestre  (mit 
einer  Abzweigung  nach  Venedig),  Verona  (mit  der  Abzweigung 
über  Padua  und  Hpvigo  nach  Ponte  lago-scuro  zum  Anschlüsse 
an  die  Linien  des  Kirchenstaates  und  über  Mantua  nach  Luzzam 
zum  Anschlüsse  an  den  modenesischen  Tel^raphen),  Treviglio 
(mit  der  Seitenlinie  nach  Bergamo  und  von  dort  über  Leeoo  und 
Chiavenna  nach  Castasegna  zum  Anschlüsse  an  den  Schweizer 
Telegraphen),  Mailand  an  die  Landesgränze  bei  BuflTalora,  um  dort 
mit  dem  sardinischen  Telegraphen  in  Verbindung  zu  treten.  Von 
Malland  laufen  überdiess  die  Seitenlinien  nach  Pavia,  bis  an  dfe 
Landesgränze  bei  Piacenza  (mit  einer  Ausästung  nach  Cremona) 
und  eben  so  bei  Chiasso,  um  an  die  Telegraphen  von  Parma  und 
der  Schweiz  anzuschliessen.  Diese  Linien  zusammen  haben  eine 
Länge  von  391*9  Meilen. 

In  westlicher  Richtung  endlich  findet  sich  die  Linie  von  Wien 
über  Linz  (mit  der  Abzweigung  an  die  Lande^:ränze  bei  Scbärding 
und  einer  zweiten  über  Budweis  nach  Prag),  Salzburg  (mit  den 
Abzweigungen  nach  der  Rcichsgränze  und  nach  Isehl),  Innsbruck 
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(mit  der  VerUndungBlinie  nach  Verona),  Feldkiitsh  (mit  dem  An* 
8chlu8se  au  die  Schweis)  bis  Bregenz,  wo  nochmals  der  Schweizer 
und  der  bairische  Telegraph  mit  ihr  in  Verbindung  tritt  Die 
L&nge  dieser  westlichen  Linien  macht  203*2  Meilen  aus. 

Das  Osterreichische  Telegraphen -Ketz  hat  21  Anschlusspuncte 
an  das  iVemdlfindische,  nämlich  zu  Ponte  lago^scuro  gegen  den 
Kirchenstaat,  lAizzara  gegen  Modena^  Piacenza  gegen  Parma,  Bufla- 
lora  gegen  Sardinien,  Chiasso,  Castasegna,  Ober- Ried  und  Höchst 
gegen  die  Schweiz,  Unter -Hochsteg,  Salzburg,  Schärding  und  Aseh 
gegen  Baiem,  Elster  und  Bodenbach  gegen  Sachsen,  Oderberg  und 
Mjslowice  gegen  Preussen,  Oranioa  und  Radziwilow  gegen  Russ- 
land,  Nemericzeni  gege»  die  Moldau,  Ober-Tömös  gegen  die  Wa- 
lachei und  Semlin  gegen  Serbien.  Mit  den  in  der  Ausföhrung  be- 
grifTenen  Eisenbahnen  wird  sich  das  Telegraphen -Netz  im  Innern 
des  Staates  bedeutend  ausbreiten  und  auch  neue  Anschlusspuncte 
gegen  das  Ausland  zwischen  Pilsen  und  Amberg,  zwischen  Reichen* 
berg  und  Zittau  gewinnen. 

Die  innere  Entwicklung  des  Telegraphen -Wesens  in  Oester- 
reich  beruht  auf  administrativen  Verfolgungen  und  technischen 
Vervollkommnungen.  Es  ward  bereits  bei  der  Organisation  der  Be«' 
hörden  ei'wähnt,  dass  nach  Errichtung  des  Handels -Ministeriums  im 
Anfenge  des  Jahres  1849  bei  demselben  ein  eigenes  Departement 
filr  das  Telegraphen -Wesen  gebildet  und  die  Leitung  desselben  einem 
Director  anvertraut  wurde.  Bei  der  zu  Anikng  1850  stattgefundenen 
Bildung  der  jenem  Ministerium  untergeordneten  General -Direction 
der  Ckmomunicationen  bestellte  man  die  dritte  Abtheiiung  derselben 
für  die  Leitung  des  Telegraphen -Wesens.  Im  November  1851  er- 
folgte die  Vereinigung  der  administrativen  Geschäfte  des  Telegraphen- 
Wesens  mit  dem  Postwesen,  und  am  Schlüsse  desselben  Jahres  ward 
die  gedachte  General- Direction  aufgelöst,  wornach  eioe  Section  dea 
Handels -Ministeriums  ihre  Functionen  übernahm.  Im  Jahre  1849 
wurde  die  Verlegung  der  bisher  auf  den  Eisenbahnhöfen  exponir* 
ten  Staats-Telegraphen-Aemter  in  die  Amtsgebäude  der  administra- 
tiven Kronlands- Behörden  grundsätzlich  ausgesprochen,  welchem 
gemäss  fortan  die  Staats-Telegraphen-Aemter  in  den  Statthalterei- 
Oebäuden  eingerichtet  worden  sind.  Zur  Erzielung  eines  Nachwuch- 
ses geeigneter  Telegraphen -Beamten  wurde  ^in  eigener  dreimonat« 
lieber  Lehrcurs  im  Handels-Ministerium  und  eine  von  den  Candida- 
t6D  nach  Vollendung  desselben  abzulegende  Prüfung  vorgesclnrieben. 
Bis  zum  Beginne  des  Jahres  1850  diente  der  Telegraph  nur  zur 
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Beföitlefuug  vou  Staate-  und  £ä8enbähii-Betrieb8»De|>6seheii;  in  der 
Mitte  Februar  1850  wurde  seine  Beattlzung  dem  Publiouin  geatattefc. 

Hit  der  Allerhöchsten  Entsehliessung  vom  5.  Juli  1856  wurde 
unter  gleichzeitiger  Enthebung  det  Post-Directionen  von  ihrem  Wir- 
kungskreise in  Telegraphen -Angel^enheited  die  Leitung  dieser  An- 
gelegenheiten für  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie  der  neu  er- 
richteten Direction  des  k.  k.  Staats-Telegraphen  (mit  einem 
administrativen  und  einem  technischen  Departement)  übeitn^;ea, 
und  derselben  9  Inspectoren  mit  den  Amtssitzen  zu  Wien  (ftir  Oealer- 
reich  unter  der  Enns  und  Steiermark),  zu  Innsbruck  (ftlr  Oestenreich 
ob  der  Enns,  Salzbui^  und  Tirol),  zu  Triest  (für  Kämthen,  Krain^ 
Görz,  Gradisca,  Istrien  und  Triest),  zu  Prag  (für  Böhmen,  Mähren 
und  Schlesien),  zu  Lemberg  (für  Galizien  und  die  Bukowina),  zu 
Verona  (fiir  das  lombardisch -venezianische  Königreich),  zu  Pest  (für 
Ungern),  zu  Temesv&r  (fttr  die  Wojwodschaft,  Siebenbürgen  und 
die  serbisch -banatische  Militäi^ränze)  und  zu  Zara  (für  Dalmatien, 
Kroatien,  Slavonien  und  die  kroatisch -slavonische  Militftrgränae) 
untergeordnet,  als  deren  Stellvertreter  Telegraphen -Commissäre 
fungiren.  Die  Stationen  am  Sitze  der  Inspectoren  (mit  Ausnahme 
des  letztgenannten),  dann  jene  zu  linz,  Salzburg  und  Mailand  wur- 
den f)lr  Telegraphen-Haupt-Stationen  erklärt  und  unter  die  Leiking 
von  Amtsverwaltern  gestellt;  alle  übrigen  werden  als  Telegraphen- 
Stationen  von  Ober-Telegraphisten  geleitet.  Filr  die  Unterhaltung  und 
Beaufsichtigung  der  Linien  werden  Aufseher  aufgestellt,  unter  deren 
Leitung  die  Eisenbahn- Wächter  und  das  Strassen- Aufskhtfr-Personale 
verwendet  werden.  Die  Beamten  erhalten  nebst  der  Besoldung  noch 
fttr  jede  an  ihre  Station  gerichtete  oder  von  ihr  ausgehende 
Privat-Depesche  eine  Tantieme.  Die  Mittheilung  des  Inhaltes  einer 
Depesche  oder  auch  nur  des  J^amens  von  Ck>rrespondenten  an 
Personen,  an  welche  die  Depeschen  nicht  «dressirt  sind,  ist  eine 
Verletzung  des  Dienstgeheimnisses;  eben  so  ist  der  unentgeltliche 
Verkehr  der  Telegraphisten  in  Privat-Sachen  unter  sich  verboten  \ 

Nachdem  schon  im  Jahre  1849  die  Verhandlungen  mit  der 
preussischen  und  bairisohen  Regierung  wegen  des  Anschlusses  der 
österreichischen  Telegraphen -linien  bei  Oderberg  an  jene  von  Preus- 
sen  und  bei  Salzburg  an  jene  von  Baiem  ü\r  den  gegenseitigen 
Telegraphen- Verkehr  angeknüpft  worden  waren,  trat  (im  Juni  1850) 

'  Minist.  Verord.  vom  24.  August  1856.  Hismach  ist  das  auf  Seite  59 
Gesagte  abzuändern. 
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KU  Dresden  der  deutaeh-öeteneichische  Telegraphen -Verein  zusam« 
men  und  wurde  daselbet  zwischen  den  Staaten  von  Gestenreich, 
Preussen,  Baiem,  Sachsen  und  Würtemberg  der  Vertrag  über  den 
gegenseitigen  Tdegraphen- Verkehr  (am  25.  Juli  1860)  ab^schlossen. 
Im  darauf  folgenden  Jahre  1851  fand  zu  Wien  eine  neuerliche  Tele- 
grajrfien- Vereins-Conferenz  Statt,  bei  welcher  die  At^eordneten  der 
Yerdns- Staaten  oinen  Nachtrags- Vertrag  am  14.  October  verein- 
barten,  wodurch  der  zu  Dresden  abgeschlossene  Verems- Vertrag 
weiter  ausgebildet  wurde.  Durch  diese  Verträge  erzielte  man  nicht 
nur  eine  namhafte  Beschleunigung  und  ein  besseres  Ineinandergreifen 
des  telegraphischeu  Verkehres,  sondern  auch  der  Tarif  für  die  Be« 
nützung  des  Telegraphen-  durch  das  Publicum  wurde  bedeutend 
ennässigt  Eine  Folge  dieser  Verträge  waren  die  weiter  mit  den 
französischen  und  belgischen  Telegraphen -Verwaltungen,  mit  den 
Niederlanden,  Russland,  Spanien,  den  italienischen  Staaten  und 
der  Pforte  getroffenen  Uebereinkünfte,  welche  auf  den  gleichen 
Zweck  abzielten. 

Zum  Bereiche  des  deutsch -österreichischen  Telegraphen-Vereins 
gehören  sowohl  die  in  den  Gebieten  der  contrahirenden  Regierungen 
gelegenen,  als  auch  diejenigen  Telegraphen «linien  und  Stationen, 
welche  die  eine  oder  andere  der  Vereins -R^erungen  in  fremden 
Staaten  unterhält  Den  Vereins- Bestimmungen  ist  zunächst  nur  die 
internationale,  d.  h.  diejenige  telegraphische  Gorrespondenz  unter- 
worfen, bei  welcher  die  Urspnmgs-  und  die  End -Station  verschiede- 
nen Vereins- Verwaltungen  angehören.  Inwieweit  auch  die  innere 
C(»rrespondenz  in  den  betreffisnden  Staaten  nach  gleichen  Grund- 
sätzen zu  behaqdeln  ist,  bleibt  jeder  Regierung  überlassen.  Die 
cxmtrahirenden  Regierungen  sind  verpflichtet,  die  von  ihren  Statio- 
nen angenommenen  Depeschen  mit  möglichster  Schnelligkeit  und 
Zuverlässigkeit  weiter  gehen  zu  lassen,  ohne  jedoch  ftLV  die  Ueber- 
kunfl  der  Depeschen  eine  Gewähr  zu  leisten,  und  tragen  dafür 
Sorge,  dass  das  Telegraphen -Geheimniss  strenge  beobachtet  werde. 
Oe  Benützung  der  Telegraphen  der  Vereins -Regierungen  steht 
J  edermann  zu.  Die  Telegraphen  -  Stationen  der  Vereins  -  Regierungen 
sind  zur  Annahme  telegraphischer  Depeschen  nach  jeder  andern 
Vereins -Station  befugt  Jede  telegraphische  Depesche  darf,  bis  auf 
weitere  Verabredung,  nicht  aus  mehr  als  100  Worten  bestehen  *. 

*  Dem  Na^bU*agB- Vertrage  vom  23.  September  gemäss,  können  auch 
Privat -Depeschen  in  französicher  und  englicher  Sprache  zur  Beförderung 
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In  Besug  auf  die  BehandiODg  der  letegrephiaeheD  Depeaeken  aind 
zu  untenekeiden:  a)  Staate- Depeschen  der  dem  Vereine  angehOri- 
gen,  sowie  der  ▼erfaragsmäasig  berechtigten  Regierang»!,  b)  Eiaen- 
bahn -Depeschen  und  c)  Privat- Depeschen  K  Ein  Unterschied  zwi- 
schen beiden  letzteren  findet  jedoch  nur  insowdt  Statt,  als  B(dcbee 
in  dem  einen  oder  dem  anderen  Staate  besonders  festgesetzt  worden 
ist  C^eselBwidrige  Privat-D^[>eschen  dürfen  nicht  befördert  werden. 
Bei  der  Beorderung  der  tel^raphischen  Depeschen  haben  die  Staata- 
Depesohen  jederzeit  den  Vorrang,  und  unter  diesen  wieder  die- 
jenigen, welche  von  den  betrefifenden  Staate -Oberhäuptern,  Ministe- 
rien oder  Oesandtechaften  abgesandt  werden. 

Im  internationalen  Verkehre  werden  in  der  Regel  nur  die 
Depeschen  des  Telegraphen -Dienstes  gegenseitig  frei  befördert,  alle 
anderen  unterliegen  der  tarümässigen  Gebtthrenberechnung.  Doch 
bezieht  sich  die  den  Depeschen  des  Telegn^hen- Dienstes  zuge- 
standene Oebtthrenfireiheit  nicht  allein  auf  die  diessftUige  OorrespoB- 
denz  der  Telegraphen -Aemter,  sondern  auch  aller  den  Telegraphen^ 
Dienst  leitenden  Vereins -Behörden  jeder  Instanz.  Der  Bemessung 
der  Telegraphen -Gebühren  liegt  der  kleinste  geographische  Abstand 
der  Empfangs-Telegraphen-Station  von  der  Aufgaba-Station  und 
zwar  nach  der  Tom  Vereine  angenommenen  Karte  zu  Grunde.  Als 
Grundlage  für  die  Gebtthreneinhebung  dient  die  Eintragung  der  Ge- 
bühren-Zonen  in  hierzu  eigens  bestimmte  Karten.  Die  Get>llbr 
beträgt  Air  eine  einfache  Depesche  auf  eine  Entfernung  bis  ein- 
schliesslich 10  Meilen  1  fl.  C.  M.  oder  1  fl.  12  kr.  rh.  oder  20  8gr.; 
diese  Gebühr  steigt  jedesmal  um  denselben  Betrag  für  wdtere  15, 
20,  25,  90,  35,  40  u.  s.  w.  Meüen  K  Der  Nachtrags- Vertrag  vom 
23.  September  1853  setzt  die  Maximal- Wortzahl  einer  einfifushen 
Depesche  auf  25,  einer  doppelten  von  26  bis  50,  einer  dreifachen 
von  51  bis  100  Worten  fest    Für  Macht- Depeschen  sind  sftmmt^ 


innerhalb  des  deutsch -österreichiachen  Telegraphen-  VereinsgeUeteB ^  j< 
nur  bei   den  besonders  hierzu  bestimmten  Telegraphen -Stationen   sage- 
lassen  werden. 

*  Der  öeterreichisch-sardlDische  Telegraphen  -  Vertrag  vom  28.  Septem- 
ber 1853  unterscheidet  Staats  -  Depeschen ,  Dienst  -  Depeschen ,  welche  aus- 
schliesslich den  internationalen  Telegraphen  -  Dienst  betreffen,  und  Privat- 
Depeschen. 

*  Für  Sardinien  gelten  statt  der  Meilen  Kilom^tree  (7*5  Kilom^tres 
=  1  deutschen  Meile)  und  in  der  Oebtthren*  Bemessung  die  lira  itaÜana 
(2  lire  M)  cent.  =  1  fl.  C.  M.). 
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Kche  Telegraphiniiigs^GebtthTeii  iliit  dem  doppdteD  Betrage  zu 
entriehten.  Die  tarif-mfissige  Belbrdenuigsgebübr  wird  bei  jeder 
Dejiesche  anter  diejenigen  Vereins -Regierungen^  deren  Telegraphen 
bei  der  Beibnkning  betheiKgt  gewesen  sind,  in  dem  VerhtfltniBse 
der  Befbrdeningsstrecken  getheilt  Die  Abrechnung  über  das  ge* 
sanraite  Vereins  ^Einkommen  erfolgt  für  sttnimtliehe  Vereins*Mi^ 
güeder  durch  ein  Central -Organ,  dessen  Functionen  vorläufig  die 
königlich  prenssische  Telegraphen -Verwaltung  übernahm  '. 

Jeder  dar  nicht  zum  Vereine  gehörigen  deutschen  Begienmgen 
steht  bei  Errichtung  von  Telegraphen -Unien  der  Beitritt  zum  deutsch- 
österreichischen Telegraphen- Vereine  offen.  Doch  kOnnen  nach  dem 
Nachtrags- Vertrage  vom  14.  October  1851  nur  deutsche  Staaten 
als  wiikliche  Mitglieder  dem  Vereine  beitreten;  nicht- deutsche 
Staaten  treten  mit  dem  Vereine  bloss  in  ein  Verln^s-Verh&ltniss. 
Jede  dem  beitretenden  Staate  benadbbarte  Regierung  ist  belügt^ 
Namens  des  Vereins  Unterhandlungen  zu  fuhren  und  den  Vertrag 
in  dem  Falle  ohne  Weiteres  abzuschliessen ,  dass  die  beitretende 
Regierung  sich  sämmtlichen  Vereinsbestimmungen  unterwirft 

Zur  weiteren  Ausbildung  des  Vereins  ist  der  zeitwdse  Zu- 
sammentritt von  Telegraphen -Conferenzen  vorbehalten. 

Oesterreich  schloss  seit  dem  Jahre  1848  im  Ganzen  neunzehn 
Telegraphen -Verträge  ab,  wovon  zehn  die  Erriditung  und  Aus- 
breitung des  deutsch -österreichischen  Telegraphen- Vereins  beeweck- 
ten,  nämlich  die  auf  Errichtung  desselben  bezüglichen  Verträge  mit 
Preüssen  vom  3.  October  1849,  mit  Baiern  vom  21.  Januar  18S0, 
mit  Preussen,  Beiem  und  Sachsen  vom  25.  Juli  1850,^  femer  die 
Nachtrags- Verträge  vom  14.  October  1851,  23.  September  1853  und 
29.  Mai  1855%  dann  die  den  Beitritt  hierzu  eröff);ienden  ftar  Wflr- 
temberg  vom  14.  October  1851  (zugleich  Nachtrags -Vertrag  fUr 
Preussen ,  Baiem  und  Sachsen),  Dir  Hannover  vom  2.  September  1853, 
für  Meklenburg- Schwerin  vom  1.  April  1854,  für  Baden  vom  1.  Juli 
1864,  endlich  rQcksichtlich  der  ausserdeutschen  Staaten  fttr  Sardi- 
nicrn  vom  3.  October  1856,  fllr  Parma  vom  15.  September  1851, 
ihr  Modena  vom  4.  Juni  1851 ,  fUr  die  Niederlande  vom  2.  September 
1853,  ftir  Russland  vom  19.  November  1854,  für  Frankreich  und 
Belgien  vom  29.  Juni  1855  (mit  späterem  Beitritt  Sardinien's  und. 

*  Nachtrags -Vertrag  vom  14.  October  1851. 

'  Die  BestimmnDgen  des  letzteren  haben  auch  im  V erköre  mit  Toe- 
cana,  Fanna,  Modeua,  beiden  Sieilien,  der  Schweiz ,  Serbien  und  den 
Donan-FürstenUiümern  Oeltung. 
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Spamen's),  für  den  Kirchenstaat  vom  5.  Mai  1856,  fQr  die  ToriLei 
vom  21.  Januar  1857,  woran  sich  noch  der  Telegraphen -Vertrag 
nüt  der  Schweiz  vom  26.  April  1852  reiht. 

Unter  den  technischen  Vervollkommnungen  erschemen  nicht 
nur  solche,  welche  von  Aussen  eingeilihrt  wurden,  wie  die  An- 
wendung des  Morse'schen  Schreib -Telegraphen -Systems,  welche 
mit  der  Zulassung  der  Privat- Correspondenz  durch  den  Telegraphen 
im  Jahre  1850  erfolgte,  während  ^r  den  Eisenbahn-Betriebs-Tde- 
graphen  das  frtlher  für  den  Telegraphen  allgemein  übliche  Baine- 
sche  Apparat-  und  Zdchen- System  beibehalten  wurde,  sondern 
auch  die  Bediensteten  der  österreichischen  Telegraphen -Verwaltung 
führten  die  Technik  ihrer  Ausbildung  entg^en. 

Hierbei  ist  zuerst  die  durch  den  k.  k.  Sections-Rath  Dr.  Stdn- 
heil  und  den  k.  k.  Telegraphen -Commissär  Matzenauer  wesentlich 
verbesserte  Translation  der  Depeschen  von  einer  Telegraphen-^ 
Station  auf  die  andere  zu  erwähnen,  durch  welche  das  zeitraubende 
und  nicht  selten  sinnstörende  Umtelegraphiren  vermieden  wird  und 
eine  telegraphisohe  Nachricht  auf  jede  beliebige  .Entfernung  mittelst 
einmaliger  Telegraphirung  befordert  werden  kann.^  Diese  Vorrich- 
tung wurde  bei  der  Vereins- Conferenz  zu  Wien  im  Jahre  1851  von 
sftmmüioh^i  Vereinsstaaten  angenommen. 

Noch  widitiger  erscheinen  die  von  dem  damaligen  k.  k.  Tele- 
graphen-Director  Dr.  OintI  in  der  Telegraphen -Technik  gemachtea 
Erfindungen.  Vor  Allem  ist  hier  zu  erwähnen  die  glänzende  Er- 
findung des  nach  ihm  benannten  chemischen  Telegraphen,  eines 
Sjst^nes,  welches  sich  durch  Einfachheit  und  Consequenz  seiner  Prin- 
cipien  empfiehlt  Die  Prüfung,  welcher  dieser  Apparat  von  Seite  der 
zur  Vereins -Ck)n&renz  in  Berlin  im  Jahre  1858  zusammengetretenen 
Abgeordneten  unterzc^n  wurde,  fiel  entschieden  günstig  aus.  Dieser 
Apparat  ist  es  auch,  an  dem  Dr.  Gintl  zuerst  die  so  vielfach  angeregte 
und  eben  so  lebhaft  bestrittene  Frage  praktisch  löste,  ob  derselbe  Drath 
benutzt  werden  könne,  um  gleichzeitig  zwei  Depeschen  in  entgegen- 
gesetzter Richtung  abgehen  zu  lassen.  Die  Versuche  fielen  so  be- 
friedigend aus,  dass  heutzutage  jeder  Zweifel  über  die  Möglichkeit 
des  gleichzeitigen  Oegentelegraphirens  gehoben  ist '  War  diese 
Entdeckung  schon  geeignet,  das  lebhafteste  Interesse  der  Physiker  zu 
erregen,  so  ist  sie  von  nicht  minderer  praktisciier  Wichtigkeit,  was 
aus  dem  Umstände  sattsam  hervorgeht,  dass  man  überall  bemüht 
war,  die  gleichen  Resultate  auch  bei  anderen  Tel^;raphen- Appa- 
raten zu  erzielen,  wie  denn  auch  diese  Erfindung  auf  der  Pariser 
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Indastrie-AuMtellung  durch  Verleihang  der  goldeneD  Medaille  ge- 
rechte Anerkenniiiig  fand. 

Nicht  geringere  Auiinerksamkeit  erregte  der  Vorstand  des 
Telegraphen -Central^  Amtes  in  Wien,  Dr.  Stark,  durch  die  Mit- 
theilung, dass  es  ihm  gelungen  sd^  ein  Yerfi^iren  ausfindig  zu 
machen,  womach  gleichzeitig  auf  demselben  Drathe  zwei 
verschiedene  Depeschen  an  eine  und  dieselbe  zweite  Station  oder 
an  zwei  verschiedene  in  derselben  Richtung  h^^ide  Stationen  be- 
fördert werden  können,  so  zwar,  dass  die  betreffende  Station  stets 
nur  Kenntniss  von  der  itlr  selbe  bestimmten  Depesehe  zu  nehmen 
vermag.  Durch  dieses  neue  Verfahren  ist  sogar  die  Möglichkeit 
geboten,  dass  gleichzeitig  zwei  verschiedene  hinter  einander  liegende 
Stationen  an  eine  dritte  vor  ihnen  liegende  Depeschen  befördern 
können,  ohne  dass  die  Regelmftssigkeit  und  Sicherheit  des  Dienstes 
irgendwie  beeinträchtigt  würde.  Ein  nicht  geringes  Verdienst  Stark's 
ist  es  dabei,  dass  eine  sehr  unerhebliche  Modification  der  im  Ge- 
brauche stehenden  Apparate  die  Erzielung  der  eben  erwähnten 
Resultate  ermöglicht 

Die  Benützung  des  Telegraphen  für  den  Verkehr  ist  in 
ttnaaerst  rascher  Zunahme  begriffen.  Während  im  Jalire  1851  die 
Zahl  der  im  inneren  Verkehre  vorgekommenen  Staats -Depeschen 
21.976  mit  966.596  Worten  betrug  und  im  Jahre  1856  auf  63.372 
mit  2,969.849  Worten  anwuchs,  hat  sich  die  Ziffer  der  Privat- 
Depeschen  >on  22.935  mit  536.617  Worten  auf  188.576  Depeschen 
mit  4,247.893  Worten,  also  die  Zahl  sämmüicher  Depeschen  um 
461 ,  jene  sämmtlicher  Worte  um  nahezu  380  Peroente  gesteigert '. 


*  Diejenigen  Stationen,  weiehe  im  Jahre  1856  einen  namhaften  Ver- 
kehr in  inländischen  Privat- Depeschen  hatten,  waren  folgende: 


Salzbarg   .     . 

mit  1.016 

Depeschen 

Karlstadt 

>.  mit  1.479 

Depeschen 

Tamopol  .    . 

y* 

1.032 

» 

Tamöw 

n 

1.583 

r» 

Yicenza     .     . 

n 

1.110 

n 

Laibach 

n 

1.657 

1» 

Gratz    .    .    . 

» 

1.187 

» 

Padua  . 

n 

1.670 

» 

Peterwsrdein 

n 

1.202 

« 

Bergamo  . 

» 

1.725 

T» 

Bodenbach 

« 

1.231 

n 

Mantua 

f» 

1.789 

.. 

Innsbruck 

n 

1.234 

ri 

Brescia 

» 

1.853 

1» 

Udine   .     .     . 

« 

1.248 

» 

Linz      .     . 

» 

1.856 

rt 

Agram      .     . 

1» 

1.306 

n 

Szegedin 

■       •       n 

2.130 

Tl 

Onora      .     . 

n 

1.307 

n 

Brunn  . 

« 

2.286 

»» 

Trient  .    .    . 

n 

1.413 

n 

Fiume  .     , 

« 

2.295 

« 

Cseniowitz    . 

» 

1.417 

•  n 

Presshurg 

« 

2.412 

n 

Die  hierfür  entiUleneD  Oebüiren  «degeii  von  latkaOG  fl.  aiil 
741.233  fl.  S  somii  um  492  Perooile.  Was  den  intemalioDalen  Vei^ 
kehr  anbelangt,  ao  erhöhte  neli  die  Zahl  der  angdcominenen  und 
tianntireDden  Staats -Depeadic»  im  Jahre  1856  von  4.8G0  des  on- 
mittelbar  yoransgegpui^nen  Jahres  1855  mit  301.683  Worten  auf 
8.223  mit  368.32^  Worten,  und  jene  der  Privat -Depeschen  von 
39.127  mü  030.807  Worten  auf  70582  mit  1,774.760  Worten,  so 
dass  bei  der  letsteren  Kategorie  die  Steigerung  beinahe  einer  Vel^ 
dofiplung  gleich  kam. 

$.  15. 

13.    Communications-Anstalten  (Poetverwaltong). 

Vor  dem  Jahre  1848  wurde  die  Postanstalt  zunächst 
Ton  dem  finanziellen  GeslchtspuncCe  unter  der  Leitung  der 
allgemeinen  Hofkammer  verwaltet  und  das  Postgefftll  unter 
die  indirecten  Steuern  gereiht.  Seitdem  im  Jahre  1848  das 
Handels-Ministerium  geschaffen  worden  ist  und  alle  Ver- 
kehrsanstalten unter  dessen  Leitung  gelangten ,  wurden  auch 
die  Postanstalten  von  der  Finanz -Verwaltung  ausgeschieden 
und  den  Verkehrsanstalten  beigezählt.  Hiermit  war  der  Zei^ 
punet  gekommen,  wo  die  volkswirthschafUiche  Bedeutung  der 


Temesvdi' 

mit  2.530  Depeschen  ' 

Pest      .     . 

.  mit  8.754  Depeschen 

Semlin 

.     „    2.6:)5 

«* 

Venedig    . 

.     .,    9.048 

Krakan 

.     „    2.937 

n 

Mailand     . 

.     ,    9.500 

Lemberg  .     . 

^    3.309 

w 

Triest  .    . 

^  23.068          w 

Verona 

.     ^    3.802 

«1 

Wien    .     . 

n55.«» 

Prag     .    . 

.    r,    5.648 

n 

*  Die  üUnnahmen  der  Telegraphen -Anstalt  vertheiJen  sich  auf  folgende 
Rubriken : 

BeforderungB-Qebühren   123.545  U.  ,   Pöst-Porto 2.243  Ü. 

Collaüonirungs-      „       .     2.362  ^    [  Staffeten 10.316  ^ 

Vervielfältigunga-  ,  331   „    ,   Botenlöhne 2.436  « 

Unter  diesen  Posten  sind  aber  die  den  auswärtigen  Gesandtsehaften^ 
dann  der  priv.  Staats- Eisenbahn -Gesellschaft  bei  der  Aufgabe  ihrer  De- 
peschen  creditirten  Beförderungsgebühren  nicht  mitbegriffen,  und  ebenso- 
wenig die  noch  zu  gewärtigenden  Einnahme- An theile  von  auswärtigen  Tele- 
graphen-Verwaltungen (mit  Berücksichtigung  der  Ani^be-Anlheile),  welche 
Einnahmsposten  mit  beiläufig  öO.OOO  II.  in  AnsaU  gebracht  werden  können« 
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PostanstaVt  ihrem  ganzen  Umfange  nach  erkannt  wurde,  und 
"vwo  man  sich  bestrebte^  die  in  anderen  Staaten  kurz  vorher 
in  diesem  Verwaltungszweige  eingetretenen  Reformen,  na- 
mentlicb  durch  Vereinfachung  des  Dienstes  und  Ermässigung 
der  Taxen ,  auch  nach  Oesterreich  zu  Qberfatigen.  Vor  Allem 
musste,  wie  in  anderen  Abtheilungen  der  öffenlliebra  Ver- 
^vraltung,  Gleichförmigkeit  der  Gesetzgebung  erzielt  werden, 
indem  das  in  den  übrigen  Eronländern  bereits  bestehende 
Postgesetz  auch  auf  die  ehemals  ungrischen  Eronländer 
sammt  der  Militfirgränz^  ausgedehnt  wurde.  Gleichzeitig  er- 
folgten die  Reformen  im  inneren  Postdienste.  Die  Anzahl 
der  Postanstalten,  namentlich  in  den  ungrischen  Lftndem, 
wurde  mit  nicht  unbeträchtlichem  Aufwände  ansehnlich  ver* 
mehrt;  ein  neues  Gesetz  vereinfachte  dep  Brief^ost-Tari^ 
ermässigte  dessen  Sätze,  und  führte  das  allenthalben  sich 
bewährende  Marken-System  ein ,  ein  anderes  Gesetz  verbe«^ 
serte  in  gleicher  Weise  das  Fahrpost -Wesen.  Der  Versen- 
dung der  Zeitungen  wurde  eine  besondere  BegOasttguag 
gewährt,  deren  Rückwirkung  sich  durch  einen  alle  Erwarr 
tung  Obersteigenden  Aufschwung  in  der  Versendung,  ins« 
besondere  der  inländischen  Zeitungen,  äusserte.  Dem  Grund* 
satze  entsprechend ,  dass  die  Postanstalt  vor  Allem  bestimmt 
sei,  den  Verkehr  zu  fördern,  wurde  die  Vermittlung  der-: 
selben  auch  für  den  kleinsten  Geldverkehr  auf  eine  erleich- 
ternde Weise  durch  die  Einführung  der  Geldanweisungen 
zugänglich  gemacht,  sowie  andererseits  durch  die  Einfüh- 
rung der  Post-Ambulancen  auf  den  Eisenbahnen  der  Brief- 
verkehr in  der  Richtung  von  und  nach  der  Reichs-Haupt« 
Stadt  auf  fühlbare  Weise  gefördert  ward. 

Gleichwie  aber  der  Verkehr  nicht  in  die  Gränzlinien 
irgend  eines  Staates,  wie  weit  er  auch  reiche,  sich  einengen^ 
lässt,  musste  auch  für  die  Erleichterung  des  Postverkehres 
über  die  Staatggränze  hinaus  Sorge  getragen  werden.  Das 
Princip  der  Association  machte  sieh  hierbei  in  der  höchsten 
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Potens  geltend,  und  der  österreichischen  Regierung  gebohrt 
der  Ruhm,  iu  Gemeinschaft  mit  Ptenssen  den  deutsch-öter- 
reichischen  und  fost  gleichzeitig  den  österreichisch-italieni- 
schen Postverein  iu  das  Leben  gerufen  zu  haben,  durch 
welche  Vereinbarungen  ein  Postgebiet  geschaffen  wurde, 
welches  von  der  neapolitanischen  Gränze  bis  an  die  Nordsee 
und  von  der  französischen  Gränze  bis  an  den  Bosporus  reicht 
Es  mag  als  ein  Beweis  für  die  Angemessenheit  der  Bestim- 
mungen der  österreichischen  Postgesetze  gelten ,  dass  sie  dem 
Verkehre  mit  allen  postirerdnten  Staaten  zum  Grunde  gelegt 
wurden  und  nunmehr  fost  für  ganz  Mittel-Europa  maas^e- 
bend  sind.  Auch  über  den  Umfong  dieses  ausgedehnten 
Postgebietes  hinaus  wurde  durch  Postvertrfige  mit  beinahe 
allen  europäischen  Regierungen  eine  Verbesserung  und  Be- 
schleunigung des  Postverkehres  angestrebt  So  macht  sich 
der  Geist  der  Neugestaltung,  welcher  alle  Pulsadern  des 
neu  gekräftigten  Staates  belebt,  auch  auf  diesem  Gebiete 
kennbar,  und  Oesterreich,  dessen  charakteristisches  Kenn- 
zeichen man  vordem  in  der  Abgeschlossenheit  und  Unbe- 
weglichkeit  gewahren  wollte,  ist  der  Staat,  welcher  in  den 
materiellen  Verbesserungen  sowie  in  der  Auffassung  der 
reformatorischen  Richtung  unseres  Zeitalters  den  Impuls  er- 
theilt  und  die  benachbarten  Staaten  nach  sich  zieht. 

Das  für  die  deutschen ,  elavisehen  und  italienificheu  Kronlftnder 
am  5.  November  1837  erlassene  Postgesetz  erhielt  seine  Anwendung 
fllr  den  Gesammtumfang  der  Monarchie  durch  das  Postgesetz 
für  Ungern  sammt  der  Wojwodschaft,  Kroatien,  Slavonien,  Sie- 
benbürgen und  der  Militärgränze  vom  26.  December  1850,  wodurch 
seine  Bestimmungen  auch  Air  die  letztgenannten  Kronländer  vom 
1.  Februar  1852  an  in  Wirksamkeit  gesetzt  wurden. 

Die  Zahl  der  Postämter  und  Post-Expeditionen  wurde 
seit  dem  Jahre  1849  beträchtlich  vermehrt,  namentlich  in  jenen 
Kronländern,  in  welchen,  wie  in  Ungern,  Siebenbürgen  und  Gali- 
zien,  dieser  Dienstzweig  früher  mangelhaft  bestellt  war.  Zu  Ende 
1856  betrug  die  Anzahl  der  mit  Beamten  bestellten  Postämter  109, 
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jene  der  Pöstämtei'^  mit  welchen  Post  -  Stationen  (FahrpöBt-Anstulten) 
vereinigt  sind,  1.069,  jene  der  blossen  Post- Stationen  219  und  jene 
der  Post* Expeditionen  (blosse  Briefbeförderongs«  Anstalten)  1.211^  . 
zusammen  im  Umkreise-  der  Monarchie  2.608  Postanstalten  *•  Hier» 
von  bestanden  im  Jahre  1849  nur  1.800,  zu  welchen  seither  mehr 
ak  800  neu  errichtete  katnen;  ausserdem  wurde  die  Zahl  der  Briefe 
Sammlungen  in  Wien  auf  10,  jene  der  einlachen  Briefkästen  auf 
114  festgestellt,  und  mehrmaliges  Einsammeln  der  Briefe  an  jedem 
Tage  eingeiilhrt  Die  OesammÜfinge  der  Strassen,  auf  denen  perio^ 
dische  Post-Gourse  eingerichtet  sind,  beträgt  7.767  Meilen.  Auf 
eine  Verbesserung  des  Postdienstes  zielt  die  neuerKeh  erflossene 
Dienstes-Instruction  für  die  Post-^Stationen  sowie  die EinAlhrung 
des  Postillons- Dienstbuches  ab\ 

Ein  neuer  Briefpost-Tarif  trat  mit  1.  Juni  1850  in  Wirk* 
ssamkeit,  womit  zugleich  das  System  der  Briefmarken  eingeführt 
wurde.  Demselben  gemäss  bestehen  drd  Taxstufen  von  3  kr., 
6  kr.  und  9  kr.  ftir  den  einfachen  Brief^  je  nachdem  derselbe 
auf  eine  in  gerader  Linie  berechnete  Entfernung  von  nicht  mehr 
als  10  Meilen,  von  mehr  als  10  bis  20  Meilen  oder  von  meht 
als  20  Meilen  versendet  wird;  nur  Air  Briefe,  welche  im  eigene^ 
Bestellungsbezirice  des  Postamtes  abgegeben  werden,  ward  diö 
einfache  Taxe  auf  2  kr.  festgesetzt.  Das  Gewicht  des  einfachen 
Briefes  (früher  zu  einem  halben  Wienex  Lothe  angenommen)  be^ 
trägt  nunmehr  ein  Wiener  Loth  und  die  Taxe  wird  so  oft  abge^ 
nommen,  als  der  Brief  Lothe  (den  Bruchtheil  für  ein  ganzes  berech- 
net) wiegt  Für  Kreuzbandsendungen,  d.  i.  hauptsächlich  für  Druek-^ 
fichriften,  besteht  ohde  Unterschied  der  Entfernung  die  Taxe  von 
einem  Kreuzer  für  das  Loth;  bei  Waarenproben  und  Mustern  wird 
für  je  2  Loth  das  einfache  Brief- Porto  berechnet  Alle  Brief- 
sendungen  sollen  bei  der  Aufgabe  mittelst  Aufklebung  der  ent^ 
sprechenden  Marken  frankirt  werden;  geschieht  diess  nicht  oder 
sind  die  Sendungen  mit  unzureichenden  Marken  versehen,  so  ist 
von  dem  Adressaten  zu  dem  Porto  ein  Zuschlag  von  3  kr.  für  das 
Loth  zu  entrichten,  Kreuzband-  und  Proben* Sendungen  verlieren 
ausserdem  noch  die  Begünstigung  der  Porto-Ermässigung  und  wer- 
den wie  gewöhnliche  Briefe  taxirt    Für  Zeitungen,  welche  unter 

*  Nebstdem 'bestehen  9  Ambolanoe-Aemter  und  1  Wasserpoet -Amt. 
Die  Ziffern  auf  Seite  58  entsprechen  dem  Stande  ▼cm  Jahre  1855. 
2  Minist.- Verord.  vom  6.  December  1855. 

\  y^*2oerD ig}  Oostenreich^s  Neugestaltung.  30 
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Kreocband  einoeln  abgefertigt  werden,  gekeo  die  für  Kreozbttnd- 
Sendungen  Oberhaupt  festgesetzten  Bestimmungen '.  Die  frOher  be> 
standene  Einrichtung,  womach  die  Prilnumeration  fllr  Zeftnngen 
bei  den  Postämtern  Statt  fand  und  die  Postanstalt  die  VerBendmig 
der  einoelnen  Exemplare  und  die  Verreehnung  der  Gelder  besoif;te, 
wurde  Air  den  inlftndischen  Zeitungsrerkehr  an%ehobeii.  Dies» 
mit  1.  Januar  1861  in  Wirksamkeit  getretenen  Einrichtung  zufol^ 
findet  die  Prttnumeratlon  ohne  Intervention  der  Postanstalt  duidi 
die  Parteien  unmittelbar  b^  den  Redactionen  Statt  Wenn  letstere 
die  Zeitungen  in  der  Art  zur  Absendung  an  die  bezOgliofaen  Post- 
ämbet  vorbereitet  und  geordnet  aufgeben,  dass  sfimmtBche  an  ein 
und  dasselbe  Postamt  zur*  Abgabe  bestimmten  £2xemp1are  einer 
Zeitung  in  ein  einziges  Packet  mittelst  einer  den  Namen  dieses 
Postamtes  tragenden  Schleife  geschlossen  sind,  so  ist  ihnen  die 
Begflnstigung  eingeräumt,  statt  der  Marken  zu  1  kr.  Zeitungs-Marken 
zu  verwenden,  von  welchen  das  Hundert  ihnen  um  1  fl.  abgelassen 
wird,  so  das  je  eine  Marke  auf  %  kr.  zu  stehen  kömmt  \ 

Noch  vor  Regulirung  des  Briei])08t- Wesens  erfolgte  jene  der 
Fahrpost  duieh  den  mit  1.  Januar  1850  in  Whrkbamkeit  getretaMD 
FUirpost- Porto -Tarif.  Nach  diesem  Tarife  wird  ftlr  alle  Sendungen 
ein  Orund- Porto  von  10  kr.  berechnet  Ausserdem  wird  eine  Porto- 
Oebtthr  nach  dem  Werthe  und  dem  Oewiclite  abgenommen,  welche 
Air  jede  100  fl.  vom  Werthe  und  Air  jedes  Pfund  vom  Gewichte 
Air  je  5  Mdlen  mit  einem  Kreuzer,  und,  wenn  die  Entfernung  über 
50  Meilen  beträgt,  Air  jede  weiteren  10  Meilen  mit  1  Kreuzer  be- 
rechnet wird.  Far  Banknoten ,  Wechsel  und  andere  Werthpap«« 
wird  kein  Gewichts-,  sondern  nur  ein  Werth- Porto  at^nommen, 
Air  Goid-  und  Silber -Sendungen  bis  60  fl.  nur  das  halbe  Gewidils- 
und  Werth -Porto,  Air  Papiergeld -S^dungen  bis  SO  fl.  nur  das  halbe 
Werth  -Porto  berechnet  Jeder  Fahrpost  -  Sendung  darf  ein  einfiM^r 
Brief  beigelegt  werden '. 

Bei  Papiergeld -Sendungen  ist  es  der  freien  Wahl  der  FaiteieD 
anheimgestellt,  ob  sie  solche  ofien  oder  verschlossen  zur  Aufgabe 
bringen  wollen.  Bezüglich  der  verschlossen  angegebenen  Sendun* 
gen  liaftet  die  Post-Anstalt  nur  Air  die  richtige  Uebergabe  in  unbe* 
schfidigtem  Zustande,   mit    unverletzten   Siegeln    und   mit  vollem 

*  MiDiat-Verord.  vom  26.  Mars  1650. 
'  Minist -Verord.  vom  12.  September  1^0. 

>  Minist-Erllisse  vom  20.  November  1649,  9.  Juni  1850  und  19.  Novem- 
ber 1654. 
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Gewidite,  ohne  Air  die  Richtigkeit  des  angegebenen  Inhaltes  einzu- 
stehen. Amtliche  Sendungen  dürfen  nur  versehloesen  Eur  Aufgabe 
gebracht  werden.  Den  Postanstalten  wurde  auch  zur  Erleichterung 
des  kleinen  Verkehrs  das  Anweisungs-Oeschäft  in  Beziehung 
auf  minder  bedeutende  Geldsummen  Ikbertragen.  Es  wird  den  Par- 
teien freigestellt,  solche  Beträge  bei  einem  Postamte  mit  der  Be- 
stimmung zu  erlegen,  dass  dieselben  von  dem  Postamte  eines  anderen 
Ortes  an  den  Adressaten  ausbezahlt  werden.  Diese  ursprünglich  auf 
Betrfige  von  50  fl.  beschränkte  Anweisungsbefugniss  wurde  später 
auf  100  fl.  und  sohin  auf  500  fl.  ausgedehnt  Der  Verkehr  mit  solchen 
Geldanweisungen  findet  jedoch  nur  zwischen  den  Postämtern  in  den 
bedeutenderen  Orten  der  Monarchie,  welche  speciell  dazu  ermächtigt 
sind,  Statt.  Für  solche  whrd  die  entfallende  Fahrpost-Porto-Grebühr  mit 
Abrechnung  des  Porto^s  Hir  einen  einfachen  Biief  eingehoben  *. 

Die  Einrichtung  der  fahrenden  Eisenbahn-Postämter 
(Post- Ambulancen)  trat  in  den  Hauptrichtungen  des  in  der  Residenz- 
stadt einmündenden  Eisenbahn -Verkehres  in  Wirksamkeit,  zuerst 
auf  der  Linie  Wien -Oderberg  (neuerlich,  seit  der  Eröflhung  der 
directen  Fahrten  nach  Krakau,  bis  dahin  erstreckt),  dann  auf  jener 
von  Wien  nach  Prag  und  Bodenbach,  endlieh  auf  jener  von  Wien 
nach  Glo^nitz  (später  bis  Mürzzuschlag  ausgedehnt). 

Nachdem  bereits  bei  dem  deutschen  Post-Congresse,  welcher 
fiber  Anregung  von  Oesterreich  und  Preussen  im  Jahre  1847  in  Dres- 
den zusammengetreten  war,  Vereinbarungen  bezüglich  der  Bildung 
eines  deutschen  Postvereines  getroffen  worden,  schlössen  die  ge* 
nannten  beiden  Grossmächte  unterm  6.  April  1850  einen  Vertrag 
fib«r  die  Grundlagen  des  zu  bildenden  deutsch -österreichischen  Post« 
Tereines  %  welchem  die  Regierung  von  Baiem  gleichzeitig  (6«  Apri) 
1850)  und  jene  von  Sachsen  bald  darauf  (15.  Mai  1850)  beitrat^ 
In  Folge  dessen  bildete  sich  der  deutsch-österreichische  Post- 
verein aus,  indem  die  Postverwaltungen  sämmtlicher  übrigen  deut- 
schen Bundesstaaten  sich  jenem  Vertrage  anschlössen,  dessen  Be« 
Stimmungen  im  Zwischenverkehre  der  vier  eben  genannten  Staaten 
mit  1.  Juli  1850  in  Wirksamkeit  traten»  Kraft  der  gettofftven  Verein- 
barungen erlangten  eben  diese  Bestimmungen  Wirksamkeit  in  Mek« 
lenburg-Schwerin  am  1.  Januar  1851,  in  den  fürstlich  Reussischen 
Landen  und  dem  Gebiete  der  fürstlich  Th«m«  und  Ta^is'schen  Post« 

•  Minist. -Veroid.  vom  27.  JaÜ  185a 

>  Aikrböchsie  Entschliessung  vom  29.  April  ISdO. 
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TenralUmg  (ohne  Warieoibefg,  beide  Henen  ond  Nassau)  am  1.  Mai 
1851,  in  HaoBOYer  am  1.  Juni,  in  WOiiembeig  am  1.  September, 
in  Hessen -Dannstadt,  Hessen -Kassel  ond  Nassau  am  1.  October 
desselben  Jahres,  iu  Luxemburg,  Oldenburg,  Braunschweig,  Lttbedc 
und  Hamburg  (welcher  letztere  Staat  bereits  am  1.  Mai  1851  Tor- 
Ifinfig  beigetreten  war)  am  1.  Januar  und  in  den  Hohen»>llem''8ehen 
FarstenthOmem  am  1.  Juni  1852^    Die  AusbOdung  dieses  Vereines 
und  die  Eanfahrung  allgemeiner  Verbesserungen,  sowie  die  Gleich- 
heit der  Gesetzgebung,  ist  dem  zdtweisen  Zusammentritte  der  deut- 
schen Post-Conferenz  vortiehalten,  die  aus  Bevollmächtigten  aDer 
Postverwaltungen  besteht,  welche  Mitgheder  des  deutsch -österreichi- 
schen Pestvereines  sind,  alle  wichtigeren  Beschlasse  aber  nur  mit 
Stimmeneinhelligkeit  lassen  kaun.    Die  erste  deutsche  Po8t-Ck»nfe- 
renz,  welche  im  Jahre  1851  susammentnit,  unterzog  den  Postvereins- 
Vertrag  einer  Revision,  wobei  die  einzelnen  Bestinmiungen  genauer 
b^;r&nzt  und  in  verschiedenen  Beziehungen  vervollständigt  wurden; 
bei  der  zweiten  Post-Confer6nz,  welche  im  Jahre  1855  stattfand, 
wurden  Nachtrags- Bestimmungen   zu  dem  revidirten  Postvereins- 
Vertrage  verabredet,  welche  hauptsfichlich  Anordnungen  über  die 
äussere  Beschaffenheit  und  die  Behandlung  der  Sendungen  wShrend 
des  Transportes  enthalten.    Folgende  sind  die  Hauptbestimmungen 
des  revidirten  Postvereins- Vertrages  vom  5.  December  1851.    Der 
Zweck  des  Vertrages  liegt  in  der  Feststellung  gleichmasager  Be- 
stimmungen filr  die  Taxirung  und  die  postalische  Behandlung  der 
Brief'  und  Fahrpost^Sendungen ,  welche  sich  zwischen  verschiedenen 
sum  Vereine  gehörigen  Postgebieten  oder  zwischen  dem  Vereins- 
gebiete und  dem  Auslande  bewegen.    Das  Vereinsgebiet  erstreckt 
sich  Huf  Deutschland,  mit  Einschluss  von  ganz  Oesteneich  und  ganz 
Preussen,    Jede  Postverwaltung  kann  fttr  ihren  Verkehr  die  Routen 
bdnttt^n^  Vielehe  die  schneUste  Beförderung  darbieten,  sie  kann 
die  internationale  Vereins  ^Correspondenz  über  anderes  Verdnsge- 
biet  einzeln  oder  in  verschlossenen  P&keten  versenden.     Es  be- 
steht die  gegenseitige  Verpflichtung  zur  möglichst  schleun^en  Be- 
ftederung   der   Postsendiu^en ,   sowie   zur   Gewfthrung   ungehin- 
derter Benützung  der  Eisenbahnen  und  fihnlicher  Communications- 
Mittel.    Die  Enti'emung  wird  nach  deutechen  geographischen  Mdlen, 
wovon  15  auf  einen  Grad  geben,  bemeben  ';  die  Gewichtseinheit 


*  Pia  östeneichische  Postmeile  beträgt  4.000  Wiener  Klafter, 
die  deutache  geographiache  Meile  nur  3  9Vl  Wiener  KlaAer  misst» 
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ist  das  Zollpfund  (zu  500  Grammes).   Die  Abrechnung  erfolgt  in  der 
LandesmüDze  des  porto- einhebenden  Postamtes.    Alle  zum  Vereine 
gehörigen  Staatsgebiete  bilden  bezüglich  der  Briefpost  für.  die  inter- 
nationale Vereins -Correspondenz  und  Zeitungs- Spedition  ein  unge- 
theiltes  Postgebiet  Jede  Postverwaltuiig  bezieht  das  Porto  für  die  von 
ihren  Postanstalten  abgesendeten  Briefe^  und  die  Correspondenz  im 
Vereinsgebiete  ist  von  jedem  Transit-Portö  befreit.   Die  Porto-Taxen 
werden  nach  der  Entfernung  in  der  geraden  Unie  bemessen  und 
sind  dieselben,  wie  sie  die  österreichische  Brief- Pprto- Verordnung 
vorzeichnet  (3,  6  und  9  kr.  C.  M.  oder  1,  2  und  3  Siibergroschen 
ftlr  den  einfachen  Brief  je  nach  der  Entfernung,  wobei  das  Gewicht 
des  einihchen  Briefes  auf  ein  Wiener  Loth  oder  y^^^  Zollpfund  ger 
setzt  ^ird);  ebenso  treten  die  österreichischen  Bestimmungen  über 
die  Briefmarkirung,  über  Kreuzband-Sendungen  und  über  Waaren- 
Proben  und  Muster  ein.   Recommandirte  Briefe  müssen  frankirt  sein; 
gehen  sie  verloren,  so  wird  eine  Mark  Silber  als  Entschädigung  ftlr 
jeden  Brief  bezahlt.    Die  Correspondenzen  der  Mitglieder  der  Regen- 
ten-Familien, sowie  jene  in  Staats  «Angelegenheiten  (einschliesslich 
der  Correspondenzen  der  deutschen  Bundes- Versammlung  bis  zu  dem 
Gewichte  von  einem  Zollpfunde)  sind  portofrei.    Die  Vereins -Corre- 
spondenz mit  dem  Auslande  unterliegt  derselben  Behandlung,  wie 
die  internationale  Vereins- Correspondenz;  das  dem  Auslande  zu- 
nächst liegende  Vereins -Postamt,  wohin  die  Correspondenz  gelangt, 
wird  als  Aufgabe -Amt  und  jenes,  wo  sie  austritt,  als  Abgabe- Amt 
angesehen.   Die  transitirende  fremdländische  Correspondenz  mit  ande- 
ren fremden  Staaten  wird  beim  Durchgange  durch  die  Vereinsstaaten 
gleich  der  Vereins-Correspondenz  behandelt     Die  Postverträge  mit 
fremden  Staaten  sollen  nach  Thunlichkeit  erneut  und  in  dieser  neuen 
Fassung  nach  den  Bestimmungen  des  Vereins,  insbesondere  nach 
dem  Grundsatze  der  vollständigen  Reciprocität ,   und  längstens  auf 
die  Dauer  des  Vereines  abgeschlossen  werden.    Die  Postämter  be» 
sorgen  die  Annahme  der  Pränumerationen   auf  die  Vereins,   die 
ctusländischen  Journale,  sowie  deren  Versendung  und   Bestellung, 
-wofür  eine  gemeinschaftliche  Gebühr  erhoben  und  zwischen  dem 
bestellenden  und  dem  absendenden  Postamte  getheilt  wird.    Die  6e« 
btthr  beträgt,  ohne  Rücksicht  auf  die  Elntfemung,  für  die  politischen 
2^eitungen  50  Percent  des  Pränumerations- Preises^  wenn  sie  hier* 
durch  bei  mindestens  sechsmal  die  Woche  erscheinenden  Blättern 
»ich  auf  3— 9  fl.  und  bei  anderen  auf  2—6  fl.  stellt,  bei  nicht- 
politischen   wird    sie   mit  25  Percent  des  Pränumerations- Preises 
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bemessen»  Bei  den  Fahrpost-Sendungen  wird  das  Porto  nach  der  £nt> 
femung  zwischen  den  postalischen  Orfineen  des  Abgang»-  and  des 
Bestimniungs- Ortes  berechnet  Es  wird  ein  Gewidits«- Porto  (dessen 
Minimum  daef  Brief- Porto  ist)  und  ein  Werth- Porto  (für  je  100  fl. 
und  auf  60  Meilen  Entfernung  mit  2  kr.  und  über  50  Meilen  mit  4  kr.) 
erhoben )  wenn  ein  Werth  angegeben  ist  Im  Falle  des  Verhntes 
oder  der  Beschädigung  wird  die  Elntschädigung  nach  Maassgabe  des 
dedarirten  Wertbes  geleistet,  mit  Ausnahme  des  durch  Krieg  oder 
unabwendbare  Folgen  von  Natur-Ereignissen  herbeigeführten  Scha- 
dens; wo  kein  Werth  angegeben  ist,  wird  die  EiUtschädigung  mit 
30  kr.  für  das  Pfund  bemessen.  Bei  jeder  Yereins-Postanstalt  können 
Beträge  bis  zur  Höhe  von  16  fl«  zur  Weiterauszahlung  an  einen  be- 
stimmten innerhalb  des  Vereinsgebietes  wohnenden  Empfänger  an- 
gezahlt werden.  Die  Fahrpost-Sendungen  können  frankirt  oder  un- 
frankirt  aufgegeben  werden.  Die  Dauer  des  Vereines  ist  Ins  Ende 
des  Jalires  1860  festgesetzt;  er  wird  stillschweigend  verlängert,  jedoch 
unter  Vorbehalt  der  einjährigen  Kündigung '. 

Auf  gleicher  Orundlage,  wie  der  deutsch-österreichische,  beruht 
der  nahezu  dieselben  Bestimmungen  umfassende  österreichiseb- 
italienische  Postv'erein,  welcher  zuerst  mit  Toscana  (unter 
Vorbehalt  des  Beitrittes  der  hierzu  eingeladenen  übrigen  italienischen 
Staaten)  unterm  6.  November  1850  abgeschlossen  wurde,  um  dureh 
Ermässigung  der  Porto -Sätze,  Vereinfachung  und  Gleichförmigkeit 
der  Tarife  nicht  nur  den  geistigen  und  commerdellen  Verkehr  zwi- 
schen beiden  Staaten  zu  beleben^  sondern  auch  anderen  Italieni- 
schen Regierungen  Gelegenheit  zu  verschaffen,  ihren  Staatsange- 
hörigen die  grossen  Vortheile  dieser  Erieicliteningen  zuzuwenden. 
Der  Maassstab  der  Entfernung  ist  auch  hierbei  die  deutsche  geo- 
graphische Meile,  und  das  Gewicht  wird  nach  Grammen  berechnet 
Das  Gewicht  eines  einfachen  Briefes  beträgt  höchstens  ein  Wiener 
Loth  oder  l?*/}  Gramme.  In  der  Correspondenz  mit  den  Staaten  des 
deutsch-österreichischen  Postvereins  sichert  Oesterreich  den  italieni- 
schen postvereinten  Staaten  die  Theilnahme  an  allen  jenen  Vor- 
theilen  zu,  deren  sich  die  österreichische  Correspondenz  selbst  er- 
freut Der  Vertrag  wurde  auf  ftinf  Jahre  abgeschlossen,  doch  kann 
seine  Dauer  verlängert  werden,  wenn  nämlich  keine  Aufkündigung 
erfolgt.   Diesem  österreichisch-italienischen  Postvereine  traten  Parma 

1  Allerhöchster  Erlass  roin  17.  März  1652. 
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tinteim  17«  September,  Modena*  untenn  29.  Oeüiber  1851^  der  Kirehen- 
etaat  unterm 30.  März  1852  (letzterer mit  einigen  ModilicaticHiett)  bei'. 
Der  Postverkehr  mit  Sardinien  wurde  gleichfalls  durch  die  lieber- 
einkommen  vom  28.  September  1853  und  23.  Juli  1856  neu  geregelt '. 
Ebenso  erfolgte  der  Abschluss  von  Postverträgen  mit  Griechenland 
unterm  9.  December  1850,  mit  den  Niederlanden  in  Bezug  auf  die 
Belbrderung  der  indischen  Post  über  Triest  und  Alexandrien  unterm 
19.  December  1851^  mit  der  Schweiz  unterm  26.  April  1852,  mit 
Spanien  unterm  30.  April  1852,  endlich  mit  Russland  unterm 
5.  Mai  1854  und  mit  Frankreich  untenn  3.  September  1857  ^ 
Auch  mit  der  Gesellschaft  des  österreichischen  Lloyd  wurde  ein 
Vertrag  in  Betreff  des  See -Transportes  der  Briefe  und  Fahr- 
post-Stücke  uuterm  9.  Juli  1851  abge6ehk)88en  ^  Die  Vertrags^ 
mfissigen  Bestimmungen  über  postalische  Gegenstände  erstrecken 
sich  aber  noch  viel  weiter;  denn  Preussen  hat  mit  den  Nieder- 
landen, mit  Belgien,  mit  Grossbritannien,  mit  Schweden  und  Nor- 
wegea  und  mit  Dänemark  Postverträge  auf  Grund  des  deutsch- 
österreichischen  Post -Vereines  abgeschlossen,  welche  selbstverständ- 
lich auch  für  den  Verkehr  dieser  Länder  mit  Oesterreich  maassgebend 
sind '.  Die  Bestinimungen  dieser  Verträge  gehen  meist  dahin,  den 
Briefverkehr  möglichst  zu  beschleunigen  ^  die  diesem  en^egenstehen- 
den  Hindemisse  zu  beseitigen,  und  die  gegenseitige  Abrechnung  zu 
vereinfachen;  im  Uebrigen  wird  von  jedem  der  vertragschliessen- 
den  Theile  das  Porto  nach  dem  eigenen  Tarife  fortan  eingehoben. 
Sehr  wichtig  dem  bisher  in  Frankreich  festgehaltenen  Systeme 
gegenüber  ist  die  Festsetzung  der  Binhdt  des  Briefgewichtes  mit 
10  Grammes  (=  Vi«  Wiener  Loth)  und  des  Porto^'s  in  der  Richtung 
nach  Frankreich  und  Algerien  mit  14  kr.,  in  der  entgegengesetzten  mit 

'  Parma  und  Modena  hatteo  bereits  am  3,  Juli  1849  mit  Oesterreich 
änen  Postvertrag  abgeschlossen. 

'  AUerhöchste  Erlässe  vom  30.  November  1850,  30.  October  1851, 
17.  December  1851  und  30.  Apnl  1852. 

'  MiDist-Erlass  vom  1.  Februar  1853,  Allerhöchste  Entschliessiing 
vom  5.  November  1853,  und  Min.-Erlass  vom  1.  Juli  1857. 

*  Hiaist.*£rlass  vom  8.  Februar  1851^  AHerhöchste  Entschliessungen 
vom  29.  Januar  und  21.  Juni  1852,  Minist.  -  Erlass  vom  18.  December  1853 
und  Allerhöchste  Entschliessungen  vom  24.  Juni  1854  und  vom  18.  Oct.  1857. 

*  Minist -Erlass  vom  20.  Juli  1851. 

*  Erlass  der  General -Directiou  für  CommoDieationen  vom^.  Mai  1851, 
MJDist.-£rlä08e  vom  äo.  März  and  2%.  Juni  1852,  dann  vom  19.  Januar  1854. 


60  CeDtimes  (mit  4  kr.  oder  20  Cent.  Zuschlag  für  einea  nidit* 
Iniikirteii  BrieOi  ^^^  Becommaiidatioiis- Gebühr  mit  12  kr.  oder 
50  Cent.,  mdlich  in  der  Feststellung  der  Gewichtseinheit  Hir  Pakete 
von  peiiodificfaen  Druckacfariften  mit  45  Grammes,  von  anderen 
fnit  15  Grammes  (Ober  Sardinien  mit  40  Grammee),  und  der  ent- 
sprecheDden  PcHrto-THixe  mit  3  kr.  oder  15  Cent.  Auch  wurde 
bei  unvoUstandiger  Frankirung  die  Beachtung  des  Werthes  iler 
verwendeten  Harken  zugestanden. 

Der  grosse  Aufschwung  der  österreichischen  Postanstalt  in  den 
letetverflossenen  Jahren  spricht  sich  am  deutlichsten  darin  aus,  da^s 
die  Biiefettfgabe,  welche  im  Yerwaltungs- Jahre  1848  nur  20,754.288 
Stocke  umfasste,  im  Yerwaltungs- Jahre  1856  auf  53,707j600  stieg, 
während  der  Verkehr  der  Fahrpost,  wekher  im  Yerwaltungs- Jahre 
1848  36J824  Centner  Frachten  und  218^71  j612  fl.  Geldsendungeo 
für  Private  umfasste,  im  Yen^^altungs- Jahre  1856  auf  84.504  Cent» 
ner  Fmchten  und  652,627.120  fl.  Geldsendungen  sich  erhob,  und 
nur  die  Zahl  der  beförderten  Passagiere  in  Folge  der  zahirdcben 
Eäsenfaahn.En&finungen  von  240.438  auf  219.931  sank. 

§.  16. 

14.    Landwirthschaft,  Forst-,  Berg'  und  Hfittenwesen. 
(Unterrichts-  and  wissenschafUiche  Anätzten  für  sämmtlicfae  Zweige  der 

Urproduistion.) 

Die  (jruDdlage  des  gesaoimten  volkswirthschaftlichen 
Lebens  ist  ailenihalben  die  Land wirthschail; ,  welche  aber  in 
Oesterreich,  dessen  weit  ausgedehnte  fruchtbare  Landschaften' 
unter  wechselnden  Himmelsstrichen  den  Hauptreichthum  sei- 
ner Bewohner  bildep,  nur  erst  zum  Theile  auf  der  SUita 
rationellen  Betriebes  steht.  Ebenso  bietet  der  Bergbau  in 
Hast  allen  seinen  Zweigen,  in  Eisen  und  Kohlen,  in  edlen 
Metallan,  Quecksilber  und  Kupfer,  eine  reiche  Ausbeute  dar, 
deren  Benüt^sung  und  bezüglich  des  trefflichen  Eisens  die 
Verarbeitung  durch  das  Hüttenwesen  noch  grosser  YerTolI- 
kommnung  fähig  ist.  Die  Neugestaltung  des  Reiches,  ins- 
besondere die  Grundentlastung  iti  ihrer  weitesten  Bedeutung, 
so  wie  die  Aufhebung  mehrfacher  gesetzlicher  Beschrän- 
kungen   musste    namentlich    in    diesem    l^aohe   gewaltige 
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Veränderungen  hervorbringen ,  und  die  Einführung  verbessert 
ter  Wirthschafts-Methoden^  sowie  die  vermehrte  Anwendung 
der  Wissenschaft  auf  die  Steigerung  der  Produetion  im  Ge- 
folge haben. 

Vor  Allem  aber  that  es  Noth,  die  faauptsAchlichste  Be- 
dingung einer  nachhaltigen  Verbesserung  der  Bewirthschaf- 
tung  durch  die  zweckmfissigere  Einrichtung  und  grössere 
Ausdehnung  des  land-  und  forstwirthschaftlichen ,  so  wie  des 
berg-  und  hüttenmännischen  Unterrichtes  herbeizuführen. 

Bei  dem  frUlieren  Systeme  des  öffentlichen  Unterrichtes 
war  auf  den  praktischen  Unterricht  in  den  einzelnen  Zwdgen 
der  volkswirthschaftlichen  Beschäftigung.,  insbesondere  durch 
Lehranstalten,  welche  mit  dem  wirklichen  Betriebe  in 
unmittelbarer  Verbindung  stehen,  nicht  ausreichende  Rück- 
sicht genommen,  wenngleich  einzelne,  zum  Theile  sehr 
umfassende  Anstalten,  wie  z.  B.  jene  in  Schemnitz,  dafür 
bestanden.  Neuerlich  wurde  diesem  Fache  grössere  Auf- 
merksamkeit gewidmet,  der  praktische  Unterricht  auf  alle 
einzelnen  Hauptabtheilungen  der  volkswirthschaftlichen  Be- 
schäftigung ausgedehnt  und  thunlichst  nach  dem  wechselnden 
Bedürfnisse  des  höheren  wissenschaftlichen  Unterrichtes  und 
der  einfach  praktischen  Unterweisung  abgestuft.  So  erhielt 
die  Landwirthschaft  ein  CentraMnstitut  in  der  k.  k.  höheren 
Lehranstalt  zu  Ungrisch- Altenburg,  die  Forstwirthschaft  in 
der  reorganisirten  k.  k.  Forstlehranstalt  zu  Maria-Brunn ,  der 
Bergbau  und  das  Hüttenwesen  Provinzial-Institute  in  den  k. 
k.  montanistischen  Lehranstalten  zu  Przibram  und  Leoben. 
Gleichzeitig  ward  auf  den  Unterricht  der  kleineren  Land-  und 
Forstwirthe,  insbesondere  in  den  Kronländern  Oesterreich  unter 
der  Enns,  Steiermark,  Erain,  Oörz,  Böhmen,  Mähren,  Galizien 
und  Kroatien,  fürgedacht.  Wurde  dadurch  für  den  rationellen 
Betrieb  dieser  Beschäftigungen  in  der  nächsten  Zukunft  und  die 
entsprechendere  Ausbeute  des  fruchtbaren  und  an  minerali- 
schen Schätzen  so  reichen  Bodens  der  österreichischen  Länder 
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gesorgt,  80  konnten  in  Folge  der  gewährten  Möglichkeit ,  sich 
die  erforderlichen  Kenntnisse  zu  verschaffen,  die  Anforde- 
rungen an  die  Candidaten  für  Staats-Bedienstungen  nam^it- 
lieh  in  dem  wichtigen  Forstfaehe  gesteigert  und  dieselben 
einer  Prüfung  je  nach  ihrem  künftigen  Berufe  unterzogen 
werden.  Die  segensreiche  Anwendung  der  Wissenschaft  auf 
das  praktische  Leben  in  den  weitesten  Kreisen  der  Landes- 
Cultur  zu  vermitteln,  ist  die  k.  k.  geologische  Reichsanstalt 
berufen,  eine  Anstalt,  welche  an  Grossartigkeit  der  Anlage 
und  an  Fülle  der  Leistungen  keinem  >  anderen  ähnlichen 
Institute  nachsteht  und  hauptsächlich  dazu  beigetragen  hat, 
die  Aufmerksamkeit  der  heranwachsenden  Generation  auf 
das  Studium  der  geologisch-mineralogischen  Wissenschaften 
zu  leiten.  Die  Wichtigkeit  dieser  umfassenden  und 'gut  ge- 
leiteten Anstalt  wird  aber  noch  mehr  hervortreten,  wenn 
die  geologische  Durchforschung  sich  über  ein  grösseres  Ge- 
biet ausgedehnt  und  der  gegenwärtig  weit  vollständiger  und 
zweckmässiger  als  früher  betriebene  Unterricht  in  den  Na- 
turwissenschaften an  den  Gymnasien  und  Realschulen  die 
Jugend  für  die  praktische  Ausübung  derselben  mehr  heran- 
gebildet haben  wird.  Schon  gegenwärtig  aber  bietet  neben 
den  vorzüglich  geordneten  Sammlungen  des  Hof-Katuralien- 
Cabinetes  die  geologische  Reichsanstalt  einen  der  Anzie- 
tiungspuncte  für  den  wissenschaftlich  gebildeten  Fremden 
dar,  welcher  in  der  Residenz  des  Kaiserstaates  belehrende 
Anregung  sucht.  Die  geologische  Reichsanstalt  unterstützend, 
wirken  die  neu  entstandenen  geognostisch-montanistischen  Pro- 
vinzial- Vereine  in  Gratz,  Hall,  Joachimsthal,  Brunn  und  Pest. 
Die  für  die  E]örderung  der  Landes-Cultur  Ihätigen  Land- 
wirthschafts  -  Gesellschaften  nahmen  an  Zahl  zu  imd  ver- 
mehrten ihre  Mitglieder;  in  noch  umfassenderer  Weise  aber 
bildeten  sich  Vereine  für  die  Forst-Gultur,  wie  der  Reichs- 
Forstverein,  jener  für  die  Alpenländer,  dann  die  Forstverdne 
zu   Lambach,   Gratz,    Prag,   Brunn    und   Pest,   wie   auch 
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besatjdere  Vei-eine  flir  Wein-,  Seiden-  und  Gartenbau  ih'd 
Leben  traten.  Für  die  Zucht  der  Hausthiere  sorgen  beson- 
dere Abtheilungen  einzelner  Landwirthschafts-Gesellschaften, 
und  die  Ueberwachung  in  der  Pflege  derselben  vermitteln 
Thierarznei-Institute,  von  denen  jene  zu  Wien  und  Pest  eine 
Umbildung  erhielten. 

In  Bezug  auf  die  Ertheilung  des  landwirthschafllichen ,  forst- 
und  bergmännischen  Unterrichtes  und  des  Einflusses,  welchen  die 
bezüglichen  Ministerien  darauf  nehmen ,  wird  zwischen  Volksschulen, 
Ackerbau-,  Forst-  und  Berg-Scthulen,  Universitäten  und  technischen 
Schulen  unterschieden. 

Die  Volksschulen,  in  welchen  der  auf  Landes -Cultur  bezügliche 
Unterricht  nur  vermittelst  der  Lehrbücher  gegeben-  werden  kann, 
unterstehen  dem  Ministerium  des  Unterrichtes,  doch  sollte  das  Mini> 
sterium  ftir  Landes -Cultur  Einfluss  auf  die  Abfassung  dieser  Lehr- 
bücher nehmen.  Die  Ackerbau-,  Berg-  und  Forstschulen,  wenn 
ihre  Organisation  auf  den  unmittelbaren  Zusammenhang  dieser 
Schulen  mit  dem  wirklichen  Betriebe  gegründet  wurde,  unterstan- 
den dem  Ministerium  illr  Landes -Cultur  und  Bergwesen.  Doch  soll 
keine  Veränderung  in  dem  Organismus  dieser  Schulen  eintreten^ 
ohne  dem  Unterricht« -Ministerium  Gelegenheit  zu  geben,  die  Inter- 
essen der  ihm  unterstehenden  vorbereitenden  Schulen  und  die  Har- 
monie des  gesammten  öffentlichen  Unterrichtswesens  rechtzeitig  dabei 
zu  vertreten.  Auch  wird  letzteres  in  steter  Kenntniss  über  den  Be- 
stand und  über  die  Erfolge  dieser  Schulen  erhalten,  damit  es  in 
jedem  Momente  den  Zustand  des  gesammten  öflentliehen  Unterrichtes 
zu  überblicken  vermöge.  Die  Universitäten  und  technischen  Schulen 
unterstehen  in  allen  ihren  Bestandtheilen  dem  Ministerium  des  öffent- 
lichen Unterrichtes.  Bei  Besetzung  der  bestehenden  Lehr -Kanzeln  der 
Landwirthschaft,  des  Berg-  und  Forstwesens  sollte  es  vorläufig  dea 
Kath  des  Ministeriums  für  Landes -Cultur  und  Bergwesen  einholen  *, 
Nach  der  Auflösung  des  Ministeriums  für  Landes -Cultur  und  Berg^ 
Wesen  theilte  sich  der  Ressort  desselben  unter  die  Ministerien  des 
Innern  und  der  Finanzen. 

Die  bestandene  erzlierzogliche  landwirtiischaftlicheLehr^ 
anstalt  zu  Ungrisch-Altenburg  wurde  in  eine  k,  k.  höhere 
landwirthschaflliche  Lehranstalt  umgewandelt,  und  diese  an  die  Spitze 

'  Miuist.-£Ha88  vom  9.  Jnni  1849. 
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der  landwlrthschaftlich- technischen  Lehranstalten  in  Oesterreich  ge- 
stellt. Das  Institut  unterstand  unmittelbar  dem  Ministerium  für  Lan- 
des «Cultur  upd  ist  gegenwärtig  dem  Ministerium  des  Innern  zuge- 
wiesen. Die  Leitung  und  Verwaltung  der  Anstalt  ist  einem  Director 
übertragen  (dem  aus  dem  landwirthschaftlichen  Institute  zu  Hohen- 
heim  berufenen  rtlhmlicli  bekannten  Oekonomen  Dr.  Pbbst),  welchem 
zur  Berathung  der  Studien -Angelegenheiten  und  zur  Entscheidung 
über  bedeutendere  Disciplinar-Fälle  der  Studirenden  das  Lehrei^ 
Collegium  zur  Seite  steht.  Die  Hilfsmittel  des  Institutes  für  Unter- 
richt und  Belehrung  bestehen  zum  Theile  in  wissenschaftlichen  Samm- 
lungen und  Anstalten,  zum  Theile  dienen  dazu  bezüglich  der  prak- 
tischen Anschauungen  und  Demonstrationen  die  der  Güter- Admini- 
stnition  Sr.  kais.  Hoheit  des  Erzherzogs  Albrecht  untergeordneten 
Wirthschaften  mit  allen  ihren  Zweigen:  der  Acker-,  Wiesen-,  Wein- 
und  Holz-Cultur,  der  Viehzucht,  den  landwirthschaftlich- technischen 
Gewerl)en  etc.  Die  Verwaltungen  dieser  Wirthschaften  get)en  dem 
Institute  Kenntniss  über  alle  vorkommenden  wichtigeren  Geschäfte 
und  Vorfmie,  und  theilen  demselben  wöchentlich  den  Arbeitsplan 
mit,  so  dass  die  Studirenden  Gelegenheit  finden,  uuter  Anleitung 
ihrer  Lehrer  sich  praktisch  mit  den  bezüglichen  Wirthschaftszweigen 
bekannt  zu  machen.  Auch  ist  eine  unmittelbar  unter  der  Instituts- 
Leitung  stehende  Versuchswirthschafl,  mit  Weinbergen,  Maulbeer- 
Pflauzungen  und  Obstbaum -Schulen  versehen,  der  Belehrung  der 
Studirenden  gewidmet ;  der  Flächenraum  derselben  wurde  jüngsthin 
auf  Allerhöchste  Anordnung  von  60  auf  200  Joch  vergiössert  Der 
Lehrplan  ist  auf  einen  zweijährigen  Curs  berechnet,  doch  kanu 
mit  jedem  Halbjahre  der  Eintritt  und  Austritt  erfolgen.  Die  vorzu- 
tragenden Lehrgegenstände  theilen  sich  in 

a)  Hauptfächer:  Pflanzen -Productionslehre,  Thier-Produc- 
tionslehre,  landwirthschaflliche  Technologie,  Betriebslehre  mit  einer 
die  Grundlehren  der  National -Oekonomie  umfassenden  Einleitung, 
Forst- Wirthschaftslehre  mit  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  des  Land- 
wirthes ,  Thierheilkunde ; 

b)  Hilfs-  und  Nebenfächer  mit  ausschliessender  Be- 
ziehung auf  die  Landwirthschaft :  Physik,  Chemie,  Mine- 
ralogie, Botanik,  Zoologie,  Mathematik  und  Geometrie,  Mechanik, 
Baukunde  und  Zeichnen. 

Nur  solche  junge  Männer  werden  als  Zöglinge  bei  der  Anstalt 
aufgenommen,  welche  die  ftlr  richtige  Auffassung  der  wissenschaft- 
lichen Lehrvorträge  erforderliche  Vorbildung  erworben  und  hinläng- 
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liehe  Reife  dee  Charakters  gewoDoen  haben«  In  der  Regel  wird 
auch  verlangt^  dass  der  Eintretende  bereits  eine  praktische  Unter- 
weisung in  der  Landwirthschaft  erhalten  hat.  Specielle  Bedingung 
gen  sind:  die  Zeugnisse  über  den  genossenen  höheren  Gymnasial- 
oder Realschul -Unterricht  oder  die  an  höheren  Lehranstalten  ge- 
machten Studien  der  Katjirwissenschaften  und  der  Mathematik,  jene 
über  eine  wenigstens  einjährige  erfolgreiche  praktische  Verwendung 
bei  der  Landwirthschaft,  Sittenzeugniss,  Alter  von  mindestens  17  Jah-^ 
Ten  und  Einwilligung  des  Vaters  oder  Vormundes,  ausser  der  Eintre- 
tende wäre  schon  volljährig,  die  Entrichtung  des  Honorars  für  Unter- 
richt und  Benützung  der  Anstalt,  welches  ftkr  jeden  der  beiden  ersten 
Semester  40  fl.  und  Dir  jeden  der  beiden  letzten  20  fl.  beträgt.  Prüfung 
gen  werden  über  die  stattgehabten  Vorträge  zu  Ende  jedes  Semesters 
abgehalten,  darüber  Zeugnisse  ertheilt,  so  wie  auch  die  DirectioD 
nach  Möglichkeit  .fUr  die  Unterbringung  der  jungen  Männer  in  land- 
wirthschaftliche  Administrationen  besorgt  ist  Das  Ministerium  be- 
willigte für  unbemittelte  Studirende  einen  vollständigen  oder  theil- 
weisen  Honorar-Nachlass;  sechs  erzherzogliche  Stiftplätze  werdaa 
von  Sr.  kais.  Hoheit  Erzherzog  Albrecht  (und  dessen  Rechts -Nach- 
folgern) vergeben.  Das  Lehr -Personale  besteht  aus  vier  ordent- 
lichen Lehrern  (von  denen  einer  als  Stellvertreter  des  Directors 
bezeichnet  wird)  und  zwei  Lehr -Assistenten,  wozu  noch  erforder- 
lichen Falls  besondere  Hilfslehrer  für  einzelne  Gegenstände  und  das 
erforderliche  Grärtner- Personale  etc.  kommen.  Die  2jahl  der  Lehr- 
stunden beträgt  wöchentlich  24  bis  30,  wozu  noch  die  praktischen 
Demonstrationen  auf  den  Betriebsanstalten  und  besondere  Conver- 
satorien  über  landwirthschaftlich- technische  und  verwandte  Gegen- 
stände zu  rechnen  sind  ^ 

Wenn  die  Lehranstalt  zu  Altenburg  dazu  bestimmt  ist,  jungen 
Männern,  welche  sich  eine  höhere  Ausbildung  in  der  Landwirthschaft 
aneignen  woUen,  namentlich  Besitzern  oder  künftigen  Pächtern  und 
Verwaltungs- Beamten  grösserer  Güter  die  Hilfsmittel  zu  einer  zeitge- 
mässen  wissenschafUichen  und  technischen  Bildung  illr  ihr  Fach  zu 
gewähren,  so  wurde  auch  das  Bedüriniss  der  praktischen  Unter- 
weisung im  landwirihschafflichen  Fache  für  die  Bearbeitung  des 
kleinen  Grundbesitzes  und  die  auf  grösseren  Gütern  im  Landbaue 
verwendeten  Dienstleute  erwogen,  für  welche  mehrere  praktische 
Schulen,  grösstentheils  mit  Unterstützung  der  Regierung  und  der 

*  Minist. -Erlass  vom  31.  October  1850. 
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der  AduftMO-Scfaile  tod  Balao  den  Laadwirtben  der  Uatenicht  in 
ezethbeiier  eod  ia  jeaer  za  lidivreni  in  deotalicr  Sptaebe  erthdl 
wild«  Die  Grflndaim:  zweier  famdwirthsciialliidien  Mittel-Infititnte  für 
Vngtm  0lelit  deainftcligt  bevor.  —  Aanerdem  weiden  in  Böhmen 
and  Mifaren  agyicalinr-chfiniwffae  VerBacfa6^8lalionen  enrichtet,  von 
wefefaen  jene  za  Prag  beieito  Ofgamairt  ist,  und  jene  zn  liebwerd, 
Seiiian  ond  Flan  in  Bölunen,  dann  zn  Baitz  in  Mifaien  demnScfast 
org^iiirt  wetden  sollen.  Eine  soldie  Station  wird  aueh  «o  Groesao 
begründet  werden« 

Von  den  fhr  den  Veieiinär-UDterTieht  bestehenden  k.  k.  Thier- 
arznei'Institaten  zn  Wien,  Pest  ondMaihuid  erhielten  die  bei- 
den ersteren  eine  neue  Begelnng  durch  die  Cnterstellang  des  Wiener 
Instilotes  unter  das  (damalige)  Kriegs-Ministerinm  und  die  Erhebung 
des  Pester  Institutes  zu  dner  selbststftndigen  Anstalt  *. 

Für  die  höhere  Ausbildung  im  Forstdienste  besteht  die 
früher  in  dem  Bessort  des  Oberst- Jftgermeister- Amtes  befindlich 
gewesene,  sodann  dem  Ministerium  für  Landes -Cultur,  und  neuere 
lieh  dem  Finanz -Ministerium '  untergeordnete  und  mit  einem  neuen^ 
ihrer  gegenwärtigen  Bestimmung  entsprechenden  Lehrplane  ausge- 
stattete k.  k.  Forst -Lehranstalt  in  Maria-Brunn.  Der  Zweck 
derselben  ist,  junge  Männer,  welche  die  nöthigen  Vorkenntnisse 
besitzen,  in  der  Art  forstlich  auszubilden,  dass  sie  nicht  nur  fbr 
den  untergeordneten  Forst-  und  Verwaltungsdienst  befthigt,  sondern 
ftuch  fbr  jeden  höheren  Forstdienst  vorbereitet  werden. 

Die  eintretenden  ordentlichen  Schüler  müssen  18  Jahre  alt 
sein^  und  das  Ober-Ojmnasium  nebst  dem  Linien -Zeichnen,  oder 
eine  Ober-Bealschule,  oder  die  entsprechenden  Lehrgegenstände  an 
einem  technischen  Institute  mit  gutem  Erfolge  zurückgelegt  haben; 
sie  müssen    der  deutschen  Sprache  hinreichend  mächtig,   gesund 

*  Krlogi*  Hinist. -Verord.  vom  4.  April  1852  und  Hinist -Verord.  vom 
10.  August  1851. 

'  Hinist  «£rUss  vom  24.  October  1849  und  Finanz -Hinist- Erlaas  vom 
30.  April  1852. 
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find.  TOD  körperlicher  Tüchtigkeit  sein.  In  der  Anstalt  wird  wftli- 
rend  eines  zweijährigen  Curses  die  Forstwissenscliaft  in  allen  ihren 
llieilen  mit  steter  praktischer  Naehweisung,  Begründung  und  werk- 
thfttige'r  Uebung  gelehrt,  und  dieselbe  demnach  mit  einer  Forstbe- 
triebdeitung  in  Verbindung  gesetzt. 

Die  Zahl  der  ordentlichen  Schiller  richtet  sich  nach  der  vorhan* 
denen  Räumlichkeit  im  Instituts -Gebäude,  wo  sie  wohnen  müssen; 
sie  sind  verpflichtet,  Semestral-Prfifungen  abzulegen,  und  erhalten  hier* 
über  Studien  "Zeugnisse.  Der  ausserordentlichen  Schüler  dürfen  so 
▼iele  aufgenommen  werden,  als  ohne  Zurücksetzung  der  ordent- 
liclien  zulässig  ist;  sie  müssen  18  Jahre  alt  sein  und  eine  dem 
Unter- Gymnasium  oder  der  Unter- Realschule  entsprechende  Aus- 
bildung haben. 

Der  Lehranslalt  steht  ein  Director  vor,  welchem  zwei  Profes- 
soren und  zwei  Assistenten  zur  Seite  stehen.  Der  Director  leitet 
die  häusliche  Gebarung  und  das  Disciplinar- Wesen;  die  Profes- 
soren besolden  den  Unterricht  (jeder  übernimmt  einen  Jahrgang) 
und  werden  hierin  von  den  Assistenten  unterstützt.  Alle  Ange- 
legenhdten  sind  von  dem  Director  und  den  beiden  Professoren  (im 
Vertretungsfalle  von  den  Assistenten)  zu  berathen.  Die  mit  dem 
Institute  verbundene  Forst- Betriebsanstalt  leitet  der  erste  Professor, 
welcher  in  dieser  Beziehung  der  k.  k.  Forst -Direction  ftlr  Oester* 
reich  unter  der  Enns  untersteht 

Gegenstände  des  Unterrichts  sind:  der  Grundriss  der  Forst- 
Wissenschaft,  die  forstliche  Gewächskunde,  die  Lehre  vom  Wald- 
baue, die  Forstbenützungs- Lehre  und  Forst-Technologie,  die  Forst- 
schutz- und  Forst-Polizei-Lehre,  die  Lehre  von  der  Forstbetriebs« 
Einrichtung,  Forstertrags- Bestimmung  und  Waldwerth- Berechnung, 
das  Forstvermessen,  die  Jagdkunde,  das  Forstplan -Zeichnen. 

An  der  k.  k.  Berg-  und  Forst-Akademie  zu  Schemniti 
wird  ebenfalls  der  höhere  Forst- Unterricht  ertheilt.  Für  die  klei*» 
neren  Forstwirthe  und  das  untergeordnete  Forstverwaltungs-Per« 
sonal  wurden  neuerlich  Privat -Forstschulen  zu  Weisswasser  in 
Böhmen  und  Aussee  in  Mähren  errichtet  erstere  über  Anregung 
der  patriotisch -ökonomischen  Gesellschaft  zu  Prag),  wdche  zu« 
gleich  eine  Unterstützung  von  der  Staatsverwaltung  gemessen. 
Ausserdem  bestehen  Forst-Schulen  zu  Hornegg,  Hohenwang  und 
Gross- Lobmii^  in  Steiermark,  und  der  Forstunterricht  wird  eben- 
falls  in  der  Ackerbauschule  zu  Dublany  in  Galizien  ertheilt. 

Mit  dem  Forstunterridite  stehen  die  Anordnungen  in  Betreff 
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der  StaatsprüfaBgen  für  Forstwirthe  in  Verbindung'.  Die  an  emer 
öflTentUchen  Forstochule  zurückgelegten  Studien  befihigen  nur  zum 
untergeordneten  Forst- Verwaltungsdienste;  die  Beföhigung  zur  selbst* 
ständigen  ForstwirthscbaflsfUhrung  muss  durch  eine  besondere  5f^ 
fentliche  Prüfung  (Staatsprüfung)  dargethan  werden.  Wer  dieaeib^ 
mit  gutem  Erfolge  besteht^  ist  zur  Aufnahme  in  den  Staats-Forsi- 
beamten- Dienst  geeignet.  Für  die  Zulassung  zur  Staats -Forstprü- 
ftmg  ist  erforderlich:  das  Alter  von  22  Jahren^  das  Zeugniss  sitt- 
lichen Wohl  Verhaltens,  die  gut  zurückgelegten  Studien  an  einer 
öffentlichen  Forstschule  sammt  der  hierauf  erfolgten  zweijährigen 
(unter  gewissen  Umständen  einjälirigen)  Verwendung  im  FoHt- 
dienste,  oder  die  Nachweisung  der  für  den  Eintritt  in  eine  öflfent- 
liehe  Forstschule  erforderlichen  Vorstudien,  sammt  einer  AinQäfa» 
rigen  Widmung  zur  Aneignung  der  nötiiigen  forstlichen  Kenntnisee, 
jedenfalls  aber  in  Verbindung  mit  praktischer  Verwendung  und 
wirklicher  Dienstleistung.  Die  Staats -Forstprüfung  wird  von  1850 
an  jährlich  einmal  im  Herbste  an  den  Sitzen  jener  LändersteUan, 
wo  sich  Gandidaten  melden,  abgehalten.  Die  Prüfimgs-Cbmniis» 
sionen  bestehen  aus  drei  Individuen,  welche  jedes  Jahr  von  dem 
Ministerium  für  Landes- Cultur  (gegenwärtig  dem  Ministerium  des 
Innern)  und  zwar  zwei  derselben  über  Vorschlag  der  Landes-Foral- 
vereine,  wo  diese  bestehen,  oder  der  Landwirthschaits-Qesellachaften 
erwählt  werden.  Die  Prüfung  ist  eine  drei&che,  und  besteht 
aus  der  Anfertigung  einer  Abhandlung  über  einen  Facbg^enstand, 
aus  einer  schriftlichen,  unter  Aufsicht  abgelegten,  und  einer  münd- 
heben  öfientlich  stattfindenden  Prüfung.  Die  Candidaten  werden 
hierbei  als  nicht  befä.higt  (in  welcliem  Falle  sie  sich  nach  Verlauf 
eines  Jahres  wieder  zur  Prüfung  melden  können),  als  bef&higt  oder 
als  vorzüglich  befilhigt  erkannt  Nachdem  drei  Jahre  seit  Einfuhr 
rung  der  Staats-Forstprüfungen  verflossen  sind,  dürfen  Forstbeamten- 
stellen  des  Staatsdienstes,  abgesehen  von  der  Beförderung,  nur  an 
solche  Individuen  verliehen  werden,  welche  bei  dieser  Prüfung  als 
befähigt  erkannt  worden  sind.  Die  vorzüglich  beftiiigt  Erkannten 
werden  stets  besonders  berücksichtigt 

Gleichzeitig  wurde  zur  Ausbildung  des  Forstschutz-  und  tech* 
nischen  Hilfs-Personales  eine  Anordnung  getroffen;  dieser  zufolge 
dürfen  in  Zukunft  nur  jene  Forstverwalter,  welche  in  der  Staats- 
prüfung als  befUiigt  erkannt  wurden,   Forstlehrlinge  aufnehmen. 

*  liinist-Verord.  vom  16.  Janaar  1850. 
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Diese  Lehrlinge  müBsen  den  Elementar -Unterricht  genofisen  haben^ 
und  können  nach  einer  mindestenB  dreijährigen  Praxis^  wenn  sie 
20  Jahre  alt  sind»  sich  zur  Prüfung  hinsichtlich  ihrer  Beßlhigung 
für  den  untergeordneten  Verwaltungsdienst  melden.  Diese  Prüfungen 
werden  jährlich  an  den  Sitzen  der  Ereisbehörden  von  besonderen^ 
aus  drei  Commissären  bestehenden  Prüfungs-Commissionen  abger 
Imlten^  welche  in  gleicher  Weise,  wie  die  Staatsprüfungs-Commi»» 
sion,  von  dem  Ministerium  oder  dem  Landes -Chef  ernannt  werden. 
Diese  Prüfungen  sind  öffentlich  und  miindlich;  nach  Maassgabe 
derselben  werden  die  Candidaten  als  nicht  brauchbar,  brauchbar 
oder  sehr  brauchbar  zum  untergeordneten  Verwaltungsdienste  er- 
klärt; im  ersten  dieser  Fälle  kann  der  Candidat  nochmals  zur 
Prüfung  zugelassen  werden. 

Die  Anstalten  itlr  den  montanistischen  Unterricht  er- 
hielten eine  wesentliche  Erweiterung.  Bis  zum  Jahre  1848  bestaud 
hierfiir  als  Staatsanstalt  bloss  die  sehr  umfassende  k.  k.  Berg-  und 
Forst- Akademie  zu  Schemnitz  in  Ungern,  Itir  welche  bezüglich 
der  Aufnahme  der  Zöglinge  neue  Bestimmungen  erlassen  wurden  % 
An  dieselbe  wurden  im  Jahre  1849  zwei  neue  k.  k.  montanistische 
Lehranstalten  gereiht,  wovon  die  eine  zu  Przibram  in  Böhmen 
für  die  Nord -Provinzen  und  die  andere  (welche  an  die  Stelle  der 
früheren  ständischen  Lehranstalt  zu  Vordemberg  trat)  zu  Leoben 
in  Steiermark  ftlr  die  Süd -Provinzen  bestimmt  wurde.  Jede  dieser 
Anstalten  erhielt  einen  Director,  zwei  Professoren  und  zwei  Assi- 
stenten, und  besteht  aus  je  zwei  Unterrichts -Cursen,  in  welchen 
nur  die  eigentlichen  montanistischen  Fachwissenschaflen  tl)eoretisc*li 
gelehrt  werden.  Im  ersten  Jahrgange  wird  das  Bergwesen  und  die 
Markscheidekunst,  im  zweiten  Jalirgange  das  Hüttenwesen  und  das 
Bergrecht  behandelt.  In  beiden  Anstalten  werden  ordentliche  Berg- 
£Ieven  und  ausserordentliche  Zuhörer  aufgenommen  \  erstere  müssen 
sich  mit  guten  Zeugnissen  über  die  an  einer  technischen  Lehran- 
stalt zurückgelegten  technischen  und  naturwissenschafLlichen  Vor- 
studien ausweisen ,  sie  müssen  sich  den  Disciplinar- Vorschriften ,  den 
ordentlichen  Examinatorien ,  allen  praktischen  Verwendungen  und 
förmlichen  Schlussprüfungen  unterziehen,  worüber  sie  Zeugnisse  er- 
halten. Forst-  und  Buchhaltungs  -  Wissenschaft;  werden  für  die  ein- 
tretenden Zöglinge  als  wünschenswerthe  vorbereitende  Hilfsstudien 
l)ezeiehnet;  der  theoretische  und  praktische  Unterricht  wird  unent- 

*  Erlass  des  Unten  ich  ts-Mioist.  vom  20.  October  1848.    , 
Y.  Czoernig,  Oesterrek-Ii's  Neugestaltung.  31 
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gelUich  ertlieiH  *.  Um  itlr  die  Staats-Montan-Anstalten  dneo  tfiehtig 
vojgebildeten  Nachwuchs  zu  erziehen,  wurden  Stipendien  im  Betragie 
Ton  je  200  0.  gegründel,  und  zwar  dreissig  Stipendien  flir  die  Berg- 
und  Forst -Akademie  zu  Scheronitz,  und  vierzig  Stipendien  flir  die 
beiden  montanistischen  Lehranstalten  in  Pndbram  und  Leoben  zusam- 
men. Diese  Stipendien  werden  den  damit  Betheilten  Air  die  Dauer 
des  montanistischen  (vieijährigen  und  bezüglich  zweijfthrigen)  Lehr- 
Curses,  und  Dir  den  Fall,  wenn  sie  als  Candidaten  dem  montaniati- 
schen  Staatsdienste  sich  widmen ,  auch  noch ,  so  lange  sie  sich  dieses 
Bezuges  durch  ihre  Verwendung  und  ihr  Betragen  wOrdig  zeigen^ 
belassen,  bis  sie  in  einen  anderen  bleibenden  Bezug  einrücken. 
Das  Stipendium  geht  aber  aucli  wälirend  der  Studienzeit  durch 
Mangel  an  Fleiss,  schlechte  Fortgangsnoten,  TorschritVswidriges  Be- 
nehmen .  oder  die  Zurücksetzung  eines  ordentlichen  Eleven  in  die 
Reihe  der  ausserordentlichen  Zuhörer  verloren  '. 

Zur  Förderung  der  Landes -Cultur  in  der  umfassendsten  Be- 
deutung dient  die  österreichiche  geologische  Reichsanstalt. 
Diese  Anstalt,  deren  Grundlage  das  bei  der  obersten  Montan -Ver- 
waltung bestandene  Museum  bildete,  trat  unter  Leitung  des  be- 
rühmten Mineralogen  und  Museums -Vorstandes,  Seetions-Rathes 
Wilhelm  Haidinger,  am  1.  December  1849  ins  Leben.  Letzlerem 
zur  Seite  steht  Bergrath  R.  v.  Hauer  nebst  anderen  ausgezeichneten 
6eoI<^en,  deren  verdienstvolle  Arbeiten  in  allen  Zweigen  der  Geologie 
die  Zwecke  des  Instituts  wesentlich  fördern.  Die  Aufgabe  der  geolor 
gischen  Reichsanstalt  besteht  darin,  die  geologische  Untersuchung  und 
Durehforschui]g  des  Kaiserreiches  zu  veranstalten,  die  hierbei  gesam- 
melten Fossilien  mineralogisch  und  paläontologisch  zu  bestimmen ,  so- 
dann aber  in  einer  systematischen  Sammlung  zu  ordnen,  alle  eingesam- 
melten Erd-  und  Steinarten,  Erze  und  sonstige  Fossilien  in  dem 
chemischen  Laboratorium  einer  analytischen  Untersuchung  zu  unter- 
ziehen, ebenso  die  verschiedenen  Hütten -Producte  des  Reidies  zu 
sammeln  und  zu  untersuchen,  auf  Grundlagen  der  geognosdschen 
Erhebungen  und  des  sonst  vorhandenen  Materials  neue  Durch- 
schnitts-, Detail-  und  Uebersichtskarten  nach  den  für  die  General- 
stabs-Karten  gewählten  Maassstäben  zu  verfertigen  und  zu  veroffent- 
liclien,  alle  gesammelten  Wahrnehmungen   und  wissenschafliichen 

*  Verord.  des  Minist,  für  Landes-Cnltar  und  Bergwesen  vom  6.  Febr.  1849. 
'  Minist. -Verordnang  vom  6.  Februar  1849  und  Minist.- Verordnung 
vom  25.  März  1851. 
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Vorsehungen  in  ausfllhrliehen  Abbandlungen  zur  allgemeinen  Kennt- 
nifis  zu  bringen  und  ftir  die  zu  Stande  gebrachten  wissenschaftlichen 
Werke,  Karten  etc.  wohlgeordnete  Archive  anzulegen.  Die  Staats-  und 
voliiswirthsehafUiche  Bedeutung  dieses  Institutes  liegt  demnach  darin^ 
dass  das  Innere  der  Erdoberfläche  im  Bereiche  des  ganzen  Kaiser-^ 
Staates  so  genau  und  vollkommen  als  möglich  untersucht,  auf  Karten 
dargestellt  und  durch  Sammlungen  von  lifusterstüeken  Jedermann 
anschaulich  gemacht  wird,  dass  nicht  nur  die  Bestandtheite  und 
Zusammensetzungs- Verhältnisse  dieser  Mineralien,  sondern  auch  alle 
auf  der  Oberfläche  vorkommenden  Erdarten  einer  genauen  Unter- 
suchung unterzogen  werden  sollen,  dass  hiemach  dem  Land-  und 
Forstwirthe  tlber  alle  Bodenverhältnisse,  dem  Baufdhrer,  den  in 
Erd-  und  Steinarten  arbeitenden  Gewerbsleuten,  dem  bildenden 
Kteader,  dem  Berg-  und  Hüttenmanne  die  umfassendste  Gelegen- 
heit zur  vollständigen  Belehrung  und  Aufklärung  geboten  werden 
wird  K  Der  Grossartigkeit  des  entworfenen  Planes  entspricht  die 
in  überraschender  Weise  vorschreitende  Ausführung  desselben.  Die 
zu  bewerkstelligende  geologische  Aufnahme  des  österreichischen 
Gesammtgebietes  wurde  auf  30  Jalire  vertheilt,  so  dass  jährlich 
ein  Raum  von  ungeHÜir  400  Quadrat -Meilen  durchforscht  werden 
miisste.  Der  Anfang  sollte  mit  dem  in  geologischer  Hinsicht  so 
interessanten  und  noch  wenig  bekannten  Erzherzogthume  Oester- 
reich,  zugleich  dem  Mittelpuncte  des  Kaiserstaates,  gemacht  wer- 
den, und  von  hier  sollte  nach  allen  Seiten  hin  nach  Böhmen,  Un- 
gern, Steiermark  und  Kärnthen  fortgeschritten  werden.  Von  zwei 
Geologen,  einem  Assistenten,  einem  Chemiker,  einem  Archivar  und 
einem  entsprechenden  Hilfs-Personale  unterstütz^  ging  Haidinger  rasch 
an^s  Werk  und  schon  im  Jahre  1852  konnte  die  vollendete  geologische 
Karte  von  Oesterreich  unter  der  Enns  veröffentlicht  werden;  seit- 
dem sind  jene  von  Oesterreich  ob  der  Enns  und  Salzburg  gleich- 
ÜBÜis  veröffentlicht  worden,  ganz  Kärnthen,  der  grösste  "fheil  von 
Böhmen,  dann  die  angränzenden  Gebiete  von  Ungern  und  Steier- 
mark in  beträchtlicher  Ausdehnung  wurden  bereits  in  die  geolo- 
gische Untersuchung  einbezogen.  Die  Sammlungen  des  Inslitutes, 
auf  das  reichlichste  vermehrt,  wurden  in  geologischer,  geognosti- 
scher,  mineralogischer  und  geographischer  Hinsicht  geordnet  und 
der  öffentlichen  Benützung  zugänglich  gemacht  Durch  die  von  dei* 
Reichsanstalt  herausgegebenen  Werke  (die  Jahrbücher  in  viertel- 

'  Minist. -Erlass  vom  1.  Deoember  1849. 
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jilu^en  HcAeQ  1850 — 1857,  ond  die  umfaaBeuderen ,  mit  Abbif- 
düngen  reidifieh  vendieDen  AUiandlaDgen),  so  wie  gelegenhdi- 
licke  YeröAenÜichnngcxi,  erliielten  mehiere  Zweige  der  Wiseenscball, 
namendidi  die  geographisch- geologisch -palaontologiBche  Kennüiiw 
TOD  Oeslerracfa  unter  der  Eons,  eine  namhafte  BeieicheniDg, 
ttnd  die  Ergebnisse  der  Untersuchungen  über  das  Vorkom- 
men nfitilieher  Fossilien  auf  Insher  wenig  bekannten  Lagern 
wurden  bereits  ftr  das  praktische  Leben  und  die  Yerkehrsthätig* 
kdt  ausgebeutet,  wie  auch  die  an  der  Reiehsanstalt  yoo  deren 
Mitgliedem  w&hrend  des  Winters  abgehaltenen  Vortrage  viebeitig 
beÜirend  anregen.  Auch  in  den  einzelnen  Kronländem  wurden 
Pro^inzial- Vereine  zur  geognostischen  Durchforschung  des  Landes 
errichtet,  deren  Tb&tigkeit  die  Forschungen  der  geok)gisdien  Reiehs- 
anstalt vielfoch  fordert,  wie:  der  geologisciie  Verein  zu  Pest  (1850), 
der  Werner- Verein  zur  Förderung  montanistischer  Zwecke  zu  Hall 
in  Tirol  (1850),  der  gec^ostiseh- montanistische  Verein  von  Steier- 
mark zu  Gratz  mit  22  Mandatariaten  (1850),  der  Werner -Verein 
zur  geognostischen  Durcliforschung  von  Mähren  und  Schlesien  (1851) 
und  der  montanistische  Verein  im  Eizgebiige  zu  Joachimsthal  (1852). 

Das  k.  k.  Mineralien-Cabinet  und  die  fibrigen  dem  AU^- 
höchsten  Hofstaate  beigegebenen  Naturalien-Sammlungen  be- 
standen zwar  in  ihrer  reichen  Fülle  schon  früher,  ersteres  wurde 
aber  in  der  jüiigstt^n  Zeit  dadurch  für  die  mineralogischen  Wissen- 
schaften und  den  allgemeinen  Gebrauch  werthvoller  und  bedeuten- 
der, dass  die  Schütze  desselben,  mit  welchen  sich  Jiaum  irgend 
eine  andere  mineralogische  Sammlung  vergleichen  lässt,  durch  den 
verdienstvollen  kürzlich  verstorbeneu  Vorstand,  den  Veteranen  der 
österreichischen  Naturforscher,  Paul  Partsch,  in  eine  Irefiliche, 
streng  wissenschaftliche  Ordnung  gereiht  wurden,  in  welcher  sich 
der  ganze  Reichthum  dieser  bewundemswerthen  Sammlung  über- 
seheu  und  würdigen  läs^t  Auch  für  die  Paläontologie  wirkte  dieses 
Cabinet  in  vielfach  anregender  Weise,  und  namentlich  sind  es  die 
Forschungen  des  gegenwärtigeu  Vorstandes  Dr.  Moriz  Hömes  tiber 
das  Wiener  Tertiär- Becken,  welche  in  den  weitesten  Kreisen  die 
verdiente  Anerkennung  erhielten. 

Zur  Förderung  der  Landes-Cultur,  zum  Theile  mit  be- 
sonderer Berücksichtigung  des  landwirthschaftJichen  Unterrichtes, 
bestanden  schon  vor  dem  Jalire  1848  mehrfache  Vereine,  wie  die 
k.  k.  Landwirthschafts  -  Gesellschaft  zu  Wien  mit  Sectionen  ftlr  Vieh- 
zucht, Obst-  und  Weinhau,  landwirthschaftliehe  Rechtsverhältnisse, 
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Seiden-  und  Bienenzucht,  einer  Obstbanm-  und  Rebensehule  in 
Wien  und  35  Bezirksvöreinen  in  den  verschiedenen  Bezirken  Nieder- 
Oeeterreich"«,  dieLandwirthschafts-Gresellschaften  zu  Linz«  Gratz  (mit 
einem  Versuchshofe  zu  Gratz,  nebet  Obetbeum  -  and  Rebensehule  zu 
Grottenhof ,  ferner  mit  45  Filialen  in  den  Landbezirken  Steiermark^s, 
dann  einem  Porstvereine  mit  den  Forstschulen  Homegg,  Hohen- 
^ang  und  Gross -Lobming),  Laibacli  (mit  21  Filialen,  einem  Ver- 
suchshofe, einer  Hufbeschlags- Lehranstalt  und  Thierarzneischule), 
Lemberg  (mit  Sectionen  ftir  Forstwesen  und  Gartenbau  und  der 
landwirthschaftiichen  Lehranstalt  zu  DuUany),  Krakau,  Pest  (mit 
Rebenschule  und  Muster- Obstgarten),  Stein  am  Anger,  Agram 
(mit  13  Filialen  und  einem  Versuchshofe)  und  Hermannstadt,  femer 
die  k.  k.  patriotisch -ökonomische  Gesellschaft  für  Land-  und  Forst- 
wirthschaft  zu  Prag  (mit  einem  pomologischen  und  einem  Schaf- 
züchter-Vereine, 17  Filial- Vereinen,  dann  der  Ackerbauschule  zu 
Rabin),  die  agronomischen  Sectionen  der  Akademien  zu  Mailand 
und  Venedig,  die  Akademien  des  Ackerbaues  zu  Verona,  Fadua 
und  Udine,  die  Gartenbau -Gesellschaflen  zu  Wien  und  Gratz.  Seit- 
her entstanden  oder  erhielten  eine  neue  Regulirung  die  Landwirth- 
schafts- Gesellschaften  zu  Salzburg  (1848) ,  Göra  (1850)  mit  15  Secr 
tionen,  Zara,  Spalato  und  Ragusa,  mit  9  Filialen  (1850),  Czemo- 
witz  mit  Sectionen  ftir  Viehzucht,  Forstwesen  und  Natur-  und  Lan- 
deskunde (1851),  Innsbruck  mit  einer  Section  für  Seidenzucht  und 
7  FiHal -Vereinen  (1854)  und  Klagenfurt  mit  16  Filial -Vereinen 
(1855).  Die  Landwirthschafts- Gesellschaft  zu  Temesvär  ftlr  die 
"Wojwodschaft  und  das  Banat  ist  so  eben  in  ihrer  Bildung  begrifien. 
Insbesondere  erweiterte  ihre  Wirksamkeit  die  mährisch- schlesische 
Gesellschaft  zur  Beförderung  des  Ackerbaues,  der  Natur-  und  Lan- 
deskunde zu  Brunn  mit  Sectionen  ftir  das  Forstwesen,  den  Garten- 
bau, die  Bienenzucht,  die  Natur- Wissenschaften,  Geschk^hte  und 
Statistik  des  Landes  und  mit  6  Filial -Vereinen.  Die  Hebung  der 
Wein-Cultur  bezwecken  die  Weinbau -Gesellschaften  zu  Oedenburg 
und  Modem  (1852)  in  Ungern,  jene  der  Obst-Cultur  der  pomologische 
Verein  zu  Montona  in  Istrien,  der  Seidenzucht  (nebst  den  bereits 
erwähnten  Sectionen  der  Landwirthschafts -Gesellschaften)  die  Sei- 
denbau-Vereine zu  Gmtz,  Prag  und  Nikolsburg,  der  Flachs?  und 
Uanf-Cttltur  die  Central-Gesellschaft  zu  Wien  und  der  Verein  der 
ersten  Flachs-  und  Uanf-Röstungsanstalt  zu  Prag.  Die  laudwirtli- 
scbaftlichen  Gesellschaften  wirken  durch  Beispiel  und  Belehrung 
sowohl  mittelst  ihrer  Versammlungen  als  mittelst  HeraM^abe  von 
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periodUclien  Schriften  in  den  verschiedenen  Landessprachen.  Zeit- 
schriften in  deutscher  Sprache  veröffentlichen  die  Landwirthschafta- 
Oesellschaften  zu  Wien  (Wochenschrift),  Salzburg,  Gnitz  (halb- 
monatlich), Klagenfurt  (Monatschrift),  I^g  Ccine  ftlr  das  gebildelere 
ökonomische  Publicum,  eine  für  das  Landvolk),  Brunn  (Wochen- 
schrift), Gzemowitz  (in  zwanglosen  Heften);  in  böhmischer  l^rache 
jene  zu  Frag  (ftlr  das  Landvolk),  in  slovenischer  Sprache  jene  zu 
Laibach  (Wochenschrift),  in  poluischer  Sprache  jene  zu  Krakau 
(Wochenschrift)  und  Lemberg;  in  italienischer  Sprache  jene  zu 
YeroBa,  Padua  und  Udine.  Ausserdem  werden  landwirthschaftliciie 
Kalender  veröffenüicht  von  den  Gesellschaften  zu  Prag  (deutadi 
und  böhmisch),  Brunn  (deutsch  und  böhmisch),  Klagenfurt  (deutsch), 
Laibach  (slovenisch)  und  6örz  (italienisch). 

Eine  noch  umfassendere  Thätigkeit  wurde  dem  Forstwesen 
gewidmet,  indem  sich  ein  Reichs -Forstverein  zu  Wien  (1852), 
ein  Forstvi^rein  ftlr  die  österreichischen  Alpenländer  (1852)  zu  Veldes 
mit  den  Filial -Vereinen  zu  Salzburg  und  Hall,  die  Provinzial-Forst- 
vereine  zu  Lambach,  Gratz,  Prag,  der  uugrische  Forstverdn  (1850) 
und  ein  Forstschul -Verein  zu  Brunn  mit  der  Forstschule  zu  Ausaee 
(1854)  bildete,  wälirend  der  westgalizische  Forstverein  zu  Krakau 
schon  früher  bestand. 

Auf  die  Veredlung  der  Pferdezucht  wird  ausser  den  allent- 
halben im  Reiche  verbreiteten  k.  k.  Beschäl -Anstalten  hinzuwirken 
gesucht  durch  die  Abhaltung  jährlicher  Pferderennen  in  Wien, 
Pest,  Pardubitz,  Lemberg  und  Klausenburg,  zu  deren  Förderung 
für  die  Dauer  von  3  Jahren  alljährlich  an  Staatspreisen  der  Betrag 
von  9.800  Ducaten  und  an  Pferde -Prämien  der  Betrag  von  2>.0(X) 
Dueaten  Allerhöchst  bewilligt  wurde  *. 

§.  17. 

15.     Landwirthschaft,   Forst-,  Berg-   und  Hüttenwesen  (Auf- 
hebarg des  Patrimunial  -  Verbandes  und  Grundentlastnng). 

In  keiner  andern  Einrichtung  prägt  sich  der  charakte- 
ristische Unterschied  zwischen  der  Neuzeit  Oesterreich's  und 
den  Artther  bestandenen  Verhältnissen  deutlicher  nnd  umfas- 
sender aus,  als  in  der  durch,  die  Aufhebung  des  Patri- 
monial-Verbandes  herbeigeft^hrten  Entfesselung  des 

*  Allerhöchste  En (Schliessung  ^^m  27.  Januar  1857. 
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Grundes  und  Bodens  in  der  weitreichendsten  Bedeutung. 
In  den  verschiedenen  Kronländern  des  Kaiserstaates  (uiit 
Ausnahme  des  lombardisch -venezianischen  KcVnigreiches.  Dal- 
matien^s  und  der  Militäi^änze) ,  so  sehr  sie  in  ihren  übrigen 
Einrichtungen  von  einander  abwichen^  bildete  der  Patrimo« 
nial-Verband  die  Grundlage  der  J^andesverfassung,  und  schuf 
die  tiefgreifenden  Gegensätze  der  Besitzverhältnisse  und  der 
damit  in  Verbindung  stehenden  Btandesunterschiede;  dem 
gntsherrlichen^  dem  städtischen  und  dem  unterthänigen  Be- 
sitze entsprach  die  Stellung  des  angesessenen  Adels,  des 
Borgers  und  des  Bauers.  Wenn  die  durch  Aufhebung  die« 
ser  Patrimonial  -  Zustände  herbeigeführte  Gleichberechtigung 
sämmtlicher  Staatsbürger  vor  dem  Gesetze  dem  gesammten 
Staatsleben  eine  neue  Unterlage  verlieh,  wenn  insbesondere 
die  Beseitigung  des  Unterschiedes  zwischen  Rustical-  und 
Dominica! -Besitz  ein  gl  eich  massigeres  System  der  directen 
Besteuerung  anbahnte,  so  äusserte  sich  doch  die  fühlbarste  ' 
Rückwirkung  hiervon  auf  die  gänzliche  Umgestaltung  der 
volkswirthschaftlichen ,  insbesondere  der  landwirthschaftli* 
eben  Verhältnisse  des  Kaiserstaates.  Die  Stagnation  in  der 
Bewirthschaftung  grosser  Güter -Complexe,  bedingt  durch 
die  Anwendung  der  Zwangsarbeit  (der  Frohne),  nimmt  ein 
Ende  und  macht  der  rationellen  Benützung  durch  bessere 
Wirthschafts- Methoden,  wozu  die  erlangten  Entschädigungs- 
gelder dem  Besitzer  die  Mittel  darbieten^  oder  einem  dem 
Aufschwünge  der  Landwirthschaft  durch  Hinzuführung  der 
Intelligenz,  Erfahrung  und  vermehrter  Geldkräfte  nicht  min- 
der förderlichen  Pacht  -  Systeme  Platz;  der  vormals  unter* 
thäuige  Bauer,  nunmehr  freier  EigentbUmer  seines  Bodens 
geworden,  vermag  seine  ganze  Arbeitskraft  der  Bebauung 
und  vortheilhafteren  Ausnutzung  seines  Bodens  zu  widmen, 
während  der  in  seinem  Besitze  (namentlich  in  den  Alpen- 
läodem)  der  Verwüstung  entgegengehende  Waldstand,  zu 
grösseren  Beständen  vereinigt,  einer  forstmässigen  Benützung 
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erteilen  wini:  das  CSB{iiial,  der  zweite  Uähpt- Factor  einer 
»edeihliclien  Boden -Prodnclion«  wendet  sich  dem  Gmndbe* 
sitxe  m,  and  befruchtet  grosse,  froher  gar  nicht  oder  unzu- 
reichend bebaute  Strecken ;  die  Industrie  tritt  mit  der  Laml-* 
wirthschaft  in  engere  Verbindung,  und  die  verbesserten  Oom« 
mnnications- Mittel  gewahren  der  vermehrten  Arbeit  und  dem 
zustrfwnenden  Gapitale  die  sichere  Aussicht  auf  eine  durch 
die  hiermit  möglich  werdende  Concurrenz  im  weitesten  Kreise 
sich  darbietende  lohnende  Rente.  In  dieser  Gestaltung  der 
Verhältnisse  liegt  aber  die  Garantie  der  gedeihlichen  Zukunft 
Oesterreich^s  als  eines  vorzugsweise  agricolen  Staates,  der  fort- 
schreitenden Entwicklung  seiner  Volkswirthschaft,  welche 
durch  die  Ausbeutung  der  uoermesslichen  von  der  Natur 
gebotenen  Hilfsquellen  den  Wohlstand  seiner  Bewohner  fest 
begrilnden  und  der  Staatsverwaltung  die  ausreichenden  Mittel 
für  die  geregelte  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  darbieten 
wird.  Diesen  Standpunct  festhaltend,  würde  die  Grundent- 
lastung, sammt  der  davon  unzertrennlichen  Aufhebung  der 
P&trimonial- Verhältnisse,  hier  bei  der  Darstellung  der  land- 
wirthschafUichen  Zustände  in  Behandlung  genommen. 

Schon  vor  dem  Jahre  1848  war  die  Ablösung  der  Grund- 
lasten in  vielfache  Anregung  gekommen,  hatte  aber  bei  dem 
festgehaltenen  Grundsatze,  den  Erfolg  dem  freiwilligen  Deber- 
einkommen  des  Berechtigten  und  des  Verpflichteten  zu  über- 
lassen, zu  keinem  nennenswerthen  Ei^ebnisse  geführt  Das 
Postulat  einer  solchen  Ablösung  wurde  jedoch  immer  drin- 
gender, und  der  im  Jahre  1848  zu  Wien  versammelte  Reichs- 
tag nahm  inmitten  der  turbulenten  Zustände  jener  Zeit  die 
Verhandlung  hierüber  auf,  welche  zu  dem  denkwürdigen 
Gesetze  vom  7.  September  1848  führte.  In  diesem  Gesetze 
wurde  die  Unterthäuigkeit  und  das  schutzobrigkeitliche  Ver- 
hältniss,  sammt  allen  aus  dem  Untertbänigkeits  -  Verhältnisse 
entspringenden,  dem  unterthänigeu  Gute  anklebenden  Lasten, 
sowie  allen  aus  dem  grundherrlichien  Obereigenthume^  aus 


489 


der  Zehen t-,  Schutz-.,  Vogt-  und  (Wein-)  ßergherrlichkeit  und 
aus  der  Dorfobrigkeit  herrührenden  Natural ^^  Arbeits-  und 
Geldleistungen  für  aufgehoben  erklärt.  Die  aus  dem  per-* 
Fönlichen  Unterthansrerbande,  aus  dem  Schutzverhältnisse^ 
dem  Jiirisdictidns  -  Rechte  und  der  Dorfherrlichkeit  entsprin- 
genden Rechte  sollten  ohne  Entschädigung,  doch  gegen  Auf" 
hören  der  daraus  entspringenden  Lasten,  wegfallen;  für  Ar« 
beitsleistungen ,  Natural-  und  Geld  -  Abgaben ,  welche  der 
Guts-,  Zehent-  oderVogtherf  von  dem  Besitzer  eines  Grun^ 
des  zu  fordern  hatte,  sollte  eine  billige  Entschädigung  aus- 
gemittelt  werden*  Femer  sollten  die  Holzungs- und  Weide- 
Rechte,  sowie  die  Servituts- Rechte  zwischen  den  Obrigkeiten 
und  ihren  bisherigen  Unterthanen  entgeltlich ,  das  dorfobrig« 
keitliche  Blumensuch-  und  Weiderecht,  sowie  die  Brach-  und 
Stoppel  weide  unentgeltlich  aufgehoben  werden,  endlich  der 
Bier-  und  Branntweinawang  wegfallen.  Eine  Commission 
hätte  die  Bestimmungen  über  die  entgeltliche  Aufhebung 
der  Leistungen,  welche  durch  Verträge  über  die  Theilung 
des  Eigenthumes  begründet  werden,  sowie  jene  überDurch- 
ftkhrung  der  aufgestellten  Grundsätze  entwerfen  sollen ;  die 
nachfolgenden  Ereignisse  liessen  sie  aber  nicht  zu  Stande  kom^ 
men.  Mit  diesem  Gesetze  war  der  Anstoss  zu  der  gewal- 
tigen Umwandlung  der  Besitzverhältnisse  gegeben ;  das  t)e- 
stehende  System  wurde  hiermit  erschüttert,  aber  für  das  nach- 
folgende vorerst  nur  die  einer  genauen  Begränzung  entbeh- 
renden,, das  wichtigste  Moment,  die  Durchführung,  kiXnt 
tiger  Normirung  überlassenden  Grundsätze  festgestellt.  Erst 
init  dem  Allerhöchsten  Patente  vom  4.  März  1849  erhielt 
die  Regelung  der  Besitzverhältnisse  auf  der  Grundlage  der 
im  obigen  Gesetze  ausgesprochenen  Grundsätze  eine  con-^ 
crete  Gestalt;  erst  hiermit  erlangte  das  der  Umwandlung 
zu  unterziehende  Gebiet  von  Rechten  und  Leistungen  eine 
sichere  Begränzung,  und  wurden  die  ebenso  wicl)tigen,  als 
schwierig  zu  normirenderi  Bestimmungen  der  Durchführung, 


490 


durch  welche  der  Erfolg  der  gesammten  Maassregel  bedingt 
War,  festgesetzt,  so  dass  diesem  Patent  als  die  gesetzliche 
Basis  der  verwirklichten  Grandentlastang  betrachtet  wer- 
den  muss. 

Nach  den  Bestimmungen  dieses  Patentes  haben  alle  aus 
dem  Patrimonial- Verhältnisse  (in  der  weitesten  Bedentang) 
herrührenden  Natural-,  Arbeits-  und  Geldleistungen,  sowie 
die  denselben  gegenüberstehenden  Rechte  wegzufallen;  jene 
Leistungen,  welche  aus  der  persönlichen  Verpflichtung  des 
Unterthanen  als  solchen  entspringen,  sind  unentgeltlich,  jene, 
die  auf  dem  Besitze  eines  dem  Guts-,  Zehen t-  oder  Vogt- 
herrn Pflichtigen  Grundes  lasten,  gegen  billige  Entschädi- 
gung aufzuheben.  Ebenso  wird  jeder  auf  dem  Grundbesitze 
bleibend  haftende  Zehent  (wenn  er  nicht  patrimonialen  Ur- 
sprunges ist)  sowie  die  Leistungen  aus  Verträgen  über  die 
Theilung  des  Eigenthumes  der  Ablösung  unterzogen,  femer 
werden  die  aus  geistlichen  und  Gemeinde -Stiftungen  herrüh- 
renden unveränderlichen  Giebigkeiten  für  ablösbar  erklärt, 
d.  h.  ihre  Ablösung  findet  Statt,  wenn  der  Berechtigte  oder 
der  Verpflichtete  sie  verlangt  Die  entgeltlich  aufzuhebenden 
Leistungen,  welche  in  Bodenfrüchten  und  anderen  land- 
wirthschaftlichen  Erzeugnissen  bestehen ,  werden  bei  den  bil- 
lig *zu  entschädigenden  nach  den  (sehr  massigen)  Katastral- 
Preisen ,  bei  den  abzulösenden  meist  nach  dem  durchschnitt- 
lichen Marktpreise,  die  Arbeitsleistungen  (Robot)  nach  dem 
Werthe  der  zwangsweisen  Arbeit,  welcher  höchstens  mit 
einem  Dritttheile  des  Werthes  der  freien  Arbeit  zu  veran- 
schlagen ist,  zu  Gelde  berechnet,  die  unveränderlichen 
Geldgiebigkeiten  aber  nach  dem  fixen  Ausmaasse  veran- 
schlag!. Die  auf  die  Landesverfassung  sich  gründenden 
Veränderuugs- Gebühren  entschädigt,  unter  Abschlag  der  Be- 
zugslasten, der  Staat  nach  einem  30jährigen  Durchschnitte; 
von  den  anderweitigen  Leistungen  werden  die  Gr^enleistun- 
gen  in  Abzug  gebracht,  und  von  dem  erübrigenden  Werthe 


191 


wird  für  Steuer  und  Einbebungskosten  ein  Dritttheil  in  Ab* 
zug  gebracht,  das  zweite  Dritttheil  entrichtet  der  Yerpflich* 
tete,  das  dritte  wird  aus  Landesmitteln  bestritten ;  bei  abzu* 
lösenden  Leistungen  fallen  dem  Verpflichteten  die  beiden 
letzterwähnten  Dritttheile  zur  Last  Der  Verpflichtete  kann 
statt  der  zu  zahlenden  Rente  das  Capital  auf  einmal  oder  in 
mehreren  Jahresraten  und  muss  es  jedenfalls  binnen  zwan- 
zig Jahren  entrichten.  Die  Staatsverwaltung  erleichtert  die 
Dnrchftlhrung  der  Ablösung  durch  die  üebernahme  der  Ein- 
zahlungen und  die  Ausfolgung  der  Entschädigung  mittels! 
ihrer  Gassen  und  beschleunigt  den  Erfolg  dui*ch  die  ge- 
währten Vorschüsse  an  den  Landesfond  sowie  an  die 
Berechtigten. 

Die  Bestimmungen  dieses  Patentes  gelten  f&r  die  bei 
dem  Reichstage  vertreten  gewesenen  deutschen  und  slavi- 
8chen  Erbnländer. 

Mit  diesen  Gesetzen  war  aber  nur  erst  der  Anftmg  zu 
den  gesetzlichen  Vorkehrungen  für  die  Durchführung  der 
Grundentlastung  gemacht.  Die  ausserordentliche  Verschie- 
denheit der  in  den  einzelnen  Kronländem  geltenden,  zum 
Theile  aus  den  ältesten  Zeiten  herrührenden  Einrichtnngen 
machte  es  unerlässlich,  nach  eindringender  Erhebung  dei^ 
selben  für  jedes  Kronland  eine  besondere,  alle  Eigenthüm- 
lichkeiten  desselben  im  Einzelnen  berücksichtigende  Durch* 
ftihrungs  -  Verordnung  zu  erlassen,  welche  gewissermaassen 
das  Gesetz  der  durchgreifenden  Umwandlung  der  Besitzver-« 
hältnisse  in  dem  bezüglichen  Eronlande  enthielt.  Nachdem 
diese  Verordnungen  erlassen  worden,  erfolgte  zur  Durchfuhr 
rung  der  Entlastung  in  jedem  einzelnen  Kronlande  die  Auf- 
stellung einer  Ministerial-Landes-Commission,  welche  aua 
landesfUrstlichen  Beamten  und  Vertretern  der  Berechtigten 
und  der  Verpflichteten,  dann  aus  einem  Vertreter  des  Staats- 
schatzes zusammengesetzt  wurde,  und  welcher  als  executive 
Organe   die   in    ähnlicher   Weise   zusammengesetzten,   ihre 
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Entscheiduhgen  ebenfalls  in  collegialer  Form  treffenden  Be- 
zirks-Commissionen  untergeordnet  wurden.  In  dem  Haasse^ 
als  diese  Commissionen  ihre  Arbeiten  vollendet  und  die  ver- 
schiedenen Entschädigungsbeträge  ausgemittelt  hatten)  wur- 
den auf  Grundlage  des  kaiserlichen  Patentes  vom  25.  Sep- 
tember 1850,  welches  die  allgemeinen  Grundsätze  über  die 
Leistung  der  Entschädigung  aussprach  und  die  Errichtung 
besonderer  Entlastungs-Fonde  für  jedes  einzelne  Kronland 
anordnete,  die  letzteren  mit  abgesonderten  kaiserlichen  Pä,- 
lenten  begründet,  um  die  2jahlungen  der  Verpflichteten  in 
Empfang  zu  nehmen  und  die  Befriedigung  der  Berechtigten 
zu  bewerkstelligen.  Die  Verwaltung  dieser  Fonde  ward 
besonderen  Fonds -Directionen  übertragen,  welche  hierbei 
tiach  den  ihnen  ertheilten  Instructionen  und  dem  die  Rechte 
der  Tabular- Gläubiger  regelnden  kaiserlichen  Patente  vom 
11.  April  1851  vorzugehen  haben.  Die  Berechtigten  erhiel- 
ten nach  dem  Ausmaasse  des  ihnen  gebührenden  Entschä- 
digungs-Capitals  Schuldverschreibungen,  welche  binnen  vier- 
zig Jahren  zu  verlosen  und  in  vollem  Betrage  (theilweise 
selbst  mit  einer  Prämie  von  5  Percent)  zurUckzubezahlen  sind. 
Die  Servituts-Rechte  zwischen  den  Obrigkeiten  und  ihren 
bisherigen  Unterthanen  waren  (mit  Ausnahme  des  Blumen- 
such-  und  Weiderechtes,  dann  der  Brach-  und  Stoppel  weide) 
bei  Durchfuhrung  der  Grundentlastung  voriäuflg  noch  auf- 
recht erhalten  worden,  indem  ihre  entgeltliche  Aufhebung 
einer  besonderen  Verfügung  vorbehalten  blieb.  Diese  er- 
folgte mit  dem  Allerhöchsten  Patente  vom  5.  Juli  1853,  wel- 
ches die  Bestimmungen  über  die  Ablösung  und  Regulirung 
der  Holz-,  Weide-  und  Forstproducten- Bezugsrechte,  dann 
einiger  Servituts-  und  gemeinschaftlicher  Besitz-  und  Be- 
nutzungsrechte enthält.  In  Folge  desselben  wurden  in  den 
einzelnen  Kronländern  Grundlasten -Ablösungs-  und  Reguli- 
ruugs-Landes- Commissionen  aufgestellt,  deren  Wirksamkeit 
im  Jahre  1855  begann;    da  deren  Thätigkeit  zunächst  auf 
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rlie  Regiilirung  der  Fortstwirihsehafl  abzielt,  so  wird  bei 
der  Behandlniig  der  letzteren  hiervon  weitere  Erwähnung 
geschehen. 

Die  Grundentlastungs- Landes-  sowie  die  Bezirks -Com- 
missionen  (mit  Ausnahme  jener  für  die  Bukowina)  wurden, 
nachdem  sie  ihre  Bestimmung  erfüllt,  bereits  aufgelöst  Wenn 
jene  einzige  noch  erübrigende  Lücke  ausgefüllt,  und  die  Ar- 
beit der  oben  erwähnten  Servituten-  (Grundlasten-Ablösungs- 
und Regulirungs-)  Landes-Commissionen,  deren  Aufgabe  na* 
mentlich  in  den  Alpenländern  eine  sehr  verwickelte  ist,  zu 
Ende  geführt  sein  wird,  dann  ist  die  umfassende  Aufgabe 
der  Entlastung  und  Regulirung  des  Besitzes  in  den  deutschen 
und  slavischen  Kronländern  gelöst,  und  das  grösste  für  alle 
Zukunft  in  Oesterreich  heilbringende  Werk  der  Gesetzgebung 
abgeschlossen. 

Die  von  jenen  der  übrigen  Eronländer  wesentlich  ver* 
schiedenen  Einrichtungen  der  ungrischen  Länder  mit  ESn« 
scbluss  von  Siebenbüi^en  machten  für  die  Erreichung  des 
gleichen  Zweckes  der  Entlastung  des  Bodens  und  seiner  Be- 
bauer  besondere  gesetzliche  Vorkehrungen  erforderlich.  Schon 
vor  dem  Jahre  1848  hatte  sich  die  Gesetzgebung  mehr&ch 
mit  der  Regelung  der  Urbarial -Verhältnisse  beschäftigt,  und 
der  ungrische  Reichstag  hatte  im  April  1848  selbst  die  Auf- 
hebung des  Urbarial -Verbandes  und  der  grundheiTlichen 
Jurisdiction  ausgesprochen^  welche  Aufhebung  durch  die 
Allerhöchsten  Patente  vom  2.  December  1848,  7.  Juni  1849 
und  2.  März  1853  (für  Siebenbtü-gen  vom  21.  Juni  1854) 
bestätigt  wurd«.  Die  geweseuen  Unterthanen  erhielten  hier- 
mit das  freie  Eigenthums-  und  Verfügungsrecht  über  die  von 
ihnen  besessenen  Urbarial- Gründe,  den  Berechtigten  aber 
ward  für  die  aufgelassenen  Urbarial -Leistungen  (mit  Aus* 
nähme  der  ohne  Entgelt  aufgehobenen)  und  für  die  entfal* 
lenden  Rechte  der  grusdherrlichen  Geriditsbarkeit  eine  an« 
gemessene  Entschädigung  zuerkannt,  welche  vollständig  vom 


494 


Lande  and  nur  aas  Landesmitteln  zu  leisten  ist.    In  den 
ungrischen  Ländern  ward  diese  Entschftdiguog  mit  einer 
dassenmfissig  yertheilten  Aversional-Summe  je  nach  der  Zahl 
der  jedem  Berechtigten  zuständigen  Bauern-  und  H6usIe^ 
Ansässigkeiten  bemessen,  welche  300  bis  700  fl.  für  jede 
Bauemansässigkeit  und  50  fl.  für  jede  Hausleransässigkeit 
beträgt    Ein  anderer  Haassstab   ist   für  Siebenbürgen 
vorgezeichnet,  mit  dem  Unterschiede,  ob  Reluitions- Verträge 
Ober  Drbarial -Leistungen  bestanden  oder  nicht    Im  ersteren. 
Falle  wird  der  nach  Abzug  der  Gegenleistung  erhobene  reine 
Jahreswerih  der  Leistung,  nachdem  ein  Sechsttheil  für  Ein- 
bringungskosten in  Abfall  gebracht  worden,  als  Rente  und 
der  20&cbe  Betrag  derselben  als  das  Entscbädigungs-Capital 
bestimmt;  im  letzteren  Falle  wird  dieUrbarial-Conaenpfiaa 
des  Jahres  1819  und  1820  bei  Ermittlung  der  EkitBcbädigung 
mm  Grunde  gelegt,  nach  der  dabei  Tergenommenen  Classi- 
fidrung  für  jedes  Joch  eine  Jahresrente  von  50  kr.,  1  fl. 
oder  1  fl.  10  kr.  fixirt,  und  der  20fiache  Betrag  dieser  Rente 
als  das  Entschädigongs-Capital  angenommen.    Femer  wur- 
den in  sämmflichen  oben  genannten  Ländern  auch  Leistungen 
von    nidit    urbarialer    Natur    (meist    Rohr-    und    Wald- 
Bütenngen  der  Unterthanen,  Giebigkeiten  von  Rottgründen^ 
Weinbergen  etc.)  für  ablösbar  erklärt,  bei  welchen  die  A\y 
lAsong  jedoch  nur  Statt  finden  kann,  wenn  sie  der  Berech- 
tigte oder  der  Verpflichtete  begehrt  und  die  Entschädigung 
dem  Letzteren  allein  zur  Last  fällt;  den  Maassstab  der  Ent- 
schädigung bildet  die  erhobene  reine  Jahresrente,   welche 
nach  Abschlag  eines  Sechsttheiles  capitalisirt  wird.    Für  die 
Unterthanen,  Seelsorger  und  Schullehrer,  welchen  nach  den 
Urbarial  -  Gesetzen  eine  Holzung  gebührt,  werden  Waldan- 
theile  ausgeschieden;  dasselbe  gilt  hinsichtlich  des  Rohrbe- 
zuges.   Die  Weiderechte,  sowohl  der  Herrschaft  als  der  Un- 
terthanen, sind  aufgehoben-,  dag^en  bleiben,  vorbehaltlich 
der   Regulirung,    die   Schankrechte  der  Unterthanen,    das 
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Schank-^  Mühl-  and  Fischereirecbfc  der  Herrsjchaften  auf- 
recht Eine  besondere  Verfligung  musste  in  Besag  auf  den 
geistlichen  Zehent  getroffen  werden ,  auf  welchen  während 
der  Ereignisse  des  Jahres  1848  die  Bischöfe  Verzicht  gelei* 
stet  hatten.  Die  durch  die  Aufhebung  dieses  Zehents  den 
Privaten,  auf  welche  der  Bezug  eines  solchen  Zehents  rechts- 
giltig  übergegangen  war^  zugegangenen  Verluste  werden  aus 
Landesmitteln  entschädigt,  aus  welchen  auch  dem  niederen 
Curat- Cierus  fUr  den  Zehenlentgang  die  entsprechende  R.ente 
ausgemesseu  wird*  Die  Durchführung  der  Grundentlastung 
wurde  in  derselben  Weise  wie  in  den  anderen  Eronländern 
besonderen  Landes- Commissionen,  deren  jedes  Verwoltnngs- 
gebiet  eine  erhielt,  überwiesen  und  bei  jeder  derselben  ein 
EnUastungs-ITond  errichtet.  Die  Bedeckung  für  die  Entschä- 
digungsbeträge wird  durch  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern 
aufgebracht,  und  es  werden  von  dem  Entlastungs-Fonde  den 
Bezugsberechtigten  fÜnfpercenHge,  binnen  vierzig  Jahren  zur 
Verlosung  gelangende  Schuldverschreibungen  hinausgegeben, 
die  dem  niederen  Clerus  ausgemessenea  Jahresrenten  jedoch 
baar  entrichtet. 

Ein  nicht  minderes  Bedürfniss  als  die  Urbarial-Entschä* 
digung  war  für  Ungern  die  Commassation  CZusammeolegnng 
der  Gründe)  und  Segregation  der  den  Weide-  und  Holzimgs« 
rechten  unterliegenden  Gründe.  In  den  weiten  Ort^emar- 
kungen,  namentlich  des  Flachlandes,  haben  die  ehemaligen 
Herrschaften  und  Unterthanen  sowie  die  einzelnen  Gmnd'- 
besitz^  häufig  ihre  Grundstücke  zerstreut  in  mehreren,  oft 
weit  von  einander  entfernten  Ortslagen,  wodurch  die  Be* 
bauung  derselben  bedeutend  erschwert,  wo  nicht  unm^lich 
gemacht  wird.  Ebenso  unterlagen  bei  den  aus  ältester  Zeit 
herstammenden  Besitzverhältnissen  und  dem  Missv^hältnisse 
der  Bevölkerung  zu  der  Ausdehnung  des  culturfähigen  Bo- 
dens die  umfassendsten  Strecken  desselben  dem  Weid^recbte 
der  Herrschaften,  d^  Unterthanen  oder  beider  gemeinschaftlich, 
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and  in  den  bensdiafUichen  Waldungen  hatten  sehr  hiufif; 
die   Unterthanen,   oft   neben    der  Weide,  ^as  Recht  des 
Benges  des  nöthigen  Brenn-   und  Bauhohes,   der  Eichel- 
maslong  und  Knoppemsammlnng.    Schon  die  frühere  Geseti- 
gebang  trachtete  auf  die  Regelung  dieser  dem  Aufschwünge 
der  Boden  -  Cultur  so  hinderlichen  Zustände  hiozuwirl^en  und 
die  Ausscheidung  eines  Besitzantheiles  mit  dem  vollen  Eigene 
thomsrechte  für  jeden  der  Betheiligten  anzubahnen;    doch 
konnte  anch  hierbei  auf  dem  hier  und  da  allerdings  mit 
Erfolg  eingeschlagenen  Wege  freiwilliger  Uebereinkunft  kein 
entsprechendes  Ergebniss  im   Allgemeinen   erzielt   werden«, 
wessbalb  schon  der  X  Gesetzadikel  vom  Jahre  1848  deo 
Berechtigten  sowohl  als  den  Verpflichteten  das  Recht,   dar- 
Qber  einen  besonderen  Process  einzuleiten,  ertheilte.     Weit 
swerkmassiga  und  den  Erfolg  mehr  sichernd  erscheint  die 
Bestimmung  des  die  Begulirung  der  Urbarial  -  Verhältnisse 
in  Ungern  enthaltenden  (zugleich  auch  die  Commassation 
normirenden)  Allerhöchsten  Patentes  vom  2.  März  1853,  nach 
welchem  die  Absonderung  der  Huiweide  und  die  Regelung 
der  Waldnutzungen  ebenso  wie  die  übrige  Grundentlastung 
▼on  Amtswegen  vorgenommen  werden  muss.    Bei  den  nach 
Hei^ommen  und  Gesetz  ausserordentlich  verwickelten,  den 
giQssten  Theil  des  gesammten  Grundbesitzes  im  Lande  afB- 
cirenden  Verhältnissen  musste  hier  ein  anderes  Verfahren 
wie  in  den  übrigen  Eronländem  in  Anwendung  gebracht 
werden.    Diess  geschah  durch  die  Einsetzung  eines  vollstän- 
dig gegliederten  Sjstems  von  Urbarial- Gerichten,  von  wel- 
chen in  jedem  einzelnen  Eomitate  eines  erster,  in  jedem 
Verwaltungsgebiete  eines  zweiter  Instanz,  und  in  Wien  fUr 
die  sämmtlichen  Verwaltungsgebiete  von  Ungern  und  dessen 
ehemaligen  Nebenländern  das  Urbarial -Gericht  der  obersten 
Instanz  bestellt  wurde.    Diese  Gerichte  haben  nicht  nur  über 
die  Commassation  (und  zwar  binnen  einer  gesetzten  Frist 
auf  Begehren   eines   der  Betheiligten,    in   der  Folge  über 
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einverständliches  Ansuchen  beider  Theile)  und  Segregation 
(welche  letztere  jedenfalls  vorzunehmen  ist),  sondera  auch  über 
die  aus  der  rechtlichen  Verschiedenheit  der  Allodial-,  Curat- 
und  Urbarial- Gründe  hervorgehenden  Streitigkeiten  zu  ent- 
scheiden, so  dass  durch  ihren  Ausspiiich  der  gesammte  Besitz- 
stand des  Landes,  insoferne  er  einer  Regulirung  oder  der 
Feststellung  seiner  gesetzlichen  Eigenschaft  bedurfte,  auf  eine 
rechtliche  Grundlage  gestellt  wird.  Die  Urbarial  -  Gerichte 
wurden  im  Jahre  1855  errichtet  und  haben  ihre  Wirksam- 
keit  in  Ungarn  und  der  Wojwodschaft  im  Jahre  1856 ^  in 
Kroatien -Slavonien  im  Jahre  1857  begonnen. 

Wenn  man  die  Schwierigkeiten  aller  Art  erwägt,  welche 
mit  der  gänzlichen  Umwandlung  der  Besitzverhältnisse  des 
überwiegend   grössten  Antheils  des  Grundes  und  Bodens  im 
Kaiserstaate,  mit  der  Aufliebung,  Entschädigung  und  Regu- 
lirung der  mannigfachsten  aus  diesen  Verhältnissen  entsprin- 
genden RechtQ,  Verpflichtungen  und  Beziehungen  verbunden 
waren,  so  muss  die  durchgreifende  Thätigkeit,  mit  welcher 
in    allen   Theilen   des   Reiches,   inmitten    so   vieler   ander- 
Mireitigeu   organischen  Veränderungen,  das  grossartige  Ent- 
laatungs- Geschäft  binnen   so   kurzer  Zeit  rasch  dem  Ende 
nahe  gefl\hrt  wurde,   gebührend   anerkannt  werden.     Dass 
dieses  in  so  gedeihlicher  Weise  geschah,   dass  insbesondere 
die  Berechtigten  so  bald  in  den  Geuuss  der  ihnen  von  der 
Gesetzgebung    zuerkannten   Entschädigungs-Capitale   traten 
und  dass  die  Verpflichteten,  d.  i.  der  überwiegende  Theil 
etiler  Staats -Angehörigen,  auf  eine  ihre  ökonomische  Lage 
so   sehr  schonende  Art  in  den   ihnen    gesetzlich  zugestan- 
denen   freien  Genuss   ihres  Besitzes   und  ihrer  Arbeit '  ge- 
langten,   ist   zunächst   das    Verdienst    des   Herrn    Ministers. 
des    Innern,    Freiherrn    von    Bach,^  dessen    Energie^  upd- 
Sachkenntniss   nach    rascher   Beseitigung    aller   Hemmnisse 
das    um&ssende    Werk   dem   gedeihlichen   Abschlüsse   ent- 
gegenitlhrte. 

V.  Czoernig»  Oestcrreich'a  NeugesUiltung.  32 
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Die  Grundsätze,  von  denen  das  Allerhöchste  Patent  vom 
7.  September  1848  hinsichtlich  der  Grundentlastnng  au^ng,  be- 
standen im  Wesentlichen  darin,  dass  alle  jene  Verpfliehtnngea) 
ivelche  aus  dem  persönlichen  Unterthansverbande,  aus  dem  Schutz- 
verhältnisse, aus  dem  obrigkeitlichen  Jurisdictions- Rechte  und  aus 
der  Dorflierrlichkeit  entsprangen,  ohne  Entgeld  aiffgehoben  wur- 
den, dass  dagegen  für  solche  Arbeitsleitungen,  Natural-  und  Geld- 
gaben, welche  der  Besitzer  eines  Grundes  als  seicher  dem  Guts-, 
Zehent-  oder  Yogthemi  zu  leisten  hatte,  eine  billige  Entschädi- 
gung ausgemittelt  werden  sollte  \ 

*  Dieses  Allerhöchste  Patent  enthält  dem  Wortlaute  naeh,  folgend« 
Beatimmangen : 

1)  Die  Unterthänigkeit  und  das  schotzobrigkeitliche  Yerhältnias  ist 
aammt  allen  diese  Verhältnisse  nonnirenden  Gesetzen  aufgehoben. 

2)  Grund  und  Boden  ist  zu  entlasten;  alle  Unterschiede  zwischen 
Dominical-  und  Rustical- Gründen  werden  aufgehoben. 

3)  Alle  aus  dem  Unterthänigkeits- Verhältnisse  entspringenden,  dem 
nnterthänigen  Grunde  anklebenden  Lasten,  Dienstleistungen  und  Giebig 
keiten  jeder  Art,  sowie  alle  aus  dem  grundherrlicben  Obereigen thnme, 
aas  der  Zebent-,  Schutz-,  Vogt-  und  (Wein-)  Bergherrlichkeit  und  aus 
der  Dorfobrigkeit  herrührenden ,  von  den  Grundbesitzungen  oder  von  Per» 
sonen  bisher  zu  entrichten  gewesenen  Natural-,  Arbeits-  und  Geldleistun- 
gen, mit  Einschluss  der  bei  Besitz  Veränderungen  unter  Lebenden  und  auf 
den  Todesfall  zu  zahlenden  Gebühren  sind  von  nun  an  aufgehoben. 

4)  Für  einige  dieser  aufgehobenen  Lasten  soll  eine  Entschädigung  ge- 
leistet werden,  für  andere  nicht. 

5)  Für  alle  aus  dem  persönlichen  Unterthansver bände,  aus  dem  Schutz- 
verhältnisse, aus  dem  obrigkeitlichen  Jurisdictions -Rechte  und  aas  der 
Dorfherrlichkeit  entspringenden  Rechte  und  Bezüge  kann  keine  Entschädi- 
gung gefordert  werden,  wogegen  auch  die  daraus  entspringenden  Lasten 
aufzuhören  haben. 

6)  Für  solche  Arbeitsleistungen,  Natural-  und  Geldabgaben,  welche 
der  Besitzer  eines  Grundes  als  solcher  dem  Guts-,  Zehent*  oder  Vogtherm 
zu  leisten  hatte,  ist  baldigst  eine  billige  Entschädigung  auszumitieln. 

7)  Die  Holzungs-  und  Weiderechte,  sowie  die  Servituts -Rechte  zwischen 
den  Obrigkeiten  und  ihren  bisherigen  Unterthanen  sind  entgeltlich,  das 
dorfobrigkeitliche  Blumensuch-  und  Weiderecht,  sowie  die  Brach  und 
Stoppel  weide  unentgeltlich  aufzuheben. 

8)  Eine  aus  Abgeordneten  aller  Provinzen  zu  bildende  Commission 
hat  einen  Gesetzesentwurf  auszuarbeiten  und  der  Reichs- Versammlung 
vorzulegen,  welcher  zu  enthalten  hat  die  Bestimmungen: 

a)  über  die  entgeltliche  Aufhebung  der  in  emphyteutischen  oder  sonstigen 
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Ueber  den  Betrag  dieser  Entschädigimg)  sowie  Über  die  lei-? 
tendeD  Grundsätze^  bei  dessen  Ermittlung,  wurde  das  AUerhAchstc 
Fitatti  vom  4»  Man  1848  '  (ftir  Galizien  Patent  vom  15.  August 

über  Theilang  des  Eigen thnmes  abgeschlossenen  Vertrigen  begyiis* 
deten  wechselseitigen  Bezüge  und  Leistungen; 

b)  über  die  Aufhebbarkeit  von  GrundbelasUingen ,  die  etwa  im  $.  3. 
nicht  aufgeführt  sind; 

c)  Über  die  Art  und  Weise  der  Aufhebung  oder  Regulirung  der  iui 
S.  7  ai^fährten  Rechte; 

d)  über  den  Maassstab  und  die  Höhe  der  zu  leistenden  Entschädigung 
und  über  den  aus  den  Mitteln  der  betreffenden  Provinz  zu  bildeut 
den  Fond,  ans  welchem  lediglich  die  für  die  betreffende  Provinz 
zu  berechnende  Entschädigungs-Quote  durch  Vermittlung  des  Staates 
getilgt  werden  soll; 

e)  über  die  Frage,  ob  für  die  nach  §§.  2,  3  und  8,  litt,  b,  aufzu«» 
hebenden ,  jedoch  in  den  $$.  5  und  6  nicht  angeführten  Oiebigkeiten. 
und  Leistungen  eine  Entschädigung,  und  welche  zu  entrichten  seil 

9)  Die  Patrimonial*  Behörden  haben  die  Oerichtsbarkeit  und  die  poli* 
tische  Am.tsverwaltung  provisorisch  bis  zur  Einführung  landesfürstlidier 
Behörden  auf  Kosten  des  Staates  fortzuführen. 

10)  Das  im  6.  Absätze  ausgesprochene  Princip  der  Entschädigung  für 
die  Arbeitsleistungen,  Natural*  und  Geldabgaben  soll  jedoch  allfällige  spä« 
tere  Anträge  der  zufolge  des  8.  Absatzes  niederzusetzenden  GommiBsion^ 
wodurch  dieses  Princip  erklärt  oder  eingeschränkt  werden  könnte,  nicht 
ausschliessen. 

11)  Auch  der  Bier-  und  Branntweinzwang  mit  den  ihm  anhaftenden 
VerbindÜ^keiten  hat  wegzufallen. 

*  Die  Wichtigkeit  dieses  Allerhöchsten  Patentes  für  die  BesiUverhältf 
nisse  in  Oesterreich  lässt  es  passend  erscheinen,  dasselbe  hier  seinem 
ganzen  Texte  nach  folgen  zu  lassen: 

„Wir  Fr»MS  Sw$^p%ä  der  fiSrste)  von  Gottes  Gnaden  Kaiser 
von  Oesterreich;  König  von  Ungern  und  Böhmen  etc.  eic. 

Haben  in  der  Erwägung,  dass  die  möglichst  baldige  und  völlige  Durch-» 
ftihrung  der  in  dem  Gesetze  vom  7.  September  1848  ausgesprochenen  Auf- 
hebung des  Unterthans- Verbandes  und  der  dadurch  gewährten  Gleichstellung 
und  Entlastung  alles  Grundes  und  Bodens,  sowie  die  Ermittlung  und  Flüssige 
machung  der  durch  dieses  Gesetz  den  blBherigen  Bezugsberechtigten  im 
Grund  Satze  gesicherten  billigen  Entschädigung  dringend  einige  den  Grund 
Sätzen  dieses  Gesetzes  entsprechende  administrative  Verfügungen  und 
namentlich  die  Zusammensetzung  eigener  Commissionen  in  jedem  Lande 
XU  dessen  Vollführung  und  zu  dem  Ende  erheischen,  um  die  Verpflichte« 
ten  der  bisher  herrschenden  Ungewissheit  über  Art  und  Maass  der  su 
leistenden  billigen  Entschädigung  zu  entheben  und  ihnen  die -durch  das 


U>I9.  Ar  Snkmm  Fiteal  mm  12.  Min  1851,  Air  die  Bukoiviiiia 
Bitenl  TOB  Sa.  OHober  1^3)  gegebeo,  uiid  dun^  dieses  Gesets 


ofcgtdaAte  Gesetz  gfsickertcD  Vorthcile  sofort  im  ToUsten  Umfange  znzu- 
««■An«  CBdüch  aark  den  BerechtigteQ  die  nach  diesem  Gesetze  ge- 
bäkiaide  FiifirfcadigMg"  baldigst  flüssig  zn  machen,  iber  Einrathen 
ster-Eithes  bcsdüossen  und  Terordiien^  wie  folgt: 

%  1.  Die  Küboa  and  BobotgeUer  der  Inleate  and  der  anf  unter- 
■■den  gestifteten  Hiwler  sind  in  Gemftssbeit  des  $.  5  des 
Gesetzes  nnn  7.  September  1848  ohne  Entschidignng  aufgehoben. 

J.  X  Die  in  jedem  Lande  aafzasteUenden  Landes -Oommissionen  wer- 
den mit  Beachtnng  der  eigenthnmllchen  YerhaltDisse  der  einzelnen  Lander 
nnd  bcstimmett,  welche  der  unter  Tcrscbiedenen  Benennungen 
Leistnngen  nntcr  der  im  $.  5  des  Gesetzes  Tom  7.  September 
1818  aasgesprochenen  Bestimmung  begriffen  seien  und  daher .  ohne  Ent- 
ifhiititaa|r  anfnilnrcn  haben,  und  wc4che  Schnldigheiten  und  Leistnngen 
ilimin  unter  die  Anordnung  des  S-  ^  des  gedachten  Gesetzte  fallen, 
tUgtich  nur  gegen  Lastung  einer  Enischidigung  aufgehoben  sind.  Die- 
jtlbcn  Commisrionen  werden  andererseits  ermitteln,  welche  Lasten  zu- 
Mge  $.  S  des  gedaditcn  Gesetzes  mit  der  Aulhebung  der  ihnen  g^enaber 
st^enden  Rechte,  zu  entfallen  haben. 

§.  3L  Unter  den  Bestimmungen  der  SS-  ^  ^uid  6  des  Gesetzes  vom 
7.  September  1848  ist  jeder  auf  dem  Grundbesitze  bleibend  hallende  Zebent 
begiilfen,  wenn  selber  auch  nicht  aus  dem  Unterthinigkeits- Verhältnisse 
oder  dem  grandhenrüchcn  Obereigenthume  entspringt 

$.  A  Die  Holzungs-  und  Weiderechte,  dann  die  Senrituts- Rechte 
awisüica  den  Ohrigiteiten  und  ihren  bisherigen  Unterthanen,  weldie  Rechte 
mit  Ausnahme  des  im  $•  7  des  Gesetzes  vom  7.  September  1848  un^tgeltlich 
anf^Hassenen  doribbrigkcitliehen  Blumensuch-  und  Weiderechtes,  dann 
dar  Brach- und  Sloppelweide,  entgeltlich  aufzuheben  sind,  bleiben  bis  aar 
Dnrchfähmng  der  entgeltlichen  Aufhebung  in  Wirksamkeit. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Aufhebong  und  das  Entgelt  werden 
für  jedes  einzelne  Land  nach  dessen  eigenthümlichen  Verhaltnissen  fess- 
gcactat  werden. 

S.  5.  Die  Leistnngen  aus  emphyteu tischen  und  anderen  Verträgen  über 
die  Theilung  des  fiigenthumes,  welche  zufolge  des  $.  8  des  Patentes  vom 
7.  September  1848  entgeltlich  aufzuheben  sind,  sollen,  bis  die  Ablösung 
crMgt  ist,  erimit  werden,  mit  der  alleinigen  Ausnahme,  dass  die  Natural- 
Arbeitsleistungen  schon  derzeit  in  Geld  zu  rduiren  sind.  Die  Durch« 
fQhrung  dieser  Ablösung  bildet  einen  G^enstand  der  Wirksamkeit  der 
Landes  -  Commissionen. 

S.  6.  Natural -Leistungen,  welche  nicht  in  Folge  des  ZeLentrechtes 
als  ein  aliquoter  Theil  von  den  Grundei-trägnissen  an  Früchten,  sondern 
als  unveränderliche  Giebigkeit  an  Kirchen,  Schulen  und  Pfhrren  oder  zo 
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gleichseitig  auch  die  Ablöeung  der  unveri&nderlielien  Giebigkeiien- 
an  Kirchen,  Pfarren ^  Schulai  iibd  zu  anderen  Geoieindezwecken^ 

anderen  Gemeindezwecken  entnohtet  werden ,  sind  durch  das  Qesetx  vom 
7.  September  1848- nicht  aufgehoben^  sind  jedoch  gleichfalls  abzulösen. 

§.  7.  Auf  zeitliche  Grandpacht-  nnd  Grundbestand -Verträge  findet 
das  Gesetz  vom  7.  September  1848  keioe  Anwendung. 

S.  8.  Bei  Ermittlnng  der  Entechädigiing  Mr  die  nach  SS-  3  und  6  des 
Gesetzes  vom  7.  September  1848  entgeltlich  aufgehobenen  Leistungen  ist 
nach  folgenden  Grundsätzen  vorzugehen. 

Gegenstand  der  den  Berechtigten  zn  leistenden  Vergütung  ist  der 
Werth  der  Schuldigkeit  nach  dem  rechtlicli  gebühi*enden  Ausmaasse. 

$.  9.  Die  Leistungen  in  Bodenfrtichten  werden  nach  den  für  die- Aus- 
fTihrung  des  stabilen  Grundsteuer -Katasters  festgesetzten  Preisen  za  Gehie 
berechnet  Für  die  Gebietstheile^  für  welche  die  Katastral  *  Preise  bisher 
noch  nicht  festgesetzt  wuixlen,  sind  die  Preise  der  BodenfrCkbte  im  kürze 
8t en  Wege,  nach  den  für  die  Durchführung  des  stabilen  Katasters  vorge« 
zeichneten  Grundlagen^  zu  ermitteln. 

$.  10.  Die  Preise  anderer  Natural-Leistungen  \'on  landwirtlisdiaftliebeo 
Erzeugnissen  werden  nach  den  Katastral-E^reisen^  nnd,  wo  sie  nicht  be> 
stehen,  nach  einem  denselben  entsprechenden  Werthanschlage  berechnet.. 

S.  11.  Die  Preise  der  Arbeitsleistungen  (Robot)  werden  nach-  dem 
Verhältnisse  ausgemittelt,  in  welchem  der  Werth  der  Zwangsverrichtang 
zu  jenem  der  freien  Arbeit  steht  Hierbei  ist  jedoch  als  Grundsatz  fest» 
anhalten,  dass  in  keinem  Falle  der  Werth  der  Zwangsarbeit  höher  als 
mit  dem  Dritttheile  des  Wertlies  der  freien  Arbeit  berechnet  werden  dürfe;. 

Wo  zwischen  den  Parteien  schon  dermalen  ein  geringerer  Reluitionsi' 
oder  Abolitions- Preis  besteht,  als  nach  der  ebenbezeichneten-  Werthbe-  ^ 
messung  entfiele,  hat  der  geringere  Ablösungspreis  als  Grundlage  für  das 
Ausmaass  der  l^ntschädigung  zu  dienen.  Der  Werth  der  sogenannten  ge- 
messenen Robot,  d.  i.  jener  für  bestimmte  Arbeiten ,  ist  durch  Schätzung 
festzustellen. 

S-  12.  Unveränderliche  Geldgiebigkeiten,  als  Robot*  und  Zehentgelder, 
oder  für  Leistungen  jeder  anderen  Art,  sind  nach  dem  bestehenden  fixen 
Ausmaasse  zu  veranschlagen. 

S.  13.  Die  bisher  in  Wiener- Währung ,  Einlösungs-  oder  Anticipations* 
Scheinen  geleisteten  Geldzinse  werden  nach  dem-  Course  von  250  für  100 
auf  Metallmünze  zurückgeführt 

S.  14.  Die  Entschädigung  für  die  Veränderungs- Gebühren,  die  sieh 
nicht  auf  emphyteutische  Verträge  zwischen  dem  Ober^  nnd  Nutznngs- 
Eigenthümer,  sondern  anf  die  Landesverfassung,  das  Gesetz  oder  das 
Unterthansverhältniss  gründen,  wird  nach  Abzug  der  Steuer,  welche  von 
dem  Bezüge  dieser  Gebühren  zu  entrichten  war,  der  Auslagen  der  Gmnd- 
bnchsführnng  und  desjenigen  Theiles  der  Aufgaben  für  die  Gerichtsptlege 
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ibtiu  die  AbtöwiDg  der  aus  emph yteutischen  und  anderen  VerMgi^n 
ttber  die  ThdluDg  des  EigenUiumes  eatspringenden  Leistui^eii  — 


oad  die  polititfehe  Verwaltung^  der  durch  die  EionahmeD  der  Herrsduift 
aa  Taxen  und  Jnrlsdictiuns-GebiUiren  nicht  gedeckt  wurde  ^  endlieh  nach 
▲bsog  aller  aaderm  Gegenleistungen  auf  Grundlage  eines  dreissigjährigen 
Durchschnittes  aas  dem  Staatsschätze  vorläufig  mittelst  einer  Rente  giv 
kistit  Die  Art  und  Weise  ^  wie  die  auf  emi^jrteutische  Vertrüge  ge- 
gründeten Verändernngs- Gebuhren  abzulösen  sind,  bleibt  besonderen  Be- 
stimmungen vorbehalten. 

$^  1&^  Von  dem  Werthansehlage  aller  durch  das  Gesets  vom  7.  Sep- 
tember ld4S  aufgehobenen  oder  zur  Aufhebung  bestimmten  Leistungen^ 
ausser  den  Verinderangsgebühren,  wird  der  Werth  der  Gegenleistungen, 
die  von  dem  Berechtigten  an  den  Verpflichteten  bei  der  Erfüllung  der 
Schuldigkeit  xu  entrichten  waren,  in  Abzug  gebracht.  Die  Ermittlung 
des  Werthes  der  Gegenleistungen  hat  auf  derselben  Grundlage,  vne  jene 
des  Werthes  der  Leistungen  zu  erfolgen,  und  es  findet  in  keinem  Falle, 
selbst  wenn  der  erstere  den  letzteren  übersteigen  sollte,  für  den  Ueber> 
schuss  eine  Vergütung  Statt. 

$.  16.  Von  dem  anfsolche  Weise  ermittelten  Werthe  der  aufgehobenen 
Lsislungen  ist  ein  Dritttheil  für  die  Steuer,  die  der  Berechtigte  von  diesen 
Belügen  zu  leisten  hatte,  die  Zuschläge  zu  dieser  Steuer,  die  Kosten  der 
fiinhebuug  und  die  sich  ergebenden  Ausfalle  als  eine  Pauschal-Ausgleichung 
in  Abzug  zu  bringen. 

S»  17.  Der  nach  Abzug  der  obgedachten  Pauschal  »Ausgleichung  mit 
swei  Dritttbeilen  verbleibende  Betrag  bildet  das  Haass  der  den  Berechtigten 
gebührenden  Entschädigung. 

§.  18.-  Von  diesen  zwei  Dritttheilen  des  Werthanschlagea  hat  für 
Schuldigkeiten,  welche  durch  die  $$.  3  und  6  des  Gesetzes  vom  7.  September 
18i8  g^en  Entgelt  aufgehoben  sind,  insoferne  sich  selbe  nicht  auf  emphy- 
teutisehe  oder  andere  Verträge  über  die  Theilung  des  Eigen thumes  oder 
auf  eine  geistliche  Stiftung  gründen,  der  Verpflichtete  das  eine  Dritttheil 
zu  entrichten,  das  andere  Dritttheil  ist  als  eine  Last  des  betreffenden 
Landes  aus  Landesmitteln  aufzubringen.  In  den  Ländern,  in  denen  keine 
geeigneten  Landesmittel  zur  Verwendung  für  diesen  Zweck  vorhanden  sind 
oder  die  vorhandenen  nicht  zureichen,  sehiesst  der  Staatsschatz  den  fehlen- 
den Betrag  für  Rechnung  des  betreffenden  Landes  und  unter  Vorbehalt 
der  Ausgleichung,  welche  lediglich  zwischen  dem  Staate  und  dem  Lande 
stattzufinden  hat,  einstweilen  vor. 

$.  Id.  Die  Entschädigung  nach  dem  im  $.  17  festgesetzten  Auamaasse 
ist  für  die  Schuldigkeiten,  die  sich  auf  emphy teutisehe  oder  andere  Ver* 
träge  über  die  Theilung  des  Eigenthumes  oder  auf  eine  geistliche  Stiftung 
gründen,  von  dem  Verpflichtelen  allein  zu  entrichten. 

Eine  Ausnabme  von  diesem  Grundsätze  findet  Statt,  wenn  der  als 
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bezüglich  deren  bereitfl  in  dem  Patente  Vom  7.  September  1848 
auf  die  bevorstehende  Erlassung  besonderer  Bestimmungen  hinge- 
deutet  worden  war  —  angeordnet 

Entschädigung  nach  dem  §.  17  entfallende  Jahresbetrag  allein,  oder^  •(>• 
ferne  er  mit  der  infolge  des  $.  18  flir  Schuldigkeiten  von  denselben 
Grundstücken  gebührenden  Entschädigung  zusammentrifft,  vereint  mit  der 
letzteren,  40  Ferceut  des  Kernertrages  der  belasteten*  Grundstücke  Über- 
schreitet. 

In  einem  solchen  Falle  ist  der  Botrag,  um  walchen  die  den  Ver> 
pflichteten  treffende  Entschädigung  das  bemerkte  Ausmaass  von  40  Ptei^ 
ceut  übersteigt,  mit  der  Beschränkung  aus  den  Landesmitteln  zu  bestrei- 
ten, und-  so  weit  es  an  denselben  fehlt,  aus  dem  Staatsschatze  vorzo« 
strecken,  dass  der  Verpflichtete  keinen  minderen  Betrag,  als  die  Hälfte 
des  nach  dem  $.17  bestimmten  Maasees,  das  ist,  nicht  weniger,  als  eia 
Dritttheil  des  zufolge  $.  15  ausgemittelten  Werthanscfalages  zu  entriditen 
hat  Der  Reinertrag  ist  in  den  Ländern,  in  denen  die  firtragsschätzang 
llir  das  Grundsteuer -Kataster  vollflihrt  ist,  nach  den  Ergebnissen  desselt)en, 
in  andern  Ländern  aber  nach  den  Ertragsanschlägen  des  Grundsteuer- 
Provisoriums,  von  denen  der  Cultnrs- Auf  wand  abznzidien  ist,  anszamitteln. 

J.  20.  Die  zufolge  der  Bestimmungen  dieses  Patentes  den  Verpflich- 
teten obliegenden  Zahlungen  sjnd  an  die  Staatscassen,  die  hierzu  werden 
bezeichnet  werden,  in  vierteljährigen  Raten  zu  leisten;  der  Berechtigte  hat 
den  ihm  gebührenden  Betrag  der  Entschädigung  in  halbjährigen  decor- 
siveii  Raten  bei  den  Staatscassen  zu  beheben. 

J.  21.  Die  Einbringung  der  Zahlungen  von  den  Verpflichteten  wird 
auf  demselben  Wege  und  durch  dieselben  Maassregeln  bewirke,  welelia 
fär  die  Einbringung  der  Grundsteuer  vorgeschrieben  sind.  Aueh'geniessen 
die  Forderungen  auf  diese  Zahlungen  das  Vorrecht  der  landesfürstlichen 
Steuer  in  Concurs-  und  Executions*  Fällen. 

$.  XL  Ueberhaupt  ist  als  Grundsatz  festzuhalten,  dass  die  zur  Last 
dec  Verpflichteten  ermittelte  jährliche  Entschädigungsrente  im  zviranzig^ 
fachen  Anschlage  zum  Capitale  erhoben ,  als  eine  auf  dem  entlasteten  Gute 
mit  der  gesetzlichen  Priorität  vor  allen  andern  Hypothekar- Lasten  be- 
stehende, die  Vorrechte  der  landesfürstlichen  Steuer  geniessende  Last  an« 
zusehen  und  zu  behandeln  ist.  Besondere  Bestimmungen  werden  die  Durch- 
führung dieses  Gnmdsatzes  vermitteln.  Alle  zu  diesem  Ende  etwa  er- 
forderlichen Amtshandlungen  in  den  öffentlichen  Büchern  haben  kostealkei 
stattzuflndcyi. 

$.  23.  In  jedem  Lande  ist  die  Vorsorge  zu  treffipn,  dass  die  Verpflich- 
teten, welche  es  vorziehen,  statt  der  als  Entschädigung  ausgemittelten 
jährlichen  Rente,  das  Capital  der  Entschädigung  sogleich  od^r  in  einer 
Anzahi  gleicher  Jahresraten  mit  dem  Zwanzigfachen  des  zur  Zahlung  er- 
mittelten Betrages  der  Jahresrate  zu  entrichten,  in  die  Lage  gesetzt  werden, 
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Die  näheren  BesUmmongen  über  die  Durehnihrong  der  Ent- 
lastung, ttber  das  hierbei  zu' beobachtende  Verfahren  and  die  damit 

sich  auf  die  möglichst  einfache^  schnelle  und  billige  Weise  ihrer  £ni- 
schädigtmgspflScht  rOllständig  zu  entledigen. 

%i  24.  Ist  das  Gut,  za  welchem  die  aufgehobenen  Bezüge  als  ein 
Brtragszweig  gehörten^  mit  Schuld fordernngen-  oder  aiaderen  Haftaogen 
belastet,  so  soll  bei  der  Erfolglassung  der  Entschädigung  dem  bürger- 
lichen Rechte  gemäss  die  gehörige  Vorsehung  zur  Wahrung  der  Rechte 
dritter  Personen  get'roifen-  werden.  Ueberhaupt  ist  die  Anstalt  zu  treffen^ 
dass  die  dem  ehemaligen  Bezugsberechtigten  aus  der  Aufhebung  der  Be- 
züge erwachsenen  Entschädigungsansprüche  bei  den  betreffenden  Körpern 
in  den  öifent liehen  Büchern*  und  zwar  kostenfrei,  ersichtlich  gemacht  werden. 

$.  25.  Zur  Erleichterung  der  Bere<ihtigten  wird  bestimmt,  dass  den- 
selben auch  noch  vor  der  vollständig  erfolgten  Ermittlung  der  ihnen 
gebührenden  Entschädigung  ein  Dritttheil  jener  Rente  als  Vorschuss  floaaig 
gemacht  werden  soll ,  welche  für  ihren  bisherigen  rechtmässigen  Bezug 
naeh  den  Grundsätzen  des  gegenwärtigen  Patentes  über  den  Werthanschlag 
der  aufgehobenen  Schuldigkeiten  entfällt. 

-  Diese  Vorschüsse  haben  für  Rechn^ung  und  auf  Abschlag  der  zu  er- 
inittelnden  definitiven  Entschädigung  zu  gelten  und  sind  bei  Abgang  zn- 
reichender  Landesmitfel  aus  dem  Staatsschätze  für  Rechnung  der  zur 
Zahlung  Verpflichteten  und  unter  Vorbehalt  der  Abrechnung  bei  der 
definitiven  Entschädigung  mit  Beachtung  der  durch  die  Tabular-Verli&lt- 
nisse  gebotenen  Rechtsvorsichten  zu  leisten.- 

J.  26.  Um  die  Ausgleichung  zwischen  dem  Berechtigten  und  Ver- 
pflichteten zu  erleichtem  und  die  Berechnung  der  Entschädigung  auf 
dnen  gleichen  Ausgangspunct  zurückzufahren,  haben  die  Verpflichteten, 
die  für  das  landesübliehe  Nutzjahr  1848  rückständigen  Leistungen  aus 
den  durch  die  %^.  3  und  6  des  Gesetzes  vom  7.  September  1648  entgeltlich 
aufgehobenen  Bezugsrechten,  nach  Abzug  von  einem  Pauschal -Einlass  eines 
Sechstels  der  Jahresleistung,  nachträglich  zu  entrichten. 

Bei  der  ziffermässigen  Ausmittlung  derselben  ist  nach  den  in  diesem 
Patente  $$.  8  bis  13,  dsun  15  für  die  Ausmittlung  der  Entschädigung 
aufgestellten  Grundsätzen  vorzugehen. 

Die  dergestalt  bezifferten  Rückstände  sind  von  den  Verpflichteten  mit 
der  Steuer  an  die  Staats -Gassen  zu  entrichten  und  von  letzteren  an  die 
Berechtigten  zu  erfolgen. 

Dagegen  findet  auch  eine  Vergütung  der  durch  den  Berechtigten  von 
den  au%ehobenen  Bezügen  für  das  Steuerjahr  1848  entriditeten  Steuer 
durch  den  Verpflichteten  nicht  weiter  Statt,  so  wie  die  Entschädignngs* 
rente  erst  von  dem  Ablaufe  des  landesüblichen  Nutzjahres  1848  an  zu 
laufen  haben  wird. 

$.  27.    Das  Mortuar  und  das  Laudemium  für  die  vor  dem  7.  September 
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beauftragten  öigane  dnd  in  den  speoiell  fiir  die  einzelnen  Krön* 
länder,   in  Folge  Allerhöchster  Genehmigung  von  den  Ministerien 

1848  vorgekoroineneii  Verändeningsfälle  ist  von  Seite  des  Verpflichteten 
zn  Händen  des  Berechtigten  nnr  in  den  Fällen  zu  entrichten,  wenn 
bezüglich  des  Mortuars  der  Todesfall  vor  dem  7.  September  1848  einge- 
treten ist  und  bezüglich  des  Laademinms  d^e  Besitzanschreibung  vor 
diesem  Zeitpancte  angesucht  wurde;  vorbehaltlich  der  in  diesem  Pa- 
tente für  die  emphyteutischen  Verträge  vorgesehenen  besonderen  Bestim- 
mungen. 

§.  28.  Die  Rückstände  aus  der,  S-  1  dieses  Patentes,  bezogenen  In* 
lent-  und  Häusler -Robot,  so  wie  aus  den  durch  den  $•  ^  des  Oesetzes 
xom  7.  September  1848  ohne  Entschädigung  aufgehobenen  Rechten,  soweit 
dieselben  das  Nutzjahr  1848  betreffen,  mit  Ausnahme  der  Gerichts -Taaen 
und  Grundbuchsgebühren,  haben  ohne  Entschädigung  w^zufallen.. 

%.  29.  In  jedem  Lande  und  in  jedem  Kreise  werden  eigene  Com- 
missionen,  bei  denen  sowohl  die  Interessen  der  Berechtigten  als  der  Ver- 
pflichteten gehörig  vertreten  sein  sollen,  zur  Vollführung  der  gegenwärti- 
gen Bestimmungen  aufgestellt. 

§.  30.  Reclamationen  gegen  die  Werthanschläge  der  aufgehobenen 
Giebigkeiten  werden  ohne  weiteren  Rechtszug  durch  Schiedsgerichte  ent- 
schieden. Zu  diesen  Schiedsgerichten  hat  jeder  Theil  einen  Schiedsmann 
nnd  beide  Schiedsmänner  den  Obmann  zu  wählen. 

S.  31.  Besondere  Verordnungen  werden  die  Zusammensetzung  der 
Commissionen  feststellen  und  das  Verfahren  für  dieselben  und  für  die 
erwähnten  Schiedsgerichte  regeln. 

§.  32.  Besondere  Bestimmungen  werden  wegen  Anlegung  eines  EnU 
fichädigungs- Katasters  in  jedem  Lande,  und  wegen  Errichtung  von  Landes- 
Credits- Anstalten  behufs  der  ehebaldigsten  vollständigen  Entlastung  der 
Verpflichteten  und  der  Befriedigung  der  Berechtigten  mit  der  ihnen  ge- 
bührenden Capitals- Entschädigung  erlassen  werden. 

§.  33.  Alle  Urkunden,  Schriften  und  Verhandlungen  über  die  Aus- 
mittlung  und  EfUbringung  der  Entschädigung  für  die  durch  das  Gesetz 
vom  7.  September  1848  aufgehobenen  Lasten ,  Dienstleistungen  und  Giebig- 
keiten geniessen  die  StämpelbefreiuDg. 

S.  34.  In  Bezug  auf  das  Königreich  Galizien  wird  eine  besondere 
Anordnung  die  Durchführung  des  Patentes  vom  17.  April  1848  und  des 
Gesetzes  vom  7.  September  1848  feststellen. 

$.  35.  Die  Frage  über  den  Umfang  «der  Anwendbarkeit  des  Gesetzes 
-vom  7.  September  1848  und  über  die  Art  der  Durchführung  desselben  in 
dem  Königreiche  Dalmatien  wird  wegen  der  daselbst  bestehenden  noch 
näher  zu  erhebenden  besonderen  Verhältnisse  einer  eigenen  unverzüglich 
zu  pfl^enden  Verhandlung  vorbehalten. 

$.  36.     In  allen  übrigen  Gebietstheilen ,  für  welche  das  Gesetz  vom 
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des  Innern )  der  Justiz  und  der  finanzen  eilassenen  DunJiflihninga- 
Verordnungen,  und  zwar: 
für  Oesterreich  unter  der  Enne  vom  13.  Februar    1850 


1) 


OesterrBich  ob  der  Enns 

n 

4.  October    1849 

Salzburg 

Steiermark 

Kämthen 

4.       . 
12.  September    ^ 

Erain 

Görz  und  Gradisca, 

n 

n.         r> 

Triest  und  Istrien 

7) 

17-       « 

Tirol  und  Yorarlbei^ 
Böhmen 

17.  August         , 
27.  Juni             r, 

Mähren 

Ti 

VI.    „ 

Schlesien 

n 

11.  Juli              „ 

Oalizien  und  liodomerien 

« 

28.   ,             1850  ehthaltA. 

Hinsichtlich  des  Grossherzogthumes  Krakau  und  des  Herzog- 
thumes  Bukowina  wurde  auch  die  Durchftlhrung  der  Entlastung  mit- 
telst der  bereits  angeführten  besonderen  kaiserlichen  Patente  geregelL 

Die  meritorischen*  Bestimmungen  dieser  DurchfÜhrungs- Verord- 
nungen und  der  ihnen  zu  Grunde  liegenden  Patente  sind,  bezüg- 
lich sämmtlicher  Kronländer,  im  Wesentlichen  und  AlIgemeineQ 
gleich.  Insbesondere  erfuhren  die  Bestimmungen,  welche  Leistun- 
gen ohne  Entschädigung  aufzuhören  haben,  eine  zi^nlich  fiberon- 
stimmende  Erläuterung.  Nur  in  Beireff  des  Eronlandes  Tirol  und 
Vorarlberg  und  des  Grossheizogthumes  Krakau,  wo  das  persönliche 
Unterthänigkeits-Verhältniss  nicht  bestanden  hatte,  wurde  die  recht- 
liche Vermuthung  aufgestellt,  dass  alle  Leistungen  von  einem  dienst- 
baren Grunde  bloss  g^gen  billige  Entschädigung  aufzuhören  hätten. 

Mit  Ausnahme  dieser  beiden  Gebiete  gehören  zu  den  aus  dem 
persönlichen  Unterthans- Verbände  und  dem  Schutzverfaältnisse  (der 

7.  September  1848  erJassen  wurde,  sind  die  Bestimmungen  des  gegen- 
wärtigen Patentes  sofort  zur  Ausführung  zu  bringen. 

$.  37.  Die  Minister  des  Innern,  der  Justiz  und  der  Finanzen  sind 
mit  der  Vollziehung  des  gegenwärtigen  Pkitentes  und  mit  der  Erlassung 
der  erforderlichen  Vorschriften  und  Weisungen  beauftragt" 

Die  im  S*  ^  dieses  Patentes  gemachte  Ausnahme  rucksichtlich  Oali- 
zien s  hatte  zur  Folge,  dass  für  Galizien,  Krakau  und  die  Bukowina  nicht 
das  vorliegende  Patent,  sondern  bloss  jene  vom  17.  April  ,nnd  7.  Sep- 
tember 1848  als  Ausgangspuncte  der  gesammten  Grundentlastungs- Verfü- 
gungen angeschen  wurden. 


507 


weltlichen  Yogtei)  herrtthrenden  Rechten  und  Bezttgen,  ioBbeeon* 
deie:  alle  Natural-  und  Arbeits -Leistungen  und  aus  dem  Titel  sol- 
cher herrührenden  Greldgiebigkeiten  der  Inleute  %  der  mit  keinem 
Ackergrunde  dotirten  Hftusler  und  in  den  mdsten  Kronländem  aqoh 
der  auf  unterthänigen  Gründen  gestifteten  Häusler ',  sowie  die  Hof- 
dienste,  welche  von  den  beider  Aeltem  verwaisten  Untertfaanen 
bekömmlich  zu  leisten  waren ^  und  alle  Reluitionen  derselben*) 
lind  die  Schutzgelder  (Yogtgelder)  oder  Schutzsteuem  von  Unter- 

*  Somit  anchr  die  Inlentsteuer  nnd  die  Freigelder  von  den  Verlassen- 
pchaften  der  Inleute.  In  Krain  Maaren  Robot  nnd  Robotgelder  der  Inleute 
vorlängst  aufgehoben. 

^  In  Oesterreich  ob  der  Enns  hören  ohne  Entschftdignng  nur  jene 
Leistungen  der  auf  unterthänigen  Gründen  gestifteten  Häusler  auf  ^  welche 
bei  der  BestiftuDg  solcher  ausser  den  auf  dem  Grunde  ohnehin  lastenden 
besonders  auferl^t  worden  sind;  in  Oesterreich  unter  der  Euns,  Steiep* 
mark,  Kämthen,  Krain,  Küstenland  die  Leistungen  solcher  Häusler (Keusch- 
1er,  sottani,  cossani),  die  sich  auf  einem  unterthänigen  oder  Gemeinde- 
Grunde  augesiedelt  haben  und  kein  eigenes  Grundbuchs -Foli um  besitzen; 
im  Küstenlande  nebstbei  die  nicht^  als  Folge  der  bereits  durchgeführten 
Gabenvertheilung  erscheinenden  —  wie  auch  in  Steiermark,  Kärnthen, 
Krain ,  Tirol  überhaupt  jede  durch  Zerstücklung  des  unterthänigen  Grun- 
des entstandene  Zinserhöhung  (Theilzinse)  nicht  entschädigt  wird.  In 
Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  entfellen  ohne  Entschädigung  alle  Lei- 
stungen der  im  Theresianischen  Kataster  vorkommenden  unbefelderteu 
HiMsler  und  der  seither  ansässig  gewordenen  Rustical- Häusler  und 
13  Tage  der  Robot  der  befelderten  Katastral -Häusler,  sowie  der  Do» 
miBical- Häusler,  in  Mähren  überdiess  alle  Leistungen  der  mit  nicht 
mehr  als  3  Metzen  bestifteten  Katastral -Häusler,  in  Schlesien  der  mit 
Hinblick- auf  das  Landes-  und  gemeindeübliche  Verhältniss  überbürdet 
erscheinenden  Katastral -Häusler.  In  Galizien  und  Krakau  werden  nur  jene 
Leistungen  der  Häusler  entschädigt^  welche  als  Entgelt  für  eine  bestehende 
Servitut  auf  obrigkeitlichen  Gründen  anzusehen  sind.  In  Galizien  und  Krakaa 
eind  als  Häusler  anzusehen,  die  bloss  ein  Haus  oder  nebstbei  einen  Gaiv 
ten  besitzen;  in  der  Bukowina  sind  als  Häusler  bezeichnet,  die  nur 
6  Robottage  leisteten  oder  bloss  nebst  dem  Hanse  einen  Grund  tou  nicht 
mehr  als  einem  Joche  besitzen.  Leistungen  der  Häusler  an  Gemeinden,  wenn 
sie  nicht  in  die  Olasse  der  Communal* Anlagen  gehören,  auf  dem  Unter- 
thänigkeits- Verhältnisse  oder  einem  PrlYStreehts-Titel  beruhen  (in  Böhmen, 
Mähren  und  ScUlesien  selbst  von  letzteren  alle,  die  in  den  letzten  6  Jahren 
nicht  mehr  zur  Gemeinde  verrechnet  wurden),  hören  ohne  Entschädigung  auf. 

'  In  Salzburg,  Steiermark,  Krain  und  im  Küstenlande  geschidit  der- 
selben keine  Erwähnung. 
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Uumen  Qberhaupl '.  Id  BöfameD,  Mähren,  Schlesien,  Galizien,  Km- 
kau  und  der  Bukoivina  gehören  hierher  auch  noch  die  gegen  Lohn 
SU  Terrichtenden  Handarbeiten  der  Unterthanen  (namentlich  die 
gegen  Lohn  zu  leistenden  Spinn8chuldigkeiten)  und  die  Verpflich- 
tung sur  Einsammlung  und  Abfuhr  wildwachsender  Natur -Ph>- 
ducte  (Sehwfinune,  Waldobet,  wilder  Hopfen,  Kümmel,  Knoppen^ 
Sdmecken,  Krebse),  sammt  allen  aus  dem  Titel  soldier  LeistuDgen 
herrührenden  Geldenirichtungen ',  in  Oesterreich  ob  der  Ekins  die 
Lohntage  (Arbeits-  oder  AushHfstage  gegen  Entgelt),  in  Salzburg 
alle  Beichnisse  an  Wildpret,  an  Bälgen,  Fellen  und  Häuten  wilder 
Thiere,  und  die  entsprechende  Geld-Reluition.  Im  nächsten  Zu- 
sammenhange mit  dem  persönlichen  Unterthansverbande  und  dem 
Sehutzverhältnisse  stand  endlich  das  HeimfallB-,  Wiedereinlöeungs^ 
(Binstands-)  und  Vorkaufsrecht  der  gewesenen  Obrigkeiten,  ohne 
unterschied  der  Benennungen,  unter  welchen  ein  solches  in  ver- 
schiedenen Kronländem  ausgeübt  worden  war*. 

Mit  dem  obrigkeitlichen  Jurisdictions- Rechte  entfiel  auch  das 
Recht  auf  den  Bezug  von  (gnindherrlichen  und  bürgerlichen)  Ab- 
fahrtsgeldem,  Accidentien,  Grundbuchs-  und  anderen  Taxen,  und 
alle  Vei^tungen  fiir  die  Ausübung  der  Rechtspflege  und  politischen 
Administration  *.      Eine    besondere    Art   war    das   Mortuar   vom 

'  insbesondere  werden  noch  genannt:  in  Salzburg  Leibsteuer,  Ge- 
horaamheller,  Blotwiddergabe,  Anfruhrschilling,  Sähnheu;  in  Känithen 
Voglhafer  ond  Vogtgaben.  Hierher  gehört  anch  das  Fraigeld  von  dem 
bew^lichen  Vermögen  der  Anszügler. 

^  In  Galizien ,  Krakau  und  der  Bukowina,  insofeme  sie  nicht  Jeman- 
dem aus  einem  speclellen  Rechts- Titel  zustand. 

'  In  Kärnthen  z.  B.  die  Gegendnerischen  ^  Himmel berg'schen,  Orten- 
burg'schen,  Drittel-,  ewigen  u.  s.  w.  Kaufrechte. 

*  In  diese  Kategorie  fallen  insbesondere  in  Oesterreich  ob  der  Enns: 
alle  Landesgerichtsgaben  und  Landesgerichtssammlnngen  fiir  Landesgerichls- 
Obrigkeiten,  Beamte  und  Diener  in  Geld,  Naturalien  und  Arbeitsleistungen, 
Schreib-  und  Zettelgeld,  Steueranlage  und  Ansage -Geld,  Streif-  und  Schub- 
beitrag,  Wegmauth  und  PDeger -Deputat;  in  Salzburg:  Sichel-  und  Pflege- 
hafer, Urbargerichts-  und  Landgerichts -Futterhafer,  Grasfutteigeld ,  Heu- 
gerdienst, Zoilschapper,  Zollhafer,  Wasser-  und  Mühlzinse  an  den  Ge- 
richtsherm  von  Mühlen  auf  fremdgmndherrlichem  Boden ,  Giltr  und  Burg- 
rechtspfenAige,  Burgrechtsstiften,  Rosshaaranlage,  NachtZiel,  Feuerstart- 
stiften, Zeugengelder,  Kaufrecht,  Ehehafts -Willengelder,  Brückengeld, 
Charfreitagsstiften;  in  Steiermark :  Landgerichts-  und  Gerichtsrobot,  Land- 
gerichts-Hafer,  Landgerichts -Zungen,  Amtgeld,  Amtshafergeld,  Deputat, 
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bewegKcben  Yennögen  (Todtenpfondgeld,  Sterbredit),  welches  auch 
als  Natural -Leistung  des  Sterbhaupts  u.  s.  w.  vorkam  '.  Auch  alle 
Giebigkeiten  von  Gewerben,  welche  nicht  aus  einem  Vertrage 
über  Theilung  oder  Hintangabe  früheren  obrigkeitlichen  Eigen- 
thums  herrühren,  sind  den  Bezügen  aus  dem  Jurisdictions- Rechte 
beizuzählen  \ 

Die  aus  der  Dorßierrlichkeit  entspringenden  Rechte  und  Ge- 
nüsse, welche  unentgeltlich  aufgehoben  wurden,  sind:  das  her- 
kömmliche Schankrecbt  (Leutgeb,  Panschank),  das  nicht  in  eigenen 
Tavernen  gewerbsmässig  ausgeübt  wurde  ',   das  Blumensuch-  und 

Landesgerichts -tfanth,  Wochengeld;  in  Kämthen:  Landgerichts -Gaben  und 
Landgerichts -Sammlungen,  Landgerichts-  und  herrschaftliche  Gerichtsrobot 
(Robot  bei  Herstellung  und  Erhaltung  herrschaftlicher  Amts-Localitftten 
und  Wege)^  Landgerichtshafer  oder  anderes  Getreide,  Landgerichts-Zangen, 
Amtgeld,  Amtshafergeld, Deputat,  Gerichtszins,  Feuergeld,  Wachgeld,  Wo- 
chengelder, Steueranschlag-,  Ansage-  und  Strassengeld;  in  Krain:  Landge- 
richtsrobot,  Landgerichts-Hafer,  Landgerichts-Zungen,  Amtshafer,  Gerichts- 
robot fär  die  Jurisdictions -Gebäade,  Feuergeld,  Wachgeld;  im  Küstenlande: 
Landgerichtshafer,  Schlossbanrobot,  Strassenrobot,  Kanzlei -Brennholz -Zu- 
fuhren und  Holzgeld,  Schreib-  und  Zettelgeld,  Tafelgeld,  Kostweingebühr, 
Botengange,  Wassertragen,  Wachrobot,  Feuergelder;  in  Tirol:  Gerichtsrobot, 
Kichterrechte,  itichterfutter,  Richterfutterhafer,  Gerichtsdienerrechte,  Ge^ 
ricfatspemer,  Gerichtsvierer,  Gerichtszinse,  Wachgelder,  Siegel-  und  Schreib- 
geld, Recognitions-  und  Consens- Gebühren  (insofeme  letztere  nicht  das 
Laudeminm  vertreten),  dann  die  von  einem  nicht  mehr  eingeforsteten 
Gute  bezogenen  Feuerstätt-  und  Recognitions -21inse. 

*  In  Oesterreich  ob  der  Enns:  das  Sterbhaupt;  in  Salzburg:  das  Tod- 
iällsbesthaupt  (insbesondere  die  Tod  fall  spferde  und  Kühe);  in  Kämthen: 
das  Sterbhanpt,  der  Sterbochs;  in  Krain:  das  Sterbhaupt. 

'  Insbesondere  werden  genannt  in  Oesterreich  ob  der  Enns:  die  jähr- 
lichen Abgaben  und  Veränderungs- Geböhren  von  Gewerben;  in  Salzburg: 
die  Gawerbswilleugelder,  Gewerbs-Recognitionen  und  Commissions-Abgabes, 
die  Mühlanlage,  das  Zapfenrecht  und  Schankwillengeid,  die  Spielmann« 
^illengelder,  die  Holzwaaren- Erzeugnissgelder,  Bauwillengelder,  Bestand- 
inrillengelder;  in  Kämthen:  die. Gewerbsabgaben,  Leistungen  undVerände- 
rangs-Gebühren;  im  Küstenlande,  in  Böhmen,  Mähren,  Schlesien,  Gallzien, 
Krakau  und  der  Bukowina:  die  Gewerbzinse;  in  Galizien  und  Krakau  auch 
die  Handmfihlenzinse.  Doch  klebt  jenen  Gtewerbzinsen,  welche  die  Katar 
der  Schadloshaltung  fUr  eine  von  der  gewesenen  Obrigkeit  dagegen  über- 
nommene Servitut  tragen,  die  Entschädigungspflicht  an. 

'  Für  Oesterreich  unter  der  Enns  entscheidet  diessfalls  die  im  Jahre 
1847  bestandene  Uebung. 
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WcMowkl,  aofwie  die  BnA-  uai  Stoppetwdde  %  «hs  Bcdit  aioi 
Boagt  des  SteadgeUes  bei  Mirkten,  Kirehweflien  nnd  anderoi 

reit  ein  aolcbeB  nar  filr  die  gefUuie  P<dizei* Aufaelit 


Sebit  diesen  im  Al^emeiiieD  benennten  Kategorien  ram  Lei* 
i<nny.n  und  den  ohnfhin  einem  Verbotsgesetie  m  idfjii|neciiendca 
GirKgIkfiten,  die  dlenfellii  noeh  beetenden',  worden  zor  mient- 
ppiriM»^  Anfhebag  bcicirlmrt;  die  ZehentfrohneS  in  Sakboig 
md  im  Kflatenhinde  «neh  nie  anderen  Leistungen  zor  Einbtingnng 
v»  Urbuml-Giebigkeiten  (WetnAteerfNitzen,  Sehloeafiihrai,  Quit^ 

EjnhebongsgdiQhr);  in  Bölunen  das  Recht  einiger 

Erweibang  Toigdimdener  Gruia- 
tcn;  in  Böhmen,  Mihien  nnd  Sdilesien  das  ESgentiiumsredit  der 
Obr^^teiten  auf  die  im  Fhichtgenusse  der  Unterthanen  befindhefaen 
mwingekanftai  Banen^rUnde,  sammt  dem  Redite  auf  die  noch 
fOckfltindigen  FristemaUmigen  an  bedungenen  Einkaufsgeldem  nnd 
den  statt  ihrer  oder  nebet  ihnen  stipuliiten  Laudemien  \  in  Galizien, 
Krakav  nnd  der  Bukowina  alle  Rechte  der  Grundherrschaflen  anf 
die  im  bleibenden  Besitz  der  Unterthanen  befindlichen  GrOnde. 

Die  Aufhebuig  des  Bier-  nnd  Branntweinzwanges  (der  Ver- 
pfliehtung,  diese  Getrinke  von  den  Besitzern  des  diemaligen  Be- 
gyb  afaflEonefamen)  ^,  soweit  kein  Privatrechts -Utel  zu  Grunde  lag, 
aekfeas  aoch  die  Beseitigong  aUer  Geldleistongen  in  sich,  die  als 
RdoitioDen  desselben  sich  darstellten  \  Ebenso  entfiel  in  Böhmen, 
Mihien,  Schlesien  und  der  Bukowina  der  Wemzwang.  , 

Durch  das  in  Betreff  der  Ausübung  der  Jagd  erlassene  Patent 


'  In  Gsliiieii  and  der  Bnkowiiui^  iDsoferne  de  nicht  als  G^genleiatoag 
Ar  eine  übernommene  8enritnt  erschien. 

'  Aafgefohrt  in  Oesterreieh  nnter  der  Enns  (wo  das  Begierangs-Cimilar 
n»  12.  Mai  1849  bereits  die  Verrechnung  für  den  Staat  anoidnele)  and  ob 
dtf  £ons,  Stciennark,  Kärnlhen  nnd  im  Rfistealande. 

'  Namentlich  also  such  jedes  das  Mazimam  der  gesetzmässigen  Schul- 
digkeit des  Verpflichteten  übersteigende  Maass  von  Leistungen. 

«  In  Oesterreieh  nnter  und  ob  der  Enns  erschien  dieselbe  bereits  in 
den  Zehent-Fassionen  bei  Berechnung  des  Ertrags  in  Anschlag  gebracht, 
i  In  Steiermsrk  und  Krain,  snm  Theile  auch  in  Kämthen,  beatond 
der  Bier-  und  Branntweinswang  ohnehin  nicht  mehr. 

<  In  Oesterreieh  ob  der  Enns:  Bierzwangs -Ablösgeld,  Bieigeld,  Biei^ 
Pfennig^  Bier-Beoognition,  Zapfenrecht-,  in  Böhmen,  Mähren  und  Schle- 
sien :  alle  Zinse  für  Gestattnng  des  freien  Getränkebezngs  zam  Ausschänke. 
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▼^Nn  7.  Min  1849  ist  daa  Jagdreoht  aof  fremdem  Grunde  und  Bo- 
den, soweit  es  sieh  nicht  auf  einen  entgeltlichen  Vertrag  grün- 
det, sammt  allen  Jagdfrobnen  und  anderen  Leistungen  für  Jagd- 
zwecke  (z.  R  Jagerhafer,  Hundehafer,  Fütterung  der  Ji^hunde)  * 
ohne  Entschädigung  aufgehoben.  Im  Zusammenhange  damit  stehen 
in  Steiermark,  Kämtheu,  Krain  und  im  Küstenlande  die  nicht  auf 
eigenen  privatrechtlichen  Verträgen  beruhenden  Wasserzinse  und 
die  Fischereirobot,  ausser  der  auf  eigenthttmlichen  Gründen  der  Be- 
rechtigten geleisteten  rectiflcirten  oder  nachträglich  durch  unent- 
geltliche Verträge  stipulirten,  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien 
das  nicht  auf  einen  entgeltlichen  Vertrag  sich  gründende  Fischerei* 
recht  auf  fremdem  Grunde  und  Boden  mit  Einschluss  der  Perlen* 
fiacherei  und  die  Zinse  flir  Fischerei  auf  fremdem  Grunde  und 
Boden  oder  als  Entschädigui^  für  deren  Störung '. 

Endlich  wurden  alle  Geldleistungen  aus  dem  Titel  der  unent- 
geltlich au&uhebenden  Naturalleistungen ,  alle  Rückstände  von  Lei- 
stungen, die  ohne  Entschädigung  entfallen,  unentgeltlich  aufgehoben, 
letztere  aber  nur  insoweit  als  sie  das  Nutzjahr  1848  tietreffen.  Nur 
die  Rückstände  an  Grundbuchsgebühren  und  Gerichtstaxen  sind  auf 
Rechnung  des  Staates  einzuheben,  welcher  die  politische  Verwaltung 
und  Rechtspflege  übernahm* 

Als  Ersatz  für  die  Einbusse  aller  bisher  bezctelMeten  For- 
derungsreehte  wurden  aber  auch  alle  gesetzUchei»  Verpflichtungen 
der  ehemaligen  Obrigkeiten  zur  Unterstützung  Sner  vorigen  Unter- 
thanen  ohne  Entschädigung  der  letzteren  av^ehoben.  Hierzu  ge« 
hüreh  insbesondere:  die  Unterstützung  an  Samenkorn,  Bauhof 
u*  dgl.  bei  UnglücksfUleut  die  Armasi-Versorgung,  die  Leistung  von 
Beiträgen  aus  Anlass  von  Epidemten  oder  zur  Heilung  der  an  der 
littstseuche  oder  durch  Hundsbiis  Erkrankten,  die  Leistung  von 
Beiträgen  zur  Ausbildung  und  Erhaltung  von  Hebammen,  zur  Aufr 
Stellung  von  Wimdärzten,  zur  Herstellung  und  Unterhaltung  von 
Wegen,  Strassen,  BrflokM  und  Ueberfuhren,  fUr  Schulen  u,  dgL  ro.% 

'  Li  Salzburg:  Mkwend-  und  Haagroboten^  Jagdscharwerks -Abgaben, 
Jagdfrohnen,  JägergM^  Handszehent;  in  Kämthen:  Jägerrecht,  Jägergeld, 
Hasengeld;  in  Ttipoi:  Jagerrecht,  Jägergeld.  Doch  ist  die  Jagdfrohne  zu  ent- 
schädigen, y/matiü  sie  durch  Umwandlung  der  gesetzmässigen  Robot  entstand. 

^  In  Oestaiidch  unter  der  Enns  wurden  die  näheren  Bestimmungen 
darüber  einer  besonderen  Anordnung  vorbehalten. 

'  Hierher  gehören  auch  die  fUr  jene  Roboileistungen,  welche  unent- 
geliMk  entfielen,  verabreichten  Ergötzlichkeiten. 
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euDkli   die   Benhlmig    von   Goncorreiiz-BeiMgen,    wdcbe  die 
DnnMnien   tdd  den  mm  aulgriiobeiien  Ldstmigen    su  entricbten 
htttten.    In  Böhmen,  Mähren  und  Scfalefiien  hörte  nach  die  nieht 
ans  privntiedillicfaem  Titel  als  Servitut  entsprungene  Yerpflichtiiiig 
der  Obrigkeiten  zur  Gestattung  des  Holzklaubens,  Stockrodens,  laub- 
lechens,  der  Giasera  od^  Viehweide  in  ihren  Waldungen  aohit  aiiC 
ffinsiditiicfa  deijemgen  Leistungen,  welche  nicht  unentgelt- 
lich aofimhj^n  haben,  wird  der  Unterschied  zwischen  ablösbaren 
und  billig  zu  entschftdigenden  festgehalten;  unt«r  die  letzleren 
sind  die  Yeqiflicfatuugen  aus  dem  Unteithans-Verfafiltmsse  und  dem 
eventuellen  Zehentiecbte  (die  Arbeitsleistungen ,  Natural-  und  Odd- 
gaben,  welche  der  Besitzer  eines  Grundes  als  solcher  dem  Gvt»^ 
Berg-,  Zehent-  oder  Yogtherm  zu  leisten  hatte),  unter  die  erstanen 
aber  jene  Schuldigkeiten   geieibt,  die  aus  emph3rteutischen  oder 
anderen  Yerhftltnissen  des  gettieilten  Eigentfaums  fiiessen,  oder  die 
Natural- Ldstongen,  welche  abgesehoD  vom  Zehentrechte  als  im* 
veribiderlicfae  Giebig^eiten  für  Kirchen,  Schulen,  Pbrren  und  in 
anderen  fortdauernden  Gemdndezwecken  zufolge  einer  zu  diesem 
Zwecke  gemachten  Stiftung  oder  dnes  ähnlichen  Yerfafiltnisses  von 
dem  Belasteten  (nicht  als  Person,  sondern)  als  Grundbesitzer  eD(o 
richtet  werden  (Sammlungen,  GoUecturen  u.  dgl.,  Dotationen  der 
Schullehrer,   Messner,   Geistlichen)  '•    In  Salzburg   bestand^  die 
bcMchneten  Eigenthums-Theilungs-Gontracte   nicht,    in  Galizien 
und  der  Bukowina  and  die  aus  solchen  herrOhrenden  Yerpflichtiuh 
gen  den  billig  zu  entsehSdigenden  anzureihen,  in  der  Bukowina 
bestdien  die  unverfinderlichen  Giebigkeiten  der  zuletzt  bezeichneten 
Art  fort,  so  dass  es  daselbst  gar  keine  ablösbaren  Grundlasten  gibt. 
Auf  zeitliche  Grund -Bestandsvertrfige  findet  das  Gesetz  vom 
7.  September  1848  keine  Anwendung.    Auch  sind  im  Falle  eoer 
Yeieinigung  des  Besitzes  d^  berechtigten  und  verpflichteten  Res- 
Ktftt  in  einer  Person  die  Bezugsrechte  als  durdi  Cousolidirung  &' 
loschen  anzusehen  und  bilden  keinen  G^enstand  der  Entiastung. 
Beide  Arten  von  Leistungen,  nämlich  sowohl  die  ablösbaren 
als  die  bilKg  zu  entschädigenden ,  kommen  darin  überein,  dsss  für 

>  Hierher  gehört  in  Deutsch-Tirol  der  benannte  Zehent;  in  Wäbeh- 
Tirol  die  Primizie  mid  Questne.  Die  Concurreaz- Pflicht  der  Gemeinden^ 
welche  auf  einer  gesetzlichen  Verfügung  beruht,  bleibt  unberührt  Auch 
sind  Giebigkeiten,  welche  Jemand  als  Aequivalent  des  übemonuneoen  geis<- 
liehen  Zehents  zu  entrichte  hat,  nicht  hierher,  sondern  nnter  die  billig 
zu  entscbädigenden  zu  rechnen. 


513 


den  Ueberechufls  des  Werthefi  einer  dotninicaten  Gegenleistung  über 
jenen  der  Leietung  des  Pflichtigen  keine  Vergdiung  stattfindet,  und 
von  dem  bei  der  fraglichen  Bilancirung  sich  ei^bendei^  Ueber- 
achusse  des  Werthes  der  gegen  Entschädigung  aufgehobenen  Lei- 
stung des  Pflichtigen  jedenfalls,  von  jenem  einer  ablösbaren  aber, 
iDsofeme  sie  besteuert  war,  nur  zwei  Drittt heile  dem  Bezugs- 
berechtigten vei*gütet  werden,  indem  das  dritte  Dritttheil  fltr  die  ' 
Steuer,  welche  der  Berechtigte  von  diesen  Bezügen  zu  leisten 
hatte ',  die  Zuschläge  zu  dieser  Steuer,  die  Kosten  der  Einhebung 
und  die  sich  ergebenden  AusfUle  als  eine  Pauschal -Ausgleichung 
in  Abssug  könunt.  In  Galizien  und  in  der  Bukowina  werden  bei 
den  unterthänigen  Leistungen  überdiess  noch  5  Peroent  der  zwei 
Dritttheile  und  der  Wertb  etwaiger  auf  dem  herrschaftlichen  Grunde 
ausgeübter  Servituten,  auf  deren  Fortgenuss  die  Unterthanen 
verzichten,  abgeschlagen^  dagegen  beträgt  im  Grossherzogthume 
Krakau  (wo  viele  der  sonstigen  gesetzlichen  Verpflichtungen  der 
Grundherren  nicht  bestanden  hatten)  die  Pauschal-Ausgleichung  bei 
allen  Leistungen  ohne  Unterschied  nur  15  Percent  des  ermittelten 
Werthes  nebst  dem  Werthe  der  auf  herrschaftlichen  Gründen  aus- 
geübten Servituten,  auf  welche  die  Unterthanen  verzichten.  Dieser 
weitere  Abzug  wegen  der  von  den  Unterthanen  aufgelassenen  Servi- 
tuten, sammt  den  ftlr  den  Fortgenuss  derselben  von  den  Unterthanen 
zu  leistenden  Entschädigungs-Tlieilbeträgen,  kam  jedoch  bei  der 
Durchführung  der  Entschüdigungs-  Verhandlung  ausser  Betracht,  da 
auch  fi\T  Galizien,  Bukovnna  und  Krakau  die  Servitutenfrage  von 
der  Urbarial- Entschädigung  getrennt  wurde.  In  Oesterreich  unter  der 
ICnns,  Steiermark,  Känitlieu,  Krain  und  im  Küstenlande  findet  bei 
den  unveränderlichen  Natural -Giebigkeiten  ftlr  Kirchen,  Schulen 
und  andere  Gemeinde -Zwecke  gar  kein  Pauschal -Abzug  Statt 

Der  prakläsche  Unterschied  zwischen,  billig  zu  entschädigenden 
und  ablösbaren  Leistungen  äussert  sich  auf  zweifache  Art:  in  der 
Verschiedenheit  der  Bewertiiung  und  des  Quotienten,  welchen  der 
unmittelbar  Verpflichtete  zu  der  ausgemittelten  Entschädigung  bei* 
zutragen  hat 

Die  Verschiedenheit  der  Bewerthung  beider  Kategorien  von 
Leistungen  tritt  namentlich  in  folgenden  Momenten  hervor. 

*  In  Steiermark,  Kämthen,  Krain  und  im  Kttstenlande  für  den  30per- 
oentigen  Eiiüass  von  den  herrschaftlichen  Bezügen,  welcher  die  Stelle  der 
Urbarial- Steuer  vertrat 

V.  Czorrnig,  Oestrireich'»  NcugeftUiltnng.  33 
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Die  gegen  billige  Entschftdignng  aufzuhebenden 
Leistungen  sind  entweder  Roboten  oder  Dienste  in  Geld  oder  Na- 
turaUen  '.  Das  Ausmaass  der  Schuldigkeit  fär  beide  ist  ftlr  gebohrend 
anzusehen.,  insofeme  sieh  der  Berechtigte  vor  dem  Jahre  1848  im 
factischen  Besitze  befand  und  dieser  Besitz  mit  den  Fassionen  und  zu 
Grmnde  liegenden  liquidirungs- Acten  oder  besonderen  Vertrftgen ' 
oder  richterlichen  Erkenntnissen  fibereinstimmte'. 

Die  nach  Tagen  bestimmte  ^ungemessene"^  Robot  ist.,  in- 
soweit Urbarial-Fassionen  bestehen,  nachdem  fassionsmässigen  PreiseV 

'  Im  GrossherzoglhQine  Krakaii  bildeu  alle  LeistUDgen  von  GmndstAcken, 
welche  erst  iiach  dem  1.  Kovember  1815  den  Baoem  zur  Bestiltuog  aaf  nnbe- 
stimmte  Zeit  aos  den  vorher  dominical  gewesenen  Gründen  oder  Pfarrgutera 
oder  dem  Eigenürame  der  Städte  Chrzanow,  Trzebinia  und  Nowegore  Tei^ 
liehen  worden  sind,  sammt  den  Hauagrundziusen  der  lofiassen  dieser  Stödte^ 
nur  einen  Gegenstand  der  Ablösung.  In  der  Bukowina  sind  unterthäiiige 
Gründe  alle  jene,  welche  zur  Gründung,  Ordnung,  Befestigung  oder  Er- 
weiterung eines  Untt-rlbänigkeils- Verbältiiisses  an  Bauern  vergeben  wur* 
den  und  sich  noch  im  Jahre  1848  im  Rustical- Besitze  befanden  oder  dni-rh 
rechtskräftige  Entscheidungen  nchterlicher  oder  politischer  Behörden  als 
nnterthänig  erkannt  worden  sind. 

*  Der  Umstand,  dass  solche  Vertrage  nicht  auf  Grund  einer  gesetz- 
lichen Verhandlung  zu  Stande  kamen  und  kreisamtlich  bestätigt  wnirden^ 
beirrt  für  Galizien  und  die  Buko\xina  ihre  Rechtsgiltigkeit  iiicht,  wie 
auch  in  Steiermark.  Kämthen ,  Krain  und  im  Küsleulande  die  Leistungen 
von  solchen  Dominical -Gründen,  welche  vom  Gutskörper  veraussert  wur- 
den, der  Entschädiguugspflicht  unterliegen,  selbst  wenn  die  politische 
Genehmigung  zur  Veräusserung  noch  nicht  eingeholt  worden  ist. 

"  Wird  der  Bezugs -Titel  einer  Leistung  bestritten  oder  kann  der 
factiscbe  Besitz  nicht  sichergestellt  werden,  so  ist  zuerst  ein  Vergleich 
zu  Tersnchen,  im  Falle  eines  Scheiterns  desselben  aber  die  betreffende 
Partei  zur  Betretung  des  Rechtsweges  binnen  vier  Wochen  anzuweisen, 
diese  Sache  von  den  Gerichten  summarisch  zu  behandeln  und  raach  zu 
entscheiden.  Letzteres  gilt  nach  Minist.  Verord.  vom  12.  Mai  1851  anch 
^'on  den  bereits  früher  anhängig  gewesenen  Rechtsat  reiten  dieser  An. 
Die  Anforderung  des  Berechtigten  auf  eine  Entschädigung  entfällt  aber 
jedenfalls,  wenn  Berechtigier  und  Verpflichteier  in  einer  Person  zusammen- 
trafen, also  der  factiscbe  Bezug  am  7.  Sept4'mber  1848  durch  die  Ver- 
einigung des  Besitzes  der  berechtigten  und  verpflichteten  Realität  :n  Einer 
Person  im  Wege  der  Consolidirung  erloschen  war  (Minist -Veroi^n. 
vom  3.  Juli  1854). 

*  Ftir  Oesterreich  unter  der  Enns  (Instruction  vom  15.  Mai  1843,  $.  66), 
Salzburg,  Galizien  und  die  Bukowina. 
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in  ESrnianglung  derselben  mit  einem  Dritttheile  des  im  Katastral- 
SchätzuDgs-Operate  der  Gemeinde,  in  welcher  die  verpflichtete 
Realität  gelegen  ist,  vorkommenden  Preises  (wobei  der  einspän- 
nige Zugtag  mit  Va,  der  dreispännige  mit  ly^,  der  vierspännige 
mit  1  Va  -i  der  sechsspännige  mit  2%  des  zweispannigen  anzurechnen 
Ist)  %  oder  nit  dem  dritten  Theile  des  Werthes  eines  Tages  freier 
Arbeit^  nach  der  eben  bezeichneten  Abstnfnngzu  veranschlagen,  in 
Deutsch-Tirol  und  Vorarlberg  nach  dem  fUr  1824  bis  1846  sich  er- 
gebenden durchschnittlichen  Ablösungspreise  des  im  fragüclien  Be- 
zirke gelegenen  k.  k.  Rentamtes  (subsidiarisch  dem  geringsten  eines 
benachbarten)  unter  Vorbehalt  einer  Ermässigung  durch  die  Grund- 
entlastungs-Landes-Commission,  im  Grossherzogthume  Krakau  nach 
dem  von  der  Rurel-Commission  zur  Regulirung  der  bänerhehen  Ver- 
hältnisse auf  Staats-  und  Instituts- Gutem  im  Jahre  1833  festge- 
stellten Maassstabe  zu  bewerthen.  Die  nach  der  Gattung  der  Arbeit 
bestimmte  ^gemessen e^  Robot'  .—  sammt  den  weiten  Fuhren 
und  Botengängen  —  ist  abzuschätzen  *,  in  freie  Arbeitstage  aufzulösen 


*  Für  Oestenreidi  ob  der  Eiibs,  Steiermark,  Kärnthen,  Krain  .und 
das  EüsteuJand.  Wenn  in  der  bezüglichen  Gemeinde  kein  Katastral-Preis 
für  den  Arbeitetag  bestand^  ist  wie  im  gleichen  Falle  bei  den  unverän'^ 
derlichen  Natural  -  Leistungen  vorzugehen. 

^  In  ^Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  wobei  der  zweispännige  Pferde* 
zugtag  freier  Arbeit  ^/iqq,  ein  eben  solcher  Ocfa^enzugtag  *Vioo  Metzen 
Korn  gleichzuhalten  ist,  und  ein  Hand  tag  für  '/«  eines  zweispannigen 
Pferdezugtages  gilt 

'  In  Tirol  und  Vorarlberg  bestand  keine  gemessene  Robot;  in  Kära^ 
then  ist  8ie  in  die  gesetzlich  normirtc  Frohnschuldigkeit  des  Verpflichteten 
einzurechnen  und  entfällt  unentgeltlich,  insofeme  sie  hiernach  das  zu* 
lässige  Uazimum  der  Frohnschuldigkeit  überschreitet. 

*  In  Oalizien  und  der  Bukowina  ist  dieselbe  nach  den  bei  Bemessung 
der  Urbarial- Steuer  festgesetzten  Preisen,  wo  sich  solche  nicht  bereits 
nach  Tagen  berechnet  vorfinden,  zu  verwerthen;  nur  wo  gar  keine  solchen 
Preise  in  dem  Kataster  bestehen,  findet  eine  Veranschlagung  der  zur  Zu> 
standebringung  der  fraglichen  Arbeit  benöthigten  Robottage  Statt.  Das 
Letztere  gilt  auch  in  Krakau.  —  Die  gemessene  Arbeit  beim  Ackern  soll 
in  der  Bukowina  nach  derjeuigeu  Zahl  von  Zugvieh ,  welche  der  Verpflich- 
tete im  Frühjahre  1848  besass,  jedoch  nur  bis  zu  der  Höhe  eines  sechsspänni«^ 
gen  Zugtags,  der  Verwerthung  unterzogen  werden,  wobei  der  vierspänr 
nige  Zagtag  mit  dem  doppelten,  der  sechsspännige  mit  dem  dreifachen 
Katastral  -  Preise  eines  zweispannigen  zu  veranschlagen  kömmt 
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und  nach  dem  vollen  Kalastrel- Preise  zu  entschädigeD '.  Ist  die 
Entgtehiing  der  gemessenen  aus  der  ungemessenen,  und  das  Maass 
dieser  orsprung^idien  Roboi  i.aehweissbar,  so  hat  die  Zurackföhning 
auf  dieselbe  stattzufinden  ^ 

Nur  Natural- Leistungen,  weldie  bleibend  durch  eiDen 
reditsgilt^en  Vertrag  oder  die  seit  dem  7.  September  1818'  be- 
standene Uebung  in  Geldgaben  oder  Arbeitsleistungen  verwandelt 
wurden,  kommen  aueh  bei  Ausmittlung  der  EIntscfaädigüng  ak 
Geldgaben  oder  Arbeitsleistungen  zu  verwerthen. 

Alle  anderen  unveirft  od  er  liehen  Natural -Leistungen*  sind 
in  Oesterreich  unter  der  Elnns  und  Salzburg  nach  den  Urbarial- 
Faasionen,  in  deu  fibrigen  Kronlandem  nach  den  Eatastral-PrdseD 
der  Steoeigemeinde,  welcher  die  pflichtige  Realität  angehört,  oder 
den  geringsten  einer  benachbarten  ^,  die  aus  dem  Zehentiechle 
hervoi^i^angenen '  in  Oesterreich  unter  und  ob  der  Enns  und 
Salsborg  nach  den  Zehent- Passionen,  in  Böhmen  nach  dem  für 
1836  Ins  1847,  in  Galizien  und  der  Bukowina  nach  dem  Ukr  1842 
bb  1847  ermittelten  durchschnittlichen,  in  Steiermark,  Kärih 
then,  Krain,  Küstenland,  Mfthren  und  Schlesien  überhaupt 
nach  dem  rechnungsm&ssig  gefundenen  Jahresbetrage  der  Zehent- 


*  Für  die  von  den  Gemeinden  reihenweise  oder  gemeinschafUich  Ter- 
richteten  Arbeiten  ist  in  Steiermark,  Kämthen,  Krain  und  Küstenland 
die  1835  bis  1844,  m  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  die  1838  bis  1847. 
in  Gslirien  und  Krakau  die  1844  bis  1846,  in  der  Bukowina  die  1845 
bis  1847  stattgefnndene  VertheiJung  unter  die  Gemeindeglieder  maas»- 
gebend,  jedoch  so,  dass  die  Quote,  welche  auf  die  ohne  Entschädigung 
befreiten  Inleute  und  Häusler  entfiel,  abgerechnet  wird. 

'  Die  unentgeltliche  Spinnschnldigkeit  in  Böhmen,  Mähren  und  Schle- 
sien wird  mit  dem  Unterschiede  zwischen  dem  Local-lVeise  des  Garns 
and  jenem  des  Flachses  oder  Werges  für  1836  bis  1845  in  Rechnung  ge- 
bracht, in  Galizien  nach  den  Urbarial- Fassionen  behandelt  Musste  der 
Verpflichtete  auch  den  Flachs  oder  das  Werg  liefern,  so  trat  hierfür  die 
Entschädigung  nach  den  Grundsätzen  bezüglich  der  Natural-Gaben  ein. 

*  In  Kam  then  vpm  Beginne  des  Kutzjahrs  1815. 

*  Dahin  gehören  in  Kam  then  auch  die  nach  dem  Georgi- Preise  ab- 
zustattenden. 

*  Jedoch  kann  nur  eine  solche  berücksichtigt  werden,  welche  mit 
der  zu  entlastenden  einen  gleichen  Katastral -Korajureis  hat. 

<  Gleichviel  ob  der  zehnte  oder  ein  grösserer  oder  ein  kleinerer  Theü 
des  Ertrags  die  Leistungs- Quote  ausmachte. 
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Abgabe  *  unter  Berücksichtigung  der  Katastral -Preise  in  Geld  zu  ver- 
Hnschlageu^  lu  Uro!  werden  sämmtliche  Natural- Leistungen,  bei 
rechnungsmässiger  Ausmittlung  des  Zehent- Ertrags,  nach  den  ober- 
wähnten rentamtlichen  Ablösungspreisen  der  deutschen  Kreise  und 
nach  den  in  Wälsch  -  Tirol  üblichen  jährlichen  Taxen  der  Feldpro- 
ducte  (mit  Vorbehalt  der  bereits  bezeichneten  Ermässigung),  im 
Grossherzogthume  Krakau  nach  den  Preisen  der  oberwähnten  Rural- 
Commission  und  nur  subsidiarisch  nach  jenen  des  neuen  Katasters 
oder  eventuell  nach  den  zehnjährigen  Durchschnittspreisen  der  Stadt 
Krakau  bewerthet  Für  die  auf  keine  der  oben  aufgeftlhrten  Arten 
nachweisbaren  Natural -Leistungen  wird  der  Preis  von  der  Landes- 
Commission  nach  den  Principien  der  Grundentlastungs -Patente  mit 
einem  entsprechenden  Werthanschlage '  festgestellt  *. 


*  lu  der  Bukowina  wird  bei  zebentpllichtigen  Wiesen  die  gesetzliche 
Heluition  des  Jaliresbetrags  der  Zehentabgabe  mit  l'/»  kr.  für  die  Klafter 
Hea  in  Rechnung  gezogen. 

*  Die  an  die  Stelle  des  ZeheuU  getretenen  nn veränderlichen  Natural- 
Gaben  (in  Oesterreich  ob  der  Enns,  Salzburg,  Steiermark.  Kärnthen,  Krain 
und  im  Küstenlande  der  unveränderliche  Körner- Sack -Zehent,  in  Oester- 
reich ob  der  Eiins  der  Biutzeheut,  im  Küstenlande,  in  Böhmen^  Mähren, 
Schlesien,  Galizien  und  in  der  Bukowina  der  fixe  Garlienzehent,  in  Böhmen 
und  Mähren  der  Bergriienst)  werden  wie  andere  fixe  Natura>- Gaben 
behandelt  Wo  in  Steiermark,  Kärnthen,  Krain  und  im  Küstenlande 
während  des  Decenninms  von  1835  bis  1844,  in  Böhmen,  Mähren,  Schle- 
sien während  der  Jahre  1836  bis  1847  die  Zehentgemeinden  den  Zehen t 
selbst  gepachtet  oder  pauschalirt  hatten,  ist  auf  Verlangen  beider  Paciscenten 
der  Pachtschilling  oder  das  Pausclinle  im  vollen  Betrage  oder  der  ganze  Kata- 
stral-Werth  der  in  Weise  eines  solchen  bedungenen  Natural -Leistung  zur 
Grundlage  der  Entschädigung  zu  nehmen  und  die  Kepartition  in  der  Ge- 
meinde ihr  selbst  zu  überlassen.  Letzteres  gilt  in  Böhmen,  Mähren  und 
Schlesien  überhaupt,  wenn  die  Zehentschuldigkeit  ganzen  Gemeinden  oblag. 

^  Hierzu  bieten  namentlich  die  Preise  von  verwandten  Stoffen,  nach  deran 
Preisen  sich  gewöhnlich  die  Local-Preise  der  fraglichen  Artikel  richten,  einen 
Anhaltspnnct,  indem  das  Verhältniss  der  Local  •  Durchschnittspreise  beider 
für  1836  bis  1845  auf  die  Preise  vom  Jahre  1824  zurückgeführt  wird.  Für 
Ki-zeugnisse,  bei  denen  keine  solche  Vergleichung  möglich  ist,  dient  der  ge- 
ringste seit  1824  bestandene  Reluitions- Preis  der  nämlichen  oder  einer  in 
g^leichen  Verhältnissen  stehenden  Gemeinde  als  Werthanschlag.  Fehlt  auch 
ein  solcher,  so  ist  der  niedrigste  Local  Preis  der  Jahre  1840  bis  1845  anzuneh- 
men, in  der  Bukowina  der  durchschnittliche  für  1836  bis  1845  zu  berechnen. 

*  In  Oesterreich  ob  der  Enns  und  Salzburg  bestanden  Rustical-Zehent&i 
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Für  veräuderliche  Natural-Leistungen,  deren  Quan- 
titftt  und  Gattung  durch  den  Cultiirs- Wechsel,  UDabhängig  vom 
Wirthechafls- Turnus,  bedingt  ist,  dient  die  im  letzten  Baujahre 
stattgehabte  Culturs-Art  zum  Anhaltspuncte ;  ist  nur  die  Gattung 
durch  den  Culturs- Wechsel  bedingt,  so  kömmt  nach  der  Zalil  der 
KotaÜoiis- Jahre  ein  verhältnissmäsaiger  Theil  jeder  im  ordentlicheD 
Turnus  ersclieinenden  Frucht  zur  Nachweisung. 

Bei  Giebigkeiten ,  die  nicht  jährlich  zu  entrichten  waren,  wird 
der  ermittelte  Werth  durch  die  im  Yorliinein  festgesetzte  oder  ex^ 
fahrungsgemäss  anzunehmende  Zahl  der  Jalire  einer  Leiatangs- 
Periode  getheilt.  Das  Stroh  und  die  Spreu  bleiben  ausser  alier  Ver- 
anschlagung, ebenso  die  mitunter  *  bestandene  Gepflogenheit,  die 
Leistung  in  einem  gehäuilen  oder  sonst  vergrösserten  Maasse  oder 
Gewichte  abzustatten.  Bei  Giebigkeiten,  die  kein  Bodenerzeugniss  bc;- 
treffen*,  wird  der  Jahresertrag  aus  Zehent- Registern  und  Vor- 
merken, durch  die  Aussage  von  Gedenkmännern  oder  sonst  in  ge- 
eigneter Art  nach  einem  sechsjährigen  Durchschnitte  ■  erhoben. 

Unveränderliche  (unsteigerliche)  Gelddicnste  sind  in  vollem 
Betrage  anzusetzen  * ;  Geldgabeu ,  die  nicht  alle  Jahre  zu  entrichten 


HO  dass  der  Zehentnutziiiigs-Eigeuthümer  eine  Abgabe  (Recognitions- Ge- 
bühr) au  den  Zehent -Obei*eigenthümer  entrichtete;  in  einem  solchen  Falle 
ist  auch  die  Entschädigung  zwischen  beiden  pro  rata  zu  iheilen,  so  daas 
der  Nutzniesser  die  bisherigen  Kecognitions- Leistungen  seinerseits  zu  ent- 
schädigen hat.  In  Steiermark  wurde  den  Zehentmaiei'u ,  in  Kämtheo  d<fu 
Zechnem,  in  Krain  den  Zehent- Er bpächtein  ein  bestimmter  Zehent- Disirict 
in  Erbpacht  überlassen;  auch  hier  tritt  eine  zweifache  EntschädigUDgs- 
Verhandlung  ein^  nur  hat  der  Zeheutherr  nie  mehr  anzusprechen,  als  der 
Zehen tmaier,  Zechuer  oder  Zehent- Erbpächter  erhält. 

'  Z.  B.  in  Galizien. 

'  äo  iu  Käi-niheu  der  Stroh- ^  Haar-,  Flachs-,  Bienen-,  Jugend-,  Latten-, 
Bretter-,  Knlk-,  Kohl-Zclieut,  die  Haarföuste  und  die  grundherrliche  Berg- 
tixihue,  in  Steiermark,  Krain,  im 'Küstenlande,  in  Böhmen  und  M&hren 
der  Blutzehent,  in  Galizien  und  der  Bukowina  der  Bienen-  und  BlutzehenL 

>  Für  Steiermark,  Kärnthen,  Krain  und  Küstenland  1839  bis  1844, 
für  Galizien  1837  bis  1842,  für  Böhmen,  Mähi-en,  Schlesien  und  die 
ßukowina  1842  bis  1847  (wobei  aber  in  Galizien  und  der  Bukowina  sub- 
sidiarisch auf  die  Zehent -Steuer- Fassion  zurückgegangen  wei*den  kann). 

*  Dahin  gehören  namentlich  in  Böhmen,  Alähren  und  Schlesien  die 
bei  der  Tberesianischen  Steuer- Keclification  auf  der  Rubrik  der  «stand- 
haften  Geldzinses  finbekannten. 
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ivaren,  sind  wie  die  oben  besprochenen  Natural  -  Oiebigkeiten  zu 
behandeln.  Bei  veränderlichen  Geldgiebigkeiten  ist  ein  sehnjfthriger 
IDurchschnitt  maassgebend.  Wurden  Geldleistungen  in  Natural- 
Ltciatungen  umgewandelt,  so  sind  sie  nur  dann  als  solche  zu  ver- 
inrerthen,  wenn  die  Umgestaltung  vertragsmässig  und  bleibend 
geschah  K 

Ein  mit  behördlicher  Genehmigung  abgeschlossener  und  bereits 
erfüllter,  oder  nach  seinen  Stipulationen  vor  dem  7.  September 
1848  zu  erillUen  gewesener  rücktrittsloser  Robot- Abolitions- 
Vertrag  ist  als  abgethan  anzusehen;  ist  er  nur  zum  Theile  er- 
iuUt,  so  ist  der  Rest  nach  den  Bestimmuügen  des  Entschädigungs- 
Patentes  zu  behandeln,  falls  diese  ftlr  den  Unterthan  günstiger 
sind^  Bei  einer  Reluition  auf  immerwährende  Zeiten  flndet 
die  ZurückiÜhrung  auf  die  ursprüngliche  Schuldigkeit  und  deren 
Werthbemessung  nach  den  Grundsätzen  der  Entlastungs- Patente 
Statt,  wenn  nicht  der  Reluitions-Preis  ein  noch  geringerer  ist.  Zeitr 
liehe  Reluitionen  (so  dass  beim  Ablauf  der  Zeit  jedem  Theile  die 
Rückkehr  zur  Arbeitsleistung  freistand)  sind  aufgehoben '. 

Jede  obrigkeitliche  Gegenleistung  ist  auf  gleiche  Weise  zu 
veranschlagen ;  doch  darf  die  Air  Arbeiter  zu  verabreichende  Kost 
(sammt  FuHer  des  Gespannes)  nicht  höher  als  mit  dem  halben 
Werthe  eines  Robottages  \  ein  zu  verabreichender  Theil  derselben 
höchstens  mit  dem  Drittelwerthe  eines  solchen,  ebenso  jedes  andere 
Entgelt  nie  über  jenes  Maximum  hinaus  angesetzt  werden.  Wo 
das  fassionsmässige  Reinerträgniss  der  Leistung  als  Maassstab  der 
Entschädigung  angenommen  wird ,  entföllt  die  Nothwendigkeit  einer 

'  Die  in  Tirol  und  Vorarlberg  unter  der  bairischeii  Regiemng  aus 
Veränsserung  von  jGrütern  oder  Ablösung  des  Lebenbandes  entstandenen 
Bodenzinse  sind  nicht  als  Grundabgaben,  sondern  als  rückzahlbare  Capi- 
tAle  zu  behandeln. 

^  Doch  kann  ein  Rückersatz  von  den  in  theiiweiser  Erfüllung  eines 
Abolitions -Vertrags  bereits  eingezahlten  Beträgen  oder  eine  £inrechnung  in  . 
die  zu  leistende  Entschädigung  in  keinem  Falle  gefordert  werden. 

'  Besondere  Bestimmungen  wurden  für  Böhmen,  Mähren,  Schlesien 
und  Galizien  mit  Rücksicht  auf  die  nach  dem  sogenannten  Raab*schen 
Systeme  errichteten  Robot-Abolitiona-  und  Maierhofzerstückungs-Contracte 

erlassen. 

*  *  In  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  wird  bei  den  Hand -Roboten 
zwischen  dem  24  Juni  und  29.  September  die  Kost,  l)ei  den  Zug- Roboten 
derselben  Zeit  das  Futter  nicht  als  Gegenleistung  in  Abzng  gebracht. 
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Abieehniiiig  der  Gegenldsliiog^  welche  ebenso  bei  alkn  Gegenlei- 
stimgeD  der  ZehentbereefatigteD  nicht  stattfindet '. 

Die  xa  den  ablösbaren  Leisiangen  gehörigen  Arbeits- 
leistungen  sind  gleich  den  Roboten  za  bewerthen;  die  Yergü- 
lang  liir  fixe  oder  Terftnderiiche  Natural-Giebigkeiten  hm- 
g^en  ist  Each  einem  zehnjährigen  (1834  bis  1845  nach  AusscTheiduDg 
der  beiden  Jahre  mit  den  hödisteii  and  niedrigsten  PreiseD) 
Daichschnitte  des  Marktpreises  von  Früchten ,  bei  anderen  Eraeog- 
nissoi  nach  den  innerhalb  der  letzten  sechs  Jahre  (1842  bis  1847)^ 
bestandenen  Belaitions- Preisen  and  nor  sabsidiarisch  nach  den 
Markt-Durchschnittspreisen  dersellien^ Periode  zu  ermitteln,  wobei 
der  Berechnung  von  Al^aben  nach  aUqaoten  Theilen  die  Katastral- 
Schätzung  des  Katural-Gesammtertrags  der  pfliditigen  Besitzung  im 
Grunde  gdegt  wird';  Geldziuse*  werden  ¥ne  andere  Geldgiebg- 
keiten  der  Ablösung  untenogeii  und  die  g^enseitige  BetfaeU^Dg 
des  Obereigenthflmers  und  des  Emphyteuten  an  der  Steuerentrieh- 
tung  nach  der  auf  das  Jahr  1847  entfallenen  Ziffer  bemessen.  Kaeh 
den  nämlichen  Grundsätzen  wird  die  Gegenleistung  des  ObereigeD- 
thümers  bewerthet^,  jene  des  Zehenüierm  nicht  in  Rechnung  ge- 
zogen. Ein  bis  zum  Beginne  der  commissionellen  AblöiMings- Ver- 
handlungen rechtsgUtig  geschlossener  Aboiitions-Yertrag  blabt 
aufrecht  erhalten.  —  Nur  in  Steiermark,  Kämtlien,  Krain  und  im 
Küstenlande  werden  die  ablösbaren  Natural -Giebigkeiten  gleich  den 
gegen  Entschädigung  aufgehobenen  bewerthet.    Dasselbe  gilt  auch 

'  Hierher  gehören  auch  die  üblidieu  Gaben  au  Zehen tabstecker. 
'  In  Schlesien  1845  bis  1850. 

*  Stroh  und  Zehentfrohue  bleiben  ancb  hier  ausser  Anschlag. 

*  Also  auch  die  für  abverkanfte  Mühlen-,  Brau-,  Branntwein-  uihI 
Wirthshäuser  und  andere  mit  einem  Industrial  -  Betriebe  verbundene  KeaJi- 
täten  bezogenen  Zinse  in  Oesterreich  ob  der  Cnns,  Böhmen,  Mähren  und 
Schlesien;  die  affitti,  aflfitti  livelli,  affitii  fermi,  cauoni,  praude,  marcbe, 
fondaci,  dazioni,  terratici  u.  s.  f.  im  Küstenlaude;  die  Grund-  und  Frei- 
stifts-Zinse  in  Deutsch -Tirol;  die  livelli  (nicht  aber  auch  die  oensi)  in 
Wälsch- Tirol. 

^  Insbesondere  gehört  hierber  die  Verpflichtung  zur  Abgabe  von  Zeug- 
oder Bau -Materialien  (jährlich,  periodisch,  oder  nach  der  durch  Kunst- 
verständige zu  bestimmenden  Zabl  von  Jahren),  zur  Beistellung  von  Roboten 
(für  welche  die  Entschädigungspreise  aller  Roboten  derselben  Gemetude 
gelten)  zu  gewissen  Bauiichketten  an  Gebäuden  oder  Werksvorrichtungeo 
in  Böhmen.  Mähren.  Schlesien  und  Krakau. 
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von  'firol;  doeii  sind  hier  die  von  der  OrundentlastnngB-Landes- 
Commission  filr  billig  zu  entschädigende  Leistungen  festgestellten 
Durchschnittspreise  bei  ablösbaren  um  10  Percente  zu  erhöhen.  In 
Böhmen ,  Mähren  und  Schlesien  hingegen  sind  auch  die  Arbeits- 
leistungen (mit  Ausnahme  der  Dominica! -Robot)  nach  den  Relui- 
tions- Preisen^  subsidiarisch  nach  den  Markt- Durchschnittspreisen 
ein  Böhmen  und  Mähren  für ^1842  bis  1847,  in  Schlesien  für  1845 
bis  1850)  zu  bewerthen.  In  Oesterreich  nuter  der  Enns  gilt  die 
Bewerthung  nach  dem  zehnjährigen  Durchschnitte  der  Marktpreise 
Dicht  für  die  Natural -Leistungen  aus  Eigen thums-Theilungs-Con- 
traeten,  welche  den  gegen  ELtschädigung  aufgehobenen  gleich  zu 
achten  sind  '.  In  Galizien  sind  die  Markt -Durchschnittspreise  oder 
Reluitions- Preise  von  1843  bis  1845  maassgebend.  Im  Krakauer 
Kreise  wird  die  Zehentkörnerschttttung  an  Korn  und  Gerste  nach 
den  Markt- Durchnittspreisen  von  1833  bis  1845,  jede  sonstige 
Natural -Leistung  (ausser  der  Dominica! -Robot)  bei  Frachten  nach 
den  Marktpreisen  von  1843  bis  1848,  bei  anderen  Erzeugnissen 
oder  Giebigkeiten  nach  dem  gleichzeitigen  Reluitions-Preise  vergütet. 

Was  den  Quotienten  betrifft,  welchen  der  zu  Entla- 
stende an  der  Entschädigungs- Summe  zu  tragen  hat,  «o  wird 
diese  Summe  für  die  billig  zu  entschädigenden  Leistungen  zur  Hälfte 
vom  Yerpilichteten  selbst,  zur  anderen  Häifle  vom  betreffenden 
Kronlande  geleistet;  bei  den  ablösbaren  Leistungen  hat  jedoch  der 
Verpflichtete  beide  Hälften  allein  zu  tragen.  Nur  dann,  wenn  die 
Ablösungs- Rente  mehr  als  40  Percent  des  Reinertrages^  eines  be- 
lasteten Grundstückes  in  Anspruch  nimmt,  ist  der  Ueberschuss  auf 
Verlangen  des  Verpflichteten  von  dem  Landes -Fonde  zu  überneli- 
men,  jedoch  nur  so,  dass  der  Verpflichtete  keinen  miudereu  Ab- 
Jösungsbetrag  zu  entrichten  hat,  als  er  im  Falle  einer  billigen  Ent- 
schädigung leisten  müsste. 

Auch   bei   den  Rückständen   an  aufgehobenen  Leistungen 


'  Vorbehaltlich  anderer  Werthbemessangen  in  den  diessfaüigen  Cou- 
tracteu. 

'  Dieser  Reinerlrag  wird  bei  Gründen  nach  dem  Kataster  ausgemil- 
telt,  bei  hauBzinssteaer-pÜichtigen  Gebäuden  nach  der  berichtigten  Zins- 
Fassiou  vou  1848  (mit  15  Percent  Abzug),  sonst  nach  dem  Gutachten 
von  Sachverständigen  erhoben  (in  Oesterreich  ob  der  Enns  bei  hausclassen- 
&teoerpüichligen  Gebäuden  und  bei  Gewerben  mit  dem  löfachen  Betrage 
der  Hansclassen-  oder  der  Erwerbssteuer  angenommen). 
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lllr  das  Nntz-Jahr  1848  findet  zwwehen  beiden  Hauptclaasen  von 
Lasten  der  Untenchied  Statt,  daas  die  Rückstände  an  den  bkw 
abloabar  erkUuten  Giebigkeiten  ohne  Einlass,  alle  anderen  mit  dem 
Nachbsae  eines  Seehattheiles  abzustatten  sind,  wobei  im  Falleso- 
gleiclier  gamdicher  Berichtigang  ein  weiterer  lOpercenüger  Einkae 
Plals  graft  '•  Die  nicht  sofort  abgestatteten  konnten  in  zwölf 
Monatraten  abgeführt  oder  dem  fintschadigangs-Capitale  zuge- 
schlagen werden.  Vergleiche  Ober  ältere  Rückstände,  die  ohne 
Einlass  abeustatten  sind,  sowie  über  alle  rückständigen  Verände- 
rungs-Gebühien,  sind  unter  sehr  erleichterten  Fönnfichkeiten  snläsag^ 
Der  Grundsatz,  dass  bei  den  billig  zu  entschädigenden  Leistuih 
gen  die  Hälfte  der  Entschädigungs- Summe  vom  Verpflichteten  zu 
tragen  ist,  erleidet  jedoch  einzelne  wesentliche  Ausnahmen.  In 
Galizien  nämlich  (sammt  Krakau),  sowie  in  der  Bukowina, 
werden  die  auts  dem  gutsherrlichen  Unterthans- Verbände  entsprin- 
genden Leistungen  ganz  auf  Kosten  des  Landes  entschädigt.  Ebenso 
hat  der  Staat  die  volle  Entschädigung  itlr  jene  Besitzverände 
rungS'Gebühren  (von  Realitäten  und  dem  dazu  gehörigen  fun- 
dus  instructus)  übernommen,  die  sich  nicht  auf  emphjteutische 
Verträge,  sonäem  auf  die  Landesveriassung,  das  Gesetz  oder 
das  Unterthans-Vt^rhältniss  gründeten.  Unter  letztere  gehört  der 
bei  weitem  grosste  Theil  der  Besilzveränderungs- Gebühren  in 
Gestenreich  unter  und  ob  der  Enns',  Salzburg  \  Steiermark,  Käin- 
then  ^^  Knun*,  im  KüstenlaiHle  und  in  TiroP,  sowie  auch  die  von  den 
türetliclieu  Laudnrchten  in  Schlesien  bezi^enen  Ratificatious-Taxen  oder 
Tenritorial-Gebühren.    Hierbei  wird  aus  dem  seit  7.  September  181b 

'  Ic  Oe^tel*^eich  ob  der  £dd8  und  Tirol  fällt  er  ganz  hinweg,  in  Salz- 
burg t>elrägt  er  nur  5  Percent  Für  Galizien^  Krakau  and  Bukowina  wnrden 
besondere  Besiimmangen  über  diese  Kücksiände  erlassen. 
'  *  Minist  -  £rlas*8  vom  9.  August  1850. 

*.  Unter  der  Enns  Lattdemiom  und  Hortuar  (von  Realitäten  und  Fundus 
instructus),  ob  der  Enns  Freigeid.  Veränderungs- Gebühren,  welche  in 
nicht -unterthanigen  Städten  und  MarktÜeckeu  von  bürgerlichen  Häusern, 
Gründen  und  Gewerben  zum  Vortheiie  der  Commanen  bezogen  wurden, 
gehören  nicht  hierher. 

*  Unterthans-  und  Uermfalls-Anlaiten. 

^  Ehrungen  und  Kauf- Freigelder. 

^  Die  Giebähren  für  Ausfertigung  der  Schirm briefe  in  Krain  sind  keine 
Url>arial- Giebigkeiten,  sondern  Kanzlei -Gebühren;  im  Kästenlande  eai- 
fallen  sie  unentgeltlich. 

'  Auf-  und  Abzug,  Laudemium,  Ehrung,  Todfail. 
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M^frklieli  und  mit  Recht  stattgehabten  Bezüge  der  Dürdidchnitt  be- 
rechnet, die  Urberial  •  Steuer  *  saniint  den  OrundbuchftihrungB- Aus- 
lagen und  den  anderweitig  (durch  Taxen,  Jurisdictions -Gebühren, 
Mortuar  vom  beweglichen  Vermögen,  Steuer- Percente  u.  s.  w.) 
nicht  gedeckten  Jurisdictions -Kosten  und  Ausgaben  für  die  politische 
Verwaltung  (soweit  die  Verbindlichkeit  zu  ihrer  Deckung  ein  Ausfluss 
der  beti-effenden  Grundobrigkeit  als  solcher  war)  in  Abzug  gebracht  ^ 
^vo  nicht  etwa  ohnehin  nur  der  Reinertrag  der  Veränderungs- Ge- 
bühren in  die  Urbarial- Fassionen  aufgenommen  erscheint. 

Dagegen  müssen  die  Laudemien  in  Böhmen,  Mähren  und  6a- 
lizien,  wo  sie  bloss  auf  Privat- Rechtstiteln  beruhten,  und  die  gleich- 
artigen Schlesien's  insgesammt  von  den  Verpflichteten  allein  getra- 
gen werden  '.  Als  Maassstab  zur  Berechnung  dieser  Verftndenmgs- 
Gebühren  dient  der  vertragsmässig  festgesetzte  oder  unter  den 
Interessenten  verglichene  oder  der  letzten  Laudemial- Entrichtung 
{jn  Mähren  und  Schlesien  der  letzten  innerhalb  des  Decenniums 
von  1839  bis  1848  vorgekommenen)  zum  Grunde  gelegene  Werth. 
Wo  kein  Vertrag  denselben  festsetzt,  oder  wo  der  Verpflichtete 
die  Abschätzung  verlangt,  hat  dieselbe  von  dem  Grundsatze  aus- 
zugehen, da^  alle  25  Jalire  ein  Besitzveränderungsfall  eintritt, 
z^ei  Dritttheile  der  Fälle  entgeltlicher  Uebeitragung  zugehören  und 
von  den  unentgeltlichen  wieder  zwei  Dritt theile  zwischen  Ver- 
wandten vorkommen  *. 

Im  Vorstehenden  ward  des  allgemeinen  Grundsatzes  erwähnt, 
dass  die  Leistungen  aus  emphyteudschen  Verträgen  der  Ablösung 
unterliegen.    Auch  dieser  Grundsatz  erleidet  in  Oesterreich  unter 

*  lu  Steiermark.  Käinthen,  Krain  und  im  Küsteniande  der  20perceiiUge 
Kinlass,  wenn  nicht  schon  in  den  Registern  des  Berechtigten  der  Laudemial- 
Bezug  mit  Hücksiciit  auf  diesen  Eiulass  vorge6chriet)en  worden  wäre. 

'  In  Tirol  werden  ohne  weiteres  Eingehen  in  eine  solche  Berechnuug 
10  Percente  abgezogen.  Eben  so  ist  In  Salzburg  den  Dominien  mit  Juris- 
diction der  Abzug  mit  15.  jenen  ohne  Jurisdiction  mit  10  Fercent  zu  be- 
rechnen. Auch  in  anderen  Kronländem  wurde  für  die  Fälle  einer  Un- 
niöglichkeit  der  Berechnung  ein  Pauschal -Einlass  gestattet. 

'  Für  die  Bukowina,  wo  diese  Veränderungs -Gebühren  nur  vereinzelt 
vorkommen  konnten,  wurde  eine  weitere  Bestimmung  vorbehalten. 

*  Nachträglich  (Kais.  Verord.  vom  29.  Juni  1854)  wurden  diese  Grund- 
sätze auch  für  Krakau  vorgezeichuet.  Besondere  Bestimmungen  galten 
für  die  Veränderungsgebühren  der  vorliegenden  Art  in  Oesterreich  un  lei- 
der Enns,  Krain ^  Küstenland^  Tirol. 
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und  ob  der  Eons,  Salzburg,  Steiermark,  Kämthen,  Knun,  im 
Küstenlaode,  in  Galinen  und  in  der  Bukowina  die  Beechränknng, 
da68,  wenn  durch  die  Emphyteusis  ein  Unterthans-Verhältniss  be- 
gründet oder  ein  schon  bestehendes  erweitert  wurde,  die  dadurch 
begrOndeten  Leistungen  nicht  der  Ablösung,  sondern  der  billigen 
Entschlldigung  unterzogen  worden  sind  ^  Dagegen  findet  diese 
Beschrftnkung  in  Böhmen,  Mähren  und  Schieden  nicht  Statt  ^ 

In  Betreff  der  Natural-Oiebigkeiten  an  Pfarren,  Kir- 
chen, Schulen  und  zu  anderen  Gemeindezwecken  erfloss 
nachträglich  die  wichtige,  in  die  DurchfÜhrungs- Verordnungen  ftlr 
Oesterreich  unter  der  Enns ,  Galizien  und  Krakau  ausdrücklich  auf- 
genommene Bestimmung*,  dass  dieselben  nicht  von  Amts  wegen, 
sondern  nur  dann  abzulösen  sind,  wenn  die  Ablösung  vom  Berech- 
tigten oder  von  der  verpflichteten  Gemeinde  oder,  wenn  die  Ve^ 
pflichtung  vom  Gemeindeverbande  unabhängig  ist,  von  der  Mehr- 
zahl der  Verpflichteten  innerhalb  einer  bestimmten  Präclusiv-Frist^ 
—  deren  Festsetzung  den  Landes -Commissionen  überlassen  wurde  — 
angesucht  virird.  In  der  Bukowina  wurden  die  hier  in  Rede  stellen- 
den Giebigkeiten^  vorläufig  aufrecht  erhalten. 

Auch  sind  die  gegen  Ablösung  aufgehobenen  Leistungen,  mit 
alleiniger  Ausnahme  der  gewöhnlichen  einfachen  Arbeitsleistungen, 
bis  zur  erfolgten  Ablösung  tu  erftlllen;  letztere  sofort  in  Geld  zu 
reluiren. 

In  Galizien  (sammt  Krakau)  haben  schliesslich  jene  Guts- 
besitzer,   wek^he  ihren   ehemaligen  Unterthanen  die  gebührenden 

*  Oemnach  sind  in  Steiermark.  Karnthen  und  Krain  die  ans  kaiif^^cht- 
lich  gemachten  Miethgründen  entstandenen  Erbpacht-  nnd  Erbzinsgüter 
sowie  die  Gründe  der  Dominicalisten  im  Küsten  lande ,  die  Leistungen 
der  Grnnd'^  Urbar-^  Berg-  nnd  Zehentholden ,  ein  Gegenstand  der  biliigeu 
Entschädigung. 

'  Diese  Grundsätze  haben  auch  in  Oesterreich  unter  der  Enns  für  die 
auf  Eigenthumstheilungs-Contracten  beruhenden  Yerändenings- Gebühren 
Geltung.  In  Oesterreich  ob  der  Enns  gilt  der  für  die  landesverfassungB- 
mässigen  Veränderungs -Gebühren  aufgestellte  Maassstab  auch  für  die 
privati*echtlich  bedungenen.  In  Tirol  wird  das  Laudemi  um  nach  dem  Preise 
der  letzten  Besitzveränderung  berechnet  und  die  auf  zwei  Fünfttheile  dieses 
Betrages  bemessene  Entschädigung,  welche  jedoch  2  Percent  des  Besitz- 
veränderungs -Preises  nicht  übersteigen  darf,  dem  Berechtigten  dann  be- 
zahlt, wenn  der  nächste  Laudemial- Entrichtungsfall  eintritt. 

'  Minist. -Verord,  vom  2.  Februar  1850. 
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Urbarial- Leistungen  geschenkt  haben,  auch  auf  keine  Entschä- 
digung Anspruch  ^ 

Behufs  der  Durchitihrung  der  Entlastung  ward  in  jedem  ein- 
zelnen Eronlande  eine  Ministerial-Landes-Gommission  auf- 
gestellt, die  aus  landesfUrstlichen  Beamten  und  Vertretern  der 
Berechtigten  und  Yerpflichleten ,  dann  aus  einem  Vertreter  des 
Staatsschatzes  zusammengesetzt  wurde. 

Als  executive  Organe  wurden  Bezirks-  (Districts-)  C om- 
ni issionen  ernannt,  die  aus  drei  oder  vier  Commissions-Gliedem 
bestanden  und  in  coll^aler  Form  ihre  Entscheidungen  zu  treffen 
hatten. 

Nur  in  Urol  bestanden  wegen  der  eigenthümlichen  Landes- 
und  Kreisverhfiltnisse  zwischen  der  Ministerial- Landes-  und  den 
Bezirks- Commissionen  noch  vier  Kreis -Commissionen,  und  zwar 
zwei  für  Deutsch -Tirol,  eine  ftkr  Wälsch- Tirol  und  eine  i%lr 
Vorarlberg. 

in  den  nicht -ungrisehen  Kronländern  sind  die  Arbeiten  der 
Bezirks-  und  Landes -Commissionen  bereits  nahezu  beendet^  nach- 
dem die  Auflösung  der  Bezirks -Commissionen  sdion  früher  statt- 
gefunden hatte,  erfolgte  auch  die  Auflösung  der  Landes  -  Commis- 
sionen, und  zwar  für 
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In  der  Bukowina  haben  die  BeyJrks- Commissionen  ihre  Thä- 

ügkeit  in  den  ersten  Monaf^sn  des  Jahres  1857  begonnen. 

Nachdem  durch   die   Arbeiten 

der 

GrundenÜastungs  -  Landes- 

"*  Kaiserliche  Patente  vom  15.  August  1849  und  12.  März  1851. 
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und  Benrks-Goiniiiksionen  die  Summe  der  Fcnrdeiiing  jedes  eio- 
zelnen  Bezugsberechtigten,  sowie  der  Beitrag,  welcher  zur  Tilgoog 
derselben  von  Seite  jedes  Verpflichteten,  von  Seite  des  Staat«! 
und  Kronlandes  zu  entrichten  kömmt,  ennittelt  war,  erschien  » 
nothwendig,  die  Art  und  Weise  zu  bestimmen,  in  welcher 
der  Yerpfliditete  seine  Schuldigkeit  zu  leisten  hatte  und  in 
welcher  der  Bezugsberechtigte  mit  seiner  Forderung  zu  befriedi- 
gen war. 

Zu  diesem  Behufe  waren  bereits  mit  dem  kaberfieheo  Patente 
vom  25.  September  1850  die  allgemeinen  Gmndsfttze  über  die  Lei- 
stung der  Entschädigung  gegeben  nnd  die  Errichtung  besonderer 
Entschftdigungs-Fonde,  ans  den  Einzahlungen  der  Yerpflidh 
feten  nnd  aus  den  Beitrftgen  des  Landes  und  Staates  gebildet^  für 
jedes  einzelne  Kronland  angeordnet  worden. 

Die  Fonde  wurden  sodann  mit  besonderen  kaiserlichen  Paten- 
ten, mid  zwar  mit  jenem  vom  11.  April  1851  für  Oesterreich  onter 
■nd  ob  der  Ens,  Salzburg,  Steiermark,  Kämthen,  Krain,  Istrien.. 
Triest,  Götz  und  Gradisca,  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  mii 
einem  zweiten  kaiserlichen '  Patente  vom  11.  April  1851  Air  Tin  1 
und  Vorarlberg,  mit  dem  kaiserlichen  Patente  vom  29.  October 
1853  ftlr  Galizien,  Krakau  und  die  Bukowina  ins  Leben  gerufer^ 
und  ihnen  die  Aufgabe  Obertragen,  die  Zahlungen  von  den  Tei- 
pflichteten  in  Empfang  zu  nehmen  und  die  Befriedigung  der  Be- 
zugsberechtigten und  zwar  vorläufig  mit  fflnfpercentigen  SchuMver- 
schreibuügen  zu  leisten. 

Die  Verwaltung  der  Entlastungs- Fonde  ward  den  in  den  ein- 
zelnen Eronländem  errichteten  Grundentlastungs- Fonds- 
Directionen  übertragen  und  ihnen  zum  Behufe  der  VollHibning 
dieser  Aufgabe  eine  besondere  Instruction  ertheilt 

Die  den  Verpflichteten  zur  Last  ermittelten  Renten  werden 
durch  die  Steuerämter  zugleich  mit  der  Grundsteuer  eingeholieD, 
Rückstände  zwangsweise  beigetrieben.  Die  Berichtigung  der  Ca- 
pitale,  welche  auf  dem  entlasteten  Gute  in  erster  Priorität  hafleu, 
hat,  insofeme  dieselben  einen  gewissen  Minimal -Betrag  nicht  übei- 
steigen,  durch  Baarzahlung  in  einer  kurzen  Frist,  und,  insoferoo 
dieser  Betrag  überstiegen  ist,  durch  zwanzig  gleiclie  jährlk^he  Ein- 
zahlungen oder  mit  Inbegriff  der  Rentenbeträge  durdi  Annuitäten 
zu  geschehen,  welche  gleichfalls  von  den  Steuerämtem  eingehoben 
weisen.  Die  zur  Last  des  Landes  oder  Staates  ermittelten  Capi- 
tale   werden    binnen  40  Jahren  entweder  durch  die  Landesfbnde 
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oder  soDstige  Einnahinen  des  Landes  oder  durch  Steuerzuschläge 
getilgt '. 

Die  Grundentlastungs-Schuldverschreibungen,  welche 
alleVorzOge  der  Staats-Papiere  gemessen,  haben  binnen  40  Jahren 
zur  Baarzi^lung  zu  gelangen  und  zwar  in  der  Art,  dass  in  jedem 
Kronlande  längstens  zwei  Jahre  nach  beendigter  Grundentlastung 
die  Eiinlöeung  der  Obligationen  nach  Maassgabe  des  zu^  Capitals- 
Rückzahlung  disponiblen  Baarfondes  zu  beginnen  hat 

In  den  Kronländem  Tirol  und  Vorarlberg,  dann  GaJizien,  Kra- 
kau  und  Bukowina  werden  die  Schuldverschreibungen,  welche  zur 
Einlösung. gelangen  sollen,  ausnahmslos  durch  Verlosung  bestimmt, 
welche  jedes  Jahr  zweimal  vorzunehmen  ist,  und  die  Rückzahlung 
erfolgt  im  Nennwertlie  der  Schuldverschreibung. 

In  den  übrigen  genannten  Kronländern,  für  welche  das  kaiser- 
liche Patent  vom  11.  April  1851  Geltung  hat,  wird  dagegen  aus 
dem  zur  Tilgung  bestimmten  Baarfonde  vor  Allem  die  Zurückzah- 
lung derjenigen  Schuldverschreibungen  geleistet,  deren  Eigenthümer 
sieh  zur  Rückzahlung  sechs  Monate  vorher  gemeldet  haben.  Nur 
in  dem  Falle,  wenn  der  Betrag  der  zur  Rückzahlung  angemelde- 
ten Schuldverschreibungen  den  vorhandenen  Baarfond  überschrei- 
tet, werden  die  zurückzuzahlenden  Schuldversehreibungen  ebenfalls 
durch  das  Los  bestimmt.  Dasselbe  gilt,  wenn  der  Betrag  der  zur 
Rückzahlung  angemeldeten  Schuldverschreibungen  den  vorhandenen 
Baarfond  nicht  erschöpft  oder  gar  keine  Anmeldungen  erfolgt  sind. 
Die  Zurückzahlung  der  angemeldeten  Schuldverschreibun- 
gen wird  im  vollen  Nennwerthe  geleistet;  bei  jenen  Schuld verschrei- 
bungen  dagegen,  die  ohne  Anmeldung  zur  Rückzahlung  verlost 
w^erden,  wird  in  den  letztgenannten,  Kronländem  noch  ein  Betrag 
von  5  Percent  über  den  Nennwerth  als  Prämie  bezahlt. 

In  Folge  Allerhöchster  Entschliessung  vom  15.  Juli  1855  be- 
gann die  Verlosung  in  den  Kronländem,  fUr  welche  die  zwei 
obenerwähnten  Patente  vom  11.  April  1851  erflossen,  am 
30.  April  1856.  Die  diessf&lligen  näheren  Bestimmungen  sind 
mit  der  Ministerial  -  Verordnung  vom  31.  Juli  1855  erlassen  wor- 
den 5  nur  über  den  Betrag,  der  bei  jeder  halbjährigen  Verlosung 
zur  Einlösung  kommen  soll,  und  über  die  bei  der  Verlosung  näher 
zu  beobachtenden  Modalitäten  wurde  in  jedem  Kronlande  ein  eigener 
Verlosungsplan  veröffentlicht.  Für  das  Lemberger  Verwaltungsgebiet 

(  Kaiserliches  Patent  vom  11.  April  1851. 
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wurde  durch  die  Allerhöchste  Entschliessung  vom  13.  October  W31 
der  30.  April,  für  das  Krakauer  der  31.  October  1858  als  An- 
faugs-Tennin  der  Yerloeung  bestunmt 

Mit  Allerhöchster  EDtschliessung  vom  20.  Februar  1856  wurde 
gestattet,  den  Ueberschuss  an  CSapitals- Einzahlungen  der  Verpflicb- 
teten,  welcher  sich  über  das  Ehrfordemiss  der  nächsten  Yerlosong 
ergibt,  zur  börsenmässigen  Einlösung  von  Orundentlastuiig^ 
Obligationen  desselben  Kronlandes  zu  verwenden,  welche  audi  seil- 
her  mit  dem  besten  Erfolge  stattfindet  und  die  Tilgung  sdir 
beschleunigt 

Die  Entschfidigungs-Summen,  welche  an  die  Stelle  der  mit 
dem  Besitze  eines  unbeweglichen  Gutes  verbundenen  Rechte  getre- 
ten sind,  hatt&n  vorläufig  einen  Bestandtheil  dieses  Gutes  zu  bil- 
den, und  die  in  einigen  Kronländem  vorgekommenen,  aus  blossen 
Dominical- Rechten  bestandenen  Gutskörper  waren  provisorisch  ak 
uubeweghehe  Güter  zu  behandeln '.  Um  den  Bezugsberechtigteii 
jedoch  freie  Yerfilgung  über  dieselben  zu  verschafien,  ordneten  die 
kaiserlichen  Patente  vom  25.  September  1850  ood  11.  April  1851 
eine  summarische  Verhandlung  mit  Allen  an ,  denen  ein  Hypothekar- 
Recht  auf  einem  solchen  Gute  zusteht,  damit  entschieden  werde^ 
welcher  Theil  der  Hypothekar- Belastung  auf  das  Entschädigung»- 
Capital  zu  weisen  komme'.  Kur  bei  Fideioommiss-Gfltem  findet 
diese  Verhandlung  nicht  Statt,  sondern  ist  das  Entlastungs-Gqjitai 
als  Fldeicommiss-Surrogat- Capital  für  die  abgetrennten  Bezug»- 
rechte  zu  behandeln.  Alle  aufgehobenen  Bezugsrechte  sind  in  den 
öflentlichen  Büchern  zu  loschen. 

ESne  nach  amtlichen  Quellen  verfasste  Darstellung  der  Ergebnisse 
der  GrundenÜastung  in  Oesterreich*  zeigt,  dass  in  den  biaher  be- 
sprochenen Kronländern  (mit  Abrechnung  der  Bukowina)  38,587.940 
Tage  Hand-Robot,  90,173.725  Tage  Zug-Robot  (patentmftssig  aut 

«  Minist -Erlass  vom  30.  Juli  1850. 

'  Zur  Deckung  der  in  einigen  Kronländem  gesetzlich  bestehenden 
OctavR  (welche  in  Galizien  auf  die  Hälfte  herabgesetzt  wurde)  bleibt  der 
Grund  und  Boden  bis  zum  achten  (in  Galizien  sechzehnten)  Theile  de« 
Werthes  (als  welcher  der  hundertfache  Betrag  der  eii\jährigen  Grund- 
steuer zu  gelten  hat)  belastet  und  ist  diese  Haftung  zugleich  auf  den 
achten  (in  Galizien  auf  den  sechzehnten)  Theil  des  Entlastung8-(}apital« 
zu  übertragen. 

'  Vom  k  k.  Ministerium  des  Innern  wurde  dem  statistischen  Oongressf 
vorgel^:  Die  Grundentlastung  in  Gesterreich.   I.  Theil.   Wien  1857. 
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zweispännige  ireducirt)^  Zehetite  im  JaliresweHhe  von  4,067.49S  fl., 
2,176.259  niederösterreiclnselie  Metzeü  sonstigel*  Getreidegaben^ 
3,707.005  fl.  an  fixen  Geldentrichtungen,  und  Besitzveränderungs- 
Gebühren  im  durchsohnittliehen  Jahreswerthe  von  2,143.911  fl.  zur 
Entlastungs-Yerhandlung  gelangten,  58.975  Berechtigte  und  2,872.200 
Verpflichtete  aus  ihrem  früheren  Verhältnisse  treten,  das  Entia- 
stungs-Capital  mit  292,884.625  fl.  ausgemittelt  wurde,  und  die  Kosten 
der  Liquidirungs- Operation  bis  Ende  Februar  1857  3,908.594  fl." 
betrugen. 

Durch   die   Grundentlastungs.- Gesetze   wurden   die  Wasser- 
bezugsrechte,  dann  das  den  eliemaligen  Dominien  in  Böhmen, 
liähren,  Gah'zien  (sammt  Krakau)  und  der  Bukowina  aus  der  Lan- 
desverfassung zustehende  Propinations-Recht,   d.  i.    das  aus- 
schliessende  Erzeugungs-  und  Ausschank -.Recht  in  einem  gewissen 
Bezii^e,   nicht   berührt  '.    Auch   die   Holzungs-   und   Weide- 
Itechte,  dann  die  Servituts-Rechte  zwischen  Obrigkeiten 
und  ihren  bisherigen  Unterthanen^  wurden  (mit  Ausnahme 
des  unentgeltlich  aufgehobenen  dorfobrigkeitlichen  Blumensuch  -  und 
Weiderechtes,   dann  der  Brach-  und  S(oppelweide)    vorläufig  in 
Wirksamkeit   belassen,   und   zwar   in  Galizien,   Krakau  und  öet 
Bukowina  unbedingt,  in  den  übrigen  Kronländeru  jedoch  unter  der 
durch  die  speciellen  Grundentlastungs-Durchführungs -Verordnungen 
begründeten  Beschränkung,  wenn  sie  sich  nicht  als  Gegenleistungen 
für  unterthänige  oder  emphyteutische  Bezüge  darstellten,  denn  in 
diesem  Falle  mussten  sie  nach  den  Grundsätzen   über  die  Behand- 
lung der  Gegenleistungen  bewerthet  werden   und  hörten  mit  den) 
Aufhören   der  Leistungen  von  selbst  auf.    Insoweit  jedoch  diese 
Dienstbärkeiten  selbstständig  bestanden,  unterliegen  sie,  ebenso  wie 
die  Servituts-Rechte  in  Galizien  überhaupt,  den  Bestimmungen  des 
Allerhöchsten  Patentes  vom  5.  Juli  1853  und  steht,  da  bezüglich 
der  Durchführung  dieses  Patentes  die  geeigneten  Verfügungen  bereits 
getrofien  sind,  die  Ablösung  (beziehungsweise  Reguhrung)  dieser 
Dienstbarkeiten  demnächst  bevor.   Die  Ablösung  der  nicht  unentgelt- 
lich aufgehobenen  Jagdrechte  blieb  späteren  Anordnimgen  vorbehalten. 
Auch  der  Bestand  der  Beutel- Lehen  iiv  Oesterreich  unter 
und  ob  der  Enns,   Salzbui^  und  Tirol  wurde  vorläufig  aufrecht 

'  Minist -Erlaes  vom  10.  Juli  1849.    Jedenfalls  entfällt  aber  die  Ver- 
pflichtung, ein  im  Vorhinein  bestimmtes  Quantum  von  Getränken  von 
dem  Propinations- Berechtigten  abzunehmen,  ohne  Entschädjgungr 
^  In  Tirol  und  Vorarlberg  bestanden  keine  solchen« 
\.  Czoernig,  OesterrcicK's  Neugestaltung.  3t 
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eriMHeo^  'sowie  laodesfiinlliche  Regalien  keinen  Gegenstand  der 
KoHastm^  bilden  '. 

Aaf  die  ilalienischen  Kronlander  und  auf  Daluiatien 
wurde  den  Gmndentbstangs-YorBdiriilen  wegen  des  dgentham- 
Kchen,  in  diesen  Kronlindem  bestehenden  Colonen  -  Verfafttoiapcg 
keine  Anwendni^  gegeben;  die  bezüglich  der  Anwendbarkeit  der- 
sdben  auf  Dalmatien  eii^leiteten  Yeihandlungen  roussten  desshalb 
anfgeksaen  werden. 

Für  die  ehemals  ungrischen  Lander  und  SiebenbOr- 
gen  wurden,  unter  Berücksichtigiing  der  dort  obwaltenden  Yer- 
hihnisse,  besondere  Bestinunni^en  mr  DurehfÜhrung  der  Giund- 
entlastung  und  mr  Regelung  des  vormaligen  Besitzstandes  erlassen, 
welche  von  jenen  in  den  deutseh -slavisefaen  KrcHdindem  bedeutend 
abweichen.  In  dieser  Beziehung  sind  Ulr  Ungern ,  die  serbische 
Wojwodsdiaft  mit  dem  Temeser  Banale,  Kroatien  und  Slavonien 
die  kaiserlichen  Patente  vom  %  März  1853  und  für  SiebenbOrgen 
das  kaiserliche  PSatent  vom  21.  Juni  1854  erflossen. 

Nach  diesen  Patenten  entfielen  in  Fo^e  der  Aufhebung  des 
Urbaiiai- Verbandes  und  der  grondherriichen  Gmchtsbarkeit  alle 
aas  diesen  entspringenden  und  abgeldt^en  Rechte,  Besiehungen 
und  Verpflichtungen  und  wurde  &&k  gewesenen  Unterthanen  das 
freie  E^enthums-  und  Verftlgoogsredit  aber  die  von  ihnen  besesse- 
nen Urbarial- Gründe  zu  Theil  ^    Für  die  aulgelassenen  Urbarial- 


'  Desshalb  haben  in  Oesterrdch  iintef  der  £un8  der  Kalk-Zehent 
nnd  die  Geb&hr  des  viertea  Pfeaiugs  von  dem  sam  Yerkaafe  bestimaiteii 
Holze  fiMrisobesteben. 

'  Als  Urbsrial-Oriinde  sind  in  Ungern  and  der  Wojwodsehaft  alle 
Jen«  ansaseben,  welehe  in  die  Urbarial- Tabellen  als  das  OonstitaÜT  einer 
Aasissigkcii  «ngetrsgea  oder  in  sp&terer  Zeit  zufolge  nnanterbiocbener 
AbDahme  too  Urbarial -Giebigkeiten  als  soldie  anerkannt  worden  sind. 
Bei  stattgefkndenen  Abiaderangen  des  Urbarial -Oonstitntirs  kann  ein 
rahiger  Besits^  welcher  über  das  Jahr  1820  zarückreieht,  nieht  ange- 
Ibchten  werden.  Rottgründe^  welche  einer  Urbarial -Ans&ssi^eit  geseU- 
lidi  einTerleibi  wnrden^  sind  den  Urbarial -Grfinden  gleich  an  halten; 
andi  solche^  die  den  Unterthanen  lediglich  znm  Lebensanterhalte  aber- 
geben oder  filr  immerwährende  Zeiten  gegen  Geld-,  Arbeits-  oder  Nataial- 
Leistangen  fibeiiassen  wurden  oder  den  einsigen  Besitz  eines  Ansiedlers 
bildeten,  sind  gegen  Ablösung  der  Schuldigkeiten  den  dermaligen  Besitaeni 
la  balasssn;  alle  anderen  sind  bis  Ende  Deeember  1859  dnrch  die 
Grundhanran  rucklösbar.  In  Kroatien  and  Slawonien  gehörsa  zu  den 
Urbarial- Ansissigkelten  auch  jene,  deren  Leistangen  zwar  nichl  regulirt 
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Schuldigkeiten  oder  Urbarial- Leistungen,  sowie  für  die  in  Folge 
der  Auihebiuig  der  grundherrlichen  Gerichtsbarkeit  entfallenden 
Rechte  und  Bezüge  *  ist  den  Berechtigten  eine  angemessene,  vorn 
Lande  und  nur  aus  Landesmitteln  zu  leistende  Entschä- 
digung zugesprochen. 

Diese  wird  in  den  ungrischen  Landern  mit  einer  classen- 
mflssig  vertheilten  Aversional-Sumine  nach  der  Zahl  der  jedem  Be- 
rechtigten unterthftnig  gewesenen  Bauern-  und  Häusler -Ansäsag- 
keiten  verabfolgt,  da  die  Leistungen  von  Urbarial-Oründen  in  Ungern 
und  seben  ehemaligen  Nebenländem  grösstentheils  gleichförmig 
nomiirt  waren  ^    Für  Remanential-6 runde,  welche  in  Ungern  und 

waren,  deren  urbariale  Eigenschaft  aber  aus  Urbarial-Decreten  oder  dem 
Urbarial- Gebrauche  erwiesen  wird.  Für  Siebenbürgen  ist  jeder  Grund 
als  Urbarial- Grund  zu  betrachten,  welcher  sich  am  1.  Januar  1848  im 
Besitze  der  Unterthanen  befand;  doch  ist  beiderseits  der  Gegenbeweis 
zulässig,  und  nur  gegen«  einen  bereits  am  1.  Januar  1819  bestandenen 
Besitz  kann  keine  Klage  angestrengt  werden,  wenn  nicht  etwa  seither 
eine  Cnrialisirung  solcher  Urbarial- Gründe  oder  eine  Besitz -Regulirung 
rücksichtlich  derselben  stattfand.  Desshalb  können  audi,  von  einem  spe- 
ciellen  Vertrage  abgesehen,  nur  Rottungen,  welche  nach  dem  1.  Januar  1819 
wider  ein  Verbot  des  Grundherrn  oder  in  verbotenen  Waldungen  gemacht 
worden,  binnen  dreien  Jahren  zurückgefordert  werden. 

*  Als  solche  Rechte  und  Bezüge  wurden  für  die  ungrischen  Länder 
erklärt:  die  Leistungen  der  unbehausten  Inwohner  (Subinquilini) ,  die 
Branntweinkessel-Taxe,  das  Recht  des  Gewölbes  auf  Urbarial -Gründen 
nxid  des  davon  abzunehmenden  Zinses,  das  ausschliessliche  Fleischaus- 
schrotungsrecht,  das  Recht  des  Grundherrn,  dem  ehemaligen  Unterthane 
das  Brennen  von  Ziegeln  oder  Kalk,  das  Steinbrechen,  Lehm-  oder  Sand- 
graben auf  dessen  Grund  und  Boden  zu  verwehren,  oder  sich  für  die 
Ausübung  dieser  Befugnisse  eine  Abgabe  zu  bedingen;  für  Kroatien  und 
Slavonien  noch  überdiess:  die  Zueigpnnng  der  bei  Ueberschwemmungen 
auf  den  eigenthümlichen  Gründen  der  gewesenen  Unterthanen  zurück- 
bleibenden Fische,  sowie  die  in  Fällen  der  Ausübung  dieser  Zueignung 
durch  die  gewesenen  Unterthanen  bedungenen  Leistungen. 

^  Mit  Rücksieht  auf  diese  Classification  wurden  sämmtliche  Komitate 
Ungem's  und  der  Wojwodschaft  in  acht  Classen  eingereiht,  die  ersten 
Bieben  Classen  Ungern's  in  je  drei,  die  achte  in  zwei  Unterdessen,  die 
beiden  auf  die  Wojwodschaft  entfallenden  auch  in  je  drei  Unterclassen 
auf  Grundlage  der  bestehenden  Urbarial -Cla88ificatk>n  der  Gemarkungen 
abgetheilt  Die  Entschädigung  für  eine  ganze  Urbarial -Bauemansäsaig- 
keit  beträgt  in  der  niedersten  Unterclasse  der  VIII.  und  VII.  ClasM  300  fl., 
der  VI.  350,    der  V.  400,   der  IV.  450,    der  III.  600,    der  II.  550,    der 
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der  'Wojwodschafl  nach  Verniessting  des  urbarialgesetzmftäjäg  als 
Cotnplex  einer  bestimmten  Zahl  von  Urbarial-Ansässigkeilen  den 
Uotertlianen  übei^ebenen  Grundes  erübrigten  und  sonaeli  in  neue 
AnsAssigkeiten  zu  vertheilen  gewesen  wären,  aber  nach  den  kai- 
(«erüehen  Patenten  in  den  Händen  der  gegenwärtigen  Besitzer  ver- 
bleiben, haben  diese  die  Entschädigung  allein  und  ohne  Ooncurreuz 
des  Landes  zu  leisten.  Oede  Ansässigkeiten,  welche  nicht  erst 
während  der  Jahre  1848  und  1849  von  ihren  Besitzern  verlassen 
wurden ,  gehen  ebendaselbst  in  das  volle  Eigenthum  der  jetzigen 
Besitzer  über.  In  Kroatien  und  Slavonien  unterliegen  die  Rema- 
nenitial-Grttnde  und  die  öden  Hüben,  welche  nicht  durch  Impopa^ 
lation  in  Urbarial-G runde  verwandelt  oder  aber  bloss  in  Folge  zeit- 
licher Verträge  besessen  wurden,  der  Ablösungspflicht. 

In  Siebenbürgen  wurde  bei  Ermittlung  der  Entschädigung 
auf  die  fllr  Urbarial-Leistungen  bestandenen  Abolitions-  oder  Relui- 
tions- Verträge  besondere  Rücksicht  genommen.  In  den  Fällen,  in 
welchen  über  Urbarial-Leistungcn  Abolitions-  oder  Reluitions-Ver- 
IrSge  bestanden,  ist  der  nach  Abzug  der  allialligen  auf  gleiche  Art 

« 
1.  600  ü.  and  steigt  bei  jeder  nächsthöheren  Unterclasse  um  50  fl.  Bei 
der  AnsmittiuDg  der  Entschädigung  in  Betreff  der  Classification  der.  Sessio- 
nen wnrde  die  vormalige  Eintheilnng  In  Komitate  und  deren  Bestand  tooh 
Jahre  1844  snr  Grundlage  genommen^  sowie  für  eine  Häuslerausäasigkeit 
ohne  Untersdiied  der  Classe  des  betreffenden  Komitats  eine  Capitals-Ent' 
schüdigung  von  50  fl.  C.  M.  bestimmt  wurde. 

Im  Königreiche  Kroatien  wurde  für  jede  ganze  Session  die  jährliche 
Entsehädigungsrente  mit  20  fl.  und  das  Enlschädigungs- Capital  mit  400  fl.. 
im  Königreiche  Slavonien  die  jährliche  Entscbädigungsrente  mit  13  fli 
und  das  Eutschädigungs- Capital  mit  260  fl.  C.  M.  bestimmt  Für  eine 
Urbarial- Häusler -Ansässigkeit  wurde  in  Kroatien  das  EntachädigongS' 
Capital  mit  50  fl.^  in  Slavonien  mit  40  fl.  C.  M.  bemessen.  Wo  die  Leistun- 
gen der  Banderialisten,  der  Einwohner  von  Marktflecken  and  überhaupt 
aller  Exemtionalisten  nicht  regulirt  sind,  ist  das  Maass  der  Leistungen 
in  Kroatien  nach  dem  Inhalte  der  Contracte  oder  der  Ansiedlungs- Urkun- 
den oder  nach  der  zu  Recht  bestandenen  Uebung,  in  Slavonien  nach  dem 
Durchschnitte  fUr  1836  bis  1845  zu  erheben,  und  nach  den  Relnitions-Freiseo 
oder  nach  dem  Steuer- Provisorium  oder  in  Ermanglung  beider  nach  einer 
Abschätzung  zu  verwerthen. 

Die  mit  der  Ausübung  der  grundherrlichen  Gerichtsbarkeit  verfouDden 
gewesenen  Verpflichtungen  sind  bei  Bemessung  der  für  die  aufgehobenen 
Urbarial -Bezüge  entfallenden  Entschädigungs- Summe  bereits  in  Anschlag 
gebracht. 
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zu  verwerthenden  Gegenleiötungen  erhobeoe  reine  Jahreswertii  der 
Leistung,  mit  Abrechnung  eines  Sechsttheiles  für  Ausflllle,  Einbrin- 
gungs-  und  sonstige  Yerwaltungskoslen,  als  jährliche  Entschädigungs- 
Rente  und  im  zwanzigfacheu  Betrage  als  Entsehädigungs- Capital 
bestimmt  worden;  dogegen  wurde  bei  Urbarial- Leistungen,  üt>er 
welche  keine  Abolitions-  oder  Reluitions- Verträge  bestanden,  die 
im  Jahne  1819  und  1820  aufgenommene  Urbarial-Conscription  und 
die  dafiir  verfnsste  Classificirung  der  Ortschaften  bei  Ermittlung  der 
Entschädigung  zu  Grunde  gelegt  *.  Die  Leistungen  der  unbehausten 
Insassen,  sowie  das  ausschliessliche  Fleischausschrotungs-  und  Ge- 
wölbsrecht  der  Obrigkeiten  entfielen  ohne  Entschädigung.  Oede 
Ansässigkeiten  siini,  wie  in  Ungern,  zu  behandeln. 

Die  Entschädigung  für  Leistungen  von  nicht  urbarialer  Natur, 
welche  ftir  ablösbar  erklärt  wurden  %  ist  von  den  Verpflichteten 

*  Bei  den  durch  Abolitions-  oder  Reluitions- Verträge  in  Geid  ver- 
wandelten Urbarial -Leistungen  ist  die  Entschädigung  auf  Grundlage  der 
stipulirteu  jährlichen  Geldleistungen  zu  ermitteln ,  bei  den  in  fixe  Natu ral- 
Abgaben  umgewandelten  auf  Grundlage  der  für  derlei  Leistungen  be- 
stehenden Preise  des  Steuer -Pi*ovisori ums,  oder,  wo  solche  fehlen,  nach 
analogen,  durch  die  Landes -Commission  zu  bestimmenden  Preisen;  be- 
standen die  Natural- Abgaben  in  einem  bestimmten  Aniheile  des  Erträg- 
nisses von  Grund  und  Boden,  so  ist  der  für  das  Grundsteuer- Provisorium 
erhobene  Natural- Brutto -Ertrag  als  Jahresertn'g  der  betreffenden  Grund- 
stücke anzunehmen  und  nach  dem  Geldanschlage  des  Steuer -Provisoriums 
zu  Verwertben.  —  Die  im  Jahre  1819  und  1830  aufgenommene  Urbarial- 
Conscription  ist  der  Classification  der  Grundstücke  dergestalt  zu  Grunde 
zu  legen,  dass  bei  den  in  der  ersten  Classe  befindlichen  Ortschaften  für 
das  nieder -österreichische  Joch  eine  Jahresi'ente  von  1  11.  10  kr.,  bei  den 
in  der  zweiten  Classe  befindlichen  Ortschaften  für  das  Joch  eine  Jahres- 
rente von  1  fl. ,  bei  der  dritten  Classe  eine  solche  von  50  kr.  C.  M.  als 
Entschädigung  entziffert  wird.  Der  zwanzigfache  Betrag  der  Jahresi'ente 
bildet  das  in  jedem  dieser  Fälle  sich  ergebende  Entschädignngs-Capital. 

^  Als  ablösbar  wurden  ausdrücklich  erklärt:  in  Ungern  und  der 
Wojwodschaft  die  Schuldigkeiten  auf  Rottgründen,  die  den  gewesenen 
Unterthanen  ans  den  Waldungen  der  ehemaligen  Grundherrschaften  ge- 
bührenden Nutzungen,  die  den  gewesenen  Unterthanen  eingeräumten 
Kohmutzungen,  die  Leistungen  und  Abgaben  von  Weinbergen  und 
Weingärten  und  alle  anderen  auf  Nicht -Urbarial-  Gründen  haftenden 
Schuldigkeiten;  in  Kroatien  und  Slavonien  die  auf  Extra- Sessional- 
Gründen  (d.  i.  auf  den  gegen  bestimmte  Giebigkeiten  an  Unterthanen 
überlassenen  Waldungen,  den  in  Slavonien  mit  einer  fixen  Abgabe  be- 
legten  Wein-    und  Zwetschkengärten,   einzig  zum  Lebensunterhalte   der 
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allein  und  ohne  CoucurreDz  des  Landes  abzustatten.  Die  Ab- 
kteuDg  solcher  Schuldigkeiten  kann  nur  dann  Platz  greifen,  wenn 
ae  von  dem  Bezugsberechtigten  oder  von  allen  oder  doch  von  der 
Mehrheit  der  demselben  Berechtigten  in  einer  Gemeinde  Veipflich- 
telen  beiflgfich  der  Schuldigkeit  von  einer  und  derselben  Gattung 
GrOnde  nachgesucht  wird,  und  ist  von  der  betreffenden  Kreis- 
(Komitats-)  Behörde  auszutragen.  Kömmt  keine  gütliche  Uebereio- 
konft  der  Phirteien  in  Bezug  auf  die  Ablösung  zu  Stande,  so  soll 
diese  auf  folgende  Art  durchgeftlhrt  werden:  Die  GekHeistm^en 
sind  nach  dem  Nominal*Betrage  der  Jahresleistung  in  Conventions' 
Münze  zu  veranschlagen;  die  Natural  -  Arbeitsleistungen  *  sind  mit 
10  kr.  C.  M.  för  den  Hand-  und  mit  20  kr.  C.  M.  Air  den  Zug- 
Arbeitstag  zu  verwerthen ';  das  jährliche  Ertrilgniss  von  den  be- 
dungenen oder  üblichen  Natural -Gaben  hat  in  Ungern  und  der 
Wojwodschafl  ein  Sclued^richt '  zu  ermitteln  und  sowohl  die 
Quantität  und  Qualit&t  der  Giebigkeiten  als  die  Preise  dieser  Na- 
turalien nach  dem  zehnjälirigeu  Durchschnitte  von  den  Jahren  1836 
bis  1845  zu  bestimmen,  in  Kroatien,  Slavonien  und  Siebenbürgen 
dagegen  kt  dasselbe  nach  den  Preisen  des  Steuer-Provisoriums,  und, 
wo  solche   fehlen,   nach  anderen,  durch  die  Landes- CommissuD 

gewesenen  Unterthanen  bestimmten  Rettungen,  den  bereits  erwähnten 
Remanential- Gründen  und  öden  Hüben,  in  Slavonien  auch  auf  soge- 
nannten Indnstrial -Gründen)  haAenden  Giebigkeiten,  die  Leiatnngcn 
in  Bezug  auf  die  Nutxnieaanng  des  Rohres,  die  auf  Berg-  and  Zina* 
gründen  haftenden  Leistungen  und  die  mit  Allodial-Rott nagen  verbände- 
nen  Schuld igiiei ten ;  in  Siebenbürgen  die  auf  AUodiai-  und  Rott* 
gründen  haftenden  Giebigkeiten ,  Leistungen  aus  Verträgen,  durch  welche 
die  Nutzungsrechte  von  Grund  und  Boden  bleibend  von  Seite  des  eigent- 
lichen Eigenthumers  gegen  Bezahlung  eines  Zinses  oder  Entrichtung  einer 
andern  Abgabe  eingeräumt  wurden,  ohne  dass  dadurch  ein  eigentliche« 
Urbarial-Verhältniss  begründet  war,  Leistungen  und  Abgaben  von  Wein- 
tierven  und  Weingärten,  die  von  den  gewesenen  Unterthanen  entrichteten 
Zinae  Tür  den  Besitz  von  Mahimöhlen. 

*  Eine  Verpflichtung  zu  einer  bestimmten  Arbeit  ist  vorläufig  durch 
SchäUung  in  Arbeitstage  aufzuJösen. 

>  Bei  den  BanderiaJisten,  welche  zu  Pferde  dienten,  ist  der  Tag  mit 
10  kr.,  bei  jenen,  welche  zu  Fusse  dienten,  mit  6  kr.  zu  verwerthen. 

>  Ein  Mitglied  dieses  Schiedsgerichts  wird  von  dem  Bezugsberechtig- 
ten oder  der  Gesammtheit  der  Bezugsberechtigten,  das  andere  von  den 
Vernflichteten  benannt,  und  der  Obmann  von  den  beiden  namhaft  ge^ 
machten  Schiedsmännern  gewählt. 
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zu  beetimineudeT]  analogen  Preisen  zu  berechnen.  Der  nach  Ab- 
zug der  Gegenleistungen  erhobene  reine  Jahreswerih  der  Leistung 
bildet^  mit  Abrechnung  eines  Sechsttheiles  für  AusiUlIe,  Einbrin- 
gung»- und  sonstige  Yerwaltungskosten ,  im  zwanzigfachen  Betrage 
das  Ablösungs-Capital. 

Das  Sc hank recht  der  ehemaligen  Unterthanen  wurde  nach 
Maassgabe  der  früher  erlassenen  Urbarial-Gesetze  aufrecht  erhalten, 
sowie  auch  bezüglich  des  herrschaftlichen  Schank-.,  Hühl-  und 
Fischereire^htes  die  Bestimmungen  der  bisher  bestandenen 
Gesetze,  vorbehaltlich  der  Regulirung  dieser  Rechte,  maassgebend 
blieben. 

Haben  einzelne  Unterthanen  oder  ganze  Gemeinden  der  ungri- 
sehen  Länder  ihre  Urbarial- Leistungen  für  eine  in  freier  Ueber- 
einkunit  mit  der  Gruudherrschaft  festgesetzte  Geldsumme  auf  ewige 
Zeiten  losgekauft  (abolirt),  so  bilden  derlei  Leistungen,  wenn  die 
Vertrags-Süpulationen  bereits  gänzßch  erfüllt  wurden  oder  vor  dem 
2v  März  1853  zu  erfüllen  gewesen  wären,  keinen  Gegenstand  der 
Entschädigung»- Verhandlung.  Sind  derlei  Verträge  dort  und  in 
Siebenbürgen  nur  zum  Theile  erfüllt,  so  haben  die  Verpflichteten 
nur  die  bis  zum  Tage  der  Erlassung  der  kaiserlichen  Patente  vom 
2.  März  1853  und  21.  Juni  1854  schon  verfallenen  Raten  abzu- 
tragen und  sind  von  der  Entrichtung  der  bis  dahin  nicht  verfallenen 
Raten  enthoben;  dagegen  haben  die  Berechtigten  auf  jenen  aliquoten 
Theil  der  festgesetzten  Entschädigung  Anspruch,  welcher  auf  den 
Theil  der  abolirten  Leistungen  entföllt,  dessen  Abolition  nach  den 
Vertragsbestimmungen  noch  nicht  erfüllt  erscheint.  Sind  mit  den 
AboKtions-Verträgen  nebst  der  Ablösung  der  Urbarial-Lasten  auch 
Gründe  nichturbarialer  Natur  oder  grundherrliche  Rechte  für  eine 
Aversional-Summe  an  die  Verpflichteten  übertragen  worden  und  ist 
die  für  die  Urbarial-Leistungen  entfallende  Ziffer  aus  den  Verträgen 
nicht  ersichtlich,  so  ist  der  Werth  dieser  Leistungen  durch  Sach- 
verständige und  in  Ungern  und  der  Wojwodschaft  auch  durch 
Schiedsmänner  zu  erheben. 

Insofeme  der  geistliche  Zehent  entweder  zufolge  könig- 
licher Schenkung  oder-  in  Folge  von  rechtsgültigen  Perennal-Fassionen 
in  das  Eigenthum  von  Privaten  übergegangen  ist,  sind  die  durch 
Aufliebung  des  geistlichen  Zehents  erfolgten  Verluste  aus  Landes- 
mitteln zu  entschädigen,  wobei  der  Zehent-Ertrag  aus  den  Zehent- 
Registern  und  Abiührs- Protokollen  oder  nach  dem  Durchschnitte 
für  1836  bis  1845  zu '  erheben  und  nach  den  Preisen  des  Grund- 
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8teuer-ProvitN>riuDrs  gegeo  Abzug  eines  Sechsttheils  für  die  Einiie- 
bongdkosten  zu  venvertheii)  ein  reluiiier  Zelient  inii  dem  vcdlen 
Keluitioii^Preise  anzusetzen  it^t.  Auch  für  den  Sieliententgaog  des 
niederu  Curat-Clerus  ist  die  Entschädigung  aus  den  Landesmitteln 
zu  leisten.  Al^ben  und  Leistungen  an  Kirchen,  Pfarren  und 
dchnlen,  welchen  weder  der  geistliche  Zehent  im  Allgemeinen 
noch  das  herrschaftliche  Neuntel  von  Urbarial- Ansässigkeiten  zu 
Grunde  liegt,  «nd  unter  den  aufgehobenen  Leistungen  nicht  be- 
grüTen  und  von  den  Verpfliciiteten  auch  fernerhin  zu  leisten. 

Zeitliche  Vertrage  sowie  rein  privatrechtliche  Pacht-  und 
Pfand  >  Verträume  werden  auch  in  diesen  Ländern  durch  die  Grund- 
entlastungs-  und  Rt  gtilirungs-Patente  nicht  berührt. 

Die  Durchftdirung  der  Grundentlastung  wurde  besondereu 
Landes-Commissionen  (bei  welchen  auch  das  Finanz -Aenir 
vertreten  erscheint)  überwiesen;  lur  die  ftinf  Yerwaltungsgebiete 
des  Königreicirs  Langem  wurden  in  deren  Hauptorten  fünf  Landes- 
Commissionen,  für  die  .serbische  Wojwodschaft  und  das  Temeser 
Banat  eine  Landes -Commission  zu  Temesvar,  ftir  Kroatien  und 
Slavonien  eine  Landes*Conimission  zu  Agram ,  für  Siebenburgen  eine 
.lAndes-Commission  zu  Hermannstadt,  mit  unmittelbarer  Unterord- 
nung unter  das  Ministerium  des  Innern ,  aufgestellt  * ;  von  diesen 
Commissionfji  bind  die  sechs  erstbezeichneten  bereits  nach  Beendi- 
gung ihrer  Geschäfte  nieder  aufgelöst  worden. 

Nebst  der  Aufhebung  der  unteitlianigen  Leistui^en  hatte  die 
Gesetzgebung  in  den  ungrischen  Ländern  noch  eine  andere  wichtige 
Frage  zu  ordnen:  die  Kegulirung  der  Weichbilde.  Der  frühere 
Zustaiid  bracht.'  die  Unmöglichkeit  mit  sich,  Grundstücke  nadi 
Gutdünken  zu  t)enützeii  und  zu  einem  höheren  Ertrage  zu  bringen, 
da  sich  Jeder  durch  die  Zersplitterung  seiner  Besitz-Antlieile  in 
verschiedene  Riede  gezwungen  sah.  die  gemeindeübliche  Art  der 
Hewirthschaftung  unbedingt  mitzumachen.  Auch  waren  Wiese  und 
Wald  mit  einer  grossen  Zahl  von  Mitbenützungsrechten  belastet, 
welche  jede  anderweitige  landwirthschafVliche  Bearbeitung  dieser 
Area  ausschlössen.  Desshalb  bemühte  bich  schon  der  früher^ 
uugrische  Reichstag,  die  Commassatiou  imd  Segregati on  io 
jeder  Markuug  zu   veranlassen,  so  dass  das  'ierritorium  derselbeu 

*  Doch  hatte  sich  die  A gramer  Commission  in  allen  dieMor-Insel  be- 
treffenden Fragen  nach  den  Vorschriften  für  Ungern,  die  Temesvärer  in 
allen  Bestimmungen  über  die  liezirke  lUok  und  Ruma  nach  jenen  für 
Slavonien  zu  richleu. 
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iu  seiner  Gesammtheit  vermeeseu  und  sodann  unter  säinmtliche 
adelige  und  unadelige  Besitzer  neu  aufgetheilt  würde,  wobei  auch 
die  Ausscheidung  der  Viehweiden  stattzufinden  hätte.  Hiemach 
gestattete  der  X.  Artikel  des  Reichstags  vom  Jahre  1636  die 
Anstrengung  von  Regulirungs- Processen  und  zeichnete  die  Forni 
derselben  vor.  Das  Forum  daitlr  blieb  aber  bis  1848  der  adelige 
Herrenstuhl,  erst  1848  wurden  die  Ck>mmassations-  und  Segrega- 
iions-Processe  zum  Gerichte  des  Vicegespans  übertragen.  — Aehnlich 
war  das  Yerhältniss  in  Siebenbürgen. 

Mit  den  Allerhöchsten  Entschliessungen  vom  30.  August  1855 
uod  17.  Mai  1857  wurden  desshalb  eigene^  den  Ministerien  des  Innern 
und  der  Justiz  gemeinsam  unterstehende  Urbarial-Gerichte  aus 
Beamten  der  politischen  Verwaltungsbehörde  und  des  entsprechen- 
den Gerichts  gebildet.  Als  erste  Instanz  fungirt  ein  Urbarial- 
Gericht  in  jedem  Komitate  oder  Kreise,  als  zweite  das  ürbarial- 
Obergericht  (zu  Ofen,  Oedenburg,  Pressburg,  Kaschau,  Gross- 
wardein,  Temesvär,  Agram  und  Hermannstadt),  als  dritte  das 
oberste  Urbarial- Gericht  zu  Wien.  Die  sechs  erstgenannten  Urba- 
rial' Obergerichte  begannen  ihre  Wirksamkeit  am  15.  Januar  1856, 
die  untergeordneten  Urbarial  -  Gerichte  am  30.  Januar  1856,  die 
beiden  letztgenannten  Obergerichte  am  15.  Januar  1858  und  die 
betrefTenden  Urbarial -Gerichte  am  30.  Januar  1858.  * 

Die  Commassation  (Zusammenlegung  und  neue  Auftheilung 
der  Grundstücke)  wird  von  den  Urbarial-Gerichten  nur  dann  be- 
willigt, wenn  entweder  alle  Betheiligten  damit  einverstanden  sind, 
oder  wenn  der  Grundbesitz  deijenigen  Grundherren  oder.Unter- 
thanen,  welche  die  Cbmmassation  bereits  nach  gesetzlicher  Yor- 
iKshriflt  begehrt  haben  oder  binnen  einer  gesetzten  Frist  verlangen, 
wenigstens  zwei  Dritttheile  des  Flächenmaasses  der  Gemarkungen 
umfasst.  Wo  Ck)mpos8e6sorate  bestehen,  in  welchen  die  verhält- 
nissmässige  Ausscheidung  des  Grundbesitzes  noch  nicht  erfolgt  ist, 
und  es  sich  um  die  Durchführung  einer  Hesitzregulirung  handelt, 
iiat  das  Urbarial-Gericht  vor  Allem  zwischen  den  Compossessoren 
im  Vergleichswege  ein  Einverständniss  zu  erzielen.  Gelingt  dieses 
nicht,  so  liat  das  Urbarial-Gericht  ein  der  Sachlage  entsprechendes 

'  Die  entsprechenden  Instructionen  über  die  innere  Einrichtung  und 

üescbäftsordnung   der  Urbarial  -  Gerichte   erüosöen    für   Ungern    und   die 

Wojwodschaft  mit  Minist.  -  Verord.   vom   2.  Februar  1856,   für  Kroatien- 

Slsvonien  mit  Minist. -Verord. 'vom  28.  December  1857.   für  Siebenbürgen 

i»it  Minist. -Verord.  vom  27.  Januar  1858. 
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Frovisorium  zu  treffen  und  nach  Maassgabe  desselben  seine  Amts- 
handlung durehzufilhren,  die  meritorische  Austragung  des  Propor- 
tiooal-Processes  aber  auf  den  ordentlichen  Rechtsweg  zu  wdsen. 

For  die  gewesenen  Unterthaiien,*  sowie  für  die  Seelsorger  und 
SohuUehier)  welchen  zufolge  der  frtther  erlassenen  UrbariaMSesetie 
eine  Holzung  gebührt,  werden  durch  die  Urbarial-GeTichte  im  Yer» 
hiltnisse  des  Besitzstandes  '  Waldantheile  ausgeschieden,  welche 
als  Gemeinde  Waldungen  zu  behandeln  und  nach  den  besQg- 
lichen  Vorschriften  unter  Aufsicht  der  politischen  Behörden  zu  be- 
wirthschaften  sind.  Nach  Umständen  kann  statt  der  Waldtheilung  die 
Ausmittlung  dner  fixen  jährlichen  Holzgebühr  stattfinden.  Ein  Weide- 
genuss  auf  den  Gründen ,  welche  in  das  ESigenthum  der  gewesenen 
Unterthanoi  ütiergehen,  steht  den  ehemaligen  Grundherren  nichl  msbr 
zu,  wc^egen  aber  auch  die  Unterthanen  die  herrschaftlichen  Gründe 
nicht  beweiden  dürfen;  dasselbe  hat  nach  erfolgter  Aussch^oi^ 
der  Wald-  und  Rohrgrundantheile ,  sowie  nach-  erfolgter  Theilung 
der  Hutweide  rücksichtlich  der  ausgeschiedenen  Antheile  zu  gelten. 

Bezüglich  der  Quellen,  aus  welchen  die  ermittelte  UrtMnal- 
und  Zehent- Entschädigung  zu  leisten  ist,  sind  besondere  Bestim- 
mungen durch  die  kaiserlichen  Patente  vom  16.  Januar  1854  ftir 
die  ungrischen  -Länder  und  vom  1.  Januar  1856  ftir  Siebenbürgen 
erflossen.  Diesen  gemäss  wurde  zur  Leistung  der  aus  den  Landes- 
mitteln aufzubringenden  Entschädigung  für  jedes  der  drei  vormals 
uhgrischen  Kronländer  und  für  Siebenbürgen  ein  eigener  Entla- 
stungs-Fond errichtet,  dessen  Verwaltung  die  Entlastungs- 
Fonds-Directionen  ftihren.  Der  Entlastungs-Fond  wird  durch 
Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  und  (insofeme  das  Erfordemias 
eintritt)  zu  jenen  indirecten  Abgaben,  die  ihrer  Einrichtung  nach 
zu  einem  solchen  Zuschlage  geeignet  sind,  aufgebracht  Für  alle 
Entschädigungs-Forderungen  erfolgt  der  Entlastungs-Fond  den  ihm 
überwiesenen  Bezugsberechtigten,  als  seinen  Gläubigem,  in  der 
R^el  ftln^rcentige  Schuldverschreibungen,  welche  vom  Ckwunmi- 
reiche  verbüig;t  sind  und  alle  Vorzüge  der  Staats-Papiere  gemessen. 
Nur  Bestbeträge  von  überwiesenen  Forderungen  unter  10  fl.  und 
solche,  die  sich  zur  Ausstellung  von  besonderen  Schuldverschreibungen 

*  Ftir  eine  ganze  Ansässigkeit  ist  eine  WaidÜäche  von  l'/a  bis  6  {nur 
ausnahmsweise  unter  IVa  und  bis  zu  9)  nieder- österreichischen  Jochen 
zu  i'echnen,  und  für  8  Häusler  die  Competenz  einer  ganzen  Ansässigkeit 
zu  bemessen;  für  den  Seelsorger  entfällt  die  Competenz  einer  ganzen,  ftir 
den  SchuUehrei*  jene  einer  halben  Ansässigkeit. 
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nicht  eignen^  weitieD  baar  bezahlt,  ebeii60  auch  die  als  £iit- 
schädigang  für  den  Zehententgang  des  niedern  CuralrClerus  ausge- 
messenen  Jahresrenten.  Die  Cassegeschäfle  der  Entlastungs-Fonde 
werden  von  den  betreffenden  Landes-Haupteassen  geführt.  Die  Be- 
stimmungen, unter  welchen  Bedingungen  und  in  welcher  Weise  die 
von  den  Verpflichteten  allein  abzustattenden  Capitale  eingezahlt 
werden  sollen,  blieben  besonderen  Anordnungen  vorbehalten.  Die 
Verlosung  der  Grundentlastungs-Obligationen  für  die  ungrischen 
lünder  begann  am  31.  Oetober  1857. 

§.  18. 

16.    Landwirthschaft^  Forst-,  fierg-  nnd  Hüttenwesen  (Land- 

wirUischaft). 

•  Obwohl  der  Kaiserstaat  Oesterreich  durch  die  natürliche 
Beschaffenheit  seiner  fruchtbaren  Gebiete  darauf  angewiesen 
ist,  in  der  Boden -Oultur  die  Grundlage  seines  volkswirth- 
schaiUichen  Gedeihens  und  seines  Wohlstandes  zu  finden, 
so  war  dennoch  bis  zum  Jahre  1848,  die  italienischen  Kron- 
Iftnder  ausgenommen ,  der  Zustand  der  Landwirthschaft  kein 
erfreulicher.  Die  grossen  G  rundeigen thümer  bedienten  sich 
in  der  Bewirihschaftung  ihres  Bodens  der  Frohnen,  der  Bauer 
konnte  nicht  über  seine  Arbeitskraft  verfügen  und  hatte 
mancherlei  Lasten  zu*  tragen,  das  Capital  zur  besseren 
Benützung  des  Bodens  mangelte,  und  die  Zwischenzoll -Linie 
trennte  den  fippig  ertragreichen  Osten  von  dem  consumiren- 
den  Westen  des  Reiches.  Zwar  waren  in  fast  allen  Kronlän* 
dem  intelligente  Grundbesitzer  mit  gutem  Beispiele  in  der 
ratkmellen  Bewirthschaftung  ihres  Bodens  vorangegangen, 
und  die  zahlreichen  landwirthschaftlichen  Vereine  hatten  eine 
immer  weiter  um  sich  greifende  Bewegung  in  ihren  Kreisen 
hervorgebracht;  allein  bei  der  grossen  Masse  der  Grundbe- 
sitzer war  diese  Anregung  noch  nicht  durchgedrungen.  Nicht 
wenig  trugen  zu  dieser  Stagnation  di6  niedrigen  Getreide- 
preise der  letzten  Jahrzehende  bei,  welche  die  Landwirth- 
schafb  als   nicht  lohnend   erscheinen  Hessen.     Die  Freunde 
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des  laudwlrthschaftliclien  Fortschrittes  wendeten  sieh  daher 
jenen  Zweigen  der  agricolen  Beschäftigung  zu,  bei  denen 
die  besseren  Preise  der  Producte  eine  unmittelbare  Aufmun- 
terung gewährten ,  der  Merinos-Schafzucht,  der  Rübenzucker- 
Fabrication  und  den  Branntwein -Brennereien,  in  welchen 
Zweigen  sehr  anerkennenswerthe  Erfolge  erzielt  wurden.  Im 
Allgemeinen  aber  musste  der  Aufschwung  der  Landwirth- 
schaft  erst  von  einer  günstigeren  Zukunft  erwartet  werden. 
Diese  ward  durch  die  gewaltigen  Reformen  in  dem  in- 
neren Staatswesen  eröffnet,  welche  auf  keinen  Zweig  der 
Volkswirthschaft  eine  so  tiefgreifende  Rückwirkung  äusser- 
ten, als  auf  die  Boden -Cultur.  Mit  der  Aufhebung  des  Fa- 
trimonial  -  Wesens  und  der  Entfesslung  des  Bodens  trat  <]ie 
Landwirthschaft  in  die  Reihe  der  freien  Beschäftigungen, 
bei  welchen  Intelligenz  und  freie  Mitbewerbung  ihren  vollen 
Spielraum  finden.  Die  Capitale  strömten  mehr  als  früher, 
namentlich  in  den  östlichen  Läudei*n,  dem  Ankaufe  des 
Bodens  zu,  der  Grundwerth  erfuhr  eine  rasche  Steigerung, 
eine  rationelle  Bewirthschaftung  ergab  von  einem  beschrank- 
teu  Besitze,  zu  d.essen  Cultur  die  Kräfte  des  Eigen thümers 
oder  Pächters  ausreichten,  eine  höhere  Rente  als  früher  von 
einem  ausgedehnteren,  schlecht  beVirthschafteten  Grunde 
erzielt  werden  konnte,  die  Aufhebung  der  Zwischenzoll -Linie, 
die  Vermehrung  der  Communications- Anstalten,  Verträge 
mit  fremden  Regierungen  erleichterten  den  Verkehr,  und 
eine  in  Folge  dieser  Reformen  so  wie  anderer  Umstände 
fortschreitende  Steigerung  der  Preise  der  Bodenerzeugnisse 
gewährte  immer  grösseren  Antrieb  zu  deren  Cultur.  Noch 
ist  der  seither  verflossene  Zeitraum  zu  kurz,  als  dass  sich 
dieser  Aufschwung  der  Landwirthschaft  allenthalben  fühlbar 
machen  könnte,  aber  der  Anstoss  ist  überall  gegeben. 
Die  grossartige  Ausstellung  von  Vieh,  land-  und  forstwirth- 
schafUichen  Maschinen,  Geräthen  und  Producten,  welche  das 
Haupt- Moment  der  Jubelfeier  des  fünfzigjährigen  Bestandes 
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der  k.  k.  Landwirthschaftsgesellschafl  in  Wien  im  Früh- 
jahre 1857  bildete,  stellte  jenen  Aufschwung  in  der  impo- 
santesten  Weise  zur  Schau.  Die  bereits  erzielten  Fortschritte 
sind  unlängbar,  die  fernere  Entwicklung  muss  der  Zeit  und 
der  Ausbildung  der  neuen  Verhältnisse  überlassen  bleiben. 

Die  nachstehenden  Andeutungen  mögen  dazu  dienen, 
die  Richtung  zu  bezeichnen,  in  denen  die  landwirthschaft- 
liehen  Fortschritte  zu  Tage  treten.  Die  Aufhebung  der  Ro- 
bot hat  viele  Fabriken  landwirthschaftlicher  Maschinen  und 
Geräthe  zu  Wien,  Hütteldorf,  Gratz,  Andritz,  Hohenmaathen, 
Prag,  Lemberg,  Pest,  etc.  ins  Leben  gerufen,  den  Tritt 
der  Thiere  (grossentheijs)  und  den  Flegel  (theilweise)  vom 
Dreschen  des  Getreides  entfernt,  bei  grossen  Gütern  den 
Säemann  entbehrlich  gemacht,  den  hölzernen  Pflug  mit  sei- 
nem 5  bis  6  Fuss  langen  Streichbrette  zur  Seite  gestellt  und 
die  Zahl  der  Zugthiere  vermindert ,  hier  und  da  den  Rechen 
in  einen  Heuwender  und  Heuschieber  verwandelt,  die  Sichel 
und  Sense  in  Sägen  und  Scheeren  umgestaltet,  die  Hauen 
und  Haindeln  durch  Exstirpatoren  oder  Drilleggen  und  An- 
hftufepflüge  ersetzt,  die  Anwendung  der  Schaufeln  und  der 
Karste  durch  UntergrundpflUge  beschränkt,  den  Gebrauch 
unterirdischer  Abzugsgräben  durch  die  Anwendung  von  ge- 
brannten Thonröhren  (Drainage)  wesentlich  erleichtert,  dem 
Dampfe  das  gebührende  Recht  auch  bei  der  Landwirthschaft 
eingeräumt,  und  überhaupt  eine  Thätigkeit  beim  Ackerbau 
hervorgerufen,  wie  sie  die  Geschichte  der  österreichischen 
Landwirthschaft  bisher  nicht  aufzuweisen  vermochte.  Die 
hohen  Preise  des  Getreides,  des  Fleisches  und  der  Wolle 
haben  die  Dünger -Fabriken  von  Lorber,  Fichtner,  Molly, 
Wegemann' etc.  ins  Leben  gerufen,  dem  Chili -Salpeter  und 
Guano  die  Thore  nach  Oesterreich  geöffnet,  die  Behandlung 
des  Stallmistes  verbessert,  die  Urtmrmachung  von  Gestrüpp 
und  die  Trockenlegung  der  Sümpfe  bewirkt,  ambulirende 
Wiesen  -  Ingeinieure    und    die    Drainage    der    Grundstücke 
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verwiridMt,  die  Mastangsanslalten  Termehrt,  die  fortschrei- 
lerfe  Umwandlung  der  gemeinen  Schafe  in  Merinos  begrün- 
dei,  die  liftufige  Kreuzung  des  lan^estreckteu  italieniaclieii 
Schweines  mit  dem  mastungsfahigen  sjrmischen  yeranlasst. 
Das  Streben^  den  Seidenbau  in  den  deutschen  Kron]ändern 
zu  b^rQnden,  rief  die  (bereits  erwähnten)  Seidenbau -Ver- 
eine  ins  Leben.    Die  Entdeckungen  Dzierszon's  haben  die 
schlummernde  Bienenzucht  neu  belebt,  Versammlungen  von 
Bienenwirthen  begründet,  und  das  Erscheinen  mehrerer  Bie- 
nenzeitungen veranlasst    Die  Fortschritte  der  Chemie,   ins- 
besondere  der   Gfthmngs- Chemie  7   brachten   den   Bierstein, 
die  Pressgerm  und  die  Erzeugung  von  Alkohol   ans  Holz- 
fasern, Runkelrüben,  Topinambur,  Asphodil  und  Maiskolben 
zu  Wege,  verbesserten  wesentlich  die  Alkohol-,   Bier-  und 
Essig -Fabrication,  sprachen  dem  Gallisiren  der  Weine  das 
Wort,   weckten  das  Streben  nach  Dünger -Surrogaten,    ver- 
anlassten Preisaufgaben  zur  Entdeckung  von  phosphorsaurem 
Kalke,  Salpeter,  Gyps  und  Guano,  begründeten  die  Nothwen- 
digkeit  der  Anstellung  von  Agricultur-Chemikem.  Eine  beson- 
dere Wichtigkeit  für  Oesterreich  erlangte  die  Erfindung  Mar- 
zeirs  und  Schrank's,  Maiskolben  in  Schrot  und  diesen  auf  jeder 
gewöhnlichen  Mühle  in  Mehl  zu  verwandeln,  da  die  Chemie 
46  Percent  Stärkemehl  in  den  Maiskolben  nachgewiesen  bat 
und  die  jährliche  Erzeugung  an  Maiskolben  in  Oesterreich 
wenigstens  mit  15  Millionen  Centnern  veranschlagt  werden 
kann.    Die  Eartoffelkrankheit   hat  in  den  südlichen   Kron- 
ländem    dem    Mais    eine    grosse    Verbreitung    verschafft, 
welcher  unter  den  Cultur-Pf tanzen  den  ersten  Rang  einnimmt 
und  vorzugsweise  geeignet  erscheint,  die  Menschen   gegen 
Hungersnoth   zu   bewahren,   da  er  nicht  nur  den  htehsten 
Ertrag   abwirft,   sondern    auch    den  Anbau   von   Zwischen- 
früchten gestattet.    Die  Aufhebung  der  gegen  die  ungrischen 
Länder    bestandenen    Zollschranken     hatte    allerdings    im 
Beginne    auf    die    Landwirthe    der    Nachbarländer    einen 
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gewaltigen  Druck  ausgeübt,  und  insbesondere  den  Weinbau 
in  Oesterreich  unter  der  Enns,  Steiermark  und  Erain  für  den 
Allgenblick  erschüttert;  allein  nachhaltige  Folge  hiervon  war 
€}er  durch  die  Goncurrenz  bedingte  Wetteifer  in  dem  Streben 
nach  Verbesserung.  Man  beginnt  hier  bereits,  die  ungün- 
stigen und  zu  anderen  Culturen  geeigneten  Weing&rten  auf- 
zulassen, die  schlechten  Rebensorten  auszumerzen  und  durch 
bessere  zu  ersetzen ,  die  herkömmliche  Eellerwirthschaft  auf' 
zugeben  und  eine  rationelle  einzuführen,  tüchtige  Kettef- 
meister  aus  dem  Auslande  zu  berufen,  Weinbauvereiiie  zu 
bilden  und  grossartige  Weinhandlungen  durch  W^n-Produ- 
centen  zu  begründen.  Eine  gleiche  Verbesaerong,  nament- 
lich der  Eellerwirthschaft,  findet  auch  in  Ungern  Statt, 
seitdem  die  Traubenkrankheit  in  Ualien  und  Frankreich 
den  ungrischen  Weinen  einen  vennehrten  Absatz  nach  dem 
Auslande  verschafft  und  die  Aufmerksamkeit  der  auswftr- 
tigen  Weinhändler  auf  die  edleren  Gattungen  derselben  ge- 
lenkt hat. 

Gleichwie  aber  auf  allen  Gebieten  des  menschlichen 
Strebens  das  Fortschreiten  nie  ohne  Schwankungen  erfolgt 
and  jeder  Uebei^«|t  aus  einem  Zustande  in  den  anderen 
gewisse  Opfer  erheischt,  so  muss  auch  den  eben  angedeu- 
teten Lichtseiten  des  landwirthschaftlichen  Aufschwunges  die 
Schattenseite  gegenüber  gestellt  werden,  die  sich  nament- 
lich dort,  wo  die  Intelligenz  weniger  die  Schwierigkeiten 
des  Ueberganges  überwinden  hilft,  hoffientlich  nur  vorüber« 
gehend,  bei  dem  grossen  landwirthschaftlichen  Umwand- 
Jungs- Processe  herausgestellt  haben.  Die  plötzlich  ihrer  bis« 
herigen  Hilfskräfte  entbehrende,  durch  vermehrten  Anbau 
grössere  Hilfsmittel  in  Anspruch  nehmende  Boden -Gultur 
Termisst  grösstentheils  schmerzlich  die  erforderlichen  Geld- 
und  Arbeitskräfte.  Der  Entfall  der  Robot  drängte  die  grossen 
Grundbesitzer,  wo  nicht  die  Verpachtung  eintreten  konnte, 
zu  der  Einrichtung  eines  eigenen  Wirthschaftsbetriebes,  wozu 
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die  erhaltenen  Enfscliädigungsgelder  nicht  immer  hinrei- 
chen, und  der  Bedarf  an  Capital  auch  für  den  kleineren 
Besitzer  nimmt  in  dem  Maasse  zu,  als  das  Geld,  durch  ge- 
winnreichere Anlage  zu  den  Geschäften  des  beweglichen 
Verkehres  gelockt,  sich  der  Landwirthschaft,  insbesondere 
dem  Hypothekar -Kredit,  immer  mehr  entzieht.  In  den  öst- 
lichen Kronländern  aber  ist  es  besonders  der  Mangel  an 
Arbeitskräften,  welcher  dem  Aufschwünge  der  I^ndwirth- 
Schaft  hemmend  entgegensteht.  In  Ungern  ist  ein  wirklicher 
Mangel  an  Bevölkerung  vorhanden,  welcher  die  Preise  der 
(nunmehr  durchauis  mit  Gelde  zu  entlohnenden)  Handarbeit 
unverhältnissmässig  in  die  Höhe  treibt  und  eine  Abhilfe  nur 
von  der  Colonisirung  erwarten  kann.  In  Galizien  und  Kroa- 
tien aber  trägt  zunächst  die  Unlust  des  Landmannes,  wel- 
cher lieber  seine  Zeit  unthätig  zubringt,  als  dass  er  sich 
dem  grösseren  Grundbesitzer,  seinem  ehemaligen  Grynd- 
herrn,  zur  Arbeit  verdingte,  die  Schuld,  wenn  letzterer  in 
die  Unmöglichkeit  versetzt  wird,  seine  ausgedehnten  Be- 
sitzungen zu  bewirthschaften,  und  demnach  ein  grosser 
Theil  des  culturfähigen  Bodens  unbenutzt  liegen  bleibt  Es 
ist  zu  erwarten,  daes  hier  die  fortschreitende  Aufklärung^ 
wenn  nicht  die  dringende  Nolh,  die  Landbevölkerung  sn 
einer  zweckmässigeren  Benützung  ihrer  Arbeitskraft  füh- 
ren  wii-d,  wie  andererseits  die  in  der  Gestaltung  begriffenen 
Hypothekar-  und  Credits- Anstalten  den  geldbedOrftigen 
Besitzer  unterstützen  und  dadurch  die  bisher  noch  viel- 
fach schlummernden  Kräfte  des  fruchtbaren  Bodens  sum 
Gedeihen  der  Einzelnen  und  des  gesammten  Staates  wecken 
werden. 

Wenn  man  die  Ergebnisse  des  landwirthschaftlieben  Be- 
triebes in  Oesterreich  in  wenige  Ziffern  zusammenftisst ,  so 
stellt  sich  heraus,  dass  man  an  100  Millionen  Joche  pro- 
ductiven  Bodens  zählt,  wovon  37  Percent  dem  Acker- 
lande, 32  Percent  dem  Waldlande,  nahezu  16  Percent  dem 
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Weidelande,  14  Percent  dem  Wiesen-  und  Gartenlande  und 
etwas  über  1  Percent  dem  Weinlande  zufallen.  Der  Wertli 
des  nutzbaren  Bodens  beträgt  über  10.000  Millionen  Gulden  ; 
daran  nimmt  das '  Ackerland  mit  ^%^  das  Wiesenland  mit 
22,  das  Waldiand  mit  121/3,  das  Weideland  mit  T/^  und  das. 
Weinland  mit  3%  Percent  Theil.  Der  Hohertrag  des  pro- 
ductiven  Bodens  steigt  auf  1.568  Millionen  Gulden,  wozu 
das  Ackerland  70,  das  Wiesen-  und  Gartenland  18,  das 
Weipland  Sy^i  ^'ös  Waldiand  4^/2  und  das  Weideland  2  Per- 
cent beitragen.  Die  Hausthiere  reprösentiren  einen  Werth 
von  1.106  Millionen  Gulden  und  deren  Ertrag  steigt  auf  475 
Millionen,  ungerechnet  50  Millionen  Gulden  fUr  die  Ausbeute 
der  Jagd  und  Fischerei ;  der  Werth  der  Wirthschaftsgebäude 
und  Werkzeuge  beti-ägt  1.271  Millionen  Gulden.  Das  Ge- 
dämmt-Capital  der  Boden -Cultur  aber  erreicht  12.517  Mil- 
Konen,  und  der  Gesammtertrag  desselben  erhebt  sich  auf 
nahezu  2.000  Millionen  Gulden. 

Der  Betrieb  der  Landwirthschaft  steht  zwar  in  einigen 
Theilen  des  lombardisch  -  venezianischen  Königreiches  sowie 
auf  den  Gütern  vieler  grösseren  Grundbesitzer  in  den  übri- 
gen^ Kronländern  auf  der  Stufe  hoher  Ausbildung;  dessen- 
nngeachtet  ist  dieselbe  noch  nicht  in  die  Masse  der  kleinen 
Grundbesitzer,  der  Bauern,  gedrungen,  wie  sidi  daraus  er- 
gibt, dass  die  Brachfelder  -  Wirthschaft  noch  immer  in  dem 
t\berwiegend  grösseren  Theile  des  Reiches  als  bestehend 
angetroffen  wird.  Die  Nachtheile,  welche  die  genauere  Un- 
tersuchung der  landwirthschaftlichen  Zustände  an  das  Licht 
iordert,  bestehen  im  Wesentlichen  darin,  dass  ein  zu  grosser 
Theil  des  culturfähigen  Bodens  zu  dem  Ackerlande  und  ein 
zu  geringer  zu  dem  Wiesenlande  verwendet  wird.  Wenn 
man  gleich  durch  den  Anbau  von  Futterkräuteiii  auf  dem 
Ackerlande  dem  durch  dieses  ungünstige  Verhältniss  herbei- 
geführten Mangel  an  Futter  zu  begegnen  sucht,  so  reicht 
doch  letzteres  nicht  zur  Erhaltung  und  gehörigen  Ernährung 

V.  Czoernig,  Oi'aterrcich'»  Ncugcstnllimi?.  1^5 
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eines  entsprechenden  Viehstandes  hin,  wodurch  nicht  nnr 
die  Viehzucht  als  Cultur- Zweig  leidet,  sondern  auch  Mangel 
an  DQnger  entsteht,  und  das  nicht  nach  Erforderniss  ge- 
düngte Ackerland  einen  geringeren  Ertrag,  als  sonst  zu 
erwarten  stünde,  abwirft.  Würde  durch  die  Verwandlung 
eines  Theiles  der  Aecker  in  Wiesen  mehr  Futter  erzeugt,  so 
könnte  ein  besserer  und   zahlreicherer  Viehstand  (wozu  es 

im  Reiche  an  trefflichen  einheimischen  Racen.  nicht  fehlt) 

• 

gehalten  und  auf  einem  geringeren  Flächenausmaasse  eine 
reichere  Ernte  an  Boden -Producten  gewonnen  werden.     IHe 
durchgreifende  Umwandlung  der  landwirthschafUichen  Ver- 
hältnisse in   Folge   der   Entfesselung   des  Bodens,    welche 
gegenwärtig  noch  im  ersten  Stadium  der  Entfaltung  stebt^ 
und   die  allgemeine   in  Oesterreich    wahrnehmbare  Cullur- 
Entwicklung  wird  diese  schon  jetzt  durchdringende  Verbes- 
serung in  immer. weiteren  und  weiteren  Kreisen  yerbreiien, 
und  dazu  beitragen,  dass  allmählich  dem  fruchtbaren  Boden 
ein  ebenso  reicher  Ertrag,  wie  in  den  vorgeschrittenen  Län- 
dern des  Westens  von  Europa,  abgerungen  werden  wird, 
wovon    dann    Oesterreich ,    als    der   vorzugsweise   agrioole 
Staat  unsei-es  Welttheiles,  die   möglich  erreichbarste  Höhe 
seines  künftigen  Wohlstandes  erwarten  darf.     Wie  namhaft 
aber  auch  schon  während  der  letzten  Jahrzehende  der  Fort- 
schritt in  der  Ertragserhöhung  der  Landwirthschaft  in  Oester- 
reich gewesen  ist,  mag  aus  dem  Umstände  entnommen  wer- 
den, dass  seit  30  Jahren  sich  die  Bevölkerung  des^  Kaiser- 
Staates  von  33  auf  40  Millionen  Einwohner  vermehrt  hat, 
dass  sich  ferner  diese  Bevölkerung  g^enwärtig  entschieden 
besser  nährt  als  im  B^nne  jener  Periode,  während  der 
verhältnissmässig  nicht  erhebliche  Austausch  der  Nahrungs- 
früchte und  des  Viehes  mit  dem  Auslande  ziemlich  in  den 
gleichen  Verhältnissen  geblieben  ist,  die  Ausfuhr  der  Seide 
und  Wolle  aber  in  diesem  Zeiträume  sich  sehr  bedeutend 
erhöht    hat.      Welch    einen    gar    nicht    zu    berechnenden 
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Anstoss  der  beginnende  Aufschwung  der  Landwirthschaft 
dem  Verkehre  zu  ertheilen  geeignet  ist,  mag  man  daraus 
entnehmen,  dass  eine  Vermehrung  des  gegenwärtigen  6e- 
sammtertrages  der  Landwirthschaft  in  Oesterreich  um  zwei 
Per  Cent  den  ganzen  Betrag  der  in  einzelnen  Artikeln 
stattfindenden  Hehreinfuhr  aus  dem  Auslande  zu  decken 
vermag,  während  eine  Vermehrung  dieses  Oesammtertra- 
ges  um  drei  Percent  (nach  Abschlag  der  Seide  und 
Schafwolle  aber  nur  um  ein  Percent)  hinreichen  würde, 
den  Betrag  der  Mehrausfuhr,  welcher  in  den  übrigen  Ar- 
tikeln des  ZoU-Tarifes  nach  dem  Auslande  stattfindet,  zu 
verdoppeln! 

Die  vorzüglichsten  Zweige  der  Landwirthschaft,  denen  die 
grösseren  Grundbesitzer  in  Oesterreich  vor  dem  Jahre  1848  eine 
besondere  Aufmerksamkeit  zuwendeten,  waren  Merinos-Schafzucht, 
Zucker-Fabrication  aus  Runkelrüben  und  Branntwein-Brennerei. 

Die  Zucht  der  im  Jahre  1763  durch  die  Kaiserin  Maria  Theresia 
eingeführten  Merinos-Schafe  erhielt  durch  die  erfolgreiche  Thff- 
tigkeit  mehrerer  meist  dem  höheren  Adel  angehöriger  Grundbe- 
sitzer einen  solclien  Aufschwung  und  eine  solche  Ausdehnung, 
namentlich  in  Mähren  und  Schlesien,  in  Böhmen  und  zum  Theile 
in  Ungern ,  dass  sie  der  österreichischen  LandwirthschaH;  zur  grössten 
Zierde  gereicht  Diese  Pfl^e  der  Merinos-Schafzucht  wurde  zur 
nichst  durch  die  damaligen  hohen  Preise  der  Wolle  und  die  nied- 
rigen Pteise  der  Bodenerzeugnisse  herbeigeführt.  Doch  hat  sich 
dieselbe  bei  der  fortschreitenden  Entwicklung  der  Volkswirthsehaft 
und  der  Civilisation,  insbesondere  aber  bei  der  Vervollkommnung  und 
Vermehrung  der  Communieations-Mittel ,  f)lr  alle  Zukunft  einen  her- 
vorragenden Platz  unter  den  landwirthschaftlichen  Beschäftigungen 
errungen,  und  schon  jetzt  trachten  denkende  Landwirthe,  mehr 
und  mehr  die  gemeinen  Schafe  durch  edle  zu  ersetzen  und 
den  Schafstand  zu  vermehren)  da  die  Schafzucht  bei  der  grossen 
Zerstückelung  des  Bodens  in  Europa  nur  noch  in  jenen  Ländern 
mit  günstigem  Erfolge  betrieben  werden  kann,  wo  sich,  wie  in 
Ungern,  Galizien,  Böhmen,  Mäliren  etc.^  grosse  Wirthschafts- 
Complexe  vorfinden.  Oesterreich  besitzt  mindestens  30  Millionen 
Schafe^  mit    einer    WoU-Prodoction    von    fiOO.OOO   Gentnem    im 
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VVertlie  von  54  Millionen  Gulden ;  unter  allen  landwirtlisehaft- 
liehen  Erzeugnissen  ruft  die  Schafwolle  (nebst  der  8^e)  den  gnwd- 
artigsten  Verkehr  mit  dem  Auslande  hervor,  da  im  Jahre  1856 
hiervon  sc^ar  233.792  Centner  im  Werthe  von  25*/,  Million  Gulden 
ausgeftihrt  worden  sind. 

Die  seit  1809  entstandene  Rübenzucker-Erzeugung  fand 
erst  seit  1830  Eingang  in  die  Monarchie,  und  zwar  zuerst  in  Böhmen 
durch  den  grundbesitzeuden  höheren  Adel.    Bis  zum  Jahre  1840 
waren  bereits    113  Runkelrüben-Zucker-Fabriken  entstanden,  von 
denen  aber  mehrere  kleine  mit  unzweckmässigem  Betriebe  wieder 
eingingen,  während  die  Errichtung  grossartiger  Etablissements  dieser 
'  Art    und   hiermit    auch    die   Menge    der    Rübenzucker -Erzeugung 
namentlich  seit  1848  die  bedeutendsten  Fortsehritte  machte.  Gegen- 
wärtig verarbeiten  in  einem  mittleren  Jahre  108  Zucker-Fkbriken 
T/\  Million  Centner  Rüben  zu  450.000  Centnem  Zucker  und  230.000 
Centnem  Melasse ,  wobei  überdiess  750.000  Centner  Pressrüekstfinde 
gewonnen  werden.  Durch  die  neu  eingeführten  Verbesserungen  (zweck- 
mässige hydraulisclie  Pressen ,  vervollkommnete  Press -Manipulation, 
Erhaltung  einer  entsprechenden  Temperatur  und  grosse  Reinlichkeit^ 
endlich  die  verbesserten  Vacuum-Apparate)  wird  die  SaAgewinnung 
erhöht,  die  Gälifung  aber  so  wie  die  Umwandlung  des  Zuckers  in 
Stärkezucker  verhindert,  in  Folge  dessen   die  Ausbeute  an  Roh- 
zucker bis  zu  7  Percent  des  verwendeten  Rohmaterials  gesteigert 
und  jedenfalls  im  grossen  Durchschnitte  über  6  Percent  gebracht, 
zugleich  aljer  dessen  Absatz  (ein  grosser  Theil  des  Rohzuckers  ge- 
langt als  SaftrMelis  in  d^n  Verkehr)  erleichtert.    Der  mitdere  Er- 
trag der  Rüben-Cultur  beträgt  240  Wiener  Centner  ftlr  das  Joch, 
-und  37.000  Joch  werden  zum  Rübenbaue  verwendet    Die  Rflbe 
kann,   wenn   sie  zur  Verarbeitung  gelangt,  zu  30  kr.   beiechDet 
werden,  womach  die  gesammte  verarbeitete  Menge  den  Werth  von 
Sy^  Millionen  Gulden  erreicht,  ohne  die  1*/^  Millionen  Cöitner  Rü- 
benbiätter  (wovon  5  Centner  einem  Centner  Heu  gleich  kommen) 
AU  rechnen.    Da  der  Werth   des  Zuckers  zu  30  fl.  pr.  C^itner 
13,500.000  fl.,  jener  der  Melasse  zu  3  fl.  pr.  Centner  680.000  fl. 
und  jener  der  Pressrückstände  zu  10  kr.  pr.  Ceniner  125.000  fl. 
ausmacht,  so  beträgt  der  Gesammtwertli  der  Erzeuguirg  14,315.000 
Gulden  oder  das  Vierfache  des  Werthes  der  verarbeiteten  Rüben. 
Die  Rübenblätter  und  Pressrückstände  geben  ein  Aequivalent  von 
6S15.000  Centnem  Heu,  womit  8.900  Rinder  ernährt  werden  können. 
In  Ungern,  Galizien  und  Slavonien,  wo  grosse  Wirthschafts-Complese 
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mit  eiuem  tiefgründigen  sehr  fruchtbaren  Boden  bestehen,  ist 
diese  Fabrication  noch  einer  bedeutenden  Erweiterung  fkhlg.  Das 
namhafte  Sinken  der  Einfuhr  von  Colonial-Rohzueker  und  raffinirtem 
Zuckennehl  aus  dem  Auslande  zeugt  hinlänglich  ftlr  die  stets  wach- 
sende Thätigkeit  der  inländischen  Rübenzucker- Fabriken. 

Die  zunehmende  Branntwein-Eiizeugung  steht  mit  der 
Ausdehnung  des  Kartoffel-Anbaues  in  enger  Verbindung.  Die  seit 
1818  meist  gesegneten  Ernten  der  Brotirüchte  hatten  ein  fortschrei- 
tendes Sinken  der  Getreidepreise  zur  Folge,  im  Jahre  1824  erreich- 
ten dieselben  in  Oesterreicii  einen  so  niedrigen  Stand,  dass  fier 
I^ndmanu  nicht  vermochte,  seine  Productions- Kosten  zu  decken 
imd  die  öffentlichen  Lasten  zu  tragen,  woraus  sich  die  allgemeine 
Verschuldung  der  Bauemwirthschaiten  und  die  Missachtung  des 
landwirthschaftlichen  Betriebes  bei  grösseren  Besitzungen)  deren 
Eigenthümer  ihre  hauptsächlichsten  Einnahmen  in  den  aus  dem 
Fatrimonial- Verbände  fUessenden  sogenannten  trockenen  Geföllen 
erblickten,  erklärte.  Unter  dem  Einflüsse  dieser  Umstände  wei)- 
deten  sich  viele  grössere  Grundbesitzer  der  Einfiihrung  von  tech- 
nischen Gewerben  zu,  um  ihre  Bodenerzeuguisse  l>esser  zu  ver- 
werthen  uud  eine  Bodenrente  zu  erzielen;  es  entstanden  Brannt- 
wein-Brennereien, Bierbrauereien',  Stärke-,  Syrup-,  Zucker-  und 
Essig-Fabriken.  Für  den  Bedarf  der  Branntwein-Brennereien  wurden 
ausgedehnte  Strecken  mit  Kartoffeln  angebaut;  auch  die  Bauern 
begannen,  bei  dem  Hangel  an  Absatz  der  Brotfrüchte,  mit  Auf- 
gebung anderer  CuUuren  den  Kartoffelbau  auszudehnen.  Dem  Auf- 
schwünge der  Branntwein-Erzeugung  kam  jedoch  der  Absatz  nicht 
gleich,  wesshalb  man  sich  veranlasst  sah,  den  Branntweinfusel  um 
einen  sehr  niedrigen  Preis  dem  Landvolke  zu  verabfolgen,  zum 
'Ilieile  gegen  Credit,  Abschlags-Zahlung  und  den  Verkauf  der 
Ernte  auf  dem  Halme.  Dadurch  gewann  der  Branntweinverbrauch 
eine  immer  zunehmende  Ausdehnung,  und  wirkte  namentlich  in 
Galizien  höchst  nachtheilig  auf  den  physischen  uftd  geistigen  Zu^ 
stand  des  Volkes.  Aber  auch  noch  andere  Missstände  gingen 
daraus  hervor,  indem  bei  dem  umfangreichen  Kartoffelbau  der 
Landmann  seinen  Bedarf  nicht  berechnete,  aus  den  nicht  veräus- 
serten Rückständen  die  besseren  Knollen  verbrauchte,  die  schlechteren 

*  Dfe  Zahl  der  Bierbrauereien  beträgt  gegenwärtig  3.696,  welche  jähr- 
lich lO'/j  Million  £inier  Bier  erzeugen!,  während  diese  Prodacdon  vor 
10  Jahren  nur  8  Jlillioneu  Eimer  betrug. 
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übrigUeibenden  sur  Aussaat  verwendete  und,  wo  sie  nicht 
hinreichten,  selbst  die  kleineren  Knollen  theilte,  durch  wddie 
Misshandlung  der  Saatknollen,  nach  der  Ansicht  Vieler,  der  Kar- 
toffel-Krankheit bedeutender  Vorschub  geleistet  wurde,  fiia  Gentner 
(oder  gehäufter  Metzen)  Kaitoffeln  gibt  7  Maass  20gnidigen  Brannt- 
wein und  50  Maass  oder  150  Pfund  ScUempe.  Bd  dem  gegen- 
w&rtigen  Preise  des  Branntweines  verwerthen  sich  die  Kartoffisln 
nicht  hinlänglich,  so  dass  die  Brennereien  ihre  Zuflucht  zum  Ge- 
treide nehmen  und  den  Vortlieil  in  der  Gewinnung  der  Schlempe 
suchen  mussten.  Bei  der  Mästung  der  Rinder  verwerthet  sich  die 
Schlempe  nur  zu  4  kr.  der  Centner,  während  dieselbe  bei  der 
Schweinemastung  (namentlich  der  Mast  sjrmischer  und  ungriacher 
Schweine)  eine  weit  höhere  Verwerthung  findet  und  die  Brennereien 
auch  noch  bei  niedrigeren  Alkohol -Preisen  gesichert  sind.  Die 
Alkohol-Erzeugung  aber  hat  in  Verbindung  mit  der  Mästung  eine 
hohe  volkswirtbschaftliche  Bedeutung,  wenn  der  Bedarf  an  Fleiacfa 
und  rohen  Häuten  im  Staate  nicht  gedeckt  werden  kann.  In  der 
Monarchie  bestehen  159.000  Brennereien,  welche  jährlich  an  5  Mii- 
lioneu  Eimer  (2(^;radigen)  Branntwein  erzeugen  und  hierbei  36  Mil- 
lionen Eimer  oder  43  Millionen  Centner  Schlempe  gewinnen,  weiche 
einen  Werth  von  4,320.000  Centner  Ueu  hat  und  für  die  Ernäh- 
rung von  60.000  Rindern  hinreicht;  diese  produciren  mindestens 
9  Millionen  Centner  Dünger,  welche  zur  DUngung  von  30.000 
Joch  Ackerland  zureichend  erscheinen.  In  der  neuesten  Zeit  haben 
in  der  Fabrication  eingeführte  Verbesserungen^  namentlich  die  Er- 
zeugung von  fuselfreiem  Branntweine-,  sowie  der  in  Folge  der 
Tmubenkrankheit  vermehrte  Absatz  nach  Italien  (wo  das  östei^ 
reidiische  Erzeugniss  bereits  die  preussischen  und  französischen 
Fabricate  verdrängt  hat),  ja  selbst  nach  Frankreich,  dieaem  Produc- 
ttons-Zweige  grossen  Vorschub  geleistet,  woran  jedoch  die  kleineren, 
kostspieliger  arbeitenden,  auf  die  unteren  Volksclassen  verderblich 
einwirkenden  Fabriken  einen  nur  geringen  Antheil  nehmen. 

Die  Rindviehzueht  wurde  zwar  von  einzelnen  grösseren 
Grundbesitzern  gepflegt;  allein  die  niedrigen  Preise  der  thieriachen 
Producte  wirkten  nkhi  aufmunternd  und  die  Einftihrung  von  Racen, 
welche  den  örtlichen  Verhältnissen  nicht  entsprachen,  hemmte 
häufig  den  Erfolg.  Man  betrachtete  die  Rindviehzucht  als  ein  des 
Düngers  halber  nothwendiges  Uebel,  man  kreuzte  bunt  durch 
einander,  ohne  sieh  um  die  Milchei^ebigkeit,  die  Mastungsfl&higkeit 
und  die  Zugkraft  zu  kUmmem,  und  sali  höchstens  darauf,  dass 
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dftsTliier  einen  grossen  Körper  erhalte ,  womach  die  eingetretenen 
Rttcksehritte  in  der  Rindviehzucht,  welche  man  zunächst  den  Ote- 
birgs-  und  Steppenländem  flberliess,  erklärlich  sind.  Mit  der 
Schweinezucht  war  es  nicht  viel  besser  bestellt  Dagegen 
machte  die  Pferdezucht  durch  Vermehrung  und  Auswahl  der 
Besdiälhengste  und  namentlich  durch  den  Bestand  der  ärarischen 
Gestüte  erfreuliehe  Fortschritte,  welche  jedoch  in  den  fUr  die 
Pferdezucht  so  geeigneten  östlichen  Ländern,  in  Ungern  und  Sie- 
benbürgen, durch  die  Kriegswirren  bedeutend  gestört  wurden. 

Bei  dem  Ackerbaue  waren  es  zunächst  nur  die  Handels- 
pflanzen, wie  Hopfen  und  insbesondere  Oelsaat,  auf  deren  Cul- 
tur,  der  gesteigerten  Preise  wegen,  man  sich  in  Ungern,  dem 
Banate  und  Böhmen  mit  Vorliebe  verlegte.  In  Bezug  auf  den 
Weinbau  gab  die  drückende  Lage  der  Winzer  Veranlassung, 
dass  die  minder  günstig  gelegenen  Weingärten  zu  anderen  Cul- 
turen  verwendet  wurden ,  aber  auch  viele  Weingärten  in  die  Hände 
wohlhabender  Besitzer  gelangten,  in  Folge  dessen  grössere  Wein- 
garten-Complexe  gebildet,  bessere  Rebensorten  gewählt -und  na- 
mentlich in  Oesterreich  unter  der  Enns  die  Anftnge  zu  einer 
rationelleren  Kellerwirthschaft  gemacht  wurden. 

Der  genauen  ziffermässigen  Darstellung  der  Ergebnisse  der 
Land-  und  Forstwirthschaft  in  Oesterreich  stellen  sieh  nicht 
nur  jene  allgemeinen  Hindemisse  entgegen,  welche  bisher  die 
Lösung  dieser  Aufgabe  noch  in  jedem  grösseren  Staate  vereitelten, 
sondern  es  sind  hierbei  noch  eigenthümliche,  aus  der  früheren  ver- 
Jassungsmässigen  Verschiedenheit  der  einzelnen  Kronländer,  aus  der 
Zeitfolge )  dem  Umfange  und  der  Beschaffenheit  der  vorgenommenen 
Katastral-Operationen  und  statistischen  Erhebungen  herrührende 
Schwierigkeiten  zu  besiegen.  Nichts  desto  weniger  bieten  die  ge- 
nauen Vermessungen  des  productiven  Bodens  nach  den  einzelnen 
Coltui^Gattungen ,  sowie  der  durch  die  Steuerv^rwaltung  erhobene 
katastralmässige  und  darnach  berechnete  wirkliclie  Reinertrag  der 
geflammten  Cultur-Fläche,  dann  der  ebenfalls  erhobene  Werth  des 
productiven  Bodens,  im  Vereine  mit  der  Kenntniss  der  landwirth- 
schafllichen  Uebung  in  den  einzelneu  Kronländern,  den  sicheren 
Rahmen  dar,  in  welchem  auf  Grundlage  vielfacher  anderweitiger 
Nachweisungen  in  appifoximativer  Darstellung  das  Bild  der  landwirth- 
schaftlichenProduction  mit  Verlässliohkeit  eingezeichnet  werden  kann  *. 

*  Die  Vorlagen,  ans  denen  die  nachfolgenden  Angaben  geschöpft  und 
ermittelt  wurden,    sind   sehr  umfassend.     Sie  beruhen   theils  auf  den 
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Der  gesammte  Fiächenraum  des  Kaiderstaates  umfasst  12^121 
geographische  Quadrat-Meilen^  welche  11.594  österreichisoheD  Qua- 
drat-Meilen (die  Meile  zu  10.000  niederösterreichischen  Joch)  gleich 
kommen.  Von  den  116  Millionen  Joch  entfallen  auf.  den  landwirth- 
schaftlich  benützten  Boden  99  Millionen  Joch,  wälirend  17  Millionen 
Joch  die  uuproductive  Fläche  bilden,  zu  welcher  jedoch  auch  der  von 
Strassen,  Seen,  Flüssen  und  Canälen  bedeckte  Boden  gerechnet  wird. 

Der  productive  Boden,  dessen  Werth  annäliemd  auf 
10.140  Millionen  Gulden  anzuschlagen  ist  ',  vertlieilt  sich  naeli 
Umfang  und  Bewerthung  in  folgender  Weise  unter  die  vier  Haupt- 
Cultur  -  Gattungen. 

Aecker  36,560.000  Joch  zu  150   11.  im  WcrUie  von  5.487  Miü.  Girid. 

Wiesen  u.  Gärten  14,053.000    ^      „   160^  „    .,        „         „    '^.248    „ 
Weingärten  1,215.000    ^„300„^        „         „       364« 

Weide  15,527.000    „      „     50    „    „        «      *n       776     . 

Wald  31,625.000    „      ^     40    «    ^        ^         „     1.265     „ 

Zusammen  99,000.000~Jocli  im  Werthe  von  10.140  Mill.  Gald. 

Das  Joch  (zu  1.600  Wiener  Quadrat -Klaftern)  productiven  Bo- 
dens hat  sonach ,  in  runder  Summe ,  einen  durchschuittlichen  Werlh 
von  100  Gulden. 

Der  Rohertrag  dieses  productiven  Bodens  beläuft  sich  jälirlieh 
im  Durchschnitte  auf  1.568,100.000  Gulden  und  zwar  nach  den 
einzelnen  Hauptcultur- Gattungen  bei  den 

fl.     kr.  Guldeu. 

Aeckern  für  36,580.000  Joch  zu  30    —  im  Ganzen  auf  1.097,400.000 

Wiesen  u.  Gärten  „   14,053.000    „      „  20 »    -    „        „         *„      281,000.000 

Erhebungen  der  GeneraJ-Direction  der  directen  Steuern,  insbesondere  auf 
jenen  des  Katasters  und  den  Ergebnissen  der  Einr^istrimng  des  Ver- 
kaufswerthes  alles  seit  5  Jahren  in  andere  Hände  tibergegangenen  Griind- 
besitzes,  theils  auf  den  Verwaltungs- Ergebnissen  der  indii-ecten  Steuern 
und  Gefälle,  endlich  auf  unmittelbaren  statistischen  Erhebungen,  welche 
säromtllch  mit  den  Resultaten  der  landwirthschaftlicben  Praxis  in  Ueber- 
einstimmung  gebracht  wurden. 

*  Nach  den  Ergebnissen  der  Registrirung  wird  der  Gruudwerth  zu 
10.000  Millionen  Gulden  in  runder  Summe  berechnet. 

'  Der  Wertli  eines  Joches  Wiesenlandes  (einschliesslich  der  mit  Obst- 
bäumen bepflanzten  Wiesen)  kann  zu  150  fl.,  jener  eines  Joches  Garteu- 
landes zu  400  11.  angenommen  werden. 

*  Der  Ertrag  von  einem  Joche  Wlesenlandes  beträgt  (einschliesslich 
des  mit  3  fl.  zu  bewerthenden  Ertrages  an  Obst  und  Weidewerth)  19  ft., 
jener  eines  Joches  Gartenlandes  75  fl. 
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fl.  kr.  Gulden. 

Weingärten           für  1,215.000  Joch  zu  70  —  im  Ganzen  auf  85,000.000 

Weiden                  „   15,527.000    ,      „     2  20   „'      „         „  36,200.000 

Wäldern                 „   31,625.000    „      „     2  10   „        „         „  68,500.000 

Zusammen  99,000.000  Joch  im  Ganzen  auf  1.568,100.000 

Der  durchschnittliche  Rohertrag  eines  Joches  beträgt  daher 
15^4  Gulden,  von  welchem  erfahrungsgem&ss  zwei  Dritttheile  auf 
den  Cultiir- Aufwand  und  auf  die  Staatssieuern ,  die  Landes ->  Be- 
zirks- und  Gemeinde- Auflagen,  dann  die  sonstigen  öffentlichen 
lüsteu ,  ein  Dritttheil  aber  auf  den  Reinertrag  gerechnet  werden 
kann*.  Diese  Annahme  findet  dui-ch  die  Katastral-Erhebungen  ihre 
Bestätigung.  Denn  der  katastralmässige  Reinertrag  des  gesammten 
productiven  Bodens  lieläuft  sich  auf  .800  Millionen  Gulden,  und 
umständliche  in  den  verschiedensten  Gebietstlieilen  angestellte  Er- 
hebungen haben  dargethan,  dass  der  wirkliche  Reinertrag  sich  um 
76  Percent  höher  als  der  katastralmässige  stelle.  Der  wirkliche 
Reinertrag  ist  sonach  mit  526  Millionen  Gulden  abzunehmen,  welche 
Annahme  mit  dem  oben  nachgewiesenen  Rohertrage  von  1.568,100.000 
Gulden  Übereinstimmt,  wenn  von  dem6ell)en  zwei  DrittÜieile  für 
Cidtur- Kosten  und  öffentliche  Lasten  abgezogen  werden. 

Es  ist  nun  darzuthun,  welchen  Antheil  an  dem  Bohertrage 
der  einzelnen  Hauptcultur- Gattungen  die  verschiedenen  landwirth- 
schaftlichen  Erzeugnisse  nehmen,  welche  in  Oesterreich  gewonnen 
werden.  Hierbei  kömmt  zuerst  das  Ackerland  in  Betracht.  Im 
Allgemeinen  muss  bemerkt  werden,  dass  trotz  der  mannigfachen 
Verbesserungen,  welche  einzelne  Landwirthe ,  namentlich  die  grösse- 
reu  Grundbesitzer,  in  der  Bearbeitung  ihres  Bodens  vorgenommen 
haben,  dennoch  die  überwiegende  Mehrzahl  der  Grundstücke  nach 
dem  Systeme  der  Dreifelder -'Wirthschafl  bebaut  wiixi;  und  wenn 
gkkik  in  den  italienischen  Kronländern  durchweg  und  in  den 
Alpetiländem  vorwiegend  das  System  des  Fruchtwechsels  oder  doch 
der  frden  (ununterbrochenen)  Bearbeitung  vorherrscht,  so  finden 
sieh  doch  wieder  in  den  östlichen  Ländern  ausgedehnte  Strecken, 
welche  aus  Mangel  au  Arbeitskraft  jeder  Bearbeitung  entbehren. 
Es  wird   daher  der  Wirklichkeit  sehr  nahe  kommen,  wenn  man 

I  Bei  Wiesen,  Weiden  und  Wäldern  stellt  sich  der  Reinertrag  höher,  bei 
Weingärten  und  bei  Aeckern  niedriger  als  der  Durchschnitt.  Insbesondere 
wird  vom  Kataster  der  Cultur- Aufwand  bei  Weingärten  mit  65,  bei  Aeckern 
mit  &6.  bei  Wiesen  aber  mit  20  bis  25  Percent  des  Rohertrages  berechnet. 
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den  dritten  Theil  des  culturiähigen  AckerlaDdes  als  mit  Winter- 
Irucht,  das  zweite  Dritttheil  als  mit  Sommerfrucht  bebaut  annimmt 
und  das  dritte  Dritttheil  der  Brache  zuweiset,  von  welcher  jedoch 
die  Hälfte  zum  Baue  von  Futterkräutem  verwendet  angenomaien 
werden  kann.  Dass  dieefe  Annälimen  der  Wirklichkeit  entsprechen, 
weiset  die  nachfolgende  Zusammenstellung  *  der  verschiedenen  land- 
wirthschaftlichen  Producte,  welche  jährlich  in  Oesterreich  gewonnen 
werden ,  nach ,  wobei  zur  leichteren  Uebung  der  Controle  nach  der 
landwirthschaftiicheu  Praxis  sowohl  der  Ertrag  für  ein  Joch,  als 
auch  der  Durchschnittspreis  jeder  Maass-  oder  Oewichtseiuheit  bei- 
gesetzt wird.  Es  werdeu  den  gemachten  Erhebungen  zufolge  jfihr^ 
lieh  im  Durchschnitte  (einschliesslich  des  Samens)  in  Oesterreich 
producirt : 

'  Preis  für  die  Gesammi-  Pur  jedes  Pro- 

» i  Ain  1    k  3       ^^  ""^  Menge  der  Producte      Maass-  oder  werth  in  duct  verwen- 
rur  ein  jocn.  j^^  Q,„jg„  9         .  Gewichte-     Millionen  detes  FlidieD- 

einheit.        Gulden.         maaas. 

Jodi. 

15  Metzen  51  HUI.  Metz.  Weizen  .  .  .  3  fl.  20  kr.  170  3,400.000 
13  „  15  ^  ^  Halbfracht  .  2  „  30  „  37 V,  1,150.000 
12      „        65    n       „      Roggen  ...    2  „  10  ^       141         5,416.000 

'  Diese  Angaben  sind  der  Ausdruck  der  gegenwärtigen  Ertngsver- 
bältnisse,  so  weit  dieselben  auf  sichere  Grundlagen  hin  ermittelt  werden 
können.  Was  die  Körnerfrüchte  anlangt,  so  worden  für  die  ongrlschen 
Länder  die  neuen  Erhebungen  des  piMvisorisclien  Katasters  benützt,  nnd 
in  den  übrigen  Kronländern  zwar  ebenfalls  die  immerhin  bisher  noch 
allein  auf  genauen  Ermittlungen  beruhenden  Angaben  des  in  früheren 
Jahren  zu  Stande  gekommenen  Katasters  zum  Grunde  gelegt,  jedoch  mit 
]}inzu0chlagung  einer  Quote ,  welche  der  seit  jener  Zeit  in  der  Bevölkerung 
fier  einzelnen  Kronländer  vor  sich  gegangenen  Vermebi*ung  entspricht) 
vveil  sich  der  Anban  der  Nahrungsfrüchte  jedenfalls  um  diese  Quote  vermehrt 
)iat  Für  die  übrigen  Nalirungs-  sowie  für  die  Handelspflanzen  dienten  neuere 
Erhebungen,  dered  annäherungsweise  Genauigkeit  vertreten  werden  kann. 

'  Bei  dem  durchschnittlichen  Ertrage  eines  Joches  wurde  bezfiglich 
der  Getreidegattuugen  das  Samengetreide  einbezogen,  da  hier  der.  Roher- 
trag nachgewiesen  wird.  Ebenso  wurde  der  zum  Anbaue  erforderliche 
Same  bei  den  Hülsenfrüchten,  den  Kartoffeln,  dem  Lein-,  Hanf-  und 
Hepssamen  einbezogen.  Der  Ertrag  für  das  Joch  beträgt  beim  Lein  3  Ctr. 
gebrochenen  und  geschwunf^enen  Fluchses,  und  beim  Hanf  6  Ctr.  eben 
solcher  Beschaffenheit.  Die  frischen  Lein-  und  Hanfstengel  machen  dem 
Gewichte  nach  das  Zehnfache  des  gebrochenen  und  geschwungenen  Pro* 
ductes  aus^  auf  welches  letztere  sich  die  obige  Angabe  des  Ertrages  besieht. 

'  Weizen  bildet  die  Hauptfracht  in  den  ungrischen  Ländern,  nament- 
lich im  Banate,  dann  in  der  Militäi*gränze ,  im  lombardisdi  >  veneaianischen 
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Preis  für  die  Gesammt- Für  jedes  Pro- 
Fii  oin  Jrwh  ^^  ^^^  McDge  der  Producte       Maass^  oder   werth  in  duct  verwen- 

rureuijocn.  im  Ganxen.  Gewichts-     Millionen  detesFJächen- 

einheit.*       Gulden.        maass. 

Joch. 

14  Hetzen  50 Hill.  Metz.  Gerste    .    .     .    Ifl.  40kr.       83         8,571.000 

20      n       100    „       „      Hafer     .     .     .    1,     5„       108V,     5,000000 

15  „         10    „       „      Hirse,    Heide- 

kom,  Fenuig, 
Moorhirse  u.  s.  w.    2  „  -  ^         20  330.000 

8  Ctnr.       1    „   Ctnr.    Reis  ....  10  „  —  „         10  125.000 

Königreiche  nnd  in  Steiermark;  Halbfrucht  (Weizen  und  Roggen  gemengt) 
kömmt  fast  nur  in  Ungern  vor;  Roggen  ist  allenthalben  mit  Ausnahme 
der  italienischen  Länder  das  Haaptnahrungsmittel  der  Bewohner;  Mais 
wird  vorzugsweise  in  den  nngrischen  Ländern  (30  Millionen  Metzen)  and 
im  lombardisch -venezianischen  Königreiche  (9  Millionen  Metzen),  dann 
in  Steiermark  and  der  Bukowina  cultivirt;  Gerste  bildet  in  Böhmen,  Mäh- 
ren, Galizien  und  Ober- Ungern  ein  beliebtes  Nahrungsmittel  und  wird 
(10  Millionen  Metzen)  zur  Erzeugung  des  Bieres  verwendet;  Hafer  gedeiht 
vorzüglich  in  den  Sudeten-  und  Karpathen- Ländern,  dann  auf  dem  sandi- 
gen Boden  der  Woj wodschaft ;  Hirse  und  Heidekorn  ist  den  Alpenlän- 
dern eigenthümlich;  Reis  gedeiht  in  den  italienischen  Provinzen.  An 
Hülsenfrüchten  werden  Erbsen  und  Linsen  hauptsächlich  in  Böhmen,  Mäh- 
ren und  Galizien,  Bohnen  (als  Zwischenfrucht)  in  den  Ländern,  wo  der 
Hais  angebaut  wird,  dann  in  Galizien  cuHivirt.  Kartoffeln  ernähren  einen 
grossen  Theil  der  Bewohner  der  Sudeten'  und  Ksrpatheu«  Länder.  Kraut 
wird  vorzüglich  in  Galizien  und  Mähren ,  Rüben  werden  in  Mä|iren ,  Bö)ii 
men  und  Galizien  stark  angebaut;  Lein  liefern  Bölimen,  Mä^iren,  Galiziep 
und  Nord  -  Ungern,  Hanf  das  südliche  Ungern,  Banat  und  Galizien,  dann  die 
venezianischen  Provinzen.  Tabak  erzeugt  hauptsächlich  Ungern  und  Galizienf 
Klee  und  Fulterkräuter  sind  in  jenen  Ländern  am  reichlichsten  cultivirt,  wq 
die  Landwirthschafl  die  meisten  Fortschritte  gemacht  hat.  Von  den  Hülseur 
fruchten  sind  die  Wicken  in  Abzug  gebracht^  welche  den  Futterkräutern  bei? 
gezählt  wurden.  Die  Production  an  Lein  nnd  Hanf  ist  nahezu  einander  gleich, 
doch  überwiegt  der  Hanf  der  Menge  nach  um  etwas  den  Lein.  Die  oben  nach« 
gewiesene  Menge^  von  Zackerrüben  wird  von  den  Rübenzucker- Fabriken 
versteaert.  Za  den  Handelspflanzen  gehören  Safran  (in  Nieder-Gesterreich), 
Safflor,  Anis,  Kümmel  (beide  letztere  in  Mähren  stark  angebaut),  Waid, 
Wan,  Krapp,  Cichorien,  Weberkarden  (davon  werden  an  50  Millionen  Stück 
besonders  in  Steiermark  angebaut  und  der  fünfte  Theil  hiervon  ausgeführt). 
'  Bei  der  Feststellung  der  Durchschnittspreise  wnrde  Rücksicht  auf 
die  Nebennntznngen  der  verschiedenen  Frachtgattungen,  namentlich  die 
Getreide-  und  Kleestoppel,  die  Stoppelweide,  die  Herbetsaatweide,  das 
Saatschröpfen  im  Frühjahre,  die  Herbstklee  weide,  das  Kartoffelkraut,  die 
Gelfracht -Stoppel weide  u.  s.  w.,  welche  einen  Heawerth  von  mindestens 
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Preis  für  die  Gesammt- 

FTirjedArro- 

„..     ...           Art  und  Menge  der  Producte 

Maass-oder 

wertb  in 

düct  Terweo- 

riircin  Jocb. 

im  Ganzen. 

Gewichts- 

Millionen 

dctes  Fücben- 

einheit. 

Gulden. 

maass.t 
Joch. 

10  Metzen    5  Hill 

1.  Metz.  Hülsenfrüchte 

3  11.  ~  kr. 

15 

330.000 

90      „      120    , 

,      Kartoffeln   .     . 

-n  ^» 

48 

1,333.000 

30      „        46    „ 

„      Mais  .... 

1.  50» 

84V, 

1,533.000 

100  Ctnr.     54    „ 

Ctnr.    Kraut     .     .     . 

-n  30« 

27 

400.000 

240      „          9    ^ 

jt      Zuckerrüben  . 

--  20  „ 

3 

37.000 

200  Metzen  10    „ 

Metz.    Stoppelrüben  . 

-n  15  „ 

2V, 

— 

160      «        20    « 

„      Futterrüben    . 

-n    20„ 

6V, 

125.000 

3  u.  6  Ctr.  2'/,  y, 

Ctnr.    Lein  und  Hanf  20  „  —  „ 

50 

6J0.000 

10  Metzen   V/^  „ 

Metz.  Lein-  n.  Hanf- 

samen   .     .    . 

4n   15   „ 

lOV, 

— 

10      „         Vur, 

,,       Repssamen .    . 

5.  30  „ 

7 

125.000 

10  Ctnr.       V,o  V 

Ctnr.  Tabak     .     .     . 

10„   -  n 

7 

70.000 

iO      „           Vi  „ 

^      Handelspflanzen 

io„  -  „ 

2 

20.000 

23      ^      360    „ 

r,      Stroh      .     .     . 

-„  15  „ 

90 

— 

30      „      200    „ 

n      Mischling,  Klee, 

Futterkräuter  etc. 

-n  50, 

166V, 

6,666.000 

2      n       12V, . 

t,      Heuwertli     an 

Brachweide 

-n    40, 

8 

6,349.000 . 

l.(y97V,  36,580.000 
Die  Preise,  nach  welchen  die  Hauptfruchtgattungen  berechnet 
sind,  stehen  um  25  Percent  niedriger  als  diejenigen,  welche  «eh 
aus  dem  Durchschnitte  der  Marktpreise  zu  Ende  1856  en^ffem. 
Merkwürdig  erscheint  das  stetige  Verhältniss,  welches  die  Preise 
der  einzelnen  Fruchtgattungen,  wenn  man  sie  mit  einander  ver- 
gleicht, in  dem  Kaiserstaate  bewahren,  der  sich  hierdurch  als  ein 
Productions-Land  kennzeichnet.  Wenn  man  nämlich  den  Roggen, 
als  die  Hauptkömei-gattung  für  den  menschlichen  Verbrauch,  zum 
Maassstabe  und  gleich  100  annimmt,  so  ei^eben  sich  a/  nach  dem 
Hauptdurehschnittspreise  sämmtlicher  Provinzen  der  Monarchie  itir 
das  Jahr  1846,  b)  nach  dem  Hauptdurchschnittspreise  sämmtlicher 
Kronländer  (mit  Ausuaiime  Dalmatien^s,  der  Militäi^ränze  und  de« 

60  Millionen  Cenlnern  repräsentiren,  dann  den  Kleesamen  genommen,  wovon 
allein  100.000  Ctr.  im  Werthe  von  2'/,  Million  Gulden  ausgeführt  weisen. 
'  Bei  dem  Ueidekorn  und  dem  Kraute,  sowie  bei  den  Hälsen  fruchten 
wurde  ein  geringeres  Flächenmaass  angesetzt,  weil  ersteres  häa6g  als 
zweite  Fracht  angebaut  wird  und  die  Bohnen  meist,  das  Kraut  aber 
häufig  als  Zwischenfrucht  auf  den  Maisfeldern,  ja  selbst  in  den  Weüi- 
fjäirten  gepflanzt  werden. 
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lombardiseh- venezianischen  Königreichs)  zu  £nde  December  1856, 
und  e)  nach  den  obiger  Nachweisung  zum  Grunde  gelegten  Preisen 
nachstehende  Verhältnisszahlen  und  zwar  für 


Koggen 

Weizen 

Gerste 

Mais 

Hafer 

a)  1&46 

100 

154 

77 

80 

51 

*;  1856 

100 

154 

77 

91 

55 

c)  oben 

100 

154 

77 

85 

60 

Die  etwas  bedeutendere  Abweichung  beim  Mais  und  Hafer  Hir 
b)  erklärt  sich  dadurch,  dass  hierbei  einige  der  Hauptpioductions- 
Lander  für  Mais,  wo  et  Mohlfeiler  ist,  nicht  berücksichtigt  worden 
sind,  sowie  bei  dem  Hafer  in  der  Rückwirkung  der  jüngsten  Ver- 
gangenheit, wo  durch  Anhäufung  grosser  Cavallerie- Massen  in 
einzelnen  Ländern  di^  Pi-eise  des  Hafers  sehr  gestiegen  waren '. 

Nach  dem  Ackerlande  ist  der  Ertrag  des  Wiesen-  und  Gar- 
tenlandes zu  erwähnen;  Letzteres  gibt  zwar  werthvollere  Prodncte, 
steht  aber  nur  in  sehr  untergeordnetem  Verhältnisse  zu  dem  Wiesen- 
lande, da  es  mit  Einschluss  der  Oliven-Gärten  (und  Oliven-Wäl- 
der), jedoch  ohne  die  mit  Obstbäumen  besetzten  Wiesen  und  Hut- 
weiden, kaum  400.000  Joch  beträgt;  es  kann  inzwischen  nicht 
ausgeschieden  werden ,  weil  in  dem  Kataster  der  ungrischen  Länder 
die  Gärten  mit  den  Wiesen  vereint  aufgeftihrt  sind.  In  den  Erz- 
herzogthümern  unter  und  ob  der  Enns,  Salzburg,  Steiermark, 
Kämthen  und  Krain,  dann  im  Küstenlande  zählt  man  74.374  Joch 
Gärten  und  56.753  Joch  mit  Obstbäumen  besetzte  Wiesen. 

Das  Wiesen-  und  Gartenland  liefert  nachstehende  Erzeugnisse 
und  zwar 

IW4-.  ^•-.  *  *      j  M>.        j  Preis  für  die       Gesamnit-    Für  jedes  Pro- 

^..h^"  Art  und  Menge  der  Moass- oder  Ge-     werth  in    duct    verwende- 

Joch.a  Producte  im  Ganzen.  wichlseinheit.        GuWen.    tesFläcbenmaass. 

Joch. 
2Va  Ctr.  Oliven-Od,  100.000  Ctr.    30  11.  —  kr.      3,000.000  41.000 

4        „     Hopfen,  50.000  Ctr.  .     .    60  „  —   „        3,000.000  12.000 

*  In  den  westlicheii  Lündem  £aropa*s,  wo  der  Weizen  das  Haapt- 
nahrungsmittel  ausmacht  und  zum  Theile  von  auswärts  bezogen  wird, 
stehen  die  Preise  des  Weizens  im  Verhältnisse  jener  des  Roggens  höher; 
nach  dem  Darchschnitte  der  zu  Ende  März  1857  bestandeneu  Marktpreise 
zu  Berlin,  Stettin,  München ^  Amsterdam  und  Paris  kostete  der  nieder- 
oeterreichiscbe  Metzen  Weizen  5  fl.  37  kr.  and  Korn  3  fl.  25  kr.  und 
letzterer  Preis  stand  zn  ersterem  im  Verhältnisse  wie  100:  164. 

^  Da  das  Gemüse  nnd  das  Obst  häufig  zusammen  gebaut  werden, 
dann  aber  aach,  wie  erwähnt,  die  Obstbäume  auf  Wiesen  und  (nament- 
lich in  Böhmen,  Mähren  und   Oesterreich)  längs  der  Strassen  gepflanzt 
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•i--      .  ._*      j  M    -    j  Preis  fßr  die       Gesammt-    Pur  jeden  Pro- 

^^r"  otÜ."?^^^^!         .       Maass- oder  Ge-     werth  in    duct  veweode- 

Joch.  Producte  im  Ganzen,  t         wichtaeinheit        GuWen.    tnPlScI^eaniaa». 

Joch. 
Obst,  12,000.000  Hetzen     —  11.  50  kr.     10,OCO.OOO  ^ 

Qemöse,  14^130.000  Ctr.  1  ^  20  „       19,000.000/ 

24  Ctr.    Heu ,  334,000.000  Ctr.    .  —  „  40  „  223,000.000)  14,000.000 

Weide:  i 

4    „      Heuvirerth ,  56,000.000  Ctr.  ->  „  40  „       37,000.000  > 


Zusammen  295,000.000  14,053.000 
Oesterreich  ist  nächst  Frankreich  derjenige  europäische  Staat, 
welcher  die  grösste  Menge  Wein  producirt.  Seine  Weingftrlen 
umfassen  den  Flftchenraum  von  1,215.000  Joch;  ausserdem  wird 
aber  im  lombardisch -venezianischen  Königreiche,  im  Kilstenlande 
und  in  Dalmatien  eine  bedeutende  Menge  an  Wein  von  den  mit 
Reben  bepflanzten  Aeckern  gewonnen.  Die  Gesammtproduction  be- 
fragt 34  Millionen  Eimer,  welche  (zu  zwei  und  einem  halben  Gul- 
den der  Eimer)  einen  Gesammtwerth  von  85  Millionen  Gulden 
ausmachen.  Wird,  wie  eben  geschehen,  die  auf  den  bereblen 
Aeckern  gewonnene  Quantität  in  die  Gesammtproduction  einbezo- 
gen und  dieselbe  auf  den   von  den  Weingärten   eingenommenen 

sind,  80  läsBt  sich  ein  Durchschnittsertrag  schwer  ermitteln;  in  Böhmen 
zählte  mau  zu  Ende  des  Jahres  1855  10,671.174  Obstbäume  (746.104  mehr 
als  im  Jahre  1854),  wovon  7,530.474  Stück  in  Gärten ,  151.087  Stück  auf 
Uutweiden  und  öden  Plätzen  und  118.997  Stück  auf  Wegen  und  Alleoi 
gepflanzt  waren. 

*  Der  Hopfen  wird  hauptsächlich  in  Böhmen  (und  zwar  in  der  Um- 
gegend von  Saaz,  Auscha  und  Falkenau)  cultivirt,  auf  welches  Land 
allein  drei  Vierttheile  der  Hopfen -Productton  entfallen.  An  dem  Gemfiae- 
baue  nehmen  die  Umgebungen  der  grössei*en  Städte  einen  hervorragenden 
Antheit.  Das  Obst  wird  hauptsächlich  in  Böhmen  (von  wo  im  Jahre  1857 
an  300.000  Centner  frisches  und  gedörrtes  Obst  ausgeführt  wurden),  dann 
in  Steiermark,  Ungern  (im  Oedeuburger  Verwaitungsgebiete),  Kieder- 
Oesterreich  und  Tii-ol  cultivirt.  Da  die  Oliven  im  Grossen  nicht  in  den 
Handel  kommen,  sondern  unmittelbar  daraus  das  in  den  Verkehr  ge* 
langende  Oel  gepresst  wird,  so  wurde  das  aus  den  Oliven  -  Pflanzungen 
gewonnene  Oel  in  Rechnung  gebracht.  Wahrend  auf  den  trockenen  Bei^> 
wiesen,  namentlich  der  östlichen  Länder,  kaum  10  bis  20  Centner  Heu 
auf  dem  Joch  gewonnen  werden,  ergeben  die  grossentheils  günstiger  ge- 
legenen und  nicht  selben  bewässerten  Wiesen  der  westlichen  Länder  ein 
Erträgniss  von  30  bis  40,  Ja  selbst  bis  50  Centner  für  das  Joch,  wobei 
sich  nberdiess  das  Heu  der  Alpenläuder  durch  seine  vorztiglicha  Qualität 
auszeichnet. 
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Flfichemniuin  vertheilt,  00  entfallen  28  Eimer  auf  das  Joeh,  ein 
Durehschnittoertrfigniss,  welchea  in  einigen  Ländern  nicht  err^ht, 
in  anderen  überstiegen  wird,  im  Oaneen  aber  einer  mittleren  Ernte 
gleichkömmt  *. 

Da  Oesterreicli  von  den  Alpen,  den  Karpathen  und  den  Su 
deten  durelizogen  wird,  und  demnach  vorzugsweise  ein  Berglaud 
ist,  80  bilden  die  Weiden  ein  hervorragendes  Element  seiner 
bewirthschafteten  Grundfläche.  Sie  übersteigen,  ihrer  Ausdehnung 
nach,  die  Gesammtfläche  der  Wiesen,  und  umfassen  15,527.000 
Joch.  Dag  auf  denselben  gewonnene  Grttniutter  kann  auf  3  bis 
4  Centner  Heuwertli  angeuommen  werden,  welche  einem  Werthe 
von  2  fl.  20  kr,  entsprechen.  Die  Gesammtproduction  der  Wei- 
den ist  demnach  einem  Heuwerthe  von  54,344.000  Centnern  gleich 
zu  halten,  und  kann  mit  36y,o  Millionen  Gulden  bewerthet  werden. 
Dieser  anscheinend  geringe  Betrag  erscheint  jedoch,  beträchtlicher, 
wenn  man  erwägt,  dass  er  (nach  Abrechnung  der  entfallenden 
Steuern  u.  s.  w.)  nahezu  den  Reinertrag  bildet,  da  die  Benützung 
der  Weiden  einen  verhältnissmässig  unbedeutenden  Aufwand  ver- 
ursacht Die  Weiden  der  Alpenländer  sind  die  vorzüglichsten  und 
werth vollsten ,  können  jedoch  grossentheils  nur  durch  eine  be- 
schränkte Zeit  im  Jahre  benützt  werden,  wogten  es  in  den  Kar- 
pathen-Ländem  viel  Weideland  gibt,  welches  jeder  Benützung  fast 
unzugänglich  bleibt  Dieser  Umstand  wirkt  auf  eiue  niedrigere 
Bemessung  des  Gesammtertrages  ein. 

Der  Waldstand  ist  in  Oesterreieh  beträchtlicher  als  in  den 
meisten  .übrigen  Staaten  Europa's,  denn  er  beträgt  ungeachtet  der 

*  In  den  ungrischen  Ländern,  in  welchen  bis  zu  40  Eimer  Wein  auf 
das  Joeh  gewonnen  werden,  kann  das  Durchscknittserträgniss  zu  30  Eimer 
und  das  GesammtertrSgnic«  zu  19  Millionen  angenommen  werden  (in  frtthe* 
ren  Jahren  war  es  bedeutend  höher);  wenn  man  in  den  deutschen  Provin- 
zen den  ziemlich  genau  ermittelten  Durchachni itaertrag  mit  22  Eimern,  den 
Gesammtertrag  mit  7  Millionen  Eimern  in  Ansatz  bringt,  und  für  die  italie- 
nischen Länder  mit  Einschiusa  von  Görz,  Triest,  Istrien  und  Dalmatien  den 
Ertrag  mit  9  Millionen  Eimern  (auf  311.0U0  Joch  Weinland  und  1,500.000  Joch 
berebter  Aecker)  hinzufügt  so  ergibt  sich  eine  Menge  von  34  Millionen  Eimern, 
wovon  im  Gesammtdurcbschnitte  28  Eimer  auf  das  Joch  entfallen.  Der  Preis 
kann  (mit  Veranschlagung  des  Laubfutters)  nicht  über  2  fl.  30  kr.  für  den  Eimer 
angenommen  werden,  obgleich  die  in  den  Verkehr  gelangende  Quantität 
weit  höher  bewerthet  werden  muss,  weil  noch  immer  die  überwiegende 
Menge  des  Erzeugnisses  minderer  Qualität  ist  und  von  den  Producenten 
selbst,  namentlich  in  Ungern  und  in  Italien,  sofort  verbraucht  wird» 
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in  den  letzten  Jahren  eingetretenen  Verringerung  noch  immer  nahe- 
zu eiir  Dritttheil  der  gesammten  productiven  Bodenfläche ,  nämlich^ 
mit  Einsehluse  von  67.000  Joch  Lorbeer-  und  KastanienwüMero^ 
31,625.000  Joch.  Dennoch  macht  sich  bereits  hier  und  da  der 
Holzmangel  fühlbar  und  die  Preise  des  Holzes  ste^n  ungeachtet 
der  in  rascher  Zunahme  befindlichen  Verwendung  minenüiseher 
Brennstoffe.  Die  Ursache  Hegt  einei*seits  in  der  ungleichen  Ver* 
theilung  des  Waldbodens,  wovon  ein  nicht  geringer  Theil  in  den 
▼on  menschlichen  Wohnsitzen  entfernteren  Gegenden  der  Karpa- 
then  und  selbst  der  Alpen  nahezu  keinen  Ertrag  gewahrt  oder 
doch  nicht  zur  Gewinnung  von  Brennholz  benützt  werden  kann, 
andererseits  aber  in  der  geringen  Schonung  der  Wälder,  von  denen 
ein  grosser  Theil,  namentlich  in  den  Alpenländem,.  bereits  sehr  ge- 
lichtet und,  weil  mit  Servituten  belastet  oder  den  Bailem  gehörig;, 
verwahrlost  ist.  Einen  Gegensatz  hierzu  bildet  Böhmen,  in  wel- 
chem Kronlande  die  Wälder  meist  zusammenhängende,  den  grossen 
Grundbesitzern  gehörige  Complexe  bilden,  im  geregelten  Forstbetriebe 
abgeholzt  und  neu  angebaut  werden^  auch  ist  dort,  abgesehen  von 
den  italienischen  Provinzen,  der  Preis  des  Holzes  durehschnittfich 
am  höchsten,  und  gewähren  die  Wälder  den  günstigsten  Ertrag, 
im  Allgemeinen  kann  man  den  Ertrag  des  Waldes  auf  nicht  höher 
als  y«  Klafter  36zö]ligen  Holzes  für  das  Joch  annehmen,  sohin  im 
Ganzen  auf  *24  Millionen  36zöllige  (oder  nahezu  30  Millionen  30zöllige) 
Klaftern,  wovon  etwa  '/.^  als  Bau-  und  Werkholz,  das  Uebrige  als 
Brenn-  und  Kohlholz  verwerthet  wird.  Mit  Einschluss  der  Neben- 
nutzungen an  Weide,  Waldheu,  Eicheln,  Knoppem,  Buclieln,  Ka- 
stanien, Laubfutter  u.  s.  w.  ',  welche  zu  einem  Dritttheile  des 
Werthes  der  Holznutzung  angenommen  zu  werden  pflegen,  lässt 
sich  der  Ertrag  des  Waldes  zu  2  fl.  10  kr.  für  das  Joch,  oder  im 
Ganzen  zu  68 'z,  Million  Gulden  veranschlagen. 

Nachdem  hiermit  die  verschiedenen  Hauptcultur-Gattungen  mit 
ihrem  Ertrage  und  dem  Werthc  desselben  aulgeführt  wurden,  ist 
es  zur  Vervollständigung  der  Gesammtübersicht  der  lacdwirtlischaft- 
lichen  Verhältnisse  noch  eiforderlich ,  die  Menge  und  den  Jahres- 
ertrag der  Nutzthiere,  sowie  das  auf  die  landwirthschafUichen  Ge- 
böude  und  Geräthe  ver>vendete  Capital  anzuführen. 

*  Die  Waldungen  liefern  jährlich  '/^^Blillion  Centner  Pottasche,  %  Million 
Centner  Knoppern,  4  Millionen  Centner  Gerberrinde,  250.000  Centner  Ter- 
pentin and  Uarx. 
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Kpch  den  letzten  (richtig  gestellten)  Zählungen  betrug  der 
Stand  der  Hausthiere  (mit  Einschluss  der  Füllen  und  des 
Jungviehes)  ia  Oesterreich 

Hill.  Guld. 

3,500.000  Pferde  zu  80  fl,  —  kr,  im  Gesammtwerthe  von  28() 

15,000.000  Rinder '  ^40^-,,^  ^  «600 

30,000.000  Schafe*  ^     3^  _.  ^^  ^  ^90 

2,000.000  Ziegen»  ^     3„  ~  „    „  „  ^6 

9,000.000  Schweine »     „12„  —  „„  ^  ^108 

60,000.000  St  Geflügel  ♦„— „10„„  „  „10 

3,000.000  Bienenstöcke  „     4„  —  „    „  ^  ,,      12 

Zusammen  1.106 

■  Hiervon  11  Milifonen  Stück  ausgewachsene.  Rinder  und  4  Mi>liooen 
Stück  Jungvieh,  mit  dessen  Berücksichtigung  auch  ^r  Werth  eines  Rin- 
des, statt  auf  60,  nur  auf  40  ü.  gestellt  wurde. 

'  Die  vorgenommenen  Zählungen  weisen  eine  bedeutend  geringere 
Ziffer  für  die  Schafe  nach;  allein^  wenn  auch  zugegeben  werden  muss. 
dass  mit  der  fortschreitenden  Cultur,  namentlich  in  Ungern,  die  Weiden 
und  mit  denselben  die  darauf  genährten  Schafe  in  der  Abnahme  begriffen 
sind,  so  muss  doch  noch  eine  Zahl  von  30  Millionen  Stück  Schafen  an- 
genommen werden.  Denn  noch  im  Jahre  1856  betrug  die  Menge  der  aus 
Oesterreich  ausgeführten  Wolle  233.702  Centner,  die  Wollen -Industrie  in 
den  deutschen  und  italienischen  Kronländem  verarbeitet  Jährlich  400.<XN) 
(in  Böhmen  und  Mähren  allein  330.000)  Centner  Schafwolle  zu  Qeweben, 
in  den  ungrischen  Ländern  mit  der  Militürgränze  und  Dalmatien  weiden 
zu  grobem  Gewebe  (dem  Haiinatuche),  Matrosenmänteln,  Kotzen  und  Decken, 
dann  zu  den  Schafpelzen  (der  gewöhnlichen  Bekleidung  des  Landmannes  in 
einem  grossen  Theile  von  Ungern)  an  160.000  Centner  Schafwolle  ver- 
braucht Hierdurch  steigert  sich,  mit  Einschluss  der  Ausfuhr,  der  Ver- 
brauch, auf  794.000  Centner;  da  nun  im  Jahre  1856  184.000  Centner 
Schafwolle  (meist  aus  Russland  und  den  türkischen  Ländern)  eingeführt 
"wurden,  so  müssen  610.000  Centner  durch  die  innere  Produotion  beige- 
stellt worden  sein.  Man  nimmt  die  jährliche  WoU-Produetion  eines 
Schafes  durchschnittlich  zu  zwei  Pfund  an  (Schafe  mil  hechfeiner  Wolle 
geben  IVi^  mit  feiner  IV4  Pf.,  wogegen  dieZurkän-  oder  Zaekelschafe  in 
Ungern  und  Siebenbürgen  an  3  Pf.  jährlich  liefern),  wodurch  sich  die  Zahl  der 
Schafe  mit  Einschluss  der  Lämmer  auf  mindestens  30  Millionen  Stück  stellt. 

'  Die  Zahl  der  Ziegen  ist  in  der  Abnahme  begriffen,  wogegen  die 
Schweinezucht  in  sichtlicher  Zunahme  sich  befindet. 

*  Die  Zdil  des  -Geflügels  beruht  auf  dner  blossen  Schätzung,  sie 
darf  aber  nicht  umgangen  werden ,  da  durch  das  Gteflügel  eine  im  Ganzen 
immer  sehr  erhebliche  Menge  an  Futter  verzehrt  wird^  man  zählte  in 
Böhmen  allein  4  Millionen  Stück  Gänse. 

V.  Czoernig,  Oesterreibh's  Neugestaltung.  36 
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Weon  man  mit  dieser  Anzahl  der  NufzUiiere  die  Menge  des 
denselben  zu  Gebote  stehenden  Futters  mit  Einschluss  der  für  die 
Fütterung  verwendeten  Kömerfrachte  vergleicht,  so  ergibt  steh, 
dass  die  Nahrung  des  Nutzviehes  keine  reichliche  ist,  selbst  wenn 
man  die  Abilille  mancherlei  Art,  welche  zur  Fütterung  der  Schweine 
und  des  Oeflttgels  verwendet  werden,  in  Anschlag  bringt  *. 

Der  jährliche  Ertrag  dieser  Nutzthiere  belauft  sich  auf  unge- 
fthr  475  Millionen  Gulden,  an  welchen  die  einzelnen  Erzeugnisse 
in  nachstehender  Weise  Theil  nehmen. 
Milch,  90  Millionen  Eimer  (von  6  Millionen  Kühen 

2u  600  Maass),  zu  1  fl.  20  kr 120  Mill.  Guld. 

ScMachtk&lber,  3%  Mill.  Stück,  zu  8  fl.  .  .  .  28  ,,  ^ 
Zi^enkitze,  2  Mill.  StOek,  zu  1  fl.  .    .    .  *.    .      2     ^       „ 

Lämmer,  5  MflI.  StOok,  zu  1  fl 5     „        ^ 

Feitel,  12  Mill.  Stück,  zu  90  kr 6     „        ,. 

Schaf-  und  Ziegenfleisch,  3  Mill.  Centner,  zu  8  fl.    24     „       ,, 

Rindfleisch,  7  Mül.  Centner,  zu  15  fl ^05     „        „ 

Schweinefleisch  und  Speck,  3  Mill.  Centner,  zu  10  fl.  30  „  „ 
Pferde-  und  Rindshäute,  2  Mill.  Stück,  zu  8  fl.  16  „  ,, 
Kalfoshäute,  3%  Mill.  Stück,  zu  1  fl.  36  kr.  .  .  5%  „  ^ 
Schaff  und  Ziegenhäute,  8  Mill.  Stück ,  zu  30  kr.  4  ^  „ 
Sdden-Oooons,  48  Mill.  Pfund,  zu  54  kr.  .  .  43  ^  , 
Schafwolle,  600.000  Oentner,  zu  90  fl.      ...    54     „        „ 

Honig,  540.000  Centner,  zu  16  fl 8'/,  ^       „ 

Wachs,  54.000  Centner,  zu  75  fl 4     „        „ 

Hühnereier,  2.400  Mill.  Stück,  zu  %  kr.  ...  10  „  „ 
Geflügel,  60  Mill.  Stück,  zu  10  kr 10     „        ^ 

Zusammen  475  Mill.  Guld. 

*  Man  kann  nach  Hofmann  den  gesammten  zum  ViehAitter  verwende- 
ten Heowerih  auf  1.000  Millionen  Centner  annehmen,  nämlich: 

an  Klee  und  Futterkräutem 200  Hill.  Ctr. 

an  Kebennutzung /das  Aclcerlandes  mit  EinschluBS  der 

Braehweide *^^     m       n 


an  dem  Ertrage  dee  Wieaea-  and  Gartenlandes    .    .    .  390 

a|i  4«™  Ertrage  der  Hutweiden      . ^     i» 

jm  dem  Ertrage  der  Wälder,  bezüglich  des  Waldheaea, 

der  Waldweide,  Eicheln,  Futterlaub  u.  a.  w.  52     »       , 
an  dem  Ertrage  der  Wein-  und  Qemüsegärten,  bezüg- 
lich des  Lanbea,  GrünAitters  u.  a.  w.      .    .  4     ^       i» 
an  den  Abfällen  der  Hauswirthachaft 40     «       „ 
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Hierzu  der  Ertrag  des  Wildes,  welcher  anofthernd 
auf  50  Hill.  Stuck  Haseu,  50  Hill.  Stück  Htth- 
ner,  5  Mül.  Stttck  Wasser-  Federwild,  6OJO0O 
Stück  Rehe,  3.000  Hirsche,  10.000  Wild- 
schweine  betrügt  (wenn  auf  je  10  Joch  eio 
Hase  und  ein  Huhn,  auf  je  1.000  Joch  ein 
Beh,  auf  je  10.000  Joch  ein  Hirsch  und  auf 
je  46.000  Joch  ein  Wildschwein  als  Stamm- 
vieh  gerechnet  wird),  im  Fleischgewichte  von 
1,500.000  Centnero 25  Mill.  Quid. 

Der  Betrag  der  See-  und  Fluss- Fischerei,  su 
dem  gleichen  Betrage  angenommen  wie  das 
Wiki,  mit  1,500.000  Centnem       25     „        . 


Oesamralertrag  526  Hill.  GuM. 

Wenn  yon  dem  Ertrage  der  Nutzthiere  mit  475  Millionen  Oul- 
doi  jener  der  Seiden «Cocons  abgerechnet  wird,  so  erübrigen  43X 
Millionen  Gulden,  weldier  Betrag  zu  dem  Werthe  der  den  Nutz* 
thieren  zugewendeten  Fütterung  von  1.000  MMlionen  Centnem  in 
einem  nicht  sehr  günstigen  Verhältnisse  steht,  wodurch  die  allge- 
mein anerkannte  Thatsacbe  an  das  Licht  tritt,  dass  der  Hauptertrag 
der  Viehzucht  in  dem  Air  fast  alle  Arten  landwirthschaft- 
lieber  Erzeugnisse  unentbehrlichen  Dünger  gesucht  weiden  müsse. 
Oekonomen  berechnen  den  erzeugten  Stalldünger  auf  2.100  Millio- 
nen Centner  und,  mit  Einschluss  der  Weidedüngung,  der  Luft 
düngung,  des  künstlichen  Düngers,  aUe  anderen  Düngstofe  auf 
2,800.000  Centner,  während  zur  Gewinnung  der  oben  nachgewie- 
senen Menge  von  Boden -Producten  (ausser  der  Wald-Produclion) 
mindestens  eine  Düngermenge  von  2.800  bis  3.000  Millionen  Centner 
erforderlich  ist,  womach  der  Abgang  durch  die  Einflüsse  der  Atmo- 
sphärilien, des  Regens  u.  s.  w.  gedeckt  wird. 

Das  auf  die  Wirthschaftsgebäude  für  das  zu  besteHenda 

an  Stroh .  60  Mlll.  Ctr. 

'  an    den   Abfällen    der   Bierbrauerei   and  Branntweln- 

Bremierei 4„  „ 

an  veriütterten  Rüben  und  Kartoffeln 8     „  „ 

an  Hafer  und  Gerste 92     ^  „ 

an  dem  zum  menschlichen  Genüsse  nicht  tauglichen  Ge- 
treide, Kleien  u.  s.  w.  .    .   ~ 23     „  , 

Zusammen  1.000  Mill.  Ctr. 
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Acker-  und  Weinland  verwendete  Capital  beträgt  h&  ersterem  ein 
Ffinfttheil  und  bei  letzterem  ein  Vierttheil  des  Grund -Capitals;  wird 
auch  nur  ein  Sechsittheil  angenommen,  so  ergibt  sich  eine  Summe 
von  975  Millionen  Gulden.  Endlich  sind  noch  die  zum  Betriebe  er- 
forderlichen Geräthe  und  Maschinen,  welche  beim  Ackerlande 
den  zwanzigsten  Theil  des  Grund -Capitals  betragen,  dann  die  In- 
standhaltung der  Werkzeuge  bei  den  Weingärten  (zu  3  fl.  für  das 
Joch  berechnet)  mit  296  Millionen  Gulden  in  Anschlag  zu  bringen. 

Fasst  man  den  Werth  des  productiven  Bodens  mit  jenem  der 
Nutzthiere,  der  Wirthschaftsgebäude  und  Geräthe  zusammen,  ao 
erhält  man  als  den  Ausdruck  des  gesammten  auf  die  Boden-CuHur 
verwendeten  oder  durch  dieselbe  repräsentirten  Capitals  den  Be- 
trag von  12.517  Millionen  Gulden,  während  der  Gesammtertrag  des 
Grundes  und  Bodens  und  der  Nutzthiere  '  mit  Einschluss  desjenigen 
der  Jagd  und  Fischerei  sich  auf  2.093  Millionen  Gulden  stellt.  Wenn 
nftan  zu  dem  Grund -Capitale  nodi  den  Betriebsfond,  welcher 
inwiscfaen  in  der  neuesten  Zeit  einen  immer  höher  steigenden  Be- 
trag in  Anspruch  nimmt,  rechnet,  und  von  dem  Rohertrage  den 
Belauf  der  Steuern  und  sonstigen  öffentlichen  Lasten  abzieht,  so 
odgt  sich,  dass  die  Lamlwirthscliaft  in  Oesterreich  zur  Zeit  einer- 
seits nooh  kein  \erhältnissmä8sig  grosses  Capital  beschäftigt,  an- 
dererseits aber  auch  nur  ein^  massige  Rente  abwirft,  oder,  mit 
aadetren  Worten,  dass  sie  im  Ganzen  genommen  noch  keine  hohe 
Stufe  der  Ausbildung  erlangt  hat. 

Ifierbei  ist  jedoch  zu  erwägen,  dass  die  Bedingungen,  von 
welchen  der  zu  erwartende  Aufschwung  der  Landwirthschaft  ab- 
hänigig  bleibt,  erst  in  den  letzten  Jahren  sich  verwirklicht  haben, 
und  dass  es  einer  gewissen  Zeit  bedarf,  ehe  die  von  jedem  Ueber- 
gange  unzertrennlichen  iiachtheiligen  Rückwirkungen  sich  ausgli- 
chen und  die  von  den  Verhältnissen  dargebotenen  Yortheile  durch 
die  Masse  der  dem  Herkommen  nur  allzusehr  anhängUchen  Land- 
Bevölkerung  gehörig  ausgebeutet  werden.  Inzwischen  zeigt  sk^ 
bereits  aus  der  Vergleichung  des  jeder  Hauptcultur-Grattung  g^en- 
wärtig  gewidmeten  Flächenmaasses  mit  der  gleichen  Vertheilung, 

'  Diese  Zasammenziehnng  ist  jedoch  statistisch  unzulässig,  da  hier- 
bei jener  Theil  der  Boden -Producte,  welcher  von  den  zur  unmittelbaren 
Consam tion  gelangenden  Hausthieren  verbraucht  wird,  doppelt  in  Ansatz 
kömmt,  weil  sein  Werth  sowohl  in  dem  Ertrage  der  Nutzthiere  als  in 
jenem  des  Bodens  enthalten  ist. 
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wie  aie  vor  eiiiem  Jahrzehende  stattfiind,  daas  zwar  die  Wälder 
dort,  wo  sie  bereits  sehr  gelichtet  waren,  ao  FlächemnaaiBe  abge- 
nommen haben  und  ein  Theil  des  letzteren  den  Hutweiden  zuge- 
schlagen wurde,  dass  aber  auch  mehrere  Weiden  in  Aecker  oder 
Wiesen  umgewandelt  wurden,  wodurch  das  Verhältniss  des  Gras- 
landes zu  dem  Ackerlande  ein  gQnstigeres  geworden  ist,  während 
^ch  bei  den  Weingärten  eine  im  Ganzen  nicht  erhebliche  Vermin- 
derung durch  Umgestaltui^  der  am  ungünstigsten  gelegenen  Wein- 
gärten in  Aecker  bemerkbar  gemacht  hat  *.  Erst  den  nächsten 
Jahrzehenden  bleibt  es  vorbehalten,  die  Wirkungen  der  grossen 
Umwandlung,  welche  durch  die  veränderte  Gesetzgebung  hervor- 
gerufen wurde  und  (zwar  langsam,  aber  sicher)  nach  allen  Rich- 
tungen hin  sich  geltend  macht,  mehr  und  mehr  ersichtlich  werden 
zu  lassen. 

Die  gesammte  landwirthschaiUiche  Production  wird  in  ihrem 
überwiegenden  Antheile  von  der  inländischen  Consumtion  in  An- 
spruch genommen,  ebenso  wie  der  Bezug  landwirthschaftiicber 
IVoducte  aus  dem  Auslande  in  Yergleichuug  zur  inländischen  Pro- 
duction nur  von  untergeordnetem  Beiauge  ist.  Denn  während  die 
Gesammtziffer  des  Ertrages  der  inländischen  landwirthschaftUchen 
Erzeugung  fast  2.000  Millionen  beträgt,  belief  sich  im  Jahre 
1857  die  gesammte  Einfuhr  an  landwirthschafUichen  Producten  auf 
75,247.035  Gulden,  und  die  gesammte  Ausfuhr  eben  solcher  Erzeug- 
nisse auf  104,698.429  Gulden ,  womach  die  gesammte  Ausfuhr  sk^h 
nur  um  28,451.394  Gulden  höher  stellte.  Verfolgt  man  den  auswär- 
tigen Verkehr  in  den  bezeichneten  Gegenständen  weiter,  so  ei^bt 
sich,  dass  bei  jenen  Gegenständen,  bezüglich  welcher  die  Einfuhr 
grösser  ist  als  die  Ausfuhr ,  der  Mehrwerth  dieser  Einfuhr  31,981.843 
Gulden,  und  ebenso  bei  jenen,  wo  die  Ausfuhr  überwiegend  ist, 
der  Mehrwerth  dieser  Ausfuhr  61,433.237  Gulden  betrug.  Die 
Mehreinfuhr  betraf  namentlich  vegetabilische  Hilfsstoffe  fllr  die  In- 
dustrie,  dann  Vieh  und  thierische  Hilfsstoffe  der  genannten  Art, 

*  Eine  ziffermässige  VergleichiiDg  des  producUven  Flächenmaaases  Hack 
den  Haaptcaltur- Gattungen  zwischen  Jetzt  und  einer  früheren  Periode 
würde  zu  unrichtigen  Schlüssen  führen,  da  nicht  allein  die  in  der  Be- 
wirthschaftang  eingetretenen  Veränderungen,  sondern  noch  weit  mehr 
die  an  die  Stelle  der  früheren  Schätzungen  in  den  ungrischen  Ländern 
erfolgte  Vennessang  Aendernngen  in  den  Ziffern  herbeigeführt  haben., 
welche  das  gegenwärtig  nachgewiesene  Flächeumaass  als  richtig,  die 
früheren  Schätzungen  dagegen  als  zum  Theile  ungenau  erscheinen  lassen. 


366 


die  Mehmusftihr  di^egen  eben  solche  thieriache  und  vegetabilische 
Hilfestoflb  und  Nahrongsmitlel;  es  betrug  nflmlich  die 

Mehreinftihr :  Mehrauftfuhr: 

bei  den  Nahrungsmitteln  .    .    .       716.202  fl.  10,681.745  fl. 
^      ^    Thieren  und  thierischen 

Produeten    ....  11,113.594  ,,  40,28a057  y, 

r,     ,,    Handelsgegenständen     .  20,152.047  ,,  10,463.435  „ 

Zusamnien~3i,961.843  fl.     61,433.237  fl. 


Die  bedeutendsten  Unterschiede  zwischen  der  Einfuhr  und  Aus- 
fuhr fanden  bei  folgenden  Erzeugnissen  Statt: 

Bei  den  Nahrungsmitteln: 


Mehreinfuhr: 

Wein    und    Wein- 
trauben    .    .    .     411.953  fl. 

Anis,    Kttmmel, 
Senfsaat   .    .    .     152.216  ,, 

Brot 89.292  „ 

Honig       ....       62.239  y, 


Mebrausfiihr: 

Getreide  und  Hül* 
senfrüchte      .    .  2,31^776  fl. 

Eier,  Milch,  Butter 
und  Fett  .    .    .  2,190.700  ^ 

Hehlproducte    .    .  1,790.051  j^ 

Branntwein    und 
Weingeist     .    .  1,575.645  ^ 

Käse    .  ^.    .    .    .  1,025.214  ^ 

Kochsalz       .    .    .     995.035  ^ 

Gemüse  und  Obst, 
frisch  und  ge- 
trocknet   .    .    .     786.324  ^ 


Bei  den  Tliieren  und  thierischen  Hilfsstoffen  fiir  die  Industrie: 


Mehreinfuhr: 

Schweine  .  .  .  4,390.815  fl. 
Felle  und  Häute  .  3,163.340  „ 
Unschlitt  .  .  .  2,216.016  „ 
Ochsen  und  Stiere  811.680  „ 
Wachs  ....  399.190  „ 
Kuhe  und  Jungvieh     132.488  y, 


Mehrausfuhr: 

Seide,  rohe,  und 

ungesponnene 

Seidenab&Ue    .  29,840.230  fl. 
Schafwolle      .    .  10,067.470  „ 
Pferde  und  Maul- 

thiere      .    .    .       249.979  ^ 
Schafe ,    Ziegen , 

Lämmer .    .    .         9&282  « 


567 


Bei   den   Handebgegenständen   (insbesondere    den    vegetabiHschen 

Hilfsstoffen  fttr  die  Industrie): 


Mehreinful 

ir: 

MehrauRfuhr: 

Oliven -Oel    .    .    . 

9,320.494  fl. 

Wericholz     .    .    .  7,1^360  fl. 

Tabak      .    .    .    . 

6,730.575  , 

Kleemat  ....  2,019.780  „ 

Flachs  und  Hanf  . 

1,804.615  „ 

Oelsaat    ....     752.025  „ 

Fette  Oele   .    .    . 

958.400  „ 

Helfen     ....     290.400  „ 

Cocos-  und  Palmöl 

537.712  „ 

Weinstein     .    .    .     213.210  „ 

Knoppern  und  Gall- 

äpfel    .... 

407.078  „ 

Brennholz     .    .    . 

287.011  , 

Mineralkohlen   .    . 

84.214  . 

Bei  einem  so  ausgedehnten,  die  verschiedensten  Klimate  in 
'sich  lassenden  Reiche  ist  es  natürlich ,  dass,  namentlich  an  den 
GränzeU)  ein  fortwährender  Austausch  landwirthscliaiUicher  Pio- 
ducte  stattfindet ;  über  die  Gränzgebiete  hinaus  aber  ist  dieser  Ver- 
kehr im  Yerhälitnisse  zu  dem  grossen  Werthe  des  einheimischen 
Erzeugnisses  nur  ein  sehr  untergeordneter.  Diess  nachzuweisen 
genügt,  dass  bei  einer  Gesammtproduction  im  Werthe  von  nahe 
an  2.000  Millionen  Gulden  die  gesammte  Ausfuhr  nur  104,696.439 
Oulden  und  nach  Abzug  der  Einfuhr  in  den  gleichartigen  Gegen- 
ständen die  Mehrausfuhr  der  (sogenannten  activen)  Artikel  nur 
61,433.237  Gulden,  somit  etwas  mehr  als  drei  Percent  des  Ge- 
sammtertrages  beträgt.  Wenn  man  femer  hiervon  die  zwei  Haupt- 
artikel, Seide  und  Schafwolle,  bei  welchen  allein  die  Mehrausfuhr 
räch  auf  40  Millionen  Gulden  beläuft,  ausnimmt,  so  erübrigt  nor 
noch  ein  Percent  der  Gesammterzeugung  für  die  Mehrausftihr. 
Aber  auch  die  Einfuhr  steht  in  einem  untergeordneten  Verhältnisse 
zum  Gesammterzeugnisse,  denn  sie  beträgt  in  den  Gegenständen  der 
landwirthschaftlichen  Erzeugung  überhaupt  nur  75,247.035  Gulden, 
wovon,  nach  Abschlag  der  Ausfuhr  in  den  bezüglichen  Artikeln 
noch  eine  Mehreinfuhr  von  31,981.843  Gulden  erübrigt.  Diese 
Zitkr  stellt  daher  1-6  Percent  der  Gesammterzeugung  dar,  und 
rechnet  man  hierbei  die  Producte  der  südlichen  Zonen,  Oliven-^ 
dann  Cocos-  und  Palm -Oel,  welche  im  Inlande  gar  nicht  oder 
doch  nicht  in  der  ftlr  die  Industrie  erforderlichen  Menge  erzeugt 
werden  können,  mit  10  Millionen  Gulden  ab,  so  erübrigen  bei 
22  Bfillionen  für  Gegenstände,  welche,  wie  Vieh,  Felle  und  HlTute, 
Tabak  und  fette  Ode,  dann  Oelsaat,  Flachs  und  Hanf,  im  Inlande 
in  weit  grösserer  Menge  als  bisher,  producirt  zu  werden  vermögen. 
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Die  vorstehende  AuaeinanderBeteuDg  führt  bu  (}erEiiMkiil  in  die  aoaaer- 
ordentliche  Wichtigkeit  der  Landwirthachaft  in  Oesterreidi  auch  f&r 
den  Verkehr )  denn  es  genügt^  dass  die  inländische  Landwirthachaft 
ihre  Ersengniase  um  nicht  einmal  volle  zwei  Percent  vermehre,  um 
die  Einfuhr  aus  dem  Auslande  in  diesen  Erzeugnissen  dem  Werthe  nB4ä\ 
auszugleichen,  und  um  drei  Percent,  um  die  Ausfuhr  zu  verdoppeln, 
wenn  diese  Mehrerzeugung  in  den  auswärtigen  Verkehr  gebracht  wird. 

§.  19. 

17.      Landwirthschaft,    Forst-,    Berg-     und    Hüttenwesen 

(Forstwirthschaft). 

Es  mag  als  ein  Zeichen  des  Umschwunges,  welcher  für 
Oesterreich  in  der  Pflege  der  Volkswirtbschaft  eingetreten 
iait,  gelten,  dass  man  nunmehr  der  früher  vernachlftsBigten 
Forstwirthschaft  jene  thatkräftige  Aufmerksamkeit  zuwendet, 
welche  ihrer  Wichtigkeit  ftkr  die  allgemeine  Landes -Cultur 
entspricht.  Obwohl  Oesterreich  einer  der  an  Waldboden 
reichsten  Staaten  ist,  so  Iftsst  doch  im  Allgemeinen  der  Zu- 
stand der  Wald-Cultur  viel  zu  wünschen  übrig,  indem  nicht 
nur  der  Waldboden  sich  in  steigendem  Maasse  vermin- 
dert, sondern  auch  die  Beschaffenheit  der  Wälder  durch 
unzweckmässige  Bewirthschaftung  und  unterlassene  Nach- 
pflanzung in  den  abgeforsteten  Waldstrecken  sich  verschlech- 
tert Während  die  nördlichen  Eronländer ,  insbesondere  Böh- 
men und  Mähren ,  wo  sich  die  Wälder  zumeist  in  den  Hän- 
den der  grösseren  Grundbesitzer  befinden,  einen  verglei- 
chungsweise  besser  gepflegten  Waldstand  ausweisen  ^  greift 
die  Verwüstung  der  Wälder  in  den  Alpenländem,  wo  die- 
selben grösseren  Theils  den  kleinen  Grundbesitzern  und  den 
Gemeinden  gehören  und  zahllose  Servituten  einer  zweck- 
mässigen Bewirthschaftung  im  Wege  stehen,  immer  mehr 
um  sich,  obgleich  eben  dort  die  ungeschmälerte  ErhaltuBg 
der  Wälder  sowohl  für  die  Landes -Cultur  im  Allgemeinen, 
als  insbesondere  für  den  Montan-Betrieb  von  besonderer  Wich- 
tigkeit ist.    In  den  ungrischen  Ländern  bildet  die  ungleiche 
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Verttieiliiiig  der  Wälder,  durch  die  unzureichenden  Com- 
munications-Mittel  noch  fühlbarer  gemacht,  einen  grossen 
Uebelstand,  und  in  dem  waldreichen  Siebenbürgen  ist  der 
Zustand  der  Wälder  durchaus  ein  vemachlässigler ;  die  ita- 
lienischen Eronländer  dagegen  leiden  einen  empfindlichen 
Mangel  an  Waldboden.  Die  unmittelbaren  Folgen  dieses 
ungenügenden  Zustandes  zdgen  sich  in  den  steigenden  Holz- 
preisen und  selbst  in  einem  localen  HolzmangeL 

Eine  Verbesserung  dieser  leidigen  Verhältnisse  wird  nun- 
mehr auf  das  kräftigste  angebahnt  und  die  hierauf  bezüg- 
liche Thätigkeit  der  Regierung  und  ihrer  Organe  von  den 
Privaten  und  ökonomischen  Gesellschaften  vielfach  unter- 
stützt. Als  ein  dringendes  Bedürfniss  für  die  künftige  Her- 
beiftahrung  von  Verbesserungen  erschien  die  Heranbildung 
tüchtiger  Forstwirthe,  für  welchen  Zweck  neuerlich  in  den 
meisten  Eronländern  von  Privaten  und  Gesellschaften  die 
bereits  erwähnten  Forstschulen  gegründet  wurden«  Ebenso 
ertheilte  die  Regierung  durch  die  von  ihr  ausgegangenen 
gesetzlichen  Maassnahmen  den  wirksamsten  Impuls  zur  Hint- 
anbaltung  weitergreifender  Verwüstungen  und  zur  Sicherstel- 
lung einer  forstmässigen  Benützung  und  Pflege  der  Wälder. 

Zwar  bestanden  schon  früher  in  mehreren  Eronländern 
Waldordnungen,  aber  sie  waren  vereinzelt,  den  veränderten 
Verhältnissen  nicht  mehr  entsprechend,  und  ihre  (oft  stren- 
gen) Anordnungen  entbehrten  fast  durchaus  der  ausreichen- 
den Straf  -  Sanotion.  Hierdurch  fand  sich  die  Regierung  zur 
Sicherstellung  der  in  alle  Lebensverhältnisse  eingreifenden 
Holzbedürfnisse,  zum  Schutze  des  Waldeigenthumes,  sowie 
zur  Erhaltung  und  Pflege  der  Wälder  und  Holzpflanzungen 
unter  möglichst  geringer  Beschränkung  des  Privat -Eigen- 
thumsrechtes  bestimmt,  ein  neues  umfassendes  Forst -Gesetz 
zu  erlassen,  dessen  Wirksamkeit  sich  über  alle  deutschen^  sla- 
vischen  und  ungrischen  Eronländer  erstreckt.  Das  kaiserliche 
Patent  vom  3.  Deciember  1852  enthält  dieses  Gesetz,  durch 
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desseD  Bestimmungen  die  Staats -Forst -Polizei  für  die  genanii- 
ten  Kronländer  eine  umfassende  Regelung  erhftlt.  Seinen 
Anordnungen  zufolge  darf  kein  Waldgrund  ohne  besondere 
Bewilligung  der  Holzzucht  entzogen,  kein  Wald  verwüstet, 
and  mu8S  (ohne  dass  die  Ausbringung  des  Hobses  an  eine 
gewisse  Menge  gebunden  oder  sonst  beschränkt  wird)  jeder 
frisch  abgetriebene  Waldtbeil  wieder  mit  Holz  bepflanzt 
werden.  Eine  Waldbehandlung)  wodurch  der  nachbarliche 
Wald  der  Windbeschädigung  ausgesetzt  oder  der  obere  Rand 
der  Wald  -  Vegetation  ge&hrdet  wird,  ist  rerboten,  ebenso 
wie  die  Blosslegung  eines  Bodens,  welcher  leicht  fliegend 
wilrd,  und  die  rücksichtslose  Abholzung  an  den  Ufern  der 
Flüsse  und  an  Gebirgsabhängen  untersagt  ist  Wo  die  Rück- 
sicht auf  Sicherung  von  Personen  und  Gütern  eintritt,  wird 
die  Waldbehandlung  genau  vorgezeichnet  Die  Wald -Send- 
tüten  werden  einer  mit  der  guten  Bewirthschaftung  yerein- 
barlichen  Regelung  unterzogen.  Die  Erhaltung  der  Gemein- 
dewälder wird  überwacht  und  die  Anstellung  sachkundiger 
Forstwirihe  durch  die  Waldeigenthümer  rorgeschrieben,  so- 
wie die  Bewirthschaitung  sämmtlicher  Forste  durch  die  po- 
litischen Behörden  beaufsichtiget  wird.  Ueber  die  Bringung 
der  Wald- Producte,  insbesondere  die  Holztrift^  werden  um- 
ständliche Anordnungen  erlassen,  damit  der  Bezug  der  Forst- 
Producte  gesichert  und  fremdes  Eigenthum  zugleich  vor  Scha- 
den bewahrt  werde.  Ebenso  folgen  Vorschriften  über  das 
Benehmen  bei  Waldbränden  und  Insecten- Verheerungen, 
femer  über  die  Aufstellung  des  Wald -Schutz-  und  Aubichts- 
Personales,  dann  über  die  bei  Uebertretungen  eintretende 
Strafbehandlung. 

Damit  dieses  seinem  Zwecke  vollkommen  entsprechende 
Forst -Polizei -Gesetz  zur  durchgreifenden  Ausführung  ge- 
lange, ist  nur  noch  die  Aufstellung  eines  aitsprecbenden 
Forst  -  Personales ,  welchem  zunächst  die  Handhabung  des 
Gesetzes  obliegt,  erforderlich.    Dieselbe  ist  bereits  in  einem 
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KrODlande,  wo  die  ErÜallung  and  Pflege  der  aoagedebnteii, 
für  den  Landeswohlstond  ttberans  wichtigen  Gemeindewftider 
es  vorzugsweise  nothwendig  machte,  durch  die  kaiseriiebe 
Verordnung  vom  10.  Mai  1866  erfolgt  Durch  diese  Ver^ 
Ordnung  wird  eine  rollstäudige  Organisation  der  Foistrer- 
waltung  in  Tirol  und  Vorarlberg  eingefQhrt.  An  der  Spiiw 
der  Forstrerwaltung  befindet  sich  daselbst  eine  Landes-Forst* 
Direction ,  unter  welcher  17  Forst-Inspeetions-Bezirke  stehen, 
die  wieder  in  76  Forst- Wirthschafts-Bezirk6  eingetbeilt  sind, 
welchen  290  Forst -Au&ichts- Bezirke  unterstehen.  Die  Auf* 
gäbe  dieser  Behörden  ist  eine  doppelte:  HJBtndhabung  der 
Staats -Forst -Polizei  im  gansen  Umfange  des  Eronlandes, 
und  Führung  des  Forstwirthschafts- Betriebes  der  im  Krön- 
lande  gelegenen  Reichsforste  und  Gemeindewaldungen,  wo- 
bei letztere  auf  Kosten  und  fOr  Rechnung  der  Gemeinden 
bewirthschaflet  werden.  Privat-  und  Stiftungswälder  könnoi 
gegen  Leistung  eines  entsprechenden  Beitrages  unter  die 
Bewirthschaftung  derselben  Organe  gestellt  werden,  oder 
sieb,  wo  erforderlich,  zu  grösseren  Forstwirthschafts -Gom- 
plexen  behufs  der  gemeinschaftlichen  Bewirthschaftung  durch 
befähigte  Forstwirthe  verdnigen.  Dabei  werden  flir  die  Be- 
wirthschaftung der  Tiroler  Montan -Forste  specieUe  Vorschrif- 
ten erlassen,  welche  jedoch  im  yoUen  Einklänge  mit  der 
forstlichen  Organisation  des  gesammten  Kronlandes  stehen. 

Ein  anderes  wichtiges  Verhftltniss  bedurfte  noch  der  Re* 
gelung,  jenes  der  Wald  -  Servituten.  Diese  Berechtigungen 
verschiedener  Art  zum  Bezüge  von  Forst-Producten  oder  zur 
Ausübung  der  Weide  auf  fremdem  Grunde  ^  namentlich  in 
fremden  Wäldern,  erscheinen  überall,  wo  sie  bestehen,  als 
ein  unübersteigliches  Hindemiss  einer  verbesserten  Landes- 
Caltur;  dasselbe  gilt  von  den  gemeinschaftlichen  Benützungs- 
rechten, welche  ehemalige  Herrschaften  und  Unterthanen, 
oder  Herrschaften  und  Gemeinden,  oder  verschiedene  Ge- 
mdhden    auf    demselben    Grunde    auszuüben    hatten.     Es 
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erschien,  namenüich  in  den  Alpenländem,  als  ein  wesenüieher 
Factor  der  allgemeinen  Orandentlastong,  dass  diese  IMensi- 
barkeiten  und  Benützungsrechte  entweder  entgeltlich  aofge- 
hoben  oder  doch  geregelt  werden  ^  um  die  Landes -Cultur 
nicht  weiter  zu  beeinträchtigen.  Diese  Erwägung  führte 
zur  Erlassung  des  kaiserlichen  Patentes  vom  5.  Juli  1853, 
welches,  giltig  für  sämmtliche  deutschen  und  slsTischen 
Kronländer,  die  Bestimmungen  enthält,  nach  welchen  bei 
der  Ablösung  und  beziehungsweise  bei  der  Reguiirung  dieser 
Dienstbarkeiten  und  Bezugsrechte  vorgegangen  werden  soll. 
Als  Regel  wird  dabei  festgesetzt,  dass  diese  Rechte  im  In- 
teresse der  Beorderung  der  lisCkides- Cultur  abgelöst  werden 
sollen ;  wo  aber  eine  solche  Ablösung  den  Haupt-Wirth- 
Schaftsbetrieb  einer  der  Parteien  ge&hrden,  oder  der  all- 
gemeinen Landes -Cultur  einen  überwiegenden  Kachtheil  zu- 
Mgen  würde,  femer,  wo  beide  Parteien  damit  einverstanden 
sind,  soll  an  die  Stelle  der  Ablösung  die  Reguiirung  dieser 
Rechte,  und  zwar  in  der  Art  eintreten,  dass  hierdurch  die 
möglichste  Entlastung  des  Bodens  erzielt  wird.  Betreffien  diese 
Verhandlungen  Wald-  und  Weide-Dienstbarkeiten,  so  ist  die 
Ablösung  oder  Reguiirung  von  Amtswegen,  sonst  aber  aber 
Anlangen  einer  der  betheiligten  Parteien  vorzunehmen.  Die  Art 
des  Verfahrens  wurde  mittelst  einer  sehr  umfassenden  Instruc- 
tion geordnet  Die  zur  Durchführung  dieser  heilsamen  Bestim- 
mungen berufenen  Landes-Commissionen  sind  bereits  für  die 
verschiedenen  Länder  in  Wirksamkeit  getreten;  indem  die- 
selben  ihre  (in  manchen  Kronländern  sehr  verwickelte)  Auf- 
gabe zu  Ende  führen ,  wird  zu  dem  grossen  Werke  der  Grund- 
entlastung der  Beginn  einer  neuen  Aera  für  die  Landes- 
Cultur  treten,  und  namentlich  zu  der  Pflege  der  Forst-Cultur 
der  Schlussstein  gel^t  werden.  In  den  upgrischen  Ländern 
wurde,  wie  erwähnt^  bei  veränderten  Verhältnissen  diese 
Reguiirung  mit  Einschluss  der  Segregirung  und  Commassa- 
tion  den  zu  diesem  Behufe  eingesetzten  Urbarial- Gerichten 
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Abertragen,  welche  ebenfalls  ihre  Wirksamkeit  bereits  be- 
gonnen haben. 

Bei  der  Forstwirthschaft  ist  auch  der  Aenderung  zu 
erwähnen,  welche  in  der  Ausübung  des  Jagdrechtes  einge- 
treten ist..  Früher  war  dasselbe  ein  Ausfluss  der  Patrimo- 
nial  -  Herrschaft  Bei  der  Aufhebung  derselben  durch  das 
Gesetz  vom  7.  September  1848  musste  eine  neue  gesetzliche 
Bestimmung  über  die  Ausübung  des  Jagdrechtes  erlassen 
werden.  Da  es  die  Eigen thümlichkeit  dieses  Rechtes  nicht 
erlaubte,  dasselbe  jedem  Besitzer  auf  dem  ihm  gehörigen 
Grunde  zu  überlassen,  weil  diess  zur  Vernichtung  der  Ob* 
jeete  des  Rechtes  selbst  gefÜMrt  haben  würde,  so  wurde  die 
Ausübung  desselben  den  Gremeinden  in  der  Art  Oberlassen, 
dass  der  Ertrag  an  die  einzelnen  Grundbesitzer  nach  Ver- 
hältniss  ihres  Besitzes  vertheilt  wird.  Eline  Ausnahme  von 
dieser  Regel,  d.  h.  die  Wiederherstellung  des  allgemeinen 
Grundsatzes  der  freien  Benützung  des  Bodens,  tritt  dort  ein, 
wo  diq  Ausübung  der  Jagd  auf  dem  eigenen  Boden  zulftssig 
erscheint,  nämlich  in  geschlossenen  Thiergärten  und  bei 
einem  grossen  zusammenhängenden  Besitze,  wobei  der  Com- 
plex  von  200  Joch  als  das  Minimum  angenommen  wurde. 

Die  Forstwirthschaft  ist  gegenwärtig  durch  das  Forstgesetz 
vom  3.  December  1852*  geregelt,  welches  in  den  deutecben  und 
slavischen  Kronländem  mit  1.  Januar  1853,  in  Ungern,  der  Wojwod- 
Schaft  und  dem  Banate,  Kroatien,  Slavonien  und  Siebenbürgen  mit 
1.  Januar  1858  ^  in  Wirksamkeit  trat  Die  Hauptgrundsätze  dieser 
sehr  in  das  Detail  gehenden  Normal-Vorschrift  lassen  sich  in  nach- 
stehende Bestimmungen  zusammenfassen.  Der  erste  Abschnitt  handelt 
von  der  Bewirthschaftnng  der  Forste,  welche  wieder  in  von 
den  Staatsbehörden  unmittelbar  verwaltete  Reichsforste,  in  Gtemeinde- 
wftlder,  welche  den  Stadt-  und  Landgemeinden  gehören,  dann  in 
Privat- Wälder,  zu  denen  alle  anderen.  Privaten  oder  Corporationen 
gehörigen  Wälder  gerechnet  werden,  zerfallen.    Ohne  Bewilligung 

*  Kaiserliches  Patent  vom  3.  Decembei*  1852. 
'  Kaiserliches  Patent  vom  24.  Jani  1857. 
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darf  keiB  WaMgrand  der  Hokzuchl  enteogen  und  su  aaderoo 
Zwwhm  yerwendet  werden;  geschieht  dieses  dennoch,  so  sind, 
abgesehen  von  der  verwirkten  Geldstrafe,  die  bezQgliehen  Wald- 
thcale  binnen  einer  festzusetzenden  Frist  wieder  aufzuforsten.  Frisch 
abgetriebene  Waldtheile  müssen  (bei  Reichs-  und  Gemeinde-ForBteo 
stets,  bei  Privat-Forsten  in  der  Itegel)  spätestens  binnen  flinf  Jahren 
wieder  mit  Holz  in  Bestand  gebracht  werden.  Kein  WaU  darf 
verwüstet)  d.  b.  so  bdiandelt  werden,  dass  die  fernere  Hobmieiit 
dadurch  gefthrdet  oder  gftnziioh  unmöglich  gemacht  wird;  eine 
Waldbehandlung,  durch  welche  der  nachbarliche  Wald  offenbar 
der  Gefahr  einer  Windbeschädigung  ausgesetzt  wird,  ist  verboten, 
und  es  muss  in  diesem  Falle  bei  dem  gänzlichen  Aushauen  eines 
Waldes  ein  20  Wiener  Klafter  breiter  Streifen  des  vorhandeiien 
Holzbeslaadee  (Wakl-  oder  Windmantel)  bis  zur  AbhokuDg  des 
nachbarlichen  Waldes  zurückgelassen  werden.  Wo  der  Boden  anf 
Flächen  leicht  fliegend  wird ,  so  wie  in  schroffen  sehr  hohen  Lagen 
sollen  die  Wälder  lediglich  in  schmalen  Streifen  oder  mittelst  all- 
mählicher Aushauung  abgeholzt  und  sogleich  wieder  mit  jungem 
Holze  bepflanzt  werden;  die  Hochwälder  des  oberen  Bandes  dar 
Waid-Vegetation  dürfen  nur  im  Plenterhiebe  bewirtJischaftet  werden. 
An  den  (nicht  isisigen)  Ufern  grösserer  Gewäss^,  dann  an  den  »i 
Abrutschungen  geneigten  Gebirgsabhängen  darf  die  Holzzucht  den 
Boden  nicht  gefährden.  Ausführliche  Vorschriften  regeln  die  Be- 
fugnisse der  Wald-Servituten  und  deren  Begränzung.  Wenn  die 
Sicherung  von  Personen,  von  Staats-  und  Privat-Gut  eine  besondere 
Behandlungsweise  der  Wälder  als  Schutz  g^en  Lawinen,  FelsstOne, 
Steinschläge,  Gebirgsschutt,  Erdabrutschungen  etc.  dringend  er- 
fordert, kann  diese  von  Staatswegen  angeordnet,  und  der  Wald 
im  bezüglichen  Theile  in  Bann  gelegt,  wie  auch  im  Falle  der  Zn- 
lässigkeit  der  in  Bann  gelegte  Wald  wieder  davon  entbunden 
werden.  Gemeindewäider  dürfen  in  der  Regel  nicht  verthdlt 
werden.  Die  Eigenthümer  von  Wäldern  hinreichender  GrOeae 
müssen  zur  Einhaltung  der  Forstgesetze  sachkundige,  von  der 
R^jierung  als  beflüiigt  erkannte  Forstwirthe  aufstellen.  Die  politi- 
schen Behörden  haben  die  Bewirthscliaftung  sämmtlicher  Forste 
ihrer  Bezirke  im  Allgemeinen  zu  überwachen.  Der  zweite  Abecbnitt 
bezieht  sich  auf  die  Bringung  der  Wald-Producte.  Jed^ 
Grundeigenthümer  ist  gehalten,  Wald-Producte,  welche  anders  gar 
nicht  oder  nur  mit  unverhältnissmäsaigen  Kosten  aua  dem  Walde 
geschaflt  und  weiter  gefördert  werden  könnten,  über  seine  Gründe 


575 


(jedoeh  nar  gegen  Ersal^  des  ihm  hierbei  EUgefilgten  Schadens)  brin- 
gen zu  lassen.  Zur  Fortitlhrung  von  Riesen  jeder  Art  oder  sonstigen 
Holzbringungswerken  über  öfentliche  Wege  und  Gewässer,  durch 
Ortschaften,  an  oder  über  fremde  Gebäude  ist,  ebenso  wie  für  die 
Anl^ung  einer  Holztrift  und  für  die  Triftbauten  (Sdiwemmwerke) 
die  Bewilligung  der  Behörden  erforderlich.  Die  Bewerbung  um  die 
Bewilligung  einer  Trift  und  zur  Erriclitung  von  Triftbauten  steht 
Jedermann  frei.  Jeder  Triftuntemehmer  ist  gehalten,  die  Ufiup* 
strecken,  Gebäude  und  Wasserwerke,  welche  durch  die  Trift  b^ 
droht  önd,  durch  Schutzbauten  zu  achem.  Nach  jedesiBa%er  Be- 
endigung einer  einzelnen  Trift  hat  der  Unternehmer  die  Am/ügß  an 
die  politische  Be^iörde  zu  machen,  weiche  die  Betheü^ten  zu  einer 
binnen  14  Tagen  zu  erstattenden  Anmeldung  ihmr  allfiüligen  Soha« 
denersatz-Ansprttche  auffordert,  da  nach  Ablauf  dieser  Frist  der 
Unternehmer  der  Haftung  entbunden  wird.  Die  Gemeindevorst&nde 
und  politischen  Behörden  sind  verpffichtet,  den  Triftuntemehmem 
zur  Wiedererlangung  yerschwemmter  Hölzer  behilflich  zu  sein.  Der 
dritte  Abschnitt  handelt  von  den  Waldbränden  und  Insecten- 
Schäden.  Bei  Anmachung  von  Feuer  und  dem  Gebrauche  feuer- 
gefi&hrlicher  Gegenstände  in  Wäldern  und  am  Rande  derselben  ist 
mit  strenger  Vorsidit  vorzugehen;  der  an  einem  Brandschaden 
Schuld  Tragende  bleibt  ersatzpflichtig  und  wird  ttberdiess  bestrafL 
Jeder,  der  im  Walde  oder  an  dessen  Rande  ein  verlassenes  und 
unabgelöschtes  Feuer  trifft,  ist  nach  Thunlichkeit  zu  dessen  Löschung 
verpflichtei;  wer  einen  solchen  Brand  wahrnimmt,  hat  ihn  den  Be- 
wohnern der  nächsten  Behausung,  wohin  ihn  sein  Weg  führt, 
bekannt  zu  geben,  diese  aber  smd  verpflichtet,  dem  nächsten 
Ortsvorstande  oder  dem  Waldbesitzer  oder  dessen  Forst-Personale 
Üt  Anzeige  zu  machen.  Alle  umliegenden  Ortschaften  können  von 
dem  Waldbesitzer,  dem  Forst-Personale  oder  den  Ortsvorständen 
zur  Löschung  eines  Waldbrandes  aufgeboten  werden,  und  die  auf- 
gebotenen Bewohner  mUssen  unter  Leitung  der  Genannten  mit  den 
erforderlichen  Löschanstalten  an  die  Stelle  des  Brandes  eilen  und 
daselbst  thätige  Hilfe  leisten.  Die  Leitung  des  Löschgeschäftes  steht 
dem  anwesenden  obersten  Forstbediensteten,  sonst  aber  dem  Orts- 
vorstande  zu,  und  seinen  Anordnungen  zur  Löschung  muss  unbe- 
dingte Folge  geleistet  werden.  Wenn  die  Wälder  durch  Insecten 
beschädigt  werden,  ist  Jedermann  berechtigt,  der  Waldeigen- 
thflmer  oder  dessen  Personale  aber  ist  vefpflichtet,  der  politisdien 
Behörde  die  Anzeige  zn  erstatten,  falls  die  dagegen  angewendeten 
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Mittel  nicht  zureichen  und  die  nachbarlichen  Wälder  von  dem  Uebel 
bedroht  sind.  Wenn  die  Behörde  Maassregeln  zur  Bezwingung  des 
Uebels  anordnet,  sind  die  Eigenthümer  der  bedrohten  Wälder  sur 
Beihilfe  verpflichtet  und  müssen  sich  den  diessftlligen  Anordnungen 
der  Behörde  unbedingt  fügen.  Der  vierte  Abschnitt  ist  dem  Forat- 
schutz-Dienste  gewidmet  Dem  Porstverwaltungs-Personale  ist 
ein  angemessenes  Schutz-  und  Aufsichts- Personale  beizugeben, 
welches  (wenn  vom  Staate  oder  der  Oemeinde  angestellt,  jeden- 
falls, wenn  von  Privat-Eigenthümern,  auf  deren  Verlangen)  beeidet 
wird.  Das  beeidete  Forstschutz -Personale  ist  als  öffentliche  Wache 
anzusehen,  und  geniesst  alle  hieraus  sich  ergebenden  Rechte,  so  daas 
seinen  dienstlichen  Aufforderungen  Jedermann  Folge  zu  leisten  ge- 
halten ist.  Es  darf  von  den  Waffen  nur  im  Falle  gerechter  Notlh 
wehr  Gebrauch  machen,  und  soll  durch  ein  dienstliches  Abseiofaen 
kenntlich  sein;  bedenkliche  Individuen,  welche  von  demaelben 
ausserhalb  der  öffentlichen  Wege  im  Forste  betreten  werden,  sollen 
hinausgewiesen,  die  bei  ihnen  gefundenen  Werkzeuge  zur  Gewin- 
nung der  Forst-Producte,  wenn  sie  sich  darüber  nicht  zu  rechtfer- 
tigen vermögen,  abgenommen  werden.  Ist  ein  im  Forste  Betre- 
tener eines  vollbrachten  Waldfrevels  verdächtig,  so  können  die  bei 
ihm  vorgefundenen  Forst-Producte  mit  Beschlag  belegt  werden. 
Beim  Frevel  betretene  oder  dessen  verdächtige  unbekannte  (m 
erschwerenden  Fällen  auch  bekannte)  Personen  sind  festzunehmen 
und  der  competenten  Behörde  zu  übergeben;  wenn  der  auf  iHsober 
That  Betretene  entfloh,  kann  er  auch  ausserhalb  der  Foriste  verfolgt, 
und  das  von  ihm  entwendete  Forst-Product  mit  Beschlag  bel^ 
werden.  Der  fünfte  Abschnitt  handelt  von  den  Uebertretungen 
gegen  die  Sicherheit  des  Waldeigenthumes  mit  Auf- 
zählung der  als  Forstfrevel  anzusehenden  Handlungen,  von  den 
zur  Untersuchung  und  Bestrafung  derselben,  sowie  der  übrigen  in 
dem  Patente  festgestellten  Uebertretungen  bestimmten  Behörden 
und  dem  diessfalls  zu  beobachtenden  Verfahren,  der  sechste  von 
den  Bestimmungen  über  den  Waldschaden-Ersatz  (welcher 
sich  nicht  bloss  auf  den  Werth  des  entwendeten  Forst- Productea, 
sondern  auch  auf  die  Vergütung  des  mittelbaren,  durch  Störung 
oder  Minderung  der  ErzeugungsfÜhigkeit  des  Waldes  allenfalls 
verursachten  Verlustes  erstreckt),  der  siebente  und  letzte  von  dem 
Instanzen-Zuge. 

Zur  Durchführung  dieses  kaiserlichen  Patentes  wurden  in  mdi- 
reren  Kronländern  specielle  Anordnungen  erlassen.  Eine  vollständige 
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Organieirung  der  Forstbehörden ,  denen  die  Handhabung  der 
Forst -Polizei,  sowie  die  Verwaltung  der  Staats-,  Stiftungs-  und 
Gemeindewälder  übertragen  ist,  fand  in  Tirol  Statt,  in  welchem 
Alpenlande  die  Erhaltung  der -Wälder  von  besonderer  Wichtigkeit 
ist  und  die  ausgedehnten  Oemeindewaldungen  eine  besondere  Vor- 
kehrung erheischten.  Die  Bestimmungen  dieser  mit  dem  1.  Novem- 
ber 1856  in  Wirksamkeit  getretenen  Organisation  der  Forst- 
verwaltung  enthält  die  kaiserliche  Verordnung  vom  19.  April 
1856.  Zufolge  derselben  werden  den  zur  Ueberwachung  sämmt- 
licher  Forste  berufenen  politischen  Behörden  behufs  der  Handha- 
bung der  Forst- Polizei  Forstbehörden  und  Organe  beigegeben, 
welche  unter  Leitung  der  ersteren  die  Bewirthschaftung  aller  in 
ihrem  Sprengel  gelegenen  Forste  (ohne  Unterschied,  ob  dieselben 
Reichsforste,  Gemeindewälder  oder  Privatwälder  sind)  zu  über- 
wachen haben.  Sie  sind  zu  Anzeigen  an  die  politischen  Behörden 
über  wahrgenommene  gesetzwidrige  Eigenmächtigkeiten  in  Ver- 
wendung des  Waldgrundes  zu  anderen  Zwecken ,  über  unterlassene 
Aufforstung,  Verwüstuug  und  unentsprechende  Waldbehandlung 
verpflichtet.  Auch  wird  ihnen  die  Bewirthschaftung  der  in  ihrem 
Sprengel  gelegenen  Reichsforste  unter  Leitimg  der  Finanz -Behör- 
den, und  der  Gemeindewälder  ftir  Rechnung  und  auf  Kosten  der 
bezüglichen  Gemeinden  unter  Leitung  der  politischen  Behörden 
übertragen.  Zur  Bewirthschaftung  aller  Privat-  und  Stiftungs- 
Wälder  sind  von  den  Eigenthümern  sachkundige,  von  der  Regierung 
als  jbefähigt  anerkannte  Forstwirthe  aufzustellen,  doch  kann  diese 
Bewirthschaftung  den  im  Sprengel  aufgestellten  Staats-Forst-Polizei- 
Organen  gegen  Leistung  eines  verhältnissmässigeu  Beitrages  über- 
tragen werden  ^  Besitzer  von  kleineren  Privat-  oder  Stiftungs- Wäldern 
können  dieselben  zu  einem  Forst wirthschafts- (Komplexe  vereinigen 
und  daftlr  einen  geprüften  Forstwirth  bestellen.  Die  Privat -Forst- 
wirthe haben  die  forstpolizeilichen  Weisungen  und  Aufträge  der 
Behörden  zu  befolgen ,  und  sind  für  die  Beobachtung  der  Anordnun- 
gen des  Forstgesetzes  persönlich  verantwortlich,  wesshalb  sie  auch 
ftir  die  gesetzwidrige  Ekwirthschaftung  der  ihnen  anvertrauten 
Wälder  mit  der  Entfernung  von  ihren  Dienstposten  oder  mit  der 
gänzlichen  Ausschliessung  von  jedem  Forstdienste  bestraft  werden 
können.  Das  zur  Handhabung  eines  erfolgreichen  Waldschutzes 
etwa  noch  erforderliche  Personale  von  Waldhütern  wird  von  den 
politischen  Behörden  nach  Maassgabe  des  Falles  festgesetzt.  Das 
Kronland  Tirol  und  Vorarlberg  wird  zum  Zwecke  der  Forstver- 

V.  Czoernig,  Oesterreich's  Neugestultung.  37 
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waltung  in  17  Forst -Inspections- Bezirke,  76  Forst- Wirthseliafter 
Bezirke  und  290  Forst- Aufsichts- Bezirke  eingetheilt;  die  drei  Forst- 
Inspections -Bezirke  Kitzbüchel,  Zell  und  Brixiegg  mit  den  dazu 
gehörigen  13  Forst -Wirthschafts-  und  38  Forst- Aufsichts -Bezirken 
bilden  den  montanistischen  Forst  >Directions- Bezirk.  Die  übrigen 
Inspections-,  Wirthschafts-  und  Aufsichts- Bezirke  bilden  den  po- 
litischen Forst -Directions- Bezirk.  Diese  Sonderung  bezieht  sich 
jedoch  lediglich  auf  die  Verwaltung  der  in  den  beiden  Directions- 
Bezirken  gelegenen  Staatsforste,  weil  die  in  dem  montanistischen 
Direcüons -Bezirke  befindlichen  Staatswaldungen  integrirende  Theile 
der  ärarischen  Berg-  und  Salinen -Werke  in  Tirol  bilden  und  nach 
dieser  besonderen  Widmung  von  der  Berg-  und  Salinen  -  Behörde 
verwaltet  werden.  Zur  Leitung  der  Staats- Forstverwaltung  im 
weitesten  Sinne  (jedoch,  wie  er>vähnt,  mit  Ausnahme  der  Admi- 
nistration der  Montan -Forste)  wird  eine  Landes- Forst -Direction 
in  Innsbruck  mit  einem  Landes- Forst- Director  an  der  Spitze,  filr 
jeden  Forst -Inspections -Bezirk  ein  von  einem  Forstmeister  geleite- 
tes Forstamt,  für  jeden  Forst- Wirthschafts- Bezirk  ein  Förster  und 
für  jeden  Forst- Aufsichts -Bezirk  ein  Forstwart  bestellt,  welcher 
dem  Förster  wie  dem  Forstamte  untersteht.  Das  Personale  des 
politischen  Forst -Directions -Bezirkes  bildet  für  sich  einen  Körper, 
ebenso  wie  jenes  des  montanistischen  Forst -Directions -Bezirkes. 
Kein  Forstbediensteter  darf  für  dienstliche  Verrichtungen  eine  Ver- 
gütung von  einer  Partei  ansprechen;  bei  nicht -dienstlichen,  das 
Privat -Interesse  der  Waldeigen  thümer  betreffeuden  Verrichtungen 
erhält  der  Forstbedienstete  die  von  der  politischen  Behörde  einge- 
hobene  Vergütung  des  Privaten  nacb  dem  vorgeschriebenen  Aus- 
maasse.  Die  Landes-Forst-Direction  ist  berufen :  a)  zur  Handhabung 
der  Staats -Forst- Polizei  im  ganzen  Lande;  b)  zur  Oberleitung  des 
Forstwirthschafts-Betriebes  in  allen  Oemeindewaldungen;  c)  zu  jener 
in  allen  dem  politischen  Forst-Directions-Bezirke  angehörigen  Reichs- 
forsten; d)  zur  Leitung  des  ärarischen  Holzverschleisses  in  der 
Hauptstadt  Innsbruck.  Hinsichtlich  der  beiden  ersteren  Functionen 
untersteht  sie  dem  Statthalter  und  mittelbar  dem  Ministerium  des 
Innern,  hinsichtlich  der  beiden  letzteren  unmittelbar  dem  Finanz- 
Ministerium.  Ferner  hat  sie  in  ihrem  politischen  Wirkungskreise 
als  Beirath  und  technisches  Durchltihrungs- Organ  der  Statthalteiei 
in  allen  Forstaugelegeuheiten  zu  fungiren  und  das  im  politischen 
Forst-Direetions-Bezirke  bestellte  gesammte  Forst^Personal  zu  leiten 
und  zu  überwachen.    Die  Verwaltung  der  Staatsforste  im  montani- 


579 


stischen  Forst -Directions- Bezirke  besorgt  die  daselbst  als  Forst- 
DirectioD  fungirende  Berg-  und  SalineD-Direction  zu  Hall ;  ihr  Forst- 
Referent  ftihrt  zugleich  die  Leitung  der  politischen  Forstgeschäfle 
(Forst- Polizei  und  Verwaltung  der  Gemeindewaldungen)  in  dem 
montanistischen  Directions- Bezirke,  ist  in  dieser  Beziehung  der 
Landes  -  Forst -Direction  zu  Innsbruck  imtergeordnet,  und  wirkt  als 
deren  exponirtes  Oigan,  welchem  auch  die  Ueberwachung  des 
Forst- Personales  des  Montan -Bezirkes  rücksichtlich  der  demselben 
übertragenen  politischen  Forstgesciiäfte  zusteht.  Das  Forstamt  hat 
ftlr  seinen  Inspections- Bezirk  die  doppelte  Bestimmung  als  Beirath 
und  technisches  Durchitlhrungs- Organ  der  politischen  Behörden 
(Kreisamt,  Bezirksamt)  bei  allen  diesen  Behörden  obliegenden  Forst- 
Angelegenheiten,  dann  als  Oontrols- Behörde  über  das  in  seinem' 
Bezirke  bestellte  Forst -Wirthschafts-  und  Aufsichts-Personale  zu  wir- 
ken. In  ersterer,  die  Forst -Polizei  und  die  Verwaltung  der  Ge- 
meindewälder betreiTenden  Beziehung  ist  es  der  politischen  Kreis- 
behörde, in  letzterer,  als  Ck)ntrols- Behörde  bei  Bewirthschailung 
der  Reichsforste,  der  Landes -Forst -Direction  (und  bezüglich .  der 
Bei^-  und  Salinen -Direction  zu  Hall)  untergeordnet;  in  coordinir- 
tem  Dienstverhältnisse  steht  es  mit  den  Bezirksämtern,  mit  wel- 
chen es  in  Forst- Polizei -Angelegenheiten,  sowie  unmittelbar  mit 
der  Kreisbehörde  bezüglich  der  Bewirthschailung  der  Gemeinde- 
wälder verkehrt.  Die.  Aufgabe  des  Försters  innerhalb  seines 
Bezirkes  besteht:  a)  in  der  Theilnahme  an  Ueberwachung  der  Be- 
folgung des  Forstgesetzes;  b)  in  der  Bewirthschailung  der  ihm 
zugewiesenen  Waldungen  unter  Controle  des  Forstamtes ;  c)  in  der 
Mitbetheiligung  an  der  Handhabung  des  Forstschutzes.  Er  ist  dem 
Forstamte  unmittelbar  untergeordnet,  und  vollzieht  in  Handhabung 
der  Staats -Forst -Polizei  die  Aufträge  des  Bezirksamtes.  Das  Forst- 
Aafdchts- Personale  (Forstwarte  und  Forstgehilfen)  hat  in  dem 
ganzen  zugewiesenen  Bezirke  die  Befolgung  der  Bestimmungen  des 
Forstgesetzes  zu  überwachen,  und  nebstbei,  soweit  als  thunlich, 
den  Forstschutz  in  den  ihm  zu  diesem  Zwecke  besonders  zugewie- 
senen Waldungen  zu  handhaben ;  es  ist  dem  Förster  untergeordnet 
Reicht  das  landesfürstliche  Forst- Aufsichts-Personale  zur  Hand- 
habung des  Forstschutzes  nicht  zu,  so  sind  die  Waldeigenthümer 
verpflichtet,  die  weiter  erforderlichen  Waldhüter  selbst  zu  bestellen 
und  zu  bezahlen.  Sämmtliche  landesflirstliche  Forst-Organe  werden 
unmittelbar  von  der  Staatsverwaltung  bestellt  und  besoldet;  den 
Kostenaufwand  Hir  die  Landes -Forst -Direction,  ftlr  die  Forstämter 
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und  die  bei  denselben  unmittelbar  verwendeten  Forstwarte  tragt 
»U88chlie88lich  der  Staatsschatz,  jener  für  das  Forst- Wirthschafls- 
Personale  eines  Kreises  ist  von  allen  Waldeigenthiimem  des  Kreises 
nach  Verhältniss  des  capitalisirten  Reinertrages  der  Wälder  zu 
tragen,  wobei  die  Staatsverwaltung  fllr  die  im  Kreise  gelegenen 
Staatsforste  ihren  Theilbetrag  leistet  Die  übrigen  Beiträge  werd^i 
von  der  politischen  Kreisbehörde  bemessen  und  vom  Steueramte 
mit  den  gleichen  Zwangsmitteln  und  Vorrechten  wie  die  Grund- 
steuer eingehoben.  Wenn  bei  Gemeinde-  und  Privat- Wäldern  keine 
oder  keine  tauglichen  Individuen  fiir  den  Forstschutz  bestellt  wer- 
den, so  geschieht  diess  über  Antrag  des  Forstwartes  von  Seite 
der  politischen  Kreisbehörde,  welche  zugleich  deren  Entlohnung 
'festsetzt  und  die  Kosten  vom  Steueramte  auf  die  erwähnte  Art 
einheben  lässt. 

Obwohl  ein  Ausfluss  der  allgemein  durchgreifenden  Staats 
Maxime,  welche  die  Entlastung  des  Bodens  und  die  wirksame  ge- 
setzliche Pflege  der  Landes -Cultur  hervorgerufen  hat,  nimmt  doch 
den  nächsten  Einfluss  auf  die  Pflege  der  Wald -Cultur  das  filr 
^ämmtliche  deutsche  und  slavische  Kronländer  giltige  kaiserliche 
Patent  vom  5.  JuU  1853,  wodurch  die  Bestimmungen  über  die 
Regulirung  und  Ablösung  der  Holz-,  Weide-  und  Forstpro- 
ductenbezugs- Rechte,  dann  einiger  Servituts-  und  gemeinschafi- 
lichen  Besitz-  und  Benützungs-Rechte  festgesetzt  werden.  Den  Be- 
stimmungen dieses  Patentes  unterliegen:  1.  alle  Holzungs-  und 
Bezugsrechte  von  Holz  und  sonstigen  Forst- Producten  in  oder  aus 
einem  fremden  Walde;  2.  die  Weiderechte  auf  fremdem  Grunde 
und  Boden;  3.  alle  anderen  Feld -Servituten,  bei  denen  a)  das 
dienstbare  Gut  ein  Wald  oder  zur  Wald -Cultur  gewidmeter  Bo- 
den ist,  b)  zwischen  dem  herrschenden  und  dem  dienstbaren  Gute 
das  gutsobrigkeitiiche  und  unterthänige  Verhältniss  bestanden  hat; 
4.  alle  gemeinschaftlichen  Besitz-  und  Benützungsrechte  auf  Grund 
und  Boden,  wenn  sie  a)  zwischen  gewesenen  Obrigkeiten  und  Ge- 
meinden, sowie  ehemaligen  Unterthanen,  oder  b)  zwischen  zwei 
oder  mehreren  Gemeinden  bestehen,  und  in  beiden  Fällen,  wenn 
sie  nicht  bloss  zeitliche  oder  unbedingt  widerrufliche  Gestattungen 
ausmachen.  Auf  bestimmte  Zeit  abgeschlossene  Holz-  und  Ab- 
stockungs-  oder  Holzliefcruugs- Verträge,  sowie  ßxe  Holzabgabeii 
an  Kirchen,  Pfarren,  Schulen  und  Stillungen  werden  dadurch  nicht 
berührt.  Ferner  unterli^en  den  Bestimmungen  dieses  Pateutes  alle 
Einforstungen,    Waldnutzungs -  und  Weiderechte,  welche  in  allen 
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dem  Lande^herrn  zufolge  des  Hoheitsrechtes  zustehenden  Wäldern 
verliehen  oder  aus  landesfilrstlicher  Gnade  gestattet  werden,  selbst 
wenn  sie  widerruflich  sind.  Dagegen  hat  dieses  Patent  keine  An- 
wendung auf  die  bei  Vornahme  der  Grundentlastung  als  aufgeho- 
ben oder  ablösbar  erklärten  Gestattungen  oder  Leistungen.  Die 
den  Gegenstand  dieses  Pateutes  bildenden  Rechte  sollen  abgelöst, 
d.  h.  gegen  Entgelt  aufgehoben,  oder  regulirt,  d.  i.  in  allen  Be- 
ziehungen dergestalt  festgestellt  werden,  dass  hierdurch  die  mög- 
lichste Entlastung  des  Bodens  erreicht  wird.  Die  Regulirung 
soll  erfolgen,  wenn  die  Ablösung  nicht  stattfinden  kann.  Dieses  ist 
der  Fall:  a)  wenn  durch  letztere  der  übliche  Haupt- Wirthschaftsbetrieb 
des  berechtigten  oder  des  verpflichteten  Gutes  auf  eine  unersetzliche 
Weise  gefährdet  würden  b)  wenn  hierdurch  der  Landes-Cultur  über- 
wiegende Nachtheile  zugefügt  würden ;  c)  wenn  sich  die  Berechtigten 
und  Verpflichteten  einverstanden  erklären,  statt  der  Ablösung  die  Re- 
gulirung eintreten  zu  lassen.  Wo  es  sieh  um  Bestimmungen  über 
Wald-  und  Weide -Dienstbarkeiten  handelt,  ist  die  Ablösung  oder 
Regulirung  von  Amtswegen  einzuleiten^  wo  es  Bestimmungen  über 
gemeinschaftliche  Besitz-  und  Benützungsrechte  zwischen  ehemaligen 
Obrigkeiten  und  Gemeinden  oder  Unterthanen,  dann  zwischen  meh- 
reren Gemeinden  betrifft,  ist  dieselbe  auf  Antrag  eines  der  interes- 
eirten  Theile  vorzunehmen.  Das  Gesetz  enthält  sodann  ausftlhrliche 
Vorschriften  über  die  Art  und  Weise,  wie  bei  der  Ermittlung  des 
zu  behandelnden  Objectes,  bei  dem  Obwalten  von  streitigen  Punc- 
ten  (der  ganze  Act  soll  thunlichst  durch  gütliches  Uebereinkom- 
men  der  Parteien  festgestellt  werden),  bei  der  Entscheidung  der 
nicht  durch  Vergleich  beigelegten  Streitigkeiten,  bei  der  Fest- 
setzung des  Maasses  der  Berechtigung  und  bei  dem  endlichen  Er- 
kenntnisse über  Ablösung  oder  Regulirung  vorzugehen  ist.  Hier- 
auf folgen  besondere  Bestimmungen  über  die  Vornahme  der  Regu- 
lirung bei  Holzungs-,  Weide-  oder  sonstigen  Rechten,  dann  über 
die  Vornahme  der  Ablösung,  insbesondere  zur  Wahrung  der  Rechte 
dritter  Personen.  Die  Abtretung  von  Grund  und  Boden,  wobei 
der  Arrondirung  des  Grundbesitzes  des  Interessenten  die  thunlichste 
Rücksieht  getragen  werden  soll,  ist  nur  so  weit  zulässig,  als  noch 
eine  zweckentsprechende  Bewirthschaftung  möglich  ist.  Die  Ab- 
tretung von  Wald  hat  in  der  Regel  nur  ortschafls-  oder  gemeinde- 
weise oder  an  die  Gesammtheit  der  Berechtigten  stattzufinden; 
solche  Waldungen  sind  in  forstpolizeilicher  Hinsicht  den  Gemeinde- 
waldangen gleich  zu  halten.    Hat  die  Ablösung  durch  Zahlung  eines 
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Capitales  Statt  zu  finden,  bo  steht  dem  Verpflichteten  die  Wahl 
frei,  dieses  Capital  baar  oder  mit  Schuldverschreibungen  zu  zah- 
len, welche  der  Grundentlastungs-Fond  für  das  verpflichtete  Gut 
ausfertigt 

Zur  Durchftlhrung  der  Bestimmungen  dieses  Pateutes  wurde  io 
jedem  politischen  Yerwaltungsgebiete  eine  dem  Ministerium  des 
Innern  unterstehende  Landes -Commission  von  sachkundigen  Mit- 
gliedern aus  dem  Stande  der  Berechtigten  und  aus  jenem  der 
Verpflichteten  gebildet,  unter  welcher  die  nach  Bedarf  zu  er- 
nennenden Local-Gommissionen  stehen.  Die  Landes- Commission 
entscheidet  mit  Vorbehalt  der  Berufung  an  das  Ministerium  des 
Innern  über  die  zwischen  Berechtigten  und  Verpflichteten  streitig 
gebliebenen  Puncte ;  betreffen  dieselben  die  Feststellung  des  Gegen- 
standes der  Ablösung  oder  Regulirung  und  dessen  Umfang,  so  ver- 
stärkt sich  die  Landes -Commission  bei  der  Entscheidung  darüber 
durch  landesltlrstliche  Richter,  gleichwie  auch  das  Ministerium  des 
Innern  in  diesem  Falle  Räthe  des  obersten  Gerichtshofes  zuzieht 
Die  Local-Commissionen  nehmen  die  ihnen  von  der  Landes-Commis- 
sion  zugewiesenen  Gegenstände  in  Verhandlung,  pflegen  unter  Ein- 
vernehmung der  Interessenten  oder  ihrer  Vertreter  die  erforderlichen 
Erhebungen,  über  alle  factischen  und  rechtlichen  Verhältnisse  der 
Berechtigung  und  der  Ablösbarkeit  oder  blossen  Regulirbarkeit  der- 
selben, nehmen  Vergleiche  auf  und  erstatten  ihre  Anträge  an  die 
Laudes-Commission.  Die  endgiltigen  Erkenntnisse  der  letzteren ,  wie 
die  Vergleiche,  haben  die  Rechtswirkung  gericlitlicher  Erkennt- 
nisse und  sind  auf  Verlangen  der  Parteien  von  der  Real -Instanz^ 
bezüglich  eines  Waldgrundes  aber  von  der  politischen  Behörde  zu 
vollstrecken.  Behufs  der  Rechtsgiltigkeit  aller  bei  den  Verhand- 
lungen vorkommenden  Erklärungen,  Vergleiche  und  Zugestand- 
nisse bedürfen  die  Parteien  weder  der  Zustimmung  der  Hvpo- 
thekar- Gläubiger,  noch  jener  der  Anwärter  und  Curatoren  eines 
Lehen-  oder  Fideicommis- Gutes,  Hoch,  der  Genehmigung  der  ad- 
ministrativen  oder  Pflegschails- Behörde.  Die  Regie -Kosten  der 
Durchftlhrung  dieses  Patentes  trägt  jedes  Kronland  ftir  sich.  Vom 
Tage  der  Kundmachung  desselben  können  Rechte,  welche  die 
Dienstbarkeit  von  Wald  und  Weide  betreffen,  nichts  mehr  ersessen 
werden,  und  können  überhaupt  solche  Rechte  später  nur  durch  I 
eine  förmliche  Urkunde  und  unter  der  Bedingung  erworben  wer- 
den, dass  die  eingeräumte  Dienstbarkeit  von  der  Behörde  mit 
den    Landes -Culturs- Rücksichten    vereinbar    erkannt   und    deren 
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AusUbuDg  zugelassen  werde;  ist  die  Bedingung  der  Nichtablösbsr- 
keit  der  Dienstbarkeit  beigesetzt^  so  ist  sie  ungiltig. 

In  Folge  dieses  kaiserlichen  Patentes  wurden  in  den  bezüg- 
lichen Kronläudern  bereits  die  mit  l)esonderen  Instructionen  über  * 
ihre  Einrichtung  und  ihren  Wirkungskreis  versehenen  Grundlasten- 
Ablösungs-  und  Regulirungs- Landes -Commissionen  ernannt  *  und 
sohin  in  Wirksamkeit  gesetzt^  und  zwar  letzteres  in  Schlesien  am 
23.^  in  Salzburg  am  24..,  in  Steiermark  und  in  Böhmen  am  28.., 
in  Oesterreich  ob  der  Enns  am  30.  Juli,  in  Oesterreich  unter  der 
Enns  am  6.,  in  Tirol  am  8.,  im  Küstenlande  am  11.,  in  Krain  am 
16.  und  in  Käruthen  am  23.  August,  in  Mähren  am  11.  October, 
im  Lern  berger  Verwaltungs- Gebiete  Galizien^s  am  26.  und  im 
Krakauer  am  28.  November  1855,  dann  in  der  Bukowina  am 
10.  März  1856. 

In  den  Ländern,  für  welche  die  Bestimmungen  des  Gesetzes 
vom  7.  September  1848  (s.  Seite  498  fT.)  gelten,  ist  das  Jagd- 
recht auf  fremdem  Grunde  und  Boden  aufgehoben.  Eine  Aus- 
nahme von  diesem  Grundsatze  bilden  die  geschlossenen  Thiergär- 
ten,  wo  das  Jagdrecht  in  der  bisherigen  Weise  fortan  ausgeübt 
wird,  und  die  zusammenhängenden  Grund  -  Complexe  von  wenig- 
stens 200  Joch,  deren  Besitzern  das  Jagdrecht  auf  denselben  vor- 
behalten ist  Auf  allen  übrigen  innerhalb  einer  Gemeindemarkung 
gelegenen  Grundstücken  wird  die  Jagd  der  bezüglichen  Gemeinde 
zugewiesen,  welche  dieselbe  ungetheilt  und  auf  mindestens  drei 
Jahre  zu  verpachten  hat.  Jeder  Jagdinhabet  oder  Jagdpächter  muss 
sein  Recht  durch  eigens  bestellte  Sachverständige  (die  nicht  noth- 
wendig  gelernte  und  geprüfte  Jäger  zu  sein  brauchen)  ausüben 
lassen.  Der  jährliche  Reinertrag  ist  am  Jahresschlüsse  unter  die 
Gesammtheit  der  Grundeigenthümer,  auf  deren  Grunde  die  Jagd 
ausgeübt  wird ,  nach  Maassgabe  der  Ausdehnung  des  Grundbesitzes 
zu  vertheilen.  Eine  andere  Benützung  der  Jagd  ist  der  Gemeinde 
nicht  gestattet.  Die  jagdpolizeilichen  Vorschrillien,  die  Ahndung 
der  Wildfrevel  und  Wild-Diebstähle ,  selbst  wenn  sie  von  einzelnen 


*  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  26.  Juni  1855  für 
Oesterreich  unter  und  ob  der  Enns,  Salzburg,  Steiermark,  Kämthen, 
Krain,  Küstenland,  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  vom  11.  Juli  1855 
für  Tirol,  vom  4.  October  1855  für  das  KraJtauer  Verwaltungsgebiet,  vom 
22.  October  1855  für  das  Lemberger  Verwallungsgebiet  und  für  die 
Bukowina. 
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Gemeindegliedern  begangen  wurden^  und  das  Rk,  :ht  der  Elntschä- 
digung  für  erlittene  Jagdschäden  bleiben  aufrecht  erhalten  '. 

§.  20. 

18.     Landwirtbscbaft,  Forst-^  Berg-  und  Hüttenwesen  (Ber^- 

und  Hüttenwesen). 

Es  gibt  kaum  ein  Gebiet  der  Verwaltung,  in  welchen* 
die  durch  die  Neugestaltung  Oesterreich's  herbeigeführten 
Reformen  eine  tiefgreifendere  und  wohlthätigere  Umgestal- 
tung herbeigeführt  haben ^  als  jenes  desMontan-Wesem?. 
Die  aus  den  ältesten  Zeiten  herrührenden  gesetzlichen  Bt- 
Stimmungen  für  das  Berg-  und  Hüttenwesen  und  die  darauf 
gegründete  Ausübung  des  Berg -Regals  waren  in  den  ein- 
zelnen Ejonländern  vielfach  von  einander  abweichend,  er- 
streckten sich  selbst  nicht  über  die  gleichen.  Gegenstände  (in 
Ungern  und  Siebenbürgen  waren  die  Mineral -Kohlen  kein 
Object  des  Berg -Regals,  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien 
hatten  die  Patrimonial- Herren  das  Zehentrecht  von  den  ge- 
förderten Mineralien,  im  lombardisch -venezianischen  König- 
reiche gab  es  kein  eigentliches  ftU'  sich  .bestehendes  Bei^- 
recht  etc.),'  hemmten  den  Aufschwung  dieses  Industriezweiges 
und  standen  in  mannigfachem  Widerspruche  mit  den  übri- 
gen Zweigen  der  Gesetzgebung.  Diesen  gesetzlichen  Hemm- 
nissen und  Ungleich  förmigkeiten  machte  das  unter  dem  Bei- 
rathe  der  Sachverständigen  zu  Stande  gekommene  allgemeine 
österreichische  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  ein  Ende.  Ver- 
mittelst dieses  von  den  Betheiligten  lange  ersehnten  Gesetzes 
ward  eine  Einheit  in  jenem  Zweige  der  österreichischen  Gre- 
setzgebung  durch  die  gleichzeitige  Aufhebung  aller  früheren 
für  die  einzelnen  Kronländer  und  Berg-Districte  bestandenen 
verschiedenartigsten  Bergordnungen  erzielt,  und  das  Bei^- 
wesen   aus   seiner  Sonderstellung    mehr   in    den   Kreis   des 

*  Kaiserliches   Patent   vom   7.   März    1849^  'Ministerial- Erlässe   vom 
31.  Juli  und  10.  September  1849  und  15.  März  1852. 
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allgemeinen  bürgerlichen  und  gesetzlichen  Verbandes  gezogen, 
indem  das  Gesetz  nur  da,  wo  es  die  besonderen  Verhält- 
nisse unumgänglich  nothwendig  machten,  specielle  Vorschrif- 
ten vorzeijchnet.  Der  Inhalt  desselben  begünstigt  die  erfreu- 
liche schwunghaftere  Entwicklung  des  österreichischen  Berg- 
baues und  des  Hüttenwesens,  welche  sich  in  der  kurzen 
seither  verflossenen  Zeit  aller  Orten,  wo  diese  Beschäftigung 
betneben  wird,  bemerkbar  macht  In  Uebereinstimmung 
hiermit  steht  die  neue  Einrichtung  der  den  Tribunalen  zu- 
gewiesenen montanistischen  Gerichtsbarkeit  und  der  monta- 
nistischen Verwaltungs- Behörden.  Eben  so  wird  das  Berg- 
wesen wesentlich  gefördert  durch  das  bereits  erwähnte  Forst- 
gesetz vom  3.  December  1852  und  das  damit  in  Verbindung 
stehende  Holz-  und  Weide -Ablösungsgesetz  vom  5.  Juli  1853, 
welche,  indem  sie  der  Devastirung  der  ausgedehnten  Forste 
des  österreichischen  Eaiserstaates  zu  steuern  und  eine  ent- 
sprechende Bewirthschaftung  derselben  aufrecht  zu  halten 
berufen  sind,  dem  Bergbaue  und  Hüttenwesen  das  unent- 
behrliche Materiale  für  den  Abbau  seiner  reichen  Erzgänge 
und  Eohlenflötze  und  für  die  Gewinnung  und  Verarbeitung 
der  Metalle  sicher  stellen. 

In  technischer  Beziehung  wurde  sowohl  von  Seite  des 
Montan -Aerars,  als  zahlreicher  intelligenter  Privat- Gewer- 
ken,  theils  durch  die  Errichtung  grösserer  montanistischer 
Etablissements  nach  den  neuesten  wissenschaftlichen  und 
technischen  Erfahrungen,  theils  durch  eine  zeitgemässe  üm- 
staltung  und  Erweiterung  vieler  älteren  Werke ,  auf  der  Bahn 
des  Fortschrittes  zur  Hebung  der  heimischen  Montan-Industrie 
rastlos  vorgegangen. 

Dem  schon  längst  allgemein  anerkannten  Bedürfnisse  eines 
einheitlichen  Berggesetzes  für  alle  Bergbautreibenden  der  österrei- 
chischen Monarchie  wurde  durch  das  allgemeine  Berggesetz 
vom  23.  Mai  1854  entsprochen,  welches  ftlr  alle  Kronländer  giltig 
erklärt  wurde  und  in  den  meisten  derselben  schon  am  1.  November 
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1854,  in  der  Müitäi^ränze  am  27.  Januar  1856  und  in  dem  lom- 
bardisch -venezianischen  Königreiche  und  Dalmatien  am  1.  November 
1857  in  Wirksamkeit  trat '.    . 

Schon  früher  hatte  die  Staatsverwaltung  ihre  Aufmerksamkeit 
darauf  gerichtet,  den  Bergbau,  wo  diess  thunlich  war,  mehr  ans 
seiner  Sonderstellung  in  den  allgemeinen  gesetzlichen  Verband  ein- 
zubeziehen,  was  bei  der  Organisation  der  Gerichtsbehörden  der 
verschiedenen  Krouiänder  in  den  Jahren  1850  bis  1854  durch  die 
Trennung  der  Berggerichtsbarkeit  von  den  Berglehens-  und  Beig- 
Polizei- Behörden  theilweise  geschah,  sowie  der  Zweck  eines  all- 
gemeinen Berggesetzes  durch  die  Aufliebung  der  Patrimonial- Berg- 
gerichts -  Substitutionen  (berggerichtliche,  berglehensamtliche  und 
bergpolizeiliche  Patrimonial -Verwaltungen)  vom  7.  März  1850  und 
die  Aufhebung  des  den  Grundherren  in  Böhmen,  Mähren  und 
Schlesien  zustehenden  Zehentes  vom  11.  Juli  1850  angebahnt  wurde. 

Das  allgemeine  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  hat  allen  Berg- 
bautreibenden des  einigen  Oesterreich'^s  gleiche  Rechte  gesichert 
und  auch  gleiche  Pflichten  (Frohne  u.  s.  w.)  auferlegt  und  da- 
durch, dass  es  die  Bildung  grösserer  Bergbau- Unternehmungen 
unterstützt,  einen  grossartigen  Aufschwung  des  österreichiachen 
Bergbaues  begünstigt  Es  ist  in  diesem  Berggesetze  auch  sorgftdüg 
vermieden ,  illr  den  Bergbau  besondere ,  von  den  allgemeinen  abwei- 
chende Gesetzes-Normen  zu  geben ,  so  dass  solche  nur  dort  aufge- 
stellt wurden,  wo  die  cigenthümlichen  Verhältnisse  dieses  Industrie- 
Zweiges  es  dringend  forderten;  in  allen  anderen  Ffillen  wurden 
die  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetze  und  administrativen  Verord- 
nungen zur  Geltung  gebracht 

Um  aber  auch  alle  Objecte  des  Bergbaues  unter  das  allgemeine 
Berggesetz  zu  stellen ,  wurde  die  Verpflichtung  den  Gewerken ,  die 
gold-  und  silberhaltigen  Erze  und  Schliche  oder  das  gewonnene 
Gold  und  Silber  an  die  k.  k.  Aerarial-Eiulösung  abzugeben,  mit 
1.  Mai  1857  aufgehoben.  Die  bis  daliin  zur  Einlösung  des  Berg- 
und  Hütten-Goldes  und  Silbers,  so  wie  zur  Bruch-  und  Pagamenl- 
Einlösung  verpflichteten  Münz-  und  Einlösungs-Aemter  sind  auch 
künftig  zur  freiwilligen  Einlösung  ermächtigte 

Die  Organe,   welche  im  Sinne  des  allgemeinen  Berggesetzes 

*  Kaiserliches  Patent  vom  23.  Mai  1854,  Minis t-Verord.  vom  27.  Ja- 
nuar 1856  und  20.  Juli  1857. 

'  Kaiserliches  PAtent  vom  24.  October  1856  und  Minist-Verord.  vom 
5.  M&rz  1857. 


587 


die  berglehensamtliche  und  bergpolizeiliche  Verwaltung  zu  fahren 
berufen  sind,  wurden  schon  vorläufig  unterm  14.  März  1850  für 
Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  unterm  26.  Mai  1850  für  Oester- 
reich  ob  und  unter  der  Enns,  Salzbui^,  Steiermark,  Kämthen, 
Krain,  Görz,  Istrien,  Tirol  und  Vorarlberg,  dann  aber  unterm 
28.  April  1855  ftlr  Ungern,  unterm  16.  Mai  1855  für  das  Banat, 
unterm  10.  September  1855  für  Gaiizien  und  die  Bukowina,  unterm 
17.  October  1855  für  Kroatien  und  Slavonien,  unterm  27.  Januar 
1856  für  die  Militärgränze,  unterm  4.  April  1856  ftir  Siebenbürgen 
und  unterm  20.  Juli  1857  für  das  lombardisch -venezianische  König- 
reich und  Dalmatien  in  den  provisorischen  Berghauptmannschaften 
und  deren  exponirten  Berg-Commissariaten  bestellt 

Das  Forstgesetz  vom  3.  December  1852  und  dessen  Er- 
gänzung, das  Holz-  und  Weide -Ablösungsgesetz  vom  5.  Juli  1853, 
stehen  insoweit  mit  der  künftigen  zu  hoffenden  erfreulichen -Ent- 
wicklung des  österreichischen  Bergbaues  und  Hüttenwesens  in 
naher  Beziehung ,-  als  durch  dieses  Gesetz,  welches  Schonung  und 
entsprechende  Bewirthschaftung  der  österreichischen  Forste  zum 
Zwecke  hat,  der  Holzreichthum  des  Kaiserstaates  für  die  heimische 
Industrie,  die  ohne  dieses  Materiale  nicht  bestehen  kann,  erhalten 
werden  soll.  Denn  der  Bergbau  bedarf  sowohl  zur  Aufrechthal- 
tang seiner  unterirdischen  Aufschluss-  und  Abbau-Strecken  und  zum 
Abbaue  der  Erzgänge  und  Kohlenflötze  selbst  unumgänglich  nam- 
haile  Massen  von  Bau-  und  Grubenholz,  als  insbesondere  für  die 
Schmelzung  der  Erze,  welche  in  Oesterreich  noch  fast  durchaus 
mittelst  Holzkohlen  bewerkstelligt  wird,  da  hierzu  geeignete  Stein- 
kohlen nur  in  wenigen  erzreichen  Gegenden  vorkommen,  sowie 
für  die  RaflRnirung  der  Rohmetalle,  für  welche  die  Verwendung 
von  Mineral -Kohlen  erst  in  der  neuesten  Zeit  eine  grössere  Aus- 
dehnung erlangt  hat,  die  Gewinnung  einer  hinreichenden  Menge 
von  Holzkohlen  noch  immer  als  maassgebende  Bedingung  erscheint 
und  ein  sehr  bedeutender  Theil  des  gesammten  Waldstandes  der 
industriereichen  Kronländer  dieser  Verwendung  gewidmet  ist. 

Das  österreichische  Bergwesen  ist  auch  in  technischer  Bezie- 
hung sowohl  durch  die  Bestrebungen  der  ärarischen  Montan -Ver- 
waltung als  inteUigenter  Privat -Gewerken  in  den  letzten  Jahren 
voi^eschritten  und  hat  nicht  nur  namhafle  technische,  sondern 
auch  ökonomische  Vortheile  erzielt 

Von  den  Betriebs -Erweiterungen  und  Verbesserungen,  die 
in  der  neuesten   Zeit  —  1850  bis   1855  —  bei  den  ärariechen 
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Bei^bauen  und  Hüttenwerken  in^s  Werk  gesetzt  wurden,  können 
die  nachstehenden  als  die  wesentlichsten  erwähnt  werden:  Bei  den 
Steinkohlen- Bergbauen.  Erweiterung  des  Grubenbetriebeö 
und  Einleitung  eines  stärkeren  Abbaues  in  Häring  (Tirol)  and 
Steierdorf  (Banat)^  Ei-weiterung  des  Gruben -Besitzstandes  durch 
Ankauf  nachbarlicher  Gruben  in  Wirtatobel  nächst  Bregenz  (Vor- 
arlberg); Aufstellung  von  10  Dampf-Maschinen  mit  366  Pferdekraft 
zur  Förderung  und  Wasserhebung  in  Brandeisl  und  Kladno  (Böh- 
men), Mährisch -Ostrau  (Mähren)  und  Jaworzno  (€ralizien),  sowie 
einer  Dampfmaschine  von  15  Pferdekraft  zur  Wetterführung  in 
Mährisch -Ostrau.  Bei  den  Salzbergbauen.  Wiederaufnahme 
und  Einführung  der  continuirlichen  Verwässerung  in  Hallstait 
(Oesterreich  ob  der  Enns)  und  Hall  (Tirol);  Durchführung  des 
Abbaues  minder  mächtiger  Salzlager  in  Wieliczka  und  Bochnia 
(Galizien);  Einführung  der  Drathseile  bei  der  Förderung  in  Wie- 
liczka; Vorarbeiten  zur  Benützung  der  Dampfkraft  für  die  Forde- 
rung in  WieliczlCEt  und  Bochnia;  Aufstellung  von  3  Dampf-Maschi- 
nen zu  6  Pferdekraft  zu  Stebnik,  Kalusz  und  Kossow  und  zweier 
Pferdegöppel  zu  Laeko  und  Bolechow  (Galizien)  zur  Hebung  der 
Salzsoole,  nebst  Einführung  künstlicher  Soolen- Erzeugung;  Au»- 
führuug  von  Drainage -Arbeiten  zur  Trockenlegung  des  Salzberges 
zu  Hallstatt  (Oesterreich  ob  der  Enns).  Bei  den  Eisenstein- 
Berg  bauen.  Ausdehnung  des  Grubenbetriebes  zu  Szaszka  und 
Dognacska  (Banat)  auf  die  dortigen  Eisenstein -Ablagerungen;  wei- 
terer Aufschluss  und  schwunghafterer  Betrieb  der  Bergbaue  am 
Buchberge,  zu  Penkerötz  und  Schöfierötz  (Salzburg);  ReguUrung 
des  Abbaues  am  Eisenerzer  Erzberge  (Steiermark)  durch  zweck- 
mässige Einleitung  eines  grossartigeren  Tagbaues.  Bei  den  ande- 
ren Mineral- Bergbauen.  Aufschluss  tieferer  Horizonte  durch 
die  Anlage  und  den  Betrieb  neuer,  sowie  durch  die  Gewälügnng 
alter  Tiefbaue  in  Przibram  (Silber  und  Blei),  Joachimsthal  (Silber), 
Schlaggenwald  (Zinn),  Zielona  (Schwefel),  Rauris  (Gold),  Radoboje 
(Schwefel)  und  Veresvicz  (Silber  und  Gold);  schwunghafter  Be- 
trieb von  Erbstollen  zur  Wasserlösung  grösserer  Gruben -Reviere 
in  Schemnitz,  Kapnik  und  Orla  (Silber,  Gold  und  Blei);  Erweite- 
rung des  Gruben-Betriebes  in  Kitzbüchel;  Einführung  eines  zweck- 
mässigeren  Abbaues  —  des  Querbaues  —  in  Agordo,  wodurch  ein 
vollständiger  Abbau  erzielt  und  viel  Holz  erspart  wird;  Aufstel- 
lung "von  2*1  Wasserheb-  und  Förderungs- Maschinen  in  Praibram, 
Joachimsthal ,    Schlaggen wald ,    Idria    (Quecksilber) ,    Schemnitz, 
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SchmöUnitz ,  Aranyidka  (Silber,  Antimon  und  Kupfer),  Veresvicz, 
Kapnik  und  Szaszka  (Kupfer),  worunter  12  Wassersäulen-Maschinen 
in  JoachimsthaK  Schemnitz,  Schmöllnitz  undSzaszka,  und  2  Turbinen 
in  Joachimsthal  und  Schlaggenwald;  Einbau  einer  Fahrkunst  mit 
Dampf- Maschine  in  Przibram;  Umbau  der  Rosskunst  in  Radoboje 
und  Verstärkung  der  Wassersäulen -Maschine  in  Raibl;  Einfiihrung 
der  Schalen-  statt  der  Tonnen -Förderung  am  Marien  -  Schachte  in 
Przibram;  Anli^e  von  Gruben-  und  Tag-Eisenbahnen  zu  Joachims- 
thal, Bleistadt,  Kitzbüchel,  Pillersee,  Idria  und  Verespatak  in 
einer  Gesammtlänge  von  mehr  als  4.000  Klaftern;  Herstellung, 
En?v'eiterung  und  Neubau  von  Poch-  und  Waschwerken  in  Przibram, 
Podles,  Bohutin,  Joachimsthal,  Bleistadt,  am  Schneeberge  bei  Klau- 
sen, in  Kitzbüchel,  Bleiberg,  Raibl  und  Verespatak,  im  letzteren 
Orte  wurde  ein  grosses  Poch-  und  Wasch  werk  mit  5  Poch-Ma- 
scliinen  und  90  Pochstempeln,  00  Goldmühlen  und  12  Stosshei-den 
erbaut;  Errichtung  eines  Erzquetsch -Walzwerkes  in  Przibram,  des- 
sen Leistung  3  bis  4  Mal  grösser  und  dessen  Arbeit  um  die  Hälfte 
billiger  ist,  als  jene  der  Trocken  -  Pochwerke ;  Versuche  mit  neuen 
Siebsetz -Maschinen  (Doppel- Setzpumpen)  in  Przibram;  gelungene 
Versuche  bei  der  Amalgamation  mit  destillirtem  Quecksilber  in 
Rauris  und  Zell;  Sicherung  der  Betriebskraft  durch  Anlage  von 
grossen  Teichen  in  Przibram  und  Ohoma  —  bei  Schmöllnitz  —  und 
Herstellung  des  Teichdammes  zu  Certest.  Bei  den  Salz-Sud- 
hütten. Einführung  der  Viehsalz -Erzeugung  bei  den  Salinen  im 
Salzkammergut,  Tirol,  Galizien  und  Ungeni;  Einführung  einer 
gleichförmigen  Bestimmung  des  Salzgehaltes  der  Soolen  bei  allen 
Salinen ,  mit  Ausnahme  von  jener  in  Hall ;  Anlage  neuer  Sudhäuser 
in  Hallein  und  Hall;  Benützung  des  Torfes  und  der  Braunkohlen 
zur  Trocknung  des  Salzes  bei  den  Salinen  des  Salzkammergutes. 
Bei  den  Eisen -Hütten werken.  Gänzlicher  und  zweckmässiger 
Umbau  der  Gusshütte  und  Bau  dreier  Hochöfen  in  Maria -Zell; 
Bau  von  Hochöfen  in  Straschitz,  Hieflau  und  Theissholz;  Einrich- 
tung einer  Giesserei  in  Werfen  und  einer  Kanonen-Giesserei  nebst 
Bohrwerk  in  Reschiza;  Einrichtung  und  Erweiterung  von  Appre- 
turs- Werkstätten  in  Maria-Zeil,  St  Stefan,  Werfen,  Jenbach  und 
Govasdia;  Verwendung  des  Torfes  zur  Roheisen-Erzeugung  in  Pil- 
lersee; Vervollkommnung  des  Munitions- Gusses  in  Holaubkau  und 
Franzensthal;  Herstellung  neuer  continuirlicher  Schacht -Röstöfen 
mit  Treppenrösten  für  die  Benützung  der  Kohlenlösche  nach  den 
Angaben  des  k.  k.  Bergrathes  Wagner  in  MariarZell,  Neubei^  und 
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;^  Heafara  der  Poddlings-  und  Walzwerke  fiir  Torf-'  und 
Iluk  Cidtiirninjr  in  Ebenan^  Brezowa  und  Kudsir^  letzteres  ist 
dm  cnle  dieasfiülig  eingerichtete  Eisenwerk  in  SiebenbilTgen^  in 
welcfaefli  aber  die  Masseln  noch  im  Herdfeuer  ausgeheizt  werden: 
Emehteng  too  Walzenstrasseu  in  Dobrziw  und  Sebeshely;  Ehrwei- 
der  Pnddüngs-  und  Walzwerke  in  Neuberg  um  2  Dampf- 
nnd  2  Wakenstnissen  und  in  Reschiiza  um  1  Dampfham- 

ond  2  Wahenstiassen;  Bau  der  6uss-  und  Cement-Stahlhütten 
in  BeichenaiL  ReicfaFaming  und  Eibiswald  \  Bau  geschlossener  Frisdi- 
feaer  mit  Vorwftrmherden  und  Winderhitzungs- Apparaten  in  Dobrziw, 
Fbdiaa  und  Sebeshelj;  Einftlhrun^  der  Kleinfrischerei  mit  ent- 
schieden gutem  Erfolge  in  Kessen  und  Diösgyör;  DurchAihrung 
der  Rohstahl- Erzeugung  im  Puddelofen  zu  Neubei^  und  Eübiswald; 
Fiiifiihning  des  Puddekis  mit  Torfgasen  in  Oesterreich  zu  Kessen. 
Bei  den  anderen  montanistischen  Hüttenwerken.  Bau 
dtf  Süb0^  und  Kupfer-Schmelzhfitten  in  Joaehimsthal^  Lend,  Kitz- 
bächd.»  Asordo  und  Femesce,  dann  der  Schwefelhütte  in  Szwoszo- 
wiee;  Erweiterui^  der  Silk>erhütte  in  Kapnik;  Bau  eines  Treibhei^ 
des  neuer  Constniction  nach  Angabe  des  k.  k.  Bergrathes  Blasckika  in 
Schemnitz;  Erweiterung  der  Rostungs-  und  Cementations-Vorrichtun- 
gen  in  verbesserter  Art  zu  Agordo^  Aufstellung  von  Kupferblech- 
Walzwerken  zu  Brixlegg  und  Jakobsdorf  (bei  Neusohl)  und  eines 
Crlinder-GebUises  zu  LaposULnja;  abgeführte  Versuche  der  Silber- 
Extractioo  auf  nassem  Wege  (statt  der  Verbleiung)  zu  Joachimsthal 
und  Einfühning  dieser  Zugutebringung  der  Silbererze  zu  Tajowa, 
wobei  die  Gewinnungskosten  bei  einer  Mark  Silber  um  5  fl.  50  kr. 
vermindert  wurden^  Darstellung  des  Urangelb  im  Grossen  zu  Juar 
chimsthal;  Schwefel -Elrzeugung  nach  französischen  Mustern  in  Ra- 
doboje;  Einführung  verschiedener  auf  Ersparung  an  Brennstoff  und 
Metall -Verlust  berechneter  Verbesserungen  zu  Joachimsthal  (wo- 
durch jahrlich  an  10.000  Gulden  erspart  werden)  und  Schlaggen- 
wald; Bau  eines  verbesserten  amerikanischen  Blei -Schmelzofens  in 
Bleiberg;  Bau  eines  continuirlichen  Schachtofens  ftir  ärmere  Ge- 
schicke in  Idria;  Verröstung  der  Erze  vor  dem  Rohschmelzen  und 
Zugutebringung  der  Amalgamations- Rückstände  durch  Schmelzung 
in  Flammöfen  zu  SchmöUnitz  und  Altwasser,  bei  welcher  letzteren 
Arbeit  jährlich  an  18.000  Gulden  in  Ersparung  kommen. 

Ebenso  ist  auch  die  Privat -Industrie  wählend  dieser  Zeit- 
Periode  auf  dem  Felde  des  Montan -Wesens  mit  Erfolg  vorge- 
schritten; die  hauptsächlichsten  Verbesserungen  erfolgten  auf  dem 
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Gebiete  der  Mineralkohlen-  und  Eisen-Gewinnung.  Ergiebige  Stein- 
kohlen -  Bergbaue  wurden  insbesondere  in  Böhmen  aufgeschlossen^ 
sowie  fast  in  allen  Theilen  des  Reiches  gut  administi-ii-te  Mineral- 
Kohlen-  (wie  auch  andere)  Bergbaue  gegründet  wurden. 

Besonders  aber  wurde  von  Privat- Gewerken  die  heimische 
Eisen -Industrie  durch  Errichtung,  zeitgemässe  Umstaltung  und  Er- 
weiterung grösserer  nach  den  neuesten  Fortschritten  der  Pyrotech- 
nik und  Mechanik  eingerichteter  Eisenhütten  gehoben.  Die  Kron- 
länder Kämthen,  Steiermark,  Böhmen  und  Mähren  sind  es  vor- 
zugsweise, in  welchen  die  Privat -Industrie  in  dieser  Beziehung  - 
durch  grosse  Anstrengungen  die  schönsten  und  lohnendsten  Erfolge 
erzielt  hat.  Es  sei  hier  bloss  der  in  der  letzteren  Zeit  allgemein 
in  Aufnahme  gekommenen  Einftlhrung  der  Mineralkohlen-  und 
Torf- Feuerung  bei  den  Eisen -Raffinirwerken  und  der  Benützung 
der  Dampf  kraft  für  den  Walzwerks -Betrieb  gedacht,  welche  Re- 
sultate des  strebsamen  Gewerbsfleisses  als  die  erfreulichsten  Erfolge 
des  Elisenhütten  -  Gewerbes  betrachtet  werden  müssen. 

Zu  jenen  Privat-Gewerken,  welche  in  den  angedeuteten  Rich- 
tungen die  Entwicklung  des  Eisenhüttenwesens  im  österreichischen 
Kaiserstaate  in  der  Neuzeit  vorzüglich  gefbrdert  haben,  können 
gezählt  werden:  die  Gebrüder  von  Rosthorn  und  Eugen  Freiherr 
von  Dickmann  zu  Prevali,  Ghraf  Ferdinand  von  Egger  zu  Lippitz- 
baeh  und  Freudenberg,  die  Actien-Gesellschaft  zu  Buchscheiden  in 
Kärnthen^  Se.  k.  k.  Hoheit  Eraherzög  Johann  zu  Krems,  Graf 
Hugo  Henkl  von  Donnersmark  zu  Zeltweg,  Franz  Mayer  zu  Leo- 
ben, Karl  Mayer  zu  Judenburg,  FranSs  Ritter  von  Fridau  zu  Mau- 
tern und  Leoben f  V.  F.  Sessler  zu  Krieglach,  Paul  von  Putzer  zu 
Store  in  Steiermark;  Freiherr  von  Rothschild  zu  Witkowitz,  die 
Gebrüder  Klein  zu  Zöptau  und  Stefanau  in  Mähren;  Se.  k.  k. 
Hoheit  Erzherzog  Albrecht  zu  Lippina  in  Schlesien;  U.  D.  Lind- 
-heim  in  Plan  und  Wilkischen  in  Böhmen,  und  Andere. 

Eine  vielseitigere  Verwendung  der  fossilen  Brennstoffe  —  Stein- 
kohlen und  Torf  —  bei  dem  Eisen  -  Schmelzprocesse  wurde  auch 
von  Privat-Gewerken  durch  den  Bau  einzelner  neuer,  für  diesen 
Zweck  eingerichteter  Schmelzhütten  —  in  Stefanau  und  Kladno  — 
für  die  Zukunft  angebahnt. 

Unzweifelhaft  aber  ist  das  von  Sr.  k.  k.  Majestät  Allerhöchst 
genehmigte  herzustellende  Eisenbahnnetz  in  Oesterreieh  für  die 
Entwicklung  des  heimischen  Eisenhütten -Gewerbes  von  der  gröss- 
ten  Bedeutung  <)  da  die  Vollendung  desselben  die  überaus  reichen 
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Mineral  -  Schätze  Ungern's  und  Siebenbttrgen's  dem  allgemeiuen 
Verkehre  erschliesst  und  deren  fruchtbringende  Gewinnung  und 
Verschmelzung  möglich  machte  wodurch  jedenfalls  die  intiUidische 
Roheisen -Production  auf  die  erforderliche  Höhe  gesteuert  werden 
wird,  um  dem  Bedürfnisse  zu  genügen. 

Ein  grosser  und  seinem  Umfange  nach  gegenwärtig  noch  gar  nicht 
zu  beurtheilender  Umschwung  bereitet  sich  noch  für  die  uftchste 
Zukunft  in  dem  Zweige  der  österreichischen  Eisen -Industrie  vor« 
Der  in  Folge  der  früher  ungenügenden  Forstwirthschaft  verringerte 
Waldstand  bietet  bisher  noch  eine  kaum  tibersteigliche  Schranke 
Itlr  die'  Ausdehnung  der  Eisen -Production  dar.  Die  neuerliche 
Auffindung  von  Eisenerzen  in  der  Nähe  der  Gewinnung  trefflicher 
vercoaksbarer  Kohle  in  mehreren  Gegenden  von  Böhmen,  und  die 
in  Folge  derselben  bereits  bewerkstelligte  oder  doch  nahe  bevor- 
stehende Errichtung  von  Eisenschmelzwerken,  nach  dem  Muster 
der  neuesten  belgischen  Anlagen  dieser  Art,  verspricht  jedoch  der 
inländischen  Elisenerzeugung  einen  ausserordentlichen  Aufschwung 
zu  ertheilen.  Hierdurch  wird  aber  nicht  bloss  das  in  der  Land- 
wirthschaft  und  im  Betriebe  der  Maschinen -Fabriken  insbesondere 
fühlbare  Bedürfniss  nach  Eisen  mehr  als  gegenwärtig  befriedigt 
werden;  es  wird  sich  dadurch  auch  die  Möglichkeit  ergeben,  das 
treffliche  steiermärkische  und  kämthnerische  Eisen,  welches  bish^ 
grossentheils  zu  den  ordinärsten  Erzeugnissen  verarbeitet  werden 
musste,  einer  gewinnreicheren  Verwendung  für  die  feineren  Pro- 
ducte,  insbesondere  aber  für  massenhafte  Erzeugung  von  Stahl, 
wozu  es  sich  so  ausgezeichnet  eignet,  zuzuführen,  wodurch  dieser 
reiche  Schatz  österreichischen  Bodens  auf  eine  dem  allgemeinen  Vor* 
theile  und  dem  besonderen  Interesse  der  Gewerken  mehr  zusagende 
Weise  wird  verwerthet  werden  können,  ohne  dadurch  die  übrigen 
eisenverarbeitenden  Zweige  inländischen  Gewerbfleisses  zu  be^* 
trächtigen.  Diese  Ergebnisse  werden  aber  in  noch  grösserem  Maasa- 
Stabe  gewonnen  werden,  wenn  das  vom  königl.  bairischen  Ober- 
postrathe  Exter  erfundene  und  auch  in  grösserem  Maassstabe  erprobte 
Verjßgdiren  der  Torfbereitung,  wie  zu  hoffen,  in  Oesterreich  allge- 
meine Anwendung  finden  wird,  da  in  der  Nähe  einzelner  Erz- 
lagerstätten sieh  umfangreiche  Torfmoore  befinden,  deren  Benützung 
für  den  Hochofenbetrieb  sich  nur  um  so  erwünschter  darstellt,  als, 
wie  erwähnt,  die  verfügbare  Menge  der  Holzkohlen  dem  gegen- 
wärtigen Betriebe  kaum  genügt,  und  eine  Erweiterung  desselben 
bei  ausschliessender  Verwendung  der  Holzkohlen  nicht  möglich  wäre. 
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Die  Montan -Production  hat  seit  dem  Jahre  1847  im  AUger 
meinen  zugenommen  *,  insbesondere  aber  ist  seit  jener  Zeit  die 
Eisen-  mid  Steinkohlen -Production  regelmässig  und  zwar  sehr  be- 
deutend erhöht  worden,  deim  die  bezüglichen  Erhebungen  weisen 
im  Jahre  1855  eine  Erzeugung  von  4,817.233  Centnem  Roh-  und 
Gusseisen  und  36,400.951  Cebtnem  Steinkohlen  Aach,  während 
im  Jahre  1847  bloss  3,623.239  Centner  Roh-  und  Gusseisen  und 
15y^79.134  Centner  Steinkohlen  producirt  wurden,  daher  sieh  in 
8  Jahren  die  Roh-  und  Gusseisen-Erzeugung  um  1,193.994  Centner 
und  die  Steinkohlen -Ausbeute  um  21,lil.817  Centner  oder  die 
erstere  um  33  Percent,  die  letztere  aber  tim  138  Percent  der  Pro- 
duction vom  Jahre  1847  Vermehrt  hat.  ' 

i  21. 
19.     Unterricht. 

In  dem  Verwaltungszweige  des  öffentlichen  Unterrichtes 
fand  eine  gänzliche  Umgestaltung  Statt.  Die  Errichtung  eines 
eigenen  Ministeriun^s  Air  den  öffentlichen  Unterricht  beur- 
kundete, dass  Neu-Oesterreich  die  Unerlässlichkeit  und  Dring- 
lichkeit einer  durchgreifenden  Regeneration  des  Unterrichts- 
wesens erkannt  habe,  und  der  Thätigkeit  und  Umsicht  des 
Ministers  Grafen  Thun  gelang  es,  innerhalb  weniger  Jahre 
eine  fast  yollständige  Neugestaltung  desselben  zu  bewirken. 

Dieser  Zweig  war  einer  derjenigen,  in  welcheni  die 
frühere  Gestaltung  am  meisten  hinter  den  Anforderungen 
der  Neuzeit  zurückgeblieben  war.     Die  Uiiiversitäten  waren 

'  Die  Montan -Production  des  Jahr^  1855  war  nachstehende:  6.1 73*/, 
Mark  Gold,  130.457  Mark  Silber  (d.  1.  die  in  diesetti  Jahre  zur  EinlöBUDg 
gelangte  Menge),  3.848 '/j  Centner  Quecksilber,  451  Centner  Zinn,  17.6^ 
Centner  Zink,  48.688V3  Centner  Rohkupfer,  lOd.OTGV,  Centner  Blei,  21.567 
Centher  Glätte,  1.723  Centner  Antimon,  335 V^  Ceutuer  Kickelspeise,  1.34d 
Centner  Arsenik, 28.383  Centner  Schwefel,  4,249.534 Centner  Roheisen,  567.690 
CentnerGusseisen,  37.548  Centner  Alaun,  4.083  Centner  Kupfervitriol^  42.63(8 
Centner  Eisenvitriol,  10  Centner  Urangelb,  10.983  Centner  Braunstein, 
23.254  Centner  Graphit,  13.366  Centner  Asphal tateine,  36,400.951  Centner 
Steinkohlen,  696.188  Centner  IWf  und  7,122.316  Centner  Stein«,  Sud- 
imd  Meersalz.  «  ^ 

V.  Cznernig,  Oosterreich*»  Ncugeftt«ltuiig.  3o 
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nllmfthlicli  zu  Faciischnlen  tHh*  praktische  Zwecke  herabge- 
sunken, innerhalb  welcher  Beschränkung  sie  allerdings  durch 
den  Eifer  begabter  Prdfessoren  manches  Bedeutende  leiste- 
ten; insbesondere  war  es  das  medicinische  Studium,  wobei 
die  allgemeine  wissenschaftliche  Richtung  nicht  w^ohl  von 
dem  Fachstudium  getrennt  werden  kann,  in  welchem  die 
Wiener  sowie  auch  die  Prager  Universität,  unterstützt  voo 
umfassenden  klinischen  Anstalten ,  sich  zu  einer  hohen  Stufe 
der  Ausbildung  emporgeschwungen,  in  einigen  Fächern  selbst 
eine  neue  Richtung  eingeschlagen  und  einen  allwärts  an- 
erkannten Fortschritt  in  der  Wissenschaft  angebahnt  hatte. 
Noch  ungenügender  war  die  Verfassung  der  Mittelschulen, 
indem  in  den  Gymnasien  eine  wissenschaftliche  gründliche 
Vorbereitung  durch  den  Lehrplan  keineswegs  gefördert  wurde, 
bei  den  Realstudien  aber  ein  Zusammenhang  zwischen  den 
oberen  Classen  der  Volks-  (Haupt-)  Schulen  und  den  beste- 
henden polytechnischen  Anstalten  und  wenigen  Realschulen 
fiiBt  gänzlich  fehlte.  War  dieser  Zustand  schon  in  den  deut- 
schen und  slavischen  Kronländem  ein  durchaus  nicht  forder- 
licher, so  liess  er  in  den  ungrischen  und  italienischen  Kron- 
l&ndern  noch  mehr  zu  wünschen  übrig.  In  den  ungrischen 
Eronländern  beschränkte  sich  der  Einfluss  der  Regierung 
auf  wenige  höhere  Lehranstalten,  und  vermochte  sich  auch 
hier  nur  in  wenig  wirksamer  Weise  geltend  zu  machen; 
jede  Lehr -Anstalt  war  mehr  oder  weniger  autonom,  daher 
fehlte  der  Zusammenhang  und  Plan  in  der  Ertheilung  des 
Unterrichtes,  in  welchem  auf  wissenschaftliche  Ausbildung 
nur  sehr  geringe  Rücksicht  genommen  wurde ,  wozu  endlich 
die  Sprachenverwirrung  und  in  den  letzten  Jahren  die  Aus- 
schliessung der  lateinischen  und  deutschen  Sprache  vom  Un- 
terrichte kam,  wähi'end  es  der  magyarischen  Sprache  trotz  der 
Fortschritte,  welche  sie  in  anderen  Richtungen  des  OiTent- 
lieben  Lebens  machte ^  doch  an  wissenschaftlicher  Termino- 
logie nahezu  gänzlich  gebrach.    Im  Gegensatze  hierzu  standen 
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die  italiemschen  Kronländer ,  in  welchen  der  Unterricht 
ausschliessend  in  der  so  ausgebildeten  Landessprache  ertheilt 
wurde;  doch  hatte  sich  durch  lange  Stagnation  und  man- 
gelnde Ausbildung  der  Lehrer  —  unter  denen  sich  zwar 
einzelne  Koryphäen  der  Wissenschaft,  namentlich  in  den 
naturwissenschaftlichen  Fächern,  befanden,  von  denen  aber 
die  Mehrzahl  die  in  anderen  Ländern  erzielten  Fortschritte 
der  Wissenschaft  sich  weniger  aneignete,  —  der  v^issenschaft» 
liehe  Geist  mehr  und  mehr  aus  den  Vorträgen  entfernt 

Bei  der  einzuleitenden  Reform  lag  das  nachzuahmende 
Beispiel  nahe;  in  Deutschland  hatte  die  wissenschaftliche 
Ausbildung,  Dank  den  trefflich  eingerichteten  Lehr- Anstalten 
and  dem  in  denselben  vorherrschenden  wissenschaftlichen 
Geiste,  sich  auf  eine  hohe  Stufe,  wie  sie  kaum  sonst  irgend- 
wo erreicht  worden,  gehoben;  daher  konnten  die  dort  ge- 
wonnenen Erfahrungen  bei  der  Neugestaltung  des  Unter- 
richtes in  Oesterreich  benutzt  werden,  wobei  inzwischen  auf 
die  Schwierigkeiten  des  Uebergangszustandes  und  die  ob- 
waltenden Eigen  thümlichkeiten  der  österreichischen  Länder- 
gebiete die  gebührende  Rücksicht  genommen  werden  musste. 
Die  wesentlichsten  seither  eingetretenen  Aenderungen  lassen 
sich  auf  nachstehende  Momente  zurückführen. 

Zuerst  wurde  Hand  an  die  Reform  der  Universitäten 
gelegt,  welche  den  Charakter  selbstständiger  wissenschaft- 
licher Anstalten  für  den  höheren  Unterricht  erhielten ;  den 
Lehrkörpern  wurde  eine  unabhängige  Stellung,  zunächst 
durch  die  ihnen  übertragene  Leitung  der  Lehranstalten, 
zu  Theil,  wodurch  sowie  durch  die  eingeführte  Lehr-  und 
Lernfreiheit  zugleich  die  Kräftigung  des  wissenschaftlichen 
Standpunctes  erzielt  wurde.  Zu  diesem  Behufe  fand  eine 
Organisirung  der  akademischen  Behörden  Statt;  die  Univer- 
sitäten wurden  nach  Facultäten  (mit  Einschluss  der  tbat- 
aäcblich  neu  gegründeten  philosophischen  Facultäten)  ge- 
gliedert,  deren  jede   aus  dem  Lehrer -Collegium  und  den 
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itmaiatriculirten  Siudenlen  besteht,  die  Fi-oresßoren-ColIegien 
als  die  unmittelbar  leitenden  Behörden  der  Facultäten  und  der 
aus  denselben  gebildete  akademische  Senat  als  die  oberste 
akademische  Behörde  bestellt.  Besondere  Anordnungen  regeln 
die  Facultäts- Studien.  Die  Erlangung  einer  weiteren  Aus- 
bildung  in  den  Wissenschaften  neben  den  allgemeinen  Univer- 
sitäts- Studien,  namentlich  für  das  Lehrfach,  vermitteln  die. 
bei  den  grösseren  Universitäten  errichteten  Lehrer-Seminarien 
für  die  philologischen,  historischen  und  physikalischen  Wis- 
senschaften. Bei  d^r  grossen  Ausdehnung  der  ungrischen 
Länder  war  die  einzige  Univei*sität  zu  Pest  insbesondere  för 
die  Heranbildung  des  Beamtenstandes  nicht  ausreichend^ 
wesshalb  schon  früher  die  Akademien  zu  Pressburg,  Raab, 
Kaschau,  Grosswardein ,  Debreczin,  Agram  und  Herrmami- 
Stadt  als  beschränktere  Lehranstalten  für  das  rechts-  und 
staatswissenschaftliche  Studium  bestanden ;  diese  Akade- 
mien (mit  Ausnahme  jener  zu  Raab)  wurden  nunmehr 
als  öffentliche  erklärt,  nach  dem  neuen  Studienplane 
reorganisirt  imd  der  Mehrzahl  nach  vom  Staate  dotirt 
Für  die  Bewerber  um  Staatsdienste  aus  dem  rechts-  und 
staatswissenschaftlichen  Fache  wurden  die  Staatsprüfungen 
eingeführt,  welche  an  den  Sitzen  der  Univeraitäten  und 
Rechts-Akademien  von  eigenen  Commissionen  vorgenommen 
werden. 

Ohne  in  die  Würdigung  der  wissenschaftlichen  Thätig- 
keit  der  österreichischen  Hochschulen  in  jüngster  Zeit  näher 
einzugehen  j  kann  man  ihnen  die  Anerkennung  nicht  ver- 
sagen, dass  zufolge  ihrer  Reorganisation,  in  Verbindung 
mit  der  rastlosen  Sorge  für  Gewinnung  tüchtiger  Lehrkräfte 
und  Herbeiziehung  wissenschaftlicher  Gelebritäten  aus  dem 
ausser -österreichischen  Deutschland^  das  geistige  Leben  an 
ihnen  einen  neuen  Aufschwung  genommen  hat,  welcher  sich 
besonders  rttcksichtlich  der  philologischen  und  historischen 
Studien,    in   Betreff  der  Hervorhebung  der   geschichtlichen 
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Seite  der  Rechtswissenschaft,  endlich  in  Bezug  auf  die  viel- 
seitigere  Behandlung  der  Natur  -  Wissenschaften  kund  gab, 
und  den  engsten  Anschluss  an  die  wissenschaftliche  Ent- 
wicklung Deutschland's  rermittelte. 

Insoweit  die  selbstdtftndige  Fortbildung  der  Wissenschaft 
ausserhalb  des  Lehrfaches  den  Akademien  als  den  höchsten 
Anstalten  flir  geistige  Bildung  anheimgegeben  ist,  muss  hier 
auch  der  wissenschaftlichen  Akademien  gedacht  werden. 
Denn  obgleich  die  Errichtung  und  beziehungsweise  die  Re- 
organisirung  dieser  Anstalten  noch  in  die  frühere  Periode 
füllt,  so  vermochten  dieselben  doch  erst  in  der  jüngsten  Zeit 
ihre  Wirksamkeit  über  weitere  Kreise  auszudehnen.  Diesa 
gilt  namentlich  von  der  kaiserlichen  Akademie  der  Wissen- 
schaften zu  Wien,  welche,  im  Jahre  1847  gegründet,  seit 
1848  ihre  Thätigkeit  in  fruchtbringendster  und  allenthalben 
anerkannter  Weise  entfaltete.  Diess  beweisen  nicht  nur  die 
zahlreichen  Bände  ihrer  verschiedenen  seither  stattgefun- 
denen Veröffentlichungen ,  sondern  insbesondere  die  erfolg- 
reiche Anregung,  welche  sie  der  Pflege  der  Naturwissenschaften 
sowie  der  Geschichte  in  Oesterreich  ertheilt  hat  In  ersterer 
Beziehung  wurde  ihre  Wirksamkeit  namentlich  durch  das  im 
Jahre  1851  errichtete  meteorologische  Central -Institut  unter- 
stützt und  gehoben,  welches  mit  der  kaiserlichen  Akademie 
der  Wissenschaften  in  Verbindung  gesetzt  ward. 

E2ine  nicht  minder  umfassende  Umbildung,  als  dem 
Universitäts- Studium  zu  Theil  ward,  erhielt  der  Gymnasial- 
Unterricht.  Durch  Einbeziehung  des  frühereu  philosophischen 
Obligat -Curses  erhielt  das  Gymnasium  acht  Classen;  der 
Lehrplan  in  demselben  ist  auf  einen  gründlicheren  Unter- 
richt sowohl  in  den  humanistischen  als  in  den  naturwissen- 
schaftlichen Fachern  gerichtet,  in  Folge  dessen  auch  stren- 
gerere  Anforderungen  an  die  Studirenden  gestellt  werden 
können  und  diese  Schulen  dem  Bedürfnisse  einer  allgemeinen 
wissenschaftlichen    Bildung   entsprechen.    Jeder   Studirende, 
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welcher  an  eine  Universität  übertreten,  will,  muss  sich  am 
Schlüsse  des  Gymnasial -Gurses  einer  Maturitats-Pröfang  un- 
terziehen. Femer  wurde  auf  die  Abfassung  zweckmässiger 
Lehrbücher  für  die  einzelnen-  Fächer  Bedacht  genommen, 
die  Bildung  tauglicher  Lehrer  durch  die  Errichtung  der  be- 
reits erwähnten  Lehrer -Seniinarien  gefördert  und  deren  Be- 
fähigung  dufx^h  eine  für  die  Lehramts -Candidaten  vorgeschrie- 
bene Prüfung  erprobt,  endlich  das  Ausmaass  der  Bezüge  der 
Lehrer  erhöht. 

Der  technische  Unterricht,  dessen  Wichtigkeit  durch  die 
Entwicklung  der  Volkswirthschaft  in  der  neuesten  Zeit  noch 
mehr  hervortrat,  bedurfte  einer  organischen  Regelung  nnd 
Vervollständigung.  Zunächst  wurde  der  Orund  durch  die 
Errichtung  einer  hinreichenden  Anzahl  von  Realschulen  ge- 
legt, und  zwar  von  Unter -Realschulen,  welche  die  be- 
schränkte Ausbildung  für  die  niederen  Gewerbe  bezwecken, 
dann  von  Ober- Realschulen,  welche  als  Fortsetzung  der 
vorerwähnten  die  Vorbereitung  zu  den  höheren  technischen 
Studien  gewähren,  endlich  von  vollständigen  Realschulen, 
welche  diese  beiden  Kategorien  in  sich  vereinigen.  Zu  Ende 
1857  zählte  man  bereits  17  vollständige,  7  unvollständige  Ober- 
Reälschulen,  22  selbstständige  und  120  unselbstständigc  (d.  i. 
mit  Hauptschulen  verbundene)  Unter-Realschulen.  Die  Bildung 
tauglicher  Lehrer  für  Realschulen  bezwecken  die  Lehrerbil- 
dungs-Anstalt, welche  am  polytechnischen  Institute  zu  Wien 
vorbereitet  wird,  und  die  Curse  fUr  Unter-Realschul-Lehrer  an 
mehreren  Ober -Realschulen;  die  Candidaten  für  dieses  Lehr- 
fach haben  sich  einer  Prüfung  zu  unterziehen.  Eine  ener- 
gische Privatthätigkeit  wendete  sich  der  Gründung  von  Han- 
delsschulen zu,  deren  Bedürfniss  sich  täglich  mehr  kund  gab.  - 

Die  seit  mehr  als  einem  halben  Jahrhunderte  bestehenden 
Anstalten  für  den  Elementar-Unterricht  haben  sich  vollkommen 
entsprechend  bewährt,  wesshalb  es  in  Bezug  auf  dieselben 
dort,    wo   sie    bestanden,    wesentlicher   Aenderungen   nicht 
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bedurfte.  Doch  wurde  die  leitende  Oberaufsicbi  dieser  Schulen 
bei  den  Statthai tereien  concentrirt,  man  führte  Yerbesüserte 
LiebrbUcher  ein,  und  ti*achtete  die  Gehalte  der  Lehrer,  wo 
sie  zu  gering  bemessen  waren,  zu  erhöhen.  In  den  ungri- 
sehen  Ländern  musste  die  in  den  übrigen  Kronländeni 
bestehende  Schulverfassung  erst  eingeführt  werden,  w*obei 
man  auf  die  Regelung  der  Einschulung  und  Unterrichts- 
ertheilung  und  die  Erhöhung  der  Schul -Dotationen  vorzüg- 
lichen Bedacht  nahm. 

Der  Privat -Unterricht  an  den  Mittel-  und  Elementar- 
schulen wurde  einer  neuen  und  gleichförmigen  Regelung 
unterzogen,  deren  Zweck  insbesondere  dahin  ging,  den  für 
diesen  Unterricht  bestehenden  Anstalten  eine  Einrichtung  zu 
ertheilen,  welche  mit  jener  der  gleichartigen  öflentlichen 
Lehranstalten  möglichst  übereinstimmend  ist 

Die  Reformen  erstreckten  sich  auch  auf  die  Special- 
Schulen.  In  Folge  der  geänderten  Stellung  der  Kirche  zum 
Staate  waren  die  zu  einer  Berathung  zusammengetretenen 
katholischen  Bischöfe  darauf  bedacht^  die  Beziehungen  der 
katholischen  Kirche  zum  öffentlichen  Unterrichte  zu  regeln, 
und  zwar  insbesondere  hinsichtlich  des  Einflusses  auf  die 
Heranbildung  der  Candidaten  des  geistlichen  Standes  und 
auf  den  Unterricht  in  der  Religions  -  Wissenschaft  bei  den 
Mittelschulen.  Mach  den  Beschlüssen  der  Bischöfe,  welche 
die  Allerhöchste  Sanction  erhielten ,  wird  die  Befähigung  zum 
katholischen  Religions  -  Unterrichte  an  öflbntlichen  Lehran- 
stalten vom  Bischöfe  ertheilt,  und  die  Regierung  ernennt 
aus  diesen  Befähigten  die  Professoren  an  den  theologischen 
Facultäten  und  die  Religions  -  Lehrer  an  den  Mittelschulen. 
Die  geistlichen  Seminarien,  mit  welchen  Knaben -Semi- 
narien  verbunden  werden  können,  sind  der  Leitung  der  Bi- 
schöfe ausschliessend  überwiesen^  welche  auch  die  Leitung 
und  Beaufsichtigung  der  nach  jenen  Beschlüssen  gleichmässig 
einzurichtenden  Kloster-Lehranstalten  führen.    Die  Regierung 
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übt  die  Hllgemeine  Obemufeicht  aus,  und  beh&U  steh  die 
Zustimmung  zur  Berufung  der  Lehrer  an  die  geisüicben 
Ijehranstalten  vor-,  getrennt  von  letzteren  bestehen  die  theo- 
logischen Facultäten  als  Amtalten,  welche  die  Förderong  der 
theologischen  Wissenschaften  bezwecken,  fort  Auch  die 
evangelisch  -  theologische  Lehranstalt  zu  Wien  erfuhr  eine  ihre 
Wirksamkeit  förderliche  Umbildung,  welche  gleichfalls  meh- 
i'eren  anderen  Special-Lehranstalten  und  Lehrfächern  zu  Theil 
ward,  worunter  hier  nur  das  pharmaceutische  und  thier&rzi- 
liehe  Studium  erwähnt  werden. 

Bei  Einrichtungen,  welche  auf  die  Pflege  des  geistigen 
Lebens  abzielen,  tritt  das  ethnographische  Element  in  den 
Vordergrund;  nirgends  aber  verlangt  dasselbe  eine  so  man- 
nigfache Beachtung  als  in  Oesterreich,  wo  sich  mebrfiUtige 
Völkerstämme  begegnen,  ziemlich  gleich  an  Seelenzahl,  aber 
verschieden  an  Cultur  und  wissenschaftlicher  Ausbildung. 
Die  Geschichte  von  Oesterreich  hat  die  verschiedenartigsten 
Versuche,  um  in  den  einzelnen  Eronländern  den  ethnogra- 
phischen Anforderungen  gerecht  zu  werden,  aufgezeichnet, 
welche  zwischen  der  rücksichtslosen  Anwendung  eines  be- 
vorzugten Idioms  mit  Ausschluss  aller  anderen  ebenfalls 
berechtigten,  und  zwischen  der  musivLschen,  aller  Verbin- 
dung entbehrenden  Nebeneinanderstellung  der  verschieden- 
sten Sprachweisen  hin  und  her  schwankten.  Die  österrei- 
chische Regierung  geht  bei  diesen  die  Empfindlichkeit  der 
einzelnen  Völkerstämme  so  nahe  berührenden  Anordnungen 
von  einem  klar  erkannten  Grundsatze  aus,  welcher  bei  sei- 
ner Anwendung  mancherlei  durch  specielle  Eigenthümlichkei- 
ten  begründete  Modificationen  zulässt.  Sie  erkennt  vor  Allem 
das  Recht  jedes  einzelnen  an  Zahl  nur  irgend  bedeutenden 
Volksstammes,  zu  verlangen^  dass  seine  Kinder  den  allge- 
meinen Unterricht^  einschliesslich  der  Unterweisung  in  der 
Religion,  in  der  eigenen  Sprache  empfangen;  desshalb  wird 
der    Elementar -Unterricht     allenthalben     in    der    Sprache 
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ertheilt,  welche  tod  der  Mehrheit  der  Bewoiiöer  eines  Ortes 
ge^^coeheD  wird,  und  theilen  sich  die  Bewohner  nach  ent- 
sprechendem Verhältnisse  in  mehrere  Sprachen,  so  wird  der 
Unterricht  in  zwei,  ja  selbst  in  drei  der  vorherrschenden 
Sprachen  gegeben.  Auch  für  jene  weitere  praktische  Aus- 
bildung, welche,  ohne  eine  eigentlich  wissenschaftliche  Rich- 
tung zu  nehmen,  in  Unter -Realschulen,  ja  selbst  in  Gym- 
nasien zum  Abschlüsse  gelangt,  werden  die  Yorzüglichsten 
Völkerstämme  mit  Lehranstalten  bedacht,  in  denen  der  Vor- 
trag in  der  Landessprache  erfolgt  Wo  aber  die  wissen- 
schaftliche Ausbildung  beginnt,  da  treten  die  ethnographi- 
schen Anforderungen  in  den  Hintergrund,  und  es  wird 
zunächst  darauf  gesehen,  ob  die  Sprache  des  bezüglichen 
Volksstammes  eine  Cultur- Sprache  sei,  welche  ein  vollkom- 
men geeignetes  Mittel  flir  die  Unterweisung  in  den  Wissen- 
schaften darbietet,  weil  ohne  diese  Bedingung  der  Unterricht 
fruchtlos  wäre  und  nothwendig  zur  oberflächlichen  Behand- 
lung der  Wissenschaft  führen  müsste.  Desshalb  wird  in 
den  italienischen  Kronländem  der  höhere  Unterricht  in  der 
Landessprache,  weil  sie  eine  Cultur -Sprache  ist^  ertheilt, 
während  in  den  slavischen  und  ungrischen  Kronländem 
hierin  eine  Modification  eintritt.  Es  bestehen  zwar  Gymna- 
sien, in  welchen  der  Unterricht  in  den  einzelnen  Landes- 
sprachen, namentlich  in  der  czechischen,  slovakischen,  pol- 
nischen, serbo- kroatischen,  in  der  magyarischen  und  romani- 
schen (walfiu^hischen)  Sprache  erfolgt;  doch  muss  die  deutsche 
Sprache  einen  obligaten  Lelirgegenstand  bilden  und  dahin 
getrachtet  werden ,  dass  in  den  oberen  Classen  allmählich  der 
deutsche  Unterricht  vorwiege.  Ohne  einen  solchen  Ueber- 
gang  würde  es  den  Gymnasial -Schülern  unmöglich  werden, 
die  deutschen  Lehrvorträge  auf  den  Universitäten  jener 
Kronländer  äu  benützen.  Auf  letzteren  aber  werden  die  Wis- 
senschaften in  deutscher  Sprache  gelehrt ,  weil  die.  anderen 
Landessprachen  meist  nicht  jene  Ausbildung  besitzen,  welche 
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Biim  wissenschaftlichen  Vortrage  erforderlich  ist  *,  ferner^ 
weil  Jeder,  der  die  Wissenschaft  selbstständig  pflegt,  doch 
immer  nur  in  jenen  Idiomen,  welche  eine  wissenschaftliche 
Literatur  aufzuweisen  haben,  seine  Ausbildung  finden  kann. 
Die  österreichische  Regierung  müsste  auf  ihre  höhere  Mis- 
sion, die  Cultur  zu  fördern  und  namentlich  nach  Osten  «i 
tragen ,  verzichten ,  wenn  sie  sich  des  tauglichsten  Mittels 
hiefür  begeben  wollte,  welches  darin  besteht,  dass  die  wis 
s^nschaftlich  gebildeten  Männer  jener  Länder  die  deutsche 
Sprache  und  Wissenschaft  gründlich  kennen  und  durch  er- 
stere  beßihigt  werden ,  die  letztere  in  ihren  heimischen  Krei- 
sen zu  verbreiten.  Ausser  diesen  allgemeinen  hat  aber  die 
Regierung  noch  besondere  Beweggründe,  der  Eenntnias  der 
deutschen  Sprache  überall  innerhalb  ihres  Gebietes  die  Thore 
zu  öffnen.  Die  deutsche  ist  nordwärts  der  Alpen  (mit  gerin- 
gen Ausnahmen)  die  allgemeine  Verwaltungssprache,  welche 
der  zahlreiche,  für  die  Administration  erforderliche,  an  den 
mittleren  und  höheren  Lehranstalten  gebildete  Beamtenstand 
kennen  muss;  sie  ist  zugleich  die  Sprache  der  Heeresver- 
waltung, ohne  deren  Eenntuiss  Niemand  irgend  eine  Chai^ 
hoch  oder  niedrig,  in  der  Armee  bekleiden  kann.  Desshalb 
muss  die  Regierung  auch  dort,  wo  eine  andere  C^iltur-. 
Sprache  besteht,  trachten,  der  Kenntniss  der  deutschen 
Sprache  Eingang  zu  verschaffen^  wesshalb  in  den  italieni- 
schen Gymnasien  der  Unterricht  in  der  deutschen  Sprache 
einen  obligaten  Lehrgegenstand  bildet.  Endlich  bringt  der 
gewaltige  Umschwung,  welchen  die  Neuzeit  in  allen  Zweigen 
des  Verkehres  herbeiführt  und  hierdurch  das  Verkehrslel)en 

'  Es  geschah  in  den  letzten  Jahren  vor  1848,  dass  Lehrvorträge  in 
anderen  noch  nicht  ausgebildeten  Sprachen  gehalten  wurden,  welche  für 
die  specielle  Wissenschaft  (z.  B.  für  die  Chemie)  gar  keine  allgemein  an- 
genommenen Ausdrücke  hatten.  Der  Lehrer  masste  sich  dieselben  erfinden, 
woraus  hervorging,  dass  nach  vollendetem  Lehr-Curse  die  Studireoden 
von  dem  Erlernten  keinerlei  Gebrauch  machen  konnten  und  in  eine  nicht 
geringe  Verwirrung  der  angeeigneten  Begriffe  geriethen. 
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m  gewissen  Mittelpuncten  conceriirirt,  die  Nolhwendigkeit  mit 
sich,  dass  die  verkehrtreibenden  Bewohner  aller  Lftnder- 
gebiete  diessseits  der  Alpen  der  deutschen  Sprache  kundig 
sind,  weil  in  dieser  der  überwiegend  grössere  Theil  der  Ge- 
schäfte abgemacht,  die  Handelsbücber  und  die  Correspon^ 
denz  geführt  und  die  Wechsel  ausgestellt  werden*  Der  Re- 
gierung erwächst  hieraus  die  höhere  Pflicht,  in  der  Sorge 
für  das  Wohl  ihrer  Staatsangehörigen,  ohne  irgend  einen 
directen  Zwang  auszuüben,  die  Mittel  zur  Erlangung  der 
Kenntniss  der  deutschen  Sprache  thunlichst  zu  verrielfiäl- 
tigen ,  und  gewisse  Vortheile  mit  Erlangung  dieser  Kenntniss 
zu  verbinden,  ohne  den  Gliedern  der  anderen  Volksstämme 
die  Pflege  ihrer  eigenen  Sprache  zu  verkümmern,  aber  auch 
ohne  sich  durch  ungerechtfertigte  Anforderungen  von  dieser 
Richtung  abwendig  machen  zu  lassen. 

Um  in  der  Aufzählung  der  in  dem  Zweige  des  öffentlichen 
Unterrichte  erlassenen  Verfllgungen  eine  Uebersicht  gewährende 
Ordnung  festzuhalten,  zugleich  aber  das  Zusammengehörige  zu 
verbinden,  wird  im  Nachstehenden  mit  der  Darstellung  der  auf 
die  Universitäten  Bezug  nehmenden  Verhältnisse  begonnen,  worauf 
jene  der  Gymnasien,  der  Realschulen,  der  Volksschulen,  des  Privat- 
unterrichtes in  den  Mittel-  und  niederen  Schulen,  endlich  der  ver- 
schiedenen Special -Schulen  zur  Behandlung  gelangen  und  mit  der 
Betrachtung  des  ethnographischen  Momentes  bei  der  Reform  des 
Unterrichtswesens  der  Schluss  gemacht  wird. 

Nachdem  die  veröffentlichten  Grundzüge  des  öffentlichen  Un- 
terrichtswesens *  den  Weg  bezeichnet  hatten,  welchen  das  Mini- 
sterium einzuschlagen  beabsichtigte,  legte  dasselbe  zuerst  an  die 
Neubelebung  der  Universitäten  die  Hand  an.  Die  Ausschei- 
dung der  beiden  Jahrgänge  philosophischer  Obligat-Studien  befreite 
sie  von  einem  Anhängsel,  dessen  Zwitterstellung  die  Entstehung 
eigentlicher  philosophischen  Facultäten,  der  Grundlage  des  ge- 
sammten  Universitäts- Lebens,  gehindert  hatte.  Die  Organisation  der 
akademischen  Behörden  vertraute  den  Lehrkörpern  die  unmittelbare 

*  Minist.  -  Eriass  vom  28.  Juni  1848. 
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Leitung  der  dnzelnen  Univeretitiäten  '  an  und  die  Yoraolüift  filr 
die  Facultäts*Studien  wies  Lehrenden  und  Lernenden  flune  Auf- 
gaben zu  '.  Beide  Verordnungen  erflossen  zunächst  nur  für  die 
Universitftten  der  deutsch -slavischen  Kronländer,  wurden  aber  bald 
auch  auf  jene  zu  Pest  ausgedehnt '.  Die  Gehalte  der  Universitäts- 
I^fessoren  wurden  regulirt  *  und  Habilitirungen  von  Privat-Docen- 
ten  mit  dem  Rechte,  den  Besuch  ihrer  Colinen  staat^illig  »i 
bestätigen  ^,  zugelassen,  hierdurch  stets  rege  Elemente  wissen- 
schaftlichen Weiterstrebens  den  Lehrkörpern  einverleibt  und  Pflanz- 
schulen  für  die  Bildung  tüchtiger  Professoren  gegrtindet  *.  Zur 
Vollendung  dieser  Reformen  traten  an  die  Stelle  des  Unterrichts- 
Geldes  die  Collegien- Gelder,  deren  Bestand  das  Gedeihen  der  Do- 
centuren  am  vollständigsten  sichert 

Die  Universitäten  gliedern  sich  nach  Facultttten,  deren  jede 
aus  dem  Lehrer-Collegium  (welches  die  Professoren,  Privat-Dooen- 
ten  und  einfachen  Lehrer  in  sich  begreift)  und  den  immatriculirten 
Studenten  besteht  Jede  Universität  muss  wenigstens  die  philoso- 
phische Facultät  und  noch  eine  der  übrigen  enthaltend  Aus  dem 
Lehrer-Collegium  geht  das  Professoren-Gollegium  (alle  ordent- 
lichen Professoren  mit  einer  bestimmten  Anzahl  ausserordentlicher 
Professoren  und  zwei  Vertretern  der  Privat- Docenten  umfofisend) 
als  die  unmittelbar  leitende  Behörde  der  Facultät  hervor,  welcfaes 
jährlich  (in  der  Regel  aus  der  Zahl  der  in  ihm  enthaltenen  ordent- 
lichen Professoren)  als  Vorstand  einen  Decan  wählt,  der  an  die 
Stelle  des  früheren  Studien -Directors  tritt 

Aus  den  Professoren  -  Collegien  wird  jährlich  der  akade- 
mische Senat  (in  Wien  das  Universitäts-Gonsistorium)  zusammen- 

'  MiDiet-Eriass  vom  30.  September  1849. 

'  Minist -Verord.  vom  1.  October  1850. 

'  Minist. -Verord.  vom  31.  März  und  vom  8.  October  1850. 

*  Minist -Erlass  vom  28.  October  1849. 

^  Minist.- Verord.  vom  19.  Deoember  1848,  vom  15.  Januar  and  15.  Octo- 
ber 1849,  vom  27.  Aprü  und  4.  October  1850. 

*  Die  wirklichen  Mitglieder  der  kaiserlichen  Akademie  der  Wissen- 
schaften zu  Wien  und  der  kön.  böhmischen  Gesellschaft  der  Wissenschaften 
zu  Prag  bedürfen  keiner  Habilitirung,  um  an  einer  österreichischen  Uni- 
versität zu  dociren.    Minist. -Erlass  vom  24.  Januar  1849. 

^  Nur  die  Univeraität  zu  Olmütz  bestand  als  solche  ungeachtet  der 
mit  dem  Sommer- Semester  1852  erfolgten  Aufhebung  der  philosophischen 
Facultät  bis  zum  Schlüsse  des  Studien -Jahres  1855  fort. 
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gesetzt^  weieBer  die  oberste  akademische  Behöide  bildet  und 
seine  EitigabeD  anmittelbar  an  das  Ministerium  nebtet.  Er  besteht 
aus  dem  Rector  als  Vorstand,  aus  dem  Prorector,  den  Decanen 
und  Prodecanen  der  Professoren -Colinen,  wozu  in  Wien  und 
Prag  noch  der  Universitäts-Kanzler  kömmt  An  den  Universitäten 
zu  Wien  und  Prag  bestehen  ausserdem  Doctoren-CoUegien,  welche 
der  bezüglichen  Facultftt  angehören;  das  Doctoren-Collegium  jeder 
Faculfftt  wählt  einen  Decan  als  Vorstand,  der  zugleich  Mitglied 
des  akademischen  Senates  ist.  Der  Rector  wird  jährlich  aus  einer 
anderen  Facultät  der  Reihe  nach  gewählt,  und  zwar  in  Wien  und 
Prag  durch  den  akademischen  Senat  ttber  Vorschlag  des  Professo- 
ren- und  Doctoren-CUlegiums  der  bezüglichen  Facultät,  an  den 
anderen  Universitäten  ohne  Candidirung  durch  Wahlmänner  sämmt- 
licher  Professoren -CoUegien. 

An  der  Pester  Universität  wurde  der  im  Studien- Jahre  1850 
fungirende  akademieche  Senat  vorläufig  stabil  erklärt,  die  Wirk- 
samkeit der  damals  noch  amtirenden  Directoren  der  vier  Studien- 
Abtheilungen  aufrecht  erhalten,  jedes  Professoren -CoUegium  nur 
aus  den  wirklichen  Professoren  mit  beschliessender  und  den  Supplen- 
ten  mit  berathender  Stimme  gebildet.  An  den  Universitäten  zu 
Pavla  und  Padua  bestehen  die  Studien-Directoren  gleichfalls  fort^ 
PrDfe8soren-Ck)llegien  sind  noch  nicht  gebildet,  wohl  aber  die  Stel- 
.  lung  der  verschiedenen  Kategorien  des  Lehrpersonals  mit  jenen  an 
den  übrigen  Hochschulen  in  Uebereinstimmung  gebracht '. 

Durch  die  Anordnungen  über  die  Facultäts-Studien 
wurde  es  den  Studirenden  der  weltlichen  Facultäten  an  den  nicht- 
italieniachen  Universitäten  freigestellt,  welche  Vorlesungen,  in  wel- 
cher Reihenfolge  und  bei  welchem  Lehrer  sie  dieselben  hören  woll- 
ten; nur  die  Candidaten  für  das  Doctorat  oder  die  Staats-PrüAingen 
mnssten  einen  Universitäts- Besuch  von  bestimmter  Dauer  nach  ab- 
gelegter Maturitäts- Prüfung  ausweisen.  Auch  Ausländer  durften 
immatriculirt  und  den  Inländern  konnte  die  auf  ausländischen  Uni- 
versitäten zugebrachte  Studienzeit  bei  Erfüllung  der  für  den  Besuch 
einer  inländischen  vorgezeichneten  Bedingungen  bis  zu  einem  be- 
stimmten Maximum  zu  Gute  gerechnet  werden.  Die  Verpflichtung 
aller  Studirenden  zur  Ablegung  von  Jahres-  und  Semestral- Prüfun- 
gen wurde  aufgehoben,  Lehrer -CoUegien  ulid  Docenten  jedoch 
veipflichtet,  sich  durch  Oolloquien,  Disputatorien  und  schriftliche 

*  KaiBerJidie  Verordnung  vom  23.  October  1857. 
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Themata  über  die  wiseenachafUiche  Verwendung  flirer  üörer  ein 
Urtlieil  zu  bilden  K  Die  Sfcudirenden  sollten  nach  Ablauf  des  8e- 
ineeterB  eine  Bestätigung  des  Besuches,  und  beim  Austritte  aus  der 
Universitftt  ein  Abgangs -2^ugni8s  erhalten. 

Der  Erfolg  der  so  begründeten  Lemfireiheit  äusserte  steh  aber 
in  den  drei  Facultäten  verschieden.  Während  in  der  philosopht- 
schen  uaturgemäss  fast  jeder  Studirende  seinen  eigeolhamlicfaen 
Bildungsgang  verfolgte  und  nur  für  einzelne  bestimmte  Zwecke  die 
mit  mehreren'  Universitäten  verbundenen  Lehrer- Seminarien  den 
CSandidaten  bestimmtere  Richtungen  anwiesen,  regelte  sieh  an  der 
medicinischen  der  Oang  der  Studien  von  selbst  An  der  rechts- 
und  staatswissenschaftlichen  Facultät  war  weder  das  Er- 
stere  sulässig  noch  fand  sich  das  Letztere  ein,  wesshalb  die  Aller- 
höchste EntSchliessung  vom  25.  September  1855  für  diese  Facultit 
wieder  eine  Studienordnung  an  die  Stelle  der  bisherigen  Zu- 
stände setzte  \ 

Diese  zeichnete  allen  Studirenden  jener  Facultät  den  Besueh 
nachstehender  Vorlesungen  (und  zwar  iu  der  angegebenen  ReibeB- 
folge)  vor: 

L  Jahr.  Deutsche  Reidis-  und  Bechtsgesdiichte  durch  das 
ganze  Jahr,  römisches  Recht  sammt  der  Geschichte  desselben  eben- 
falls durch  das  ganze  Jahr. 

II.  Jahr.    Im  Winter- Semester:   Gemeines  deutsches  Privat- 
recht, —    im   Sommer- Semester:    Rechts -Philosophie    oder    statt 
derselben  Encyklopädie  der  Rechtswissenschaften;  —  nebstbei  im 
Winter-  oder  Sommer -Semester,  oder  durch  beide  Semester:  Ca- 
nonisches  Recht. 

III.  Jalir.  Durch  das  ganze  Jahr:  Oesterreichisdies  büiger- 
liches  Recht,  —  daneben  im  Winter- Semester:  Oesterreiehisches 
StraArecht,  —  im  Sommer -Semester:  Straf- Process,  und  in  beiden 
Semestern:  Politische  Wissenschaften. 

IV.  Jahr.  Durch  das  ganze  Jahr:  Oesterreichischer  Civil- 
Proeess  nebst  dem  Verfahren  ausser  Streitsachen;  —  daneben  im 
Winter -Semester:  Oesterreiehisches  Handels-  und  Wechselrecht 
und  politische  Wissenschaften,  —  im  Sommer- Semester:  Oester- 
reichische  Statistik. 

Nebstdem  sind  die  Studirenden  verpflichtet,  an  der  philosophi- 

*  Minist.  -  Erlass  vom  31.  Augast  1853. 
2  MiDist-ErJass  vom  2.  October  1855. 
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eefaen   Facuhät  zu  hören:    a)   biniien   der  drei  ersten   Seinedler 
wenigstens  ein  Co]legium  über  praktische  Piiilosophie;  h)  im  ersten 
oder  dritten   Semester  österreicliische   Gescliichte;  c)  binnen  der 
acht  Semester   noch   ein   geschichtliches  Collegium.     Ueberhaupt 
aber  haben  die  Studirenden  sich   nicht  auf  die  ihnen  ausdrück- 
lich  Yorgesohiiebenen   Ck)llegien    zu    beschränken  ^    sondern   noch 
andere    nach    ihrer    eigenen    Wahl    an    was    immer    filr    einer 
Facuhfit  zu  besuchen^  und  zwar  in  solcher  Anzahl,   dass^  sie  im 
Ganzea  während  ihrer  Studienzeit  GoUegien  mindestens  in  solcher 
Stundenzahl  freqnentirt  haben  müssen^  als  sich  ergibt,   wenn  in 
jedem  Semester,  mit  Ausnahme  des  vierten  und  achten,  wöchent- 
lich zwanzig,  in  jenen  beiden  Semestern  wöchentlich  zwölf  Stnn- 
den  fiequentirt  werden.    Die  Studirenden   haben   insgesammt  zu 
Ende  oder  nach  Ablauf  des  vierten  Semesters  eine  Prüfung  aus 
folgenden  Gegenständen  zu  bestehen:  römisches  Recht,  canonisches 
liecht,  deutsche  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  in  Verbindung  mit 
öflterreichischer  Geschichte.    Wer  diese  Prüfung  nicht  vor  Beginn 
des  ÜUiften  Semesters  (in  der  letzten  Woche  des  vierten)  oder  im 
Verlaufe  des  fünften  (regelmässig  in  den  ersten  Wochen,  Repa* 
Tanten  ii^  der  letzten  Wodie  desselben)  mit  Erfolg  at^elegt  hat, 
dem  sind  die  weiteren  Semester,  in  welchen  er  vor  Ablegung  der 
Prüfung  noch  inscribirt  sein  mag,  nicht  in  das  gesetzliche  Qua- 
driennium    einzurechnen.     Jünglinge,    welche   beabachtigen,   sich 
dem  Staatsdienste  zu  widmen,  ohne  gleichwohl  die  regelmässigen 
Universitäts-Studien  gemacht  zu  haben ,  können  nur  ausnahmsweise 
«u  den  Staatsprüfungen  zugelassen  werden,  und  zwar  niemals  eher, 
als  zwei  (beziehungsweise  vier)  Jahre  nach  bestandener  Maturitäts- 
prüfung, und  nur  dann,  wenn  sie  doch  wenigstens  einige  Nach- 
v^eisungen  zu  liefern  vermögen,  welche  zur  Amiabme  eines  erfolg- 
reichen und  unter  zweckmässiger  Anleitung  unternommenen  Stu- 
diums berechtigen.    Der  Candidat  hat  demnach  darzuthun,  weldie 
literarischen  Hilfemittel  er  zu  benützen  in  der  Lage  war  und  wirk- 
lieh benützt  hat,  und  dass  er  wenigstens  dureh  drei  Semester  an 
einer  Universität  mit  vorzüglichem  Eifer  Vorlesungen  über  Haupt- 
fächer der  juridischen  Studien  in  zweckmässiger  Reihenfolge  ötfent- 
lieh  gehört,  oder  dass  er  über  die  Hauptfächer,  zu  welchen  minde- 
stens römisches  Recht,  deutsches  Recht,  canonisches  Recht,  öster- 
reichisches   Civil-    und    Stralrecht    und    National -Oekonomie    zu 
zählen  sind,  bei  einem  ordentlichen  Professor  des  Faches  je  ein 
Privatissimum ,    welches    die   ordwitlichen    Professoren   zu    geben 
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.ledoch  keineswegs  Terpffichtet,  sondern  nur  berechtiget  sind^  ge- 
holt hat 

Mit  Ausnahme  dieser  letzteren^  erhalten  alle  ordentKehcn 
Rechtshörer  bei  Vollendung  ihres  tücademisch^  Quadiiennimro 
statt  des  Abgangs -Zeugnisses  ein  Absolutorium,  welches  den  Be- 
weis für  die  Zurttcklegung  der  vollen  akademisohen  Stodienaeit 
liefert  Nur  für  den  Uebertritt  von  dner  Lehranstalt  an  eine  an- 
dere behalten  die  Abgangs -Zeugnisse  noch  ihre  Creltong  '. 

Die  Akademien  zu  Pressburg,  Kaschau,  Grosswaidein  and 
Agram  wurden  als  Iil.  k.  Rechts-Akademien  mit  ^em  be- 
schränkten juridisch -staatswissenschaftlichen  Lehr-Cone  reoigani- 
sirt  und  vom  Staate  dolirt ' ,  auch  jene  zu  Debreczin  als  öfentlidie 
erklftrt*.  Auf  diese  Akademien,  sowie  auf  jene  zu  Hermaimstadtf 
wurde  die  Studienordnung  vom  25.  September  1855  mit  den 
erforderlichen  Modificationen  ausgedehnt  Der  Cursus  an  diesoi 
Akademien  ist  ein  dreijähriger;  die  Schüler  haben  sich  Prafungen 
aus  den  einzelnen  Lehr^hem  zu  unterziehen,  und  an  jeder  Akade- 
mie können  auch  Angehörige  des  bezüglichen  Kronlandes  auf  Gbnnd- 
lage  einer  speciellen  Bewilligung  zum  Privat -Studium  und  zu  sol- 
chen Prüfungen  zugelassen  werden.  Diejenigen,  welche  die  Sta- 
dien an  diesen  Akademien  absolviren,  erlangen  dadurch  keinen 
Anspruch,  sich  um  das  Doctorat  zu  bewerben;  ausnahmsweiAe 
können  sie  zu  den  strengen  Prüfungen  an  einer  Universität  zug^ 
lassen  werden,  wenn  sie  sich  ausweisen,  noch  durch  vier  Seoiester 
an  einer  rechts-  und  staatswissenschafUichen  Facultät  unter  besonderer 
Leitung  des  Decanes  gründliche  juridische  Studien  gemacht  zu  haben. 

Bezüglich  der  Leitung  und  Einrichtung  der  Universitäten 
des  lombardisch- venezianischen  Königreiches  erfo^;ten 
eigene,  durch  die  Landesverbältnisae  bedingte  Bestimmungen  *,  bei 
welchen  der  Grundsatz  der  Lehr-  und  Lernfreiheit  für  sämmtfiebe 
Facultäten  vorläufig  keine  Geltung  erhielt  Um  aber  den  Ueber'- 
gang  von  dem  an  diesen  Universitäten'  bestandenen  Lehrplane  für 
die  rechts-  und  staatswissenschafUichen  Studien  zu  einer  neuen 
Einrichtung  derselben,  in  Uebereinstimmung  mit  den  übrigen  Hoch- 
schulen des  Reiches,  anzubahnen,  wurden  ftlr  die  zum  juridischen 

*  Minist -EriasB  vom  3.  April  1856. 

>  Hinist. -Verord.  vom  4.  October  1850  und  vom  36.  Oetober  1851. 

*  Minist- Er lass  vom  15.  November  1853. 

*  Minist. -Verord.  vom  8.  Januar  1850. 
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Studium  neu  Emtret^nden  mit  der  Allerhbchsten  £niddiGe8nmg  vom 
9-  September  1856  die  erforderKchen  Verfügungen  getroffen,  xreldie 
dui^  doa  Ministerial-Erlass  vom  18.  October  1857  ihre  Vervott' 
ständ^oDg  eriiielten  *.  Nach  demselben  Bind  auch  ftir  die  juridi- 
aohen  Obligat -Fächer  der  italienisehen  Universitäten  von  1858  an 
die  Annnal-  und  Semestral- Prüfungen  der  eisten  beiden  Jahrgänge 
behoben ,  und  durch  eine  zu  Ende  des  2;  Studienjahres  abzulegende 
Staatsprüfung  ersetzt,  ^e  Regelung  des  Studiums  im  3.  und  4. 
Jahrgange  ist  jener  Zeit  vorbehalten,  in  welcher  die  nach  dem. 
neuen  Lehrplane  Studirenden  zu  denselben  vorrücken  werden,  und 
80  witd  der  Uebergang  der  italienischen  Hochschulen  zum  allgemein 
giltigen  Lehrsjteme  bis  1860  vollendet  sein. 

Als  Abschluss  des  Studiums  im  rechts-  und  staatswissenschaft- 
lieben  Fache  itlr  Bewerber  um  Staatsdienste  dienen  die  vorgezeich- 
neten theoretischen  Staatsprüfungen  ^  Alle  solche  Caii* 
didat^  haben  nebst  der  wfthrend  der  Studienzeit  abzulegenden 
^rechtshistonöehen^  PrüAing  zwei  Staatsprüfungen  zu  bestellen: 
die  ^Judidelle^  (aus  dem  österreichischen  Civil-  und  Strafrechte^ 
dem  gerichtliehen  Verfahret  in  Civil-  und  Strafsachen,  dem  Han- 
dels- und  Wechseh*eebte>  und  die  „staatswissenschaftliche^  (aus 
der  österreichischen  Statistik,  der.  National -Oekonomie  und  Fi- 
nanz-Wissenschaft). Zur  Vomalime  der  Staatsprüfungen  werden 
Gommissionen  an  den  Sitzen  der  Universitäteiü  und  Rechts -Akade» 
mien  zusammengesetzt '.  Eine  misslungene  Prüfung  kann  nur  ein- 
mal Qod  nicht  vor  dem  Zeitpuncte,  welchen  die  Commission  be>^ 
stimmt,  giltig  wiederholt  werden.  Ein  zum  zweiten  Male  repro^ 
birter  Candidat  ist  weder  zur  Wiederholung  derselben,  noch  zur 
AM^ung  einer  anderen  Staatsprüfung,  noch  zu  den  rechts-  und 
staatswissenschaitlichen  Rigorosen  zuzulassen.  Nach  dem  90.  JuK 
1858  können  keine  Staatsprüfungen  nadi  dem  Systeme  des  firüher 
bestandenen  Gesetzes  über  dieselben  mehr  vorgenommen  werden  *. 

Nur  die  Studirenden  von  Padua  und  Pavia  können  sich,  soweit 
sie  ihre  Studien  bis  zum  Schlüsse  des  Studienjahres  1858  zurück« 

*  Minist. -Erlässe  vom  8.  October  1856  und  18.  October  1857. 

^  Minist. -Verord.  vom  30.  Juli  1850,  vom  1.  Mai  1852,  vom  13.  Sep- 
tember 1854  und  vom  16.  April  1856, 

'  Hiernach  wird  anch  die  zu  Zara  besiehende  entfallen  (wie  jene  zu 
Olmttta  bereits  mit  October  1855  erlosch))  während  neue  zu  Preesburg^ 
Kaacbau,  Grosswardein  und  Debreczin  in  Aussicht  gestellt  aind. 

«  Minist. -ErJass  vom  10.  Mai  1856. 
V.  Ol  0  e  r  n  i  g ,  OfHtierretch's  Neugestaltung.  39 
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legen^  mit  den  Pittfungs- Zeugnissen  aber 'die  einzelnen  LehrflEeher 
zuih  Eintritte  in  den  Staatsdienst  melden^  und  der  an  einer  68ler- 
feichischen  Universität  erlangte  Grad  woes  Doctors  der  Beehte  hat 
für  die  ganze  Monarchie  gleidie  Wirkung  mit  der  Yollkommeo  ab- 
gelegten theoretischen  Btaat^sprftfung. 

Um  die  reidien  Sammlungen  der  Universitats-  und  Ljoeal- 
Bibliotheken  einer  ausgebreiteteren  Benützung  zuzuHlhren,  wurde 
des  Becht  der  Entlehnung  auf  die  Mitglieder  d&  Doetoren-Colle- 
gien,  Doctoianden ,  Staatsprüfungs-Candidaten  und  Studirenden 
ausgedehnt  *. 

lieben  der  Beorgonisation  der  Universitäten  zog  aber  audi  die 
Neugestaltung  eines  entsprechenden  Ojmnasial-Unterriebtes 
die  Aufmerksamkeit  des  Ministeriums  auf  sich. 

Der  ^Elntwurf  zur  Organisirung  der  österreichischen  Gymna- 
sien^ wurde  zuerst  provisorisch  in  das  Leben  gerufen  '  und  nadn 
dem  er  die  Probe  einer  ftlnQfihrigen  Erfahrung  unter  den  imgflii* 
stigsten  Verhältnissen^  —  wie  sie  der  rasche  unvermittelte  Ueber- 
gang  au0  dem  alten  Systeme  in  das  neue,  die  geringe  Zahl  tüchtig 
gebildeter  Lehrer,  theiiweise  auch  noch  der  mangelhafte  Zustand 
der  Volksschulen  mit  sich  braclite,  —  bestanden,  definitiv  mit  Aller- 
höchster Entschliessung  vom  9.  December  1854  sanctionirt  *. 

Mit  den  Gymnasien  wurde  der  philosophische  Obligat- Curs 
vereinigt,  wodurch  sich  bei  vollständigen  Gymnasien  die  Zahl  der 
Classen  (je  zu  einem  Jahres -Gurse)  auf  acht  erhöhte,  von  welchen 
vier  Classen  das  Unter-  und  vier  Classen  das  Ober-Gymnasinm 
bilden.  Hierdurch  wurden  erst  die  Gymna«en  zu  Schulen  allge» 
meiner  wissensohafUicher  Kldung,  welche  nebst  den  cksaisdieii 
Sprachen  und  der  deutschen  auch  die  Geschichte,  Mathematik  und 
Natur^Wissensehaften  in  ihren  allgemein  bildenden  Momenten  dem 
Sehttler  zuzufikhren  vermögen.  Die  innere  Gliederung  des  Gymna- 
sial-Unterrichtes  (mit  Fach -Lehrern,  welche  durch  Directoren  und 
dassen-Ordinarien  zu  einem  einheitKchen  Zusammenwirken  geleitet 
werden)  fibemahm  die  Aufgabe,  dahin  zu  wirken,  dass  der  Unter- 
richt in  diesen  Gegenständen,  in  Verbindung  mit  einer  zweck- 
mässigeren  Behandlung  des  Studiums  der  griechischen  und  der 
deutschen  Sprache,  den   Zweck  einer  harmonischen  Biklung  aller 

*  Minist. -Verord.  vom  20.  December  1849  and  votn  12.  Jitni  1854. 
'  Allerhöchste  Entschliessang  vom  6^  September  1849. 
'  Minist. -Erlass  vom  16.  sDecember  1864. 
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Geistoakiüfte  realisire,  und  soimch  jedem  einselDen^biete^  wie 
ihrer  Gefiamniheh^  eine  erfolgreiche  Mtihewaltmig  zfi wende.  Nur 
das  Studium  der  Philosophie,  als  dem  Alfer  und  der  Bildungsstufe 
der  Sehftler  nioht  angemessen ,  wurde  aus  dem  Kreise  der  rom  ehe- 
maligen philosophischen  Obligat -Curse  herübergenommenen  Gegen- 
sliode  gestriohen  und  auf  die  philosophische  Propftdeutik  beschränkt 

Zur  Erprobung  des  Gesammterfolges  seiner  Tliiitigkeit  hat  sich 
jeder  Schüler,  welcher  seine  Gymnasial -Studien  zurückgelegt  hat 
und  an  eine  Universität  überk*efen  will,  einer  Maturit&ts-Prfl- 
fung  zu  unterziehen  *.  Obwohl  die  neue  Einrichtung  der  Gymna* 
aial- Studien  das  trüherhin  missbrftuchlich  sehr  verbreitete  Privat« 
Studium  nicht  begünstigt,  lässt  sie  dodi  auch  solche  Jünglinge, 
welche  ausserhalb  der  Staats- Anstalten  ihre  Gymnasial -Bildung 
erlangt  haben,  zur  Ablegung  dieser  Maturitäts- Prüfung  zu. 

Besondere  Sorge  wurde  auf  die  Abfassung  gediegener  Lehr- 
bücher Air  die  einzelnen  Lehrföcher,  sowie  umfassender  Lese- 
bücher zur  Förderung  der  Kenntniss  der  deutschen  Literatur  mit 
Rücksicht  auf  die  fortschreitende  Entwicklung  des  jugendlichen 
Alters  verwendet,  und  das  bisherige  Monopol  der  Schulbücher- 
Verschleiss-Administration  für  Lehrbücher  an  Gymnasien  und  Real- 
schulen aufgehoben  ^ 

Zur  Bildung  tüchtiger  Gymnasial -Lehrer  wurden  an  den  Uni- 
verätAten  Wien,  Prag  und  Leroberg  eigene  Lehr- Curse  begründet^ 
Wien  besitzt  Seminare  fUr  lateinische  und  griechische  Philologie, 
allgemeine  und  österreichische  Geschichte,  Geographie,  Physik, 
lieber  die  Prüfung  der  Candidaten  des  Gymnasial -Lehramtes 
wurde  für  die  Uebergangs- Periode  verordnet,  dass  das  durch  eine 
Gommissiou  voraunehmende  Examen  sich  auf  ein  specielles  Haupt-* 
geUet  dea  Gymnasial -Unterrichtes  (deren  es  vier  geben  sollte,  das 
phik>k)gi8che,  historisch -geographische,  mathematisch -naturwissen- 
schaftliche und  philosophische  einschliesslich  des  Studiums  der  Un- 
terrichtssprache) beziehen  und  zugleksh  den  gehörigen  Grad  allge- 
meiner Bildung  ins  Auge  fassen  muss,  und  jeder  Gandidat  aus 
zwei  Gegenständen  derselben  Gruppe  oder  verschiedener  Gruppen 
geprüft  sein  soll,  wobei  nur  die  Prüfung  aus  der  ünterricht^prache 
und  der  philosophischen  Propädeutik  für  sich  allein  nicht  genügt  •. 

*  Minist -Erlässe  vom'3.  Juni  1860  und  rom  26.  Mai  1851. 
>  Minist- firla«6  vom  16.  April  1850. 

*  Minist -Erlass  vom  30.  August  1849. 
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1)88  mit  Allfrtiöchster  EntBchUeBsang  vom  17.  April  1856  geneh- 
migte definitive  PrttfuDgs- Oesets  Bohliesst  in  der  Regei  Alle,  die 
nicht  ttber  einen  dreijährigen  Univenitftts- Besuch  nach  bestandener 
Ifaturitftts-Prttfting  sich  aussnweisen  vermögen,  von  der  Candidateii- 
Prüfung  aus,  und  legt  jedem  Prüfling  auf,  sdne  philoeophiaclie 
Vorbildung,  den  gewandten  Gebrauch  der  Untenächtsapraehe  und 
der  deutachen  Sprache  '  darzuthnn.  Jedes  der  drei  Proftingigebiete 
der  classischen  Philologie,  der  Geographie  und  Geachiehte,  der 
Mathematik  und  Natur -Wissenschaften  nach  den  Itlr  Unt^ridits- 
Ertheihmg  im  ganzen  Gymnasium  gestellten  Forderungen'  genfigt 
für  sich;  das  Studium  der  Philosophie  muss  mit  jenem  eines  an- 
deren Oehietes  für  das  Ober -Gymnasium,  das  Studium  der  deat- 
■  sehen  -Üpinche  oder  einer  Landessprache  ^  mit  jenem  der  daasi- 
sflhen  ^naUipe  für  das  Unter -Gymnasium  verbunden  wteiden. 
Kur  Beügions- Lehrern,  welche  zugleich  in  anderen  G^enstAnden 
unterrichten  wollen,  ist  diessialls  eine  Erleichterung  augeatanden. 
Jede  Prüfung  umiasst  die  Haus -Arbeiten,  die  Clausur-AiMteo, 
die  mündliche  Prüfung  und  die  Probe -Leedon;  nadi  BeendiguBg 
derselben  hat  der  Candidat  durch  Bestellen  eines  Probejahres  aeine 
praktische  Be&higung  darzuthun.  Auch  die  Gehalte  und  Gehalts- 
zulagen der  Gymnasial -Lehrer  wurden  zweckmässig 

Das  Teschner  evangelische  Gymnasium  ist  als  eine 
Unterrichts- Anstalt  in  die  Erhaltung  des  Staates  übernommen 
den  \  In  den  ehemals  ungrischen  Ländern  werden  die  Kosten  für 
die  evangelischen  Gymnasien  ausschliessend  von  den  entsprechen- 
den Kirchen -Gemeinden  bestritten;  doch  besitzen  nur  jene,  welche 
den  Anforderungen  des  Organisations- Entwurfes  nachgi^ommen 
sind,  das  Recht  zur  Ausstellung  staatsgiltiger  Zeugnisse,  den  übri- 
gen wurde  Beschleunigung  ihrer  entsprechenden  Umgestsdtong  oder 
baldige    Auflösung   aufjgetragen  \      An   den    übrigen    Gymnasien 

*  Nur  im  lombardisch- venezianischen  Königreiche  ist  die  Fordening 
ausachliesslich  aaf  richtiges  und  leichtes  Verstehen  deutscher  Werke  wiaaen- 
schafUichen  Inhaltes  zu  beschränken. 

'  Zur  Befähigang,  eine  Landessprache  zu  lehren,  gehört  aucli  die 
Beföhigung,  die  deutsche  Sprache  im  Unter- Gymnasium  zu  lehren. 

'  Minist. -Erlässe  vom  24.  Januar  1850,  vom  5.  März  1864  und  ▼cm 
16.  September  1865. 

*  Minist -Erlass  vom  11.  September  1850. ' 

'  Minist. -Erlasse  vom  31.  October  1866  und  13.  October  1856.  Bis 
zu  Ende  des  Schu^ahres  1857  haben  11  dieser  ttjrmnasien  die  Befugniss 
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Ungeni*»  und  der  Wojwodscbaft  wurde  (fie  EDtriohtiuig  dea  Schul 
geldea  aogeordnet  *. 

Damit  endlich  die  Aufgabe  dea  Ojmnaaial-UDterrichtea^  den 
SehOlem  die  nöthige  Fertigkeit  in  aeinen  Oegenatftnden  beisubrin- 
gen  und  zugleich  der  erziehenden  Kraft  der  Schule  Geltung  zu 
▼eraehaffen^  nicht  an  der  Ueberftdlung  der  einzelnen  Glaaaen  achei- 
lere,  wurde  daa  Maximum  der  Schfilerzahl  fbr  jede  auf  ftUiizig 
feaigeaelEt  und  die  Auflöaung  aller  atftrker  beaetzten  in  Parallel- 
Glaaaen  angeordnet  ^ 

Ala  der  Unterricht  an  den  Univeraitftten  nach  den  neuen  Nor- 
men in  Gang  gekommen  und  die  Reform  der  Gymnaaen  einiger- 
maaaaen  in  daa  Leben  getreten  war,  ging  daa  Miniaterium  an  die 
Regelung  dea  teckaiachen  Unterrichtes  und  insbeaondere  an  die 
Organiaalkm  der  Reaiaohulen,  fllr  welche  bereits  ein  Entwurf 
zugleich  mit  dem  fllr  die  Gjmnaaien  bestimmten  die  vorläufige 
AllerhOehate  Genehmigung  erhalten  hatte  '.  Am  2.  März  1851  ge- 
nehmigten Se.  k.  k.  Majeatät  die  Grundzüge  dieaer  Regelung  und 
ordneten  die  Errichtung  (beziehungsweise  Vervollständigung)  voa 
Realschulen  in  allen  Kronländem  an. 

Die  Realachulen  theilen  sich  in  Unter-Realschulen,  welche 
die  AuaUldung  ftlr  geringere  Kategorien  der  Gewerbe  gewähren, 
zwei  bia  drei  Jahrea- Glaaaen  haben,  und  in  Ober-Realschulen, 
wekhe  Sohttler  mit  den  in  einer  dreijährigen  Unter- Realschule 
erworbenen  Kenntnissen  voraussetzen,  ebenfalls  einen  dreijährigen 
Lehr-Gura  umfassen,  und  als  Vorbereitung  fllr  die  höheren  tech- 
nischen Studien  dienen,  wofür  polytechniache  Lehr-Anatalten  in 
Wien,  Gratz,  Prag,  Brunn,  Lembei^,  Krakau  und  Peat  be8tehen^ 

Volbtändige  Realschulen  (die  vollständige  Unter-  und  Ober- 
Realaohule  in  ak^h  begreifend)  waren  1857  vorhanden:  in  Wien  3, 

Eur  AuasteUang  staatagiUiger  Zeugnisse  erlangt*,  13  andere  haben  das 
Recht,  Gymnasien  zu  heissen,  und  die  Ertheüung  jener  Belügaiss  an  sie 
steht  zn  erwarten.  Alle  anderen  haben  selbst  den  Namen  von  Gymnasien 
wegen  gänzlichen  Mangels  aller  gesetzlichen  Bedingungen  verloren. 

*  Minist. -Verord.  vom  5.  März  1857. 

^  Minist. -Verord.  vom  11.  März  1857. 

'  Allerhöchste  Entschliessung  vom  6.  September  1849. 

*  Von  diesen  sind  das  Gratzer  und  Prager  ständische  Institute;  jenes 
zn  Brunn  wurde  mit  dem  Schuljahre  1850  eröffnet,  das  Josephs-Pölytech- 
nicom  zu  Pest  durch  die  Allerhöchste  Entschliessnng  vom  30.  August 
1856  in  das  Leben  gerufen. 
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in  Linz,   in  Ovaüi  und  Klagralbrt,   in  Prag  2,  in  RcicfaieDberg^ 

Kakonitz,  Ellbogen,  Brunn,  in  Mailand  2,  in  Monza,  Venedig  und 
Pressbui^;  Ober-Realaehtilen,  zum  Tlieile  auch  mit  Unter- Redschu- 
len verbunden,  jedoch  noch  nicht  ganz  vollständig,  in  InnsbmelL, 
CNmtttz,  Lemberg,  Ofen,  Pest,  Neuaohl  und  Heraiannsladt.  Unter- 
Bealachulen  mit  vollzähligem  Lehr-Curse  gab  ea  in  Wien  2,  Sah* 
bürg,  Lmbach,  Roveredo,  Budweia,  Ungriaeh-Hradisch,  Troppao, 
Brodj,  Oberschfltzen,  Miskolcz,  Yerechec,  Zombor,  Agmm  undfiiOD- 
Stadt;  mit  nicht  ganz  vollzähligem  in  Gratz,  Mailand,  Cokmibaiio, 
Stuhlweiiainbu^,  Kremnitz,  Bchässburg  und  Mediaaeh.  IKe  Zahl 
der  unselbstsländigen  (mit  Hauptschulen  verbundenen)  Unter- Real- 
schulen betrug  1855  in  Oesterreich  unter  der  Enns  13,  ob  der  Enng  3, 
Steiemai^  4,  Kämthen  1,  Küstenland  2,  Tirol  10,  Böhmen  90, 
^  Mähren  13,  Schlesien  4,  Galizien  11,  Bukowina  1,  Dalmatien  4, 

ml^idie  8,  Venedig  7,  Ungern  5,  Siebenbürgen  1  und  in  der 
V!^ilitirgränze  3.  Einige  weitere  Ober-  und  Unter- Realsdiulen  sind 
im  Entstehen. 

Auch  eine  Lehrer-Bildungsanstalt  iilr  Realschulen,  swet 
*  Jalires-Curse  umfassend,  ist  an  der  Wiener  poljtechnisehen  Lehr- 
anstalt vorbereitet  und  an  mehreren  vollständigen  Ober-Realaehulen 
sind  Gurse  Hir  Unter-Realschul- Lehrer  eingerichtet  worden  ^  Mit 
Ministerial- Verordnung  vom  24.  April  1853  wurde  die  Prüfung  der 
Oandidaten  für  I^hrämter  an  vollständigen  Realschulen  angeoidnet. 

Die  lebhafte  Theilnahnie  von  Gemeinden  und  Privalen  lllr 
Gründung  und  Erweiterung  der  Mittelschulen  hat  dem  Streben  der 
Staatsverwaltung  wirksame  und  erfolgreiche  Mithilfe  geleistet 

Die  öffentlichen  Handels-Lehranstalten  Oeeterreieh's 
bestanden  bis  zur  jüngsten  Zeit  herab  aus  der  Handelsschule  zu 
Laibach,  den  commerciellen  Abtheilungen  des  Wiener,  Lemberger 
und  Krakauer  polytechnischen  Institutes  und  der  Mercantil-Abtheilung 
der  Triester  nautischen  Akademie.  Da  diese  Schulen  dem  Bedürfhisse 
nicht  entsprachen,  entstanden  neben  ihnen  viele  PrivatrLehranstalt^n, 
und  zahlreiche  Zöglinge  wendeten  sich  ausländischen  Handelsschulen 
zu.  Erst  die  jüngste  Zeit  brachte  durch  die  energische  Vereinigung 
von  Privatkräflen  für  jenen  Zweck  die  ersehnte  Abhilfe.  Der  Han- 
delsstand in  Prag  gründete  1856  eine  höhere  Handels-Lehranstalt,  in 
welche  man  nach  Zurücklegung  des  Unter -Gymnasiums  oder  der  Un- 
ter-Realschule oder  befriedigendem  Bestellen  einer  Authahmsprüfung 

'  Minist. -Verord.  vom  2.  November  1854. 
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eintrelen  kann  and  nebst  dem  Unterrichte  in  der  Religion,  deut- 
schen, üranzösiBcben,  italienLaohen  und  englischen  Sprache,  Kalli- 
gnphie,  Arithmetik  und  einer  encyklopAdieohen  Uebersicht  des 
allgemein  Wissenswerthen  jenen  in  der  Geographie,  Statistik,  Ge- 
sobichte,  Naturgeschichte,  Chemie,  Physik  und  Mechanik  (sämmt- 
lieli  in  ihrer  Beziehung  eu  Handel  und  Gewerbe  aufgefasst), 
-Handels*  und  Gewerbe- Gesetzgebung,  Zoll -Gesetzgebung,  Buch- 
ftlbruDg  und  Correspondenz  erhält  und  durch  Besuche  industrieller 
Etabüssements  auch  praktisch  gebildet  wird.  Seither  nnd  auch 
die  höheren  Handelssohulen  in  Pest  und  Wien  in  das  Leben  ge- 
(retai.  von  denen  die  erstere  dui-ch  den  Handelsstand  jener  Stadt, 
die  letatere  durch  einen  von  B.  W.  Ohiigs  angeregten  Verein  mittelst 
der  Subscripdon  von  400.000  fl.  an  Beiti*ägen  begründet  wurde. 
Die  Lebigegenstände  an  der  letzteren  umfassen  Religion ,  deutsche, 
französische,  italienische  und  englische  Sprache,  IMeroantilreohnen 
und  Algebra,  Geographie  und  Geschichte,  Naturgeschichte  und 
Naturlebre,  Waarenkunde,  Handelswissenschail,  Handels-  und  Ge- 
werbe-Gesetzkunde, Buchhaltung,  Handels-Correspondenz  und  prak- 
tische Gontorkunde.  Der  erste  Jahrgang  dieser  Lehranstalt  wird 
den  Mittelschulen  gleichgehalten,  die  beiden  höheren  bilden  eine 
Handels  -  Akademie. 

Der  Unterricht  für  Lehramts- Zöglinge  der  Volksschulen 
wurde  erweitert  '  und  die  Einführung  eines  zweiten  Jahres -Curses 
angeordnet  K  Die  Abhaltung  von  Schullehrer -Conferenzen  wurde 
anempfohlen  und  geregelt '. 

In  Ungern  und  seinen  ehemaligen  Nebenländem  wurde  zur 
Sieherstellung  der  äusseren  Einriclitungen  und  Dotationen  ,der  ka- 
tholischen, griechisch-nicht-unirten  und  israelitisclien  Volksschulen 
die  Errichtung  von  Schul-Fassionen  angeordnet,  bei  deren  Auf- 
nähme  zugleich  auf  die  Regelung  der  Einschulung  und  Unterrichts- 
ertheilung,  sowie  auf  die  Erhöhung  der  vorhandenen  Schul*Dota- 
tioneu  gesehen  werden  soll  ^  Im  Zusammenhange  damit  steht  die 
Anordnung,  welche  die  Anstellung  der  Directoren,  Katecheten 
und  Lehrer  an  den  katholischen  Volksschulen  jener  Kronländer 
geregelt*.  —  Zur  Erleichterung  einer  allgemeinen  Theilnahme  am 

*  Minist. -Verord.  vom  17.  September  1848. 

*  MiQiBt.-Erlass  vom  13.  Juli  1849. 
<  Minist.. Verord.  vom  26.  Mai  1851. 

*  Miuist-Erlass  vom  20.  September  1856. 

*  Minist. -Verord.  vom  27.  October  1857. 
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Primfir-UatooMil  «HWi»  m  iianBitibshen  Knmliiidehi  (mit  Ao8> 
«ahme  des  lombardwehhireDeBiaiuaeheo  KöDigreicha,  des  Kiteieiihiides 
und  der  MilitärgränsBe)  die  Betheilung  afni^T  Schiller  mit  Lebi^ 
und  Letebttohern  sehr  ausgedehnt  *. 

Die  (mit  jKaiserlicher  Verordnung  vom  34.  October  1849  «od 
lliaisterial- Verordnung  vom  23.  Januar  1850)  errichteten  Lande»* 
Sehulbehörden  führte  die  Beaufsichtigung  und  Leitung  der 
Volks-  und  Mittelschulen.  Seit  ihrer  Auflösung  ^  sind  ihre  Ge- 
schäfte den  Statthaltereien  und  Landes-Regierungen  in- 
gefiiUen,  welche  diess&lls  durch  das  Fortbestdien  der  Schnirttfae 
.  in  der  Eigenschaft  von  Inspectoren  unterstützt  werd^i  K  Dms  In- 
stitut der  Schulrftthe  wurde  demgemäss  neuerlichst  auch  im  looi- 
hardnch- venezianischen  Königreiche  eingeführt*. 

Nach  dem  provisorischen  Gresetze  über  den  Privat -Untere 
rieht  ^  kann  derselbe  über  Lehrgeg^stfinde  der  Gjmnasial- 
lund  Bealschulen  in  Privat -Lehranstalten  ertheilt  worden.  Dieae 
Anstalten  kOnnen  entweder  mit  der  Berechtigung^  die  Namen  Gym- 
nasien und  Realschulen  (wenn  sie  die. gleiche  Einrichtung  mit  iler 
bezüglichen  Staatsanstalt  haben  und  die  Ministerial-BewiUigui^ 
erlangen)  zu  führen,  oder  ohne  dieselbe  errichtet  werden.  Alle 
Privat- Lehranstalten  stehen  unter  der  Oberaufsicht  der  Regienii^, 
I  der  Vorstand  einer  jeden  muss  die  Befähigung  zum  betreffenden 

'  Lehramte  nachweisen.  Zur  Ausstellung  staatsgiltiger  Zeugnisse  sind 

•ie  nur  im  Falle  einer  besonderen  diessfalls  erlangten  BefugnisB  von 
Seite  des  Ministeriums  berechtigt^  sonst  haben  sich  ihre  Schüler 
tler  Prüfung  an  einer  öffentlichen  Lehranstalt  zu  unterziehen. 

Die  Privat-Prüfungen  an  Volksschulen  wurden  neu 
geregelt '.  Die  Prüfungs-Berechtigung  einer  jeden  Lehranstalt  richtet 
sich  nach  ihrer  Kategorie;  die  Prüfungen  an  den  Hauptschulen  und 
Unter- Realschulen  sind  nur  zweimal  im  Jahre,  stets  in  G^egenwairt 
der  Schul -Directoren,  nach  Möglichkeit  auch  der  nächst-höheren 
Sehulvorsteher,  abzuhalten.  An  die  Prüflinge  sind  dieselben  For- 
.  derungen  zu  stellen,  wie  an  die  öffentlichen  Schüler  der  gleicheR 

I  '  Minist. -Verord.  vom  4.  December  1856.    Solche  Bücher  wurden  im 

I  Verwaltungsjahre  1857  allein  197.219  abgegeben. 

'  Minist. -yerord.  ▼om  16.  April  1854. 

'  Minist -Verord.  vom  28.  Aagust  1864. 

•  Minist.- Verord.  vom  10.  Juli  1857. 
I  '^  Kaiserliche  Verord.  vom  27.  Juni  1850. 

"  Minist.  Verord.  vom  24.  Mai  1856. 
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<3a88eti)  und  die  erlangten  Kenntnisse  und  Fertiglieiton  sind  ver- 
Utoslieh  za  erforsehen  ond  zu  elassifleiien. 

Unter  den  Special -Schulen  sind  die  katholischen  Reli- 
gibns-Lehranstalten  zunftchst  zu  erwähnen.  BeEflgHch  derselben 
worden  vorerst  die  fdr  die  deutsch -slavischen  Kronl&nder  Allerhöchst 
genehmigten  Bestimmungen  Über  die  Beziehungen  der  katholischen 
Kirche  zum  öflentliehen  Unterrichte  maassgebend.  Nach  den  An- 
trägen der  versammelten  Bisehöfe  m  Bezug  auf  den  Einfluss,  wel- 
dben  der  katholische  Clerus  auf  das  Unterrichtswesen  in  Oester- 
reich  zu  nehmen  hat^  wurde  anerkannt,  dass  sich  dieser  ESnfluss 
Torzflglich  auf  die  Heranbildung  der  Candidaten  des  geistlichen 
Standes  und  auf  den  Unterricht  in  der  Beligions- Wissenschaft  zu 
erstrecken  hätte.  Demgemäss  wurde  veronfaiet:  Niemand  kann 
ohne  Ermächtigung  des  Diöcesan-Bischofes  an  niederen  oder  höhe- 
ren öfienüichen  Lehranstalten  als  katholischer  Religions-Lehner  V€r^ 
wendet  werden;  die  blosse  Entziehung  dieser  Ermächtigung  macht 
jedoch  einen  von  der  Regierung  angestellten  Lehrer  nicht  des  ihm 
gesetzlich  zustehenden  Anspruches  auf  einen  Ruhegdialt  verlustig. 
Der  Regierung  ist  die  Ernennung  solcher  iuemaoh  zum  Lehamte 
beftüiigten  Männer  zu  Professoren  (oder  Docenten)  an  theologisoheft 
Fiicultäten  vorbehalten;  dem  Bischöfe  steht  es  frei,  seinen  Alumnen 
die  von  ihnen  an  der  Universität  zu  besuchenden  Vorträge  vorzu* 
zcächnen  und  üe  darüber  im  Seminarium  prüfen  zu  lassen.  Zum 
Religions- Lehrer  an  Mittelschulen  hat  der  Bischof  den  nach  Maass 
der  abgehaltenen  Concurs- Prüfung  als  geeignetsten  erkannten  Be- 
werber der  Regierung  namhaft  zu  machen,  welche  nur  aus  wich- 
tigen Oründen  von  diesem  Vorschlage  abgehen,  jedoch  immer 
exaen  von  dem  Bischöfe  als  befähigt  erkannten  Priester  wählen 
wird.  Die  Professuren  der  Religions- Wissenschaft  an  den  philoso- 
phischen Facultäten  entMen;  dagegen  sind  an  den  Universitäten 
Prediger,  deren  Auswahl  dem  Bischöfe  überlassen  ist,  anzustellen. 
Den  Bisehöfen  ist  die  Leitung  der  geistlichen  Seminarien  einge- 
räumt, die  Errichtung  von  Knaben -Seminarien  gestattet  Zu  den 
strengen  Prüfungen  der  Candidaten  der  theologischen  Doctors-Würde 
ernennt  der  Bischof  die  Hälfte  der  Prüflings -Gommissäre  aus  Doc- 
toren  der  Theologie;  Niemand  kann  die  theologische  Doctors-Würde 
erlangen,  der  nicht  vor  dem  Bischöfe  das  tridentinische  Glaubens- 
bekenntniss  abgelegt  hat  *. 

*  AUerhöch0te  Edatschliessang  vom  23.  April  1850. 
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Ah  den  Stbata^Gymnataei}  soll  künftig  luicii  einem  auf  Grund- 
lage der  Anträge  des  Bischofea  von  Fall  xu  Fall  erkusaenen  Aiu- 
apruoh  dea  Miliiateriums  entweder  nur  einReligions-Lehr^  flir  alle 
adit  Clasaen  dea  GymnaaiuHia  (mit  Beigebung  eines  zweiten  Ex- 
hortators)  oder  je  einer  für  das  Ober-  und  das  Unter •Gjmnaauin 
bestellt  werden,  in  welchem  letzteren  Falle  beide  noeh  einen  an» 
deren  obligaten  Lelirg^enstand  fibemehmen  können.  Die  Be&hi- 
gung  Eur  Ertheilung  des  Religions- Unterrichtes  evnittelt  da»  iti- 
sohöf liehe  Ordinariat  mittelst  der  (obenerwähnten)  Goncurs- Prüfung, 
jene  für  das  andere  I^ehrfach  die  aufgestellte  Prttfungs-Cominiaciaii. 
Der  vom  Bischöfe  sonach  vorgeschlagene  ^  von  der  R^;ierttug 
zugelassene  Gandidat  wird  als  ordentlicher  G^'mnasial- Lehrer 
berufen ,  wenn  er  allein  den  ganzen  Religions- Unterridit  für  ein 
aehtdassiges  Gymnasium  übernimmt,  oder  wenn  beide  für  je  vier 
Classen  zu  bestellende  Religions -Lehrer  aus  einem  anderen  Lehr- 
fache die  gesetsdiche  Prüfung  mit  hinreichendem  Erfolge  bestanden 
haben  und  an  dem  betrefienden  Gj^mnasium  für  dieses  Lelirfieu^h 
verwendet  werden  können.  Ueber  die  Behandlung  des  Religions- 
Unterrichtes  hat  der  Religions- Lehrer  innerlialb  der  Grenzen  des 
festgestellten  Lehrplanes  die  Weisui^en  unmittelbar  vom  Bischöfe 
einzuholen,  im  Uebrigen  unterliegt  er  seiner  Stellung  nach  den 
aUgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen  '. 

Femer  wurde  (auf  Grundlage  der  AUeriiöchslen  Entachliessung 
vom  23.  Juni  1850}  ^  bestimmt,  dass  die  theologischen  Diöeeaan- 
und  Kloster -Lehranstalten  eine  durch  die  Beschlüsse  der  au  Wien 
versammelt  gewesenen  Bischöfe  festgesetzte  gleichmässige  Einricli- 
tung  erhalten  sollen,  welche  sie  für  die  Heranbildung  von  Seelsor- 
gern vollkommen  geeignet  macht  und  hierbei  auch  die  Kloster- 
Lehranstalten  der  Leitung  und  Beaufsichtigung  der  Bischöfe  unter- 
stellt Die  Regierung  wacht  bloss  über  die  Einhaltung  dieser 
Einrichtung,  führt  die  allgemeine  Oberaufsicht  und  behält  sicJi, 
abgesehen  von  dem  Urtheile  über  die  wissenschaftliche  Belähigung, 
die  Zustimmung  zur  Berufung  der  Lebrer  von 

Die  theulogischen  FacuUäten  dienen  nicht,  wie  bisher,  &ur 
Heranbildung  der  Gandidaten  des  geistlichen  Standes,  sondern  l>e- 
zwecken  fortan  die  Förderung  der  tlieologischen  Wissenscliaft,  in- 
soweit  sie  das  gemeinsame   Bedürfniss   der  Seelsoi^e   übersteigt. 

*  Minist. -Veroid.  vom  28.  Juni  1850  und  vom  19.  Juli  1856. 
'  Minist. -Verord.  vom  30.  Juni  1850. 
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Für  leÜKteres  dienen  die  Diöoeraii- Lehranstalten»  welche  mit  den 
theologischen  Facuhäten  zu  verbinden  sind,  so  dass  die  Fapnltäts- 
Professoren  auch  den  Unterriofat  in  den  Ge^nständen  der  Diöce- 
san«  Lehranstalt  ertheüen,  in  welchem  Berufe  sie  unter  der  EHsci- 
plinar- Leitung  der  Bisehöfe  stehen. 

Die  Ausdehnung  aller  dieser  Bestimmungen  auf  sftmmtiiche 
Kronlftnder  und  ihre  inhaltliche  Erweiterung  durch  das  Concordat 
vom  18.  Angnst  1855  und  seine  DurchHlhrung  wird  im  $.  22  zur 
Sprache  kommen. 

Die  evangelisch-theologische  Lehranstalt,  deren  Beruf 
in  der  Pflege  der  evangelisch -theologischen  Wissenschaft  und  in 
(ka  AusbilduDg  der  Predigeramts -Candidaten  beruht,  wurde  neu 
organiairt ',  den  Universitäts-Facultäten  sowohl  nach  ihren  Befug- 
oiaen,  als  nach  ihrer  inneren  Einrichtung  gleichgestellt,  und  die 
Leitung  ihrer  Angelegenheiten  dem  Professoren -Collegium  an  dessen 
8pitse  der  Deean  steht,  als  akademischen  Behörde  anvertraut. 

Die  Theresianische  Ritter-Akademie  in  Wien  eriiielt 
durch  eine  neue  Regelung  eine  allgemeinere  Bestimmung.  Als  Er- 
ziehungsanstalt wurde  sie  auch  Nichtadeligen  zugänglich  gemacht, 
als  Unterrichtsanstait  auf  den  Elementar-  und  Gymnasial -Unterricht 
besehifinkt,  der  Zutritt  zu  demselben  aber  auch  auswärtigen  Be- 
Bucliem  gestattete 

Hinsichtlich  der  übrigen  ftir  den  praktischen  Unterricht  in  ein- 
zdnen  Erwerbs -Fächern  berechneten  und  mit  dem  wirklichen  Be- 
triebe im  unmittelbaren  Zusammenhange  stehenden  Special -Schu- 
len, namentlich  der  landwirthschaftliehen ,  Forst-  und  Bergsohulen, 
ferner  hinsichtlich  der  geologischen  Reichsanstalt,  der  militärischen 
BiMungsanstahen  und  der  nauUschen  Schulen  ist  bei  den  bezUg- 
Ikshen  Vcrwaltungszweigen  Näheres  erwähnt  worden,  wesshalb 
hier  nur  noch  des  thierärztlichen  Studiums  gedacht  werden 
mag,  welches  gleichfalls  einer  Reform  unterlag  \  wornaeh  an  den 
thierärztlichen  Schulen  künftig  nur  Thierärzte  gebildet  werden,  deren 
Patent  nach  Absolvirung  eines  dreijährigen,  die  Zurücklegung  des 
Unter-Gymnasiums  oder  der  Unter-Realschule  voraussetzenden  Stu« 
diums  (^on  bereits  diplomirten  Aerzten  und  Wundärzten  oder  absol«* 
virten  Kurschmieden  nach  einem  zweijährigen  Studium)  durch  zwei 
strenge  Prüfungen  erlangt  wird,  nebstbei  aber  Hufbeschlag- Lehr- 

'  Miuist. -Vei-ord.  vom  8.  Oclober  1850/. 
»  Minist. -Verord.  vom  1.  October  1849. 
'  Blinist. -Verord.  vom  30.  Juli  1Ö57. 
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UMtdHen  mit  aedumonatfiehem  Cune  zur  KMung  von  HufbeaoUag- 
Schmieden  besteh^i. 

FQr  das  Studium  der  Pharmaciewnide,  insoferne  dabei 
die  Erlangung  des  Magisfteriums  bezlelt  ist^  dn  neuer  Lehrplan 
vorgezeichnet  *.  Der  Candidat  des  Magtsteriums  muss  nach  absol- 
virtem  Unter-Gymnasium  die  niarmade  ordnungsmfissig  erlernt^ 
sodann  zwei  Jahre  in  einer  inländischen  öffentlichen  Apoth^e  als 
Gehilfe  gedient^  den  zweijährigen  pfaarmaceutischen  Curs  an  einer 
Universität  gehört  und  die  strengen  Prüfungen  bestanden  haben.  Für 
des  Doctorat  der  Chemie  ist  ein  dreijähriger  Curs  und  die  Befrie- 
digung strengerer  Anforderungen  bei  den  Rigorosen  vorgesdirieben  \ 

Auch  die  dem  Ministerium  des  Aeussern  unterstehende  orien- 
talische Akademie  wurde  neuerlichst  einer  Reform  untenogen. 

In  Bezug  auf  die  Pflege  der  schönen  Kflnste  ergab  sieh  eine 
Veränderung  durch  die  Reform  der  k.  k.  Akademie  der  bil- 
denden Künste  in  Wien  ',  welche  aufhörte,  die  höchste  Kunst- 
behörde  zu  sein,  und  seither  nur  noch  eine  höhere  Kunstsehule 
bildet,  die  sowohl  gemeinsame  Vorbildung  im  Kunstfache  über- 
haupt gewähren,  als  auch  Gelegenheit  zur  Aneignung  einer  höhe- 
ren Kunstbildung  .unter  Anleitung  vorzüglicher  Künstler  in  den 
drei  Abtheilungen  der  akademischen  Schide  für  Malerei,  Biklhaaera 
und  Architektur  insbesondere  darbieten  soll. 

In  ethnographisch- linguistischer  Beziehung  sind  die 
Maassr^eln  anzufilhren,  wodurch  die  auf  der  Universität  Lembei^ 
und  an  den  im  ruthenischen  Antheile  Oalizien's  gelegenen  Gymna- 
sien kurz  zuvor  als  Unterrichtssprache  angeführte  polnische  Sprache 
wieder  abgestellt,  und  bis  auf  Weiteres  die  frühere  Uebung  wie 
der  eingeführt  wurde  *.  Bei  der  Ertheilung  des  gewerblichen  Un- 
terrichtes wurde  das  sprachliche  Verhältniss  insoweit  berficksicfa- 
tiget,  dass  ausser  der  bereits  bestandenen  czechischen  Reabchnk 
zu  Rakonitz  auch  für  die  zweite  in  Prag  zu  errichtende  Realschule 
die  czechische  als  die  Unterrichtssprache  gewählt  ward.  Ebenso 
wurde  bezüglich  der  Gymnasien  dieses  Verhältniss  dahin  geordneti 
dass  die  deutsche  Sprache  auch  dort,  wo  sie  nicht  Muttersprache 
der  Schüler  ist,  als  unbedingt  obligater  Lehrgegenstand  Jur  allen 

*  Minist -Erlass  vom  27.  November  1853. 
>  Minist -Erisss  vom  6.  Juli  1864. 

*  Minist -Yerord.  vom  17.  Oetober  1860. 

*  Minist  -  Verord.  vom  9.  December  1848. 
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ClaBsen  za  behandeln  ist,  und  als  Untenichteprache  filr  einen 
oder  mehrere  OegensUlnde  eintritt,  sobald  diess  ausführbar  erscheint, 
jedenfalls  aber  in  der  ersten  Classe  des  Ober -Gymnasiums  *• 
Nur  in  dieser  Weise  bestehen  7  czechische,  5  polnische  (nebsi 
1  Paiallel-Unter-Gymnasium),  24  magyarische,  3  sloyakisohe  (und 
1  magyarisch -slovakisches),  6  serbo- kroatische  Gymnasien  nebst 
1  romanischen.  Einer  Umgestaltung  in  dieser  Blicksieht  nach  der 
erwfthnten  Allerhöchsten  Bestimmung  sehen  45  magyarische,  1  serbo» 
kroatisches  und  2  romanisohe  Gymnasien  entgegen. 

Im  lombardisch -venezianischen  Königreiche  sowie  zu  Gapo 
d^Istria,  Trient  und  Boveredo  wurde  bei  dem  Gymnasial-Unterrichte 
das  Studium  der  deutschen  Sprache  zum  obligaten  Gegenstände 
erklftrt^ 

Bei  der  Regelung  des  Unterrichtes  an  den  Hauptschulen  (des 
Elementar -Unterrichtes)  in  den  deutsch -slavischen  Kronliindem 
wurde  der  wichtige  Grundsatz  zur  Geltung  gebracht,  dass  neben 
der  Unterrichtssprache  (welche  in  der  Regel  die  Sprache  der  ttber« 
wiegenden  Mehrzahl  des  Volkes  ist)  die  zweite  Landessprache  (wo 
eine  solche  vorkömmt)  nach  Maassgabe  des  anerkannten  BedQrf* 
nisses  derart  zu  lehren  ist,  dass  sie  allmählich,  wenigstens  bei 
einzeben  Lehrgegenstftnden,  als  Unterrichtssprache  benutzt  werden 
kann.  Diess  gilt  namentlich  von  der  deutschen  Sprache  dort,  wo 
sie  nicht  schon  die  übliche  Unterrichtssprache  ist  *. 

Bei  den  katholischen  Religions- Lehranstalten  ist  den  Aller- 
höchst genehmigten  Beschlüssen  der  versammelt  gewesenen  Bischitfe 
zufidge  das  Latein  die  ordentliche  Sprache  der  theologischen  Lehr- 
Vortrftge.  Inwieweit  die  Anwendifhg  der  Landessprachen  noth- 
wendig  sei,  um  den  Seelsorger  zu  seinem  heiligen  Berufe  zu  be- 
fähigen, bleibt  der  Vereinbarung  zwischen  den  Bischöf^i  derselben 
Kirdienprovinz  überlassen  ^ 

Obwohl  keine  Unterrichtsanstalt,  nimmt  doch  die  kaiserliche 

*  Allerhöchstes  Handschreiben  vom  9.  December  und  Minist. -Yerord. 
vom  16.  December  1854. 

'  Hinist -Verord.  vom  16.  December  1854. 

*  Minist -Verord.  vom  23.  März  1853.  Im  Verwaltungsjohre  1856 
wurden  2^534.000  Schulbücher  für  Volksschulen  von  der  Schulbttcher- 
Verfcklsiss-Direction  abgesetzt  Hiervon  waren  1,076.000  in  deutscher, 
706.00p  in  slavischer,  545.000  in  italienischer,  23.000  in  ost- romanischer, 
184.000  in  magyarischer  Sprache  verfasst 

*  Minist -Verord.  vom  SO.  Juni  1850. 
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Akademie  der  Wiesen sohafterv  auf  die  Pflege  dereelhen 
iti  Oesterreich  6o  hervorrag^Ddeo  Einflnss^  dass  derselben  hier 
gedacht  werden  mues.  Fdr  die  kaiserlielie  AkRdennie  der  WiaeD- 
Schäften  isl  der  jeweilige  Bfinister  des  Innern  zum  Corator  bastdit  \ 
dessen  Ministerium  das  Institut  selbst  becflg^idi  der  Verwaltungs- 
Gegenstände  untersteht  \  Sie  aebddet  sicli  in  die  philosophisch- 
historische und  mathematisefa- naturwissenschaftliche  Classe^  deren 
wirkliche  Mitglieder  m  der  GrUndungs -Urkunde  auf  48  (darunter 
24  mit  dem  Wohnsitze  in  Wien)  bestimmt,  nachträglich  auf  60 
vermehrt  wurden  *.  Ausser  diesen  zfihlt  die  Akademie  24  Ehren- 
and  120  oorrespondirende  Mitglieder.  Die  aus  den  wirklichen  Mit- 
gliedern von  der  Akademie  ftir  je  3  Jahre  gewählten  Fdnctionire 
sind  der  Präsident,  Vice -Präsident  und  2  Classen-Secretäre^  dem 
einer  zugleich  die  Geschäfte  eines  General -Secretärs  verneht  Aus 
der  Gesammtzahl  der  Mitglieder  sind  ftlr  bestimmte  Wirkungskreise 
wieder  Bpecial-Ck>mmissionen  bestellt,  u.  z.  die  Gornmission  zur 
Herausgabe  Österreichischer  Geschichtsquellen  (mit  6  Theilnehmeta, 
ernannt  1847),  die  CSommissMn  zur  Leitung  der  Untersuchung  der 
Braun-  und  Steinkohlen  des  Osterreichischen  Kaiserstaates  (511idl- 
nehmer,  ernannt  1849),  die  Commission  zur  Ausarbeitung  einer 
Fauna  des  österreichischen  Kaiserstaates  (8  Tlieilnefamer,  ernannt 
1849),  die  Commission  zur  Herausgabe  der  acta  CSoncilionm 
(4  Theilnehmer,  ernannt  1850).  Auch  bei  der  im  Handels-Ministe- 
rium bestellten  Central -Gommission  zur  Erhaltung  der  Bau -Denk- 
male ist  die  Akademie  durch  2  Mitglieder  vertreten. 

Die  literarische  Thätigkeit  der  Akademie  lässt  sich  aoa  den 
Publicationen  ermessen ,  deren  Zahl  zur  2Mt  der  feierlichen  Sitzung 
am  30.  Mai  1857,  also  nach  zehnjährigem  Bestände,  die  folgende 
war:  a)  philosophisch -histoiische  Classe:  8  Bände  Denkschriften, 
18  Bände  Archiv  zur  Kunde  österreichischer  Geschichtsquelten, 
6  Bände  Notizen blatt  zum  Archiv,  16  Bände  österreichische  Ge- 
schichtsquellen (davon  15  Bände  acta  und  1  scriptores)^  3  Bände 
Monumenta  Habsburgica,  1  Band  Concilien- Berichte  aus  dem  XV. 
Jahrhunderte  und  24  Bände  Sitzungsberichte;  bj  mathematisch- 
naturwissenschaftliche  Classe:  13  Bände  D^ikschriften ,  23  Bände 

'  Allerhöchste  Entschliessong  vom  2.  Mftrz  1849. 
'  Znschrift  des  Ministers  des  Innern  an  den  Pribidenten  der  Akade- 
mie vom  22.  März  1849. 

*  Allerhöchstes  Cabinets- Schreiben  vom  3.  Jnni  1848. 
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Sitzungsberichte^  beide  mit  einer  grossen  Zahl  von  Tafeln;  ausser- 
dem wiu^en  18  Werke  auf  Kosten  und  12  mit  Unterstützung  der 
Akademie  TeröfTentliclit.  Die  Zahl  dieser  Veröffentlichungen  wird 
aber  noch  fiberboten  durch  den  Gehalt  der  Arbeiten,  welche  sich 
in  weitester  Verbreitung  der  ehrenvollsten  Anerkennung  erfreuen. 

Selir  wichtig  ist  das  mit  der  kaiserlichen  Akademie  der  Wis- 
senschaften in  Verbindung  stehende  neu  errichtete  meteorolo- 
gische Central -Institut  in  Wien,  welches  an  120  bestimmten 
Stationen  im  Umfange  der  Monarchie  fortwährende  Beobachtungen 
sowohl  über  den  Zustand  des  Klimans  und  der  Atmosphäre  als 
auch  über  den  Erdmagnetismus  anzustellen,  die  Resultate  in  einem 
Central -Puncte  zu  sammeln  und  mit  den  Beobachtungen  in  frem- 
den Ländern  in  Verbindung  zu  bringen  hat.  Die  damit  zusammen- 
hängenden Beobachtungen  über  Entwicklungs-Phasen  der  Pflanzen- 
und  Thierwelt  zählen  70  noch  in  Thätigkeit  befindliche  Stationen. 
Durch  die  von  den  österreichischen  Consular-Aemtem  ausgeführten 
meteorologischen  Beobachtungen  wurden  auch  für  England,  Portugal 
und  Amerika  wichtige  Daten  gewonnen. 

Einen  gleich  erfreulichen  Aufschwung,  wie  die  strengere  Wissen- 
schaft in  den  Publikationen  der  kaiserlichen  Akademie  und  in  den 
vielfachen  Leistungen  der  an  den  höheren  Lehranstalten  besciiäftig* 
ten  Lehrkräfte,  hat  die  Literatur  Oesterreich^s  seit  einer  Reihe  von 
Jahren  auch  im  Allgemeinen  erfahren.  Hierüber  geben  die  vom 
k.  k.  Ministerium  des  Innern  veranlassten  ^Bibliographisch-statistischen 
Uebersichten  der  Literatur  des  österreichischen  Kaiserstaates^  ein 
erschöpfendes  Bild  *.  Bis  jetzt  sind  drei  derselben  veröffentlicht, 
und  umfassen  die  in  der  gesammten  Monarchie  vom  1.  September 
1852  bis  Ende  1855  erschienenen  Druckwerke.  Eine  grosse  Anzahl 
zweckmässig  eingerichteter  Tabellen  gewährt  einen  Ueberblick  so- 
wohl des  Journalwesens  als  der  nicht- periodischen  Literatur  nach 
Fächern,  Sprachen,  Ländern  und  Modalität  des  Erscheinens,  und 
der  beigegebene  Text  bringt  von  jeder  einigermaasseu  bedeutenden 
Arbeit  den  vollen  Titel  mit  einer  kurzen  Besprechung  de»  Inhal* 
tes^  wodurch  diese  Berichte  neben  dem  nächsten,  admimstrativeu 
Zwecke  auch  zu  einem  trefflichen  Handbuche  literarischer  Tl)ätig- 
keit  heranwachsen.  Nach  dem  letzten  derselben  erschienen  im 
Jahre  1855: 

•  Verfasser  derselben  ist  der  Vorstand  der  administrativen  Bibliothek 
im  Miniflteriüm  des  Innern,  Dr.  Constanlin  Warzbech  von  Tannenbeig. 
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a)  Periodische  Literatur. 

Butter.         F«5lib»tur..  ^""«"»«• 

Oesterreich  unter  der  Enns    ...     21               84  105 

Oesterreich  ob  der  Ehns    ^    .    .-    .       1                18  14 

Salzburg  ....;.....       2               10  1% 

Steiermark .       1                 9  10 

Kämthen 1                 6  7 

Krain 1                 6  6 

Küstenland 3               15  18 

Tirol 6               11  17 

Böhmen 3               41  44 

Mähren 5               16  21 

Schlesien 1                 7  8 

Galizien 3               12  15 

Bukowina    .    .    r —                 1  1 

Dalmatien .2                 1  3 

Lombardie 9               56  65 

Venedig 3               25  28 

Ungern 8               44  52 

Wojwodschaft  und  Banat  ....       2                 8  10 

Kroatien  und  Slawonien      ....       2                 5  7 

Siebenbürgen 4                 8  12 

Militärgränze — -                —  — 

Summe  ^^re             377  455 
b)  Nicht-periodische  Literatur  ^ 

Binde  und     Ihuck- 

Oelte.  bofen. 

Encyklopfidien,   Gesammtausgaben^   Literatuige* 

schidite 168  2.07B 

Theologie,  Kirdiengeschichte 247  3.584 

Andaohtsbücher,  Predigten 836  7.505 

Erziehungs-  und  Jugendschrjften 528  4-908 

SpiBohwissensohaft      197  1.681 

'  Von  der  Oesammtzahl  der  Bande  und  Hefte  ersokienen  1805  in 
deti (scher,  1497  in  italienischer,  640  in  magyarischer,  206  in  ezechiseher, 
187  in  lateinischer,  116  in  polnischer,  60  in  serbo-kroatisoher,  41  in 
slo venischer,  je  30  in  hebräischer  und  französischer,  25  in  romanisdier, 

13  in .  mthenischer,  9  in  armenischer,  6  in  alt- slavischer,  4  in  englischer 
und  je  1  in  griechischer  und  spanischer  Sprache. 
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Bände  und     Uruck- 
Ifpfte.  bogen. 

Philosophie 27  257 

Staats-  und  Rechtswiasenschaft 472  32^854 

Statistik 518  2.974 

Geschichte  und  Hilfswissenschaften 532  .3.535 

Geographie,  Topographie  und  Ethnographie  .    .  153  1.118 

Landkarten 1  91 

Naturwissenschaft 136  1.506 

Hellwissenschaft 315  2.368 

Mathematik,  Astronomie 23  176. 

Kriegswesen,  Marine  .    .  2Ö  487 

Haus-,  Land-  und  Forst -Wirthschaft     ....  157  1.709 

Handel  und  Gewerbe 153  3.742 

Bauwissenschaft,  Communicationen 86  636 

Schöne  Künste :  Unterhaltungsblätter,  Almanache  211  4.645 

Gedichte 141  1.013 

Romane 504  5.649 

Theater 170  669 

Kalender 232  2.050 

Gelegenheitsschriften 232  434 

Kunstschriften 176  286 

Summe     6.244      85T952 

§.  22. 

20.    C  u  1 1  u  8. 

Die  Neugestaltung  des  gesammten  Staatsgebäudes  konnte 
nicht  verfehlen,  ihre  tief  eindringende  RQckwirkung  auch 
auf  die  Verhältnisse  der  Kirche  zum  Staate,  welche  sich  in 
Oesterreich  in  historischer  Folge  eigenthümlich  gestaltet 
hatten,  zu  äussern.  Diesen  Einfluss  charakterisirt  der  ge- 
setzlich ausgesprochene  Grundsatz,  dass  jede  gesetzlich  an- 
erkannte Kirche  und  Religions- Gemeinschaft  in  dem  Rechte 
der  gemeinsamen  öfTenÜichen  Religions  «Uebung,  in  der 
selbstständigen  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten ,  ferner  im 
Besitze  und  Genüsse  der  fllr  ihre  Cultus-,  Unterrichts-  unc] 
Wohltbätigkeitszwecke  bestimmten  Anstalten,  Stiftungen  und 

V.  Czof  rnig,  Oesterreich'n  Neugestaltung.  .|0 
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Fonde  erhalten  und  geschützt  wird,  wobei  dieselben  den 
allgemeinen  Staatsgesetzen  unterworfen  bleiben. 

Die  Anwendung  dieses  Grundsatzes  ftlhrte  namentlich 
zu  wichtigen  Reformen  in  der  Gesetzgebung  bezüglich  der 
Verhältnisse  der  katholischen  Kirche  zur  Staats -Gewalt 
Bis  dahin  hatte  letztere  sich  bestimmt  gefunden,  aus  eigener 
Machtvollkommenheit  diese  Verhältnisse  festzusetzen,  wo- 
durch die  Kirche,  insoweit  es  nicht  das  Dogma  betraf,  dem 
Staate  untergeordnet  wurde.  Nimmehr  aber  gelangte  die 
katholische  Kirche  zu  einer  selbstständigen  Stellung  im  Staate, 
und  wurden  die  gegenseitigen  Beziehungen  zwischen  Kirche 
und  Staat  einer  gemeinsamen  Regelung  unterworfen.  Um 
diese  im  unmittelbaren  Verkehre  mit  den  Bischöfen  zu  be- 
rathen,  hatte  das  Ministerium  die  Bischöfe  der  deutsch- 
slavischen  Kronländer  bereits  im  Jahre  1849  zu  einer  Ver« 
Sammlung  nach  Wien  berufen.  Im  Einklänge  mit  den  von 
dieser  bischöflichen  Versammlung  gefassten  Beschlüssen  wur- 
den von  Seite  der  Staatsgewalt  die  Bischöfe  von  den  bis- 
herigen Beschränkungen  in  der  Ausübung  ihrer  oberhirt- 
liehen  Ämtsgewalt  losgezählt,  ihnen  in  geistlichen  Angele- 
genheiten die  freie  Bewegung  zugestanden ,  die  Anordnungen 
über  den  Gottesdienst  ihrer  ausschliesslichen  VerfQgung  über- 
wiesen, die  Ausübung  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  und 
Disciplinar-Gtewalt  sichergestellt;  und  die  Beziehungen  der 
geistlichen  zu  den  Regierungs- Behörden  geregelt  Auch 
über  den  Einfluss  der  katholischen  Geistlichkeit  auf  den 
öflbntlichen  Unterricht  erfolgten  die  bereits  im  vorhergeh^i- 
den  Paragraphe  erwähnten  Bestimmungen.  In  den  ungri- 
scben  und  italienischen  Kronländern  hatte  die  Kirche  bereirs 
froher  eine  in  vieUkcher  Beziehung  freiere  Stellung. 

Diese  vorläufigen  Einleitungen  erhielten  ihren  Abschluss 
durch  das  Concordat,  welches  behufs  der  Vereinbarung 
der  weltlichen  und  geistlichen  Obergewalt  über  die  noch 
schwebenden  Fragen,    der   gegenseitigen    Beziehungen    und 
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d^  Sanctionirnng  der  getroffenen  Entscheidungen  durch  die 
liöchste  Kirchengewalt;  unterm  18.  August  1855  zwischen 
Seiner  k.  k.  apostolischen  Majestät  und  dem  heiligen  Stuhle 
abgeschlossen  wurde.  Durch  dieses  Concordat  erhielt  die 
katholische  Kirche  ihre  volle  Freiheit  in  Ausübung  der  ihr 
zustehenden,  aus  dem  kirchlichen  Verbände  fliessenden  Rechte, 
insbesondere  in  Handhabung  der  Aufsicht  und  Disdplin  über 
die  den  Bischöfen  untergeordnete  Geistlichkeit,  in  der  Er- 
ziehung und  Unterweisung  der  für  den  geistlichen  Stand 
bestimmten  Jugend,  in  der  Anordnung  der  gottesdiensüicben 
Handlungen^  sowie  auch  der  Einfluss  der  Kirchengewalt  auf 
die  Erziehung  und  den  religiösen  Unterricht  der  katholischen 
Jugend  in  seinem  ganzen  Umfiange  hergestellt  wurde.  In 
bürgerlicher  Beziehung  wurden  der  Geistlichkeit  die  ihrem 
Stande  entsprechenden  Rücksichten  und  Vorrechte  gesetzlich 
festgestellt,  und  alle  Beschränkungen  hinsichtlich  der  Erwer- 
bung des  Eigenthumes  durch  die  Kirche  aufgehoben.  In  den 
Fällen,  wo  die  Anordnungen  der  kirchlichen  Oberen  der 
Unterstützung  des  weltlichen  Armes  bedürfen,  wurde  die- 
selbe  zugesichert,  wobei  sicli  jedoch  die  Regierung,  welcher 
im  Allgemeinen  die  Prüfung  der  thatsächlichen  Umstände 
zusteht,  insbesondere  die  Zustimmung  zu  gewissen  den  geist- 
lichen Oberen  eingeräumten  Ernennungen,  beziehungsweise 
die  Geltendmachung  öffentlicher  Rücksichten,  vorbehielt. 

Eine  im  Jahre  1856  nach  Wien  einberufene  Clonferenz 
aller  katholischen  Erzbischöfe  und  Bischöfe  des  gesammten 
Reiches  hatte  die  Aufgabe,  die  Durchführungsbestimmungen 
des  Ck)ncordates  zu  entwerfen,  und  die  weiteren  daraus  sich 
ergebenden  Fragen  zu  lösen.  In  Folge  ihrer  Berathangen 
wurde  ein  neues  Ehegesetz  erlassen,  kraft  dessen  die  Ver- 
bandlungen über  Schliessung  und  Trennung  der  Ehe,  sowie 
über  die  Ungiltigkeitserklärung  derselben^  den  geistlichen 
TOn  den  Bischöfen  bestellten  Eh^erichten  zustehen,  welche 
nach    den    Vorschriften    des    canonischen    Rechtes    (dessen 
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Bestimmungen  in  da«  Ehegesetz,  aufgenommen  wurden)  Recht 
sprechen,  während  die  Civil -Gerichte  fortan  nur  noch  über 
die  bttrgerlich^n  Wirkungen  der  Ehe  zu  entscheiden  haben. 
Der  Eingangs  er\\ähnte  Grundsatz  zog  nicht  allein  die 
Reform  der  Gesetzgebung  Qber  die  Angelegenheiten  der  ka- 
tholischen Kii-che,  welche  hierdurch  eine  dem  religiösen  Be- 
dürfnisse im  weitesten  Umfange  Auerkennuiig  zollende  Re- 
gelung erhielt,  nach  sich,  sondern  erstreckte  seine  Wirkung 
auch  auf  die  änderen  Glaubensgenossen.    Die  Protestan- 
ten erhielten  in  den  deutschen  und  slavischen  Eronländem 
(in  den  ungrischen  Kronländern  war  diess  schon  früher  der 
Fall   gewesen)    die    unbeschränkte   Ausübung   ihres   Grottes- 
dienstes  sammt  d^n   übrigen  Rechten  einer  freien  Eircben- 
gemeinde^  und  in  den  ungrischen  Kronländem,  wo  die  seit 
Alters  her  ausgebildeten  kirchlichen  Verhältnisse  der  Pro- 
testanten eiiier  bestimmenden  gesetzlichen  Regelung  bedür- 
fen, sind   kürzlich  die  Einleitungen  getroffen  worden,   die- 
selbe im  Einvernehmen   mit  den  bezüglichen  Corporationen 
anzubahnen.     Die   griechisch-nicht-unirte   Religions- 
Genossenschaft    erlangte    durch    die   Wiederherstellung    des 
Patriarchates  ihren  Zusammenhang  und  einheitliche  Leitung, 
wie  auch  für  die  Erhaltung  des  Vermögens  der  Bisthümer 
Fürsorge  getroffen    wurde.     Auch   die   Israeliten    hatt^i 
sich  als  Religions-Genos^nschaft  der  Folge  jenes  Grundsatzes 
und  der  damit  zusammenhängenden  Befreiung  von  mancher- 
lei Beschränkungen,   namentlich  rücksichtlich  der  Orte,  wo 
sie   sich    aufhalten   konnten,   und    der  Zahl    der   Familien^ 
welche  in  dem  einen  oder  anderen  Kronlaude  sich  nieder- 
lassen, durften,    zw  erfreuen.     Nur  hinsichtlich    der  Besitz- 
fiihigkeit  der  Juden  (insofeme  es  sich   um  neue  Erwerbun- 
gen handelt)  wurde  die  endliche  Regelung  einer  künftigen 
Schlussfassung  vorbehalten. 

Wenn  man  auf  die  gewaltigen  Religionskämpfe  zurück- 
blickt,  welche   die  Blätter   der  österreichischen  Geschichte 
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füllen,  so  wird  es  erklärlich,  dass  auf  diesem  die  heitigsten 
Güter  des  Menschen  berührenden  Felde  keine  durchgreifende 
Aenderung  vor  sich  gehen  kann,  ohne  eine  den  auseinan- 
dergehenden Ansichten  entsprechende  verschiedene  Auffos- 
sung  hervorzurufen.  Darin  aber  vereinigen  sich  alle  Mei- 
nungen, dass  der  Staatsbürger,  vorbehaltlich  der  Unterord- 
nung unter  die  allgemeinen  Staatsgesetze,  das  Recht  habe, 
seiner  religiösen  Ueberzeugung  zu  folgen,  und  soferne  sich 
dieselbe  einer  geregelten  Kirchengemeinschaft  anschliesst,  für 
dieselbe  die  ungehinderte  Pflege  der  geistlichen  Bedürfnisse 
und  Ausübung  der  bürgerlichen  Verwaltung  anzusprechen. 
Dieser  Anschauung  kömmt  der  von  der  österreichischen  Re- 
gierung an  die  Spitze  ihrer  Reform  der  Gesetzgebung  in  Cul- 
tus- Angelegenheiten  gestellte ,  Grundsatz  entgegen,  dessen 
nach  allen  Seiten  bin  zur  Ausführung  gelangende  Conse- 
quenzen  den  G^enstand  der  neuesten  und  der  noch  bevor- 
stehenden gesetzlichen  Regelungen  bilden. 

Im  Verlaufe  des  letzten  Jahrhunderts  hatte  sich  das  Verhttlt- 
oiss  Oesterreich^s  zur  katholischen  Kirche  wesentlich  umge- 
staltet Die  Richtung  der  Regierungsmaassregeln ,  welche  bis  zum 
Tode  Kaiser  KarFs  VI.  eine  streng  römisch-katholische  geblieben 
war,  wendete  sich  schon  unter  Maria  Theresia,  besonders  seit  der 
Staatskanzler  Fürst  Kaunitz  an  die  Spitze  der  Geschäfte  trat,  der 
Gründung  einer  weltlichen  Suprematie  in  Kirchensachen  zu.  Die 
Einführung  des  placetum  regium  übertrug  die  Ertheilung  der  Rechts- 
kraft fUr  kirchliche  Anordnungen  an  den  Staat;  die  Neugestaltung 
des  Unterrichtswesens  nach  Aufhebung  des  Jesuitenordens  löste  den 
bisherigen  Zusammenhang  der  Studienleitung  mit  der  (ausserhalb 
der  ungrischen  Länder  und  Schlesien's  damals  noch  ausschliessend 
gesetzlich  bestehenden)  katholischen  Kirche,  die  Verhängung  äusser- 
licher  Kirchenstrafen  wurde  verboten,  das  Amortisations-Gesetz  ver- 
schärft. Die  umfassenden  Reformen  Josepirs  IL  trennten  die  Ver- 
bindungen österreichiKcher  Diöcesen  mit  auswärtigen,  hoben  eine 
grosse  Anzahl  von  Klöstern  auf,  änderten  die  Organisation  der 
fortbestehenden  Ordenshäuser,  beseitigten  alle  religiösen  Vereine, 
übertrugen  alle  Pfründen-Verleihungen  im  österreichiscihen  Gebiete 
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an  einheimische  Ordinarieu  und  Patrone,  und  beauftragten  die  neu- 
geschaffenen bischöflichen  Gonsistorien  und  die  an  Zahl  sehr  ver- 
mehrten Pferrer  und  Local-Capläne  mit  mancherlei  beamtlichen 
Functionen ,  setzten  an  die  Stelle  der  bischöflichen  und  klösterlichen 
Schulen  für  Theologie  die  von  geistlichen  Oberen  ganz  unabhängi- 
gen General-Seminarien,  nahmen  die  Beseitigung  eingerissener  Miss* 
brauche  zum  Anlass  einer  Neugestallung  der  gesammten  Grottes- 
dienst-Ordnung,  wiesen  den  Clerus  an  die  weltlichen  Gerichte, 
unterwarfen  die  Ehesachen  der  bilrgerlichen  Gesetzgebung  und  die 
Verwaltung  des  kirchlichen  Eigenthumes  der  ausschliessendeii  Con- 
trole  des  Staates. 

Leopold  II.  that  zwar  dem  Weitergreifen  der  Reformen  Einhalt^ 
hielt  aber  die  Grundsätze  derselben  fest;  doch  sistirte  er  die  Klöeter- 
aufhebung,  löste  die  General-Seminarien  auf  und  gestattete  Abwei- 
chungen von  der  Josephinischen  Gottesdienst-Ordnung.  Auch  wäh- 
rend des  ersten  Decenniums  der  Regierung  Franz  I.  (1792  bis  1802) 
blieb  der  Gang  der  Staatsverwaltung  derselbe ,  und  in  den  neu  er- 
worbenen Provinzen  West-Galizien ,  Venedig,  Venezianiseh-Istrien 
und  Dalmatien  wurden  die  kirchlichen  Zustände  der  älteren  Erb- 
länder gleichfalls  eingeftihrt.  Erst  seit  dem  Jahre  1802  fand  man 
sich  veranlasst,  auch  die  Gesetzgebung  über  das  Ordenswesen  zu 
modifidren,  den  Gonsistorien  die  Schulen-Oberaufsicht  zu  übertra- 
gen,  den  Bischöfen  die  Beaufsichtigung  des  religiösen  Unterrichtes 
wieder  einzuräumen.  Noch  weiter  als  die  Gesetzgebung  ging  die 
Art  ihrer  praktischen  Handhabung  in  dem  Bestreben,  die  Kirche 
in  vielen  Stücken  zu  ihren  alten  Zuständen  zurückzuführen.  Die 
geänderte  Richtung  des  Zeitgeistes  *,  die  Ueberhandnahme  kirch- 
licher Ideen ,  namentlich  unter  der  jüngeren  Geistlichkeit,  begün- 
stigten dieses  Streben,  und  schon  1833  wurden  Verhandlungen  an- 
geknüpfl,  um  eine  Ordnung  der  österreichischen  Kircheuzustände 
durch  ein  Concordat  mit  dem  päpstlichen  Stuhle  zu  versuchen. 

Die  grossen  Veränderungen  in  dem  Staats-Organismus  Oester- 
reich's,  welche  die  Regierung  des  Kaisers  Franz  Joseph  I.  mit  sich 
brachte,  mussten  das  Bedürfniss  immer  fühlbarer  machen,  zu  einer 
solchen  Ordnun:;  zu  gelangen,  welche  allein  geeignet  wäre^  den 
Ausgangspunct  jeder  weiteren  kirchlichen  Entwicklung  zu  bilden. 
Ein  kaiserliches  Patent  vom  4.  März  1849  spracli  Tür  die  deutschen 

*  Von  1782  bis  1621  fand  in  Wien  kein  Kirchenbau  Statt;  seither 
erwachte  das  Streben,  auch  in  dieser  Beziehung  dem  nusserordentlichen 
Anwachsen  der  Bevölkerung  zu  genügen. 
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und  slaviächen  Kronteluder  (mit  Einachluss  Dalmatieii's)  bereite  aua, 
dass  jede  gesetzlich  anerkannte  Kirche  und  Religions-Geaellachaft 
in  dem  Rechte  der  gemeinsamen  öffentlichen  Religions-Uebung ,  in 
der  selbstständigen  Verwaltung  ihrer  Angelegenhei- 
ten, im  Besitze  und  Genüsse  der  (Ur  ihre  Cultus-^  Unterrichts- 
und Wohlihätigkeitszwecke  bestimmten  Anstalten,  Stiftungen  und 
Fonde  erhalten  und  geschützt  werde,  wobei  sie  nur  den  allgemei- 
nen Staatsgesetzen  unterworfen  bleibe  ^  Um  diesen  Grundsatz 
auch  in  das  Leben  einzuitihren,  wurde  an  die  Bischöfe  der  erwähn- 
ten Kronländer  die  Einladung  erlassen,  sich  in  Wien  zu  vensam- 
meln,  damit  das  Ministerium  zur  Berathung  der  Stellung,  welche 
die  katholische  Kirche  auf  Grundlage  jener  Bestimmungen  im  Reiche 
künftig  einnehmen  werde  ^  mit  ihnen  in  unmittelbaren  Verkehr  tre- 
ten könne.  Im  Einklänge  mit  den  Beschlüssen  der  bischöf- 
lichen Versammlung  wurde  allen  Katholiken  des  Reiches  ge- 
stattet, ohne  vorläufige  Zustimmung  der  weltlichen  Behörde  in  grät- 
lichen Angelegenheiten  in  Verkehr  mit  dem  Papste  zu  treten,  den 
kirchlichen  Oberen  insbesondere  aber  das  Recht  zurückgegeben, 
über  Gegenstände  ihrer  Amtsgewalt  '  Anordnungen  zu  erlassen 
(welche  nur,  insoferne  sie  äussere  Wirkungen  nach  sich  ziehen 
oder  öffentlich  kundgemacht  werden  sollen,  den  Regierungsbehör- 
den mitzutheilen  sind),  Kirchenstrafen,  welche  auf  bürgerliche 
Rechte  keine  Rückwirkung  üben,  zu  verhängen,  die  Verwalter 
von  Kirchenämtern,  die  ihre  Pflichten  nicht  erfüllen,  zu  suspen- 
diren  oder  abzusetzen,  und  zur  Durchführung  dieses  Erkenntnisses 
die  Mitwirkung  der  Staatsbehörden  in  Anspruch  zu  nehmen  \  Jeder 
katholische  Religions-Lehrer,  Docent  oder  Professor  der  Hieologie 
bedarf  fortan  der  Ermächtigung  des  Diöeesan-Bischofes,  welche  ihm 
jederzeit  wieder  entzogen  werden  kann;  den  Alumnen  des  Diöce- 
san -Seminars  zeichnet  der  Bischof  die  zu  hörenden  Vorträge. und 
abzulegenden  Prüfungen  vor,  ernennt  die  Hälfte  der  P)rüfungs-Gom- 
missäre  zu  den  tlieotogischen  Rigorosen,  uud  nimmt  den  Gandida- 
ten.  der  Doctors-Würde  das  ti-identinische  Glaubensbekenntniss  ab '. 
Zur  Erlangung  jedes  Amtes  selbstständiger  Seelsorge  ist  erforder- 
lich,  dass  der  Bewerber  drei  Jahre  die  Befugniss  zMr  Verwaltung 

*  Bestätigt  mit  kaiserlichem  Patente  vom  31.  December  1851. 

'  Kaiserliche  Verord.  vom  18.  April  1850. 

3  Kaiserliche  Verord.  vom  23  April  1850.  Die  hierauf  gegrüodeten 
Miiiisterial -Erlässe  vom  28.  uud  30.  Juni  1850  wurden  bereits  im  g.  21 
im  Detail  besprochen. 
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der  Seelsorge  ausgeübt  und  die  Pfarr-Coneurs-pTttfui^  in  der  b^ 
ti^ffenden  Diöoese  mit  gutem  Erfolge  bestanden  habe;  nur  Profes- 
soren und  Doctoren  der  Theok^e  oder  ausgezeichnete  Schriftsteller 
im  theologischen  Fache  können  hiervon  dispensirt,  von  Wiederho- 
lung der  Prüfung  nach  sechs  Jahren  auch  Solche  losgez&bll  wer- 
den, welche  als  Seelsorger  oder  in  anderer  Weise  ihre  theologi- 
schen Kenntnisse  hinreichend  erprobt  haben.  Jedem  Bischöfe  steht 
es  fVei,  den  Gottesdienst  im  Sinne  der  von  der  Versammlung  der 
Bischöfe  gefassten  Beschlüsse  zu  ordnen  und  zu  leiten.  Die  Unter- 
-su^hung  gegen  einen  Geistlichen  wegen  eines  Verbrechens  oder 
Vergehens  steht  der  competenten  Gerichtsbehörde  zu,  doch  kann 
im  Falle  der  Verurtheilung  der  Bischof  die  filittheilung  der  Acten 
verlangen  *;  sonstige  Beschwerden  über  eine  geistliche  Amtsftlhnmg 
oder  das  Betragen  eines  Geistliehen  sind  an  die  kirchlichen  Voi^esetz- 
ten  zu  weisen,  und  nur  bei  sehr  dringenden  Fällen  ist  mit  Erhebung 
des  Thatbestandes  vorzugehen.  Wird  die  Entfernung  eines  Geistfichen 
vom  Amte  durch  eine  Behörde  als  nothwendig  erkannt,  so  hat  sie 
sieh  desshalb  vorerst  mit  seinem  kirchlichen  Obern  in  das  Einvei^ 
nehmen  zu  setzen  ^.  An  Orten ,  wo  die  katliolische  Bevölkerung 
die  Mehrzalil  bildet,  darf  die  Feier  der  Sonn-  und  Festtage  weder 
durch  geräuschvolle  Arbeiten  noch  durch  öffentlichen  Handels- 
betrieb gestört  werden.  Mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
23.  Juni  1852  wurde  auch  die  früher  gegen  die  Orden  der  Jesuiten 
und  Redemtoristen  getroifene  Vertilgung  ausser  Kraft  gesetzt. 

Behufs  einer  Vereinbarung  über  die  noch  schwebenden  Fragen 
und  einer  Sanctionirung  der  schon  getroffenen  Entscheidungen  durch 
die  höchste  Kirchengewait  wurden  sofort  Unterhandlungen  über  ein 
C'Oncordat  mit  dem  apostolischen  Stuhle  angeknüpft,  and 
führten  am  18.  August  1855  zum  Abschlüsse  des  Vertrages,  dessen 
Inhalt  nach  erfolgter  Ratification  mit  dem  kaiserliche  Patente 
vom  5.  November  1855  kundgemacht  wurde'.     Eine  Ergänzung 

'  Minist. -Verord.  vom  3.  September  18öO. 

^  Minist. -Verord.  vom  15.  Juli  1850. 

*  Die  Bestimmangen  dieses  in  das  Volksleben  des  gesammten  Kaiser- 
Staates  so  tief  eiugreifenden  Vertrages  lauten  wie  folgt: 

1.  Artikel.  Die  heilige  römisch-katholische  Religiou  wird  mit  allen 
Befugnissen  und  Vorrechten,  deren  dieselbe  nach  der  Anordnung  Gottes 
und  den  Bestimmungen  der  Kirchengesetze  geniessen  soll ,  im  ganzen  Kai* 
serthume  Oesterreich  und  allen  Ländern,  aus  welchen  dasselbe  besteht, 
immerdar  aufrecht  erhalten  werden. 
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desselben  bildet  das  Sehreiben,  welches  der  Fttrst-Erzbischof  von 
WieD,  Joseph  Othmar  Ritter  von  Rauscher,  als  Vollmachtträger 

%  Artikel.  l>a  der  römische  Papst  den  Primat  der  Ehre  wie  der 
Gerichtsbarkeit  in  der  ganzen  Kirche,  so  weit  sie  reicht,  nach  göttlichem 
Gesetze  inne  hat,  so  wird  der  Wechsel  verkehr  zwischen  den  Bischöfen, 
der  Geistlichkeit,  dem  Volke  nnd  dem  heiligen  Stahle  in  geistlichen  Dingen 
und  kirchlichen  Angelegenheiten  einer  Nothwendigkeit,  die  landesfürsüiche 
Bewilligung  nachzusuchen,  nicht  unterliegen,  sondern  vollkommen  frei  sein. 

3.  Artikel.  Erzbischöfe,  Bischöfe  und  alle  Ordinarien  werden  mit  der 
Geistlichkeit  und  dem  Volke  ihrer  Kirchensprengel  zu  dem  Zwecke,  um 
ihres  Hirtenamtes  zu  walten,  frei  verkehren,  frei  werden  sie  auch  Beleh- 
rungen und  Verordnungen  über  kirchliche  Angelegenheiten  kundmachen. 

4.  Artikel.  Eben  so  werden  Erzbischöfe  und  Bisehöfe  die  Freiheit 
haben.  Alles  zu  Üben,  was  denselben  zur  R^erong  ihrer  Kirchenspren- 
gel, laut  Erklärung  oder  Verfügung  der  heiligen  Kirchengesetze,  nach 
der  gegenwärtigen,  vom  heiligen  Stuhle  gutgeheissenen  Disciplin  der  Kirche 
gebührt,  nnd  insbesondere: 

a)  Als  Stellvertreter,  Räthe  und  Gehälfen  ihrer  Verwaltung  alle  jene  Geist- 
lichen zu  bestellen,  welche  sie  zu  besagten  Aemtem  als  tauglich  erachten. 

b)  Diejenigen,  welche  sie  als  ihren  Kirchensprengel n  nothwendig  oder 
nützlich  erachten,  in  den  geistlichen  Stand  aufzunehmen  und  zu 
den  heiligen  Weihen  nach  Vorschrift  der  Kirchengesetze  zu  be- 
fördern, und  im  Gegentheile  die,  welche  sie  für  unwürdig  halten, 
vom  Empfang  der  Weihen  auszuschlieasen. 

c)  Kleinere  Pfründen  zu  errichten,  und  nachdem  sie  mit  Seiner  kaiser- 
lichen Miyestät  vorzüglich  wegen  entsprechender  Anweisung  der 
Einkünfte  sich  einverstanden  haben,  Pfarren  zu  gründen,  zu  theilen 
oder  zu  vereinigen. 

<])  Oeifentiiche  Gebete  und  andere  framme  Werke  zu  verordnen,  wenn 
es  das  Wohl  der  Kirche,  des  Staates  oder  des  Volkes  erfordert,  in- 
gleichen Bittgänge  und  Wallfahrten  auszuschreiben,  die  Leichenbe- 
gängnisse und  alle  anderen  geistlichen  Handlungen  ganz  nach  Vor- 
schrift der  Kirchengesetze  zu  ordnen. 

e)  Provinzial  -  Concilieu  und  DiÖcesan  -  Synoden  in  Gemässheit  der  hei- 
ligen Kirchengesetze  zu  berufen  und  zu  halten,  nnd  die  Verhand- 
lungen derselben  kundzumachen. 

5.  Artikel.  Der  ganze  Unterricht  der  katholischen  Jugend  wird  in 
allen  sowohl  öffentlichen  als  nicht  öffentlichen  Schulen  der  Lehre  der 
katholischen  Religion  angemessen  sein;  die  Bischöfe  aber  werden  kraft 
des  ihnen  eigenen  Hirtenamtes  die  religiöse  Erziehung  der  Jugend  in  allen 
öffentlichen  und  nicht  öffentlichen  Lehranstalten  leiten  und  sorgsam  darüber 
wachen,  dass  bei  keinem  Lehrgegenstande  Etwas  vorkomme,  was  dem 
katholischen  Glauben  und  der  sittlichen  Reinheit  zuwiderläuft. 
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Seiner  k.  k.  apostolisehen  Majestät,  an  den   Cardinal -Prünuntius 
Viale  Prel4  unterm  18.  August  1855  richtete,   und  das  an  sänmit- 

6.  Artikel.  Niemand  wird  die  heilige  Theologie,  die  Katecheük  oder 
die  Reljgions- Lehre  in  was  immer  für  einer  öffentlichen  oder  nicht  öffent- 
lichen Anstalt  vortragen,  wenn  er  dazu  nicht  von  dem  Bischöfe  dies  be- 
treffenden Kirchensprangels  die  Sendung  und  Ermächtigung  empfangen 
hat,  welche  derselbe,  wenn  er  es  für  zweckmässig  hält,  zu  widerrufen 
berechtiget  ist.  Die  öffentlichen  Professoren  der  Theologie  und  Lehrer 
der  Katechet! k  werden,  nachdem  der  Bischof  über  den  Glaubea,  die 
Wissenschaft  und  Frömmigkeit  der  Bewerber  sich  ausgesprochen  hat.,  aas 
Jenen  ernannt  werden^  welchen  er  die  Sendung  und  Vollmacht  des  Lehr- 
amtes zu  ertheilen  bereit  ist.  -  Wo  aber  einige  Professoren  der  theologiacbes 
Facultät  von  dem  Bischöfe  verwendet  zu  werden  pflegen,  um  die  Zöglinge 
des  bischöflichen  Seminares  in  der  Theologie  zu  unterrichten,  werden  za 
solchen  Professoren  immerdar  Männer  bestellt  werden,  welche  der  Bischof 
zu  Verwaltung  gedachten  Amtes  für  vorzugsweise  tauglich  hält.  Bei  Prüfung 
Derjenigen ,  welche  sich  für  das  Doctorat  der  Theologie  oder  des  canonischeu 
Rechtes  befi&higen  wollen,  wird  der  Bischof  die  Hälfte  der  Prüfenden  aus  Doc- 
toren  der  Theologie  oder  beziehungsweise  des  canonischen  Rechtes  bestellen. 

7.  Artikel.  In  den  für  die  katholische  Jugend  bestimmten  Gymnasien 
und  mittleren  Schulen  überhaupt  werden  nur  Katholiken  zu  Professoren 
oder  Lehrern  ernannt  werden ,  und  der  ganze  Unterricht  wird  nach  Maass- 
gabe des  Gegenstandes  dazu  geeignet  sein,  das  Gesetz  des  christlichen 
Lebens  dem  Herzen  einzuprägen.  Welche  Lehrbücher  in  gedachten  Schulen 
bei  dem  Vortrage  der  Religion  zu  gebrauchen  seien,  werden  die  Bisehöfe 
kraft  einer  mit  einander  gepflogenen  Berathung  festsetzen.  Hinsichtlich 
der  Bestellung  von  Religions- Lehrern  für  Gymnasien  und  mittlere  Schulen 
werden  die  heilsamen  darüber  erflosseneu  Verordnungen  in  Kraft  verbleiben. 

ö.  Artikel.  Alle  Lehrer  der  für  Katholiken  bestimmten  Volksschulen 
werden  dei*  kii-chlichen  Beaufsichtigung  unterstehen.  Den  Schul -Oberanf- 
seher  des  Kirchensprengels  wird  Seine  Majestät  aus  den  vom  Bischöfe 
vorgeschlagenen  Männern  ernennen.  Falls  in  gedachten  Schulen  für  den 
Religions- Unterricht  nicht  hinlänglich  gesorgt  wäre,  steht  es  dem  Bischöfe 
frei,  einen  Geistlichen  zu  bestimmen  um  den  Schülern  die  AnfangsgrüDde 
des  Glaubens  vorzutragen.  Der  Glaube  und  die  Sittlichkeit  des  zum 
Schullehrer  zu  Bestellenden  muss  makellos  sein.  Wer  vom  rechten  Pfade 
abirrt,  wird  von  seiner  Stelle  entfernt  werden. 

9.  Artikel.  Erzbischöfe,  Bischöfe  und  alle  Ordinarien  werden  die 
denselben  eigene  Macht  mit  vollkommener  Freiheit  üben,  um  Bücher, 
welche  der  Religion  und  Sittlichkeit  verderblich  sind,  als  verwerflich  zu 
bezeichnen  und  die  Gläubigen  von  Lesung  derselben  abzuhalten.  Doch 
auch  die  Regierung  wird  durch  jedes  dem  Zwecke  entsprechende  MiUeJ 
verhüten,  dass  derlei  Bücher  im  Kaiserthume  verbreitet  werden. 


635 


liehe  katholische  Erzbiechofe  und  Bischöfe  der  Monarchie  erlassene 
Schreiben  des  k.  k.  Ministers  fllr  Cultus  und  Unterricht^  Leo  Grafen 

10.  Artikel.  Da  alle  kirchlichen  Rechtsfäile  und  insbesondere  jene^ 
welche  den  (xlauben,  die  Sacramente,  die  geistlichen  Verrichtungea  und 
die  mit  dem  geistlichen  Amte  verbundenen  Pflichten  und  Rechte  betr^^n^ 
einzig  und  aliein  vor  das  kirchliche  Gericht  gehören,  so  wird  über  die- 
selben der  kirchliche  Richter  erkennen,  und  es  hat  somit  dieser  auch 
über  die  Ehesachen  nach  Vorschrift  der  heiligen  Kirchengesetze  und 
namentlich  der  Verordnungen  von  Trient  zu  urtheilen  und  nur  die  bür- 
gerlichen Wirkungen  der  Ehe  an  den  weltlichen  Richter  zu  verweisen. 
Was  die  Eheverlöbnisse  betrifft  so  wird  die  Kirchengewalt  über  deren 
Vorhandensein  und  ihren  Einflnss  auf  die  Begründung  von  Ehehinder- 
nissen entscheiden  und  sich  dabei  an  die  Bestimmungen  halten,  welche 
dasselbe  Concilium  von  Trient  und  das  apostolische  Schreiben,  welches 
mit  „auctorem  ftdei**  beginnt,  erlassen  hat. 

11.  Artikel.  Den  Bischöfen  wird  es  frei  stehen,  wider  Geistliche, 
weiche  keine  anständige  geistliche,  ihrer  Stellang  und  Würde  entspre- 
chende Kleidung  tragen  oder  aus  was  immer  für  einer  Ursache  der  Ahn* 
düng  würdig  sind,  die  von  den  heiligen  Kirchengesetzen  ausgesprochenen 
Strafen  oder  auch  andere,  welche  die  Bischöfe  für  angemessen  halten, 
zu  verhängen  und  sie  in  Klöstern,  Seminarien  oder  diesem  Zwecke  zu 
widmenden  Häuseni  unter  Aufsicht  zu  halten.  Ingleichen  sollen  dieselben 
durchaus  nicht  gehindert  sein,  wider  alle  Gläubigen,  welche  die  kirchlichen 
Anordnungen  und  Gesetze  übertreten,  mit  kirchlichen  Strafen  einzuschreiten. 

12.  Artikel.  Ueber  das  Patronats -Recht  wird  das  kirchliche  Gericht 
entscheiden;  doch  gibt  der  heilige  Stuhl  seine  Einwilligung,  dass,  wenn 
es  sich  um  ein  weltliches  Patronats -Recht  handelt,  die  weltlichen  Gerichte 
über  die  Nachfolge  in  demselben  sprechen  können,  der  Streit  möge  zwischen 
den  wahren  und  angeblichen  Patronen  oder  zwischen  Geistlichen,  welche 
von  diesen  Patronen  für  die  Pfründe  bezeichnet  wurden,  geführt  werden. 

13.  Artikel.  Mit  Rücksicht  auf  die  Zeitverhältnisse  gibt  der  heilige 
Stuhl  seine  Zustimmung,  dass  die  bloss  weltlichen  Rechtssachen  der  Geist- 
lichen, wie  Verträge  über  das  Eigenthumsrecht ,  Schulden,  Erbschaften, 
von  dem  weltlichen  Gerichte  untersucht  und  entschieden  werden. 

14.  Artikel.  Aus  eben  diesem  Grunde  hindert  der  heilige  Stuhl  nicht, 
dass  die  Geistlichen  wegen  Verbrechen  oder  anderen  Vergehungen,  wider 
welche  die  Strafgesetze  des  Kaiserthumes  gerichtet  sind ,  vor  das  weltliche 
Gericht  gestellt  werden;  doch  liegt  es  demselben  ob,  hiervon  den  Bischof 
ohne  Verzug  in  Kenutniss  zu  setzen.  Bei  Verhaftung  und  Festhaltung 
des  Schuldigen  wird  man  jene  Rücksichten  beobachten,  welche  die  dem 
geistlichen  Stande  gebührende  Achtung  erheischt.  Wenn  das  wider  einen 
Geistlichen  gefällte  Urtheil  auf  Tod  oder  auf  Kerker  von  mehr  als  fünf 
Jahren  lautet,  so  wird  man  jederzeit  dem  Bisehofe  die  Gerichts  verband- 
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von  Hiun^  vom  25.  Januar  1856^  sowie  siclrober  den  Geidt^  in 
welchem  das  Goncordat  aufzufassen  ist,  und  Ober  die  Auaftlhrung 

lungen  niittheilen  und  ihm  möglich  machen,  den  Schuldigen- in  soweit 
'/a  verhören,  als  es  noth wendig  ist,  damit  er  über  die  zu  verhängende 
Kirchenstrafe  entscheiden  könne.  Oasselbe  wird  auf  Verlangen  des  BÜMdiofeB 
auch  dann  geschehen,  wenn  auf  eine  geringere  Strafe  erkannt  worden 
ist.  Geistliche  werden  die  Kerkerstrafe  stets  an  Orten  erleiden,  wo  sie 
von  Weltlichen  abgesondert  sind.  Im  Falle  einer  Verurtheilung  w^gen  Ver- 
gehen oder  (Jebertretungen  werden  sie  in  ein  Kloster  oder  ein  anderes 
geistliches  Haus  eingeschlossen  werden. 

In  den  Verfägungen  dieses  Artikels  sind  jene  Rechtsfiille,  aber  welche 
das  Gondlium  von  Trient  in  der  vierundzwanzigsten  Sitzung  (c  5.  de  ref.) 
verordnet  hat,  keineswegs  einbegriffen.  Für  Behandlung  derselben  werden 
der  heilige  Vater  und  Seine  kaiserliche  Migestät,  so  es  nöthig  sein  aoUle. 
Vorsorge  treffen. 

15.  Artikel.  Damit  dem  Hause  Qottes,  welcher  der  König  der  Könige 
und  der  Herrscher  der  Herrschenden  ist,  die  schuldige  Ehrerbietung  be- 
zeigt werde,  soll  die  Immunität  der  Kirchen  in  soweit  beobachtet  werden, 
als  die  öffentliche  Sicherheit  und  die  Forderungen  der  Oerechiigkeit  es 
verstatten. 

16.  Artikel.  Seine  Mtgestät  der  Kaiser  wird  nicht  dulden,  dass  die 
katholische  Kirche  und  ihr  Glaube,  ihr  Gottesdienst,  ihre  ElnrichtungeiL. 
sei  es  durch  Wort  oder  That  und  Schrift,  der  Verachtung  preisgegeben^ 
oder  den  Vorstehern  und  Dienern  der  Kirchen  in  Uebnng  ihres  Amtes« 
%'orzüglich,  wo  es  sich  um  Wahrung  des  Glaubens,  des  Sittengesetzes 
und  der  kirchlichen  Ordnung  handelt,  Hindemisse  gel^t  werden.  Zudem 
wird  Er  nöthigenfails  wirksame  Hülfe  leisten,  damit  die  Urtheile,  wekbe 
der  Bischof  wider  püichtvergessene  Geistliche  fällt,  in  Vollstreckung  kom- 
men. Da  es  überdiess  Sein  Wille  ist,  dass  den  Dienern  des  Heiligthams 
die  ihnen  nach  göttlichem  Gesetze  gebührende  Ehre  bezeigt  werde,  so 
wird  Er  nicht  zugeben,  dass  Etwas  geschehe,  was  dieselben  herabsetzen 
oder  verächtlich  machen  könnte,  vielmehr  wird  Er  verordnen,  dass  alle 
Behörden  des  Reiches  sowohl  den  Erzbischöfen  oder  Bischöfen  selbst  als 
auch  der  Geistlichkeit  bei  jeder  Gelegenheit  die  ihrer  Stellung  gebührende 
Achtung  und  Ehrenbezeigung  erweisen. 

17.  Artikel.  Die  bischöflichen  Seminare  werden  aufrecht  erhalten, 
und  wo  ihr  Einkommen  für  den  Zweck,  welchem  sie  im  Sinne  des  heili- 
gen Conciliums  von  Trient  dienen  sollen ,  nicht  vollkommen  genügt,  wird 
für  dessen  Vermehrung  in  angemessener  Weise  gesorgt  werden.  Die  Bi- 
schöfe  werden  dieselben  nach  Richtschnur  der  heiligen  Kirchengesetze  mit 
vollem  und  freiem  Rechte  leiten  und  verwalten.  Daher  werden  sie  die 
Vorsteher  und  Professoren  oder  Lehrer  gedachter  Seminare  ernennen  und 
wann  immer  sie  es  für  nothwendig  oder  nützlich  halten,  wieder  entfernen^ 
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mancher  Artikel  auch  das  päpsüiehe  Breve  vom  5.  November  1855 
aussprach. 

auch  JüDglinge  und  Knaben  zur  Heranbild ang  in  dieselben  aufnclimeu^ 
so  wie  sie  zum  Frommen  ihrer  Kirchenspreugel  im  Herrn  es  für  dienlich 
erachten.  Diejenigen^  welche  ihren  Unterricht  in  diesen  Seminaren  em- 
pfangen haben,  werden  nach  vorausgegangener  Prüfung  ihrer  Befähigung 
in  air  und  jede  andere  Lehranstalt  eintreten  und  mit  Beobachtung  der 
betreffenden  Vorschriften  um  jede  Lehrkanzel  ausser  dem  Seminare  sich 
bewerben  können. 

18.  Artikel.  Der  heilige  Stuhl  wird  kraft  des  ihm  zustehenden  Rech- 
tes Kirehensprengel  neu  errichten  oder  neue  Gränzbeschreibungen  derselben 
vcNmehmen,  wenn  das  geistliche  Wohl  der  Gläubigen  es  erfordert  Doch 
wird  er  in  einem  solchen  Falle  mit  der  kaiserlichen  Regierung  ins  Ein- 
vernehmen treten. 

19.  Artikel.  Seine  Msgestät  wird  bei  Auswahl  der  Bischöfe,  welche 
Er  kraft  eines  apostolischen^  von  Seinen  Allerdurchlauchtigsten  Vorfahren 
überkommenen  Vorrechtes  dem  heiligen  Stuhle  zur  canonischen  Einsetzung 
vorschlägt  oder  benennt,  auch  in  Zukunft  des  Rathes  von  Bischöfen,  vor- 
züglich derselben  Kirchenprovinz,  Sich  bedienen. 

20.  Artikel.  Die  Metropoliten  und  Bischöfe  werden,  bevor  sie  die 
Leitung  ihrer  Kirchen  übernehmen,  vor  Seiner  kaiserlichen  Migestat  den 
Eid  der  Treue  in  folgenden  Worten  ablegen:  „Ich  schwöre  und  gelobe 
aaf  Gottes  heiliges  Evangelium,  wie  es  einem  Bischöfe  geziemt,  Eurer 
kaiserlich  -königlichen  Apostolischen  Majestät  und  Allerhöchst  ihre»  Nach- 
folgern Gehorsam  und  Treue.  Ingleichen  schwöre  und  gelobe  ich,  an 
keinem  Verkehre  oder  Anschlage,  welcher  die  öffentliche  Ruhe  gefährdet, 
theilzunehmen  und  weder  inner  noch  ausser  den  Gränzen  des  Reiches 
irgend  eine  verdächtige  Verbindung  zu  unterhalten  j  sollte  ich  aber  in 
Erfahrung  bringen,  dass  dem  Staate  irgend  eine  Gefahr  drohe ^  zu  Ab- 
wendung derselben  nichts  zu  unterlassen." 

21.  Artikel.  In  allen  Theilen  des  Reiches  wird  es  Erzbischöfen,  Bi- 
sehöfen und  sämmtlichen  Geistlichen  frei  stehen,  über  das,  was  sie  zur 
Zeit  ihres  Todes  hinterlassen,  nach  den  heiligen  Kirchengesetzen  zu  ver- 
fügen, deren  Bestimmungen  auch  von  den  gesetzlichen  Erben,  welche  den 
Nachlass  derselben  ohne  letztwillige  Anordnung  antreten,  genau  zu  beobach- 
ten sind.  In  beiden  Fällen  werden  bei  Bischöfen,  welche  einen  Kirchen- 
sprengel leiten,  die  bischöflichen  Abzeichen  und  Kirchenge  wände  ausge- 
nommen sein;  denn  diese  sind  als  zum  bischöflichen  Tafelgute  gehörig 
anzusehen  und  gehen  auf  die  Nachfolger  im  Bisthume  über.  Dasselbe 
wird  von  den  Büchern  dort,  wo  es  in  Uebung  ist,  beobachtet  werden. 

22.  Artikel.  An  sämmtlichen  Metropolitan-  oder  erzbischöflichen  und 
Suffragan  Kirchen  vergibt  Seine  Heiligkeit  die  erste  Würde,  ausser  wenn 
dieselbe  einem  weltlichen  Privat- Patix>nate  unterliegt,  in  welchem  Falle 
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In  Zusammenfassung  aller  dieser  Brläuterungen  erscheint  jede 
willkürliche   Hemmung   der  Kirchengewalt  in   Ausübung   der  ibr 

die  zweite  an  deren  Stelle  treten  wird.  Für  die  übrigcD  DignitileD  und 
Domherren -Pfründen  wird  Seine  Majestät  zu  emeinien  fortführen,  wiüireiid 
diejenigen  ausgenommen  bleiben,  welche  xar  fireien  bischöflichen  Verleihiiiig 
gehören  oder  einem  rechtmässigen  PMronats- Rechte  unterstehen.  Za  Dom- 
herren können  nur  Priester  bestellt  werden,  welche  sowohl  die  von  den 
Kirchengesetzen  allgsnicin  vorgeschriebenen  Eigenschaften  besitzen^  als 
auch  in  der  8eelsorge,  bei  kirchlichen  Geschäften  oder  im  kirehliehca 
Lehramte  Mh  mit  Auszeichnung  verwendet  haben.  Zadem  ist  die  Kotb- 
weadlgkeit  adeliger  Geburt  oder  adeliger  Titel  aufgehoben,  jedoch  imbe- 
sdifldet  jener  Bedingungen^  welche  als  in  der  Stiftung  beigesetzt  ei- wiesen 
sind.  Die  löbliche  Gewohnheit  aber,  die  Domherrenstelioi  in  Folge  ölfent* 
licher  Bewerbung  zu  vergeben,  wird,  wo  sie  besteht,  sorgsam  in  Kraft 
erhalten  werden. 

23.  Artikel.  An  den  Metropolitan-  und  bischöflichen  Kirchen  werdca, 
wo  sie  fehlen,  der  Canonicus  Pönitentiarius  und  der  Theologalis ^  an  den 
CoUegiat- Kirchen  aber  der  Canonicus  Theologalis  in  der  durch  das  heilige 
Concilimu  von  Trient  in  der  fünften  Sitzung  (c  1.  de  refbrm.)  iumI  in 
der  viernndzwauzigsten  Sitzung  (c.  8.  de  reform.)  vorgezeichneten  Weise, 
sobald  es  möglich  sein  wird,  eingeführt  und  diese  Pfründen  von  den  Bi- 
schöfen nsch  den  Beschlüssen  desselben  Gonciliums  und  beziehungsweise 
den  päpstlichen  Anordnungen  vergeben  werden. 

24'.  Artikel.  Alle  Pfarren  sind  in  Folge  einer  öffentlich  ausgeschrieben 
nen  Bewerbung  und  mit  Beobachtung  der  Vorschriften  des  ConcUtiims 
von  Trient  zn  vergeben.  Bei  Pfarreien ,  welche  dem  geistlichen  Patnmat»* 
Rechte  unterliegen,  werden  die  Patrone  Einen  aus  dreien  prüsentirea^ 
welche  der  Bischof  in  der  oben  bezeichneten  Weise  vorschlägt. 

25.  Artikel.  Um  Seiner  des  Kaisers  und  Königs  Franz  Joseph  Aposto- 
lischen Majestät  einen  Beweis  besonderen  Wohlwollens  zu  geben,  vm^ 
leihen  Seine  Heiligkeit  Demselben  und  Seinen  katholischen  Nachfolgern 
im  Kaiserthnme  die  Ermächtigung,  für  alle  Canonicate  und  Pfarreien  an 
präsentiren,  welche  einem  auf  dem  Religions-  oder  Studien -Fonde  be- 
ruhenden Patronats- Rechte  unterstehen,  jedoch  so,  dass  Einer  aas  den 
dreien  gewählt  werde,  welche  der  Bischof  nsch  voransgegangener  öffent- 
licher Bewerbung  fßr  würdiger  als  die  übrigen  erachtet 

26.  Artikel.  Die  Ausstattung  der  Pfarren,  welche  keine  nach  den 
Verhältnissen  der  Zeit  und  des  Ortes  genügende  Congrua  haben, 
sobald  es  möglich  ist,  vermehrt,  und  für  die  katholischen  P&rrer 
orientftHschen  Ritus  in  derselben  Weise,  wie  für  die  des  lateinischen  ge- 
sorgt werden.  Doch  erstreckt  sich  diess  keineswegs  auf  die  Pfiurren,  weiche 
unter  einem  rechtmässig  erworbenen  geistlichen  oder  weltlichen  Patronale 
stehen;  denn  bei  diesen  ist  die  Last  von  den  betreffenden  Fstronen  an 
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durch  die  Gesetze  und  Discipliu  der  Kirche  zugewiesenen  Rechte 
als    beseitigt;    alle    hiermit    unvereinbaren    Anordnungen,    deren 

tragen.  Wenn  die  Patrane  den  durch  das  Kirchengesetz  ihnen 'auferlegten 
Verbindlichkeiten  nicht  vollkommen  genügen^  und  insbesondere,  wenn 
der  Pfarrer  seinen  Gehalt  aus  dem  Religions -  Fonde  bezieht,  so  wird  mit 
Rücksicht  auf  Alles,  was  nach  der  Sachlage  zu  berücksichtigen  ist,  Vor- 
sorge getroffen  werden. 

27.  Artikel.  Da  das  Recht  auf  den  Genuss  der  Kirchengüter  aus  der 
kirchlichen  Einsetzung  entspringt,  so  werden  Aiie^  welche  für  eine  wie 
immer  beschaffene  grössere  oder  kleinere  Pfründe  benannt  oder  präsentirt 
worden  sind,  die  Verwaltung  der  zeitlichen,  zu  selber  gehörigen  Oüter 
nidit  anders  als  in  Krafl  der  kirchlichen  Einsetzung  übernehmen  können. 
Ueberdiess  werden  bei  Besitzergreifung  der  Domkirchen  und  der  damit 
verbundenen  Güter  alle  Vorschriften  der  kirchlichen  Satzungen  und  ins- 
besondere die  des  römischen  Pontificales  und  Ceremoniales  genau  beobachtet 
and  alle  gegenthdligen  Bräuche  und  Gewohnheiten  beseitiget  werden. 

38.  Artikel.  Jene  Ordens -Personen,  welche  laut  der  Satzungen  ihres 
Ordens  General -Oberen,  die  bei  dem  heiligen  Stuhle  ihren  Wohnsitz 
haben,  unterstehen,  werden  von  denselben  in  Gemässheit  der  gedachten 
Satzungen  geleitet  werden,  jedoch  ohne  Beeinträchtigung  der  Rechte, 
welche  nach  Bestimmung  der  Kircheugesetze  und  insbesondere  des  Coa' 
eilinms  von  Trient  den  Bischöfen  zukommen.  Daher  werden  vorbenamita 
(jeneral  -  Oberen  mit  ihren  Untergebenen  in  allen  zu  ihrem  Amte  geliöri- 
gen  Dingen  frei  verkehren  und  die  Visitation  derselben  frei  vomdimen. 
Ferner  werden  alle  Ordens-Personen  ohne  Hindemiss  die  Regd  des  Ordens, 
des  Institutes,  der  Gongregation,  welcher  sie  angehören,  ^«Dbachten  und 
in  Gemässheit  der  Vorschriften  des  heiligen  Stuhles  die  darum  Ansuchen- 
den ins  Noviziat  und  zur  Gelübdeablegung  zulassen.  Dless  Alles  hat  auch 
von  den  weiblichen  Orden  in  soweit  zu  gelten^  als  es  auf  dieselben  An- 
wendung leidet. 

Den  Erzbtschöfen  und  Bischöfen  wird  es  Drei  stehen,  in  ihre  Kirchen- 
sprengel geistliche  Orden  und  Gongregationen  beiderlei  Geschlechtes  nach 
den  heiligen  Kirchengesetzen  einzuführen*  Doch  werden  sie  sich  hierüber 
mit  der  kaiserlichen  Regierung  ins  Einvernehmen  setzen. 

29.  Artikel.  Die  Kirche  wird  berechtiget  sein,  neue  Bssitznngen  auf 
jede  gesetzliche  Weise  frei  zu  erwerben,  und  ihr  Eigenthum  wird  hin- 
sichtlich alles  Dessen,  was  sie  gegenwärtig  besitzt  oder  in  Zukunft  er- 
wirbt, unverletzlich  verbleiben.  Daher  werden  weder  ältere  noch  neuere 
kirchliche  Stiftungen  ohne  Ermächtigung  von  Seite  des  heiligen  Stuhles 
aufgehoben  oder  vereiniget  werden,  jedoch  unbeschadet  der  Vollmachten, 
welche  das  heilige  Coneilium  von  Trient  den  Bisehöfen  verliehen  hat. 

30.  Artikel.  Die  Verwaltung  der  Kirchengüter  wird  von  Denjen^en 
geführt  werden,  welchen  sie  nach  den  Kirchengesetzen  obliegt.    Allein  ia 
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Aufhebung  nicht  erst  von  der  Erlassung  neuer  Vorschriften  der  Re- 
gierung bedingt  ist«,  sind  sofort  als  entfallen  zu  betrachten.    Nur 

Anbetracht  der  UntersUitsutig,  welche  Seine  M^estät  za  Bestreitung  der 
kirchlichen  Bedürfnisse  aus  dem  öffentlichen  Schatze  huldreich  leistet  und 
leisten  wird,  sollen  diese  Qüter  weder  verkauft  noch  mit  einer  beträcht- 
lichen Last  beschwert  werden,  ohne  dass  sowohl  der  heilige  Stuhl,  als 
auch  Seine  Majestät  der  Kaiser  oder  Jene,  welche  Dieselben  hiermit  zu 
beauftragen  finden ,  dazu  ihre  Einwilligung  gegeben  haben. 

31.  Artikel.  Die  Oüter,  aus  welchen  der  Bdigions-  und  Stadjen- 
Fond  besteht,  sind  kraft  ihres  Ursprunges  Eigenthum  der  Kirche  und 
werden  im  Namen  der  Kirche  verwaltet  werden,  während  die  Bischöfe 
die  ihnen  gebührende  Aufsicht  nach  den  Bestimmungen  üben,  über  welche 
der  heilige  Stuhl  mit  Seiner  kaiserlichen  Mi^estät  übereinkommen  wird. 
Die  Einkünfte  des  Religions-Fondes  werden,  bis  dieser  Fond  durch  ein 
Einvernehmen  zwischen  dem  apostolischen  Stuhle  und  der  kaiaerUchen 
Regierung  in  bleibende  und  kirchliche  Ausstattungen  getheilt  wird,.llir 
Gottesdiensti  Kirchenbaulichkeiten,  Seminare  und  Alles,  was  die  kirdi- 
liehe  Amtsführung  betrifft,  verausgabt  werden.  Zu  Ergänzung  des  Fehlen- 
den wird  Seine  Majestät  in  derselben  Weise  wie  bisher  auch  künftighin 
gnädig  Hülfe  leisten;  ja  woferne  die  Zeitverhäitnisse  es  gestatten,  aogar 
grössere  Unterstützung  gewähren.  Ingleichen  wird  dss  Einkommen  des 
Studien 'Fondes  einzig  allein  auf  den  katholischen  Unterricht  und  nach 
dem  frommen  Willen  der  Stifter  verwendet  werden. 

32.  Artikel.  Das  Erträgnias  der  erledigten  PfHinden  wird ,  in  soweit 
es  bisher  üblich  war,  dem  Religions- Fonds  zufallen,  und  Seine  M^eatit 
überweiset  demselben  aus  eigener  Bewegung  das  Einkommen  der  erledig- 
ten Bisthümer  und  weltgeistlichen  Abteien  in  Ungern  und  den  vormals 
dazu  gehörigen  Ländern^  in  dessen  ruhigem  Besitze  Allerhöchstihre  Vor> 
ganger  im  Königreiche  Ungern  sich  während  einer  langen  Reihe  von  Jahr- 
hunderten befunden  haben,  in  jenen  Theilen  des  Kaiserthumes ,  wo  kein 
Religions-Fond  besteht,  wird  für  jeden  Kirchensprengel  eine  gemisciite 
Commission  bestellt  werden,  und  die  Güter  des  Bisthnmes,  sowie  aller 
Pfründen  zur  Zeit  der  Erledigang  nach  Bestimmungen  verwalten,  über 
welche  der  heilige  Vater  und  Seine  Majestät  Sich  einzuverstehen  gedenkmi. 

33.  Artikel.  Da  zur  Zeit  der  vorübergegangenen  Erschütterungen  an 
sehr  vielen  Orten  des  österreichischen  Gebietes  der  kirchliche  Zehent  durch 
ein  Staatßgesetz  aufgehoben  wurde,  und  es  in  Anbetracht  der  besonderen 
Verhältnisse  nicht  möglich  ist,  die  Leistung  desselben  im  ganzen  Kaiser- 
thume  wieder  herzustellen ;  so  gestattet  und  bestimmt  Seine  Heiligkeit  auf 
Verlangen  Seiner  Majestät  und  in  Ansehung  der  öffentlichen  Ruhe,  welche 
für  die  Religion  von  höchster  Wichtigkeit  ist,  das  unbeschadet  des  Redi- 
tes,  den  Zehent  dort  einzufordern,  wo  er  noch  wirklieh  besteht,  an  den 
übrigen  Orten  statt  des  gedachten  Zehents   und  als  Entschädigung  für 
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hat  das  |>ip6tl]che  Breve  den  OrdiDarien  auferiegt,  alle  von  ihnen 
KU  erlassenden  Instructionen  und  Verordnungen  oder  Bekanntge* 
bungen  von  Sjnodal-Beschlüssen  der  kaiserlichen  Regierung  snr  Ein^ 
siehtnahme  mitzuiheilen. 

Der  Einfluss  der  Kirebengewalt  auf  Erziehung  und  Unterricht 
der  katholischen  Jugend  wird  in  seinem  ganzen  Umfange  herge* 
stellte  Den  Ordinarien  ist  das  Recht  eingeräumt,  darüber  zu  wa* 
eben,  dass  in  keinem  Gegenstände  etwas  in  Beziehung  auf  Glau- 
ben oder  Sittlichkeit  Anstössiges  gelehrt  werde.  Die  Volksschulen 
jedes  Eirchensprengels  unterstehen  einem  Oberaufseher  ^  welchen 
der  Kaiser  über  Vorschlag  des  Bischofes  ernennt.  An  allen  kathor 
liscben  Mittelschulen  dürfen  nur  Katholiken  als  Lehrer  angestellt 
werden;  die  im  Jahre  1850  mit  den  Bischöfen,  welche  an  der  oben 
erwähnten  Conferenz  Theil  nahmen,  yereinbarten  Bestimmungen 
über  die  Anstellung  von  Religions-Lehrem  sind  nunmehr  auch  auf 
die  italienischen  und  ungrischen  Kronländer  ausgedehnt  worden. 

denselbeo  von  der  kaiserlichen  Regierung  Bezüge  aus  Hegenden  Gütern 
oder  versichert  auf  die  Staatsschuld  augewiesen,  und  Allen  und  Jedem 
ausgefolgt  werden,  welche  das  Recht,  den  Zehent  einzufordern^  besassen. 
Zngleich  erklärt  Seine  Mi^jestät,  dass  diese  Bezüge,  ganz  so  wie  sie  ange- 
wiesen sind,  kraft  eines  entgeltlichen  Titels  und  mit  demselben  Rechte, 
wie  die  Zehente,  an  deren  Stelle  sie  treten,  empfangen  and  besessen  werden 
sollen. 

34.  Artikel.  Das  übrige  die  kirchlichen  Personen  und  Sache»  Be» 
treffende,  wovon  in  diesen  Artikeln  keine  Meldung  gemacht  ist^  wird 
sämmtlich  nach  der  Lehre  der  Kirche  und  ihrer  in  Kraft  stehenden,  von 
dem  heiligen  Stuhle  gut  geheissenen  Disciplin  geleitet  und  verwaltet 
werden. 

35.  Artikel.  Alle  im  Kaiserthume  Oesterreich  und  den  einzelnen 
Ländern,  aus  welchen  dasselbe  besteht,  bis  gegenwärtig  in  was  hnmer 
fär  einer  Weise  und  Gestalt  erlassenen  Gesetze,  Anordnungen  und  Ter^ 
ffigungen  sind,  in  soweit  sie  diesem  feierlichen  Vertrage  widerstreiten^ 
für  durch  denselben  aufgehoben  anzusehen,  und  der  Vertrag  selbst  wird 
in  denselben  Ländern  von  nun  an  immerdar  die  Geltung  eines  Staatsge- 
setzes haben.  Desshalb  verheissen  beide  vertragschliessenden  Theile,  dass 
Sie  und  Ihre  Nachfolger  Alles  und  Jedes,  worüber  man  sich  vereinbart  hat, 
gewissenhaft  beobachten  werden.  Wofeme  sich  aber  in  Zukunft  eine  Schwie- 
rigkeit ergeben  sollte,  werden  Seine  Heiligkeit  und  Seine  kaiserliche  Maje- 
stät Sich  zu  freundschaftlicher  Beilegung  der  Sache  ins  Einvernehmen  setzen. 

36.  Artikel.  Die  Auswechslung  der  Ratificationen  dieses  Vertrages 
wird  binnen  zwei  Monaten,  von  dem  diesen  Artikeln  beigesetzten  Tage 
{in. gerechnet,  oder  wenn  es  möglich  ist,  auch  früher  stattfinden. 

V.  Czoernig,  Oesterreich's  Neugestaltung.  41 
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Don  Ordinarius  soll  nach  Thanliohkeit  die  W4krde  efaies  Uin- 
verflitits-KanzleTB,  bezttgUch  der  dieologisehen  FaculttU  aber  jeden- 
&lla  ein  speoieUer  Einfloss  eingerftumi  werden ;  die  Pester  Univeni- 
tat,  welche  ganz  auf  einer  kirchlichen  Stiftung  beruht^  ist  künllig- 
hin  nur  mit  katholischen  Professoren  zu  besetzen,  die  Errichtung 
einer  neuen  rein  kathoKsohen  Hochscthule  ist  dem  Uebereinkooimen 
der  Bischöfe  mit  der  kaisierlichen  Regierung  vorbehalten.  Nicht 
nur  besflglich  der  Professoren  der  Theologie,  sondern  auch  jener 
des  canonischen  Redites  ist  dem  Bischöfe  eine  vorlfiufige  Begiit* 
achtung  ihrer  Glaubensreinheit  und  wissenschaftlichen  Richtung  Tor- 
behalten.  Ob  nicht  einzelnen  Bischöfen  das  Recht  verliehen  wer^ 
den  soU^  den  theologischen  Doctors-Grad  zu  ertheilen,  wird  den 
Gegenstand  einer  ferneren  Verhandlung  bilden. 

.  BisehöfUehe  Bflcherverbote  begründen  an  und  ftir  sich  nur  one 
Oewissenspflicht  für  die  Kadioliken ;  von  äusseren  Repredsiv-Manas- 
regeln  gegen  Druckschriften  ist  ein  vorsichtiger  Gebranoh  zu 
machen.  Halten  in  eiiizelneu  Fällen  Ordinarien  die  Mitwirkung 
äer  Regierung  zur  Beseitigung  der  von  ihnen  als  verderblich  be- 
zeiclmeten  Bücher  für  wünschenswerth,  so  wird  über  ihr  Ananchen 
der  Landes-Chef  mit  voller  Selbstständigkeit  in  Erwi^ung  ziehen, 
ob  und  welche  Maassregeln  auf  Grundlage  der  bestehenden  Geaelze 
einzutreten  haben. 

Ein  privilegirter  Gerichtsstand  ftlr  Civil-  und  Straf  -  Rechtsflüfe 
Geistlicher  ist  im  Allgemeinen  unzulässig.  Im  ordentlichen  Straf- 
verfkhren  kann  der  Ordinarius  die  Mittheilung  der  Acten  ver- 
langen; bei  einem  Strafurtheile ,  das  auf  mehr  als  fUnf  Jahre  Ker- 
ker lautet,  hat  solche  von  Amtswegen  zu  geschehen.  Handelt  es 
BU^h  um  ein  zugleich  auf  die  kirchliche  Ordnung  Einfluss  nehmen- 
des Verbrechen  oder  Vergehen  eines  Geistlichen,  so  ist  jedenfalls 
die  canonisclie  Sentenz  des  Bischofes  abzuwarten,  ehe  der  weltliche 
Richter  seinen  Ausspruch  thut  Bei  Erstehung  der  Strafe  ftlr  Ver- 
brechen werden  Geistliche  stets  abgesondert  verwahrt  werden. 
Ueber  die  Auswahl  von  Deteutions-Häusem  iHr  die  wegen  eines  Ver- 
gehens oder  einer  Uebertretung  Venirtheilten  haben  sich  die  Bi- 
tehöfe  mit  den  Landes -Chefs  einzu  verstehen ;  die  Aufnahme  der 
wegen  Verbrechen  Abgeurtheilten  in  solche  Häuser  wird  von  Fall 
zu  Fall  der  kaiserlichen  Gnade  anheimgestellt  werden.  In  der  Mi- 
iitärgränze  bestehen  filr  Civil -Bechtsangelegenheiten  Geistlicher  ei- 
gene Gerichte.  Rein  kirchliche  Strafen  können  ohne  Einmischung 
der  weltlichen  Gewalt  verhängt,  Ahndungen  gegen  pflichtvergeeaena 
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€l«i8lliohe  vom  ffiaefaofe  bis  zur  Amlseutaetcung  und  Aabaltaog 
im  CorrecticMis-Hause  ausgedehnt  werden.  Die  Gewfthrung  des 
Beistandes  der  weltlichen  Maclit  setzt  aber  die  Einsiohtnahme  des 
Landes -Chefs  in  die  Sachlage  voraus. 

Die  Immunität  deir  Gotteshäuser  ist  zwar  picht  in. jenem  Siaot 
zuzugestehen,  welcher  in  früheren  Jahrhunderten  Schutz  gegen 
richterliche  Verfolgung  gewährte  und  mit  der  geregelten  Justiz* 
Pflege  der  Gegenwart  unverträglich  wäre^  um  so  nachdrudüicher 
wird  üb^r  die  Wahrung  jeder  andereji  dem  Gotteshause  schuldigen 
Rücksicht  zu  wachen  sein.  Alle  Angestellten ,  sie  mögen  selbst 
der  katholischen  Kirche  oder  einer  anderen  Confession  angohörePi 
werden  dafür  sorgen,  dass  geistlichen  Personen  und  Einricditungen 
stets  die  schuldige  Achtung  und  Ehrerbietung  gezollt  werde.  Zur 
Abl^ung  von  Zeugen -Aus^gen  sollen  Geistliche  nicht  mit  Beein- 
trächtigung .,ihrer  Amtsthätigkeit  verhalten  werden. 

Die  Einrichtung  und  Verwaltung  der  Diöcesan-Seminarien  und 
ihre  Ausdehnung  auf  die  Aufnahme  von  Knaben  zur  Heranbildung 
flir  die  Canchdatur  des  geistlichen  Standes  ist  den  Bischöfen  über^ 
lassen;  vor.  der  Eruennupg  eines  Vorstandes  oder  Lehrers  solcher 
Anstalten  wird  der  Bischof  sich  aber  mit  dem  Landes -Chef  über 
die  Zulässigkeit  der  Anstellung  in  Bezug  auf  das  politische  Verhal- 
ten des  Candidaten  in  das  Einvernehmen  setzen.  Die  Altersgränze 
für  Ablegung  der  Ordens  -  Profess  soll  durch  eine  eigene  Weisung 
des  päpstlichen  Stuhles  sanctionirt  werden.  Die  Ertheilting  der 
Pciesterweihe  hängt  bloss  von  dem  Ordinarius  ab.. 

Alle  Pfarren  werden  nur  nach  vorausgegangener  öffentlicher 
Bewerbung  verliehen.  Die  Ordinarien  wachen  darüber,  dass  keine 
der  kaiserlichen  Regierung  nicht  genehme  Person  eine  solche  Pfründe 
erlange;  die  zu  diesem  Ende  bei  Pfründen- Verleihungen  in  jedem 
Kronlande  bestehende  Uebung  ist  vorläufig  aufrecht  zu  erhalten, 
die  etwa  anstössige  Form  der  Placetiruog  von  Verleihungs-Urkun- 
den wird  geändert. werden.  Die  bisher  faetisch  von  der  Regierung 
geübte  Präsentation  filr  jene  Pfründen,  deren  Patronftt  dem  Eeli- 
gions-  oder  Studien-Fonde  angehört,  wurde  vom  päpstlichen  Stuhle 
gutgeheissen ;  doch  findet  dabei,  wie  bei  allen  dem  geistlichen  Pa- 
tTonats-Reehte  unterliegenden  Pfründen,  die  Beschränkung  auf  eine 
Wahl  innerhalb  des  bischöflichen  Tema -Vorschlages  Statt  Die 
erste  Dignität  an  jedem  Dom-Capitel  oder,  wo  diese  einem  Privat- 
Fatronate  unterli^,  die  zweite  ist  der  päpstlichen  Verleihung,  mit 
Berücksichtigung  einer  Anempfehlung  seitens  Seiner  Majestät  und 
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beziehungBweiee  der  Erzbischöfe  und  Meiropolitan-Capiiel  von  Prag 
und  Olmütz,  vorbehalten;  alle  anderen  schon  bestehendien  Dignitft- 
ten  und  Canonicate^  insofeme  kein  rechtmässiges  Patronais -Redii 
oder  die  freie  bischöfliche  Verleihung  dazwischentritt,  Tergibt  Seine 
Majestät,  die  neu  zu  errichtenden  Dignitäten  des  Pönitentiarius  und 
Theologftlis  aber  jedenfalls  der  Ordinarius.  Das  am  Olmfltzer  Ca- 
pitel  ttbUch  gewesene  Erfordemiss  'adeliger  Geburt  oder  adeliger 
Titel  ist,  unbeschadet  besonderer  Stiftungs-Bestimmungen ,  aufzuhe- 
ben* Die  Nomination  der  Bischöfe  bleibt  ein  kaiserliches  Vorrecht, 
bei  dessen  Ausübung  nur  der  Rath  anderer  Bischöfe  einzu* 
holen  ist 

Alle  Hemmnisse,  welche  bisher  der  Kirche  die  Berechtigung, 
Eägenthum  zu  erwerben,  schmälerten,  sind  entfallen,  doch  ist  den 
.  politischen  Landesbehörden  von  jeder  solchen  Erwerbung  Anzeige 
zu  erstatten.  Eine  Veräusserung  oder  beträchtlichere  Belastung 
von  Kirchengütem  setzt  sowohl  die  päpstliche  als  die  kaiserliche 
Genehmigung  voraus.  Religions-  und  Studien-Fond  werden  vom 
Staate  im  Kamen  der  Kirche  verwaltet;  besondere  Bestimmungen 
sollen  die  bischöfliche  Oberaufsicht  regeln^  Die  lutercalar-EinkOnlte 
fallen  in  allen  Kronländern ^  wo  ein  Religions-Fond  besteht,  dem-^ 
selben  zu.  Die  Zehent  *  Entschädigung  ist  entweder  auf  li^ende 
Guter  anzuweisen  oder  auf  die  Staatsschuld  zu  übernehmen. 

Damit  bei  der  Ausfahrung  aller  dieser  Bestimmungen  im  gan- 
zen Reiche  gleichförmig  vorgegangen  und  das  Einvernehmen  dar 
weltlichen  und  kirchlichen  Behörden  hinsichtlich  etwa  sich  ergeben- 
der weiterer  Fragepuncte  sofort  mit  der  Gesammtlieit  der  Ordina- 
rien hergestellt  werde,  wurden  alle  katholischen  Erzbischöfe  und 
Kschöfe  des  Kaiserstaates  für  den  6.  April  1856  nach  Wien  zu 
einer  Conferenz  eingeladen,  welche  erst  am  17«  Juni  ihre  Sitzon* 
gen  schloss* 

Als  das  wichtigste  Ergebniss  ihrer  Berathungen  erscheint  die 
Einführung  der  neuen  Ehe-Gesetzgebung,  welche  auf  dem 
kaiserlichen  Patente  vom  8.  October  1856  beruht,  mittelst  dessen 
im  ESnklange  mit  dem  canonischen  Rechte  ein'  neues  Gesetz  Ober 
die  Ehen  der  Katholiken  und  eine  Anweisung  fQr  die  geistlichen 
Gerichte  des  Kaiserthumes  Oesterreich  in  Betreff  der  Ehesachen 
erlassen  und  festgesetzt  wurde,  dass  diese  Normen  mit  dem  1.  Ja- 
nuar 1857  in  Wirksan^keit  zu  treten  haben. 

Die  Anweisung  Air  die  geistlichen  Gerichte  des  Kaiserthumes 
Oesterreich  in   Betreff  der  Ehesachen    stützt   sich   ganz  auf  die 
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FestBetzQDgeii  des  Condliums  von  Trient,  dass  es  der  Kirche  zustehe, 
Irennende  Ehehindemisse  aufzustellen  und  dtws  die  Ehesachen  Vor 
den  kirchlichen  Richter  gefiören.  Die  frühere  Auflassüngsweise 
der  Ehe,  nie  eines  blossen  Yertragsyerh&lüiisses,  wurde  nach  dem 
Staadpuncte  des  Trienter  Conciliums  umgeändert  und  den  Ehe- 
verlöbnissen, welchen  die  bOi^erliche  Gesetzgebung  in  Oester- 
reich  alle  rechtliehe  Wirkung  abgesprochen  hatte,  ihre  rechtlich 
verbindende  Kraft  wieder  gegeben ;  die  Ehehindernisse  wurden  aus- 
jschliesslich  nach  der  Lehre  der  Kirche  dargestellt  und  als  Grund- 
säte  angenommen^  d^ss  ^zur  Schliessung  einer  wahrhaften  Ehe 
Alle  und  nur  Jene  unfaliig  seien,  welche  das  Gesetz  Gottes  und 
der  Kirche  hierzu  unfähig  erklärt^.  Als  Hindemisse  der  GiltigkeJit 
einer  Ehe  wurden  aufgestellt:  Mangel  an  Fähigkeit  zur  Einwilligung, 
Irrthum  in  der  Person,  Irrthum  in  Betreff  des  Sklavenstandes,  Un- 
vermögen zur  Leistung  der  ehelichen  Pflicht,  Unmündigkeit  (das 
Alter  unter  14  Jahren  bei  Knaben,  unter  12  Jahren  bei  Mädchen), 
^derrechtlieher  Zwang,  Entfilhrung,  bestehendes  Eheband,  höhere 
Weihen  und  feierliche  Ordensgelübde,  Religions  -  Verschiedenheit 
zwischen  Getauften  und  Ungetauften,  Bluts-,  geistliche  und  bürgeiv 
liehe  Verwandtschaft,  Schwägerschaft  aus  erlaubtem  oder  unerr 
laubtem  Umgange,  Forderung  der  öffentlichen  Sittlichkeit  aus  einer 
gtltigen,  doch  nicht  vollzogenen  Ehe,  aus  einer  ungiltig  geachlosse-" 
Den  und  nicht  vollzogenen  Ehe,  aus  einem  Eheverlöbnisse,  Ehe- 
bruch, Grattenmord,  Heimlichkeit  und  Bedingung  bei  Ehen;  .—.  als 
Hindernisse  einer  erlaubten  Eheschliessung:  Eheverlöbniss,  einfaclie 
Gelübde,  Mangel  des  Aufgebotes,  Religions -Verschiedenheit  zwi- 
schen Christen  und  Abtrünnigen,  dann  zwischen  katholischen  und 
nichtkatholischen  Christen,  Verbot  der  Kirche,  Verweigerung  der 
Zustimmimg  von  Seiten  der  Aeltem,  Verbote  des  österreichiBehen 
Gesetzes.  In  ßezug  auf  die  sogenannten  gemischten  Ehen  wurde 
an  der  bereits  bestehenden  kirchlichen  Gesetzgebung  nichts  geän- 
dert und  der  vorhandene,  mit  Zustimmung  der  Regierung  ge- 
ordnete Rechtszustand  auf.  diesem  Gebiete  belassen.  Die.  Gewäh- 
rung der  Nachsicht  in  Ehehindernissen  steht  dem  päpstlichen  Stuhle 
und  in  gewissen  Fällen  auch  den  Bischöfen  zu.  Bei  dem  Verfah- 
ren in  Ehesachen  wurde  als  Grundsatz  aufgestellt,  dass  über  die 
Giltigkeit  der  Ehe  und  die  aus  derselben  entspringenden  Pflichten 
nur  der  kirchliche  Richter  zu  urtheilen  habe,  über  die  bloss  bür- 
gerlichen Wirkungen  der  Ehe  aber  die  Staatsgewalt  entscheide. 
Die  Gatten  unterstehen  in  Ehesachen  in  der  Regel  dem  Bischöfe, 
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in  dessen  Kircliensprengel  der  Ehemano  seinen  Wohnsife  hat  Der 
Bischof  bedient  Mch  eines  Eliegeriehftes,  in  welches  er  einen  PHses 
und  wenigstens  4,  gewöhnlich  aber  nicht  mehr  als  6SSihe  bemH. 
Von  demselben  geht  die  Berufung  an  deb  Metropoliten  der  Kirchen- 
Provinz  ^  von  diesem  an  den  päpstlichen  Stuhl.  Die  RechtsllÜ)e) 
Aber  welche  der  Metropolit  oder  ein  exemter  Bischof  in  erster  In- 
stanz gesprochen  hat,  werden  schon  in  zweiter  Instanz  von  dem 
ttpostoUschen  Stuhle  entschieden.  Im  Falle  die  Oiltigkeit  einer  E3ie 
untersucht  Werden  muss,  hat  das  Ehegericht  einen  Commissär  zur 
Erhebung  des  Thatbestandes  zu  ernennen.  Solche  Commissftre 
werden  vom  Bischöfe  in  entfernteren  llieilen  seiner  Diöcese  auch 
dann  emapnt,  wo  es  sich  iim  die  Vornahme  der  Untersuchung  bei 
Klagen  auf  Scheidung  von  Ttsch  und  Bett  handelt  Der  Ptepel 
übt  das  Recht  seiner  Grerichtsbarkeit  für  die  Osterreichischen  DiOce- 
sen  dadurch  aus,  dass  er  es  einem  inländischen  Erzbischofe  im 
•Delegationswege  überträgt  Zur  Erklärung  der  Ungilligkeit  einer 
geschlossenen  Ehe  sind  drei  gleichlautende  Urtheile  erforderlieh; 
.  spricht  sich  eine  der  drei  Instanzen  Hir  die  Oiltigkät  der  Ehe  aus, 
so  bestellt  der  Papst  einen  ausserordentlichen  Richter,  wefeher  ein 
zweites  Mal  im  Namen  der  dritten  Instanz  urtheilt  und  die  vierte 
Instanz  genannt  wird. 

Bei  dem  ganzen  Verfahren  waltet  der  Grundsatz,  das»  sowohl 
die  Ehe  selbst,  als  das  eheliche  Zusammenleben  möglichst  erlialten 
werde.  Wo  es  sich  um  Ungiltigerklärung  einer  Ehe  handelt,  ist 
das  Beweisverfahren  mit  Sorgfalt  und  Umsicht  vorgezeichnet,  so 
dass  es  bei  gewissenhaiter  Einhaltung  der  vorgeschriebenen  Normen 
ihst  unmöglich  scheint,  eine  wirklieh  giltige  Ehe  für  ungiltig  zu 
erklären.  Zum  Vertheidiger  der  Ehe  hat  jeder  Bischof  einen  durch 
Frömmigkeit  und  Rechtskunde  ausgezeichneten  Mann,  und  zwar, 
wenn  es  möglich  ist,  einen  Geistlichen  zu  bestellen. 

Betreffs  der  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  sind  alle  früheren 
Vorsichtsmaassr^ln  beibehalten  worden;  die  Scheidung  selbst  aber 
wurde  mit  grösserer  Strenge  behandelt  Die  früher  ganz  allge- 
mein gestattete  Aufhebung  der  Lebensgemeinschaft,  wenn  beide 
Ehegatten  über  die  Sache  selbst  und  über  die  Bedingungen  einver^ 
standen  waren ,  wurde  jetzt  auf  einen  einzigen  seiner  Natur  nach 
höchst  seltenen  Fall  (zum  Zwecke  des  Eintrittes  in  einen  Orden 
oder  in  den  geistlidi^  Stand)  beschränkt  Ausserdem  hielt  man 
an  dem  Grundsatze  fest,  dass  zur  lebenslänglichen  Scheidung  der 
Ehegatten  nur  im  Falle  des  Ehebruchs  geschritten   werden  könne, 
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-wobei  Qbeidiess  veraehiedeoc  Vonichtsmaadsregehi  angeordnet 
Die  Grfinde  bu  einer  zeitweisen  Scheidung  li^;en  hauptsfichlich  in 
der  Geüfthr  eines  oder  des  anderen  Ehegatten  für  Seelenheil,  Leben 
oder  Gesundheit  im  Falle  der  fortgesetzten  ehelichen  Oeineinschaft. 
Die  Bestimmungen  tlber  die  Erfordernisse  einer  gütigen  Eheschlies- 
sung beziehen  ach  im  Wesentlichen  auf  dieselben  Hauptptincte 
taach  der  kirchlichen,  wie  nach  der  früheren  bflrgerlichen  Gesetz- 
gebung: Einwilligung,  physische  und  moralische  Fähigkeit  zur 
Ehe,  noth wendige  Solennität  Wenn  in  den  genannten  Beziehuii- 
•gen  eine  Abweichung  der  beiden  Gesetzgebungen  stattfindet,  hat 
jdie  Kirche  gesorgt,  dass,  wo  ihre  eigene  Gesetzgebung  weiter 
'geht  als  die  gemeinsamen  Bestimmungen,  dadurch  die  Eingeh&ng 
der  Ehen  nicht  ohne  Noth  erschwert,  dort  aber,  wo  die  Legis- 
lation des  Staates  weiter  geht,  sein  Interesse  auch  durch  ihre  Mit- 
wirkung geschützt  werde. 

Das  neue  Ehegesetz  wurde  für  den  ganzen  Umfang  des  Kai- 
serreiches in  Kraft  gesetzt  *,  wogegen  das  Eherecht  des  allgemei- 
nen bürgerlichen  Gesetzbuches  und  die  weltliche  Gerichtsbarkeit  io 
Ehesachen  fbr  die  Israeliten  und  in  einem  grossen  Theile  der  Monar- 
-cfaie  auch  für  alle  Akatholiken  Greltung  hat  Nur  in  den  ungrisehen 
-Ländern  und  in  Siebenbürgen  haben  die  nicht -unirten  Griechen, 
sowie  in  letzterem  Lande  auch  die  Evangelischen  und  die  Unitarier 
ihre  früheren  eigenen  kirchlichen  Ehegerichte,  die  nach  ihren  Kit- 
ohengesetzen  zu  entscheiden  haben,  beibehalten. 

Ausser  den  Ehen,  welche  von  zwei  Katholiken  geschlossen 
'wurden,  unterstehen  der  ausschliesslichen  Gerichtsbarkeit  der  ka- 
tholischen Kirche  auch  noch  jene,  welche  zwischen  katholischen 
und  nichtkatholischen  Christen  eingegangen  wurden,  ferner  jene, 
welche  von  zwei  nichtkatholischen  Personen  geschlossen  wurden, 
w^n  nachträglich  beide  in  die  katholische  Kirche  eingetreten  sind, 
inuner  in  so  lange,  als  wenigstens  ein  Elhetheil  der  katholischeii 
Hirche  angehört. 

Mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  27.  Juni  1856 '  wurde  die 
Anwendung  des  Patentes  vom  26.  November  1852  (des  Vereins-Ge- 
setzes)  auf  Vereine  von  Katholiken,  welche  sieh  c^e  Rechts- 
verbindlichkeit unter  geistlicher  Leitung  zu  Werken,  der  Frömmigkeit 

'  Die  Bestimmungen  über  seine  Anwendung  auf  die  k.  k.  Armee  ent- 
hält die  Verordnung  des  Armee- Ober -Gommando's  vom  5. -Mai  1857. 
>  Minist. -Verord.  vom  28.  Juni  1856. 
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und  Nächstenliebe  verpfliehlen,  aufgehoben ,  so  daas  derlei 
nur'  der  Genehmigung  und  Oberleitung  des  Diöoeten-Bisebofes 
unterote&en,  welcher  den  Landes-Chef  bloss  von  der  Entsidiaiig 
und  Organisation  des  Vereines  in  Kenntniss  zu  setzen  hat  und 
selbst  Begehungen  solcher  Vereine  zu  gleichartigen  aosländisdieo 
gestatten  kann. 

Die  Allerhöchste  Entschlieissung  vom  9.  Juli  1856  gestand 
mllen  Candidaten  des  geistlichen  Standes  und  den  Kloster-Laientira^ 
dem  der  katholischen  Kirche  die  Hilitär-Befreiung  zu  \  sowie 
den  Wohnungen  der  Seelsorger  und  der  höheren  Geistlichkeit  aller 
vom  Staate  anerkannten  Beligions  -  Bekenntoisse  schon  mit  Allep- 
höchster  Entschliessung  vom  5.  Mai  1856  die  Befreiung  von  der 
Militär-Einquartierung  eingeräumt  worden  war'. 

Da  durch  daa  Concordat  die  Verhältnisse  der  Akatholiken 
Oesterreich''8  nicht  berührt  worden  sind,  so  beruht  die  Stellung  der- 
selben in  den  deutsch-slavischen  Kronländem  (mit  Einschluss  Dal- 
matien^s)  auf  dem  kaiserlichen  Patente  vom  31.  Deoember  1851, 
welches  die  betreifende  Bestimmung  des  Patentes  vom  4.  März  1849 
bestätigte.  Unter  dieser  ailgemdnen  Vorschrift  ist  jedenfalls  audi 
jene  Verftlgung  inbegriffen,  welche  provisorisch  dem  letzterwähn- 
ten Patente  voranging  und  des  Näheren  bestimmte,  dass  die  pro- 
testantischen Gonfessions  -  Verwandten  künftighin  amtlich  mit  dem 
Namen  ^Evangelische^  zu  bezeichnen  sind,  dass  der  Uebertritt 
von  einem  christlichen  Glaubensbekenntnisse  zum  anderen  bei  Je- 
dem, der  das  achl^hnte  Jahr  zurückgelegt  hat,  nur  eine  zwei* 
malige  Anzeige  des  Vorhabens  an  den  bisherigen  Seelsorger  vor 
«zwei  selbstgewählten  Zeugen  voraussetzt,  das  Recht  der  Matriken- 
^Führung  den  evangelischen  Seelsoi^em  ebenso  wie  den  katholi- 
schen zusteht,  Gebühren  für  kirchliche  Amtshandlungen  von  Seite 
evangelischer  Confessions-Verwandten  an  den  katholischen  Seelsor- 
ger nur  dann  zu  entrichten  sind,  wenn  der  letztere  wirklich  solche 
Amtshandlungen  verrichtet  hat  oder  die  GK^bühren  auf  einem  Real- 
Besitz  haften,  endlich  dass  bei  Ehen  zwischen  beidersdts  nichtka- 
tholisdien  Beligions-Genossen  das  Aufgebot  nur  in  den  gottesdiensl- 
liohen  Versammlungen  der  BrauÜeute  stattzufinden  hat*. 

*  MiDist-Verord.  vom  14.  Juli  1856.  Eine  Verordnang  vom  selben 
Tage  regelte  die  Militär- Befrei ang  bezüglich  der  gleichen  Personen  ande- 
rer christlicher  Glaubensbekenntnisse. 

>  Minist -Verord.  vom  8.  Mai  1866. 

'  Minist. -Erlass  vom  30.  Januar  1849. 
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In  den  angrfsehen  Kronländem  beianden  sich  die  Protestanten 
im  Tärtragsmässigen  Genüsse  einer  beinahe  ünbeschrftnkten  Reli^ 
gicMUhFreiheit,  welche  durch  ein  eigenes  Toleranz-Edict  Joseph'^s  IL 
•üoh  auf  jene  Gemeinden  ausgedehnt  wurde,  deren  specielle  Yer- 
btUnisse  bisher  eine  solche  nicht  gestattet  hatten.  Der  Reichstag 
Tcm  Jahre  1841  hatte  auch  noch  die  passive  Assistenz  der  katho- 
Bflohen  Seelsoi^er  bei  Schliessung  gemischter  Ehen  und  den  freien 
Uebertritt  erlangt  Gleich  nach  Aufhebung  des  Ausnahmszustan- 
4le8  würde  in  Ungern  den  Ck)nyenten  das  Recht  zurückgegeben, 
flieh  zu  versammeln  und  ihre  kirchlichen  Angelegenheiten  zu  be- 
lathen;  die  Consistorien  üben  die  kirchliche  Gerichtsbarkeit  unge- 
hindert aus,  bei  den  Wahlen  der  Pfarrer  und  Schullehrer  hat  sich 
<lie  Regierung  nur  die  Einwendung  politischer  Bedenken  gegen 
eine  Person  vorbehalten  *.  Auch  für  Siebenbüi^en  wurde  der 
Orundsatz  ausgesprochen,  dass  jede  kircMiche  Gemeinde  berechtigt 
sei,  ihre  besonderen  Angelegenheiten  durch  Beschlüsse  ihrer  in  ge- 
setzmässiger  Weise  versammelten  Vertretung  zu  regeln  ^.  Be- 
rathungen  mit  Vertrauensmännern  beider  evangelischen  Confessio- 
nen  aus  den  ehemals  ungrischen  Lftndern  wurden  wiederholt  zu 
Wien  gepflogen '. 

'  Minist -Yerord.  vom  3.  Juli  1854. 

'  Minist -Erlasfi  vom  27.  Februar  1855» 

'  Das  vom  Caltös-Ministerium  entworfene  Gesetz  über  die  Vertretung 
und  Verwaltung  der  evangelfschen  Kirche  beider  Confessionen  in  ungern 
und  der  Wojwodfchaft  ordnet  den  General-Conferenzen  beider  Confessio» 
nen  die  Saperiutendential- Consistorien  und  Superintendential-Convente, 
diesen  die  Senioral  •  Consistorien  und  Senioral-Convente,  diesen  end- 
lich die  Presbj'terien  mit  den  grösseren  Gemeindevertretungen  unter.  Als 
oberste  Eirchenbehörde  wird  für  jede  Confession  ein  k.  k.  Ober-Kirchen- 
rath  eingesetzt  Jede  Confession  kann  abgesondert  alle  6  Jahre  eine  General- 
Synode  halten^  deren  Besohl tlsse  der  kaiserlichen  Sanction  unterliegen. 
Der  Staat  führt  jalirlich  ein  Pauschale  an  die  Kirchen-Casse  ab,  ans  welcher 
die  Superintendenten  und  Senioren  dotirt,  arme  Gemeinden  und  Schulen 
anterstfiizt  werden.  Jede  kirchliche  Gemeinde  erwählt  ihren  Pfarrer  und 
Sebullehrer.  Das  Presbyterium  besteht  aus  Aelteeten,  Kirchenmeistem 
(für  die  finanzielle  Verwaltung)  und  Diaconen  (Armenpflegem).  In  Ge- 
meinden bis  zu  500  Seelen  bilden  alle  stimmfähigen  Gemeindemitglieder 
dis  grössere  Gemeindevertretung;  in  grösseren  werden  60 — 200  Repräsen- 
tanten gewählt  Der  Senioral-Convent  besteht  aus  dem  von  sämmtlichen 
Presbyterien  auf  4  Jahre  erwählten  Senior,  dem  Senioral-Consistorium, 
BUS  allen  Pfarrern  des  Seniorats  und  eben  so  vielen  weltlichen  Vertretern 
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t*Ur  die  nidh't-unirten  Oriecheo  der  serUsdieD  Hatioa 
wurde  die  obenle  kirehliche  Würde  des  Patriarchats  hei^estdlt  und 
mit  dem  erabischöilichen  Stuhle  von  Kärlowitz  verbunden  K  Unter 
dem  VorsitaBe  des  Patriarchen  versammelten  sich  sämmtlidie  grie- 
ehisch-nicht-unirten  Bischöfe  der  Monarchie  im  Jahre  1851  m  Goo- 
ferensen  mit  dein  Ministerium.  Zur  Evidendialtung  und  8icfaer- 
stellung  deis  kirchlichen  Vermögens  dieser  Confession  wurde  fiir 
jedes  Bisthum  die  Ernennung  zweier  Kirchenväter  (Epitropen)  aus 
dem  Laienstande,  über  Vorschiff  der  Bischöfe,  in  Aussksbt  ge- 
stellt'. —  Die  Versorgungsbezüge,  welche  den  Wittvren  und  Wai- 
sen der  griechisch- nicht- unirten  Pfarrgeistlichkeit  in  der  Bukowina 
bewilligt  wurden,  sind  neuerdings  geregelt*. 

Das  Patent  vom  31.  December  1851  sicherte  auch  den  Israe- 
liten das  Recht  der  gemeinsamen  öffentlichen  Religions-Uebiing, 
die  selbstständige  Verwaltung  ihrer  Cultus- Angelegenheiten,  den 
Besite  und  Genuss  der  für  ihre  Cultus-,  Unterrichts-  und  Wohl- 
thätigkeits-Zwecke  bestimmten  Anstalten  und  Fonde  zu.  Dass  hier- 
mit nicht  zugleich  jene  vollkommene  bürgerliche  Oleichstellnng  der 
Israeliten,  die  von  1848  an  stattgefunden  hatte,  auch  für  die  Zu- 
kunft aufrecht  erhalten  werden  sollte,  erhellt  aus  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  %  October  1853,  welche  für  alle  Kronländer  die 
früher  bestandenen  Beschränkungen  der  Besitzfähigkeit  der  Israeli- 
ten provisorisch  wieder  herstellte  und  eine  definitive  Regelung  ihrer 

der  Presbytsrien.  Die  Beschlüsse  der  Gemeindevertretangen  sind  dem 
Senior,  jene  der  Senioral-Oonvente  dem  Saperintendenten  zur  BestäUgung 
vorzulegen.  Jährlich  einmal  ^  höchstens  zweimal ,  treten  die  6  Superinlen- 
dential-Oonvente  jeder  Confession  zusammen,  welchen  nebsl  dem  (von 
sämmtlichen  Presbyterien  auf  Lebenszeit  gewählten)  Superintendenten  and 
seinem  Consistorium  alle  Senioren,  die  weltlichen  Abgeordneten  der  Se- 
niorate,  die  Gymnasial-Directoren  und  die  Professoren  der  rein  tbeotogi- 
schen  Fachwissenschaften  angehören.  Die  General -Conferenz  begreill  in 
sich  die  6  Superintendenten,  die  6  Vice-Präsidenten  der  Superintendentiai- 
Üonvente  und  6  weltliche  Abgeordnete  derselben.  Die  Beschlüsse  der 
Snperintendential -Convente  und  General -Conferenzen  unterliegen  der  Ge- 
nehmigung des  Ober-Kirchenraths.  Die  kirchliche  Gerichtriiarkeit  wird 
von  dem  Senioral-Consistorium  als  erster,  dem  Superintendential-CoDsisto- 
rinm  als.  zweiter,  dem  Ober-Kirchenrathe  als  dritter  Instanz  aasgeübt 

*  Kaiseriiclies  Patent  vom  15.  December  1648. 

>  Minist. -Verord.  vom  5.  October  1853 

'  Minist -Yeroni.  vom  U.  S<^tember  1857. 
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^teatebürgerfichen  VeriifiltniaBe  ah  bevoratefaend  iwMsnhnete.  Dodi 
iindel  eine  singiihlre  Sechtssteüoiig  der8ell>eD,  mil  der  eben  eKwtiui- 
ten  Ausnahme,  bis  jetzt  nicht  Statt 


S.  23. 
21.    Das  Heerwesen. 

Das  Heerwesen  erfahr  in  den  letzten  Jahren  eine  so 
tiefgreifende  und  enei^sch  durchgeführte  Reform  in  allen 
seinen  Zweigen^  dass  nicht  nur  die  Heeresverwaltung,  son- 
dern hauptsächlich  auch  die  kriegerische  Ausrüstung  und  Ver- 
wendbarkeit des  Heeres  wesentlich  rerrollkommiiet  wurde. 

Während  früher  die  Heeresverwaltung  nach  dem  Frie- 
densfusse  die  Grundlage  der  Organisation  bildete,  und  die 
Umgestaltung  auf  den  Kriegsfuss  grosse  Verluste  an  Zeit 
und  Mitteln  nach  sich  zog,  wurde  die  Heeres  -  Organisation 
neuerlich  auf  die  taktische  Gliederung  der  Armee  basirt 
Jede  Unterabtheilung  der  rerschiedenen  Waffengattungen  bil- 
det für  sich  ein  organisches,  einer  selbstständigen  Bewegung 
fähiges  Ganze,  das  sich  wieder  mit  anderen  vereinigt  und 
Bu  dnem  höheren  Ganzen  zusammensetzt  Es  findet  eine 
strenge  Scheidung  zwischen  mobilen  und  nicht  mobilen  Hee- 
res-Abtheilungen  Statt;  erstere  befinden  sich 'stets  in  der 
Kriegsverfessung,  bei  letzteren  bilden  die  vollzähligen  Cadres 
den  Rahmen,  welcher  nur  ausgefüllt  zu  werden  braucht,  um 
das  Heer  auf  den  Kriegsfuss  zu  bringen.  Eine  allgemeine 
Wehrpflicht  mit  gleicher  Dienstzeit  ward  eingeführt,  und  die 
Reserve  in  zweckmässiger,  die  Arbeitskraft  der  erwerbenden 
Bevölkerung  schonender  Art  aus  bereits  gedienten  kriegs- 
kiäftigen  Leuten  gebildet 

Mit  diesem  allgemeinen  Umschwünge  gingen  die  Detail- 
Reformen  fast  in  allen  einzelnen  Zweigen  Hand  in  Hand. 
Die  leichte  Infanterie  ward  vermehrt,  die  Eintheilung  und 
Zusammensetzung  der  Grenadier-Compagnien  (als  Elite-Corps) 
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neu  angeordnet,  fl\r  die  einzelnen  Truppen -Körper  nicht'«- 
mobile  Depots  zur  Einübung  der  Ersatzmannschaft,  der  Beur- 
laubten etc.  aufgestellt,  die  leichte  Cavallerie  theil weise  in 
ihrer  Waffe  umgeformt,  die  Artillerie  (welche  aus  der  tech- 
nischen Abtheilung  zur  Erzeugung,  Verwahrung  und  Verwal- 
tung, und  den  Artillerie- Truppen  zum  Gebrauche  der  Waffe 
und  der  Ausrüstung  besteht)  gänzlich  umgestaltet  und  verstärkt, 
die  Genie-Truppe  neu  zusammengesetzt  und  gleich  den  Pion- 
nieren  vermehrt,  das  Befestigungswesen  auf  eine  rationelle 
Grundlage  gestellt  und  zur  höheren  Ausbildung  gebracht, 
das  Flottillen-Corps  gegründet,  ein  eigenes  Adjutanten-  und 
Ingenieurs -Geographen -Corps  geschaffen,  das  Fuhrwesen  zu 
den  Truppen -Körpern  eingetheilt,  die  (früher  bloss  in  der 
Lombardie  und  in  Süd -Tirol  vorhandene)  Gendarmerie  über 
das  ganze  Reich  verbreitet,  das  Sanitäts- Wesen  vervollkomm- 
net, der  Umfang  der  Militär- Gerichtsbarkeit  neu  bestimmt, 
ein  neues  Militär- Strafgesetzbuch  in  Wirksamkeit  gesetzli» 
das  richterliche  Personal  günstiger  und  unabhängiger  ge- 
stellt, das  Militär- Verpflegswesen  von  den  ihm  anklebenden 
Gebrechen  gesäubert,  Bekleidung,  Bewaffnung  und  Ausrü- 
stung der  Truppen  verbessert,  das  OiBcier- Corps  mit  höhe^ 
ren  Gagen  und  einem  neuen  günstigeren  Pensions- Statute 
bedacht,  das  Unterrichtswesen  organisch  verbunden  und  als 
eine  tüchtige  Pflanzschule  für  die  Armee  und  deren  Führer 
zur  höheren  Ausbildung  gebracht,  die  Controle  der  Geld- 
und  Material- Gebarung  in  der  Heeresverwaltung  nea  ge- 
regelt, endlich  die  Reihe  der  Belohnungen  und  Auszeich- 
nungen für  militärisches  Verdienst  vergrössert 

Ebenso  wie  das  gesammte  Material  dem  kriegsbereiten 
Zustande  des  Heeres  entsprechend  vervollständigt  ward,  wm^ 
den  die  Militär -Bauten  für  die  Befestigung  strategisch  wich- 
iiger  Puncte,  für  die  Unterbringung  der  Truppen  und  des 
Materiales,  endlich  für  die  Militär -Unterrichtsanstalteti  in 
grossem   Umfange   ausgeführt,   unter  welchen   Bauten   das 
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k.  k.  Arsenal  zu  Wien  die  grossartigste  Anstalt  dieser  Art  in 
der  Welt,  welche  alle  Einrichtungen  ftir  die  Erzeugung  der 
Geschütze,  der  Waffen,  der  Traingeräthe  und  der  Munition 
umfasst,  insbesondere  hervorgehoben  zu  werden  verdient. 

Den  Abschluss  der  zahlreichen  und  wichtigen  Reformen, 
welche  seit  dem  Jahre  1848  iUr  das  Heerwesen  in  das  Leben 
traten,  bildet  das  unterm  25.  Januar  1857  Allerhöchst  ge- 
nehmigte Grundgesetz,  das  y,Organisirungs- Statut  für  die 
k.  k.  Armee  %  welches  die  Truppen,  die  Armee -Anstalten, 
die  Armee -Behörden  und  den  Armee -Stab  umfasst. 

Dieses  Organisirungs- Statut  enthält  die  Vorschriften  über 
den  Stand  und  die  Formation  der  Truppen  und  Heerestheile 
im  Frieden  und  im  Kriege,  die  gesetzlichen  GrundzUge  ihrer 
Bewaffnung  und  Ausrüstung,  ihre  taktische  und  administra- 
tive Eintheilung;  es  enthält  die  organischen  Bestimmungen 
über  den  Bestand  der  Militär -Behörden,  Armee -Anstalten 
und  sonstigen  Armee -Körper,  und  ordnet  ihre  innere  Glie- 
derung, den  Wirkungskreis,  das  gegenseitige  Verhältniss  und 
Ineinandergreifen. 

Mit  diesem  Statute  beginnt  eine  neue  Epoche  in  der 
Heeresverwaltung.  Wenn  es  bisher  an  einer  bestimmten 
Vorschrift  bezüglich  der  Einrichtung  des  Heei'wesens  ftlr  den 
Kriegszustand  gebrach  und  die  diessfÜUigen  Anordnungen 
nur  von  Fall  äu  Fall  getroffen  wurden,  wenn  die  Grund- 
sätze über  den  Stand  und  die  Zusammensetzung  der  ein- 
zelnen Truppen -Körper  in  vielen  und  zu  verschiedener  Zeit 
erlassenen  Verordnungen  zerstreut  waren,  so  finden  sich  in 
diesem  Statute  mit  ausgezeichneter  Klarheit  und  in  natür- 
licher folgerichtiger  Gliederung  alle  Vorschriften  über  den 
Bestand  und  die  Zusammensetzung,  sowie  über  die  Bestim- 
mung des  Heeres  und  aller  seiner  Unterabtheilungen  in 
Kriegs-  und  Friedenszeiten  in  engstem  Räume  übersichtlich 
undjeicht  fasslich  zusammengestellt,  wie  diess  gegenwärtig 
kaum  sonst  irgendwo  der  Fall  sein  dürfte. 
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Das  k.  k.  östeorreksbiache  Heer  hat  nwht  nur  in  seinem  äiiBBe- 
reu  Wirken,  sondern  auch  in  seinem  inneren  Getriebe  —  nimlieh 
seiner  Organisation  '—  gkiehen  Schritt  mit  der  politischen  Stellung 
des  Staates  gehalten,  und  dabei  stets  eine  gewisse  EigenthflmUch' 
keit  in  Vergleichung  zu  anderen  Armeen  bewahrt 

Die  Ursache  des  Mangels  der  inneren  OleicGartigkeit  lag  theils 
in  der  Art  des  Anwachsens  der  Hausmaeht  Oesterreich^s,  thob  in 
geogri^hie«^hen  Verhältnissen.  Mit  der  Erwerbung  von  Tirol,  den 
ungrischen  und  italienischen  Ländern,  mit  der  Errichtung  der  Mi- 
litärgränze  gegen  die  Türkei  u.  s.  w.  war  die  Nothwendigk^t  ver- 
bunden, ungleichartige  Einrichtungen  im  Heere  zu  belassen.  Ab 
die  neuere  Kriegskunst  der  mittelalterlichen  Gestaltung  der  Beer> 
Einrichtungen  ein  Ende  machte,  rief  Kaiser  Maximilian  I.  die  enUsa 
Elemente  einer  österreichischen  Armee  in  das  Leben,  deren  Formen 
sofort  von  Oesterreich  auf  die  anderen  Länder  des  deutschen  Rei- 
ches übergingen.  Die  Defensions  -  Ordnung  Kaiser  Ferdinands  L 
vom  Jahre  1530  bildete  die  Grundlage,  auf  welcher  sich  das  Mili- 
tär-Sjstem  der  deutsch-österreichischen  Länder  allmählich  aufbaute. 
Wenn  sksh  schon  innerhalb  d^  Ck)raplexes  derselben  provindeDe 
Verschiedenheiten  herausstellten  (nament&ch  in  Betreff  Tiror«  und 
der  Stadt  Triest)  und  kleine  Unterschiede  auch  bei  der  Auadehnui^ 
des  Systems  auf  die  böhmischen  Länder  Platz  griffen,  so  trat  neben 
die  derart  geschaffene  Wehrkraft  als  ein  zweites  ebenbürtiges  Glied 
von  völlig  verschiedener  Oiganisation  die  ungrische  Streitmacht, 
welche  Ferdinand  auf  den  aitnationalen  Grundlagen  reoonstruirte. 

In  dieser  Weise  doppelgestaltig  wuchs  die  österreichische  Ar- 
mee  heran,  obwohl  im  Jahre  1715  auch  der  ungrische  Reichstag 
in  die  Errichtung  eines  stehenden  Heeres  willigte.  Die  Armee,  lu 
einem  Angriffskriege  wenig  geeignet,  war  dessenungeachtet  — 
auch  ohne  innere  Einheit  und  gleichartige  Organisation  —  durdi 
die  vielerprobte  Tapferkeit  der  Krieger,  durch  ihre  begeisterte  An- 
hänglichkeit an  das  Regentenhaus,  durch  das  gt^stige  und  came- 
radschaftliche  Aneinanderschliessen  des  Officier- Corps,  eine  rühm- 
gekrönte  Vorkämpferin  filr  bedrohtes  Recht  und  gefährdete  Interes» 
sen.  Die  Erschütterungen,  welche  den  Bestand  des  Staates  io 
Frage  stellten  —  Türkenkriege,  dreissigjähriger  Krieg,  Erbfolge- 
krieg, Revolutions-Kriege  —  wirkten  als  eben  so  viele  Verjüngungs- 
Momente  auf  das  Heer  zurück,  dessen  Geschichte  von  ihnen  die 
Perioden  seiner  Entwicklung  datirt 

Während  das  Heerwesen  wohl  im  Allgemeinen  die  Reform-. 
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Uebei^atige  vom  Heerbanns- Aufgebote  som  SöMnerweeen,  und  von 
diesem  durch  Werbungen  zum  Conscriptions-Systeme  (wie  in  ande*' 
reo  eoTop^üsehen  Staaten)  durehmachte,  muaete  man  iu  Oesterreieh 
doch  immer  vieiftltige  Ausnahmen  bestehen  lassen ,  und  wfthiend 
andere  Regenten  längst  schon  freie  Hand  hatten,  das  Hililftrwesen 
in  ihren  Staaten  einheitlich  und  ganz  nach  den  Erfordernissen  der 
neuesten  Kriegskunst  zu  gestalten,  dauerten  in  Oesterreich  die  aus 
den  verschiedenartigen  Landesverfassungen  hervorgegangenen  Be* 
sehränkungen  theilweise  bis  zum  Jahre  1848  fort  Der  Regierungs- 
antritt Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät  Franz  Joseph  1.  bezeloh« 
net  ftlr  das  Heerwesen  ebenso  wie  fUr  die  gesammten  ttlmgen 
.  Staats-Einriehtungen  den  zunächst  durch  die  Tapferkeit  des  Heeiefl( 
gewonneneu-  Wendepunct,  von  welchem  aus  die  Herstellung  der 
Rdchsdnheit  und  mit  derselben  die  einheitliche  kräftig  durchgrei- 
fende Reorganisation  des  Heeres  erstrebt  werden  konnte.  Es  bleibt; 
sonach  nur  noch  der  Nachweis  zu  liefern,  dass  Alles,  was  in  der 
letzteren  Hinsicht  seither  geleistet  wurde,  wiriLÜch  zum 
Frommen  des  Reiches  und  des  Heeres  geführt  hat,  und  dass,  da 
alle  Anordnungen  unmittelbar  von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  ans* 
gegangen  sind,  der  im  Verhältnisse  zu  dem  kurzen  seither  verflos- 
senen 2jeitraume  kaum  glaubliehe,  die  Machtentwicklung  Oester- 
reröh's  vervielfachende  Umschwung  in  der  Einrichtung  und  Leistungs- 
lUhigkeit  des  Heeres  auch  unmittelbar  AUerhöchstdemselben  als  dem 
ersten  österreichischen  Regenten,  der  dch  als  Armee-Ober- 
Gommandant  sel|)stthätig  an  die  Spitze  des  Heeres  gestellt,  zu 
danken  ist 

In  den  letztverflossenen  hundert  Jahren  waren  zwei  grössere 
Versuche  zur  Reorganisirung  des  österreichischen  Heerwesens  ge- 
macht wordad,  vom  F.  M.  Lascy  und  von  Seiner  k.  k.  Hoheit  dem 
Eizherzoge  Karl;  die  geistvollen  Anordnungen  des  Leteteren  waren 
aber  nur  theilweise  zur  Ausführung  gekommen.  Dessenunge- 
achtet hatten  der  unter  Höchstdessen  Oberbefehl  erlangte  Kriegs- 
mhm,  sowie  die  aus  seinen  lehrreichen  Sohriilen  gewonnenen 
kriegswissenschaitlichen  Kenntnisse,  und  der  zu  jener  Zeit  sorgfal- 
tig gepfl^te,  wahrlich  musterhafte  Cameradschafts-Sinn  des  Heeres 
ihre  naclihaltige  Wirkung;  denn  selbst  nach  den  späteren  bedeu- 
tenden Rüdsschritten  in  der  Militär  -  Verwaltung  war  es  nur  des 
Erzherzogs  Geist,  welcher  die  Armee  in  ihrer  Kraft  erhielt  und 
auch  in  der  neuesten  2^it  unter  Karls  Jttngem  zu  bewundems- 
werthen  Siegen  führte. 
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Keben  diesem  der  Armee  eingeflöesten  edlen  Oeisle  hatte  aieh 
aber  selbst  zu  Karls  Zeiten  der  eigentliche  Armee-Organismus  im- 
mer noch  nicht  von  den  mittelalterlichen  Einrichtui^n,  von  Oe- 
brauch  und  Herkommen  losgemacht  Der  neue  Geist  und  die  neue 
Eriegiührungsweise  wurden  auf  die  alte  morsche  Grundlage  ge« 
pftopft;  nur  durch  die  kernige  Natur  und  unerschtttterliche  Au»- 
dauer  der  österreichischen  Soldaten ,  sowie  durch  den  Odst  ihrer 
hohen  Führer,  ist  es  möglieh  geworden  —  namentlich  noch  in  den 
Jahren  1848  und  1849  --  alle  Hemmnisse  der  schwerflüligen  Mi- 
litär-Verwaltung  zu  überwinden. 

Jetzt  stehen  die  Verhältnisse  anders.  Der  edle  Geist  der  Ar* 
mee  hat  sich  nicht  nor  erhalten,  sondern  ist  gesteigert  durch  das 
schöne  Vorbild  eines  wahrhaft  ritterlichen  Monarchen,  durch  das 
Bewusstsein  vollbrachter  Grossthaten,  die  Oesterreich  zu  einer  noch 
nie  errungenen  politischen  Höhe  gebracht,  durch  allgemdn  verbrei- 
tete wissenschaftliche  Bildung  und  durch  die  bewährte  Grerechiig- 
keit,  die  gleiche  Hechte  und  Pflichten  geschaffen  hat  und,  ohne 
Rücksicht  auf  Geburt,  nur  dem  wahrhaft  Bei&higten  den  Weg  zu 
höheren  Stellen  bahnt  Nicht  minder  gestärkt  ist  das  Vertrauen  in 
die  Sorgfalt  für  das  materielle  Wohl  und  die  zweckmässige  Orga- 
nisation des  Heeres,  denn  auch  hierin  wurde  mit  rastloser  Anstren- 
gung gründlich  Neues^  den  Bedürfnissen  der  Jetztzeit  vollkommen 
Entsprechendes  geschaffen. 

Vom  Mittelalter  her  bis  zum  Jahre  1848  hatten  die  dnzelneu 
Zweige  der  Militär -Verwaltung  die  Grundlage  der  Heeres- Organi- 
sation gebildet,  aber  nicht,  weil  man  es  principiell  gewollt,,  sondern 
weil  es  sich  historisch  eben  so  herausgebildet  hatte.  Bei  der  Infan- 
terie und  Cavallerie  waren  die  Kriegs-Obei'sten  die  alleinigen  Ver- 
walter^ als  die  Infanterie-Regimenter  später  auf  fünf  Bataillone  (poü 
der  Landwehr)  und  die  Grenadiere  anwuchsen,  wobei  die  einzelnen 
Bataillone  oft  in  entfernten  Ländern  von  einander  getrennt  wirkten, 
blieben  diese  Obersten  in  der  Verwaltung  immer  noch  die  allein 
Verantwortlichen.  Ebenso  bei  den  Artillerie-Regimentern,  weldie 
aus  den  Gonstablem  entstanden,  dem  Bombardier-Gorps  u.  s.  w., 
wenngleich  die  Theile  derselben  bei  den  verschiedensten  Armee 
Corps  zur  Feld-Dienstleistung  eingetheilt  waren.  Dadurch  kam  esi 
dass  oft  bei  den  kleinsten  Armee-Körpern  Mann,  Pferd  und  Mate- 
rial in  Bezug  auf  die  Verwaltung  verschiedenen  und  getrennten 
Verwaltungs  -  Chefs  unterstanden;  dass  bei  jedem  ausbrechenden 
Kriege  der. ganze  Friedens-Oi^anismus  aufgehoben,   und  ein  neaer 
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;8^0rgaiii8mu8  gebildet  werden  muBste;  dasB  daduroh  dfta  Werth- 
vollste,  ^die  Zeit  und  Einfachheit^  verloren  gingen,  und  die  Armeen 
meist  ersts  nach  erlittenen  Uniallen  und  oft  erst  vor  nachtheiligen 
FriedensscblüBsai  aufiden  gehörigen  Stand  gebracht  werden  konn? 
ten;  dass  ebenso:  das  weitläufige  Reserve-Material  rechtzeitig  bei- 
zustellen unmöglich  war  u.  s.  w.  —  Alle  diese  Verhältnisse  d^^g* 
ten  mahnend  dahin,  mit  den  aus  dem  Mittelalter  überkommeoeüi 
Schwerföliigkeiten  vollständig  zu  brechen,  und  das  Yerhältniss  um- 
zukehren. ..:  Denn  nicht  mehr  sollte  die  Friedens- Organisation  zur 
Hauptsache  und  die  Verwaltung  zur  Grundlage  der  Organisation 
gemacht,  sondern  fortan  der  Grundgedanke  festgehalten  wer- 
den, dass  die  taktische  Gliederung  der  Armee  das  Fun«- 
dament  ihrer  Organisation  bilden  und  die  Verwaltung  nicht 
nur  dem  Ganzen,  sondern  auch  jeder  im  Kriege  selbstständig  ver- 
wendbaren Unterabtheilung  vollkommen  angepasst  werden  rmüssc;. 
Der  Grund  hiervon  liegt  nahe,  weil  nämlich  die  neueste. I^e^h- 
rung  und  die  neuen  Communications -Mittel,  wie.  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffe,  eine  grössere  Mobilität,  sowie  ein  oftmaliges  Trennen 
und  Wiedervereinigen  der  Unterabtheilungen«;  ja  selbstr  bei  den 
öfter  wechselnden  Kriegs-Schauplätzen  eine  veränderte  Zusammen- 
tetzung  der  grösseren  Armee-Körper  erfordern,  und  damit  die  Noth- 
wendigkdt  bedingen,  auch  die  Unter- Abtheiluugen  der  verschiede- 
nen Waffengattungen  derartig  zu  organisiren,  dass  selbe,  sie  mö- 
gen wohin  immer  geworfen  werden,  taktisch,  dienstlich  und 
ökonomisch  ein  organisches  Ganzes  bilden,  und  sowohl 
selbstständig  auftreten,  als  auch  benutzt  werden  können,  um  aus 
ihnen,  wie  aus  selbstständigen  Bausteinen,  jeden  höheren  Organis- 
mus beliebig  zusammenzusetzen  und  nach  Maass  der  wechselnden 
Umstände  auch  wieder  beliebig  zu  verändern. 

Mit  diesem  Grundgedanken  ziehen  Hand  in  Hand  Gerechtig- 
keit, Anregung  zur  KriegstUchtigkeit,  Anerkennung  der  Verdienste 
und  völlige  Sicherstellung  des  materiellen  und  geistigen  Wohl^ 
jedes  Einzelnen,  welche  aus  allen  neuen  Reformen  hervorleuchten 
und  von  der  edlen  Sorgfalt  des  hohen  Gründers  und  seiner  Wür- 
digung der  tapferen  Vaterlandsvertheidiger  zeugen. 

So  lange  die  verschiedenen^ Landesverfassungen  bestanden,  -^ 
bis  zum  Jahre  1848  —  war  (mit  Ausnahme  des  lombardisch-vene- 
zianischen Königreiches)  der  Adel,  obwohl  er  von  seinem  Privile- 
gium fast  keinen  Gebrauch  machte  und  seine  Söhne  in  grosser 
Zahl  dem  freiwilligen  Kriegsdienste  im  Heere  widmete,  von  der 

V.  Czoernig,  Oesterreich's  Neugestaltung.  42 
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Hilitftr-Diensdebinng  gänzlich  befreit;  —  war  die  Dienslseii  Ter- 
sehieden,  je  nachdem  die  Reeruten  aus  den  Werbbesdrken  der 
deutschen  und  slavisehen  Provinien,  aus  jenen  der  angiischeo 
Länder  oder  der  italienischen  Provinzen  (der  Lombardie  und  Ye- 
nedig's),  welchen  Tirol  gleichgehalten  war,  gestellt  wurden,  näm- 
Uch  14,  10  oder  8  Jahre;  —  und  der  Menge  nach  stdlten  an 
Truppen  von  je  1.000  Bewohnern:  GaÜzien  26*07,  Inner -Oealer- 
reich  25*82,  Mähren  und  Schlesien  25.45,  Oesterreich  unker  and 
ob  der  Enns  mit  Salzburg  25*00,  Böhmen  23-22,  Siebenbargeo  11-8», 
Lombardie  und  Venedig  10*52,  Ungern  9*19,  Dalmatien  &60,  Tirol 
5*30  Mann.  Die  Freihafen- Bezirke  von  Triest  und  Fiume,  sowie 
Dalmatien,  wo  nur  für  den  Flottendienst  freiwilUge  Werbung  und 
die  ExoflScio-Steliung  fbr  das  Landheer  stattfand,  waren  von  der 
Conscription  ganz  befreit  geblieben.  (Gegenwärtig  besteht  in  alleo 
Theilen  des  Reiches'  gesetzlich  allgemeine  Dienstpfliehl '^ 
gleiche  Dienstzeit,  nämlich  8  Jalire*,  und  gleiches  Aua- 
naass  für  alle  kronländer,  es  bildet  sonach  volle  Oeieehtigkek 
die  Grundlage  des  neuen  Conscriptions-Sjstemes. 

Die   frühere    Landwehre   der    alt-oonscribir(en   ProvinaeD 

*  Die  Reemtimogs- Pflicht  mit  8jähriger  Capitalations- Dauer  wudo 
auf  Dalmatieii  mit  kaiserlicher  VerordnuDg  vom  2.  Februar  1850  aosgedebiit 
Nur  im  Gebiete  yon  Triest  ist  die  Conscriptions- Pflicht  noch  nicht  einge- 
führt, wird  es  aber  demnächst  werden. 

'  Das  militärpflichtige  Alter  ist  durch  das  kaiserliche  Patent  ^001 
5.  Deoember  1846  auf  den  Zeitraum  vom  vollendeten  20.  bis  26.  Lebens- 
Jahre  beschränkt  worden.  Die  Reihenfolge,  in  welcher  die  (von  der  ge- 
sammten  männlichen  Bevölkerung  ohne  Ausschluss  irgend  einer  Clasae 
berufenen)  Stellungspflichtigen  zu  assentiren  sind,  wird  durch  das  Loos 
bestimmt.  —  Die  Ministerial -Verordnung  vom  23.  Deoember  1849  gestattet 
jedem  zum  Militär -Dienste  Terpflieh  taten,  sieh  unter  gewiss«  Bedingen- 
gen  dnreh  Erlag  einer  Taxe  von  seiner  Verpflichtung  au  befreien;  dieae 
Tazgelder  bUden  einen  Fond,  ans  welchem  die  üreiwiliig  aar  Reengagimng 
sich  meldenden  ausgedienten  Capitulanten  oder  in  Ermanglung  derselben 
andere  als  Stellvertreter  geeignet  befundene  Individuen  ein  besoadeiea 
Handgeld  und  eine  lebenslängliche  Zulage  erhalten.  Die  Allerhöchste  Ent- 
sehliessung  vom  13.  Februar  1856  regelt  diese  Bestimmungen  noch  genaaer 
und  normirt  auch  die  ErfolglasBUDg  des  erlegten  Tax-Capitals  an  den 
Stellvertreter.  —  Eine  neue  Ergänzungsbezirks -Eintbeilung  wurde  unterm 
8.  December  1856  erlassen. 

'  Für  die  ungrischen  Länder  angeordnet  mit  dem  kaiserlichen  Patente 
vom  19.  April  1850. 
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war  ans  den  minder  tauglichen  Recruten  und  Ausgedienten 
aUer  Waflfengattnngen  zusammengesetct,  und  ermangelte  so,  ab 
Uosse  InliMiterie-Tnippe,  der  Kriegstttchtigkeit.  Der  Lan^wehrmann 
muflste  bis  zum  45.,  wenn  er  aber  schon  als  Soldat  gedient  hatte, 
bis  zum  38.  Lebensjahre  dienen,  und  war  dem  bürgerliehen  Leben 
und  der  festen  Yersorgui^  Tollends  entzc^en.  Oegenwftrtig  steht 
ein  alle  Kronlftnder  umfiissendes  Reserve- Statut  in  Geltung,  zu« 
folge  dessen  der  Soldat  nach  der  vollstreckten  Dienstzeit  von 
8  Jahren  nur  noch  2  Jahre  bereit  zu  sein  hat,  um  bei  einem  au»* 
brechenden  Kriege  wieder  zur  aetiven  Dienstleistung  einzurttöken  \ 
wodurch  die  Armee  Ersatz  an  ausgebildeter  Mannschaft  erhfilt  und 
der  Mann  unter  gewöhnlichen  Friedensverhftltnissen  die  kttizeste 
Zeit  sebem  bürgerlichen  Lebensberufe  entzogen  ist  Nur  in  Urol 
blieben  die  Landes-Yertheid^ungs-Anstalten  und  das  Schützenwesen 
durch  die  neue  Organisation  unberührt. 

Die  Kriegsschauplätze  an  den  Oränzen  Gestenreiches,  wie  im 
Hochgebirge  der  Schweiz  und  in  den  Ebenen  Bussland^s,  im  weg> 
samen  Preussen  und  in  der  unwegsamen  Türkei,  sind  so  verschie* 
dener  Natur,  und  erfordern  eine  so  verschiedenartige  Zusammen- 
aetzung  der  Waffengattungen  und  der  Beserve-Anstalten  zu  Armee- 
Corps,  d,ass  man  sich  vor  dem  Jahre  1848  um  so  weniger  ent* 
schliessen  konnte,  schon  in  Friedenszeiten  grössere  Armee -Körper 
zusammenzustellen,  als  man  nie  im  Voraus  wissen  kann,  gegen 
welche  Seite  sich  zu  rüsten  sei. 

Diese  Idee,  obgleich  theoretisch  richtig,  war  aber  iür.die  Ptezis 
ungemein  nachtheilig.  Man  übersah,  dass  die  grössere  Heeres« 
Körper,  wie  Armeen  und  Armee-Corps,  nicht  allein  aus  Fechten- 
den bestehen,  dass  bei  einem  Heere,  wie  dem  österreichiaehen,* 
mehr  als  90.000  Menschen  sammt  einem  Train  von  20.000  Wagen 
und  100.000  Pack-  und  Zugpferden  dazu  gehören,  die  Fechtenden 
theils  unmittelbar  auf  das  Schlachtfeld  zu  begleiten,  theiJs  densel- 
ben, in  eigene  Armee-Beserve- Anstalten  abtheilungsweise  geordnet, 
bis  auf  20  Meilen  Entfernung  zu  folgen,  um  stets  rechtzeitig  und 
an  allen  Orten  mit  ärztlicher  und  geistlicher  Hilfe,  Lebensmitteln 
und  Munition  u.  s.  w.  bereit  zu  sein,  während  noch  andere  zur 
inneren  Verwaltung  in  den  Garnisonen  zurückbleiben;  und  mau 
musste  es  leider  zu  oft  erleben,  dass  die  Kriegs-Ausrflstungen  nur 
hinkend   von   Statten   gingen   und   die   Operationen   der  Truppen 

*  Instruction  zmn  Reserve -Statute  vom  17.  Oetober  1852. 
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durch  ipaogelhafte  Verwaltungs  *  Haassnahmen  gehemmt  warra. 
Wie  Qberraschend  Bchnell  und  volJkommen  ausgerüstet  standen  da- 
gegen die  Armeen  in  der  neuesten  Zeit  in  Böhmen,  m  Holstein^  in 
Dalmatien,  in  der  Walachei,  Moldau  und  Galizien  bereit,  weil 
Oesterreich  die  Armee-  und  Gorps-EintheOung  auch  fUr  den  Frie- 
den angenommen  und  die  neue  Idee  in  Anwendung  gebracht  hat, 
nicht  nur  bei  den  Feldtrup]>en ,  sondern  auch  bei  den  Verwaltungs- 
Branchen  eine  strenge  Scheidung  zwischen  mobilen  und  nicht- 
mobilen Abtheilungeh  festzuhalten,  und  das  Kriegs -Material 
lind  die  sonstigen  Yorräthe  so  zu  ordnen,  dass  bei  nöthigen  Krieg»- 
irüstungen  —  ungeachtet  der  Beducirungen  und  Ersparungen  im 
Frieden  — '-  doch  keine  eigentliche  Umstaltung  der  Frie- 
dens- in  eine  Kriegs-Organisation,  wie  ehemals,  nothwen- 
dig  wird,  sondern  Alles  unter  bemits  eingewöhnten  Verhältnissen 
und  Namen,  nur  mit  vergrösserten  Massen  fortzuwirken  hat  Die 
Cadres  der  Verwaltung  mit  allem  Kriegs -Materiale  sind  schon  in 
Friedenszeiten,  Armeen-  und  Corpsweise  geordnet,  vorhanden,  die 
Hauptquartiere  bestehen,  und  somit  ist  der  Rahmen  bleibend  ge- 
geben, welcher  nur  durch  die  nöthige  Zahl  der  schon  vorgeübtoi 
Fechtenden  und  der  Pferde  ausgefüllt  zu  werden  bmucht,  um  mit  Hillb 
der  Eisenbahnen  so  schnell  als  möglich  an  diese  oder  jene  Lande»- 
Grftdze  geworfen  zu  werden.  Es  ist  eine  offenkundige  und  unlfiug- 
bare  Thatsache,  dass  Oesterreich^s  Truppen  noch  niemals  so  ratio- 
nell gerüstet  und  mobil  standen  als  gegenwärtig.  Die  ersten  Ein* 
iichtungeik hieritir  waren,  wie  erklärlich,  mit  grossen  Geldopfem 
verbunden;  nun  aber  ist  die  Hoffiiung  vorhanden,  dass  die  Fort- 
erhaltung dieser  Oi^anisation  bei  andauemjiem  Frieden  mit  weit  ge- 
ringerem Aufwände  wird  bestritten  werden  können. 

Die  Orttndung  eines  solchen  günstigen  Zustandes  war  selbst- 
verständlich mit  vielen  Detail -Reformen  verbunden,  von  welchen 
hier  nur  die  wesentlichsten  berührt  werden. 

Die  Infanterie  wurde  auf  vollzählige  62  Linien-  und  14  Giänz- 
Regimenter  und  1  Gränz-Bataillon  gebracht 

Der  Stand  der  leichten  Lifanterie,  nach  früheren  Erfahrungen 
zu  schwach,  wurde  erhöht,  das  Tiroler  Jäger-Regiment  verstärkt, 
und  die  übrige  Jäger-Truppe  auf  25  Feldjäger-Bataillone  gebracht« 

Die  Grenadiere,  mit  den  Linien-Regimentern  verbunden,  bilden 
eine  Elite,  deren  Befähigung  nicht  mehr  nach  dem  Zollstabe  ge- 
messen ,  sondern  ohne  Rücksicht  auf  die  Grösse  nach  der  guten  Con- 
duite  und  bewiesenen  Herzhaftigkeit  vor  dem  Feinde  beurtheilt  wird. 
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Sechs  Diseiplioar-Goinpagiuen  wurden  zur  Aufnahme  inoorri- 
gibler. Leute  aufgestellt  ...*■.-. 

Das  Depöt-Bataillon  jedes  Regimentes  bildet  den  sichtrinobilen 
Theil  der  Infanterie,  bestimmt  ftir  die  Vorbildung  der  Ersatzmann- 
achafl  in  Kriegszeiten,  die  WafTenübungen  der  Urlauber,  die  In- 
standhaltung der  Augmentations-Yorrftthe  u.  s.  w. 

Eben  solche  Depdt  -  Körper  besiü&en  alle  anderen  Waffen- 
gattungen. \ 

Bei  der  Cavallerie  hatte  man  die  ErSeihrung  gemacht,  daas 
die  Uhlanen  als  leichte  Cavallerie  vorzügliche  Dienste  leisten,  und 
hat  demn^Ldi  die  ehemaligen,  bloss  mit  Pallaschen  bewaffneten 
Chevaux-l^gers  in  Uhlanen  umgewandelt,  ferner  die  Cavallerie  im 
Ganzen  um  zwei  Regimenter  vermehrt,  so  dass  j^tzt  8  Kürassier-^, 
8  Dragoner-,  12  Huszaren-  und  12  Uhlanen -Regimenter  bestehen. 
Für  den  Krieg^l  werden  überdiess  7  Gränz-r 6a vallerie- Divisionen 
und  7  Seresehauei*- Divisionen  errichtet.  ... 

Die  Artillerie  <&rlitt  eine  gänzliche  Umgestaltung.  Bis  zur 
jieuesten  Zeit  hatte  sich  ihre  Gliederung  grösstenäieils  an  die  histo- 
rische Entwicklung  der  Waffe  gehalten.  Von  jeher  war  der  Ar- 
4illerie  nebst  der  artilleristisch-taktischen  Felddienstleistung  auch  die 
Erzeugung  sämmtlicher  Feuerwaffen  der  Armee  überfragen.  Die 
£]nen  machten  die  Kleingewehre  für  die  Infanterie  und  Cavallerie 
—  daraus  entstand  die  Feuergewehr-Fabrik;  Andere  erzeugten  die 
Feldgeschütze,  besorgten  überhaupt  die  Ausrüstung  fiir  den  Krieg 
im  offenen  Felde,  und  nannten  sich  desshalb  das  Feldzeugamt;  die 
Dritten  endlich  erzeugten  die  Belagerungsausrüstung  und  alles  f)lr 
den  Festungskrieg  Erforderliche  unter  dem  Namen  Garnisons* Artil- 
lerie. Ausserdem  erzeugten  die  Monturs-Commissionen  die  blanken 
Waffen;  das  Militär-Fuhrwesen,  seit  1772  eijQ  eigener  von  der  Artil- 
lerie getrennter  Körper,  stellte  einen  ThdLder  Fuhrwerke  und  die 
Bespannung  bei  u.  s.  w.  Wie  früher  gewöhnlioh,^.. waren  auch 
hier  die  Verwaltungskörper  die  Einheiten  für  die  gesammte  Orga- 
nisations-Gliederung, und  kam  es  bei  einem  Kriege  zum  taktischen 
Verbände  einer  Batterie,  so  lieferte  hierzu  das  Bombardier -Corps 
den  Yonnisister,  4&s  Regiment  die  übrige  Artillerie-Mannschaft,  das 
Fuhrwesen-Corps  die  Bespannungsmannschaff;,  die  Pferde  und  einen 
Theil  der  Wagen,  die  anderen  Fahrzeuge  das  Feldzeugamt,  das 
Beita^ug  die  Monturs  *>  Commission  u.  s.  w.,  kurz  ein  Chaos  an 
Uaünschaft  und  Material,  mit  der  Yerwaltungsabhängigkeit  wfth- 
rend  der  ganzen  Kriegsdituer  von  dem  Körper,  der  sie  beigestellt. 


Bb  emsgi  in  der  That  Verwundenuig,  wie  die  ÄTtiUerie  btsi  einer 
80  heilloeen  Oi^ianidationa-Yerwiming  die  glänzenden  Wafl^thalen 
▼oUbiingen  konnte,  welche  aus  den  letzten  wie  an«  den  firflheren 
Feldzflgen  hervorleuchten.  Zum  Olttcke  gehört  dieser  regelloee 
Zustand  nunmehr  der  Geschichte  an.  Die  gegenwärtige  Organisa- 
tion auf  taktischer  Grundlage  ist  in  der  rationalsten  Weise 
dniohgefilhrt 

Sonach  bestehen  jetzt  zwei  Hauptbranchen:  die  technische 
ArtiHerie,  welche  eine  der  besonderen  Armee-Anstalten  ist,  erzeugt, 
verwahrt  und  verwaltet  alle  Gattungen  der  Feuerwaflen  und  sonsti- 
gen AusrOstungsgegenstände,  und  statt  der  vielen  zerstn^ten  Gros»- 
Werkstätten  ist  das  Artillerie-Arsenal  zu  Wien  entstanden,  ein  Eta- 
blissement, dem  an  Grossarti^eit  in  der  Anlage  und  Ansftahrung 
des  Baues  und  in  der  Einrichtung  kern  ähnliches  Institut  der  Weh 
gleichkömmt;  die  ausübende  Artillerie  (die  sogenannten  Artil- 
lerie-Truppen), nimmt  die  Waffen  in  Gebrauch.  Die  aus- 
tibende  Artillerie  besteht  dermalen  aus  12  Feld -Artillerie -Regi- 
mentem,  1  Raketeur-Regimente  und  1  Küsten- Artillerie-Begimeote. 
Die  Batterien  zu  8  Geschützen  bilden  nun  organisch  selbetständige 
Körper  mit  eigener  Bespannung,  ebenso  die  Munitions-Reserve-Ab- 
theilungen im  Gefolge  der  Armeen.  Jedes  Artillerie-Regiment  bat 
4  sechspfündige  und  3  zwölfpfündige  Fussbatterien,  6  Oavallerie- 
Batterien  und  1  Batterie  langer  Haubitzen  zu  je  8  Geschützen;  das 
Raketeur-Regiment  zählt  20  Batterien.  Ein  eigener  Artillerie- 
Stab  leitet  alle  Zweige. 

Die  Genie-Waffe,  für  den  Festungskrieg  bestimmt,  entstand 
aus  der  Vereinigung  des  ehemaligen  Ingenieur-Corps,  der  Mineurs 
und  Sappeurs,  und  besteht  jetzt  aus  dem  Genie-Stabe  und 
12  Bataillons  Genie-Truppen  mit  einem  so  vermehrten  Stande,  dass 
derselbe  auch  dem  Gesammt-Heeresstende  entspricht,  wasr  froher 
nicht  der  Fall  war. 

Das  Pionnier-Corps  besteht  gegenwärtig  nebst  dem  Stabe 
aus  6  Pionnier-Bataillons,  3  BrUckenbespannungs-Depöts  und  3  Pion- 
nier^Zeugs-Depöts  und  ist  als  theils  ausübender,  theils  technischer 
Körper  (zur  Erzeugung  der  Brücken -Equipagen)  g^mz  analog  der 
Artillerie  organisirt 

Das  Flottillen-Corps,  eine  neue  Schöpfung  (mit  dem 
Pk>nnier-Corps  verbunden),  dient  dazu,  Herr  der  grossen  innerhalb 
eines  Kriegssohauplatees  liegenden  Gewässer  des  festen  Landes  zu  blei- 
ben.  Fünf  selbstständige  Kriegs-Fbttillen  bestehen  gegenwärtig  auf 
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der  Donau,  d^m  Po,  dem  OaidarSee,  dem  Lago  ttag;;iore  und  ib 
den  LBgonen  ynm  Venedig. 

Das  Militär-Ftthrwesens-Corps  umfiMste  irfiher  das  ge- 
eammte  Bespannungswesen  der  Armee,  wurde  bei  einem  ausbre- 
ehenden  Kriege  Ärmlich  zerrissen,  und  konnte  nur  sehwar  den 
gleichzeitigen  Anforderungen  aller  znm  Austnarsche  bestimmten 
Truppen  entsprechen.  Gegenwärtig  erfolgt  diess  wät  sehneller,  da 
das  Fuhr-  und  Packwesen  bei  jeder  Waflengattung  einen  iniegri- 
renden  Theil  der  Truppen-Körper  selbst  bildet,  die  bei  ihrer  zer- 
streuten Friedens-Dislocation  die  nOthigen  Fuhrwerke  schon  in  eige- 
ner Verwahrung  hdben,  und  sich  bei  einem  Ausmarsche  besser 
und  schneller  mit  den  nöthigen  Pferden  versorgen.  Das  eigentliche 
Vi^irken  des  Fuhrwesens-Gorps  beschrAnkt  sieh  demnadi  mehr  auf 
die  Bespannung  der  von  den  Truppen-Körpern  unabhängigen  Armee- 
Ueserven. 

Zur  Disposition  für  den  General -Quartiermeister- Stab  wurden 
^gene  Botenjftger  und  fUr  den  inneren  Dienst  in  den  Hauptquar- 
tieren Stabs-Dragoner  oiganisirt 

Nebst  den  schon  von  früher  her  bestandenen  Militftr-Poli- 
seiwach-Corps-Abtheilungen  in  den  grösseren  St&dten  wur- 
den in  neuester  Zeit  auch  19  Regimenter  Gendarmerie  zur  Anf- 
reditiMtltung  der  öffentlichen  Sicherheit  und  inneren  Ruhe  neu  er- 
richtet Für  die  Nützlichkeit,  ja  die  Nothwendigkeit  dieser  Truppe 
sprechen  die  von  ihr  seit  dem  Zeitpuncte  ihrer  Errichtung  erzielten 
bereits  im  $.  6  erwähnten  Erfolge.  Der  sbherste  Beweis  der  hohen 
Nfltzlichkeit,  um  nicht  zu  sagen  Unentbehrlichkeit  dieser  Einrich- 
tung liegt  aber  darin,  dass  es  —  bei  den  gewöhnlichen  Nachwehen, 
welche  in  den  durch  die  Revolution  und  den  Bürgerkrieg  aufgereg- 
ten Provinzen,  durch  die  Zerreissung  aller  Bande  der  Ordnung  und 
das  Herumstreichen  der  zum  Räuberhandwerke  greifenden  Maro- 
deurs hervorgerufen  wurden,  so  wie  in  den  übrigen  Ländern  bei 
dem  Wegfallen  der  vielen  kleinen  Patrimonial-Polizei-Behörden,  ehe 
die  landesftirstlichen  nachgefolgten  Aemter  noch  ihre  volle  Wirk^ 
samkeit  entfalten  konnten,  —  der  aufopfernden  Thätigkeit  der  Gen- 
darmerie zunächst  zu  daiAen  ist,  wenn  die  Ruhe  und  Ordnung  er- 
halten oder  dort,  wo  sie  gewaltsam  gestört  worden,  bald  wieder* 
hergestellt  werden  konnte.  Keine  andere  Institution  vermöchte  es, 
bei  geringen  materiellen  Mitteln  auf  die  zahlreiche  unterste  Classe 
der  BevöUiernng  mit  solcher  moralischen  Macht  zu  wirken,  als  es 
die  Geodarmerie  täg^üdi  bewerkstdligt,  und  es  bedarf  nur  eines 
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Blickes  auf  die  zahlreichen  Auszetchnungen ,  welche  durch  des 
Kaisers  Huld  einzelnen  Gendarmen  wegien  ihrer  erfolgveicben  tod- 
▼erachtenden  Aufopferung  in  Ausübung  ihrer  Berufspflicht,  caihdlt 
werden,  um  die  Ueberzeugung  von  der  wohlthädgen  Wirksamkeit 
dieses  aus  der  Elite  der  activen  Armee  gewählten  Corps  zu  ge- 
winnen. Ihm  ist  die  Auszeichnung  zu  Theil  geworden,  daas  ans 
seiner  Mitte  das  Leibgarde -Gendarmerie -Corps  ausgewählt  wird, 
welches  die  durch  tnilitärisches  Verdienst  am  meisten  hervorleucli- 
tenden  Unterofficiere  dieser  Waffengattung  unter  dem  unmittelbaren 
Befehle  des  ersten  General -Adjutanten  Seiner  k.  k.  Apostolischen 
Majestät,  Grafen  von  Grünne,  in  sich  b^;reifl,  und  zum  Aller- 
höchsten Hofäienste  bestimmt  ist. 

Zur  Förderung  der  Arbeiten  des  militär- geographischen  Idsü- 
tutes  wurde  das  Militär-Ingenieurs- Geographen-Corps  er- 
richtet, welches  die  Bestimmung  zur  Ausführung  der  geodätischen 
und  astronomischen  Messungen  und  der  Militär-Landesaufnahme  mit 
dem  Messtische  (Mappirung),  zur  Reduction  der  Landesauibahme  in 
die  normalen  Kartenmaasse,  sowie  zur  Yervielfldtigung  der  Karten 
und  Pläne  durch  die  verschiedenen  m  Anwendung  kommeodoi 
Stich-  und  sonstigen  Methoden  der  graphischen  Darstellung,  dann 
des  Druckes  hat  Es  besteht  aus  44  Offieieren,  und  ist  dem  Be- 
fehle des  Directors  des  militär-geographischen  Institutes  untergeord- 
net; den  Mitgliedern  desselben  obli^  die  Dienstleistung  in  gedadi- 
tem  Institute  und  die  Ausführung  der  Militär -Mappirungs- Arbeilen 
in  den  Eronländem,  wozu  jedoch  ausserdem  OSidere  aus  don 
Stande  des  General -Quartiermeister- Stabes  und  der  Truppen  nadi 
Erfordemiss  beigezogen  werden. 

Eine  durchgängige  Neubiklung  ist  auch  das  Adjutanten- 
Corps  mit  der  Bestinimung,  den  höheren  Adjutanten -Dienst  bei 
Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät  und  der  Armee  zu  versehen,  sowie 
auch  zur  Leitung  und  Besorgung  des  administrativen  Concq>t-Dien- 
stes  in  den  vorwiegend  militärischen  Geschäftsabtheilungeu  der  höhe- 
ren Armee-Behörden.  Dasselbe  ist  dem  jeweiligen  ersten  General- 
Adjutanten  der  Armee,  der  zugleich  Corps-Chef  ist,  unteigeordn^ 
Im  Kriegt  wird  dieser  Stand  nach  Umständen  erhöht 

Dem  Armee-Ober-Commando,  welches  in  vier  Geneml- 
Directionen  (General -Direction  für  Militär-  und  Justiz -Angelegen- 
heiten, General- Artillerie -Direction,  General -Genie -Direction  und 
General -Direction  für  Ökonomische  Angelegenheiten)  zerfUlt,  sind 
eigene  militär -wissenschafUiche  Bureaux   und  Comit^  beig^eben, 
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nändieh:  die  General-Quailieitneistar-Stabs-Dnection  mit  dem  Kriegs- 
Archive,  das  Artilierie-Comit^,  das  Oenie-Gomit^  und  das  Militär- 
.Sanit&ts^Comit^.  Die  genannten  Comitfo  haben  den  Zweck,  die  Fort- 
sefaritte  der  Wissenschaften  auf  dem  ihnen  nach  ihrer  BeZieichnung 
zugewiesenen  Felde  zu  verfolgen,  die  in  das  Gebiet  dieser  Wissen«- 
adiaften  gehörigen  Erfindungen  und  Vorschläge  zu  prüfen,  Versuche 
zu  machen  und  nach  Befund  zur  Uebertragung  der  Resultate  auf  das 
praktische  Feld  der  Anwendung  dem  Armee-Ober-Gommando  Vor- 
schläge zu  ^erstatten,  endlich  auch  die  ihnen  von  dem  leteteren  zuge- 
wiesenen Gegenstände  zu  prüfen,  hierüber  schriftliche  Gutachten  auf 
wissenschaftlicher  Grundlage  abzugeben,  und  über  Auftrag  des  Annee- 
Ober-Commando  die  erforderlichen  in  das  bezügliche  Fach  einschla* 
genden  Instructionen,  Lehrbücher  und  Vorschriften  zu  entwerfen. 

Die  Aufg&be  der  General-Quartiermeister-Stabs-Direction  ist, 
sich  mit  Studien  auf  dem  Felde  der  Kriegs-Wissenschaften  in  der 
Richtung  itlr  operative  Zwecke  zu  befassen,  die  in-  und  auslän- 
dische Militär-Iiteratur  mit  Aufmerksamkeit  zu  verfolgen,  interes- 
sante auf  diesem  Gebiete  erscheinende  Bücher  und  Werke  mit  Be- 
willigung des  Armee-Ober-Ck)mmando^s  anzuschaffen,  Eisenbahn-  und 
Telegraphen -Linien  evident  zu  halten,  über  Aufkrag  des  Armee- 
Ober*Gommando^s  Marschrouten-Bücher  und  Strassenkarten  zu  ent- 
werfen, in  Vorsehlag  gekommene  neue  Gommunications-Linien  vom 
oiilitärischen  Standpuucte  zu  beurtheilen,  und  überhaupt  das  Ar- 
mee-Ober-Commando  in  den  einschlägigen  Verhandlungen  als  Bei- 
rath  zu  unterstützen. 

Hilfs-Behörden  des  Armee-Ober-Commando's  sind :  die  General- 
Remontirungs  -  Inspection ,  die  General  -  Verpfiegs  -  Inspection ,  die 
Greneral-Monturs-Inspection,  die  General-Fuhrwesens-Inspection,  die 
Armee- Waffen-Inspection,  das  Pionnier-  und  Flottillen-Coips-Com- 
maiido,  das  Central -Rechnungs- Departement  und  das  apostolische 
Feld-Vicariat. 

Diese  Bdörden  sind  dem  Armee-Ober-Ck>mmando  behufs  der 
Förderung  der  Zwecke  der  Eriegsverwaltung  unmittelbar  zur  Ver- 
fügung gestellt,  und  den  genannten  Inspectionen,  dann  dem  Pion- 
nier- und  Flottillen- Corps -Gommando  hegt  theils  eine  berathende, 
thdls  eine  controlirende  oder  inspicirende  Wirksamkeit  ob. 

Ausserdem  besteht  beim  Armee-Ober-Commando  eine  aus  Mit- 
ghedem  der  verschiedenen  Mmisterien  und  obersten  Behörden  ge- 
mischtiB  Commission  behufs  der  Unterbringung  gedienter  Militärs 
in  Civil -Anstellungen. 
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BSne  eigene  Centml-BefeBtigungB-ComniiBnoii,  weMier  Mitglie- 
der des  6eDeral-Quartiennei0teH9lab66  and  des  Oenie-Stabee  beige- 
EOgen  sind,  yerhandett  alle  auf  die  Yertlieidigungs&higkeil  des 
Jätaates  Beaug  nehmenden  Gegenstfinde,  gibt  ihr  Outaohteo  Aber 
die  vorgeschlagenen  Eisenbahn-Traoen  etc. 

Bei  dem  Militär-Sanitätswesen  der  neuesten  Zeit  kann 
jede  Familie  die  volle  Beruhigung  haben,  ihre  als  Soldaftaa  dienen- 
den Angehörigen  in  bester  Weise  versorgt  zu  wissen;  denn  obgleieh 
Oesterreich^s  Herrscher  von  jeher  dem  Wohle  der  Soldaten  eine  be- 
sondere Auftneri^samkeit  schenkten,  so  untersdieiden  sich  die  gegen- 
wärtigen Einrichtungen  von  den  firttheren  doch  wesentlich  dadorch, 
dass  der  gttnstige  Erfolg  nicht  mehr  an  Persönlichkeiten  und  den 
freien  Willen  der  AnsAihrungs-Oi^ane  gebunden,  sondern  schon 
durch  die  gesetzliche  Organisation  gesichert  ist  Die  Nothwendig- 
keit,  gute  Krankenwärter  in  hinreidiender  Anzahl  zu  haben,  war 
stets  erkannt;  aber  da  dieselben  wediselweise  von  den  mofaifen 
Truppen  genommen  wurden,  so  blieb  den  Compagnie-Commandan- 
ten  die  Grelegenheit,  sich  hierbei  der  überhaupt  unfthigen  Leute  zu 
entledigeji.  Gegenwärtig  ist  die  Tauglichkeit  zur  Krankenpflege 
von  einer  Vorschule,  einer  Prüfung  und  dem  Ausspruche  des  sach- 
verständigen Arztes  abhängig;  gute  Aufitlhrung  und  Gutmtlthigkeit 
des  Charakters  sind  Bedingungen  der  Aufnahme.  In  jeder  Sani- 
täts-Compaguie  soll  Mannschaft  deutscher,  italienischer,  slaviaeh^ 
und  magyarischer  Nationalität  in  entsprechender  Zahl  vorhanden 
Zur  Ausrüstung  der  Feldspitäler  war  früher  die  Ycdteählighaltung 
Militär-Sanitäts-Gorps  von  6.000  Krankenwärtern  angeordnet;  die- 
selben wurden  aber  nur  auf  dem  Papiere  gefllhrt,  es  waren  CSvi- 
listen,  in  der  Liste  der  zweiten  Landwehr-Bataillone  stehend,  ohne 
Vorbildung  ftlr  die  praktische  Krankenpflege,  —  daher  die  Verle- 
genheiten bei  einem  ausbrechaiden  Kriege.  Gegenwärtig  besteht 
ein  militärisch  organisirtes  Sanitäts-Corps  von  14  Compagnien  mit 
erprobten  und  stets  (auch  in  Friedenszeiten)  geübten  Krankenwär- 
iem-i  welche  in  Kriegszeiten  den  Truppen  auf  das  Schlachtfeld  fol- 
g^,  die  Verwundeten  aufsuchen,  laben,  nach  rückwärts  schaffen, 
im  Jiotbfalle  den  eisten  Veri)and  anlegen  u.  s.  w.,  und  f&r  alles 
dieses  vorgebildet  sind.  Die  Sfntäler  waren  in  früherer  Zeit  intc- 
griiepde  Bestandtheile  der  Truppen -Körper,  daher  ein  Hemmniss 
ihrer  Mobilität  und  der  Eünfkchheit  ihrer  Verwaltung;  gegenwärtig 
bestehen,  wie  bereits  erwähnt,  29  ^grössere  Chimisons -Spitäler  mit 
eigener  Verwaltung,   wefehe  zugleich  die  Gadres  zur  soimellen 
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Aufeldiiing  der  im  Kriege  zu  enriehtendeii  Feldspifcftler  biMeti, 
und  Trappen -Spitäler  auaseriialb  der  Oamisons-Orte.  Die  Militär- 
Aerzte  waren  früher  in  einer  ihren  Yorstodien  und  dem  Doc^ 
tcNragrade  nicht  entsprechenden  Stellung  gehalten,  ihre  Zahl  war 
zu  gering,  bei  einem  ausbrechenden  Kriege  wurden  die  meisten 
Truppen -Aenste  in  die  Feldspitäler  gezogep,  und  die  Truppen 
eelbst  blieben  in  der  höcfastien  Nbth  bezflglich  der  unmittel- 
baren ärztlichen  Hilfe.  Gegenwärtig  ist  der  Rang  und  6ehalt  der 
Aerate  erhöht  und  ihre  Zahl  vermehrt;  während  fraher  fllr  jede 
Division  (2  Gompagnien)  nur  ein  Unterarzt  bemessai  war,  reehnel 
man  jetzt  für  jede  einzebe  Compi^ie  oder  Escadron  dnen  Untei> 
arzt  und  ftlr  zwC  zusammen  einen  Oberarzt  oder  Oberwundarzt 
Alle  materiellen  Erfordernisse  für  die  Feldspitäler  sind  schon  im 
Frieden  vorgerichtet,  und  ein  eigenes  zweckmässig  eingerich- 
tetes Sanitäts- Fuhrwesen,  theils  unmittelbar  den  mobilen  Truppen^ 
theils  den  Armee-Reserven  angehörig,  dient  zur  schnellen  Vennitt^ 
lung  des  Nothwendigen.  An  der  Spitze  des  gesammten  Militär- 
Sanitätswesens  steht  der  General-Stabsarzt  Dirigirende 
Stabs -Aerzte  besorgen  die  Sanitäts -Angelegenheiten  bei  den  Ar- 
meen, Armee-Corpe-Commanden  und  Militär-Gouvernements;  Regi- 
mentsärzte, Oberärzte  und  Oberwundärzte  sammt  den  Unterän^- 
ten  besorgen  den  Sanitäts -Dienst  bei  den  Truppen  und  in  den 
Spitälern.  Siebenzehn  Ck)ntumaz-Aemter  und  ebenso  viele  Rastell- 
Aemter  an  der  türkischen  Gräuze  dienen  zur  Abwehr  der  Ein* 
schleppung  der  orientalischen  Pest  An  den  vorzüglichsten  Bade> 
orten  bestehen  Militär -Badehäuser  für  badebedürflige  Officiere  und 
Mannschaft  Die  Militär -Medicamenten -Regie  zu  Wien  besorgt 
die  Herbeischaffung  und  Bereitung  der  Arzeneien  in  dem  Haupt- 
Depöt  zu  Wien,  den  8  Provinzial-Depöts,  den  Militär-Apotheken  in 
den  Gamisons-Spitälern,  Gamisons-Orten,  Festungen  und  Invafiden* 
Häusern  und  den  Feld -Apotheken. 

Das  Militär-Gerichtswesen  hat  in  der  neuesten  Zeit  einen 
wesentlichen  Fortschritt  durch  die  Einfilhrung  eines  neuen  Gesetzes 
über  den  Umfang  der  Militär-Gerichtsbarkeit  in  Strafsachen  sowohl^ 
ak  in  bürgerlichen  Rechtsangelegenheiten  gemacht,  welches  den 
privilegirten  Gerichtsstand  des  Militärs  sichert  '•  Diesem  Geaetae 
folgte  neuerlich  auch  das  neue  Militär-S.trafgesetzbuch  über 
Verbrechen    und   Vergehen,    welches   sich   durch  seine  humane 

■  Kaiserliches  Patent  vom  23.  Dacember  1861. 
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Beroe^ung  det  Sträfen  und  die  Absdiaffung  mancher  bbher  ai^eweb- 
deter  Strafen  (wie  des  Spiedsruthenlanfens)  auszeichnet  *.  Wie. das 
ftvztliche,  so  wurde  auch  das  Gerichts -Personale  dem  Range  und 
Oehalte  nach  günstiger  und,  was  besonders  wesentlich  ist,  in  Bep- 
sonal- Angelegenheiten  uniabhängiger  von  den  Truppen-Commanda»- 
ten  gestellt. 

Behufs  der  Justk- Pflege  sind  die  Militär -Gerichtsbehörden  in 
drei  Instanzen  organisirt 

£Me  Militär-Gerichte  erster  Instanz  sind:  die  Grerichte  im  Ver- 
bände der  Truppen  und  Militär-Akademien,  die  Invahdenhaua-Ge- 
richte,  die  Gamisons-Gerichte  und  die  Landes-Miiitär-Gerichle. 

Bei  der  Versetzung  einer  Armee  auf  den  EJHegsfuss  gelangen 
als  Gerichte  erster  Instanz  die  Feld-Stabs-Auditoriate  und  die  Ar^ 
mee-Gorps-Auditoriate  zur  Aufstellung. 

lieber  den  sämmtlichen  Gerichten  erster  Instanz  besteht  als 
zweite  Instanz  das  Militär- Appellations*Gericht  und  als  dritte  Instanz 
der  oberste  MiHtär-Justiz-Senat  im  Armee-Ober-Commando. 

Li  der  zweiten  utid  dritten  Instanz  ist  die  Straf-  und  die  Pri- 
▼atrReditspflege  vereinigt;  in  der  ersten  Instanz  ist  diess  nur  ba 
den  Regiments-  und  Invalidenhaus-Gerichten  der  Fall,  während  die 
Gamisons-Gerichte  nur  die  Straf-Rechtspfiege  und  die  Landea-Mili- 
tär-Gerichte  nur  die  Privat-Rechtspflege  auszuüben  haben.  In  allen 
die  Gränzen  der  Disciplinar-Strafgewalt  überschreitenden  Straffiülen 
entscheidet  ein  aus  Individuen  desselben  Truppen-Körpers  zusammen- 
gesetztes Kriegsgericht  > 

Die  Militär-Seelsorge  war  von  jeher  gut  bestellt  und  auf 
die  Grundsätze  der  religiösen  Gleichheit  gebaut;  denn  es  ist  Für- 
sorge getroffen,  dass  den  Soldaten  aller  Religions-Bekeuntnisse,  sia 
mögen  der  christlichen  Kirche  katholischer,  evangdischer,  grie- 
chischer Gonfession  oder  dem  mosaischen  Glauben  zngethan  sein, 
der  Trost  der  Religion  womöglich  im  gleichen  Maasse  gespendet 
werde. 

Zur  Ausübung  der  militärgeistlichen  Jurisdiction,  sowie  zur 
Pflege  und  Leitung  der  Seelsorge  sind  in  der  Armee  die  im  Stan- 
des-Verbände  der  Truppen  und  Anpee- Anstalten  befindlichen  Müi- 
tär-Seelsorgen,  die'  zu  diesem  Standes -Verbände  nicht  gehörigen 
Gamisons-Seelsorgen,  über  beide  die  Feid-Snperiorate  und  in  höch- 
ster Linie  das  apostolische  Feld- Vicariat  des  k.  k.  Heeres  aufgestellt 

'  Kaiserliche  Verordnung  vom  15;  Januar  1855.  ^ 
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In  Angelegenheiten  des  Militär-Verpftegswesens  war  in 
Oeeterreich  immer  für  das  Aufbringen  der  nöihigen  Menge  gesorgt; 
weniger  genau  war  man  im  Beistellen  zur  rechten  Zeit  uncjl 
am  rechten  Orte.  Man  stellte  daher  in  neuester  Zeit  an  die  Spitze 
der  Yerpfiegs- Branche  einen  General,  und  unterordnete  den  das 
Yerpflegswesen  Dirigirenden  in  Kriegszeiten  unmittelbar  dem  Gene- 
ral-Quartiermeister-Stabe, welcher  die  Dislocation  und  Bewegungs- 
richtungen der  Truppen  nach  Raum  und  Zeit  am  besten  kennt  und 
somit  am  besten  für  das  richtige  Beistellen  der  Yerpflegs-Erforder- 
Bisse  interveniren  kann.  Selbst  die  Leitung  der  Armee -Reserve- 
Anstalten  und  insbesondere  der  Corps-Colonnen-Magazine  erfolgt  nun 
unmittelbar  durch  0£ficiere  des  General-Qoartiermeister-Stabes,  und 
ein  eigenes  Train-Commando  sorgt  Dir  die  innere  Ordnung  dieser 
Reserve-Anstalten.  Die  Beseitigung  der  dieser  Branche  fast  allent- 
halben anklebenden  Missbräuche  wurde  energisch  angestrebt,  und 
Bedacht  darauf  genommen,  dass  der  Einkauf  der  Mundvorräthe  den 
producirenden  Gebietstheiien  zum  Gewinne,  nicht  aber  den  Con- 
sumtions-Hauptorten  zur  (vermeidbaren)  Vertheuen^ng  des  Bedarfes 
gereiche.  Mit  fremden  Regierungen  wurden  behufs  der  Truppen- 
Verpflegung  Verträge  geschlossen  und  zwar  mit  Russland  (10.  Juni 
1849)  zur  Verpflegung  der  russischen  Hilfstruppen  in  Oesterreich, 
femer  mit  Parma  (3.  Juli  1849),  Toscana  (22.  April  1850)  und 
Baiem  (15.  März  .1851)  zur  Verpflegung  österreichischer  Truppen 
im  Auslande.  Das  Detail  des  Militär-Verpflegswesens  wird 
durch  die  Verpflegs-Bezirksleiter  besorgt,  welchen  die  Regie-  und 
Verrechnungfr-Hauptmagaziue  und  die  als  Filial-Anstalten  derselben 
hier  und  da  aufgestellten  Vorraths-Verpflegs-Magazine  unterstehen. 

Das  Monturwesen,  sowie  die  Bewaffnung  und  Ausrü- 
stung der  Armee  ward  grossen  Veränderungen  unterzogen.  Wir 
sehen  nunmehr  die  Truppen  einfacher  und  zweckmässiger  adjustirt, 
grösstentheils  mit  neuen,  besseren  Wafien  versehen,  und  Mann  und 
Pferd  in  praktischer  W^eise  angerüstet.  Auch  die  Train-Anstalten 
wurden  wesentlich  verbessert,  und  durch  besondere  Normen  ist 
vorgedacht,  diese  Anstalten  mit  Schnelligkeit  der  verschiedenen 
Natur  der  Kriegsschauplätze  anzupassen.  Die  Eisenbahnen^  in  den 
nördlichen  Nachbarländern  und  die  Saumwege  Bosnien"«  erfordern 
jedenfalls  andere  Transport- Mittel  und  Zusammensetzungen  der 
Train -Anstalten. 

Das  Kanzlei-  und  Rechnungswesen  wurde  ebenfalls  durch 
neue  Normen  geregelt  und  vereinfacht. 
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In  BoEUg  der  Besoldangen  und  Pensionen  taten  flir  das 
ganae  Heer  wesentliche  Yerbesfierongen  dn,  wie  nun  auch  die 
Entschädigungen  der  Unterthanen  für  die  Militftr*Einqaartie- 
rung  und  die  sonstigen  Leistungen  an  durchsiehende  Truppen  filr 
alle  Kionländer  in  gerechter  Wdse  geordnet  sind  '• 

Das  Unterrichtswesen  wurde  in  neuester  Zeit  gfindich  um- 
gestaltet  und  auf  die  umfiissendste  Grundlage  gebaut  Nicht  Ab- 
kunft oder  Reichthum,  sondern  einzig  und  allein  Talent  und  Fleias 
geben  den  Ausschlag.  Dem  Abkömmlinge  jedes  Standes,  dem 
Fürstenaohne  wie  jenem  eines  einfachen  Soldaten,  stehen  bei  Be- 
ftlhignng  die  höchsten  BfüiULr^hulen,  und  nadi  dem  mit  Ausaeidi-. 
nung  icurttckgelegten  Lehr-Curse  die  gleiche  schöne  Zukunft  offen. 
Sowohl  die  Truppen-Schulen  als  die  Militfir-Erziehungsanstaltai  sind 
nun  auf  das  passendste  eingerichtet,  wie  auch  neu  entworfene  Be* 
glements  ftlr  das  Abrichten,  Ezerciren  und  die  grösseren  Waflen- 
flbungen  der  Truppen  zu  deren  kriegerischer  Ausbildung  wesentKdi 
beitragen.  Selbst  ftir  die  lülitftr-Verwaltung  wurde  eine  eigene 
Lehrkanzel  errichtet 

Die  Militäi^Kldungsanstalten,  weldie  früher  aus  iaolirten  IiiBli> 
tuten  bestanden,  wurden  zu  einem  orgaDisch-gegiiederien  Systeme 
verbunden  und  venrollstftndigt  Sie  zer&llai  in  die  eigenüieben 
Milit&r-Biidungsanstalten  und  die  höheren  Milit&r-Lebr- 
anstalten.  ^Brstere  werden  eingetheilt  in:  a)  10  HiIitfir*Dn- 
ter-Erziehungshäuser  mit  einem  vierjährigen  Lehr-Curse,  sn 
welchem  Uilitür- Waisen  und  Militär-Kinder  im  Alter  von  7  JahieD 
aufgenommen  werden;  nach  Beendigung  des  Curses  treten  die  vor- 
züglichsten Zöglinge  in  die  Cadeten-Institute,  die  anderen  in  die 
Ober-Erziehungshäuser;  b)  lO  Militär-Ober-Erziehungshftn- 
ser,  welche  die  Fortsetzung  der  Unter-Erziehungshäuser  bihlen; 
der  Eintritt  erfolgt  aus  letzteren,  oder  direct  aus  dem  älterliefaeii 
Hause  im  Alter  von  11  Jahren;  nach  beendigtem  vierjährigen  Ldir- 
Curse  tritt  die  fUr  die  Infanterie  bestimmte  Mehrzahl  der  Zöglinge 
in  eine  der  6  Infanterie-Schul-Gompagnien,  um  nach  Vollendung  dnes 
zweijährigen  praktischen  Curses  als  wiildiche  Ck>iporäle  mit  der 
Feldwebels-Auszeichnung,  als  Gefreite  mit  der  Oorporals-Ausiöch- 
nung,  als  Gefreite  oder  als  Gemeine  je  nach  dem  Grade  der  Aua* 
biULung  übersetzt  zu  werden,  während  eine  Anzahl  anderer  Zö^inge 
in  eine  der  2  Cavallerie-Schul-Escadronen,  5  ArtiUerfe-,  2  Gräoz- 

'  Kaiserlidie  Verordnung  vom  15.  Hai  1851. 
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Sdiol-Coiapi^iiien)  die  Genie-,  die  Pionnier-  und  FloUälen-,  oder 
die  Harine-Sehul-Compttgnie  gdangt;  c)  4  Gadeften-Institote, 
in  welehe  die  Aufiiafame  aus  der  Frivat*EiziehuDg  oder  aus  den 
Unter -Ernehungshftusem  geschieht;  d^  Ldir-Gars  dauert  "vi&p 
Jahre,  nach  dessen  Beendigung  die  ZOgliBge  in  eine  der  ^ier 
Akademien  übertreten,  und  nur  die  weniger  beikhigten  in  die  Ober» 
Eiziehungshftuser  versetzt  oder  ihren  Aeltem  sarOckgegeben  wer- 
den; d)  4  Militär-Akademien,  nftmlich  die  Wiener-Neustftdter, 
die  Genie-,  Artillerie-  und  Ihrine-Akademie,  in  welche  die  Zog- 
Knge  aus  den  Cadeten-Institaten,  oder  nach  bestandener  strenger 
Yorprüfung  aus  der  Privat -Eiziehung  au%enommen  werden;  der 
Lehr-Curs  besteht  ^u  vier  Jahrgfti^en,  nach  deren  VoUendung  die 
Zöglinge  in  die  Anne,  und  zwar  die  aus  der  Wiener-Neustädler 
Akademie  zur  Infanterie  oder  Oavallerie,  jene  aus  der  Genie- Alu,'- 
demie  zu  den  Gtenie-Truppen  oder  Pionnieren  (f)lr  welche  letztere 
io  den  beiden  letzten  Jahrgängen  abgesonderte  Vorträge  gehalt^i 
werden),  jene  aus  der  Artillerie-Akademie  zur  Artillerie  als  lieute« 
nants  %  Classe,  jene  aus  der  Marine-Akademie  zur  Marine  alsOadeten 
eingetfaeüt  werden.  Bei  nicht  genttgendon  Erfolge  der  Studien 
werden  sie  als  Cadeten  in  die  betreffende  Waffe,  beattgUeb  d^ 
Marine  zur  Marine-Infanterie  übersetzt  Die  besten  Sohttl»  aus  den 
Sehul-CSompagnien  der  Special- Waffen  werden  in  die  ArttUerie-  und 
Genie-Akademie  als  Frequentanten  zugelassen ,  und  treten  nach  der 
Austritts-Prttfung  als  Lieutenants  %.  Classe  in  ihre  Wafie  zurück* 
In  den  Müitär-Erziehungshäusem  werden  3.000  Aerarial-  und  600 
zahlende  2iöglinge  auigenommen;  in  den  Gadeten-Institat^a  und 
Akademien  beläuft  sich  die  Gesammtzahl  der  Zöglinge  auf  1*680, 
worunter  1.159  Militär-Aerarial-ZögUnge  (nämlich  859  mit  MiKtär« 
i'  und  200  mit  Militär -Halbfreiplätzen  versehene),  2^1  Staats-, 
und  Privat-StifUinge  und  300  zahlende  ZOghnge.  Die 
(von  304  auf  959  erhöhten)  Militär-Freiplätze  werden  (mit  Aus- 
nähme  der  in  die  Oadeten-Institute  gelangenden  vorzüglichsten  Zög- 
linge der  Unter -Erziehungshäuser)  nur  Söhnen  unbemittelter  OBi* 
taere  verlieben,  währysud  Söhne  bemittelter  oder  in  höheren  Chari' 
gen  stehender  ()fficiere  mit  halben  Freiplätzen  bedacht  werden. 
Die  höheren  Militär-Lehranstalten  sind:  1.  das  Militär- 
Lehrer-Institut,  mit  einem  Jahres-Ourse  und  der  Besthanmung, 
tüchtige  Lehrer  für  die  Militär -Erziehungshäuser  heranzubilden; 
2.  das  Militär-Central-Equitations-Institut  zu  Wien  als 
oberste  Lehranstalt  der  Cavallerie  (nebst  einem  Equitations-Institute 
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fiir  die  Artillerie  zur  Ausbiklung  des  Artillerie-TnuQS)  insbesondere 
der  Geschützesbeepannung,  ebenfalls  in  Wien);  3.  der  höhere 
Artillerie-  und  Genie-Curs  bei  den  bezüglichen  Akademieo, 
in  welchen  besonders  be&higte  Offidere  dieser  Waffen,  weiche  ab 
solche  mindestens  zwei  Jahre  bei  der  Tri^)pe  voizüglich' gedient 
haben,  zu  ihrer  höheren  Ausbildung  in  wissenschaftlicher  und  tech- 
nischer Beziehung  aufgenommen  und  nach  ausgezeichneter  ZurQck- 
legung  dieses  zweijährigen  Curses  zu  Oberlieutenants  in  ihrer  Wafie 
befördert  werden  sollen  (doch  besteht  bis  zur  Verlegung  bdder 
Akademien  nach  Wiener-Neustadt  nur  der  höhere  Genie-Curs  wirk- 
lich); 4.  die  Kriegsschule  mit  der  Bestimmung,  Officiere  aller 
Waffen  fär  höhere  Chargen,  vorzugsweise  a^  dir  den  Grenetal- 
stab  heranzubilden;  die  Aufzunehmenden  müsHi  als  Officiere  min- 
destens zwei  Jahre  bei  der  Truppe  vorzüglich  gedient  haben,  nidit 
über  26  Jähre  alt  sein  und  die  vorgeschriebene  Prüfung  abgelegt 
haben;  nadi  vorzüglicher  Absolvirung  der  (einen  zweijährigen  Ldir- 
Curs  um&ssenden)  Kriegsschule,  welche  unabweisliche  Bedingung 
für  die  Zutheilung  zum  Generalstabe  bleibt,  werden  die  Austreten- 
den zu  Oberlieutenants  bef()rdert.  Die  Gränz-Schul-Compag- 
nien  haben  den  Zweck,  den  Gränz-Regimentem  tüchtige  Offideis- 
Candidaten  zu  liefern;  ihre  Zöglinge  werden  nach  einem  dreijäh- 
rigen Curse  als  Cadeten,  Vice-Corporftle  und  Gefreite  je  nach 
Ihrer  Ausbildung  in  die  Gränz- Regimenter  eingetheilt  Die  ab 
Commandanten  oder  Professoren  in  den  Militär-Bildui^sanatalten 
angestellten  Officiere  erhalten  eine  monatliche  Zulage  und  rücken 
nach  sechsjähriger  Verwendung  in  einer  und  derselben  Chaige  in 
die  nächst- höhere  (bis  zum  Hauptmann)  vor;  die  als  Lehrer  und 
Gehilfen  verwendeten  Unteroffidere  (welche  aus  dem  Militfir-Lehrer- 
Institute  hervorgegangen  sdn  müssen)  erhalten  eine  nach  sechsjih* 
riger  Verwendung  steigende  Zulagie,  und  werden  bd  sonstiger  Eig- 
nung zu  Lieutenants  %  C!lasse  befördert '. 

Die  medicinisch-chirurgisehe  Joseph's-Akademie 
zur  Heranbildung  von  Militär -Aerzten,  welches  Institut  im  Jahre 
1848  aufgehoben  worden  war,  wurde  mit  erwdterter  Ausstattung 
wieder  in  Wirksamkdt  gesetzte 

Zur  Anregung  und  Belohnung  für  rein  militärische  Leistun- 
gen wurden  nebst  den  berdts  bestehenden  Orden  und  Medaillen 

*  Kaiserlidie  Verordnung  vom  12.  Februar  1852. 
^  Allerhödiste  Entschliessong  vom  15.  Febroai*  1854. 
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nodi  das  HiKtir-VerdfensIkreiiz  \  die  nibeme  Tapforkeils-MedmUe 
n.  Oaaae  und  das  MUitar-DieiislaEeichen  gestiftet',  sowie  den  mit  Me* 
daiDen  wiederholt  ausgeEeidMieten  UnteroflkiereD  uöd  Sotdaten  gestat- 
tet ward,  MedaiUeQ  venfcliiedaien  Grades  neben  einander  zu  tragen'. 

FOr  die  Versorgung  gedienter  Militäts  worden  in  der 
Neuzeit  dnige  besonders  wohIthftt%e  und  anerkennenswerthe  Be- 
sdmmungen  erlassen.  Die  zvc  den  FeldkriegsdienAten  untaug^ieheB 
Offidere  fidlen  nun  nicht  mehr  dem  Staatssefai^afie  ausschliessUeh  rar 
Last,  da  jetzt  gesetzlich  darauf  gehalten  wird ,  sie  bei  der  MiStiv- 
Verwaltung,  in  Kanzleien  oder  sonst  im  Staatsdienste  unteizubringen, 
und  eben  hierin  wird  sich  mit  der  Zeit  der  grosse  Nutzen  der 
besseren  HiHtftr- Schulen  bewahren,  welche  die  Individuen  auch 
für  diese  Zwecke  heranUldeu.  Gedienten  ünterofficieren  und  ge«> 
meinen  Soldaten  ist  femer  die  Häßlichkeit  einer  bleibenden  Ver- 
sorgung auch  ausser  dem  Militftr- Stande  dadurch  gegeben,  dass 
sftmmtliche  minderen  Staats-  und  Gemeinde-Dienste  (ab:  Diener^ 
und  Hanipulations-Posten  bei  sfimmtlichen  landesfilrstlichen  Aem* 
teni,  sowie  die  dem  executiven  unteren  Dienste  angehörigen  Posten 
bei  den  Staats-Eisenbahnen,  der  Post-  und  Telegittphen- Anstalt, 
den  Berg-,  Forst-  und  Salinen- Aemtem ,  den  Aerarial- Fabriken, 
die  Stellen  des  Feld-  und  Wald-  Aufsichts-,  unteren  Markt-,  Strassen- 
iumI  Sicherheits-PersoDales)  ausschliesslich  nur  durch  sie  besetzt 
werden  dUrfeii,  und  dass  auch  die  grösseren  Privatrlnstitute  und 
Industrie-Untemehmongen  aufgefordert  wurden,  bei  Verleihung 
gee^eter  Stellen  besonders  auf  gediente  Unterofficiere  und  Solda- 
ten Rück^cht  zu  nehmen  \ 

Derartige  Veritigungen  haben  zwar  immer  bestanden; .  die 
neuesten  unterscheiden  sieh  aber  von  den  früheren  wesentlich  da- 
durch, dass  gesetzlich  auch  ein  Controls -Organ  in  der  gemischten 
Commission  zur  Unterbringung  gedienter  Militärs  bei  dem  Armee- 
Ober -Gommando  besteht,  um  die  Handhabung  des  Gesetzes  zu 
überwachen,  und  die  Aemter  und  Plätze  bezeichnet  sind,  welcbfs 
nur  durch  Officiere  und  Unterofficiere  besetzt  werden  können. 
Durch  diese  Verordnung  wird  nicht  nur  Jenen,  welche  längere 
Zeit  im  Heere  gedient,  eine  lebenslängliche  Versorgung  dar^ 
geboten,  sondern  es  wird  auch  im  Heere,  selbst  ein  vollzähUger 

'  Kaiserliche  Verordnung  vom  24.  October  1849. 

*  Kaiserliche  Yerordnang  vom  23.  September  1849. 

*  Minist. -Erlass  vom  6.  Joni  1849. 

*  Kaiserliche  Yerordnang  vom  19,  December  18ö3L 

V.  Czoernig,  Oesterreich's  Neugestnltung.  43 
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Stand  ausgebildeter  Unterofficiere  und  eingeübter  Soldaten  er- 
zielt ^  indem  bei  den  gedachten  Besetzungen  vorerst  auf  Feld> 
webel  und  gleichgestellte  Chai^n,  dann  auf  Ck>rporftle^  weldie 
zwd  Capitulationen,  worunter  eine  als  Freiwillige,  gedient  habea^ 
femer  auf  unterofficiere,  welche  noch  vor  voUstreckter  Capitulation 
durch  dienstliche  Anlässe  invalid  wurden,  dann  auf  Unterc^iidere 
(zuerst  der  technischen,  dann  der  übrigen  Truppen -Körper),  weldie 
mindestens  vier  Jahre  über  die  pflichtmässige  Capitulation  fortgedieot 
baben,  endlich  auf  Gefreite  und  Gemeine,  welche  mindestens  eine  Oa- 
pitulation  als  Freiwillige  zui*ackgelegt  haben  oder  vor  Vollendung 
derselben  dienstlich  invalid  wurden,  Rücksicht  zu  nehmen  ist 

Ein  sdt  dem  vorigen  Jahrhunderte  fa^  gänzlich  vernachlässig- 
ter Gegenstand  war  das  Befestigungswesen  der  Monarchie. 
Yorschläge  waren  zwar  genügend  eingelaufen;  aber  es  Qnterl)l]eb 
meist  die  Ausführung.  Die  Verstärkung  der  Plätze  Verona,  Komom, 
Linz  und  die  Thalsperren  in  Tirol,  bei  Brixen  und  Nauders,  waren 
die  wichtigsten  der  vor  dem  Jahre  1848  ausgeführten  Arbeiten. 
Die  Vorschläge  hierzu  gingen  ausschliesslich  vom  Grenie-Corpe  aus. 
Gegenwärtig  besteht  eine  permanente  Central-Befestigunga- 
C  o.m  m  i  s  8  i  o  n ,  zusammengesetzt  aus  höheren  Officieren  des  G^ieral- 
Quartiermeister-  und  Genie -Stabes,  welche  unter  dem  Vorsitze  des 
General -Quartiermeisters  Seiner  Majestät,  Feldzeugmeisters  Freiherm 
von  Hess,  über  Alles  zu  wachen  hat  was  auf  die  militärische 
Befestigung  des  Staates,  sowie  die  Operations -Fähigkeit  inner- 
halb desselben  ßinfluss  nimmt  Die  Thätigkeit  dieser  Gommiaäon 
während  der  kurzen  Zeit  ihres  Bestandes  kann  in  der  That  eine 
ausserordentliche  genannt  werden;  ihr  Hauptaugenmerk  war  auf 
die  l^herung  der  bisher  ganz  offen  gebliebenen  Noitlost-Grftnzc 
der  Monarchie,  welche  von  der  galizischen  Ebene  bis  zur  grossen 
nach  Mähren  reichenden  Querfurehe  sich  hinzieht,  gerichtet,  zu 
welchem  Behufe  sie  auch  die  rasche  Herstellung  der  dort  im  Baue 
begriffenen  Staats-Eisenbahnen  förderte,  indem  —  wie  \m  den 
Römern  gebräuchlich  -^  ein  Theil  der  Armee  selbst  dazu  verwen- 
det wurde.  Die  Befestigung  von  Krakau  und  die  Verstärkung 
anderer  Orte,  sowie  verschanzte  Lager  (das  Haupt -Pivot  der  heuti- 
-gen  Befestigungskunst)  sind  auf  diese  Weise  wie  aus  dem  Boden 
erwachsen.  Die  Vollendung  der  Staats-Eisenbahn  von  Krakau  bis 
Debka  in  einer  ungewöhnlich  kurzen  Zeit  war  ebenfalls  durch  die 
Central -Befestigungs-Commisfiion  hervorgerufen. 

Auch  fUr  die  k.  k.  Militärgränz-Länder,  d.  h.  Itlr  die 


675 


kroifttifiiEsh-sIayotiifiehe  und  die  serUsch-bttnaüsche  MlNtftrgräiize 
Cnachdeni  das  siebenbürgische  Militärgränz- Institut  aufgehoben  und 
dessen  Gebiet  mit  dem  dortigen  Provinciale  vereinigt  worden),  sind 
die  alten  Grundgesetze  einer  Revision  unterzogen  und  den  Bedürf- 
nissen der  Neuzeit  angepasst  worden. 

Durch  das  höchst  wichtige  Grundgesetz  für  die  kroatisch* 
slavonische  und  serbisch -banatisehe  Militärgränze  wurden  das 
Lehens  Verhältnisse  welchem  der  dortige  gesatnmte  Grund* 
besitz  unterworfen  war,  und  die  daraus  abgeleiteten  unentgeltlichen 
Arbeitsleistungen  für  das  Aerar  aufgehoben,  und  den  Gränz* 
Communionen  ihre  Besitzungen  für  sich  und  ihre  Nachkommen  als 
wahres  beständiges  Eigenthum  zuerkannt.  Die  weiteren  wesent* 
liehen  Bestimmungen  dieses  Grundgesetzes  sind  folgende:  Ueber- 
nahme  der  Bekleidung  und  Verpflegung  der  Gränzer  auf  Staats- 
kosten, wenn  sie  im  Dienste  sind,  Abkürzung  der  Dienstzeit,  freie 
Bewegung  des  Gemeindelebens,  Geltung  der  Landessprache  in 
administrativen  Geschäften,  bei  Gerichte  und  in  den  niederen  Schu- 
len (die  Militär*  Dienstsprache  ist  die  deutsche).  Die  Militäi^;ränze 
und  das  gleichnamige  Provindale  bilden  zusammen  ein  Landesge* 
biet,  haben  jedoch  gesonderte  Verwaltung.  Den  Gränzern  wird 
der  freie  Holzbezug  zu  häuslichen  Bedürfnissen  aus  den  Staats- 
Waldungen,  unentgeltliche  Weide,  Eicheln-  und  Bucheinsammlung 
Air  den  Bedarf  des  eigenen  Viehstandes,  dann  unentgeltliche  Kasta- 
niensammlung gewährt.  Der  Grundbesitz  theilt  sich  in  unveräusser- 
liches Stammgut  und  freies  Ueberland.  Mit  dem  Grundbesitze  ist 
die  Waffenpflicbt  verbunden,  das  patriarchalische  Leben  wird  als 
National-Sitte  unter  den  Schutz  des  Gesetzes  gestellt.  Alle  bei  dem 
Hause  conscribirten  Personen,  die  Dienstboten  ausgenommen,  bilden 
die  Familie,  in  welcher  der  älteste  iahige  und  dienstii'eie  Mann  in 
der  Regel  die  Stelle  des  Hausvaters  (neben  welchem  es  eine  Hausmutter 
gibt)  itihrt;  er  wird  durch  die  Familiengenossen,  und,  wo  diese  sich 
nicht  einigen,  durch  den  Gemeindeausschuss  gewählt.  Das  gemein^ 
sam  Elrworbene  ist  Hausgut,  welches  zur  Bestreitung  des  Unter- 
haltes aller  Familienglieder  dient;  der  Hausvater  Iqgt  über  die  Ge- 
barung den  Hausgenossen  Rechenschaft,  deren  Mehrheit  bei  jedem 
wichtigen  Geschäfte  zustimmen  muss.  Von  dem,  was  ein  Hausge- 
nosse mit  Zustimmung  des  Hausvaters  erwirbt,  muss  er  einen  Theil 
an  die  gemeinschaftliche  Hauscasse  abliefern  *. 

*  Kaiserliches  Patent  vom  7.  Mai  1650. 
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Die  Verwaltung  der  Mi litärg ranze  ist  durchaus  mililiriseh 
organisirt  *,  und  die  CJvil-Gesetze  finden  daselbst  nur  insoweit  An- 
wendung, als  diess  ausdrücklich  erklfirt  ist    Gegenwfirtig  bestehen 
zwei  Lande»-6eneraI-Coniinanden  (das  kroatisch-slavonisdbe  zu  Agram 
und  das  serbisch -banatisehe  zu  TemesvAr),  welche  in  Bedehiing 
auf  ihre  Amtsgebiete  einen  umfassenderen  Wirkungskreis  haben,  als 
die  Hilitftr- Verwaltungsbehörden  in  den  übrigen  Kronländem.    Den 
Chefs  sind  die  nöthigen  Officiere^  femer  eine  Bau«)  Rechnmigs-, 
Behul-  und  Wald-Direction,  der  dirigirende  Ober-Stabsarzt  und  das 
übrige  Dienst -Personale  untei^eordnet.     Die  HilitfirgrSnze    ist  in 
14  Re^ments-Bezirke  eingetheilt,  in  deren  jedem  ein  Regiments- 
Commandant  die  gesammte  Militftr-  und  Oivil-Verwaltung  leitet; 
nur  die  freien  Militär -Communitüten  sind  von  seiner  Jurisdiction 
ausgenommen.    Zehn  Bezirke  stehen  unter  dem  Landes-General- 
Commando  zu  Agram,   vier  nebst  dem  selbstständig  organisirten 
Jltler  Infanterie-Gränz-Bataillon  (das  ehemalige  Czajkisten-BataiUon) 
«nter  jenem  zu  Temesv&r.    Jeder  Regiments-Bezirk  zerfllllt  in  12i, 
das  Titler  Bataillon  in  6  Compagnie- Bezirke,   deren  Verwaltung 
durc^   den   Hauptmann  Compagnie-Commandanten   besorgt 
wk^p    Jeder  C!ompagnie-Bezirk  umfasst  mehrere  Gemeinden,  die 
durch  ihre  Orts  ältesten  vertreten  werden;  ausserdem  ist  jeder 
Gemeinde  ein  Officier  als  Stations-Commandant  und  ein  Orts- 
richter  aus  dem  Stande  der  Mannschaft,  welcher  die  Local-Poüzei 
zu  besorgen  hat,  vorgesetzt    Zur  Leitung  des  Forstwesens  bestehen 
eigene  Gränz-Wald-Directionen  und  ftir  das  Bauwesen  eigene  Grfinz- 
Bau-IMrectionen.     Die  freien  Militär-Communitäten  2ien^,  Carlo- 
pego,  Bellovdr,  Ivanich,  Petrinia,  Kostainicza,  Brood,  Semlin,  Karle- 
witz,  Peterwardem,  Panczova  und  Weisskirchen,  welche  die  Mittel* 
puncte  der  Militärgränze  i)lr  Industrie  und  Handel  bilden,  stehen 
unter  Magistraten,  welchen  die  Stadtwaehen  unter  den  Stadi- 
wachtmeistern zu  Gebote  gesteUt  sind  ^     Die  Gericfatspflege 
"wird  in  erster  Instanz  von  den  Regiments-Gerichten  und  Lande»- 
Militär-Gerichten,  in  den  Communit^ten  von  den  Magistraten  ge- 
handhabt ^  4Bit  jenem  zu  Zengg  ist  ein  Handels-,  Wechsel-  und  See- 
Gericht  vereinigt    Die  Berggerichtsbarkeit  wird  von  dem  Landea- 
Militär-Gerichte  zu  Agram  und  dem  Rc^m^ts-Gerichte  zu  Weiaa- 

I  Minist. -Erlaas  vom  2a  Juli  1851. 

3  Die  Hafen-  und  See-Sanitätsämter  der  Militäif[xänze  sind  bei  dem 
bezüglichen  Verwaltungszweige  erwähnt  worden. 
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lardien  ausgeübt.  Die  Compagnie-CommaodeD  bilden  eine  Art  V€« 
YergMchfr-Commissionen  zur  gutlichen  Beilegung  gewisser  Rechts- 
an^rOche;  ftlr  die  unentgeltliche  Vertretung  der  weniger  bemittel- 
ten Grftnzer  sind  eigene  Gränz-Procuratoren  angestellt.  Die  Auf- 
mcht  Über  die  Schulen  fllhrt  der  Verwaltungs-OfTicier;  die  Schu- 
len eines  Regiments-Bezirkes  (einer  Cbmmunität)  stehen  unter  einer 
Regiments-  (Communitäts-)  Schul-Commission^  eigene  Schul-Dixeo- 
tionen  bestehen  zu  Karlstadt,  Agram,  Petrinia  und  Temesvir. 

Mit  der  im  Jahre  1857  erfolgten  Reorganisation  aller  Armee- 
Verwaltungszweige  trat  auch  in  der  Reohnungs-Cpntrole  eine  wesent- 
liche Aenderung  ein.  Die  bisherige  Uofkriegs-Buchhaltung  trat  unter 
der  Benennung  ,, Central- Militär -Rechnungs-Departeihent^  aus  der 
Dependenz  von  der  obersten  Rechnungs  -  Controls  •  Behörde  in  jene 
vom  Armee-Ober-Commando,  und  bildet  zugleich  eine  Hilfsbehörde 
des  letzteren  in  Rechnungs- Angelegenheiten.  Der  Wirkungskreis 
dieser  Central-Rechnungsbehörde  wurde  vereinfacht  und  besteht  in 
der  Verfassung  des  jährlichen  Voranschlages,  in  der  Herstellung 
der  monatlichen  und  jährlichen  Hauptrechnungsabschlüsse  für  die 
Armee,  in  der  Prüfung  der  Casse- Journale  des  Universal-Kriegszahl- 
amtes  und  der  Universal-Militär-Depositen-Administration,  in  der 
Prüfung  der  sämmtKchen  Medicamenten-Rechnungen  und  der  Wirth- 
schaftsrechnungen  der  Militär -Gestüte.  Die  weitere  Rechnungs- 
Controle  üben  zehn  Landes-Reehnungs-Departemeiits,  je  eines  in 
der  Station  jedes  Landes-General-Commando^s,  mit.  dessen  Amtsr 
ber^che  der  Wirkungskreis  des  ersteren  zusammenfallt.  Dieselben 
prüfen  alle  von  den  im  bezeichneten  Amtsbereiche  befindlichen 
Truppen-  und  Armee -Anstalten  eingesendeten  Rechnungen  und 
Journale  über  den  Stand,  die  Geld-,  Naturalien-  und  Material- 
Gebarung,  berichtigen  die  etwa  gefundenen  Mängel  im  Wege  des 
Bechnungs-Processes,  summarisiren  das  Endergebuiss  der  Rech- 
nungen nach  den  einzelnen  Körpern,  und  stellen  die  sowohl  monat- 
lich als  am  Ende  des  Militär -Jahres  an  das  Central-Depai:tement 
einzusendenden  Rechnungsabschlüsse  über  den  gesammten  Geld- 
empfang und  die  Verwendung  itir  den  eigenen  Amtsbereich  zu- 
sammen. Sie  sind  unmittelbar  dem  Armee-Ober-Commando  untere 
geordnet,  stehen  in  keiner  unmittelbaren  Verbindung  mit  den  von 
ihnen  controlirten  Körpern,  sondern  führen  den  Rechnungs-Prooess 
im  Wege  des  Landes -General -Commanders  durdi.  Verschiedene 
Truppen -Körper  bilden  für  sich  selbstständige  Rechnungskörper, 
bei  deren  jedem   eine  eigene  Rechnungskanzlei  aufgestellt  wird. 


678 


namentiich:  bei  der  Linien-Infanterie  die  ersten  drei  Feldbateillone^ 
wenn  8ie  detachirt  sind,  dann  das  vierte  Feldbataillon ^  das  Dei>dt- 
und  das  Grenadier-Bataillon ,  jedes  abgesondert,  während  der  Kric^- 
Formation,  bei  den  Oränz- Regimentern  die  ausmarschirenden  Ba- 
taillone, bei  den  Jägern  jedes  Bataillon  des  Jäger-Regiments,  endlieh 
jedes  einzelne  Feldjäger -Bataillon,  sowohl  auf  dem  Kriegs- 
ais Friedensfiisse,.  Jeder  Reehnungs- Körper  sendet  sdne  Rech- 
nungen an  das  Landes-Rechnungs-Departement,  in  dessen  Amtabe- 
reiche er  sieh  befindet;  die  bei  einer  mobilen  Armee  eingetheflten 
RechnnngskGrper  aber  senden  ihre  Rechnungen  jederzeit  an  das 
Landes-Rechnungs-Departement  in  Wien  ein.  Der  obersten  Reeh- 
pungs-Ck)ntrol8-Beh5rde  ist  auf  das  Rechnungswesen  der  Armee  der 
zuständige  Einfiuss  durch  eine  bei  derselben  eigens  aufgestellte  General- 
Reobnungs-Inspection  der  Armee  gewahrt.  Der  General-Rechnungs- 
Inspector  hält  den  Stand  des  Rechnungswesens  der  Armee  nuaus- 
gesetzt  im  Auge,  veranlasst  die  Hintanhaltung  von  Rechnungs-ROek^ 
ständen,  überwacht  die  Amtshandlungen  des  Rechnungs-Departe- 
ments, verschaflit  sich  durch  öftere  Bereisung,  sowie  durch  Ueber^ 
prUAing  bereit«  censurirter  Rechnungen  die  Ueberzeugung  von  der 
Gründlichkeit  derselben,  und  bringt  alle  im  Rechnungswesen  wahr- 
genommenen Mängel  und  Gebrechen  behufs  der  erforderliehen  Ab- 
hilfe zur  Kenntniss  der  oberen  Militär-Behörden,  oder  nach  Um- 
ständen der  obersten  Rechnung8-Ck)ntro1s-Behi)rde,  welche  hierauf 
den  weiteren  instructionsmässigen  Einfluss  nimmt. 

Nach  der  gegenwärtigen  Eintheilung  besteht  das  k.  k.  öster- 
reichische Heer  aus  folgenden  Theilen: 

A.    Die  Truppen. 

I.  Die  k.  k.  Leibgarden  und  Hofburgwache.  K.  K.  erste 
Arderen-Leibgarde  (beritten),  k.  k.  Trabanten-Leibgarde,  k.  k.  Ldb- 
garde-Gendarmerie  (beritten),  k.  k.  Hofburgwache. 

11/ Die  Infanterie.  62  Linien -Infanterie -Regimenter,  14 
National-Gränz»Infanterie«-Regimenter,  1  Titler  Gränz-Bataillon,  das 
Kaiser-  (Tiroler-)  Jäger- Regiment,  5  Jäger -Bataillone  zu  6  Com- 
pagnien,  20  Jäger- Bataillone  zu  4  Gompagnien,  14  Gompagnien 
Sanitäts  -  Truppen. 

in.  Die  Oavallerie.  8 Kürassier-,  8  Dragoner-,  12  Huszaren-;, 
12  Uhlanen-Regimenter. 

IV.  Die  Artillerie.  12  Feld-Artillerie-Begimenter^  1  Küaten- 
Artillerie-Regiment,  1  Raketeur-Regiment 
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V.  Die  iecbniBchen  Truppen.  12  Bataillone  Genietruppen, 
6  Bataillone  Pionniere,  3  BrUcken-Bespannungs-Depdta,  3  Pionnierr 
Zeugs-Depdts^  das  Flottillen-Corps. 

VI.  Das  Fuhrwesen-Corps.  7  Landes^Fuhrwesenft-Conw 
manden,  24  Fuhrwesens- Transports -Esoadronen^  12  Fufarrwesen»- 
Standes- Depots^  9  Fuhrwesens -Material -Depots. 

Ausserdem  im  Kriege  jeweilig  nach  Bedarf:  ,       '  .   ^ 

Transport-Escadronen^  Standes-Depdts,  Bespannungs-Esoadro- 
nen,  Erganzungs-Depöts  der  Armeen  und  Armee-Corps^  Armee- 
Puhrwesens-Commanden,  Fuhrwesen^-Feld-Inspectionen. 

VU.  Bloss  im  Kriege.  Die  Stabs-Infanterie  und  die  Stab»- 
Dragoner  zum  Dienste  in  den  Hauptquartieren.  Freibataillone  ^  und 
irreguläre  leichte  Cavallerie-Divisiouen  aus  den  Provinzen. 

Die  Militärgränz-Länder  stellen  7  Divisionen  leichter  Reiterei 
und  7  Divigionen  berittener  Sereschaner. 

YIII.  Die  Landes-Sicherheitstruppen.  19  Oendarmerie* 
R^imenter  und  das  Miiitär-Polizeiwach-Corps. 

B.   Die  Armee-Anstalten. 

Hierzu  gehören:  Die  Kriegs-Cassen  (1  Universal-Kriegszahlamt 
und  15  Kriegs-Cassen) ;  die  Verpflegs-Magazine ,  die  ärarische  Fleisch- 
Regie  im  Kriege,  die  Bau  Verwaltungen ,  die  Monturs-Oekonomie- 
Commissionen  (1  Haupt-Commission  in  Stockerau,  7  Commissionen 
und  3  Filial-Monturs-Depöts),  die  Militär-Spitalanstalten  (29  Oarnisons- 
Spitäler,  die  Truppen-  [Regiments-  und  Bataillons-]  Spitäler^  Marode- 
hänser  und  Militär-Badehäuser),  die  Militär-Medicamenten- Anstalten^ 
die  Transport -Sammelhäuser^  die  6  Disciplinar-Compagnien,  die 
Stockhäuser.  —  Zu  den  besonderen  Armee- Anstalten  gehören:  die 
technische  Artillerie  (bestehend  aus  18  selbsistöndigen  Zeugs- 
Artillerie-Commaiiden),  die  Beschäl-  und  Gestütanstalten,  das  mili- 
tärisch-geographische Institut  und  die  5  Invalidenhäuser,  endlich 
die  Artillerie -Reserve -Anstalten  im  Kriege. 

C.    Der  Armee-Stab. 

Dieser  theilt  sich  in  vier  Haupt-Standesgruppen,  u.  z.  1.)  die 
Generalität^  Stabs-  und  Ober-Officiere,  2.)  die  Militär -ParteieD, 
3.)  die  Militär-Beamten  und  4.)  die  Militär-Unterparteien.  Zur  ersten 
Gruppe  werden  gerechnet:  Die  Generalität,  das  Adjutanten-Corps, 
das  Ciorps  des  General-Quartiermeister-Stabes,  das  Militär-IngenieuFB- 
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Oeogrophen^rpS)  der  Artillerie-Stab,  der  Genie-Stab,  der  Stab 
des  PSonnier-  und  FSottillen-Corps,  der  Fahrwe6eD&-8tab  und  als 
Special-Stäbe  die  ausserhalb  der  Truppe  auf  systemisirten  Posten 
^angestellten  Infanterie-  und  Gavallerie-Offidere,  die  bei  der  Ifilitfir- 
Kanzlei-Brandie  und  die  in  Friedens- Anstellui^en  befindtidien  Stabe- 
und  Ober-Offidere,  nämlich  beim  Kriegs- Archive,  bd  den  Fiats-, 
Stadt-,  Forts-  nnd  Festungs-Commanden,  den  Militär -Bad- lospee- 
lionen,  den  Oamisons-Spitälem,  Transpori-Sammelhäusem,  Montors- 
Commissionen  etc. 

Zur  Oruppe  der  Militär-Parteien  gehören:  die  Militär-Gdstlicb- 
kdt,  das  Kriegs-Gommissariat,  das  Auditoriat  und  das  fddärzUiche 
l^ersonale.  Die  Militär-Oeistlichkeit  zählt  1  apostolischen  Fddvicar, 
8  Feldsuperiore ,  5  Feldcapläne  erster  Classe,  46  Feldcapläne  zwdt^ 
Chsse,  die  übrigen  Feldcapläne  dritter  Classe.  Im  Kriege  wird 
ausserdem  bd  jeder  mobilen  Armee  ein  Feldsuperior  und  bd  jedem 
Feldspitale  ein  Feldcaplan  angestellt. 

Das  Kriegs-Commissariat  besteht  aus  1  Seclaons-Chef ,  11  Ge- 
neral-Kriegs -Commissären,  32  Ober- Kriegs -Commissären  erster 
und  54  zwdter  Classe,  183  Kriegs  -  Commissären ,  63  Kriega- 
Commissariats-Adjuncten  erster  und  63  zweiter  Classe,  und  28 
Accessisten. 

Das  Auditoriat  ist  mit  7  GeneraI-Stabs*Auditoren,  12  Ober- 
Stabs- Auditoren  erster  und  20  zweiter  Classe,  39  Stabs- Auditoren, 
124  Auditoren  erster,  124  zweiter  und  62  dritter  Classe  systemisiri 

An  Feldärzten  sind  systemisirt:  1  General-Stabsarzt,  15  Ober- 
Stabsärzte  erster  und  14  zwdter  Classe  und  30  Stabsärzte;  ausser- 
dem bestehen  noch  die  Regiments-Aerzte  erster  und  zweiter  Classe, 
die  Oberärzte  und  Oberwundärzte. 

Die  Gruppe  der  Militär -Beamten  umfasst:  die  Kriegs -Casse- 
Beamten,  die  Militär-Verpflegs^Beamten,  die  Militär -Rechaungs- 
Beamten,  die  Registraturs-,  Bau-  und  Material -Yerwaltungs- Beam- 
ten, die  Militär-Medicamenten-Beamten,  die  technischen  Beamten  der 
Artillerie,  die  Dampfmaschinisten  des  Flottillen -Corps,  die  techni- 
schen Beamten  des  militärisch -geographischen  Instituts,  eudlich  die 
Wirthschafts-  und  Forst-Beamten  der  Militär- Gestüte. 

In  die  Kategorie  der  Unterpartden  gehören  die  Unterärzte, 
die  feldärztlichen  Gehilfen,  die  Stabsfdd webel,  das  Arrestanten- 
Aufsichts-Persouale,  die  Werkmeister  und  Meister  bei  den  Armee- 
Anstalten,  das  niedere  technische  Personale  des  militärisch -geogra- 
phischen Institutes  und  die  Armee-Dienen 
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D.    Die  Armee-Behörden. 

IMese  aBerfaUen  je  nach  üxiea  Diensteabestiinmungen  in  ver- 
achiedene  Gruppen..  Den  Oberbefehl  über  die  gesammte  Armee* 
fllhrt  Seine  Majestät  der  Kaiser  Anerhöehstselbet  Hit  der  Aus- 
filhrung  der  Allerhöchsten  Befehle  ist  die  Mflitär-Gentral-KaDzlei 
beauftragt  Als  oberste  Militär-Behörde,  weTch^  die  gesammten 
Truppen,  Anstalten  und  Behörden  der  Armee  mittelbar  oder  un* 
mittelbar  untei^eordnet  sind,  ist  das  Armee-Ober-Commando  auf* 
gestellt 

In  taktischer  Beaddiung  ist  die  Armee  in  Brigaden,  Divisionen, 
13  Armee-Corps  und  4  Armeen  eingetheilt  Die  zur  Führung  des 
Befehle  über  diese  Armee-Abtheilungen  bestimmten  Commanden 
bilden  die  Armee-Behörden  von  vorwiegend  militärischem  Charakter. 
Für  die  höhere  Leitung  des  militärisch -administrativen  Dienstes 
der  Armee  ist  die  Monarchie  räumlich  in  10  Bezirke  (Generalate) 
eiBgetheilt  Jedem  Landes-General-Commando  steht  in  seinem  Be- 
zirke das  militärische  Commando  und  die  administrative  Gewalt 
über  aDe  daselbst  dislodrten  Truppen,  Armee-Anstalten  und  Armee- 
Behörden  zu.  Die  Abgränzung  der  General -Commando -Bezirke 
fällt  mit  der  politischen  Landeseintheilung  zusammen. 

Für  das  Artillerie- Wesen  ist  nebst  den  vier  FeldartiUerie- 
Directionen  in  Wien,  Verona,  Ofen  und  Lembei^  in  jedem  Gene*- 
ralate  eine  Landes- Artillerie-Direction  stabil  aufgestellt,  die  zur 
Möl»lisirung  nicht  bestinmit  ist,  und  deren  Stand  im  Frieden  und  im 
Kriege  mit  einem  Generalmajor  als  Artillerie -DireCtor  und  einem 
Subaltem-Offidere  als  Adjutanten  bemessen  wurde. 

Bei  der  gegenwärtigen  Neubildung  des  Heeres  sind  daher 
nicht  wie  in  früheren  Zeiten  bloss  theilweise  Reformen  und  Ver- 
besserungen angebracht^  sondern  es  ist  das  gesammte  Heerwesen 
«ach  festen  Principien  geordnet,  und  in  allen  seinen  Theilen  ein- 
fach und  praktisch  der  Kriegftihrungsweise  angepasst  worden.  Auch 
allmählicben  Rückschritten  ist  voi^beugt,  indem  ein  eigenes  Orga- 
nisirungs- Departement  die  Aufgabe  hat,  alle  Vervollständigungen 
und  später  eintretenden  Modificationen  bezüglich  ihrer  Ueberein- 
stimmung  mit  den  Organisations- Grundsätzen  zu  prüfen. 

Unveränderlich  endlich  wird  auch  der  Geist  des  Heeres  bleiben, 
welcher  in  der  Neuzeit  eine  noch  höhere  Weihe  empfing,  indem 
skh  Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  als  belebendes  Prindp  und 
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Vorbild  aller  militärischeu  Tugenden  AllerhöehstaelbBt  an  die  Spitze 
des  Heeres  stellte. 

Von  dem  ethnographischen  (}esichtgpancte  ans  betrachtet, 
bietet  das  österreichische  Heer  eine  der  interessantesten  ErBeheh> 
Dangen;  ja  es  steht  einzig  und  unvergleichbar  da.  Die  vier  Haapt- 
volksstämme  der  österreichischen  Monarchie  (Deutsche^  Slaven, 
Magyaren  und  Romanen)  sammt  allen  Zweigen  derselben  finden 
sich  natürlich  im  Armeestande  wieder,  hier  aber  frei  von  aDer 
nationalen  Eifersüchtelei,  vielmehr  gemeinschaftlich  umschlungen 
von  dem  Bande  der  Cameradschaft  Die  NationalitHten  und  deren 
Eigenthümlichkeiten  werden  von  der  Regierung  im  Heere  nicht 
nur  geschont,  sondern  gepflegt  Ohne  die  Einheit  des  Wirkens  zu 
beeinträchtigen,  wird  dadurch  jede  nationale  Anlage  für  das  Kriega- 
wesen  au^ebildet,  und  eine  moralische  Macht  gewonnen,  weiche 
die  dem  Heere  inwohnende  materielle  Kraft  noch  weit  mehr  er- 
höht Sellist  die  nationalen  Gewohnheiten  achtend,  beliess  man 
dem  Unger  die  gewohnten  enganliegenden  Beinkleider  und  die 
Dollmanns,  dem  Polen  die  Czapka;  den  beiden  walachischen 
Orünz-rlnftmterie-R^mentem  in  Siebenbürgen,  sowie  dem  wa- 
laohisch-banatischen  Gränz-Infanterie-Regimente  wurde  die  Be- 
nennung in  jene  bezeichnendere  und  bei  dem  Volksstamme  belieb- 
tere von  Romanen-Gränzregiroentem  und  dem  romanisch-bana- 
tischen-Regimente  umgeändert  K  Jede  Truppe  hat  ihren  nationalen 
Feldprediger,  jeder  Mann  erhält  Unterricht  in  seiner  Landessprache, 
allen  Officieren  ist  es  durch  die  neuesten  Gesetze  zur  strengsten 
Pflicht  und  ihre  weitere  Beförderung  davon  abhängig  gemacht,  die 
Sprache  des  bezüglichen  Truppen -Körpers  zu  erlernen  und  anzu- 
wenden. Auch  beurkunden  sich  nationaler  Stand  und  Bildung 
durch  die  Vorliebe  für  gewisse  Dienstleistungen,  indem  es  den 
industriellen,  mit  grosser  Anlage  für  Mathematik  ausgestattet«:! 
Böhmen  zur  Artillerie  und  zu  den  technischen  Corps,  den  Polen 
zur  Lanze,  den  Unger  zum  leichten  Säbel  und  den  Tiroler  zum 
Stutzen  drängt;  ebenso  auf  der  Kehrseite  durch  Zahl  und  Art  der 
Vergehen  und  Verbrechen.  Dessenungeachtet  waltet  im  OaDzen 
Harmonie  und  ein  eigen thümlicher  Heeres-  und  Corps-Geist;  man 
hört  in  Oesterreich  weniger  von  Reibungen  unter  den  Soldaten 
verschiedener  Nationalität  als  in  andern  Staaten  von  Reibungen 
unter  den  Zweigen   desselben  Stammes,   oder   von  Streiti^eiten 


*  Kaiserliche  Verordnung  vom  10.  Janoar  1849. 
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unter  den  verschiedenen  Waffengattungen  und  Corps;  man  hat  ii| 
der  RevQluüons-Epoche  die  polnische  Legion  durch  Polen,  Magya« 
Ten  durch  Magyaren  und  Italiener  durch  Italiener  bekftmpfen  gesehen  j 
—  kurz  das  Nationalitftts-Oefühl  tritt  in  den  Hintergrund  vor  dem 
echten  Soldatengeiste^  vor  dem  Bewusstsein ,  einer  Grossmaoht  und 
einem  Körper  anzugehören,  welcher  das  Ansehen  derselben  su 
erhalten  und  der  menschlichen  Gesellschaft  überhaupt  die  innere 
Sicherheit  und  die  Segnungen  des  Friedens  herbeizuführen  nnd  vor 
Beeinträchtigung  zu  wahren  bestimmt  ist. 

Der  Einfluss,  welchen  der  Soldat  nach  seiner  Rückkehr,  ans 
der  Dienstleistung  auf  die  bürgerliche  Gesellschaft  nimmt,  kann 
daher,  und  besonders  in  Oesterreich,  nur  eiu  nutzbringender  sein. 
Der  Soldat  erlangt  im  Dienste  Sinn  ftlr  Recht  und  Ordnung;  er 
lernt  im  cameradschafllichen  Umgange  Individuen  anderer  Nationa- 
litäten kennen  und  lieben;  er  eignet  sich  Toleranz  an  und  fühlt 
Anhänglichkeit  an  die  Regierung,  der  er  gedient,  deren  Macht 
und  Grösse  er  in  fernen  Landen  kennep  gelernt  hat,  und  diese 
Toleranz  und  Anhänglichkeit  macht  ihn  unzugänglich  ftir  die  isoli- 
rende  Tendenz  abgeschlossener  Nationalitäts-Sucht,  welche  nicht  id 
dem  wetteifernden  Kampfe  auf  der  Bahn  des  Fortschrittes,  sondern 
in  der  dünkelhaften  Selbstgenügsamkeit  beschränkter  Ausbildung 
ihre  Befriedigung  sucht  Der  Soldat,  nunmehr  allen  Schichten  der 
Bevölkerung  entnommen ,  wird,  indem  er  in  dieselben  zurückkehrt, 
ein  treuer  Unterthan,  ein  guter  Bürger  und  ein  fleissiger  Arbeiter; 
sein  Gesichtskreis  erweitert  sich  schon  durch  Vergleichung,  weil 
es  ihm  unter  Oesterreich'^s  Fahnen  möglich  wird,  an  den  Gestaden 
Holstein'^s,  in  den  Gefilden  Italien^s  und  in  allen  Zwischenländeni  die 
landwirthschaftliehen  Verhältnisse,  den  Gewerbefleiss,  den  Handels- 
geist und  die  Kunstschätze  zu  schauen;  er  eizählt  das  Erlebte  und 
Beobachtete  in  seiner  Heimath,  ahmt  als  Gründer  einer  neuen 
Familie  das  Gute  nach,  und  wird  so  der  Träger  des  Besseren  und 
Ekileren  —  der  Vermittler  des  Fortschrittes. 

Oesterreich^s  hohe  Bestimmung  zur  Verbreitung  der  Cultur,  zur 
allmählichen  Au^leichung  der  schroflen  Nationaiitäts-Gegensätze 
und  zum  praktischen  Nachweise,  dass  Staaten  fester  und  dauer- 
hafter durch  ihre  natürliche  zweckmässig  benützte  Lage  und  ge- 
meinsamen materiellen  Interessen  als  durch  das  in  Oesterreich  ge- 
radezu unmöglich  durchzuführende  Abschliessen  nach  Sprachgränzen 
begründet  und  zusammengehalten  werden,  wird  daher  durch  den 
edlen  eigenihümlichen  Geist  des  österreichischen  Heeres  mächtag 
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gefördert^  und  hiennil  der  G€Miiuiitbevölkening  mt  Yorbild  dar* 
geboten,  dessen  Nacheiferung  Oesterreich  im  Innern  noch  fisster 
consolidiren,  nach  Aussen  noch  mächtiger  erscheinen  lassen  wird, 
womach  es  für  jeden  Einzelnen,  mag  er  an  sdiier  deutsehen, 
tnagyarischen,  slavischeii  oder  romanischen  Nationalität  mit  aller 
Innigkeit  hängen,  dennoch  zum  höheren  Stolze  gereichen  wird,  als 
Staatsbürger  Oesterreicher  zu  sein,  und  als  solcher  ein  Unter- 
than  des  edlen  Monarchen,  dessen  Regierungs-Periode,  in  Gefahr 
und  trüber  Zeit  begonnen,  sich  bis  zur  fernsten  Zeit  immer  heite- 
rer gestalten  und  mit  dem  Glänze  erhabener  Macht  umgeben  möge! 

§.  24. 

22.    Kriegs-Harine. 

Durch  die  im  Jahre  1848  ausgebrochene  Empörung  in 
Venedig,  dem  damals  wichtigsten  Kriegshafen  der  Monar- 
chie^  gelangte  ein  bedeutender  Theil  der  kaiserlichen  Kriegs- 
Marine,  welche  daselbst  stationirte,  in  die  Gewalt  der  Auf- 
ruhrer, wie  auch  eine  beträchtliche  Zahl  (italienischer)  Ma- 
rine-Officiere  und  Matrosen  hierdurch  für  den  kaiserlichen 
Dienst  verloren  ging.  Mit  Benützung  der  erhaltenen  Ueber- 
reste^  welche  einen  tapferen  Kampf  gegen  den  Seeplatz  von 
Venedig  bestanden,  musste  demnach  die  kaiserliche  Kriegs- 
Marine  von  Grund  aus  neu  gebildet  werden. 

Diese  Neubildung  wurde  benützt,  um  die  Kriegs-Marine 
nach  ihrem  Geiste  und  ihrer  Einrichtung  in  vollen  E2inklang 
mit  den  übrigen  Staats-Instituten,  namentlich  mit  dem  Land- 
heere, zu  bringen.  Während  letzteres,  obgleich  aus  der 
Jugend  aller  im  Staate  vorhandenen  Völkerstämme  zusammen- 
gesetzt, dennoch  eine  wesentlich  deutsche  Gestaltung  blieb, 
mit  deutschem  Gommando,  deutscher  Gesetzes-  und  Verwal- 
tungssprache, mit  Officieren,  die  entweder  dem  deutischen 
Volkstamme  angehörten  oder  doch  durch  Erziehung  und 
Cameradschaft  sich  demselben  vollkommen  assimilirten ,  hatte 
die  Kriegs -Marine,  wie  sie  im  Jahre  1814  von  dem  italie- 
nischen  Königreiche  übernommen   worden,   den  Charakter 
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einer  italienischen  Einrichtung  beibehalten ,  mit  iftalienischeiä 
Cominando,  italienischer  Gesetzes-  und  Verwaltungssprache, 
einem  überwiegend  aus  Venezianern  (mit  starker  Beimi- 
schung von  Deutschen  und  [italienischen]  Dalmatinern)  be- 
stehenden Officiers- Corps,  wie  auch  die  (zwar  grösstentheils 
aus  slavischen  Bewohnern  der  östlichen  Küste  des  adriati«" 
sehen  Meeres  zusammengesetzten)  Matrosen-  und  Special* 
Corps  italienische  Sprache,  Sitten  und  Gewohnheiten  ange- 
nommen hatten.  Diese  innere  Verschiedenheit  war  einem 
gemeinschaftlichen  Zusammenwirken,  einer  Verbindung  der 
See-  und  Landmacht  hinderlich,  und  trug  nicht  unwesent- 
lich dazu  bei,  dass  der  Geist  des  Aufruhrs,  genfthrt  durch 
nationale  Sympathien,  in  der  Kriegs -Marine  Wurzel  ftissen 
und  sich  ausbreiten  konnte,  wfthrend  die  an  demselben  Orte 
und  unter  gleichen  Verhältnissen  befindlichen  Truppen  des 
Landheeres  die  glänzendsten  Beweise  der  Treue  und  An- 
hänglichkeit an  die  kaiserliche  Regierung,  verbunden  mit 
tapferem  Widerstände  gegen  die  Verleitung,  ablegten. 

Es  war  demnach  die  erste  Sorge  der  Regierung,  der 
nahezu  neu  zu  schaffenden  Kriegs-Marine  einen  mit  dem  Larid- 
heere  gemeinschaftlichen  deutschen  Charakter  aufzuprägen 
und  das  Officier- Corps  zu  einem  gleichartigen  Theile  jenes 
grossen  Ganzen  zu  gestalten,  welchem  Oesterreich  in  den 
Zeiten  der  Kotti  seine  Rettung  und  seinen  Bestand  verdankte. 
In  verständiger  Ausfähr ung  wurde  dabei  nicht  weiter  ge- 
gangen, als  es  ftlr  den  Zweck  nothwendig  erschien;  gleich- 
wie '  in  dem  Landheere  bei  dem  unmittelbaren  Verkehre 
mit  dem  gemeinen  Soldaten  alle  Sprachen  gesprochen  wer- 
den, dennoch  aber  die  Leitung  und  Verwaltung  in  deutscher 
Sprache  erfolgt,  wurde  auch  auf  den  Umstand,  dass  die 
österreichischen  am  adriatischen  Meere  gelegenen  Kronlän* 
der  von  Italienern  oder  doch  von  Slaven  bewohnt  werden^ 
welche  die  italienische  Sprache  als  die  Cultur- Sprache  jener 
Gebiete  verstehen,  dass  fSomer  die  italienische  Sprache  an 
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den  Gestoden  des  Mittelineeres ,  dem  nächstea  Schauplatase 
der  Thtttigkeit  der  österreiehUcben  Kriegs -Marine,  die  herr- 
schende ist^  die  gebührende  Rücksicht  genommen. 

Nachdem  die  erste  Aufgabe  des  verbliebenen  Stamoies 
der  Kriegs-Marine ,  die  österreichischen  Küsten  vor  dem  An- 
griffe und  der  Landung  mittelst  feindlicher  Kriegsschiffe  zu 
bewahren  und  das  Auslaufen  der  unter  revolaüonfirer  Bot* 
mässigkeit  im  Hufen  von  Venedig,  stehenden  Fahraeuge  zu 
hindern,  gelöst  war,  musste  zur  Vermehrung  des  Materials, 
zut  Anlegung  neuer  Ausrüstungsstätten  und  Schiffswerften, 
zur  Vermehrung  und  Uebung  der  Officiere  und  Matrosen  ge- 
schritten werden.  Der  königlich  dänische  Gontre-Admiral 
Dahlerup  wurde  an  die  Spitze  der  kaiserlichen  Kriegs-Marine 
berufen,  nach  dessen  Abgange  der  Gvil-  und  Militär -Gou- 
verneur von  Triest  und  dem  Küstenlande,  Feldmarschall- 
Lieutenant  Graf  Wimpffen,  einer  der  topfersten  Heerführer 
im  letzten  itolienisehen  Kriege,  zum  Marine -Ober- Comman- 
danten  ernannt  wurde.  Der  treffliche  Creist,  welcher  das 
Landheer  beseelt ,  fand ,  wie  die  cameradschaftliche  Verbrü- 
derung der  Officiere,  unter  seiner  Verwaltung  aUgemeine 
Verbreitung  in  der  kaiserlichen  Kri^s-Marine,  welche  eben 
damals  die  deutsche  Einrichtung  und  die  Grundlagen  ihrer 
organischen  Gestoltung  durch  die  Errichtung .  des  Admirali- 
täts-Rathes  und  die  Anlage  des  grossen  See -Arsenales  im 
Kriegshafen  zu  Pola  erhielt. 

Diesem  Stodium  der  zweckmässig  eingeleiteten  Vorbe- 
reitung in  der  Entwicklung  der  kaiserlichen  Kriegs -Marine 
folgte  ihre  Erhebung  zu  dem  höheren  Range,  welchen  sie 
gegenwärtig  sowohl  ihrer  Stellung  im  Staats -Oi^anismua, 
als  dem  Umfange  der  ihr  zu  Gebote  gestellten  Mittel  und 
ihrer  darauf  gegründeten  Leistungen  nach  einnimmt,  seit 
der  Bruder  des  Monarchen,  Se.  kaiserl.  königl.  Hoheit  der 
Erzherzog  Ferdinand  Maximilian,  als  Ober-Commandant 
die  unmittelbare  Leitung  der  Kriegs -Marine  übernahm.  Wenn 
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8eti<>n  diese  Besttmmuog  des^  kaiserlichen  Prinzen  die  Ab- 
sicht des  Monai*ehen  an  den  Tag  legte  ^   die  österreichische 
Kriegs- Marine  zu  einer  der  Würde  des  Staates  und  der  hö- 
heren ,  ihr  durch  die  Verhältnisse  eingeräumten  Bestimmung 
entsprechenden  Stellung  zu  erheben,  so  wurde  diese  erha- 
bene Absicht  durch  die  persönlichen  ESgenschaften  des  kai- 
serlichen Marine -Befehlshabers  noch  mehr  gefördert    Nach- 
dem der  Prinz  die  eindringendsten  Fachstudien  mit  ernstem 
Fleisse  und   ausdauernder  Beharrlichkeit  zurückgelegt  und 
während  wiederholter  Seereisen  sich  die  praktische  Ausbil- 
dung  auf  der   ganzen  Stufenleiter  der  Dienstes -Hierarchie 
angeeignet  hatte,  trat  er  an  die  Spitze  der  Kriegs -Marine, 
ausgerüstet  mit  umfassenden  Fachkenntnissen,  von  der  Na- 
tur ausgestattet  mit  einer  ungewöhnlichen  Gabe  der  Beob- 
achtung^  die  er  auf  seinen    weiten  Reisen   in  und   ausser 
Europa,  an  den  Höfen  der  Souveraine,  sowie  nuter  Kriegs- 
Cameradisn  und  in  den  Stuben  der  Gelehrten  geschärft  und 
bewährt  hatte ,   erfüllt  von  dem  echten  Geiste   der  Vater- 
landsliebe und  jener  angestammten  Thätigkeit  der  Glieder 
seines  Hauses,  mit  welcher  er  ror  keinem  Hindernisse  zu- 
rückschreckt  und    dem    erhabenen  Beispiele   seines  kaiser- 
lichen Bruders  und  Herrn  nacheifert.    Sc^on  hat  sicli  in  der 
kurzen  Zeit,   seit  der  kaiserliche  Prinz  die  Kriegs -Marine 
leitet,  dieselbe  zu  anem  hohen  Ansehen  im  In-  und  Aus- 
lände emporgehoben,  schon  ist  Vieles   zu  ihrer  Ausbildung 
und  Vergrösserung  geschehen ,  und  noch  mehr  lässt  die  Zu; 
kunft  erwarten,  wenn  die   begonnene  organische  Entwick- 
lung der  bezüglichen  Verhältnisse  ihrer  Vollendung  entg^eu- 
geht,  wie  zweiThatsacben,  der  jüngsten  Vergangenheit  an- 
gehörig ,   zur  Genüge  darthun.     Dadurch ,   dass  die  Marine- 
Verwaltung  ihrer  Unterordnung  von  der  Armee -Verwaltung 
enthoben   wurde  mid  zu  der  unabhängigen  SteUung  einer 
Central- Stelle  (eines  Ministeriums)  gelangte,  wurde  dieselbe 
den  übrigen  grossen  Verwaltongszweigai  des  Staates  eben- 


h&ttig  geomchi  and  zu  dem  ihr  gebtthrenden  RAnge  ^liobeD. 
AnderseitB  bestand  der  erste  Gebrauch,  welchen  der  kiuaer- 
liohe  Prinz  von  seiner  umfassenden  Machtvollkommenheit 
machte,  darin,  dass  er  die  Expedition  der  Fregatte  Noraira 
mit  der  Bestimmung  einer  Weltumseglnng  und  jene  der  Cor- 
▼ette  Carolina  in^s  Leben  rief,  dne  Unternehmung,  welche  im  . 
In-  und  Auslande  die  allgemeinste  Theünahme  erweckte,  und 
den  Beweis  lieferte,  wie  der  Chef  der  österreichischen  Kriegs* 
Marine  die  Vervollkommnung  des  Dienstes  mit  den  Interes- 
sen der  Wissenschaft  zu  verbinden  weiss.  In  solcher  Weise 
wird  die  österreichische  Kriegs -Marine  der  Erreichung  ihrer 
Bestimmung  rasch  entgegengehen.  Diese  Bestimmung  kann, 
den  natQrlichen  Verhältnissen  gemäss,  nicht  darin  liegen, 
mit  den  Seemächten  ersten  Ranges  zu  rivalisiren;  wohl  aber 
ist  sie  darauf  gerichtet,  die  Küsten  des  Reiches  gegen  feind- 
lichen Angriff  zur  See  erfolgreich  zu  vertheidigen ,  das  adria- 
tische  Meer  gegen  alUUlige  Versuche  von  Seemächten  zweiten 
Ranges  frei  zu  erhalten,  und  dem  vaterländischen  Handel, 
namentlich  in  den  Grewässern  der  Levante  und  des  Mittd* 
meeres^  überhaupt  einen  kräftigen  und  wirksamen  Schufti 
angiedeihen  zu  lassen. 

Mann^[iM)h  und  auf  alle  Zweige  des  IKenstes  ausgedehnt  sind 
die  einzelnen  Maassr^^eln,  wekshe  seit  dem  Jahre  1848  in  der  kai- 
serlichen Kriegs-Marine  zur  Ausitahrung  gekonunen  sind. 

Vorerst  wurde  das  Verhältniss  zu  den  fremden  Kri^s-Marinen 
dahin  geregelt,  dass  der  Zutritt  fremder  Eriegsschifle  zu  den  drd 
Kriegshäfen  Venedig,  Pola  und  Lissa,  mit  Ausnahme  des  Falles 
dringender  Schiflsgefahr  bei  den  zwei  Jetzteran  Häfen,  untamgt, 
und  das  Einlaufen  in  den  Hafen  von  Triest,  sowie  in  die  abrigen 
befestigten  Häfen  an  gewisse  Bedingungen  gebunden,  und  das  Ver- 
weilen daselbst  von  der  einzuhebekiden  Erlaubniss  des  Oouvemeura 
oder  obersten  Commandanten  abhängig  gemacht  wurde  '•  Im  Jahre 
1854  wurde  auch  die  Bucht  von  Gattaro  zum  Kriegshafen  erklärt, 

I  Krisgs-Ministerial-Erlasa  vom  24.  Janaar  1S60. 
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HO  dass  nur  bei  dringenden  Seegefahren  einzelnen  Kriegsaelitffen 
fremder  Flaggen  das  Einlaufen  zusteht  ^ 

Für  die  Heranbildung  tüchtiger  Marine -Oflfieiere  besteht  die 
Marine-Akademie,  welche  im  Jahre  1848  von  Venedig  nach 
Trieftt  verlegt  und  aus  einer  italienischen  in  eine  deutsehe  Bil- 
dungsanstalt umgewandelt  wurde,  im  Jahre  1857  aber  nach 
Fiume  Übersiedelte,  wo  für  sie  ein  eigener  Palast  erbaut  ist. 
Ausserdem  ist  in  Venedig  eine  Arsenal-Lehrlingsschule  und  in  Triest 
die  Marine- Schul -Compagnie  flir  die  Bildung  von  Unterofficieren 
vorhanden.  Das  Officier- Corps  erhält  aus  der  Marine- Akademie 
ttberwiegeiid  deutschen  Zuwachs  (die  Söhne  mehrerer  Familien  des 
höchsten  Adels  aus  den  deutschen  Staaten  haben  darin  ihren  Lehr^ 
Curs  zurückgelegt,  und  dienen  nunmehr  in  der  kaiserlichen  Kriegs- 
Marne),  wie  auch  nach  Auflösung  der  deutschen  Flotte  mehrere 
derselben  angehörige,  eben  so  einige  dänische  Marine-Officiere  in  die 
kaiserliche  Kriegs-Marine  aufgenommen  wurden.  Für  die  Comple^ 
tirung  des  Matrosen-Ck)rps  wird  gegenwärtig  noch  auf  dem  Wege 
der  Reerutirung  vorgegangen;  es  ist  aber  bereits  mit  einer  kaiser- 
lichen Entschliessung  vom  Jahre  1857  das  Institut  der  Marine- 
Inscription  aller  zur  österreichischen  Handelsflotte  gehörigen  Schiffs- 
mannschaft gegründet,  welches  in  Verbindung  mit  der  daranzu- 
reihenden  Marine  -  Gonscription  die  Ergänzung  des  Kriegsmatrosen- 
Corps  aus  dem  Personale  der  Handels-Marine  in  einer  die  letztere 
schonenden  und  doch  das  allflillig  sich  kundgebende  Bedürfniss  an 
Bemannung  der  Kriegsschiffe  in  ausreichendster  Art  deckenden  Weise 
sicher  stellen  wird. 

Vor  dem  Jahre  1848  hatte  Oeaterreich  einen  einzigen  Waffen- 
und  Ausrüstungsplatz  für  seine  Kriegs-Marine  in  Venedig.  Seither 
ist  die  trefflich  geeignete  Lage  des  unvei^leichlichen  Hafens  von 
Pola  i.äher  gewürdigt  und  derselbe  zum  Hauptkraegshafen  gebildet 
worden,  welcher  mit  einem  Arsenale,  einem  Dock  und  grossartigen 
Magazinen  versehen  ist;  eben  liegt  daselbst  das  erste  österreichische 
Linienschiff  im  Baue  auf  dem  Werfte.  Femer  besteht  das  Arsenal 
und  der  Ausrüstungsplatz  zu  Venedig  wki  früher,  und  überdiess 
wurde  in  Muggia  nächst  Triest  ein  vom  Prof.  Tonnello  angelegtes 
Schiffswerit,  zunächst  für  den  Bau  von  Dampfschiffen,  erworben 
und  vei^rössert.  Ein  reges  Leben  herrscht  auf  diesen  verschiede- 
nen Werften,   aus  denen  in  den  letzten  Jahren  mehr  Kriegsscliiffe 

'  Verord.  des  Armee- Ober -Commando's  vom  9.  August  ld54. 
V.  Czoernig,  Oesterreich's  Neugestaltung,  44 
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hervorgegaug«;a  sind,  als  je  zuvor  in  Oeöterreich  in  einem  gleichen 
Zeitraume  erbaut  wurden,  wozu  noch  die  in  England  ftlr  Rechnung 
der  kaiserlichen  Marine  erbauten  und  bereits  in  den  österreichisehen 
Häfen  eingetroffenen  Kriegssdiiffe  gezählt  werden  müssen.  In  frühe- 
rer Zeit  bestand  die  österreichische  Kriegs -Marine  fast  durchaas 
aus  Segel-Schiffen  meist  von  kleineren  Dimensionen  und  Gattungen. 
Bei  der  Neugestaltung  der  Marine  wurde  die  Erfahrung  geltorig 
lierücksichiigt,  welche  in  der  neuen  Kriegsführung  zur  See  den 
Dampfschiffen,  und  namentlich  den  Schraubendampfern,  den  vor- 
dersten Rang  anweiset,  so  dass  die  meisten  neuen  und  im  Baue 
begriffenen  Schiffe,  welche  zugleich  zu  den  höheren  Kategorien 
zählen,  dieser  Gattung  angehören. 

Zur  Uebung  der  Equipagen  und  zur  Bewähmng  der  Seefiich- 
tigkeit  der  Schiffe  werden  alljährlich  kleinere  und  grössere  Uebungs- 
fahrten  angestellt.  Zuerst  beschränkten  sich  dieselben  auf  die 
Uebungsfahrten  der  Zöglinge  der  Marine  -  Akademie  innerhalb  des 
adriatischen  Golfes,  hierauf  traten  die  Fahrten  einzelner  Kriegsschiffe 
und  später  ganzer  Geschwader  nach  allen  Theilen  des  Mittelmeeres, 
welches  genau  zu  kennen  die  österreichische  Kriegs -Marine  zum 
Schutze  des  nationalen  Seehandels  zunächst  berufen  ist,  hinzu,  und 
wurden  später  bis  nach  den  canarischen  Inseln  und  Westindien 
ausgedehnt.  Die  groseartigste  von  Seiner  kais.  Hoheit  dem  Marine- 
Ober-Commandanten  veranstaltete  Fahrt  dieser  Art  ist  aber  die  Ex- 
pedition der  Fregatte  Novara  und  der  Corvette  Carolina,  welclie 
erstere  eine  Ei-dumseglung  zu  machen  ausgesendet  wurde,  wah- 
rend die  letztere  ihre  Seereise  bis  S.  Francisco  in  Californieu  aus- 
dehnen und  von  da  rückkehren  wird.  Die  durch  diese  Expedition 
gewonnenen  Yortheile  in  der  Ausbildung  der  Ofliciere,  der  Uebung 
der  Mannschail  und  den  zalilreichen  Air  die  Wissenschaft  gewon- 
nenen Resultaten .  (zu  deren  Erziel  ung  eine  eigene  wissenschailliche 
auf  das  trefilichste  ausgerüstete  CSoipmission  auf  der  Novara  einge- 
schult ist)  werden  diese  Expedition  zu  dem  Glanzpuncte  in  der 
Geschichte  der  österreichischen  Marine  machen,  gleichwie  der  na- 
tionale Seehandel  sich  davon  erhebliche  Yortheile  versprechen  darf. 

Die  Verwaltung  der  Kriegs-Marine  gründet  sich  in  ihrer  heu- 
tigen Gestaltung  zunächst  auf  das  mit  Allerhödister  Entschliessung 
vom  7.  October  1854  erlassene  Statut ',  mit  welchem  dem  Marine- 
Ober- Commando   in   der   Unterordnung   unter  dem  Armee -Ober- 

•  Vei-ord.  des  Armee- Ober -Commando's  vom  11.  October  1854. 
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(Jommando  sein  Wirkungskreis  voi^ezeichnlbt  wurde.  l>iese  Usterotd- 
nung  entfiel  jedoch,  nachdem  mit  Allerhöchster  Entscliliessung  vom 
5.  August  1856  dem  Marine-Ober-Gommando  die  Stellung 
einer  unmittelbaren  Central -Behörde  verliehen,  sonach  die  bisher 
von  dem  Armee-Ober-Gommando  besorgten  Marine-Angelegenheiten 
in  dessen  selbststftndigen  Wirkungskreis  übertragen  wurden.  Hier- 
durch wurde  die  Marine-Verwaltung  zu  einem  selbststftndigen,  den 
übrigen  Ministerien  und  Central-Stellen  gleichgestellten  Verwaltungs- 
zweige erhoben,  womach  auch  das  Statut  für  das  Marine-Ober 
Commando  die  entsprechende  AbAnderung  erhielt.  Eine  weitere 
Modification  musste  eintreten,  nachdem  der  Marine-Ober-Comman- 
dant,  Seine  k.  k.  Hoheit  Erzherzog  Ferdinand  Maximilian,  gleich- 
zeitig zum  General-Gouverneur  des  lombardisch-venezianischeuv  Kö- 
nigreiches ernannt  worden  und  dadurch  seine  zeitweilige  Entfernung 
vom  Amtssitze  des  Marine-Ober-Gommando's  geboten  war.  Sonach 
wurden  die  Befugnisse  des  Marine-Ober- Gommandanten  von  jenem  des 
Marine-Commando's  zu  Triest  geschieden ,  und  ersterem  (nebst  dem 
hierzu  erforderlichen  Personale)  jene  Geschäfte  zugewiesen,  welche 
bei  der  früheren  Unterordnung  des  Marine- Ober -Gommando^s  unter 
das  Armee -Ober -Commando  von  den  Central-Stellen  in  Wien  be- 
sorgt worden  waren  (welche  dem  Wirkungskreise  eines  Ministe- 
riums entsprechen),  ausserdem  aber  auch  noch  die  Entscheidungen 
in  technischen  Angelegenheiten  dem  Marine  -  Ober -C!ommandanten 
vorbehalten.  Das  Marine -Commando  zu  Triest  aber  erhielt  den 
Wirkungskreis,  welcher  ihm  mit  dem  Statute  vom  Jahre  1854 
vorgezeichnet  worden  war,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  in 
allen  Fällen,  wo  früher  die  Entscheidung  des  Armee-Ober-Comman- 
danten  erforderlich  war,  nunmehr  jene  des  Marine-Ober^Comman- 
danten  einzuholen  ist,  wobei  überdiess  letzterem,  wie  erwähnt, 
die  Entscheidungen  in  technischen  Angelegenheiten  vorbehalten 
bleiben  '. 

Im  Jahre  1847  zählte  die  österreichische  Kriegs-Marine  57  aus- 
gerüstete Schiffe  (worunter  3  Fregatten  und  3  Corvetten)  mit  586 
Kanonen;  ein  Jalir  später  besass  dieselbe,  indem  die  Zahl  der  in 
Venedig  weggenommenen  Schiffe  durch  Ausrüstung  neuer  Fahr- 
zeuge ersetzt  worden  war,  wieder  57  Schiffe  mit  551  Kanonen 
(worunter  3  Fregatten  und  2  Corvetten).  Im  Jahre  1857  hin- 
gegen   hatte    sie    nachfolgende    Stärke:    1    Schrauben  -  Linienschiff 

'  Allerhöchste  Entschliessung  vom  6.  April  1857. 
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von  100  Kanonen  (im'  Baue),  5  Segel -Fregatten  (Sifhwarzen- 
herg,  Bellona,  Novara,  Venere,  Giunone)  mit  1^  Kanonen. 
3  Schrauben -Fregatten  (Radetzkj,  Adria,  Donau)  mit  129  Kano- 
nen ^  5  Segel-Corvetten  (Carolina,  Diana,  lipsia,  Minerva,  Titania) 
mit  100  Kanonen,  2  Sehrauben -Corvetten  (Erzherzog  Friedriche 
Conte  Dandok),  im  Baue)  mit  44  Kanonen,  4  Räder -Dampf- Cor- 
vetten (Elisabeth ,  Lueia ,  Volta ,  Cnstozza)  mit  24  Kanonen, 
7  Dampf-Avisos  mit  29  Kanonen,  7  Briggs  (Orlade,  Ussaro,  Tn- 
tone,  Monteeuecoli ,  Pola,  Dreste,  Trieste)  mit  112  Kanonen^ 
5  Scfaoonerbri^s  mit  20  Kanonen,  5  Goeletten  mit  50  Kanonen, 
2  Pnune  mit  24  Kanonen,  1  Bombarde  mit  10  Kanonen^  52  Ka- 
nonenboote mit  174  Kanonen  sammt  9  Transport-Schiffen,  im  Gan- 
zen 106  Kriegsfahrzeuge  mit  910  Kanonen,  wozu  noch  5  schwim- 
mende Batterien  kommen.  Diesem  vermehrten  Stande  und  der 
regen  Bauth&tigkeit  entsprechend  beträgt  gegenwärtig  das  Budget 
der  Kriegs- Marine  5  Millionen,  während  es  vor  dem  Jahre  1848 
die  Summe  von  ly,  Million  Gulden  nicht  überstieg. 

Für  den  Dienst  der  Marine  bestehen  ausser  der  am  Aiieriiöchsten 
Hoflasrer  befindlichen  Marine-Kaiu^lei  der  Marine-Ober-Ck)nimandant 
mit  dem  Marine-Rathe,  das  Marine-Commando  sammt  der  Admiralität 
(1  Vice-Admiral,  2  Contre-Admirale),  das  Marine-Corps  (mit  7  Unieu- 
sehills-Capitänen,  11  Fregatten-Capitänen ,  14  Corvetten-Capitänen, 
40  linienaehiffs-Lieutenants,  45  Fregatten-Iieutenants,  53  Linieu- 
schifls-Fähnrichen ,  37  Fr^alten-Fähnriehen,  79  wirklichen  und  37 
provisorischeu  Marine- Corps -Cadeten),  das  Matrosen- Corps,  das 
Marine -Schiffbau -Corps,  die  Marine -Artillerie,  das  Marine -Infau- 
ierie*Regiment,  das  ärztliche  Personale,  die  Marine-Bau- Aemter,  das 
Marine -Auditoriat,  der  Marine -Clerus,  das  Seedampfmaschiuisten- 
Corps  und  der  Marine -Verwaltungsdienst.  Alle  diese  Zweige  um- 
fassen 595  Officiere,  7.125  Unterofficiere  und  Mannschaft,  454 
Beamte,  Parteien  und  Diener.  Hafen -Admiralitäten  befinden  sich 
in  Venedig,  Triest  und  in  Pola. 


NACHTRAE6E. 


jSeite  32.  Zu  den  Mitgliedern  der  Minister- Conferenz  ge- 
hören auch  der  Chef  der  obersten  Polizei-Behörde  und  der  erste 
General-Adjutant  Sr.  k.  k.  apostolischen  Majestät. 

Seite  35.  Die  Angelegenheiten  der  k.  k.  Kriegs-Marine  wurden 
neuerlichst  aus  dem  Ressort  des  Arniee-Ober-Comniando''s  ausge- 
schieden und  dem  Marine-Ober-Commando,  als  einer  selbst- 
ständigen Central-Behöi-de,  überwiesen  (Allerhöchste  Entschliessung 
vom  5.  August  1856). 

Seite  36.  Die  Auflassung  des  Titels  ^Militär-  und  Civil- 
Gouv erneu r^  wurde  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  14.  Ja- 
nuar 1856  verfügt.  Der  Militär-  und  Civil -Gouverneur  des  König- 
reichs Ungern  heisst  hinfort:  ^General-Gouverneur''. 

Seite  37.  Die  Statthalter  der  Kronländer  Dalmatien^  Wojwod- 
schaft,  Kroatien -Slavonien  und  Siebenbüi^en  erhielten  mit  Aller- 
höchster Entschliessung  vom  16.  November  1856  den  Titel  ^Gou- 
verneur'^.  Auch  zu  Brunn  ist  in  neuester  Zeit  ein  Statthalt^rei- 
Vice-Präsident  aufgestellt  woi-den. 

Seite  38.  Der  Wirkungskreis  des  General -Gouvernements 
für  Ungern  wurde  mit  dem  Allerhöchsten  Cabinetsschreiben  vom 
16.  November  1856  festgesetzt.  Nach  demselben  ist  das  General- 
Gouvernement  die  oberste  politische  Behörde  des  Kön^reichs,  hat 
aber  auch  in  allen  anderen  Verwaltungszweigen  die  Thätigkeit  der 
Regierungs-Organe  zu  überwachen  und  ihr  einheitliches  Zusammen- 
wirken zu  vermitteln.  An  die  bezüglichen  Ministerien  oder  ober- 
sten Central-Behörden  sind  nur  vorzulegen:  alle  der  Allerhöchsten 
Schlussfassung  vorbehaltenen  Angelegenheiten;  Anträge  auf  orga- 
nische oder  legislative  Bestimmungen,  auf  Abweichung  von  be- 
stehenden Normen,  auf  Ueberschreitungen  des  Jahresvoranschlags, 
auf  Auslagen  ftlr  Rechnung  der  politischen  Fonde,  so  weit  nicht 
eine  jede  politische  Landesbehörde  sie  zu  bewilligen  berufen  ist; 
Yeritlgungen,  welche  auch  andere  Kronländer  berühren  oder  eine 
Rücksprache  mit  dem  Finanz-Ministerium ,  dem  Ministerium  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten,  dem  Armee-Ober-Commando  oder  der 
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obereieA  Reclinuugs- Controls -Behörde  erheischen;  Vorschläge  zur 
Ernennung,  Versetzung,  Degradirung  oder  Entlassung  von  Beam- 
ten gewisser  Kategorien;  Verhandlungen  ttber  Recurse  in  Partei- 
saehen. Hingegen  steht  dem  General-Gouverneur  nach  Allerhöeh- 
stem  Cabinetsschreiben  vom  25.  Februar  1856  auch  die  Verliängun«; 
und  Aufhebung  des  Standrechtee  zu. 

An  Stelle  des  Feldmarscballs  Grafen  Radetzky  steht  jetzt 
Se.  k.  k.  Hoheit  Erzherzog  Ferdinand  Maximilian  als  Ge- 
neral-Gouverneur des  lombardisch-veueziaDischen  Königreichs.  Der 
Wirkungskreis,  welcher  den  Statthaltereien  in  Mailand  um! 
Venedig  zukömmt,  wurde  mit  dem  Allerhöchsten  Cabinets- 
schreiben vom  30.  Januar  1856  geordnet  (Minist -Verord.  vom 
30.  Mäiz  1856). 

Seite  39.  Die  Hauptstadt  Zara  ist  aus  dem  Verhältnisse  der 
Unterordnung  unter  die  Kreisbehörde  noch  nicht  getreten. 

Seite  42.  Die  Berufung  von  den  als  Seegerichte  fungiren- 
den  Gerichtshöfen  erster  Instanz  erfolgt  an  die  vorgesetzten  Ober- 
landesgerichte,  von  den  als  Seegeriehte  fungirenden  Consular- Ge- 
richten au  das  Oberlandesgericht  in  Triest 

Seite  43.  Der  Strafgerichtshof  in  Mantua  wurde  mit 
Allerhöchster  Entschliessung  vom  25.  Januar  1857  aufgelöst  In 
Ungern  steht  die  Gerichtsbarkeit  Über  politische  Verbrechen  zufolge 
Allerhöchster  Entschliessung  vom  30.  September  1855  nur  dem 
Landesgerichte  von  Ofen  zu,  M'ährend  die  Untersuchung  und  Ent- 
scheidung über  das  Verbrechen  der  VerilLlschung  öffentlicher  Credits- 
Papiere  sämmtlichen  Landesgerichten  (mit  Ausnahme  desjenigen  zu 
Pest)  obliegt. 

Seite  44.  Dem  jüngst  mit  dem  päpstlichen  Stuhle  abgeschlos- 
senen Conoordate  zufolge,  traten  auch  in  den  nicht- ungriachen 
Ländern  die  geistlichen  Ehegerichte  für  die  Katholiken 
in  das  Leben. 

Seite  44.  Zu  Prag  besteht  jetzt  gleichfalls  ein  Handelsge- 
richt —  In  Dalmatien  (statt  in  Siebenbürgen)  können  Recbtaatrei- 
tigkeiten  bis  zum  Belange  von  12  fl.  auf  dem  flachen  Lande,  von 
60  fl.  in  den  Städten  und  Märkten  bei  den  Gemeindevorsländen 
angebracht  werden. 

Seite  45  und  46.  Den  Kreis-  (Komitats-)  Gerichten  ist  nocli 
jenes  zu  Gross-Kallö  im  Grosswardeiner  Oberlandesgerichts-Sprengel, 
den  Berggerichten  sind  jene  zu  Zara,  Bergamo  und  Belluno  anzu- 
fügen.    Die   Zahl  der  städtisch -delegirten  Bezirksgerichte  (Stadt- 
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Prätureii)  beträgt  jetzt  im  Mailänder  Oberlandesgerichts-Sprengel  10^, 
im  Gros8wardeiner  6,  jene  der  zur  Untersuchung  für  Verbrechen 
und  Vergehen  bestimmten  Bezirksämter  beläuR  sich  in  Krain  auf  8, 
im  Pest-Ofner  Verwaltungsgebiete  auf  3  und  im  Grosswardeiner 
auf  11. 

Seite  47.  Die  Finanz-Landes-Directionen  werden  im  lombardisch- 
venezianischen  Königreiche  ^Finanz-Prä fecturen^  genannt 

Seite  48.  Zu  BrUnn  besteht  jetzt  gleichfalls  eine  Steuer- 
Administration.  Das  Central-Taxamt  ist  gegenwärtig  der 
Finauz-Tandes-Direction  zu  Wien  unmittelbar  untergeordnet« 

Seite  49.  Jeder  Finanz-Landes-Direction,  Finanz-Landes-Direc- 
tions- Abtheilung  und  Finanz-Präfectur  ist  eine  Finanz-Proeura- 
iur  beigegeben;  in  Linz,  Salzburg,  Kiagenfurt,  Laibach,  Triest^ 
Troppau  und  Czernowitz  bestehen  Fiu an z-Procura tu rs- Ab- 
iheilungen, in  Verona  eine  Finanz-Procuraturs-Expositur. 

Die  Berghauptmannschaft  in  Pilsen  wurde  jttngst  nach 
Prag  verlegt  Berghauptmannschailen  bestehen  femer  zu  Laibach 
(Minist -Verord.  vom  5.  Juli  185G),  Bergamo,  Belluno  und  Zara 
(Minist -Verord.  vom  20.  Juli  1857).  Die  Finanz- Pr&fecturen  im 
lombardisch  -  venezianischen  Königreiche  fungiren  nicht  melir  als 
Berg  -Lehensbehörden. 

Seite  50.  Zu  Innsbruck  besteht  eine  Landes-Forst-Direc- 
tion  (kaiserl.  Verord.  vom  19.  April  1856)  für  Tirol  und  Vor- 
arlberg. Das  Bei^amt  in  Mährisch-Ostrau  wurde  im  August  1856 
aufgelassen,  wogegen  die  Bergwerks -Inspectorats- Oberämter  zu 
Schmölnitz  und  Kagy-Bdnya  in  Berg-,  Forst-  und  Oüter-Di- 
rectionen  (Minist -Verord.  vom  15.  August  1857),  die  Marma- 
roaer  Cameral- Administration  in  eine  Berg-,  Salinen-,  Forst- 
und  Guter-Direction  (Minist-Verord.  vom  15.  November  1856) 
umgewandelt  wurden.  Das  Bergwerks-Inspectorat  in  Agordo 
untersteht  der  Finanz-Präfectur  in  Venedig.  Der  Finanz-Präfectur 
in  Mailand  endlich  sind  12  Forst-Inspectorate  untergeordnet 

.Seite  52.  Als  Organ  des  Handels  -  Ministeriums  wurde  mit 
Allerhöchster  Entschliessung  vom  6.  Februar  1856  die  General- 
Inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  bestellt, 
welche  berufen  ist,  die  in  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  16. 
November  1851  vorbehaltene  höhere  Aufsicht  und  Controle  zur 
Handhabung  der  Sicherheit  und  Ordnung  im  Betriebe  der  österrei- 
chischen Staats- und  Privat-Eisenbahnen  auszuüben  (Minist-Verord. 
vom  8.  März  1856). 
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Seite  56.  Die  Kisenbahnbaii  -  Direction  zu  Verona 
wurde  mit  1.  März  1857  aufgelassen  und  es  erstreckt  sich  jetzt  der 
Ciesehaflskreis  der  Central -EHrection  för  Eisenbahnbauten  auf  den 
ganzen  Umfang  des  Kaiserstaates. 

Seite  59.  Alle  das  Telegraphen-Wesen  berührenden  Angelegen- 
lieiteu  sind  in  der  Direction  der  Staats-Telegraphen  vereinigt 
(Minist.-Erlass  vom  ^M.  August  1856),  unter  welcher  9  Inspeetoren 
die  Ueberwachung  der  Telegraphen -Stationen  besorgen. 

Ueberswht  der  bereits  eröffneten  Telegraphen-Sta- 
tionen (mit  Inbegnff  der  Haupt -Stationen): 


Tdegraphen- 
SUtionen. 


Kronland. 

Oe^terreicll  unter  der 

Enus 3 

Oesterraeh  ob  der  Enus  1 

Salzburg 1 

Steiermark    ....  2 

Kämthen 1 

Krain 1 

Küstenland    ....  5 

Tirol 8 

Böhmen 11 

M&hren 2 


Kronland 

Schlesien  . 

Galizien    . 

Bukowina 

Dalmatien 

Lombardie 

Venedig   . 

Ungern 

Wojwodschalt 

Kroatien-SIavon 

Siebenbürgen 

Militärgränzc 


en 


Tdegrapben- 
Stationen. 

7 

1 

5 
10 

8 
13 

2 

3 

•i 

o 

en   der   süd- 


Seite  60.  Gegenw&rtig  sind  die  beiden  Sectioii 
liehen  Staats-Eisenbahu  vereinigt  und  seit  I.Mai  1856  unter 
die  Leitung  der  Wiener  Betriebs-Direction  gestellt  (Minist^-Erlass  vom 
8.  März  1856).  Die  Betriebs-Direction  zu  Verona  wurde  mit 
1.  Mfirz  1857  aufgehoben  (Minist. -Verord.  vom  14.  Februar  1857). 

Seite  61.  In  Siebenbüi^en  ist  das  Gelnet  der  evangelischen 
Kirche  A.  C.  in  Capitel,  jenes  der  evangelischen  Kirche  h.  C.  in 
Diöeesen  eiugetheilt,  welchen  Decanate  vorgesetzt  sind. 

Das  Institut  der  Schulrät  he  wurde  im  lombardisch -venezia- 
nischen Königreiche  mit  Ministerial- Verordnung  vom  10.  Juli  1857 
eingeftlhrt. 

Die  Anmerkung  1  entfallt,  da  der  Wirkungskreis  des  Cre- 
neral- Gouvernements  in  Ungern  t>ereits  oben  auseinandergesetzt 
wurde. 

Die  Staatsprüfungs-Commission  zu  OlmOtz  ist  gegen- 
wärtig aufgehoben^  dagegen  bestehen  solche  Gommissionen  audi 
in  Pressburg,  Kasehau  und  Grosswardeiu. 
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Seite  «J2.  Statt  ^Militär-  und  CSvil-Gouverneure'^  lies  „General- 
Goiiverneure  und  Gouverneure''. 

Prüfunge-CommJssionen  für.  die  Staatsrechnuugs- 
AV  issenschaft  bestehen  jetzt  auch  zu  Mailand  und  Venedig. 

Seite  63.  Eine  eigene  Marine-Buchhaltung  wurde  mit 
Krlass  der  obersten  Rechnungs-Controls-Behörde  vom  18.  März  1857 
errichtet.  Die  Hof-Kriegsbuchhaltung  trat  mit  1.  April  1857 
unter  der  Benennung  „Central-Militär-Rechnungs-Departement^  au» 
der  Dependenz  von  der  obersten  Rechnungs-Controls-Behörde  in 
jene  vom  Armee-Ober-Commando  (Erlass  d.  ob.  Rechnungs-Controls- 
Behörde  vom  21.  März  1857).  Die  Militär-Rechnungs-Controle  und 
der  Geschöflsbetrieb  der  Militär-Rechnungs-Departements  werden 
von  der  General-Rechnungs-Inspection  im  Stande  der  ober- 
sten Rechnungs-Controls-Behörde  überwacht. 

Auch  in  der  Bukowina  besteht  eine  Staatsbuchhaltung s- 
Abtheilung. 

Seite  73.  Bis  Ende  December  1857  war  auch  das  Königreich 
beider  Sicilien  in  die  Reihe  jener  europäischen  Regierungen  getreten, 
mit  welchen  Oesterreich  in  neuester  Zeit  Verträge  abschloss. 

Seite  74.  Die  Ausscheidung  Parma's  aus  dem  österreichischen 
Zollverbande  erfolgte  im  Jahre  1857. 

Seite  78.  Durch  eine  eigene  Allerhöchste  Entschliessung  vom 
3.  September  1857  wurden  die  staatsbürgerlichen  Verhält- 
nisse der  im  türkischen  Reiche  befindlichen  österrei- 
chischen Un t er t hauen  und  Schutzbefohlenen  geregelt  und  ihre 
Stellung  gegenüber  den  Organen  der  kaiserlichen  Regierung  geordnet. 
Die  kaiserliche  Unterthanschaft  muss  hiernach  durch  ein  regelmässiges 
Reise-Documeiit  oder  einen  Internuntiatur-Pass  nachgewiesen  werden. 
Die  bloss  zeitlich  an  einem  Orte  Anwesenden  bedürfen  einer  Aufent- 
haltskarte, die  Sesshaften  müssen  in  die  Matrikel  der  Consular-Ge- 
meinde  eingetragen  sein.  Jeder  österreichische  Unterthan  geniesst  des 
tractatenmässigen  Consular-Schutzes,  der  Consular- Jurisdiction  und  des 
Niederlassungsrechtes.  Diejenigen,  welche  die  Nachweisung  der  Unter- 
thanschaft innerhalb  der  zur  Aufnahme  des  Un  terthan-Status  bestimmten 
Frist  verabsäumen  imd  keinem  inländischen  Gemeinde- Verbände  ange- 
hören, können  des  Anspruchs  auf  die  Unterthanschaft  d  urch  die  Internun* 
tiatur  verlustig  erklärt  werden.  Unterthanen  belreundeter  dritter  Mächte, 
welche  am  betreffenden  Orte  keine  eigene  Vertretung  haben  und  osma- 
nische  Unterthanen,  die  sich  im  Consulats-  oder  Intemuntiaturs-Dienste 
befinden,  werden  als  österreichische  Schlitzverwandte  behandelt.  Der 
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Iii8tai»enzug  geht  vom  Consular-Amte  an  die  Interuuntiatur  und  von 
dieser  an  die  bezügliche  Central-Beiiörde  in  Oesteireich  (Minictt.- 
Verord.  vom  2.  December  1857). 

In  Folge  der  Umänderungen  im  Gebiete  der  reehtt»-  und  Staat«- 
wissenschalUichen  Studien  wurden  mit  Ministerial-Erlass  vom  6.  Juni 
1856  auch  solche  Candidaten  zu  der  Diplomaten-Prüfung  zu- 
lassbar erklärt,  welche  zwar  keine  regelmässigen  Uuiversitäts-Stu- 
dien  gemacht,  aber  doch  die  rechtshistorische  und  staatswisaen- 
bchallliche  Staatspüfung  bestanden  und  (Iber  mehrere  bezeichnete 
Gegenstände  ein  Privatissimum  gehört  haben.  Den  Gegenständen 
der  Dipiomaten-PrUf'ung  wurde  noch  das  deutsche  Bundesrecht  und 
das  österreichisch-internationale  Privatrecht  beigefügt 

Seite  78,  79  und  80.  Seit  1856  sind  von  Oesterreich  mit 
fremden  Staaten  noch  folgende  Verträge  abgeschlossen  worden: 

Deutschestaaten:  Convention  über  den  gegenseitigen  Schrif- 
tenwechsel der  Gerichtsbehörden  —  jedoch  ohne  Beitritt  Holateiu- 
Lauenburg'*8,  Liechtenstein''s  und  Luxembui^-Iimburg^s  —  bekannt 
gegeben  am  17.  Januar  1857. 

Deutsch-österreichischer  Postvereiu:  Nachtrags- Ver- 
trag vom  3.  September  1855. 

Deutsch-österreichischer  Telegraphen-Verein:  Re- 
vidirter  Vereins -Vertrag  16.  November  1857. 

Zollvereinsstaaten  und  Liechtenstein:  Mttnzvertrag 
vom  24.  Januar  1857. 

Baiern:   Eisenbahnvertrag  vom  21.  April  1856. 

Nassau:  Tragung  der  durch  Requisitionen  der  gegenseitigen 
Behörden  erwachsenden  Kosten  in  Straf-  und  Givil-Rechtssachen  — 
bekannt  gegeben  am  28.  Januar  1858. 

Preussen,  Hannover,  Oldenburg,  Meklenburg- 
Schwerin,  Hausestädte,  Belgien,  Niederlande,  Frank- 
reich, Grossbritannien,  Schweden,  Dänemark  und 
Russland:  Aufhebung  des  Sundzolls  14.  März  1857. 

Baiern,  Würtemberg,  Türkei:  Donau -SchitDahrts- Acte 
7.  November  1857. 

Sardinien:  Eisenbahnansehluss  19.  Juni  1856;  Ausweclisluog 
von  Reisenden,  Ejiecten  und  Frachten  23.  Juli  1856;  Telegraphen- 
Vertrag  vom  3.  October  1856. 

Mo  de  na:  Auslieferung  der  Verbrecher  mit  einer  Nachtiags- 
Convention  23.  Juni  1856;  Erneuung  des  Zolleinigungs -Vertrags 
15.  October  1857. 
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Kirchenstaat:  Telegraphen-Vertrag  vom  5.  Mai  1856;  Aus- 
lieferung der  Verbrecher  5.  December  1856. 

Beide  Sicilien:  Erweiterung  des  Handels-  und  SchifflTahrts- 
Vertrags  8.  Februar  1856. 

Schweiz,  Preussen,  Frankreich,  Grossbritannien 
und  Russland:  Regelung  der  völkerrechtlichen  Stellung  des  FUr- 
stenthums  Neuen  bürg  26.  Mai  1857. 

Belgien:  Additional  -  Convention  zu  dem  Verbrecherausliefe- 
rungs- Vertrage  18.  März  1857. 

Niederlande:  Handels-  und  SchiÜTahrts- Vertrag  29.  Decem- 
ber 1855;  Convention  wegen  der  Aufstellung  österreichischer  Con- 
sular-Aemter  in  den  niederländischen  Colonien  29.  December  1855. 

Frankreich  und  Orossbritannien :  Allianz  -  Vertrag 
15.  April  1856. 

Frankreich,  Grossbritannien,  Preussen,  Russland, 
Sardinien  und  Türkei:  Friedens  vertrag  zu  Paris  30.  März  1856 ; 
Declaration  über  die  Rechte  der  Neutralen  16.  April  1856;  Vertrag 
über  die  russisch-türkische  Gränze  in  Bessarabien ,  das  Donau-Delta 
und  die  Schlangeninsel  19.  Juni  1857. 

Frankreich:   Postvertrag  3.  September  1857. 

Türkei:   Telegraphen-Vertrag  21.  Januar  1857. 

Griechenland:  Additional  -  Convention  zum  Handels-  und 
Schifflahrts- Vertrage  12.  Juni  1856. 

Tunis:   Handels- Vertrag  17.  Januar  1856. 

Vereinigte  Staaten  von  Nord- Amerika:  Auslieferung 
von  Verbrechern  3.  Juli  1856. 

Seite  84,  Zeile  9  v.  o.  Nach  „Gensdarmerie^  schalte  ein: 
Das  neue  Volkszählungs-Gesetz  gewährte  zum  ersten  Male 
die  Möglichkeit,  die  für  jede  Staatsverwaltung  wichtigsten  Verhält- 
nisse des  Bevölkerungsstandes  des  gesammten  Reiches  itlr  einen  und 
denselben  Termin  nach  gleichen  Normen  zu  ermitteln ,  auszuweisen 
und  übersichtlich  darzustellen. 

Seite  90.  Die  Bestimmungen  über  den  Wirkungskreis  und  die 
Geschäftsbehandlung  der  Central-Congregationen  erflossen 
mit  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  2.  November  1856,  welche 
ihnen  zu  ihrem  früheren  Berufe  noch  die  Angelegenheiten  der  Lan- 
desfonde,  sowie  die  Eiuflussnahme  auf  die  Communal -Gebarung, 
die  Erhebung  der  directen  Steuern  und  die  Beschleunigung  des 
Katasters  zuwies. 

Seite  91.     Nach  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  23.  März 
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1857,  b«ti;efleDd  das  Verfahren  bei  den  Yolkszählungeiu 
findet  mit  der  Zählung  der  Bevölkerung  gleichzeitig  die  Aufiialime 
der  wichtigsten  häuslichen  Nutztliiere  StatL  Zur  Vornahme  der 
Zählungen  sind  die  Gemeinden  und  die  politischen  Behörden  be- 
rufen; nur  die  Verzeichnung  der  im  activen  Dienste  stehenden  Mi- 
litärs, sowie  der  bei  denselben  befindlichen  Personen,  selbst  vom 
Civil-Stande,  bleibt  den  Militär-Behörden  überlassen.  Die  Zälilungen 
finden  über  Anordnung  des  Ministeriums  des  Innern  in  der  R^el 
alle  sechs  Jahre  nach  dem  jeweiligen  Stande  vom  31.  Oetober,  und 
zwar  gleichzeitig  in  allen  Kronländem  (mit  Ausnahme  der  Militär- 
gränze)  Statt,  und  werden  nach  den  Wohngebäuden  und  bezüglich 
nach  den  Wohnungen  ausgeführt,  deren  erstere  numerirt  sein 
müssen.  Die  Zählung  in  den  Gemeinden  nehmen  entweder  die  Ge- 
meinde-Vorstehungen (in  den  Orten ,  welche  einer  landesftlrstlichen 
Bezirksbehörde  nicht  unterstehen,  immer  die  Gemeinde-Aemter),  oder, 
wo  dieselben  nach  Ansicht  der  Kreisbehörde  oder  Landesregierung 
hierzu  nicht  Air  geeignet  erkannt  werden  sollten,  die  politischen 
Bezirksbehörden  (nach  Erforderniss  unter  Beiziehung  der  die  Ma- 
triken führenden  Seelsorger  und  mit  Verwendung  der  Gemeinde- 
Organe)  vor.  Bei  der  Zählung  der  Bevölkerung  jeder  Ortschaft  nnd 
nicht  nur  die  Einheimischen  (d.  i.  die  zur  Gemeinde  Zuständigen), 
sondern  auch  die  Fremden  (einschliesslich  der  Ausländer)  zu  ver- 
zeichnen, von  welchen  letzteren  nur  die  Reisenden  ausgenommen 
shid.  Die  Einheimischen  werden  in  die  Aufnahmsbogen,  die  Frem- 
den in  die  Fremden-Tabelle  eingetragen.  In  denjenigen  Gemeinden, 
in  welchen  die  Zählung  von  den  Gemeinde- Vorstehungen  vorgenom- 
men wird ,  sind  von  den  einzelnen  Wohnparteien  Anzeigezettei  aus- 
zufüllen ,  aus  welchen  von  dem  Gemeinde- Vorsteher  die  Aufnahms- 
bogen, die  Fremden-  und  die  Viehstands  -  Tabelle  verfasst  werden. 
In  Gemeinden,  welche  die  Zählung  selbst  nicht  vornehmen 
können,  verfasst  der  landeslürstliche  Commissär  naeli  den  münd- 
lichen Angaben  der  Betrefiendeu  sogleich  die  Aufnahmsbogen,  die 
Fremden-  und  die  Viehstauds-Ta belle.  Rücksichtlich  der  durch  die 
Militär-Behörden  zu  verzeichnenden  Personen  werden  von  den  be- 
züglichen 0)mmandanten  durch  die  Rechnungs- Kanzleien  summa- 
rische Standeslisten  verfasst,  während  die  Verzeichnung  der  dem 
Militär  angehörigen  Civil-Personen  mittelst  der  Anzeigezettel  zu  ge- 
schehen hat  Die  summarischen  Standeslisten  werden  durch  das 
betrefiende  Landes-General-CJommando,  jene  des  Armee-Ober^Com- 
mando's  unmittelbar  der  politischen  Landesstelle,  die  Anzeigezettel 
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der  bezüglichen  poiitiscben  Ortsbehörde  übermittelt.  Aus  den  Auf- 
nahmsbogen,  der  Fremden-  und  der  Viehstands-Tabelle  werden  die 
.Ortsübersicht  und  Orts- Viehstands-Tabelle,  die  Gemeinde-Üebersicht 
und  die  Gemeinde- Viehstands-Tabelle  (femer  das  bei  der  politischen 
Bezirksbehörde  aufzubewahrende  Zählungsbuch),  aus  diesen  von  den 
Bezirksbehörden  die  Bezirksübersichten,  aus  diesen  von  den  Kreis- 
behönlen  die  Kreisübersichten  sammt  den  entsprechenden  Yiehstands- 
Tabellen  zusammengestellt;  die  Landesübersichten  werden  von  der 
politischen  Landesstelle,  die  Hauptübersichten  von  dem  Ministerium 
des  Innern  und  dem  Armee-Ober-Commando  angefertigt  Bezüglich 
der  im  Auslande  weilenden  österreichischen  Unterthanen  (ein- 
schliessUch  der  Gesandtschafts-  und  Consalar- Personen  und  ihrer 
Famiiienglieder)  verfassen  die  betreffenden  k.  k.  Gesandtschaften 
die  nöthigen  Verzeichnisse ;  in  jenen  Staaten ,  in  welchen  keine  di- 
plomatische, aber  eine  Consular  -  Vertretung  Oesterreich's  besteht, 
sollen  zur  Verzeichnung  der  daselbst  domicilirenden  österreichischen 
Unterthanen  die  k.  k.  Consular- Aemter  angewiesen  werden.  Für 
die  Zählung  des  im  Auslande  statiouirten  Militärs  wird  von  dem 
Armee-Ober-Commando  vorgesorgt.  —  Die  erste  Zählung  nach  die- 
sem Gesetze  fand  am  31.  October  1857  Statt 

Seite  93.  Um  den  in  Verwendung  gegen  die  Cholera-  oder 
Typhus  -  Epidemie  stehenden  Aerzten,  Wundärzten  und  Kranken- 
wärtern eine  Sorge  abzunehmen,  wurde  den  Hinterbliebenen  der- 
selben, falls  der  Tod  der  genannten  Personen  durch  ihre  Verwendung 
erfolgt  ist,  der  Anspruch  auf  Pensionen,  Provisionen  oder  Erziehungs- 
Beiträge  zuerkannt,  auch  wenn  der  Verstorbene  noch  keine  zehn- 
jährige Dienstzeit  vollstreckt  hatte  oder  gar  nicht  im  Staatsdienste 
angestellt  war <Minist-Verord.  vom  G.Mai  1856  und  8.  Mai  1857). 

Die  Ministerial-Verordnung  vom  28.  Januar  1855  regelte  die  Vor- 
nahme der  gerichtlichen  Todtenschau.  Die  diessfalligen 
Anordnungen  wurden  auch  auf  jene  Leichen-Sectionen  ausgedehnt, 
welche  aus  sanitätspolizeilichen  oder  anderen  öffentlichen  Rücksich- 
ten durch  die  politischen  Behörden  (namentlich  bei  unnatürlichen 
Todesfällen)  vorzunehmen  sind  (Minist-Verord.  vom  8.  April  1857). 

Seite  96.  Mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  27.  Juni  1856 
wurde  das  Vereinsgesetz  bezüglich  der  Vereine  von  Katholiken, 
welche  sich  unter  geistlicher  Leitung  ohne  Rechtsverbindlichkeit  zu 
Werken  der  Frömmigkeit  und  Nächstenliebe  verpflichten,  ausser 
Wirksamkeit  gesetzt,  so  dass  diese  Vereine  nur  unter  Oberleitung 
der    Bischöfe    stehen,    welche    dem    Landes -Chef   nur    über    die 
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(irUndung  und  Oi^anisation  derselben  Nachricht  xii  geben  Iwbeii 
(Minist -Verord.  vom  28.  Juni  1856). 

Seite  98.  Eine  der  wichtigsten  Haassnahmen  in  Bezug  auf  die 
öflentliehe  Sicherheit  bildet  die  Einführung  ein^s  neuen  Pass-Sj- 
stems  durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  9.  Februar  1857,  welche 
alle  Fass- Revisionen  auf  jene  an  derOränze  des  Staatsgebietes  bc- 
schrftnkte ,  den  Inlftndem  fiir  den  Verkehr  im  Inlande  den  sehr  er- 
leichternden Gebrauch  von  Legitimatious-Karten  zugestand,  hingegen 
eine  entsprechende  Einrichtung  des  Meldungswesens  anbefahl, 
wie  sie  auch  sofort  mit  Verordnung  vom  15.  Februar  1857  Platz  griF. 

Seite  101.  Den  neuen  Anordnungen  über  das  Pass-  und 
Meldungswesen  zufolge  bedürfen  Inländer  zu  Reisen  im  Inlande 
in  der  Regel  eines  Passes  nicht;  sie  haben  sich  jedoch  mit  Legiti- 
mations-Karten  zu  versehen,  welche  die  Vorsteher  der  Bezirksämter^ 
dort  aber,  wo  sich  landesftlrsüiche  Polizei-Behörden  befinden,  die 
Vorsteher  dieser  Behörden  für  Personen,  die  in  dem  Amtsbezirke 
derselben  ihren  Wohnsitz  haben,  auf  die  Dauer  eines  Jahres  aus- 
fertigen. Das  Ministerium  des  kaiserlichen  Hauses  und  des  Aeussem 
stellt  zu  Reisen  im  Inlande  statt  der  bisherigen  Ministcrial- Pässe 
gleichfalls  Legitimations-Karten  aus.  Dagegen  bedürfen  Inländer  zu 
Reisen  in  das  Ausland  eines  ordnungsmässig  ausgefertigten  Reise- 
Passes,  der  höchstens  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  vom  Mini- 
sterium des  kaiserlichen  Hauses  und  des  Aeussem,  von  den  Chefs 
der  politischen  Landesstellen  und  von  den  Kreisvorstehem  ange- 
stellt weiden  kann.  Zur  Verlängerung  oder  Ertheilung  neuer  Päase 
sind  die  k.  k.  Missionen  im  Auslande  ermächtigt.  Auch  jeder  Aus- 
länder, der  sicli  in  den  österreichischen  Kaiserstaat  begibt,  muss 
mit  einem  ordnungsmässigen  Reisepasse  versehen  «ein.  Von  der 
bisherigen  Verpflichtung,  die  Reiseurkunden  in-  oder  ausländischer 
Behörden  im  Innern  des  österreichischen  Kaiserstaates  vorzuweisen, 
vidiren  zu  lassen  und  amtlich  zu  hinterlegen,  kömmt  es  ab,  wor- 
nach  auch  die  bisher  bestandene  Pflicht  zur  Lösung  von  Aufent- 
haltskarten entfällt;  dasselbe  gilt  auch  rttcksichtlich  der  Legitima- 
tions-Karten. Nur  an  den  Gränzen  des  Reichs  unterli^eu  die  Reise- 
Pässe  der  Revision  durch  die  k.  k.  Gränz-Aufsichtsbehörde.  —  Das 
Meldungswtsen  wird  in  jenen  Orten,  in  welchen  sich  k.  k.  PoHzd- 
Beliörden  befinden,  von  diesen,  in  den  übr^en  Orten  unter  Auf- 
geht und  Leitung  der  politischen  Bezirksbehörde  von  den  Gemeinde- 
Vorstehern  gehandhabt.  Doch  steht  es  den  Besitzern  vonnals  herr- 
schafUkher  Gutskörper  jederzeit  frei,  ihre  Meldungen  unmittelbar 
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an  die  politische  ßezirksbehörde  zu  machen.  In  Städten,  in  Orten; 
wo  die  politische  Bezirksbehörde  ihren  Silz  hat,  dann  in  allen  an 
bedeutenderen  Strassenzügen  gelegenen  Ortschaften,  so^ie  auch  in 
allen  in  der  Nähe  der  Hauptstadt  befindlichen  Orten,  wo  sich 
Fremde  aufzuhalten  pflegen,  endlich  in  jenen  Orten,  wo  industrielle 
Etablissements  von  einiger  Erheblichkeit  sieh  befinden,  haben  die 
zur  Fremdenbeherbergung  berechtigten  Gastwirthe  Ober  die  bei  ihnen 
übernachtenden  Fremden  ein  Fremdenbuch  zu  führen,  welches  von 
dem  Gemeinde-Vorsteher  paraphirt  und  stets  zur  Einsicht  der  Poli- 
zei-Organe bereit  gehalten  werden  muss.  Die  Meldung  des  Fremden 
hat  Seitens  des  Gastwirthes  in  der  Regel  mittelst  eines  vollständig 
ausgefüllten  Meldzettels  und  zwar  noch  am  Tage  der  Ankunft  des 
Fremden  zu  geschehen.  An  den  vorhin  genannten  Orten  haben 
ausser  den  Gastwirthen  auch  alle  anderen  Unterstandgeber  die  bei 
ihnen  tll)ernachtenden  Fremden  zu  melden.  Aehnlich  den  Ftefn- 
denbüchem  sind  in  den  Herbergen  Herbergs-Protokolle  zu  führen. 
EHenstboten,  Gesellen  und  sonstige  Gewerbs-,  Arbeits-  und  Be^ 
schäftigungs- Gehilfen  und  Lehrlinge  müssen  in  allen  Orten  binnen 
längstens  drei  Tagen  nach  ihrem  Ein-  oder  Austritte  gemeldet  wer- 
den. Vagabunden  oder  sonst  verdächtigeu  Leuten  darf  Niemand 
einen  Unterstand  geben. 

Seite  106,  Zeile  6  v.  u.  Statt  ^iu  den  westlichen  Kronländeni 
(sammt  Krakau)^  lies  „nunmehr  in  sämmtlichen  Kronländern^. 

Seite  111.  Statt  des  in  der  Anmerkung  5  Gesagten  ist  Fol- 
gendes zu  setzen:  In  den  Komitaten  Pest-Pilis,  Pest-Solt,  Stuhl- 
weissenburg,  Gran,  Heves,  Csongrdd,  Oedeuburg,  Wieselbarg, 
Raab,  Baranya,  Pressburg,  beiden  Neutra,  Komom,  Neogräd, 
Abauj-Torna,  Säros  und  theilweise  Zemplin,  beiden  Bihar,  B^k^s- 
Csanid  und  Arad;  in  der  ganzen  Wojwodschaft  und  dem  Temeser 
Banate  (mit  Ausnahme  des  Lugoser  Kreises);  in  den  Komitaten 
Agram,  Varasdin,  Pozega  und  Essek,  dann  in  einer  Anzahl  von 
Städten  —  sbd  die  Grundbücher  bereits  angelegt  und  verlautbart« 
In  den  Komitaten  Borsod,  Toina,  Liptau,  Sohl,  Honth,  Gömör  und 
Szatlimar,  im  Lugoser  Kreise  und  im  Fiumaner  Komitate  whd  eben 
die  Localisirung  vorgenommen. 

Seite  117.  Die  Behandlung  der  Winkelschreiber  wurde 
dureb  die  Verordnung  des  Justiz- Ministeriums  vom  8.  Juni  1857 
auf  eine  in  allen  Kronländem  gleichmässige  Weise  geregelt 

Seite  117.  Anmerkung  4  entflült  Die  umgearbeitete  Nota- 
riats-Ordnung  hat  im  lombardisch -venezianischen  Königreiche 

V.  Czoernig,  0<>st(Treich's  Neugestaltung.  4ö 


706 


1.  vo  dw  Kolirials-IiwtHiit  anf  dem  Code  Napoieon 
keine  Amrcudm^  Dn^egen  erhielt  dieselbe  neoerlicbat 
■■  GroeefartviGAaBe  Knkiui«  wo  aoeh  dn  auf  der  framoaiselieD 
GtMLiäSthmng  bendwades  Kotariats-Ioatitat  besümd,  in  Ungern,  der 
Woprodsdiall  omI  den  Banale«  KroatieD-SlavoDien  nnd  Säebenbar- 
Geknne  (KainrL  Ftteol  vom  7.  Februar,  MiDist.-Erlaes  ond  zwei 

TevonL  rom  !&  Febniar  1858). 
Seile  121.    Audi  <fie  inlindiBefaen  ZehoDgen  aotetiiegeii  jetii 
Süaipe^ebilhr. 

Seite  122.  Der  Zolleioigangs-Yertrag  mit  Parma  erloodi 
miL  31.  Oelober  lfö7,  fnngegeii  wurde  derjenige  mit  Modena,  dih 
Icr  AanabBe  einiger  Moditicatiooen,  eraeoert. 

Seile  123.  Für  den  Veriiehr  des  aDgemeinen  österreiehisehen 
Zollgebietes  mit  dem  aosgeschkwsenen  Kranlande  Dalmatien  brachte 
der  nene  Dafanatiner  ZolNTarif  vom  18.  Febniar  1857  wesentliche 
Erleiditerongen.  Solche  liegen  auch  in  der  versuchsweiee  an  den 
wiefat^en  Zollimtem  des  allgemeinen  Zollgebietes  zugetasseoea 
Creditirai^  fälliger  Einfnhizoll-Betrage. 

Der  llanz  vertrag  mit  den  Zoll  Vereinsstaaten  und  lieeiiten* 
stein  schuf  die  abermalige  Anerkennung  einer  ausschliearifcfaen  Sil* 
berwihrung  f&r  ein  >on  70  Millionen  bewohntes  Gebiet^  fthrte  für 
daaseibe  ein  allgemein  geltendes  Zahlmittel  ein,  stellte  die  Grund- 
sätze der  MOnzgesetzgebung,  namentlich  in  Betreff  der  Schtäde- 
mOnze,  fiir  Oesterreich,  Pit^ussen  und  Deutschland  fest,  und  be- 
ralete  eine  noch  innigere  Verschmelzung  der  drei  Mflnz-Sjsteme 
jenes  Gebietes  vor. 

Seite  127.  Der  Mfinzvertrag  sicliert  ffir  den  Schluss  des 
Jahres  1858  die  völlige  Rückkehr  zur  jedeizeitigen  Umwechsloag 
der  Banknoten  in  vollwerthige  Silbermünzen  zu. 

Seite  133,  Zeile  15  v.  o.  Nach  „1.  November  1853''  sete 
^mit  12'/,,  vom  1.  November  1854  aber^  —  Zeile  16  v.  o.  Statt 
„12^  setze  ,.10^.  —  In  Ungern,  der  Wojwodschaft,  Kroatien  und 
Slavonien  sind  die  gemeindeweisen  Reclamaüonen  gegen  die 
Schfttzungs-Anschlfige  abgeschlossen,  die  individuellen  aber  erst  im 
Zuge.  In  Siebenbürgen  sind  auch  die  gemeindeweisen  noch  nieht 
beendet. 

Seite  137,  Zeile  4  und  3  v.  u.    StaU  („wo  selbe  .  .  .  beendet 

sind^)  setze  („wo  selbe  nur  in  den  Provinzen  Breecia  und  Sondiio  und 

in  Theilen  der  Provinzen  Lodi,  Mantua  und  Bergamo  beendet  sind^> 

Seite  137.  Zufolge  Allerhöchster  EntachJiessung  vom  30.  August 
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1856  wurde  Air  die  ehemals  iingrisehen  Länder  und  Sieben- 
bürgen die  Licenz-GebUhr  für  den  Tabak -Bau  zum  eigenen 
Gebrsttdie  vom  Pflanzungsjabre  1857  angefangen  auf  12  kr.  Hlr  eine 
Quadrat-Klafter  des  zu  belmuenden  Grundes  erhöht  (Minist -Erlass 
vom  9..  September  1856). 

Seite  137,  Zeile  2  und  1  v.  u.,  und  Seite  138.  Zeile  1,  2,  3  v.  o. 
Statt  (^wo  die  Arbeiten  ....  im  Zuge  sind^)  setze:  (7)Wo  die  Ver- 
messung und  Grundertrags  -  Schätzung  zwar  beendet  ist,  die  ge- 
meindeweisen  und  individuellen  Reclamationen  aber  nur  zum  Theile 
abgeschlossen  sind^). 

Seite  138.  In  Tin>l  waren  bis  Ende  October  1857  270-3 
Quadrat-Meilen  im  Detail  vermessen. 

Seite  138,  Zeile  6  v.  o.  Die  Worte  „im  Krakauer  Verwal- 
tuugsgebiete^  haben  wegzufallen. 

In  Ungern  umfasste  die  Detail  -  Vermessung  bis  Ende  October 

1857  schon  241-9  Quadrat-Meilen. 

Zeile  15  —  18  v.  o.  Statt  ,,erst  im  Jahre  1852  ....  stattge- 
funden hat^  ist  zu  setzen :  ,,dann  im  Krakauer  Kreise  erst  im  Jahre 
1852,  in  der  Lombardie  im  Jahre  1853,  in  7.278  Gemeinden  von 
Böhnoen  allmählich  1853  —  1857  nach  jener  Reinertrags-Ermittlung 
Btattgefunden  hat^. 

Zeile  26  —  29  v.  o.  Die  Worte  „in  den  übrigen  9  ehemaligen 
Kreisen  ....  geschieht^  haben  wegzufallen. 

Seite  138,  Zeile  1  —  4  v.  u.  und  Seite  139,  Zeile  1 :-  7  v.  o. 
Statt  „Im  lombardisch  -  venezianisdien  Königreiche  ....  repartirt^ 
ist  zu  setzen:  „Im  lombardisch-venezianischen  Königreiche  wurden 
bei  EinftIhruDg  des  neuen  stabilen  Katasters  die  alten  Provinzial- 
Steuer-Quoten  beibehalten  und  aus  diesen  Quoten ,  dann  dem  erho- 
benen Katastral-Reinerirage  die  Steuer-Umlags-Percente  ermittelt; 
im  Jalire  1856  aber  wurde  der  Reinertrag  aller  katastrirten  Pro- 
vinzen des  Königreichs  mit  den  Steuer-Quoten  verschmolzen,  und 
hiemach  das  gemeinschafUiche  Steuer -Percent  vom  Reinertrage  Itlr 
das  Ordiuarium  mit  28*785  festgesetzt  (wodurch  4tber  keine  üeber- 
bürdung  der  italienischen  Kronländer  herbeigeführt  wird,  indem  ihr 
Reinertrag  zu  jenem  der  deutsch -slavischen  dem  Modus  der  ange- 
wendeten Berechnung  nach  sich  beiläufig  verhält,  wie  1  : 2).  In 
jenen  Theilen  der  Lombardie,  in  welchen  der  censo  milanese  in 
Anwendung  steht,  ist  das  Steuer- Percent  für  das  Ordinarium  mit 
17*7  GenteBimi  vom  Scudo  des  Capitals-Wertlies  festgesetzte 

Seite  139,  Zeile  17  v.  o.    In  den  ungrisohen  Ländern  und  in 
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SUbenbargen,  wo  das  provisoriselie  Kataster  anf  Gnindlage  ncomr 
Ennittlaiig  gilt,  besteht  dieser  Zuschlag  mcht. 

Seite  140,  Zdle  10  und  11  \.  u.    Statt  ^wurde  ton  18 

sie  aber  aueh*^  setze:  ^fWarde  seit  dem  1.  November  1849  von  18 
auf  16  Percent  ak  mdeutlidie  Steuer  herabgesetzt,  aber  aueh*. 

Seite  141 ,  Zdle  4  V.  o.  Statt ,,mit  16....  15V/ setze :  ^in  den 
Orten,  wo  diesdlw  schon  vor  dem  1.  Nov.  1849  bestanden  hat,  not 
16,  in  Dilmatien  mit  15-42,  in  den  Orten  des  flachen  Landes  mit  12*^. 

Zeile  10  V.  a  In  Tirol  und  Yorarlberg,  dann  im  lombaidiseh- 
venenanischen  Königreiche  bestellt  keine  abgesonderte  Oeliiiide- 
Stener,  wohl  aber  werd«i  dort  die  Gebäude  bei  der  Orundbesteoe- 
rvng  berflcksiefatigt 

Sdle  144.  Der  zweite  Theil  de»  Stfimpe)-  und  Tax-Oeselzes 
vom  27.  Januar  1840  wurde  zufolge  kaiserÜeher  Verordnung  vom 
%L  Japw  1858  mit  einten  Hodifieationen  auch  für  die  ungrisdien 
limiter  md  SiebenbOigen  giltig  eiklart. 

Vom  1.  Januar  1858  an  wurde  der  Zeitungsstfimpel 
-wieder  eingefilhrt  (KaiserL  Verord.  vom  23.  October,  MimsL- 
TeionL  vom  27.  October  und  14.  November  1857.)  Die  zum  Oau- 
tJonserlage  verpfliehteteii  periodischen  Druckschriften  des  Inlandes 
sind  nunmehr  bezOglich  des  Blattes  oder  der  Blätter,  ftir  welehe 
die  OaatioD  zu  Idstm  ist,  der  Stfimpelabgabe  unterworfen,  wenn 
sie  tiglieh  oder  wenigstens  einmal  wöchentlich  erscheiiieii.  Die 
StSmpelgebOhr  wird  von  dem  Hauptblatte  entrichtet  und  betrügt 
1  Kreuzer  von  jedem  Exemplare  desselben.  Die  ausländischen 
Zötmigen  sind  in  Absieht  auf  diese  Gebühr,  welche  dann  bei  dem 
AboDuement  von  den  Fostanstalten  eingehoben  wird,  wie  die  in- 
ländischen zu  bdiandeln.  AiycOnd^^ungs-  oder  Anzdgeblätter ,  welche 
nicht  ab  Bestandthwl  aner  Zdtschrift  ausg^eben  werden,  unt^ 
liegen  der  ftbr  Zeitschriften  festgesetzten  StämpelgebObr;  ebenso  die 
intendischen  periodischen  Schriften  nicht- poUtischen  Inhalts,  wekdie 
Inserate  aufnehmen,  und  zwar  filr  di^enigen  Blätter,  wdche 
wirklich  Ankünd^ungen  enthalten.  Die  Stämpe^btthr  muss,  be- 
vor der  Abdruck  der  betreflenden  Sehrift  erfolgt,  entrichtet  werden, 
und  der  Stämpel  wird  daher  auf  das  noch  unbedruckt  zum  Amte 
gebrachte  P^LjHer  aufgedruckt  Die  Insertions«6et>l}hr  wurde  von 
10  Kreuzer  auf  15  Kreuzer  erhöht.  Die  Erfllllung  der  Stämpel- 
pflidit  bei  den  durch  die  Post  versendeten  inländischen  stämpel- 
pflkhtigen  Druckschriften  unterliegt  einer  «genen  Goiitrole  (Mhiist- 
Veroid.  vom  2a  Oeeember  1857), 
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Seite  145.  Vom  1.  November  1B57  an  wurde  die  Verbrauch»- 
al^abe  fiir  frische  Rüben  auf  18  kr.^  für  getrocknete  auf  1  il.  39  kr. 
erhöht  (Minist.- Verord.  vom  22.  September  1857). 

Sdte  146 ,  Zeile  4  —  7  v.  o.  Statt  ^a)  .  .  .  .  Monate^  ist  zvt 
setzen:  ^^a)  den  Rübenzucker-Fabriken,  wenn  die  Verbrauchsabgabe 
den  Betrag  von  mindestens  jfthrlichen  1.000  fl.  erreicht,  bezüglich 
der  ganzen,  monatlich  im  Vorhinein  zu  entriehtendeu  Verbrauchs- 
abgabe, auf  die  Dauer  von  längtens  vier  Monaten  (mit  Zulassung 
auch  einer  Solidar-Schuldverschreibung  von  mindestens  6  kreditbe- 
reehtigten  Fabncanten  oder  Kaufleuten  als  BürgschaflJ.^  —  An- 
merkung 1.  Der  Minist.-£rlass  vom  5.  Februar  1852  wurde  be- 
zttglk^h  der  Rübenzucker-Steuer  modificirt  durch  Ministerial-Erlässe 
vom  22.  September  und  22.  December  1857. 

Seite  147,  Zeile  16  v.  o.  Nach  den  Worten  ,)Rückvei^tttung 
Statt^  schalte  ein:  Da  in  diesen  Bestimmungen  12  Sacharometer- 
Grade  als  das  Minimum  der  Scala  galten,  wurde  neuerlichst  der 
Steuerbetrag  ftlr  die  mit  nicht  mehr  als  9  Sacharometer -Graden 
angemeldeten  Bierwürzen  und  beziehungsweise  fllr  die  ersten  9 
Grade  .der  stärkeren  als  Minimum  mit  3'/«  Lire  im  lombardisch- 
venezianischen  Königreiche,  mit  36  kr.  in  Galizien,  der  Bukowina 
und  den  ungrischen  Ländern,  mit  45  kr.  in  allen  übrigen  Kron- 
Iftudem  festgesetzt,  und  fUr  jeden  weiteren  Grad  auf  33*/,  Oeute- 
simi  im  lombardisch- venezianischen  Königreiche,  auf  4  kr.  ausser- 
haib  desselben  erhöht.  Eine  Verdünnung  der  angemeldeten  und 
erzeugten  Bierwürze  ist  nicht  gestattet  (Minist.-Erlass  vom  28.  August 
1857). 

Zeile  22  v.  o.  Die  Gebühren  des  Dazio  consumo  murato  für 
Wein,  Halbwein,  Essig,  Most  und  Trauben  wurden  bezüglich  aller 
gesdilossenen  Städte  des  lombardisch -venezianischen  Königreiches 
modificirt  (Minist-Erlass  vom  23.  August  1857). 

Zeile  8  v.  u.  Statt  yyNach  demselben  werden^  setze  „Nach 
demselben  wurden^. 

Seite  148,  2^ile  3  v.  o.  Die  Worte  „die  Erzeugung  von 
Branntwein  unter  20  Eimern  steuerfrei^  sind  zu  löschen. 

Mit  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  3.  Juli  1856  wurde 
die  Verzehrungssteuer  von  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten 
bei  ihrer  Erzeugung  in  Tirol,  sowie  im  lombardisch- venezianischen 
Königreiche  nach  den,  für  die  übrigen  Kronländer  bestehenden 
Grundsätzen  eingeführt,  und  nur  fltr  den  Uebertritt  solcher  Flüssig- 
keiten aus  dem  Auslande,  den  Zollausschlüssen  und  jenen  Theilen 
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des  RcMies^  wo  sie  nicht  bei  der' Erzeugung  versteuert  werden^ 
den  VeRehrnngssteoer- Zuschlag  su  dem  Ringangszolle  beibehalten 
und  auf  5  fl.  filr  den  Zoll-Centner  festgesetzt.  Die  Rectifidrung 
Ton  Tersteuertem  Branntweine  und  Branntweingeist,  so  wie  die  Be- 
ratung Ton  Roeoglio^  Uqueur  und  linderen  mit  verschiedenen 
Slöfl^  versetzten  FlQsäigkeiten  ans  bereits  versteuerten  unterliegt 
jener  Terzehrangsstener  nidit  Hingegen  entfiel  im  lorobardisch- 
Tenenanisehen  Kte%reidie  der  Dazio  consumo  von  jenen  Flüssige 
ketten  (llinist.-Eriisse  vom  14.  und  23.  Juli  1856). 

Statt:  «Hingegen  ist  dn  ....  bestanden'^  ist  zu  setzen:  For 
;äunmtliehe  der  Yerzehningssteuer  unterworfenen  Kronlftnder  wntde 
dieselbe  bezfigÜch  der  gebrannten  gdstigen  Fltlssigkeiten ,  wenn 
der  Alkohol-Gehah  weniger  als  52'',  Grad  betragt,  für  einen  nieder 
ostendchiselKn  Elimer  Maischraum  mit  9 — 18  kr.,  flir  dne  soma 
metrica  Maisdiraum  mit  80—160  Centesimi  festgesetzt,  je  nadidem 
Wdntiebem,  Kernobst.  Steinobst  oder  mehlige  Stoffe  angewendet 
werden.  Bd  Anwendung  der  Ablalle  von  Zucker -Raffinerien  (mit 
Ausnahme  der  Röben-Melasse),  Sjrup  und  anderen  conoentrirten 
Flässigkdten  wird  der  ESmer  erzei^;ter  gebrannter  FlQssig^eit  mit 
3  fl.,  die  soma  metrica  mit  15-9  Lire  vereteuert  (Minist-Erlass  vom 
4.  September  1856). 

Das  in  Dahnatien  bestandene  Bleikugel-Monopol  wurde  mit 
1.  Januar  1857  auPgehoben  (Minist- Verord.  vom  2.  Sq)fcember  1856). 

Sdte  150.  Der Zolleinigungs-Yertrag zwischen Oester- 
reieh,  Parma  und  Modena  erlosch  am  31.  October  1857. 
Psmui  erneuerte  ihn  bicht  wieder,  Modena  hingegen  setzte  durdi 
den  Vertrag  vom  15.  (Xtober  1857  die  Zolieinigung  mit  Oesterrdcfa 
fort.  Modena  führte  bei  diesem  Anlasse  Air  jene  Waaren,  wek^e 
ausschÜessend  sein  Gebiet  in  der  Einfuhr,  Ausfuhr  oder  Durcfalahr 
berühren^  einen  eigenen  Zoll-Tarif  ein;  Oesterreich  behielt  sich  dne 
ähnliclie  Maassregel  vor.  Aus  diesem  Grunde  wurde  auch  zwischen 
dem  lombardiseh  -  venezianischen  Königreiche  und  Modena  eine 
Zwischenzoll -Linie  errichtet«  deren  Aemter  die  Aufgabe  erhidten^ 
eine  allftllige  Zoll -Ergänzung  flir  ausländische  Waaren  bd  ihrem 
Uebergange  aus  einem  Yereinsstaate  in  den  andern,  oder  jenen 
Zoll  zu  eriiebeu^  welchen  ausnahmsweise  Erzeugnisse  der  Verdns- 
staaten  selbst  im  Zwtsehenverkehrc  zu  entrichten  luiben.  Zum 
gegenseitigen  Schutze  der  ZolleinkOnfte  und  der  Staats- Monopole 
wurde  ein  be^nderes  Zoll-Cartd  vereinbart.  Eine  Gemdnadmft  der 
Zi>llertragnisse  besteht  nicht.    Wenn  der  im  Staate  der  Versendung 
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beznhite  Zoll  grösser  oder  geringer  ist  als  der  im  Staate  des  Be- 
sÜDimungsortes  in  Wirksamkeit  stehende  2k)ll,  so  wird  derselbe  von 
der  Regierung  des  ersteren  Staates  der  letzteren  vergütet  Da 
femer  der  Durchfuhrzoll  jenem  Staate  angehört,  in  dessen  Gebiete 
die  Schlussamt^handlung  der  Durchfuhr  Statt  findet,  so  ist  in  diesem 
Falle,  wenn  der  Durchfuhrzoll  in  jenem  Staate  eingehoben  wurde, 
wo  die  Durchfuhr  begann,  dieser  Zoll  von  letzterem  Staate  dem 
ersteren  zu  ersetzen,  lieber  die  Annahme  eines  gemeinschafUicheii 
Gesetzes  bezüglich  der  Punzirung  von  Gold-  und  Silberarbeiten  soll 
eine  Verständigung  erstrebt  werden.  Modena  verbleibt  auch  femer 
in  dem  Yertragsverhältnisse ,  in  das  es  gegenüber  von  Piemont  und 
dem  deutschen  Zollvereine  durch  Anschluss  an  die  betreffenden 
Verträge  getreten  ist,  und  erklärte  sich  auch  bereit,  dem 
Uebereinkommen ,  welches  Oesterreich  mit  dem  heiligen  Stuhle 
abzuschliessen  in  den  Fall  kommen  könnte,  damit  das  Ueberein- 
kommen vom  2a*.  März  1838,  betreffend  die  Auflassung  der  für 
Durchfuhrwaaren  geleisteten  Sicherstellung,  auch  auf  die  Modena 
vom  Kirchenstaate  scheidende  Zolllinie  ausgedehnt  wei*de,  endlich  den 
eventuell  zwischen  Oesterreich  und  dem  Zollvereine  abzuschliessen- 
den  ZoUeinigungs-Verti'i^en  beizutreten.  Der  Vertrag  wurde  für  die 
Dauer  von  6  Jahren  und  2  Monaten  (itir  die  Zeit  vom  1.  November 
1857  bis  Ende  December  1863)  geschlossen  und  wird  immer  auf 
je  6  Jahre  verlängert  angesehen,  wenn  er  nicht  vor  dem  Beginne 
des  letzten  der  jeweiligen  6  Jahre  gekündigt  wird.  —  Die  Inter- 
national-2k)ll-Commis8ion,  welche  ihre  Wirksamkeit  am  28.  October 
1852  begonnen  hatte,  schloss  dieselbe  am  31.  Januar  1858. 

Seite  157,  Zeile  23  v«  o.  Die  Herabsetzung  des  Zolles  für 
Weizen  und  Weizenmehl  auf  die  Hälfte  ist  auch  für  die  Jahre 
1857—1861  zugelassen  (Minist. -Erlass  vom  20.  März  1857),  der 
Zoll  für  alles  andere  Getreide,  Hlr  Hülsenfrüchte,  Malz  und  Mais- 
Mehl  für  dieselbe  Zeit  gänzlich  nachgesehen  (Minist -Erlass  vom 
5.  December  1856). 

Die  den  Militärgränzern  zugestandenen  sehr  ausgedehnten  Zoll- 
Begünstigungen  und  Zollfreiheiten  wurden  auf  Getreide,  Hülsen- 
früchte, Keis,  Mehl  und  Mehlproducte,  Brod,  Vieh,  Fleisch,  Fische^ 
Roheisen ,  Eisen-  und  Stalilwaaren  und  kupferne  Kessel  beschränkt. 

Die  Aufhebung  der  Zollschranken  gegen  Dalmatien  zeigte 
sich  noch  nicht  als  ausflthrbar.  Doch  gewährte  der  Zoll -Tarif  vom 
18.  Februar  1857,  welcher  mit  1.  Mai  1857  in  das  Leben  trat, 
dem  gegenseitigen  Verkehre  jenes  Eronlandes  mit  anderen  manche 
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pAdti  MfiHirh^  ikw  KallinBt-Zacker,  Ge- 
.  Kencn,  Seifen  and  awlae  nithi  pufemaie 
dfe  Gane,  Webe-  «od  Wiikwauvo,  KU- 
McteBe.  gefaranote  Erdeo,  GJm  und  Glas- 
■  aadefen  Tarifs-Abtheihii^eo  eatfadteneD 
FalmaicB  bei  der  EhMu-  aas  dem  aBgeBwmen  östefroelüseben 

DalmlieB  aar  die  Hälfte  des  larifoiiaBigen  ESih 

i  tber  cmes  der  Haopl-ZalÜmter 
u  aoter  amtlicfaen  Yendiless  gelegt 
aolkartlicbeii  Agsfahr-Dedaiationsscheiu  versehen 
«Kaäseii  TemnL  Ton  18.  Februar,  MinisL-EriaaB  vom  4.  Min 
IföT).  Die  Gafalir  aaf  Losung  aas  dem  albieaieineD  östenreidii- 
schea  S^jUgebiete  nadi  Dalnialien  ist  loDfrei,  eben  so  wie  die  Aas- 
fahr  nr  Appratar  nach  jenem  Zollgebiete.  Die  Ebifbhr  zor  Apptetor 
Dnbnatien  and  <fie  Ansfahr  aaf  Losung  von  dort  nnterüegt 
keiner  ZoOentricfatai^  (Minist.-YefOid,  vom  &  Mai  1857). 
Sdle  158l  Eioe  andere  wesentliehe  Erleiehtening  des  Verkehrs 
lag  in  der  ADerhöchsteu  KntachHessung  vom  12.  Mai  1856,  welche 
vennchfrweise  für  die  Zeü  vom  1.  Jofi  1856  bis  90.  Juni  1858.  g^ 
stattete,  dass  bei  25  Hanpt-ZoUimtem  bäuerlich  unbescholtenen 
Kaallevten,  Fabrikanten,  Tran^xurts-,  Bergwerks-  und  Agriculturs- 
Untenehmem,  welche  im  nichstvoriiergehenden  Verwaltuugsjahre 
3jü00  fl.  oder  mehr  an  J^nTuhrzolien  entrichtet  haben,  je  für  die 
Dnaer  eines  Verwaltangsgahres  ein  unverzinslicher  vierteljahriger 
oder  sechsmooathcher  Credit  bis  zur  ü&he  von  15.000  fL  gegen 
Siehef«tellang  dnreh  Staats-ächnidverschreibungen,  Pfandbriefe  der 
jlatioiial-Bank,  Hypotheken,  oder  Solidar- Verpflichtung  von  wenig- 
siens  stfchs  Kaufleuten  oder  Falwikanlen  des  bezüglichen  Handeis- 
kammer-Beziiks,  jedoch  nur  fllr  die  eigentlichen  £infuhrzolMjebUhren 
cin^erimmt  werde  (Kundm.  des  Finanz-Minist,  vom  20.  Mai  1856). 
Die  nach  dem  kaiserlichen  Patente  vom  1.  November  1823 
geprägten  KnpfermQnzen  zu  1 ,  3  und  5  Centesimi  wurden  mit  Ende 
December  1857,  jene  zu  10  Centesimi  mit  Ende  März  1858  aus 
dem  ümlanfe  gezogen  (Minist.-Erlisse  vom  10.  Januar  und  8.  Oc- 
lober  1857). 

Seite  159.  Als  Folge  des  in  Wien  zusammengetretenen  deut- 
schen Mflnz-Congresses  ist  der  Münz  vertrag  vom  24.  Januar 
1857  zu  betrachten.  Dieser  Vertrag,  wetehen  Gestenreich  und 
Liechtenstein  mit  den  durch  die  allgemeine  Mttnz-Convention  vom 
30.  Juli  1838  unter  sich  verbundenen  Zoll  vereinsstaaten 
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setzt  als  ausschfieasliches  Münzgewicht  das  ZoHpfund  Silber  in  der 
ScihweTe  von  500  Grammen  fest,  und  gestattet  dessen  Ausmttnzung 
entweder  im  Dreissig-Thaler-Fusse,  welcher  Air  Preussen 
(ausser  Hohenzollem) ,  Sachsen,  Weimar,  Altenburg,  Gotha,  An- 
halt, Schwarzburg,  Reuss,  Dppe,  Waldeck,  Kurhessen,  Hannover^ 
Brauoschweig  und  Oldenbui^,  oder  im  Fünfundvierzig-Gul- 
den-Fusse,  welcher  fdr  Oesterreich  und  Liechtenstein,  oder  im 
Zweiundfünfzigeinhalb-Gulden-Fusse,  welcher  ftlr  Stld- 
dentsehland ,  Koburg  und  Meiningen  als  Landes-MUnzfuss  eingeführt 
wird.  Ausser  den  hiemach  zulässigen  Münzen  darf  Gestenreich 
noch  femer  sogenannte  Levanüner  (Maria -Theresia-)  Thaler  als 
Handelsmünze  ausprägen.  Zur  Vemiittlung  und  Erleichtemng  des 
gegenseitigen  .  Verkehres  bestehen  die  Vereinsthalef,  welchen, 
so  wie  den  Thalern  der  Münz-Ck)nvention  und  des  Yierzehn-Thaler- 
Fusses,  die  gleiche  unbeschränkte  Giltigkeit  mit  den  Landesmünzen 
zukömmt.  Das  Mischungsverhaltniss  der  Vereinsmünzen  wird  auf 
7,0  Kupfer  festgesetzt,  eine  gewisse  Höhe  der  Ausmünzungen  für 
jeden  Staat  bezeichnet.  Die  Scheidemünze  ist  als  solche  auf  dem 
Gepräge  zu  benennen,  ihr  Nennwerth-Verhältniss  und  die  Umlaufs- 
nnenge  wird  sich  innerhalb  gewisser  Gräiizen  halten.  Bei  der 
groben  Münze  ist  kein  Remedium  am  Gehalte  oder  Gewichte  zu* 
lässig,  die  Scheidemünze  darf  niemals  im  Werthe  heruntergesetzt, 
noch  die  Auswechslung  eines  bestimmten  Minimal- Betrages  gegen 
grobe  Münze  verweigert  werden.  Als  Vereins- Handelsmünzen  in 
Gold  werden  nur  die  Krone  und  die  Halb -Krone  ausgeprägt; 
Oesterreich  darf  noch  bis  1865  Ducaten  ausmünzen.  Den  Gold* 
münzen  kann  die  Eigenschaft  eines  die  landesgesetzliche  Silber* 
währang  vertretenden  Zahlmittels  nicht  beigelegt,  zu  ihrer  Annahme 
l^iemand  verpflichtet  werden.  —  Das  kaiserliche  Patent  vom  19.  Sep- 
tember 1857  setzte  demgemäss  fest,  dass  in  österreichischer 
Währung  als  Landesmünzen  Stücke  von  2  fl.,  1  fl.  und  %  fl. 
auszuprägen  sind,  der  Gulden  in  hundert  Theile  zeriUllt,  und 
Scheidemünzen  in  Silber  zu  5  und  10,  in  Kupfer  zu  */,,  1  und 
3  Hunderttheilen  bestehen  werden.  Die  Verhältnisse  des  Münzver- 
kehrs und  die  Anwendung  der  neuen  Währung  auf  die  Rechtsver- 
hältnisse sind  weiteren  Anordnungen  vorbehalten. 

Seite  163,  Zeile  19  v.  o.  Nach  den  Worten  ,, August  1856^ 
schalte  ein:  „die  ersteren  bis  1.  Februar  1858.^  —  In  die  Anmer- 
kung 6  setze:  „Minist-Erlass  vom  8.  October  1857.^ 

Seite  165,   Zeile  9  v.  o.     Der  Münzvertrag  setzt  fest,  dass 
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krio  8UmI  beicditigl  sei,  Papiergeld  mt  Zwangseurs  aiKKOgeben^ 
«MJer  soflgeben  tn  bsaen ,  falls  niehfc  die  jederaeitige  UmweehsluDg 
desadbee  gegen  ToDwerthige  SObennOnze  festgestellt  ist,  .und  be- 
aeiehBCt  den  1.  Januar  1859  als  die  ausserste  Frist,  biDnen  welcher 

Dodi  bnlebende  Aasiiahnne  zu  beseitigen  ist. 

Säle  179.  Ton  der  Ueberlassung  der  lombardisch  -  vencziani- 
Staalabalin  an  eine  PriTat-Geaellschaft  ist  auf  Seite  407  U 
und  VI«  der  üebeflaaBang  der  östlichen  Staatsbahn  anf  Sdte  410 
die  Rede. 

Sdte  200,  Zeile  11  ▼.  u.  Eine  Reihe  wichtiger  Aendenmgen 
in  den  Beslönmungen  Ober  die  Waaren  -  Controle  brachte  versdiie- 
dene  Erieidifbrnngen  fibr  den  Verkehr  sowohl  im  Oranzbenrke  als  auch 
mm  innen  Zollgebiete  mit  sich  (Minist.-Yerord.  vom  28.  April  1857). 

Zefle  9  V.  n.  Für  jene  Waaren-Transporte,  welche  auf  Eisen- 
hnfanen  über  Bodenbach,  Oderberg,  Szczakowa  oder  Triest  in  das 
dalerreicfaische  Zd^biel  eintrden  und  Dir  eine  Station  bestimmt 
sind,  wo  flieh  ein  zur  Vornahme  des  gesetzlichen  Zollveriähreus 
befagtes  Zollamt  befindet,  oder  in  entgegengesetzter  Richtung  Ober 
jene  Stationen  in  das  Ausland  versendet  werden,  ist  ein  ahge- 
kttntes  ZolhreiMiren  vorgezeichnet  (Minist.-Verürd.  vom  18.  Sep- 
tember 1857). 

Sdle  201,  Zele  9  v.  o.  Nach  ^5.  Februar  185^^  sehalte 
ein:  «22^  September  nnd  22.  Deoember  1857),  so  wie  bei  der  Ent- 
richtung fiilliger  Eänluhrzoll-BetTage  (20.  Mai  1856).'' 

Zeile  19  v.  o.  Neuerlichst  wurden  die  Prtrise  des  sogenannten 
Fabriksalzes  abermals  herabgesetzt  und  sogar  die  zollfreie  Einfuhr 
andiodiscfaen  Salzes  fdr  chemisch-technische  Zwecke,  iails  die  Ent'- 
femung  einer  Fabriksontemehmung  von  den  inländischen  Sakstfttten 
dieses  Zugestindniss  wünacbenswerth  macht,  unter  den  nothwen- 
d%en  Vorsichten  zugelassen  (Minist. -Verord.  vom  6.  März  1857). 

Seite  209.  Um  die  Führung  von  Handlungs-Protokollen 
und  die  Reehtswirkung  von  Ebtragungen  in  dieselben  Dir  die  Kron^ 
linder  Böhmen,  Mähren,  Schlesien,  Galizien  (sammt  Krakau)  und 
Bukowina  zu  legefai,  wurden  mit  den  Ministerial-Verordnungen 
vom  13.  April  und  16.  September  1857  sehr  umfiissende  Bestim- 

mungoi  erbsaen. 

Seite  213.  Das  nieder-österreichische  Maass  und 
Gewicht  ist  jetzt  auch  in  Schlesien,  Dalmatien,  Mähreu,  KOsten- 
land,  Krain  und  Steiermark  als  gesetzlrclies  erklärt.  Vom  1.  Januar 
1^^  hat  der  nieder -österreichische  Metzen  in  allen  Kronlätidero 
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auch  beim  Kauf  und  Verkauf  von  Kohlen  und  Ka]k  als  da»  alieini' 
gesetzliche  Maass  zu  gellen  (Minist- Verord.  vom  9.  Februar  18S8^ 

In  die  Anmerkung  4  setze  noch  weiters:  ^Kais.  Yerord.  vom' 
15.  Juni^  14.  August,  13.  December  1856,  21.  Januar  1857, 
Minist-Erlässe  vom  1.  Juni  und  29»  August  1856  und  1.  Febniai* 
1«7)> 

8eite  213»  Der  Gebrauch  nicht  einsteilender  Schnellwagen 
vurde  unbedingt  untersagt^  jener  der  einstehenden  bleibt  nur  mehr 
fiir  den  Verkauf  im  Grossen  bei  Zustimmung  des  Käufers  gestattet 
(Minist- Verord.  vom  2.  März  1857). 

Seite  244.  Die  Freiheit  der  SchiffTahrt  auf  der  Donau  in  Be- 
ziehung auf  den  Handel ,  sowohl  zum  Behufe  des  Waaren-  als  des 
Personen- Verkehres,  wurde  durch  die  zwischen  Oesterreich,  Baiern, 
der  Türkei  und  Würtenibere:  vereinbarte  Donau-Schifffahrts^ 
Acte  vom  7.  November  1857  ausgesprochen.  Alle  ausschliess- 
lichen Privilegien  zur  Schifffahrt  auf  der  Donau,  so  wie  alle  derlei 
Begünstigungen  im  SchilHahrtsbetriebe ,  welche  Gesellschaften  oder 
Körperschaften  irgend  einer  Art  oder  einzelnen  Personen  bisher 
zugestanden  waren  (mit  Ausnahme  der  auf  die  Fähren  und  andere 
Woss  zur  Ueberfahrt  von  einem  Ufer  zu  dem  gegenüber  übenden 
bestimmten  Anstalten)  und  alle  bisher  an  der  Donau  etwa  bestan« 
denen  Zwaugsrechte  wurden  als  aufgehoben  erklärt  Der  Betrieb 
der  Schitnahrt  aus  dem  offenen  Meere  nach  jedem  Landungsplatze 
der  Donau  und  von  jedem  solchen  in  das  offene  Meer  steht  den 
Schiffen  aller  Nationen  frei  und  sollen  hierbei  alle  Schiffe  in  jeder 
Beziehung  auf  dem  Fusse  einer  vollständigen  Gleichheit  behandelt 
werden.  Der  Betrieb  der  eigentlichen  Flussschiffiahrt,  welche 
zwischen  den  Landungsplätzen  der  Donau,  ohne  das  offene  Meer 
zu  berühren,  stattfindet,  ist  den  Schiffen  der  Uferländer  dieses 
Stromes  vorbehalten.  Jedem  Schifffahrts- Unternehmer  des  einen 
Uferiandes  ist  in  dem  Gebiete  des  andern  die  Aufstellung  von 
Schifi^Agenten  an  den  Uferplätzen  des  Stromes,  die  Einrichtung  der 
für  die  Unternehmung  erforderlichen  Etablissements  und  die  mit  den 
Landesangehörigen  gleiche  Benutzung  der  öffentlichen  Schiff&hrts- 
Anstalten,  wie  Landungsplätze  u.  s.  w.,  gestattet  Alle  Vortheile. 
welche  in  einem  Uferlande  den  Schiffen  irgend  einer  Nation  in 
Bezug  auf  die  Donau-Schifffahrt  eingeräumt  werden,  sollen  auch 
jenen  sämmtlicher  Uferländer  eingeräumt  sein.  Die  einem  Ein- 
zelnen oder  einer  Gesellschaft  zu  verleihende  Berechtigung  zum 
Betriebe  der  Fluss-Schiflfahrt  mittelst  Dampfbooten  wird  von  den 
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BtgiuiiMgui  der  Cfinriliider  in  der  Form  einer  beson* 
crilieilt,  «deke  der  Aosferiiguiig  des  vorgesclirie- 
TOiMMugelieu  häL   Znr  Wahmog  der  dfient- 
•■r  der  Dom  verpflichten  sieh  die  oontrahirenden 
alle  gefignden  MaaaBregdn  za  trefleo,  um  durch  vor- 
IVobe«   enwiitifcn   sn  hsBen,   dasB   die  Maschinen   und 
DBB|ilboo(e,  welefaen  ae  die  zum  Betriebe  der 
irt  dfcnieriichen  Legitimationen  gewiihren^  die  ans- 
Garaoties  gegen  jede  Oefchr  darbieten,  und  mit  allem 
KacUracke  dafllr  an  sorgen,  dass  die  besagten  Maschinen  und 
1,  so  wie  das  abr^  Zobehör  jedenseit  in  gutem  Zu- 
crimUra^  ingleichen  dass  nnr  solche  Schiflbfilhrer.  Maacbi* 
■od  ScfaiHeote  anm  Dienste  auf  diesen  Dampfbooten  zuge- 
wcfden,  welche  alle  zur  Erhaltung  der  öflenthchen  Sicherheii 
cifadeiBuhcn  penHulichen  E^ensdiaflen  besitzen.    Es  soll  auf  der 
kerne  Gcbttfar,  welche  sich  «nz^  und  allein  anf  die  That- 
der  BeadylTung  des  Flusses  grflndet,  nodi  irgend  dne  Ab- 
gabe vna  den  Waar»  «hoben  werden,  die  sich  am  Bord  der 
Schüfe   befinden.    Dnto'  diesen  an%ehobenen   Abgaben   sind   die 
ijginifiehen  Ein-^  Aus-  und  Durchgangs- Abgaben,  die  Verbtauchs- 
abgaben  and  die  GebOhren  fhr  die  BenfUzung  gewisser  öffiaitlicher 
Aaslallcn  nicht  bcgriftn.  SdufflUuts- Abgaben  können  zur  Dedtung 
der  von  der  eoropiischen  CommisfiMm  zur  Sidierung  und  Erleieh- 
terang  der  Sehiffiihit  an  den  Donao-MOndungen  in  Oemfiasbeit  des 
Pkriser  Tractates  rom  20.  Min  1856  angeordneten  Auslagen  fbr 
Aibcüen  und  bleibende  Anstalten,  so  wie  zur  Deckung  der  Aus- 
lagen filr  andere  die  Erhaltni^  und  Yerbesserung  der  SchiflFbarkeit 
der  Donau  bexweckende  Arbeiten,  wefehe  die  Uferstaaten-Gommis- 
aion  fllr  nothwendig  erkennt,  erhoben  werden.    Innerhalb  der  Ge- 
biete d«r  etnadnen  Uferlinder  sollen  «ner  oder  mehvere  UÜen 
bealimBit  werden,  wdche  ab  freie  Niederh^sorte  Air  die  Waaren 
alltf  Kationen  zu  dienen  haben.    Die  Vorschriften  für  die  Quaran- 
taine- Anstalten  dtlrfen  die  SehiffTahrt   unnöthigerweise  nicht   be- 
hindern.   Wenn  wihraid  der  Dauer  von  12  Monaten  weder  in  der 
europiisehen  Tfiricei  noch  in  den  ilbrigoi  Uferiindem  der  Verdacht 
einer  Festkrankheit  Torhanden  ist,  sollen  die  Schiffe  keiner  Qua* 
nntaine-Maassr^el  unterzogen  werden.    Jede  R^ierung  wird  an 
den  gee^|;neten  Stellen  f&r  einen  gehörig  organisirten  Lootsendienst 
sorgen.    Die  Feststellung  der  Schiffiahrts-  und  Strom-Poiizei-Regle- 
menis    behalten    sich    die  Regierungen    vor,    so   wie   sbh   diese 
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verpflichien^  jede  filr  ihren  Theil,  die  von  der  Uferstaaten-Commis- 
sion  als  aolliwendig  zu  erkennenden  Arbeiten  ausDlhren  zu  lassen. 
Strom-  und  Uferbauten,  welche  der  Seliiflfbarkeit  der  Donau  nach- 
iheilig  werden  könnten,  sind  nicht  gestattet.  Au  allen  geeigneten 
Orten  werden  Pegel  errichtet  werden  und  regelmfissige  Beobach- 
tungen des  Wasserstandes  stattfinden.  Die  Schifflahrts-Aete,  über 
deren  Ausführung  die  permanente  Uferstaaten-Commission  zu  wachen 
hat,  trat  mit  dem  1.  Januar  1858  in  Kraft,  lieber  den  Vollzug 
derselben,  so  wie  Ober  die  Erlangung  der  österreichischen  Legiti- 
mationen zur  Flussschifffahrt  oder  Flösserei  auf  der  Donau  wurden 
durch  die  beiden  Ministerial- Verordnungen  vom  29.  Januar  1858 
die  nothwendigen  Bestimmungen  erlassen. 

Sdte  260.  Was  in  Beziehung  auf  die  gftnzliche  Beseitigung 
des  Zwangs-Curses  der  MUnzvertrag  stipulirt  hat,  wurde  bereits  auf 
8.  706,  713  f.  bemerkt 

Seite  285.     Ohne  in  das  Detail  der  Crebarung  der  National- 
Bank  ftir  die  Jahre  1856  und  1857  einzugehen,  möge  es  hier  ge- 
nflgen,  den  Stand  der  österreichischen   National-Bank 
am  30.  M&rz  1858  nachzuweisen»    Derselbe  war  folgender: 
1.  Activa. 
Klingende    Jifünze    und  fi.  kr.     ^  n.  kr. 

Hambuiger  Darleben  in  .        l        ^  * 

Silberbarren.    .    .    .       7,229.599    31     ) 
Escomptiite  Effecten  ^ 

bei  der  Bank  zu  Wien    45,736.194    14V4  [    66,240.074     37V4 
bei  den  Bank-Filialen    20,503.880    23     ) 
Vorschüsse  gegen  deponirteinlftndische  Staats- 
papiere       71,360.000     - 

Vorschüsse  bei  den  Filiai-Leihanstalten    .    .    10,945.500     - 

Darlehen  gegen  Hypotheken 19,220.838       8 

Darlehen  vom  Staate  garantirt 1,043.800     — 

Fundirte  Staatsschuld  fttr  die  Einlösung  des 

Wiener-W&hning.Papiergeldes     ....    52,787Ä>4     18'/, 
Die  durch  Vertrag  vom  18.  October  1855  ge- 
regelte, auf  Staatsgütern  bypothecui«  Schuld  149,000.000     — 
Bestand  des  Reservefondes  in  Staatspapieren    10,361.558     31 
Bestand  des  Pensionsfondes  in  Bank-Actien      1,117.122     16 
Werth  der  Bankgebäude  und  anderer  Activa    18,719,396      16 

Summe    503,996.550     32% 
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n.  kr. 

RnkDotemraihaf 377,038.562  - 

Pbadbiiefe  im  Umlaofe 10,e!M.100  - 

10,361.588  17*/ 

1,115.996  48 

rvbdK»beiie   Dividenden,   einzulösende  An- 

wAmgeu.  SftMi^  bofende  Rechnungen  .      1,672.403  27 

SboUnid .  103,183.900  - 

Summe    503,996.550     ^ 

Um  VcrMtnisB  des  Baarlbndes  zum  Notenumlauf  stellt  sidi 
1 :  3iS5c  Am  2a  Min  1848  heiieftsn  sieh  die  Geschfiftsergeh- 
4(r  IbtimmKBHik  auf  230l.871.745  fl.  30*/«  kr.  (sonaeh  weniger 
«b  die  HiMI«  STScn  1858),  die  bankmSsp^  ausgeprägte  Conventione- 
mT  oai5S.1S5  fl.  31* ,  kr.  (ungemhr  die  Hftifle  gegen  1858), 
lakBoleMBlavf  anf  19a392.665  fl.  (fest  die  Hälfte  gegen 
1^1581.  der  Btoakfond  aof  3037X600  fl.  (der  dritte  Tbdl  vom  Bank- 
fMMle  1858X  Das  Tetiiiltmas  des  BaaHbfids  zum  Noten-Umläufe 
ist  fiiist  das  gleiriie  mit  dem  Jahre  1847  und  da  sieh  alle  anderen 
PtMflwage«  der  Buik  so  äusserst  gUnstig  gestaltet  haben,  wird 
dw  inwylle  Gao^  des  Geldverkehrs^  wie  ihn  der  Mflnzverimg 
sttfmSrt.  in  naher  Zaktmft  leiefat  hergestellt  sein.  Die  sehr  be- 
tricf  i&he  Unterstütznog,  welelie  die  östenreKhiscl  e  Naiional-Bank 
«le«  efsieii  Bindel«f>latBe  Deutschlands  anf  dem  Höhepunete  einet- 
TerlninsmssTtJIm  Krise  zu  Theil  werden  liess,  hat  der  hohen  Be- 
Jitaatt^rit  dieses  fautitnts  auch  ausserhalb  des  Kaiserstaates  ein 
nr«tft««  wicblises  Moment  bekref&gt. 

Seile  %^  DieTfaiti^cil  derk.  k.  privilegirten  Osterrei- 
c^hisehen  Credits-Anstalt  fQr  Handel  und  Gewerbe  machte 
in  den  Jahrm  1856  md  1857  nach  rieHaehen  Richtungen  hin  einen 
eril^&ieithen  Bnfluss  geltend.  In  erster  linie  ist  hier  die  Unter- 
5Mtmi6  z«  enrihnen .  weiche  diese  Anstalt  in  richtiger  Würdigung 
der  P)rod«Miioiis>  mid  Teikehrs- Verhfiltnisse  industriellen  Untemeh- 
«Mosen  (Ebenbahn-  und  DampfschiflTahrts- Gesellschaften,  Baum- 
w\>l!5)«nneni «  Robenzncker-Fatyrikanten  imd  anderen)  gewährt, 
indem  sie  theiis  diircli  Torschüsse  deren  Gründung  und  Betrieb 
«iff«i{^^hte.  tbeils  für  Recfanoi^  derselben  ein  Anlehai  im  Betrage 
^T«  40  Millioneo  GoMen  im  Anfange  des  Jahres  1858  zu  Stande 
hradite.  Ite  «st  im  April  1856  aulgenommene  Bankgeschäft -hatte 
iai  Jahre   tK%7  schon  einen  Geschftftsnmsatz   von  386  Milfionen 
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OulcJen  aufzuweisen;  der  Eingang  an  inländischen  Weciiseln  umfasste 
144  Millionen;  das  AeeeiHations-Credifgeschäil  wurde  auf  57  Mil^ 
Jionen  ausgedehnt;  der  Umsatz  in  auslandischen  Weehsc^In  belief 
sich  auf  nahezu  1^  Millionen ;  der  Umsatz  des  Vorschussgeschäftes 
betrug  bei  Eflfeeten  64,  bei  Waaren  4'/,  Million.  Im  Allgemeinen 
zeigte  sieh  im  genannten  Jahre  bei  der  Anstalt  in  Wien  sowohl, 
als  bei. den  Filialen  zu  Pest,  Prag,  Brunn  und  Kronstadt  die  ge- 
flammte Kassabewegung  mit  der  Summe  Yon  325,084.000  fl. 

Seite  320.  Von  grosser  Wichtigkeit  ist  endlich  die  Ausdeh- 
nung des  in  anderen  Kronlftndem  bereits  bestehenden  Expropriations- 
Verfahrens  zum  Behufe  öffentlicher  Strassenhauten  auf  Ungern, 
Kroatien -Slavonien,  Wojwodschaft,  Banat  und  Sieben  bürgen. 

Seite  333.  Um  das  Expropriations- Verfahren  für  Strassen* 
bauten  in  den  ungrischen  Ländern  und  Siebenbürgen  zu  regeln,  wird 
bei  erwiesenen  öffentlichen  Rücksichten  auch  hier  gestattet,  die 
Eigenthumsabtretung^  oder  zeitweilige  Ueberlassung  von  Grund* 
stücken,  Schottergruben  oder  Steinbrüchen  zu  obigem  Zwecke  in 
Anspruch  zu  nehmen.  Das  Expropriations-Erkenntnis  steht  der  po* 
litischen  Landesateile  zu,  welche  die  Entschädigungs-Summe  durch 
Sehätzmänner  feststellen  lässt;  den  Parteien,  die  sich  hiermit  nicht 
zufrieden  stellen,  ist  der  Rechtsweg  vorbehalten.  Nur  die  Ausher 
bung  von  Schotter  aus  Privat<»Ge wässern  rmdet  ohne  Entgelt  Statt, 
so  weit  dadurch  dea  Ufern ,  dem  Rinnsaale  und  der  Fischerei  kein 
Nachtheil  zugefügt  wird  (Minist.- Verord.  vom  21.  April  1857). 

Seite  348.  Durch  Verordnung  des  Handels  -  Ministeriums  vom 
14.  März  1858  wurde  für  die  Theiss  eine  Dammordnung  er- 
lassen. Dieser  zufolge  wird,  sobald  in. einem  Baubezirke  eia  Damm 
oder  eine  Dammstrecke  vollends  hergestellt  ist,  der  Damm  oder  die 
Strecke  der  CoUaudirung  unterzogen,  welche  unter  Leitung  der 
einschlägigen  Komitats-  (Kreis-)  Behörde  durch  einen  abzuordnenden 
technischen  Gollaudirangs-CommissSr  unter  Beiziehung  der  Bauleitung 
und  eines  Mitgliedes  des  Vereins-Ausschusses  Statt  findet  Das  zur 
Besorgung  der  Ck)nservation  nöthige  Personale,  sowie  die  nöthigen 
Conservations-Erfordemisse  werden  von  dem  Vereine  t>estel]t.  Jeder 
Damm  wird  in  angemessene  Strecken  abgetheilt  und  für  jede  Strecke, 
die  nicht  länger  sein  darf,  als  eine  Meile,  wird  ein  Damm- Aufseher 
angestellt,  welchem  der  Vereins-Ingenieur  vorgesetzt  ist.  Läng^ 
der  Theiss  von  Hsza-Ujlak  bis  zu  ihrer  Einmündung  in  die  Donau 
werdeu  Pegel  errichtet  Bei  Hochwässern  sind  die  unverzüglichen 
An^seigen  an  die  einschlägigen  politischen  Behörden   und  an  das 
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.  wddie  mit  den  Bau-Veranen  die  er 
m  YoDnig  setzen. 
Zar  Seile  963  b»  447  das  Eisenbahnwesen  betreffend: 

sind  bis  Eiun  1.  April  1858  folgende 


Die  OoHean  der  ^dbiseliai  Cbri-Ludwig-Btahn  ist  mit  Alfer- 

wABtammg  ntm  21.  Min  1858  oiodißcirt  worden.  Dieser 

■db%e  efliih  die  Oesellsebafl  dfe  Gonoessbn  f&r  dfe 

Skredoe  ▼«•  Krakaa  bis  Leasbcfg^  deren  Ausbau  bis  zum  Jahr  1863 

iv4Mdet  MD  BMss;  f&r  den  weiteren  Bau  nach  Brody  und  Ozemowitz 

bleibe  iir  dias  Votredil  in  Eriangang  der  Conoession  vorbehalten.  Die 

Wn«i»  ToUeadele  Strecke  Ton  Krakau  bis  D^Uca  sammt  Zweigbahn 

«a  il6  Meüea)  aad  die  der  VoOendnng  nahe  Stncke  von  DeUca 

b»  Raraww  {ß  Mcflen)  wird  von  da-  Staatsverwaltung  an  die  Oe- 

w?B^iift  aberiaasen«  wekhe  die  Strecke  nach  Rzeszow  zu  vollai* 

4e«  and  jene  ms  da  an  bis  Lnnberg  (25  Meifen)  zu  erbauen  hat 

ffierfvr  senost  ein  Cipüal  von  15  MUlionen  Guklen,  womach  das 

fraher  BMI  40  Miitioncn  GaUen  ausgeauttelte  Anlage -Ca[>ital  auf 

drei  Aditel  redadit  wird.    Auf  diese  15  Millionen  sind  10  Percent 

eioennahlei«  dock  woden  ioi  Laufe  des  Jahres  1858  noch  keine 

Ac«M  aosgegeben.    Die  mit  13  MilKonra  festgestellten  vom  Staate 

bfe«ker  iMHtTiiteiieii  Baukosten  liat  die  Geaellsehafl  nach  Vollendung 

tftr  Bahn  bis  Lemberg  (d.  i  vom  Jahr  1803  an)  iu  zehn  jähriicheii 

Raten  larückzuiahlen.    Bis  Ende  1862  zahlt  die  Gesellschaft  keine, 

%oo  da  an  von  den  jeweilig  noch  nicht  getilgten  Capitale  3  Pereent 

Ziiism«  w\4il  tritt  aber  die  Gesellschaft  schon  jetzt  in  den  Besitz, 

die  Ver«naltm^  and  Nutzmessung  der  ganzen  Bahn. 

Da  die  linz-Gmandner  Eisenbahn  in  der  Strecke  von  Linz  bis 
Laaibarh  aut  der  von  Linz  nachSakburg  fahrenden  Kaiserin-Elisabeth- 
Bahn  ct^lidirte^  so  wurde  schon  bei  der  Brtheilung  der  Goncessioii 
an  letztere  vorgesehen,  dass  dieselt^e  mit  der  ersten  österreichischen 
lS$enhahn-Gesielldcbaft  diessblls  em  Uebereinkommen  zu  treffen,  in- 
si^enie  aber  dieses  nicht  zu  Stande  kfirae,  sich  dem  bezüglichen 
Aassi'pniche  der  Ministerien  des  Handels,  des  Innern  und  der  Fi- 
nanzen zu  unterwerfen  lifitte.  Da  ein  solclies  Uebereinkommen 
ttieht  erzielt  werden  konnte,  so  erfolgte  unterm  21.  Juni  1857  der 
t^antenn  1&  December  1857  Allerhöchst  genehmigte)  Ausspruch  der 
erwfthnten  MiuHler^,  welcher  auch  von  der  anderen  Partei  ange- 
noaunen  wurde,  folgenden  Inlialts.  Das  gesammte  Eigenthum  der 
er«teu  österrelohisoben  Eisenbahn-Cresellschaft  geht  an  die  Kaiserin- 
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EKdabeÜi-Gesellschafl  über  und  wird  von  derselben  in  der  Weise  ein* 
gelöst^  dass  den  Eigentliüniem  der  18.150  Stück  Actien  der  ersten 
öeterreicliisehen  Eisenbahn-Gesellsclmfl;  {ä  250  fl.  per  Actie)  der  No- 
minal-Beti-ag  derselben  in  Pnoritäts-Obligationen,  letztere  zu  90  Per- 
cent  berechnet,  ausbezahlt  wird.  Diese  Obligationen  sind  mit  5  Percent 
verzinslich,  und  es  wird  davon,  vier  Jahre  nach  erfolgtem  Aus^ 
tausche  beginnend ,  alljährlich  der  zehnte  Theil  im  Wege  der  Ver- 
losung baar  zurückbezahlt.  Die  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der 
GeseUscbafl  gehen  mit  1.  Januar  1857  auf  die  Kaiserin-Elisabeth- 
Bahngesellschail  über,  welche  auch  den  Rest  der  Prioiitäta^huld 
der  ersteren  Gesellschaft  (im  Betrage  von  196.000  fl.)  übernimmt.  Die 
Kaiserin-EUsabeth-Bahngesellschaft  kann  die  beiden  übernommenen 
Bahnen  Unz-Budweis  und  Linz-Gmmiden  in  der  bisherigen  Weise 
verwalten;  sie  kann  aber  auch  die  der  Hauptbahn  parallel  laufende 
Strecke  der  Linz-Gmundner  Bahn  mit  derselben  vereinigen  und 
nur  die  Hauptbahn  betreiben.  Die  Privilegien  der  bestandenen  beiden 
Bahnen  werden  der  Gesellschaft  auf  die  Dauer  des  Privilegiums 
der  Hauptbahn  erstreckt  Letztere  wird  bis  1874  auf  der  Linz- 
Budweiser  Strecke  eine  Locomotiv-Bahn  nach  dem  System  der  Haupt- 
bahn herstellen,  welche  auf  die  Dauer  des  Privilegiums  der  Haupt- 
bahn concessionirt  werden  wird.  Die  Staats-Garantie  der  Hauptbahn 
wird  auf  die  zur  Einlösung  der  beiden  Bahnen  hinausgegebenen 
Prioritäts-Obligationen  ausgedehnt,  sowie  auch  der  Kaiserin-Elisabeth- 
Bahn  in  Betreff  des  Salz-Transportes  und  Salz-Credites,  wofür  die  erste 
Eisenbahn-Gesellschaft  gewisse  Begünstigungen  hatte,  die  billigste 
Berücksichtigung  des  Finanz-Ministeriums  zugesichert.  Durch  dieses 
bereits  in  Kraft  getretene  Uebereinkommen  entfällt  nunmehr  die 
erste  österreichische  Eisenbahn-Gesellschaft  aus  der  Reihe  der  öster- 
^reiehischen  Bahngesellschaften  und  es  vergrössert  sich  die  Linie 
der  Kaiserin-Elisabeth-Bahn  um  die  beiden  (zusammen  26  Meilen 
langen) .  Bahnen  von  Linz  nach  Budweis  und  nach  Gmunden. 

In  Folge  des  Uebereinkommens,  welches  die  Theiss-Bahngesell- 
schait  mit  der  österreichischen  Staatseisenbahn-Gesellschafl  in  Betreff 
des  Ueberganges  der  Strecke  Czegl^-Szolnok  von  letzterer  an 
erstere  geschlossen  hatte,  entfällt  nunmehr  die  in  der  Allerhöchsten 
Concession  der  Theiss-Bahn  begriffen  gewesenen  Strecke  von  Pest  nach 
Miskolcz,  und  es  beschränken  sich  die  von  letzterer  Gesellschaft 
zu  betreibenden  Linien  auf  jene  von  GzeglM  nach  Debreczin,  von 
Püspök-Lad4nj  nach  Grosswardein,  von  Szolnok  nach  Arad,  von 
Debreczin  über  Tokay  nach  Miskolcz  und  von  Miskolcz  nach  Kaschau 

V.  Czoernig,  Oesterreich's  Neugestaltung.  46 
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in  der  Gesamnitlänge  von  7(5  Meilen.  Die  galizi^elie  Carl-Liidwigit- 
GesellBchaft  beschränkt  hicIi  (wie  erwäimt)  auf  die  Hau|»llinie  von 
Krakau  nach  liemberg  (47  Meilen)^  die  böhmieche  We^^thaliu- 
Gesellsehaft  vorläufig  auf  den  Auebau  der  Streeke  Prag-Pileen-Furth 
(böhmiHrhe  Gränzo)^  sowie  die  Kfirutbner  Bahn  auf  die  Uau|itiinie 
Marburg -Villach  und  deren  Verl&igerung  nach  Brixen.  Dagegen 
hat  sich  die  k)nibardi8ch-veneziani8che  Eiseiibahn-GesellBchaft  verbind- 
lich gemacht^  den  Ausbau  des  ihr  conces^ionirten  Eisenbabiinetzeiii 
dadurch  zu  beschleunigen ,  dass  sie  di&  Strecke  von  Mailand  nach 
Piacenca  binnen  zwei  Jahren  und  die  Flügelbahn  derselben  von 
Melegnano  nach  Pavia^  dann  die  Strecke  von  Bergamo  nach  Leocu 
binnen  drei  Jahren  fahrbar  herstellt.  Da  diese  Gesellschaft  zugleich  die 
CoDoession  für  die  italienische  Central-Bahn  (von  Piacenza  bis  Pistoja) 
hat,  so  beschloss  sie  zur  Gewinnung  eines  geeigneten  Auagnugs- 
punctes  die  Bahnstrecke  von  Pistoja  nach  Fk>renz  an  sich  zu  brin- 
gen, was  auch  bereits  erfolgt  ist. 

Um  den  Geldmarkt  vor  Ueberfüllung  mit  Eisenbahn- Actien  zu 
bewahren ,  zugleich  aber  den  Weiterbau  der  in  der  Anlage  begrif- 
fenen Eisenbahnen  sicher  zu  stellen,  wurden  mehrfache  Maassregeln 
in  das  Werk  gesetzt.  Es  wurde  die  Vorkehrung  getroflfen,  da£8 
dkr  die  benfits  Allerhöchst  concessionirten  Bahnen,  welche  noch 
keine  Actien  ausgegeben  hatten,  während  des  Jahres  1858  keine 
Ausgabe  von  Actien  erfolgt;  dahin  gehören  die  galizische  <3arl- 
Lodwiga-Bahn ,  die  Kämthner  Bahn,  die  kroatisclie  Bahn.  Die 
Kämthner  Bahngesellschaft  wurde  jedoch  durch  ein  von  der  Cre- 
dits-Anstalt  bewilligits  Anlehen  von  drei  Millionen  Gulden  in  den 
Stand  gesetzt,  den  Bau  ihrer  Bahn  im  Jahre  1857  zu  beginnen  und 
im  Jahre  1858  fortzusetzen.  Hinsichtlich  mehrerer  anderer  im  Baue 
begriffenen  Bahnen  wurde  das  Actien-Gapital  einstweilen  vermindert 
und  das  Mittel  gefunden ,  den  Bau  fortzusetzen ,  ohne  dass  im  Jahre 
1858  eine  weitere  Einzahlung  gefordert  würde.  Die  Kaiserin- 
EUsabeth-Bahngesellschall  zog  kraft  eines  in  der  General-Versamm- 
lung vom  15.  Mai  1857  gefessten  und  von  der  Staatsverwaltung 
genehmigten  Beschlusses  Actien  im  Betrage  von  15  Millionen  Gulden^ 
worauf  4,500.000  fl.  eingezahlt  gewesen,  vor  der  Hand  aus  dem 
Umlaufe,  so  dass  demgemfiss  das  circulirende  Actien-Capital  nocli 
50  Millionen  Gulden  betrug.  Durch  eine  ähnhchc  Maaasregel  ver- 
minderte die  Aussig -Teplitzer  Bahn  ihr  ursprttnglich  auf  drei  Mil- 
lionen festgesetztes  Actien-Capital  mittelst  Beschlusses  der  General- 
Versammlang  vom  18.  März  1858  auf  zwei  Millionen  Gulden,  mit 
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dem  Vorbehalte^   die  noch   fehlende   Million   durch   Ausgabe   von 
Prioritöts-ObKgationen  zu  decken. 

Neuerlich  aber  ward  eine  Credit-Operatiou  ausgefllhrt^  welche 
dahin  abzielt^  mehreren  Bahnen  die  zum  Baue  während  des  Jahres 
1858    erforderlichen    Geldmittel    mittelst    Aufnahme    von    Anlehen 
zu  liefern.    Die  Credit-Gesellschaft  erhielt  die  Allerhöchste  Geneh- 
migung   zur    Emittirung    eines    unverzinslichen    Ix>tterie-Anlehens 
von  40  Millionen  Gulden  Bank-Valuta  (gleich  42  Millionen  Gulden 
der    neuen    österreichischen    Währung),    wogegen    sie    sich    ver- 
pflichtete, der  Kaiserin-Elisabeth-Bahngesellschaft  ein  in  drei  Ter- 
minen (am   1.  Juni,   1.   September   1858   und    1.   Februar  1859) 
fflliges  Anlehen  von  15  Millionen  Gulden  Bank-Valuta,  der  Theiss- 
Bahngesellschaft  ein   ebenialls  in  drei  Terminen  (1.  Mürz,  1.  Juli, 
1.  Getober  1858)  fälliges  Anlehen  von  gleichem  Betrage  zu  gewäh- 
ren.   Dagegen  reduciren  die  genannten  Gesellschaften  ihr  im  Um- 
laufe befindliches  Actien  -  Capital ,  und  zwar  jene  der  Kaiserin  Eli- 
sabeth-Bahn auf  30  Millionen  und  jene  der  Theiss-Bahngesellschaf^ 
auf  24  Millionen,  zu  welchem  das  neue  Anlehen,  eine  Prioritäts- 
Schuld  bildend,  hinzukömmt,  welche  letztere  sammt  Zinsen  durch 
eine  Annuität  yon  66  Jahren  getilgt  werden  soll.    Die  Reduetion 
erfolgt  in  der  Art,  dass  für  je  ftinf  Actien,  worauf  BO  Percent  ein- 
gezahlt   worden   waren,    drei    Actien   mit   einer   Einzahlung    von 
50  Percent  hinau^egeben   werden.    Ferner   erhält  die  sttd-nord- 
deutsche  Verbindungsbahn-Gesellschaft  von  der  CreditrAnstalt  die 
Zusicherung  eines  Anlehens  von  drei  Millionen  Gulden  (welche  zu 
dem  Actien -Gapitale  von  15  Millionen  Gulden  das  von  der  Staats- 
Verwaltung    garantirte  Gesammtanlage -Capital    von    18   Millionen 
Gulden  ausmacht)  und  es  wurde  von  der  gedachten  Anstalt  der 
Aussig-Teplitzer  Bahn  auf  die  von  iiir  zu  emitlirenden  Priorität^- 
Obl^tionen  von  1  Million  Gulden  eine  Belehnung  von  85  Percent 
gegen  Rückzahlung  in  bestimmten  Terminen  gewährt.    Endlich  M^ard 
auf  Grundlage  der  erwähnten  Credits- Operation  auch  der  Gesellschaft 
des   österreichischen  Lloyd   ein  Anlehen   von  6  Millionen  Gulden 
(theil weise  zur  Bedeckung  eines  bereits  früher  gemachten  Anlehens 
von  4  Millionen  Gulden)  von  der  Credils- Anstalt  zugestahden*. 

Damit  im  Zusammenliange  stand  die  Maassregel,  dass  die 
Actien-Gesellschaften,  welche  die  Allerhöchste  Concession  auf  aus- 
gedehntere Bahnlinien  erhalten  hatten,  ermächtigt  wurden,  ihr 
Actien-Gapital  vorläufig  den  zunächst  zur  Ausfuhrung  beaksichtigten 
Linien  anzupassen,  wornach  di<*  galizinche  Cnrl-Ludwigs-Bahn,  wie 
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bereits  erwifant,  ihr  Actieii-GapitaF  ftir  die  zu  vollendende  Balin 
TOD  Kiakaa  bis  Lembcrg  auf  15  Millionen  ^  die  Theias-Bahn  fiir  die 
linie  CkegKd-I>ebreczin^  Tokay-Hiskolcz-Kaflchau  nebst  den  FlQgel- 
haliM»  POspök-Ladiny-Grosswardein  und  Szolnok-Arad  aaf  40  Mil- 
lioaen«  (fie  böhmische  West -Bahn  fikr  die  Bahn  von  Prag  Aber 
Pilsen  nach  F^rth  aaf  90  Millionen,  die  Kftmthner  Bahn  ftlr  die 
linie  Marborg-Yillach-Biixen  auf  40  Miltionen,  die  kroatische  Bahn 
fiir  die  Strecke  Stanbruck-Agram  auf  10  Millionen  GoMen  festge* 
aetit  bat. 

Es  betrtgt  demnach  das  gegenwärtig  festgestellte  AeUen-  und 
Oesammtanlage- Capital  der  enrähnten  Bahngesellschaften  nach- 
stehende Summen  und  zwar: 

Actien-  Gesammtanlape- 

CapiUl.  Capital. 

Kuserin-Eiisabeth-Bahn    ....  30Mill.  Guld.  45  Mill.  Guld. 

TheiasAdm ^.  ^  40^ 

Gmlnisdie  Oarl-Ladwigs-Bahn  .    .  -    «  ^  15    ^ 

Bfihmisdie  Westbahn      -    .  ^  30    ^ 

Kinthner  Bahn —    .  ^  40l        ^ 

Säd-Noiddeatsche  Verbindungsbahn  15    .  ^  18    ^        ^ 

Asse^TepGtaer  Bahn      ....  2    ^  ^            3    ^        ^ 

ffienu  kommen  noch  die  Actien  im  Betrag  von  15  Miiliooen 
GoMen  ^  welche  die  Kaiseiin-Elisabeth-Bahn  vorläufig  aus  dem  Um- 
laafe  gengen  hat^  welclie  aber  noch  immer  ein  Eigendinm  der 
Geselfechaft  bilden  und  bd  fortsdireitendem  Baue  nadi  Erforder- 
niss  in  Folge  neuerlichen  Beschlusses  zur  Ausgabe  gelangen  können. 
Die  Verändernngen,  welche  hierdurch  in  der  GesammÜänge 
der  beflehenden,  im  Baue  b^rifienen  und  in  Angriff  zu  nehmenden 
Bahnfinien  eintreten,  liedingen  das  nachstehende  GesammtrAusmaass 
dct  in  Frage  kommoiden  Bahnoi : 

Kaiser-Ferdinands  Nordbahn 81  Meilen 

Kaisoin-Elisabeth-Bahn 81      ^ 

Tbeiss^Bahn 76      , 

Gafinsdie  Gurl-Lud^vigs-Bahn 52      ^ 

KSnithner  Bahn 40      ^ 

In  dem  Baufortsehritte  der  dnzelnen  Bahnen  haben  sich  fol- 
i^nde  Ergebnisse  herausgestellt: 

Die  kiadno-Nulachilzer  Bahn  zum  Transporte  der  Eisenerze 
und  des  Kalkstanes  filr  die  Kkidnoer  Hochöfen  bestimmt,  2%  Meile 
binK^i  ist  vollendete  und  wird  eben  dem  Betriebe  übergeben. 
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Im  Jahre  1858  werden  zur  Vollendung  gelangen:  die  Staats- 
bahn von  Innsbruck  nach  Kufstein  (bairische  Gränze)  10  Meilen^ 
ferner  von  Verona  nach  Botzen  lO'/,  Meile,  beide  am  1.  October  1.  J.; 
bei  der  Staatseisenbahn -Gesellschaft  die  Strecken  Temesvär- 
Jassenova  und  Oravicza-Steierdorf  19 V4  Meile  (im  Mai),  womach 
die  Eisenbahn-VerUndung  von  Wien  bis  an  die  untere  Donau  bei 
Basiasch  hergestellt  sein  wird,  bei  der  Theiss-Bahn  die  Strecke 
Püspök-Ladänj-Grosswardein  9  Meilen  (im  Mai),  dann  die  Strecke 
Szolnok-Arad  18 V4  Meilen  (zu  Ende  des  Jahres),  bei  der  Kaiserin- 
Elisabeth-Bahn  die  Strecke  Wien-Dnz  26  Meilen  (zu  Ende  des 
Jahres),  bei  der  sttd-norddeutschen  Verbindungsbahn  die 
Strecke  Josephstadt -Falgendorf  und  Falgendorf- Reichenberg  sammt 
der  Flügelbahn  von  Schwadowitz  (18%  Meilen)  im  Laufe  des  Jahres, 
die  Aussig-Teplitzer-Bahn  2'/,  Meile  (im  Mai),  die  Gratz- 
Kö flacher  Bahn  5  Meilen  (im  October).  Es  werden  daher  im 
Laufe  des  Jahres  1858  nicht  weniger  als  128%  Meile  Eisenbahnen 
in  Oesterreich  zur  Eröffnung  kommen.  Hieran  werden  sich 
im  Jahre  1859  die  Strecke  von  Linz  nach  Salzbui^  (bairische 
Gränze)  18  Meilen,  von  Mailand  nach  Buüalora  6  Meilen,  von 
Casarsa  nach  Udine  4'/}  Meile,  von  Debi-eczin  nach  Miskolcz  18 
Meilen,  von  Reichenberg  nach  Zittau  3  Meilen,  von  Debica  nach 
Rzeszow  6V2  Meile,  und  von  Kanischa  nach  Pragerhof,  vielleicht  auch 
jene  von  Klagenfurt  nach  Unter-Drauburg ,  sowie  von  Steinbrück 
nach  Agram  reihen,  wornach  der  Fortschritt  des  Jahres  1859  nicht 
weit  hinter  jenem  des  Jahres  1858  zurückbleiben  dürfte. 

Seite  457  u.  ff.  Von  den  Regierungen  des  deutsch -öster- 
reichischen Telegraphen- Vereins  wurde  auf  der  in  Stuttgart  zusam- 
mengetretenen ftinften  Conferenz  eine  Revision  und  Vervollständigung 
der  sich  auf  diesen  Verein  beziehenden  Verträge  vorgenommen  und 
unterm  16.  November  1857  ein  revidirter  deutsch-österrei- 
chischer Telegraphen-Vereins-Vertrag  vereinbart.  Diesem 
zufolge  zerfallen  die  Telegraphen -Stationen  rücksichtlich  der  Zeit 
fiir  die  Aufgabe  der  Depeschen  in  drei  Klassen ,  nämlich :  Stationen 
mit  Tag-  und  Nachtdienste,  Stationen  mit  vollem  Tagesdienste,  und 
Stationen  mit  beschränktem  Tagesdienste,  und  sind  in  Bezug  auf 
die  Behandlung  der  telegraphischen  Depeschen  zu  unterscheiden: 
a)  Staats-Depeschen  der  dem  Vereine  angehörigen,  sowie  der  ver- 
tragsmässig  berechtigten  Regierungen;  b)  Dienst -Depeschen,  die 
sich  ausschliesslich  auf  den  Telegraphen-Dienst  beziehen  oder  drin- 
gende Maassregelu  oder  schwere  UnfHlle  auf  Eisenbahnen  betreffen; 
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r  I  Prii^i-Depe^vliefi.  Die  Einheit  der  Beförderungs-Gebtthren  bildet 
K  bmIi  der  Wilmiiig  der  Aufgabe-StatioDeD  der  Satz  von  12  Sgr. 
=  9B  Krener  önlerreieiiisch  =  42  Kreuzer  süddeutsch  =  70  Ceuts 
Mrtkriiodttdi  =  1' ,  Francs  f&r  die  einfache  Depesche,  als  welche 

«  die  aichl  aoiehr  als  20  Worte  enthält,  anzusehen  it^t.  Fflr 
10  Worte  wird  jedesmal  die  Hälfte  der  Einheits- 
eiiiobeii.  Die  Zonen  bestimmen  sich  durch  direele 
EfidefBanseo  io  der  Weise,  dass  die  ersten  10  geographischen 
Mrsim  di^  cnle«  die  feinden  15  die  zweite,  die  nächstfolgenden 
Ji»  die  diine  and  sofort  immer  eine  um  fiinf  Meilen  vergrns- 
9<ffV  AaaU  eine  weitere  Zone  bildet.  Die  nach  Maassgabe  der 
WdtBKil  lar  die  erste  Zone  ermittelte  Gebühr  steigt  jedesmal  um 
Being  fiir  jede  folgende  Zone.  Sonst  sind  die  Bestini- 
di»e$  Ycftngs  im  Wesentlichen  die  früheren.  Der  Ver- 
inc  mn  an  1.  April  1858  auf  die  Dauer  von  sechs  Jahren  in 
knft  «Dd  wird,  wenn  er  nicht  spätestens  ein  Jahr  vor  dessen  AI)- 
iaac'  i>f4^äDdigt  wiid,  auf  weitere  seclis  Jahre,  und  sofort  von  seclu« 
n  jv^  Jahren  al:^  veriäi^^ert  angesehen. 

S^ife-  jC2^.  In  Folge  Allerhöchster  Genehmigung  vom  16.  Juli 
l>o^  wanie  duivh  Ministenal- Verordnung  vom  28.  Juli  185<)  ftir 
litiii^  aod  die  Bidiowina  die  Behandlung  jener  aus  dem  bestau- 
«atttcM  sniDduerrhehen  Verlwltnisse  herrührenden  Anfordeniugeu 
aaä  cSJxitii^keUen.  welche  im  Wege  der  Grundentlastung  ihre  Er- 
Wv^L::;^^  aichl  gefunden  haben,  geregelt  Diese  Anforderungen  und 
Sr^ä^ritra  belreflen:  die  Einbringung  jener  aus  dem  Unterthans- 
^^ler  tiiK-ni  aoalu^n  Verhältnisse  herrührenden  rückständigen  Lei- 
^.iiiv.^««  weiche  nichl  bereits  von  den  Gniudentla^tungs- Organen 
.»*^KUrt  wv^den  sind,  die  Geltendmachung  der  Prägravatious-Au- 
jt^tA^"  d  r  2t'WtM*iH*n  Cnterthanen  an  die  ehemaligen  Grundherr- 
?ciwnt"iK  i:k  tiul»riiipi:  g  der  von  diesen  an  jene  aus  eigenen  Mitteln 
ixÄ-tUi^n  riikiviwtzinig^- Vorschüsse  und  endlich  die  Grundent- 
rK«.«i.4>-  uiKlSirviiulen-Stmtigkeiten,  und  sind  bei  der  Kreiöbehorde 
».a;;:v.- XUHK  wekho  in  trbter  Instanz  zur  Eiit.scheidung  cüm])etent 
tf^.L>i:.K  tu  cito  Ii  stanz  184  die  Landcsstelle,  gegen  deren  Eut- 
MriK^^ur.^n  nur  dann,  wemi  8?ie  den  Ausspruch  der  Kreisbehörde 
rx.^  bt^Äiiül,  die  wiitere  Borufiiug  an  das  Ministerium  des  Innern 
S^il  li:xKU^  K,i  ViWt-isungderGnindentziehungs- undServituten^ 
Wrxv  keitui  auf  d.n  Rwhtsweg  hat  der  ehemalige  Unterthan  auf 
-V  vTmeiuiw:  duivh  die  Finanz- Procura tur  Anspruch  zu  niaclien 
'  te4  tvr  Kedil^^iwi  bei  jenem  Gerichtshofe  zu  miiron,  an  dessen 
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Sitze  bieli  die  zur  VeHretung  berufene  Finanz-Procuratur  oder  deren 
Expoeilur  befindet.  In  der  Bukowina  bildet  statt  der  Kreisbehörde 
das  Bezirksamt  die  erste  Instanz. 

Seite  536.  Die  gesammte  Gnindentlastungs  -  Entschädigung 
l>eläuft  sich  in  Ungern  auf  149,749.420  fl.  (nämlich:  23,820.980  fl. 
im  Pest-Ofner,  35,713.970  fl.  im  Pressburger,  45,517.700  fl.  im 
Oedenburger,  20,135.300  fl.  im  Kascliauer,  24,561.470  ft.  im 
Groshwardeiner  Verwaltungsgebiete),  in  der  Wojwodschaft  und 
dem  Banate  auf  40,055.360  fl.,  in  Kroatien  und  Slavonien  auf 
14.944.780  fl. 

Seite  539.  Das  in  den  venezianischen  Provinzen  unter  dem 
Namin  ^Pensionatico'^  bestehende  Weiderecht  darf,  zufolge  kaiser- 
Heiler  Verordnung  vom  25.  Juni  1856,  nur  noch  bis  zum  Schlüsse 
der  Weide  -  Periode  des  Jahres  1859—60  ausgeübt  werden.  Von 
diesem  Zeitpunete  an  ist  die  Ausübung  dieses  Rechtes  untersagt 
und  dasselbe  wird  als  gegen  Entschädigung  der  Eigenthümer 
autgehoben  erklärt,  welche  in  dem  zwanzigtachen  Betrage  des 
vom  Eigenthümer  des  Peusionatico  in  der  zehnjährigen  Weide- 
Periode  vom  IS^y^g  bis  einschliesslich  iS^%^  durchschnittlich  be- 
zogenen jährlichen  reinen  Erträgnisses  als  Capitale  besteht.  Die 
betreffenden  Gemeinden  müssen  dieses  Capital  an  den  Servituts- 
Berechtigten  längstens  binnen  20  Jahren  abftihren ,  mittlerweile  aber 
mit  fünf  vom  Hundert  verzinsen.  Dagegen  ist  den  Gemeinden  fiir 
die  geleistete  Entschädigung  der  Ersatz  von  Seite  der  Besitzer  der 
mit  dem  Peusionatico  belasteten  Grundstücke  nach  Maassgabe  und 
im  Verhältnisse  der  Belastung,  gleichfalls  binnen  20  Jahren  (und 
zwar  in  20  gleichen  Jahresraten)  und  mit  5  Perceut  verzinst,  zu 
leisten.  Zur  Durchfllhrung  der  Ablösung  wird  in  jeder  Provinz 
eine  besondere  unter  dem  Vorsitze  des  Delegaten  aus  zwei  Mit- 
gliedern der  P]rovinzial-Ck)ngregation  und  zwei  Käthen  des  Justiz- 
Tribupals  zusammengesetzte  Commission  aufgestellt,  gegen  deren 
Entscheidung  an  die  (unter  dem  Vorsitze  des  Statthalters  aus  zwei 
Käthen  der  Statthalterei,  zwei  Käthen  des  Ober-Landesgerichtes  und 
zwei  Deputirten  der  Gentral-Congregation  bestehende)  Landes-Com- 
mission  in  Venedig  recurrirt  werden  kann.  Als  dritte  Instanz  ist 
beim  Ministerium  des  Innern  eine  Commission  bestellt,  welche  aus 
drei  Hofräthen  des  obersten  Gerichtshofes  und  aus  drei  Käthen  des 
Ministeriums  des  Innern  zusammengesetzt  ist  und  in  welcher  der 
Minister  des  Innern  oder  dessen  Vertreter  den  Vorsitz  führt. 

'Seite  573.    Mit  kaiseriichem  Patente  vom  27.  März  1858  wurde 
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in  Dalmatien  das  allgemeine  Forstgeeetz  vom  3.  December  185*2 
eingeführt  und  vom  1.  November  1858  an  in  Wirksamkeit  gesetzt. 
Seite  619.  Dem  Coneordate  gemäss  haben  sich  die  Bischöfe 
der  im  Jahre  1856  zu  Wien  gehaltenen  Versammlung  über  gewisse 
Bestimmungen  geeinigt,  welche  ihnen  bei  Einrichtung  der  theo- 
logischen Diöcesan  -  Lehranstalten  (mit  Ausnahme  der  den  lombar- 
disch«venezianischen  Diöcesen  angehörigen)  zur  Richtschnur  dienen 
sollen  und  mit  Verordnung  des  Cultus- Ministers  vom  29.  März 
1858  bekannt  gegeben  wurden.  Nach  diesen  sind  in  die  theolo- 
gischen Studien  nur  Solche  aufzunehmen,  welche  das  Unter-  und 
Ober -Gymnasium  mit  hinreichendem  £rfolge  zurückgelegt  iiaben. 
Die  Theologie  zerfallt  in  vier  Jalirgänge,  und  wird  von  sechs  oder 
wenigstens  vier  Professoren  vorgetragen.  Dogmatik,  Moral  und 
Pastoral,  Kirchengeschichte,  Kirchenrecht,  die  heilige  Schrift  des 
alten  und  neuen  Bundes  und  hebräische  Sprache  sollen  an  allen 
theologischen  Lehranstalten  und  zwar  in  lateinischer  Sprache  gelehrt 
werden.  Als'  Professoren  der  Theologie  sollen  vom  Bischole  nur 
Solche  angestellt  wei'den,  die  ihre  Beföhigung  durch  eine  schrift- 
liche Prüfung  und  einen  mündlichen  Probevortrag  ausgewiesen 
haben;  doch  kann  mit  Männern,  welche  ihre  Fähigkeit  durch  Lei- 
stungen als  Lehrer  oder  Schriftsteller  bereits  hinreichend  bewährt 
haben ,  eine  Ausnahme  gemacht  werden.  Bei  Erledigung  von  Pro- 
fessoren-Stellen an  den  theologischen  Facultäten  setzt  sich  der  Bischof 
mit  dem  Gultus-Ministerium  in  das  nothwendige  Einvernehmen. 
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